








' 
‚ 
J 
I 
i 
f 


® Digitized by Google 


- TE ur — e- —— UT a # Ya Li - n * ß 
— £ f u A - . \ 
LE age —* ur; 


Kenaten: 


9 reu ö i 6 en 
innern Staats. Verwaltung 


——— 


Herausgegeben 
— | von. | 
K. A. von amp, 
Koͤnigl. wirklichem Geheimen Rathe und Director zu. ꝛc. 


AU," 


ATi 





Zehnter Band. Jahrgang 1826. 
Drittes Heft. Juli bis September, 
Berlin 1826. 


In der Expedition der Annalen, beim Hofrat Schmidt, 
im Königl. Miniftertum des Junern und ber Polijzei. 








z a 
' 
x J 
' 
- f A 
» 
* 
I - 
[3 
% 
’ k 
.- 
* 
* 
- 
> ⸗ 
[3 
2 * 
. 
- 
* 
} * 
\ 
> 
u . 
» 
/ ‚ 
P 
Ä - 
% 
— ⸗ 
* 
. 
* * 
. i 2 
r..: f . g 
- * v 
* 
e J J 
* 
er 
‘ it; 
P wis “oh. P 
Ts! 
- 
J 
⸗ 
Ninitonr ’ansle 
Digitized by GOOgR 
* * ⁊ 


* 
[3 - % 


Erfier Abſchnitt. Einheimiſche Gefeggebung. 


wer 


1. Allgemeine Verwaltungs s Sachen. ” 


N. Verhaͤltniſſe zu auswaͤrtigen Staaten. 
DI. Staats» Einkünfte. 
A. Finanz⸗ Verwaltung im Allgemeinen. 


B. Stumm, “in 


©. Forſt⸗ und Tagd- Verwaltung. = 


D. Poſt · Verwaltung. 2— 





IV. Rationa [+ Indußrrie. — W 


s — 





v 


Seite 


718 — 722 
723 — 736 
136 — 138 
739 —.7147 


Au — 760 


760 — 781 


— 





Erſter A bſch nitt. 


Ar . Einheimiſche — 
Geſeb gebuns 
8 J. 
Alhenenne Verwalnungẽ⸗ Sachen. 


Allerhdehſte — Ordre, die Bffentliche — 
der ausſchließlich durch die Amtsblaͤtter bekannt gemach⸗ 
. ten Geſetze und. Verordnungen betreffend. 


ar den Bericht des Staats: Minifteriumd vom 28ſten 
v. M. über die öffentliche Gültigkeit der durch die Amts⸗ 
. biätter befannt gemachten Gefege, gebe Ich demfelben zu 
erkennen: daB nach den deutlichen Beltimmungen der Ges 
fege vom 27. Dftober 1810, 28. März 1811 und 14. 
Jamar 1813, ein durch das Amtsblatt befannt gemach⸗ 
tes Gefeß, wenn es auch nicht in die Geſetzſammlung auf: 
genommen ift, für die Eingefeffenen ded Negierungs Be: 
zirfs, in deffen Amtsblatt ed erfcheint, verbindliche- Kraft 
bat, ohne Unterſchied, ob es eine allgenieine, auf ſaͤmmt⸗ 
liche Unterthanen der Monarchie gerichiete Vorſchrift, oder 
Annalen. HALL, 1886, Oo 
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eine, nur die Eingefeffenen des einzelnen Regierungs⸗ Ber 
zirks verpflichtende Anordnung enthaͤlt, woraus von ſelbſt 
folgt, daß eine in die ſaͤmmtlichen Amtsblaͤtter der Mo: 
narchie aufgenommene gefegliche Beſtimmung, wenn fie 


auch nicht der Gefegfammfung einverfeibt wird, für alle 


Unterthanen der Monarchie verbindend und gültig iſt. 
Daß ein allgemein verpflichtended Geſetz ausfchließend nur 
durch die Bekanntmachung in der Gefeßfammlung öffent: 
liche Gültigkeit erfange, ift fo wenig. vorgefchrieben, daß 
‚vielmehr die Amtsblötter als das Organ bezeichner find; 
durch welches der Wille ded Gefeßgeberd den Unterthanen 
bekannt werden fol, weil ein in der Geſetzſammlung ab: 
gedruckte Gefeg nicht eher für publicirt geachtet werden 
Tann, als bis deffen Erfcheinung nach Titel, Datum und 
Nummer in den Amtsblättern angezeigt if. Um fo we; 


niger kann ed den geringften Zweifel unterliegen, daß ed 


für eine völlig hinreichende Publifation des Geſetzes gel 
ten müfle, wenn ed feinem volftändigen Inhalte nach in 
die Amtsblätter aufgenommen wird. Nur die Nückfichten, 
theild auf den Koften» Aufwand, theils auf den leichtern 
‚und beguemern Gebrauch für die gerichtlichen und verwals 
tenden Behörden, haben. der Befanntmachung allgemeiner 
Gefeße durch eine einzige Sammlung, den Vorzug vor der 
Bekanntmachung durch die verfchiedenen Amtsblaͤtter der 
einzelnen Regierungs-Bezirke verfchafft, wobei «3 als Nies 
gel auch dergeftalt fein Bewenden haben full, daß die Ges 
ſetzſammlung die allgemeinen Gefege enthalten, und das 


‚Amtsblatt vorzüglich nur zur Aufnahme abminifirativer 


Verfügungen beſtimmt bleiben muß, ohne daß die verbind« 
lihe Kraft des Geſetzes bezweifelt werden darf, wenn aus 
befondern Gründen gut gefunden wird, es nicht durch die 


Pd 


Gefesfammiung, fondern durch die Amrsblätter bekannt 


machen zu laffen. Hiernach berichtigt fich die irrehümliche 
Anſicht des Ober: Landes» Gerichtd zu Breslau, in Bezie⸗ 
bung auf die gefegliche Anwendbarkeit Meiner Drdre vom 
10. Januar 1824, durch welche Ich das Negulativ des 
Finanz: Minifteriumsd von ı. December 1820, wegen der 
Maiſch⸗Steuer, genehmigt habe. 


a: - ‚563 
Sch beanftrage dad Staats -Mintfterium, diefe Ordre 
fowohl durch die Geſetzſammlung, ald durch die einzelnen ' 
Amssblätter befanne machen zu laſſen. 
Toͤplitz, den 24. Juli 1826. | | 2 

| Friedrich Wilbelm. 


| m | 
das Staats. Miniferfum. | | 


2. 

Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern 

an fümmeliche Königl. Regierungen, die Edition 
und ben Debit ber Amesblaͤtter betreffend. 


1 


Des — Majeſat haben mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 31. Anguft pr. zu befehlen geruhet, 
daß alles Ernſtes auf Verminderung der Koſten der Amts⸗ 
blaͤtter Bedacht genommen werden fol. Zu dieſem Behuf 
wird im Einverſtaͤndniſſe mit der Koͤnigl. General⸗Kontrolle 
vorerſt Folgendes feſtgeſetzt: J 

1) Alle ſolche Anweiſungen der Unter: Behörden, weiche 
für das Publikum kein Intereſſe haben, und jenen 
wohlfeiler durch gefchriebene oder gedruckte Eircula- 
rien befannt gemacht werden können, überhaupt aber 
alle amtliche Bekanntmachungen, zu deren öffentlis 
cher Mittheilung Feine Nothwendigkeit und fein drin⸗ 
gender Anlaß vorhanden iſt, find aus dem Amts⸗⸗ 

blatte wegzulaſſen. | J 

2) Die Redaction des Amtsblattes muß, wo nicht be⸗ 
ſondere Gruͤnde der Ausnahme obwalten, ohne be⸗ 


fondere Vergütung von Seiten der Regierungs⸗Be- 


amten beforgt werden. 

3) Die Auflagen der Amtöblätter find fo zu machen, 
daß die Exemplare für den nachträglichen Debit eine 
beftimmte dem befonderen Bedürfniffe des dortigen 
Depgrtementsd entfprechende Zahl nicht überfleigen. 

4) Die Sachregiſter dürfen mu nicht mehr als 
o 2 
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unentgeldliche Beilagen des Amtsblatts mitgegeben, 
fondern nur gegen Bezahlung verabfolge werden, und 
find vie Preife fo zu beſtimmen; daß die Koften da⸗ 
mit beftritten werden Finnen. 

5) Ruͤckſichtlich des Formats, der Güte des Papiers 


und des Drucks werden die Amtsblaͤtter von Pots⸗ 


dam und Frankfurt ald Mufter empfohlen. 
Bei den wegen der Druckkoſten ferner abzuſchlie⸗ 
ßenden Kontrakten muß 
Satz, Druck und Papier, 

jedes beſonders, verdungen, und durch eine ſolche 
Auseinanderſetzung der Arbeit in ihre koſtenden Be⸗ 
ſtandtheile die naͤhere Pruͤfung der Forderungen moͤg⸗ 
lich gemacht werden. 


6) Der Debit und die Spedition der Amtsblaͤtter find, 


fo weit ed noch nicht gefchehen und nur irgend mögz - 


‚Sich, in die Hände der Poſt-Aemter, und zwar nach 
Manfgabe der zwiſchen der Königl, General:Kontroffe 
und. dem Könige. General: Boftamte getroffenen les 
bereinfunft zuc unentgeldlichen Verwaltung zu 
geben, und muß wegen der ausnahmsweiſen erfor: 
derlichen Tantieme in den fpeziellen el im Etat 
das Nöthige bemerkt werden ; 


7) Der Bergütungsd: Sag für Schreib⸗ und Pack · Ma⸗ 


terialien wird hiemit auf Drei Prozent der Einnah⸗ 
me fuͤr verkaufte Amtsblaͤtter feſtgeſetzt. 


Hiernach iſt nunmehr das Weitere ruͤckſichtlich der in 
dem dortigen Departement erforderlichen Abänderungen . 


des bisherigen Verfahrens zu veranlaffen. 


Zugleich wird der Königl. Regierung bemerklich ges - 


macht, daß die Könige. General Kontrolfe den eingereichs 
ten Amtsblatt-Etat, welcher nach Maaßgabe der bisheri- 


gen Erfahrungen und Einrichtungen angelegt ift, nicht zur 


Bollziehung geeignet gefunden hat. Abgefehen davon, daß 
durch die vorſtehend erlaffenen Beftimmungen. die Herbeis 


führung einer Erfparniß vorausgefegt wird, ſo iſt auch 
in Beziehung auf die Etaröfertigung noch für- nörhig ers . 
* — daß in den Etats angemerkt werde, von wem 


| 7 ⏑——— 2 & 
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a) bie Haupt» Spebition - — 
) die Diſtribution ꝛc. — 
der Amtsblaͤtter beſorgt wird. Denn wie bereits zu 6) 
bemerkt iſt, fo faͤllt die Tantieme für die Geſchaͤfte da, 
wo ſolche die Poſt⸗Beamten beſorgen, weg. Da wo die 
qu. Arbeiten aber von anderen Behoͤrden oder Perſonen 
beſorgt werden, wird eine angemeſſene Vergütung allers 
dings gewährt werden muͤſſen: jedoch erfcheinen die bis— 
herigen Säge zu hoch. Wie hiebei nah Maaßgabe der 
Gefhäfte eine Ermäßigung zu beftimmen ift, hät die Koͤnigl. 
Regierung in DBorfchlag zu bringen. Auch wird Diefelbe 
unter Nückfendung der eingereichten Etats⸗Belaͤge ange: 
wiefen, nach Vorſtehendem einen anderweiten Amtsblatt: 
Etat aufzuftellen, und die Gründe: etivaniger —— 

anzuzeigen. 

(Zufäge an einzelne Regierungen.) J). | 
Uebrigens find in dieſem neuen Etats⸗Entwurfe auch 
die etwa vorkommenden Einnahmen fuͤr ſolche Inserata 
auszuwerfen, die in der Regel nur gegen Bezahlung von 
Gebuͤhren in die Amtsblaͤtter ſelbſt aufgenommen werden. 
In dieſem neuen Etats-⸗-Entwurfe iſt der Ueberſchuß 

nicht unter einem beſondern Titel zur —— zu ſtellen, 
ſondern durch den Schluß des Etats: 
Einnahme, 

Ausgabe, 


Ueberſchuß 
— 
+ Auch wird das dort ſtatt findende Verfahren, 100: 
nach die Herausgabe. des Anzeigers der Druckerei über: 
laffen iſt, weiterhin niche mehr zuläßig ſeyn, und hat fich 
die Königf. Regierung zu äußern, auf welche Weife hier: 
in vortheilhaft eine Aenderung zu treffen iſt? Endlich 
fönnen die im Etatd> Project ausgemworfenen ı2 Nthlr. 
für Anfertigung des chronologifchen Regiſters nicht weiter 
paffiten, da dies Gefchäft ex oflicio beforgt werden muß. 
Auch find die Einnahmen und. Ausgaben für das 
Sache egifier von den Koſten der Amtsblaͤtter nicht zu 
treunen. 


566° | ee. 
Uebrigens wird noch bemerkt, daß im dem neuen Etats⸗ 


Entwurfe auch die Koſten fuͤr die an oͤffentliche Behoͤrden 
| eg Amesblatt: Negifter nicht paſſiren koͤnnen. | 


Berlin, den 26. Mai 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. | 
= | Köhler 


3. | 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die unentgeltliche 
_ Aufnahme von Befanntmachungen ber Königl. Ober, 
Bergaͤmter in die Amtsblaͤtter betreffend: 


—— — — 


Der. König, Kegierung gereicht auf Ihren Bericht 


vom 30 Juni d. J. zum Beſcheide, daß allerdings auch. 


die Bekanntmachungen der Koͤnigl. Ober⸗Bergaͤmter we⸗ 
gen Verkaͤufe, Verpachtungen, oder ſonſtiger Dispoſition 


uͤber Gegenſtaͤnde ihres Reſſorts in den oͤffentlichen An— 


zeiger des Amtsblatts koſtenfrei aufzunehmen ſind. 
Berlin, den 6. Auguſt 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler 





4. | 
Refeript des König. Minifteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, daß ben Gendarmerie⸗ 
Offizieren von den Amtsblättern Feine Freiexemplare, 
wohl aber von dem öffentlichen Anzeiger, verab⸗ 
folgt werden koͤnnen. 





Der Königl. Regierung wird auf. Ihren Bericht vom. 


zıflen v. M., 


bie Verabreichung von Freis Exemplaren des Amtsblattes 
an Öendarmerie, Offiziere betreffend, 


— 
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in der abſchriftlichen Anlage (sub litt. a.) ein im diefer 
Beziehung unterm 20. März; 1822 an den Chef der Gen- 
darmerie, Herrn General. Lieutenant von Brauchitſch, 
erfaffenes Schreiben ‚zugefertigt, um daraus näher zu er: 
feben, daß die Gendarmerie-Dffiziere mit Nückficht auf die 
Beſtimmung des $. 8. der Verordnung vom 28. März ıgıı 
feinen Anfpruch auf unentgeltliche Berabfolgung des Amts⸗ 
blattes machen koͤnnen, da ſelbige mit feiner wirklichen 
Adminiſtration beauftragt ſind, vielmehr nur Dienſte zur 
Unterfägung der Adminifiration feiften, übrigens aber jegt 
Bloß zur Aufrechthaltung der Militair- Disziplin und Ord⸗ 
nung bei dem Korps der Gendarmerie felbft dienen. 

Die Koͤnigl. Regierung bat alfo Feine Frei-Exem⸗ 
plare des Amtsblattes an Senbaemere: :Dffiziere ferner 
verabfolgen zu laffen. 

Was aber die Vertheilung des ofentlichen Anzeigers 
an die Wachtmeiſter und Gendarmen betrifft, ſo iſt dieſe 
Einrichtung mit Ruͤckſicht auf die den gedachten Indivi⸗ 
duen obliegenden polizeilichen Dienſtleiſtungen zweckmaͤßig 
und daher beizubehalten. " " 

Berlin, den 26. Auguft 1826. 
‚ Minifterium ded Innern. Erfte Abtheilung, 
u, — id Köhler. 
| V. a. | 

Ew. Ercellenz ermwiedere Ich auf das geehrte Schreiben 
vom 26öften v. M, In Betreff der verlangten ferneren unent— 
geltlihen Verabfolgung der Amtsblätter an die Offiziere der 
Schleſiſchen Gendarmerlies Brigade ganz ergebenft, daß das Mis 
niftertum des Innern auf jede zuläßige Verminderung der Aus—⸗ 
gaben bei den Amteblättern um fo mehr Bedacht nehmen muß, 
ols die aus dem Debit derfeiben auffommenden Gelder bei 
weitem nicht hinreichen, die Koften zu decken, ja fogar die Fonds 
der Geſetzſammlungs-Debits⸗Kaſſe nicht einmal zu den erfors 
derlihen Zuſchuͤſſen auslangen; weshalb fchon fehr gegründete 
Ausftellungen von der Königl. Generals Kontrolle gemacht wors 
den find. 

Was den zur Begründung des Anfpruches, wofür Em. 
Excellenz Sich zu verwenden bewogen worden, angeführten $.8. 


568 | | a Pu | 
der Verordnung vom 28. März ızır anlangt, fo findet derſelbe 
auf, die gedachten Offiziere nicht Anwendung, da biefelben Eeis 
nesweges mit einer wirklihen Adminiftration beauftragt find, 
fondern nur Dienfte zur Unterſtuͤtzung der Adminiftration lei— 
ften; und wenn den Offizieren des früheren Gendarmerie-Korpg 
das Amtsblatt unentgeltlich geliefert worden, fo iſt zu erwägen, 
daß diefe fich in einer ganz anderen Stellung gegen die Civil, 
Behörden befunden, und an den Verwaltungs sGefchäften nach 
Inhalt des Edikts vom 30. Zuli ısız Antheil genommen ha⸗ 
- ben, wenigftens nehmen follten, wogegen fie jest nur zur Aufs 
rechthaltung der Ordnung bei dem Korps der Gendarmerie ſelbſt 
dienen. 
Unter diefen Umftänden muß ich bauch: Ew, Exeellenz 
Wuͤnſchen in dieſem Falle nicht entſprechen zu koͤnnen. 
—— den 20. u 1822, 
v. Shufmann. 


des Kinial. " Gerteral-teutenants- 
und Chefs der —— 
Herrn von Braucht ig 
Excellenz. 


| 5. | 
Circular⸗Reſcript der Königl. Minifterien, an fammtliche 
Königl. Regierungen, die von ben verfchiedenen Abeheir 
lungen ber Königl. RegierungssKollegien zu gebraus. 
chende Firma und die Form ber Ausfertigungen 
von Seiten berfelben betreffend. 


% 





Es it bei FE von pen ‚eltzeinen Abthellungen 
ber Königl. Regierungen hierher erftatteten- Berichten eine 
Berfrhiedenheit in der gewählten Firma bemerkt worden, 
indem bei einigen Abtheilungen deren Gefchäftshereich durch 
Deifegung der Abtheilungszahl, bei anderen aber durch - 
Angabe des materiellen Nefforts bezeichnet iſt. 

Damit hierunter - ein übereinftimmendes Verfahren 
Statt — wird hierdurch beſtimmt: 


a Ä 

„daß jede Regierung s Abtheilung Sich, ſowohl in dem, 

„zu erftattenden Berichten, als fonfligen von Ihr aus⸗ 

„gehenden Erlaffen, Iediglich derjenigen. Firma zu bes 

dienen bat, welche die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 
„31. December v. J. *) unter D. II. vorſchreibt. 

Bei denjenigen Königl. Regierungen, ‚wo für die Ver⸗ 
waltung des Innern und des Kirchen, und Schul: Wefens 
zufammen nur Eine Abtheilung beſtebet, wird es N 
. wenn legtere ſodann ‚als: 

„Abtheilung ded Innern zeichnet.“ 

Berlin, den ı5. April 1826. 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Mesa 
_ Angelegenpeiten. 
v. Altenſtein. 
Niniferium des Innern. Miniſterium der Finanzen. 
(dee Hr. Chef abweſend.) v. Mo. 





6... 
Publikandum des Konigl. Ober ⸗Praͤfidiums zu Bres⸗ 
lau, die Geſchaͤfts⸗Verwaltung bei den Schleſiſchen 
Provinzial⸗Behoͤrden betre end. | 





Mie Bezugnahme auf bie Allerhoͤchſte — Ordre 
vom 31. December v. J. und die Ober, Präfidial- Ins 
firuftion von demfelben Tage , betreffend die abgeänderte 
Gefchäfts- Verwaltung der Provinzial Verwaltungs: Ber _ 
Hörden, bringe ich Folgendes Hiermit zur allgemeinen 
Kenntniß: | 
Den Wirkungskreis und dad Neffort des Ober: Prä- 
fidenten heſtimmt die Inftruftion vom 31. December v. J., 
deren Vorſchriften uͤberall zur Richtſchnur dienen. er 

Das Königf. Confiftoriunm für Schlefien Bilder in 
Gemaͤßheit der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 31. Des 
cember v. J. künftig zwei Abtheilungen, bie eine unter 


*) Sefep- Sammlung Jahrg. 1826. ©.7. 
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dem Namen: Confiflorium fir die evangelifchen geiftlichen 
Sachen, und die andere unter dem Namen: Provinzial 
Schul-Collegium für die. Gymnafial- Unterrichts = Angeles 
genheiten. Der Wırfungsfreis diefer Behörden, in fo weit 
nicht durch die erwähnte Allerhoͤchſte Kabinets Drdre ein - 
Anderes angeordnet worden, bleibe im Weſentlichen un= 
verändert, und find vom 1. July d. J. an alle zu deffen 
Neffort gehörige Berichte und Eingaben, unter der Adreffe 
des Koͤnigl. Provinzial» Eonfifiorit und Provinzial >Shul- 
Eollegii einzureichen. 

Der Wirkungskreis und die Verhältniffe des Medi⸗ 
zinab⸗Collegit für die hieſige Provinz iſt unveraͤndert ge⸗ 
blieben, und nur No. 7. des F. 2. der Inſtruction vom 
23. Dftober 1817. aufgehoben worden. 

Dem Königl. Provinzial: Eonfiftorio und Schul: Col⸗ 
legio, ſo wie dem Koͤnigl. Medizinal⸗Collegio ſtehe ich als 
Praͤſident und der Herr Regierungs-Vice-Praͤſident Frei⸗ 

herr von Kottwitz als Direktor vor. | 
Diie Koͤnigl. Regierung zu Breslau iſt in vier Ab⸗ 
theilungen getheilt. | 

Zum Gefchäftstreis der Iſten Abtheilung des Innern, 
gehören die Gegenflände, weiche nach der Inſtruktion von 
23. Dftober. 1817 der erften Negierungs-Abtheilung zuges 
wiefen worden, mit Ausnahme der Geiftlichens und Schule 
Angelegenheiten. Außerdem find ihr die in der Inſtruk⸗ 
tion von 1817 $. 3. No. 2. lit. a. b, c. und No. 4. be⸗ 
zeichneten Gewerbes und Bau -Polizei- Angelegenheiten, fo 
wie die Verwaltung der Einkünfte von den Kunſtſtraßen 
zugelegt. 
Die IIte Abtheilung für die Kirchen « Verwaltung und 


tad Schulweſen bearbeitet die $. 2. No. ©. und. .$. 18. ü 


der Inſtruktion von 1817 bezeichneten Firchlichen und 
Schul: Angelegenheiten, in foweit fie nicht dem Provinzials 


Conſiſtorio und SchulsCollegio durch die Dienſt⸗ Inſtruk⸗ 


tion vom 23. Oktober 1817 und die Allerhoͤchſte Kabinets⸗ 

Ordre vom 31. December v. J. vorbehalten ſind. 
Der Illten Abtheilung, iſt die Verwaltung der Dos 

mainen und Forſten und der direkten Steuern uͤbertragen. 


en | | \ 871 


Zum Geſchaͤftskreiſe dieſer ahbeheilunß gehoͤren ſaͤmmtliche 


Angelegenheiten, welche ſich auf das Staats-Einkommen 
aus den Grund⸗ und Perſonal⸗Steuern beziehen, oder 


auf die Berwaltung der Domainen und Forſten und fols 


cher Regalien, die bisher mit der Domainen- und Forſt⸗ 


"Verwaltung verbunden waren, auch die Jandesperrliche | 


Jagd⸗ und Forft> Polizei. 
Der IVten Abtheilung für die Verwaltung der indis 


reften Steuern gebührt die Bearbeitung alles deffen, was 


ſich auf die zu den indirekten Abgaben gerechneten Staatds 
Einfünfte bezieht ‚ mit Inbegriff der Abgaben von den 
Communikations⸗Anſtalten, (außer den Chauffeen) des 


Kalenderwefend und der Maaßregeln zum Schutz des 


Salz⸗Monopol⸗Handels. 

In den Plenars Verfammlungen werden die Gegen⸗ 
fände verhandelt, welche durch ausdrückliche Beſtimmun⸗ 
gen oder durch ihr Eingreifen in den Geſchaͤftskreis meh⸗ 


rerer Abtheilungen dahin verwieſen find, und die Ausfer⸗ 


tigung derſelben geſchieht unter der Firma „der Regierung“ 
und unter der Unterfehrift des Präfidenten. 

Die Verfügungen einzelner Adtheilungen weeden un⸗ 
ter der Firma derſelben ausgefertigt. 


Die an die Koͤnigl. Regierung zu — Be⸗ 


richte und einzureichenden Vorſtellungen find an die be 
treffende Abtheilung zu richten, und in der Aufſchrift nicht 
durch die Abtheilungszahl, ſondern nach dem, einer jeden 
Abtheilung zugewieſenen Verwaltungs⸗Gegenſtande, Bei⸗ 
ſpielsweiſe alſo: Un die Koͤnigl. Regierung: Abtheilung des 
Innern, oder Abtheilung fuͤr die Kirchen⸗Verwaltung und 
das Schulweſen u. ſ. w. zu bezeichnen. 
* Bei den Koͤnigl. Regierungen zu Liegnitz und Oppeln 
beſtehen vom 1. Juli d. J. an drei Abtheilungen. 
Die Iſte Abtheilung bearbeitet alle die, reſp. das Lieg⸗ 
nitzſche und Oppelnſche Regierungs⸗Departement betref⸗ 


fende Gegenſtaͤnde, welche der 1ſten und 2ten Abtheilung 
der Koͤnigl. Regierung zu Breslau in dem Breslauer De⸗ 


partement zugetheilt ſind. 
Der Alten Abtheilung iſt die Verwaltung der Do⸗ 
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mainen und Forften und der direkten Steuern übertragen, 
nach dem Gefchäftsfreife, welcher der zten Abtheilung der 
Koͤnigl. Negierung zu Breslau in Din cht ihres Departe- 
ments zugemiefen if. — 

Die Illte Abtheilung ift für die Verwaltung der in⸗ 
direkten Steuern beſtimmt, und umfaßt nach den refp. 
Regierungs- Bezirken den der ztem Abtheilung der Königt. 
Regierung zu Breslau zugetviefenen Gefchäftskreis, 2 

Wegen der Flenar » Berfammlungen und Ausferti⸗ 
gung der Verfügungen gilt in Betreff der Königl.-Negie- 
rungen zu Liegnig und Oppeln dasjenige, was oben hints 
fichtlich der veränderten Gefchäftd-Drönung der Koͤnigl. 
Negierung zu Breslau geſagt worden if. 

Breslau, den 16. Juni 1826. — 

Der ee der Provinz Schlefien. 

| Merckel. 


X 


Bericht der Koͤnigl. Regierung zu N. N., die erweiterte 
Befugniß der ‚Regierungen bei Executions⸗Voll⸗ 
ſtreckungen ki a 


Die auerhochſe Kabinets/Ordre vom 31. December 
— 
über die Abänderung in der Biäßerigen Drganifation der 
Provinzial» Verwaltungs» Behörden | 
‚giebt befonders 
rückfichtlich der erweiterten Befugniß der —— 
bei Executions⸗-Vollſtreckungen, 
zu mehreren Zweifeln Veranlaſſung, die wir den hohen 
Miniſterien des Innern und der Finanzen in n Nadfolgen⸗ 
dem vorzutragen uns erlauben. | 
Unter andern ift 
1) unter No. XII die Beſtimmung enthalten: | 
daß, da die Verwaltungs, Behörden dag Recht und 


Geſetz⸗ Sammlung, Jahrg. 1826. ©: 5. 
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die Liquiditaͤt des beizutreibenden Objekts allein zu 
beurtheilen vermoͤgen und dafür verantwortlich ſind, 
die Berufung des Exequendi ‚anf gerichtliches Ges 
hoͤr über feine Verpflichtung zur Zahlung der Präs 
fiation, auch die Executions-Vollſtreckung felbft ges 
gen die Perfon nicht fiftiren koͤnne. : 

Bei diefer Beſtimmung iſt aber nur der 9.48. der 
Verordnung vom 26, December 1808 bezogen, und es 
Bleibt zweifelhaft 

ob dadurch die, $. 42. No. L jener Berorbining in 
Verbindung mit der VBorfchrift des: allgemeinen Lands 


rechts Theil 2. Tit. 14 $.$. go und 83. enthaltene 


Modifikation, 
nach welcher im Falle eines zweijaͤhrigen Beſi itzes der 
Freiheit von einer Abgabe, und wenn es ſich um ein 
Vorzugs⸗Recht gegen einen Dritten handelt, nicht 
nur ein Prozeß zulaͤßig, ſondern auch waͤhrend des 
Prozeſſes der executiven Einziehung der Abgabe An⸗ 
fand gegeben werden muß, | Ä 
aufzuheben beabfichtigt worden oder nicht? 
Es entgeht uns nicht, daß mach andermeiten Rechts⸗ | 
regeln, die Aufhebung allgemeiner pofitiver gefeßlichen Vor⸗ 
fchriften, wenn folche nicht beſtimmt ausgefprochen werden, 
nicht vermuthet, und alfo\ wohl die legte alternative ans 
zunehmen fein dürfte; hiebei ift es aber für die Verwal: 
tung von großer Wichtigkeit, 
daß diefe Modififation von den Gerichtshoͤfen, nicht 
wie mitunter gefchieht, auch auf folche Faͤlle ausge 
dehnt wird, wenn die Abgabe nicht wegen eines Zwei⸗ 
fel8 über die Verpflichtung zur Zahlung, fondern 
wegen “vorübergehender Inſolvenz des Abgabepflichtiz 
gen, in den lebten zweien und „mehreren Jahren 
nicht gezahlte worden, 

- indem bei der Armuth der hiefigen Einwohner zweijährige 
und ältere Abgaben⸗-Ruͤckſtaͤnde häufig gar nicht zu ver, 
hüten find, und dem Fiskus ohnehin fehon bedeutende Nach- 
theile daraus. erwachfen, 

daß ohne Ruͤckſicht DRM in den häufig vorfommene 
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den Concurs⸗ und Liquidations⸗-Prozeſſen die Vor⸗ 

ſchrift der Prozeß⸗Ordnung, Theil J. Tie. 50. $.356. 

gegen ihn angewendet, und die Koͤnigl. Kaſſe alle 
über zwei Jahre alten Reſte nach. $. 396. in der 

Aten Klaffe zum Beften ber. SEE REINE 
verlieret. 


2) Enthaͤlt die Allerhoͤchſte Kabinets⸗ Ordre unter derſel⸗ 
ben No. XII. nachfolgende Vorſchrift: | 
Hei fisfalifhen Erekutionen follen die Regierungen 
die Huͤtfe der Gerichte als Ausnahme von der Re— 
gel, aber nur dann in Anſpruch nehmen, wenn es 
ihnen ſelbſt an eigenen Organen zu Executionen, oder 
im Falle der Verhaftung des Exequenden, an einem 
eigenen Locale zur Aufnahme des Verhafteten fehlt. 


Dieſer Zuſatz giebt um ſo mehr dem Bedenken Raum, 
ob dadurch die ſehr beſtimmte Vorſchrift der Verord⸗ 
nung vom 26. December 1808. F. 48. No. 5. 

nach welcher der Verkauf der abgepfaͤndeten Effecten 

jedesmal mic Zuziehung eined Juflizs Bedienten ges 
ſchehen foll, 
für aufgehoben erachtet werden darf, 23 
als für gewöhnlich und vorzugsmweife unter — 
Vollſtreckung nur der eigentliche Akt der Auspfaͤndung 
verſtanden wird, und bei einer ſtrengen Interpretation die 
Worte der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre auf den Verkauf: 
der Pfandſtuͤcke nicht zu beziehen fein dürften, 
In der direkten Steuer» Parthie beſteht fchon aus 
früheren Zeiten ber die Anordnung, Daß es ber Zuziehung 
 eined Juſtiz-Bedienten nur bedärfe, wenn die zu verfaus 
fenden Pfandftücke mehr. denn 30 Rthlr. werth find, und 
dieſelbe Modifikation haben wir auch in der Juſtruktion 
uͤber dad DBerfahren bei. der erecutiven Beitreibung der 
landesherrlichen — und Gefälle vom 25. Dftober v. 
5. in der 45ften Nummer des vorjaͤhrigen hieſigen Amts⸗ 
blattes uͤbernommen. 

Wir koͤnnen uns den Wunſch nicht verſagen, daß 

es hiebei belaſſen, und die vorhin qusgehobene Beſtimmung 
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der Allerhoͤchſten — aberhaupt dabin ausge ⸗ 
dehnt erklaͤrt werden moͤge, J 
daß es jetzt der Zuziehung eines Juſtiz⸗ ⸗Bedienten 
bei dem Verkaufe der Pfandſtuͤcke uͤberhaupt nicht 
mehr beduͤrfe, | 
indem dadurch die, Adminiftrationd- Beamten , in ihrem 
felbfiftändigen Wirken oft behindert, der. Verfauf der 
Pfandſtuͤcke aufgehalten wird, und das ſtotaliſche In⸗ 
tereſſe leidet. | 
3) Der bisher fiattgefundene Mangel näherer Seflimmune . 
gen über das Derfahren, . Ä 
wenn wegen Abgaben» Pacht zc. Nefte, Aktis /Forde⸗ 
rungen des Reſtanten in Deal genommen und ’ 
verfolgt werden mußten, 
bat die Gerichtshöfe Häufig orranlaßt, den diesfaͤlligen 
Anträgen der Verwaltung zu widerſprechen, und folche 


als unzuläßig von der. Hand zu weiſen; wir mäfen - 


une aber. die gehorfamfte Bemerkung erlauben, 
dag uns die in der Allerhoͤchſten Kabiners-DOrdre vom 
31. December pr. No. XI. ausgefprochene Ermächs 
tigung zum felbftftändigen Verfügen der Ausklagung 
von dergleichen Aktiv s Forderungen, nach $. $. 2. und 

3. bed Gefeged vom 4. Juli 1822 zur Befeitigung 

diefes Webelftandes nicht zu genügen fcheinet. 

Gewöhnlich beftehen dergleichen Aktiva 
a) in Dppothefen: Forderungen, wobei es wefentlich dar⸗ 

auf ankommt 
ſich derſelben vorweg durch Subingroſſation eines 
Arreſtſchlags in den betreffenden Hypotheken⸗Buͤchern 
zu verfichern, indem Umſtoͤnde obmwalten fünnen, wels 
che eine fofortige Ausklagung nicht raͤthlich oder 
nicht noͤthig machen. 

In dieſem Falle erfordert das Geſetz F. 9. aber 
eine gerichtliche Anweiſung oder Ceſſions-Verfügung, des 
ren Ertheiling in der Executions-Inſtanz einen vorher⸗ 
gegangenen Prozeß gegen den Dauptfehuldner oder Abgas 
ben⸗ und refpective Pacht: Neftanten felbft voraudfegt. 

Nun ift diefer F. 9. in der Allerhoͤchſten Kabinets- 
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Drdre aber ſpeziell nicht bezogen, und wir muſſen gehor⸗ 
ſamſt anheim geben, , 
ob ſolche nicht auch ‚auf dieſen Fall ansdehnend zu er⸗ 
klaͤren, und die Verwaltungs» Behörden zu ermächtigen 
ſein dürften, 
im Wege der adminiftrativen Erecution wegen Abga⸗ 
ben⸗-Reſte und ſonſtiger Forderungen des Fiscus, aus 
Kontrakten auch Hypotheken⸗Forderungen der Schuld⸗ 
ner des Fiscus, ohne vorgaͤngiges gerichtliches Ver⸗ 
fahren, in Beſchlag nehmen, und mit Arreſt belegen 
zu duͤrfen, 
die Hypotheken⸗Gerichte aber angewieſen werden koͤnnten: 
| auf den Grund diesfälliger Nequifitionen der Vers 
waltungs = Behörden und denſelben beizufuͤgenden bes 
glaubigten Neftnachweifungen der betreffenden Erbe: 
bungs » Behörden, dergleichen Arreftfchläge in den be- 
treffenden Hypotheken⸗Buͤchern zu fubingroffiren. 
b) Enthält das Gefeg vom 4. Juni 1822 im H. 12. sequ. 
ausführliche Vorfchriften, 
‚ Über das Verfahren bei der Beſchlagnahme und Ver- 
- filberung ‘von Staats» und anderen ‚ähnlishen Pas 
pieren, welche auf Börfen einen marftgängigen Cours 
haben 
die diesfaͤlligen 9. F. und reſpective Vorſchriften ſind in 
der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre aber ebenfalls nicht 
bezogen, und ed iſt für die Verwaltungs. Behörden ſehr 
wichtig, 
daß ſie auch hierbei der vorgeſchriebenen Einwirkung 
der Gerichte uͤberhoben, und zum ſelbſtſtaͤndigen Ver⸗ 
Fauf von. dergleichen Papieren bei der naͤchſten Boͤrſe 
ermaͤchtigt werden. 
c) Noch muͤſſen wir hierbei des Falles erwähnen, wenn 
bei Domainenpaͤchtern oder andern dem Fiscus aus 
Kontrakten oder wegen begangener Verbrechen und. Con⸗ 
traventionen oder ald Abgaben: Keftanten verfchuldeten 
Einfaffen zwar weder Hypotheken⸗Documente, noch Staats 
oder Ähnliche Papiere vorgefunden werben,  biefelben 
aber eigenthämliche Grundfläche befigen, und die Sicher: 
ſtellung 
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ſtellung des ſiskaliſchen Anſoruches eine fSrmtiche Sins 
groffation oder vorläufig doch die Eintragnng einer 
Protestation de non amplius intabulando oder doch 
de non disponendo nöthig macht. 

Mehrere hieher gehörige Säle haben ung belehrt, 
daß das hierauf Bezug habende Reſceipt von 28. Juni 
1814 Deft VI. Seite 272. (richtiger: vom 4. Mai, ıgı4. 
pag. 273.) der Jahrbücher von Kampg nicht augreiche, 
und wir find erſt neuerlichft in einer Sache mit einem 
Antrage wegen Ingroſſation rücftändiger Kaufgelder vom 
Dberlandeögericht zu N. N. zurück, und zur Klage ver 
sviefen worden, weil die Schuld zwar ——— der In⸗ 
groſſation aber widerſprochen worden. 

Wir muͤſſen daher dringend wuͤnſchen: 
daß die der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 31. 
December v. J. zu gebende ertenfive Erflärung auch 
hierauf ausgedehnt und die Gerichte für verpflichtet 
erflärt werden, den vdiesfälligen Anträgen der Vers 
mwaltungs=s Behörden zu genügen, 
indem wir häufig Erfahrungen machen, daß während 
des prozeffualifchen Verfahrens die Schuldner ihre Grund⸗ 
ſtuͤcke durch Scheinverfäufe x. ꝛc. den Angriffen des 
Fiscus zu entziehen fuchen. . j 
4) DBefonders fielen fich der durch die Allerhoͤchſte Kabi— 
netdö-Drdre vom 31. December v. J. im Wege des 


Ereentiv- Verfahrens gegen Domainen-Zeitpächter, Erb: _ 


pächter und bäuerliche Einfaffen nachgelaffenen ‚Ber: 
pachtung der Domainen, Zeitpachtgäter, Erbpachtgüter und 
bäuerlichen Befigungen mancherlei Bedenken eutgegen. 

Zuvörderft glauben wir im Allgemeinen annehmen 


zu müfen, daß die beftehenden Vorfchriften über Geques _ 


firationen und das Verhältniß der fequeftrirenden Behörde, 
des Sequeſtors und des Erequendi zu einander, auf der: 
gleichen Verpachtungen und Pächter überall feine Anwen 
dung finden fönnen, indem der Sequefter in fofern bloß’ 
den Schuldner repräfentirt, ald diefem der ganze wirth— 

ſchaftliche Ertrag zu flatten kommt, und aus diefem Grunde 
von ihm auch Gefahr und an getragen werden muß, 

analen, Hut IL. ri Pp 
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der Pächter aber in feinem eigenen Namen und für feine 
eigene Nechnung wirthfchaftet, und den die Pacht übers 
ſchießenden Gewinn für fich behält, unter diefen Umſtaͤn— 
den aber auch dem Erequendo Schaden und Gefahr nicht 
zugerechnet werden kann. 
Hiernächft bemerken wir 
a) daß rückfichtlich der Domainen- bäuerlichen, dem Fiskus 
wegen Abgaben⸗ oder ſonſtiger Reſte verſchuldeten Grund⸗ 
ſtuͤcke die Zulaͤßigkeit einer Zeitverpachtung im Laufe des 
gerichtlichen Subhaſtations/ Verfahrens ſchon fruͤher zur 

Sprache gebracht, und wir darauf nach ſtattgefundener 

Communikation mit dem Hohen Juſtiz-Miniſterium 

beſchieden worden, 

daß ſolche nur unter Zuſtimmung des Eigenthmers 
und der Hypotheken-Glaͤubiger für zulaͤßig erachtet 
werden koͤnne. 

Bei der nunmehrigen Exiſtenz eines Gefeged hierüber, 
darf die Zuläßigfeit einer Verpachtung zwar nicht mehr 
als von der Einwilligung des Beſitzers und der Hypo⸗ 
theken⸗Glaͤubiger abhängig gedacht werden, demungeachtet 
wird die Zuziehung des Beſitzers und der Hypotheken— 
— dabei ſchon in der Ruͤckſicht ſtatt finden muͤſſen, 

weil die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre den Beſitzern 

den Anſpruch auf den nothduͤrftigen Unterhalt oder 

Competenz nicht abgeſprochen hat, und ihnen dieſelbe 

waͤhrend einer ſolchen Verpachtung nicht minder als 

im Wege der Sequeſtration zu verabreichen, und mit 

ihnen zu reguliren bleiben wird. 

Mag dieſe Competenz nun aber auch noch ſo kaͤrglich 
abgemeſſen, und allenfalls arf die Denugung eines Acker— 
oder Garten-Fleckes zum Erbau der noͤthigen Garten⸗ 
Fruͤchte beſchraͤnkt werden, ſo wird dadurch der Ertrag des 
ganzen Grundſtuͤckes doch ſchon immer geſchmaͤlert und 
ein Verhaͤltniß herbeigefuͤhrt, in welchem dem verſchulde— 
ten Beſitzer eine ſorgenfreie Lage gewaͤhret, der Ertrag 
des Grundſtuͤcks aber durch den Unterhalt zweier Familien 
zerſplittert, und bei dem gewoͤhnlichen geringen Umfange 
dieſer Grundſtuͤcke in dem Maaße abſorbirt wird, daß 
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auch nicht einft die faufenden RAR als wagt zu er⸗ 
zielen ſeyn duͤrften. 

Ein anderer bedeutender Vehinderungs⸗ Grund ſteht 
dieſen Verpachtungen ferner auch um deshalb entgegen, 
weil die auf baͤuerlichen Grundſtuͤcken vorhandenen Wohn⸗ 
gebäude faſt durchgängig nur den nothduͤrftigſten Woh— 
nungsraum für eine Familie enthalten, und wenn diefe 
dem Befiger nicht entzogen werden darf, für den Pächter 
feine Wohnung vorhanden ifl. 

Wird aber als Pächter ein anderer Wirth des Dor⸗ 
fes zugelaſſen, fo iſt es nicht zu verhüten, daß derſelbe 
die Bewirthſchaftung des gepachteten Grundſtuͤcks mit ſei⸗ 
ner eigenthuͤmlichen zuſammen, den Erſteren die Duͤngungs⸗ 
Mittel entziehe, die dazu gehoͤrigen Wirthſchaftsgebaͤude 
wuͤſte ſtehen laͤßt, und ſo das Grundſtuͤck ganz devaſtirt. 
Befindet ſich auf dem ſo zur Verpachtung zu ſtellenden 
Bauerhofe noch ein Wirthſchafts-Inpentarium, ſo tritt 
dieſen Schwierigkeiten noch hinzu, daß die verpachtende 
Behoͤrde die Vertretungs-Verbindlichkeit fuͤr daſſelbe gegen 
den Eigenthuͤmer uͤberkommt, und ſich dafuͤr nur durch 
eine vom Paͤchter zu leiſtende angemeſſene Caution ſi her. 
fielen kann. 

Und diefe zu erlangen, ift ſchon wegen ber damit 
verbundenen Weitläuftigkeiten und Koften, dann aber auh 
bei den mancherlei Unglücksfällen, wovon folches betroffen 
werden kann, in der Megel nicht möglich. | 

Aber auch wenn angenommen wird, daß fi ch unge⸗ 
achtet aller dieſer Schwierigkeiten mitunter doch wohl noch 
Paͤchter finden möchten, fo kann die Verpachtung immer 
fein Mittel feyn, den dem Fiskus verfchuldeten Befiger 
dadurch im Befike zu erhalten, indem, wenn ja mehr ald 
der Betrag an currenten Abgaben. und Leiftungen aufs 
fommt, (was wohl uͤberall Höchft felten der Fall fein 
dürfte) der Fiscus rückfichtlich des überfchießenden Theis 
mit den Hppothefen=Gläubigern wegen der cutrenten Zins 
fen derfeiben in Eoncurrenz kommt, und fich jeder Vers 
rechnung auf Abgaben, Mefte enthalten muß. ! 

Beträgt die Pacht aber weniger ald die currenten 

Pp 2 
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Abgaben, fo hat folhe nur ein neues. Anfchwelleh von 
Heften zur Folge, und kommt folche den currenten Abgas _ 
"ben auch gleich, es bleiben aber tie Hypotheken: Zinfen - 
reft, fo müffen die Hppothefen - Gläubiger dadurch: noth⸗ 
wendig veranlaßt werten, doch auf Subhaffation und Ent: 
fernung des Wirths aus dem Beſitz zu dringen. Und daß 
von Grundftücken diefer Art wohl zwei Wirths-Familien 
- unterhalten, auch eine Pacht erfhwungen werden Fönnte, 
welche den Betrag der currenten Abgaben und Leiftungen 
und der Hppothefenz Zinfen überfteigt, alfo auch eine fucs 
ceffive Berichtigung der Reſte geſtattet, ift bei den jegigen 
Zeit» Umftänden durchaus unmöglich. 

Affe diefe Schwierigfeiten. finden in einem noch hoͤ⸗ 
heren Grade 
b) auch bei Zeitvrrpachtungen von Domainen ⸗Erbpacht⸗ 

gütern ſtatt. 

Denn wie bekannt, find hier viele ehemalige größe 

. Domainen sBorwerfe und oft mehrere dergleichen Borwerfe 
zufammen zu Erbpachts-Rechten aufgerhan, deren Befiger 

zum Herren» Stande gehören, und für welche die Compe⸗ 
tenz zu einer fiandedmäßigen Lebensweife ſchon einen ber 
dentenden Theil der Guts-Revenuͤen abforbiren würde, 

Noch wichtiger als dies ift aber, daß bier in dem 
Wirthfchaftds und Nugs Inventarium häufig ein Betriebs: 

” Kapital von 6000 bis 10000 und mehreren Thalern fleckt, 
welches als Zubehör der Güter ohne Liefelbe unveräufßer: 
lich iſt, und alfo auf den Pächter würde übergehen muͤſſen. 

Es entſteht hiebei die große Frage: * 

wie ſich die Verwaltung fuͤr alle hiebei moͤglicher Weiſe 
vorkommende Verantwortlichkeiten und Anſpruͤche des 
Erbpaͤchters ſicher ſtellen ſolle? 

Die Beſtellung einer, dem ganzen in der Wirthſchaft 
ſteckenden Betriebs-Kapital gleich kommenden ſichern Kau⸗ 
tion, duͤrfte ſchon einmal wegen des dazu erforderlichen ’ 
bedeutenden Vermögens und bei den mancherfei night vor> 
herzufehenden und wicht zu verhütenden Unglücksfällen an . 

WViehſterben ꝛc. und anderen damit verbundenen Gefahren, 
wohl überall nicht zu erlangen fein, indem, wer ein fols 
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ches ſicheres Kapital⸗Vermoͤgen beſtht, ſeine Subfiftenz 


ſchon durch die Zinſen davon nothduͤrftig geſichert finden 


muß, und nicht veranlaßt werden kann, auf ein ſolches 
mit ſo großem Riſico verbundenes Unternehmen einzu⸗ 
gehen. Dann moͤchte aber auch ſchon die Ermittelung des 
Betriebs-Kapitals und aller Intereſſen des Erbpaͤchters, 
welche durch eine ſolche Verpachtung moͤglicher Weiſe ge⸗ 
faͤhrdet werden koͤnnten, eigenen Schwierigkeiten unterlies 
gen, und auch bei der Höchft möglichfien Vorficht, die Vers 
waltungss Behörden noch immer fo vielen Entſchaͤdigungs⸗ 
Anfprächen blosſtellen, daß wir die Verantwortlichfeit zu 
übernehmen und nicht getrauen würden. | 

Wird endlich aber auch der Fall vorausgefeßt, daß 
es in dergleichen Erbpachtsgütern an dem erforderlichen 
DBerriebd, und Nutz-Inventarium ganz oder zum Theil 


mangelt, und ein Zeitpächter dadurch Gelegenheit erhält, 


fein eigened Kapital in der Wirthſchaft anzulegen, ſo iſt 
doch die Zeit von drei Jahren wieder viel zu kurz, als 
daß er ſich hievon einen Nutzen wirklich verſprechen und 
darauf einlaſſen koͤnnte. Auch wuͤrden dergleichen Pächter 
ebenfalls nur im Herrenftande zu fuchen fein, und alfo 
auch auf eine anftändige Wohnung Anfpruch machen, die 
ihnen nicht gewährt werden kann, fo lange der Erbpächter 
mit feiner Familie ans derfelden und and dem Gute nicht, 
förmlich exmittirt wird. 
3) Umd died Alles ift auch bei der ——— von 
Domainen : Zeitpachtgütern wegen Pachtreſte des Paͤch⸗ 
ters‘ mehr oder weniger der Fall. Denn wollte man 


hiebei ald_eine Abweihung von dem Borbergefagten 


auch annehmen ‚ daß das eigenthümliche Betriebs + n- 
ventarium des Paͤchters nicht die Natur eines Zubeboͤrs 
des. Guts hat, und alfo für fih als Gegenftand der 
Exckution angegriffen, und vor. der Wiederverpacdhtung 
veräußert werden darf, fo würde dies dach einmal nicht 
blos der fonfiigen gefeglichen Negel, Daß das zum Der 
trieb der Wirthſchaft erforderliche Inventarium und die 
fonft dazu nörhigen Vorräthe, gleichviel ob folche einem 


Pacht: oder Eigenthums⸗-Beſitzer gehören, wicht audger 


— 


— —— 
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pfäntet werden dürfen, zuwider ſein, ſondern a’ — zu 


manchen anderen Inkonſequenzien fuͤhren. 
Unter andern wuͤrde der Fiscus bei einem ſolchen 


Verfahren in der Regel wegen ſeiner Pachtreſte, durch den 


Verkauf des eigenthuͤmlichen Inventariums des Paͤchters 
noch vollſtaͤndig befriedigt werden, den Paͤchter aber eben 


durch dieſe Maaßregel erſt gaͤnzlich außer Stande geſetzt 


haben, die Pacht irgend jemals wieder uͤbernehmen und 
fortſetzen, oder dem Fiskus auf den bei der Wiederver- 
pachtung entftehenden Ausfall auch nur das Geringſte ir⸗ 
gend jemals mehr erſetzen zu fönnen. 


Iſt der Pächter aber erft in diefe Sage verfeßt, fo 
feine es auch an alfer Veranlaffung zu mangeln, ihn 
noch ferner als Pächter betrachten, den Ertrag des Guts 
durch Verabreichung. einer Competenz an ihn. fehmälern, 
und den Fisfus durch Annahme eines anderen Pächters 


ſtatt feiner (Wiederverpachtung) noch erft vielen Entfchä- 


digungdsAnfprüchen blosſtellen zu wollen, vielmehr wuͤr⸗ 


den wir in diefem Falle das gewöhnliche Ermiffiong = Vers 


fahren und die gänzliche Auflsfung des Dacht-Verhäktnifs 
ſes mit ihm vorziehen, damit Fisfus wieder freie Hand 
befommt, und fich nicht noch erſt auf eine dreijährige Pacht> 
periode, auf welche es bei großen Pachtguͤtern Feine Päch- 
ter giebt, befchränken dürfe, 

Indem wir diefe gehorfanften Bemerkungen der er- 
feuchteten Prüfung unterwerfen,; wird den Hohen: Minis 
fterien des Sunern und der Finanzen nicht entgehen, daß 
die diesfälligen Beflimmungen der Allerhoͤchſten Kabinets⸗ 
Ordre, wenn darnach wirklich verfahren werden fol, in 
derfelben Urt eines ausführlichen Geſetzes beduͤrfen, als 
die Lehre von Sequeftrationen in der Prozeß, Ordnung, 


den Landſchafts-Reglements und beſonderen Verordnun⸗ 


gen ausfuͤhrlich behandelt worden. 


So lange es an einem dergleichen vollſtaͤndigen Ge | 


ſetze hierüber aber fehlt, bleibt und nur zu wünfchen übrig: 
daß die GSubhaftationg » Prozeffe gegen die bäuerlichen 


! 


‚Einfaffen und die Erbpächter und die Ermiffiond Pros 


2. 
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seffe gegen die Domainen » Zeitpächter mehr, als bisher 
gefchehen, befchleunige werden möchten. | 

Uebrigens werden wir hierüber. einer baldigen näheren 
Belehrung zu unferer Nachachtung ehrerbietigft entgegen. 
feben. er es =. 
N. N., den 28. Febr. 1826. | 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 

— * 

die Hoben Ponigl. Miniſterien des 


Innern und der Finanzen 
in Berlin. 


Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N, 
diefelbe Angelegenheit betreffend. 





Die Königl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 

28. Februar d 0000800.” % 
betreffend die erweiterte Befugniß der Regierungen bei 
Erefutiong : Volftrecfungen, | 

nachſtehend befchieden: — ee Ä 
zu 1) Die Vorfohrift unter No. XIIb. in der Allerhoͤch ⸗ 
fien Kabinets-Ordre vom 31. December v. J. be⸗ 
ziehet ſich nur auf ſolche Faͤlle, in denen die Exekution 
den allezirten Beſtimmungen zu Folge ſofort verfuͤgt 

werden kann. 

Die Stelle, welche die Koͤnigl. Regierung ausge⸗ 
hoben hat, ſagt nur, daß in ſolchen Fällen die Beru—⸗ 
fung auf richterliche Entfcheitung auch die Exekution 
gegen die Perfon des Schuldners nicht aufhalten kann. 
In der Vorfehrift des §. 42. des Anhanges zur 
Regierungs⸗Inſtruktion nnd der $. $. 80. und. 83. 
Shi. 2. Tit 14. des Allgemeinen Landrechts hat da⸗ 

durch nichts abgeändert werden ſollen. & 
Daß der bezogene Pafus den H. 83. nicht hat 
abändern ſollen, ift fchon daraus erfichtlich, dag er nur 
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der RU bes — auf gerichtliches Gehör 


erwähnt, während im Falle des F. 83. Fiscus mit dem 
Dritten, der ein Vorzugsrecht behauptet, fih im Streite 
befindet. ° 

Da nun: überdies ausdrücklich beſtimmt iſt, daß 


wegen ruͤckſtaͤndiger direkten oder grundherrlichen Ab⸗ 


gaben niemals die perſoͤnliche Verhaftung verfuͤgt wer⸗ 


den ſoll, und nach der Vorſchrift in der Gelchäfts-Ans 


weifung vom 31. December v. J. perfönliche Haft eis 


göntlich nur wegen Kontrafts Verpflichtungen fol flat 


finden dürfen; fo erledigt fich hierdurch von eo der 
Zweifel, ob etwa auch der $. go. Tit. 14. Thl. 2. des 
Allgemeinen Landrechts I abgeändert werden a 

Wenn übrigens ein Gericht dieſe Vorfchriften des 
Allgemeinen Landrechts, auch auf den Fall der Inſol⸗ 
venz angewendet haben follte; fo Fönnte dies nur aus 
Verſehen geſchehen ſeyn, und darin liegt kein Grund, 
die Vorſchriften ſelbſt abzuaͤndern. 


zu 2) Die erwähnte Anweiſung in. der Kabinets-Ordre 


* 


bezieht ſich nur auf die Faͤlle, in denen die Zuziehung 


einer Gerichts-Perſon nicht noͤthig iſt. 


Die Anordnung, auf welche die Koͤnigl. Regierung 
zuruüͤckgehet, iſt die den Steuer: Behörden ertheilte In⸗ 
ſtruktion über das Exekutions-Verfahren vom 18. Des 
cember 1813 *). Aus diefer aber folgt das nicht, was 
die Königl. Negierung Taraus berleitet: denn der $. - 
14. beflimmt auch, daß in der Regel, bei dem Verkaufe 
der abaepfänderen. Effekten, eine Gerichts, Perfon zuges 
zogen werden foll, und wenn nach eben diefem $. der 
Verkauf auch an dem ländlichen Aufbewahrungs⸗Orte, 
in fofern Fein Juſtiz⸗Bedienter am Orte ift, ſchon uns. 
ter Zuziehung des Schulzen oder zweier Schöppen vor⸗ 
genommen werben; fo wird e8 bei diefer mit den Wors- 
ten der Verordnung vom Jahre 1808 zwar nicht genau 
übereinftimmenden Anordnung, nach einer vieljährigen 
Anwendung derſelben, um fo mehr belaſſen werden koͤn⸗ 


x) Jabrs. 1824. ifteg Heft, S ©. 3-47. 
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nen, als fie mit den Borfchriften der Projeß⸗ Ordnuns 
fuͤr die Exekutoren uͤbereinſtimmt. 

zu 3) a und c. Die, Defchwerde der Koͤnigl. Regierung 

iſt eigentlich dagegen gerichtet, worauf Sie ad C. zu- 

ruͤckkommt, nemlich daß die Gerichte in ſpeziellen Faͤllen 
den Requiſitionen der Regierung um Belegung ausſte⸗ 
hender Forderungen des Schuldners mit Arreſt- oder 
Sicherſtellung der Forderungen des Fiscus durch Eins 
tragung menigftend einer Proteftation auf die Grund: 
ſtuͤcke des Schuldners Feine Folge gegeben haben. 

Dei beiden Punkten (a und c.) Enüpft die Königl, 
Negierung Ihren Vortrag, ohne alle genügende Veran 
laffung, an die Kabinerd: Drdre vom 31. December v.. - 
J., welche dieſes Arreft: Verfahren gar nicht berührt. 

Die Verfügung des Königl. Juſtiz-Miniſteriums 
vom 4. Mai 1814 pag. 273. (Anl. a.) der Jahrbu⸗ 
cher, ift nicht zweifelhaft, und auch hinreichende Schwies - 
rigfeiten in einzelnen Fällen geben noch feinen Grund 
zu Anträgen auf neue Vorfchriften oder Abänderungen. - 

Es wird vielmehr nur darauf ankommen, folche 
Säle, und die Weigerungs + Gründe näher anzuzeigen, 
fobald durch das Dber- Landesgericht Nemedur nicht zu ' 
erlangen iſt, um erforderlichen Falles das Königl. Zus 

* fi Miniferium zur Remedur veranlaffen zu Eönnen. 
zu 3) b. Wird es weder einer Einwirkung der Gerichte, 
noch einer Verordnung bedürfen, wodurch diefelbe auds 
gefchloffen wird. Der SKönigl. Regierung felbft ſtehet 
- die Leitung der Exekution zu, und Sie ift dabei nur an 
die in den Geſetzen vorgefchriebenen Grade gebunden, 

Hat Sie Papiere in Befchlag genommen, die einen 
Cours an der Börfe haben, fo kann es niemals in 
Ihrem Intereſſe liegen, diefe Selbſt an Zahlungs Statt 
anzunehmen, und Sich den DBerluften durch Wechfel 
des Courſes auszufegen. | 

Es wird daher überall der in dem $. 18. des 
Gefeßed vom 4. Juli 1822 vorgefchriebene Verkauf 
durch einen vereideten Mäckler eintreten. Nun ift zwar 
im $..19, nur eined von Seiten des erequirenden Ges 
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richts dem Mäder zum DBerfaufe zu ertbeilenden Auf; 
trages erwähnet, aber offenbar nur deshalb, weil das 
ganze Gefe von dem durch den Richter geleiteten Ere- 
futiond» Derfahren fpricht, und der Erefution durch 
Verwaltungs: Behörden nicht erwähner, und meil es 
fih von ſelbſt verfieht, daß, wo diefen überhaupt ver: 
ſtattet iſt, erefutivifche Berrügungen zu erlaffen, fie auch, 
ftatt des Richters, die Erefution leiten, mit Ausnahme 
der Subhaflation, rücdfichrlich welcher No,4. im $.48. 
der Verordnung von 1808 ausdrüclich vorgefchrieben - 
ift, daß fie jedesmal dur das Gericht gefchehen ſoll. 

Die Königl. Kegierung ift demnach. allerdings bes 
fügt, dem Mäckler den Verkauf der in Befchlag ge- 
nommenen Cours babenden Papiere aufzutragen. 

Hiermit ſtimmt auch die Kabinetd-Drdre vom 31. 
December v. J. überein, wenn fie wörtlich fefifegt: 

haben die Negierungen im Wege einer von Ihnen 

verhängten Erefution, Aftivs Forderungen in. Bes 

fchlag genommen, deren Einziehung fodann nach den 

Dorfohriften des Geſetzes vom 4. Juli 822 erfol⸗ 

gen ſoll, fo ıc. ꝛc., | 
indem darauß hervorgebet, daß auch das Verfahren 
nach dem Geſetz vom 4. Juli 1822, als der Leitung 
der Negierung unterfiegend vorausgefegt worden. 

Es kann auch biergegen aus der Vorſchrift im 
$. 48. No. 5. der Beilage zur Regierungs-Inſtruktion, 
kein Bedenken aufgeftellt werden, indem nach dem hs 
halte des Gefeged vom 4: Juli 1822 folche Papiere, 

wenn fie von den Gerichten im Wege der Erefution in 
Befchlag genommen find, ebenfalls durch den Maͤckler 
allein, ohne Zuziehung einer Gerichts-Perſon, verkauft 
werden. 
zu 4) Diefe Ausführung wird größtentheils ſchon dadurch 
erledigt, daß den Negierungen nicht befohlen ift, in al» 
len Fällen zu verpachten, fondern die ———— nur 
geſtattet wird. 
Demnach wird jedesmal geprüft werden müffen, 
ob die Verpachtung zweckmaͤßig ſei. Den Behoͤrden 
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it nachgegeben, dies Mittel zu wählen, wo es beſſer 
: fein würde, als die Subhaftation. | 

Trifft ein folcher Fall nicht ein; fo wird das 
Mittel auch nicht, gewählt. 

Daß Fiskus verpflichtet fei, den Schuldnern die 
Competenz zu gewähren, ift in den F. 14. sequ. Tit. . 
49, der Prozeß-Drdnung nicht beftimmt; und da auch 
die Kabinets-Ordre nichts darüber enthält, fo bleibt - 
ed bei diefen gefeglichen Vorſchriften. Was aber etwa 
in einzelnen Fällen aus befonderen Gründen nachzuge⸗ 
ben if, kann hier nicht in Betrachtung kommen. 

Da übrigens fchon die Nitterfchafts : Direktionen 
im Wege der Erekution verpachtet haben, und auch die 
Gerichtshöfe dies jegt thun (conferat. Regulativ vom 
25. Januar 1813 von Kamp Jahrbücher Heft 7. 
Pag. 145. $. 18. sequ.) fo wird auch die Königl. Re⸗ 
sierung nach den Grundfägen, welche dort beobachtet 
werden, mit Ruͤckſicht auf. die in jedem fpeziellen Falle 
beftehenden Verhältniffe verfahren Finnen, und die des⸗ 
Halb gemwünfchte ausführliche — nicht erforder⸗ 
lich ſein. 

Berlin, den 1. Auguſt 1826. 

Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der Finanzen. 
v. Schuckmann. abweſend. 


a. 


Das Koͤnigl. OberlandesGericht von der Neumark vers 
fange in feinem Bericht vom 16. März d. J. betreffend die 
Forderung des Fisch an den Landrath N. wegen erfaufter Cavals 
ferie, Pferde, darüber befchleden zu werden, 

ob dem Fisch In dem Vermögen ‚derjenigen, mit wel⸗ 
chen er contrahirt hat, ein geſetzliches Pfandrecht 
züſtehe? 

Dieſe Frage iſt, ungeachtet der dagegen erhobenen Zwei⸗ 
fel allerdings zu bejahen. Denn wenn gleich das Allg. Lands 
Recht in der hierher gehörigen Stelle Theil II. Tit. 14. $. 66. 
ſich nicht des wörtlihen Ausdrucks: gefegliches Pfandrecht bes 
dient, fondern nur vor einem in den Gefegen beftimmten Bor; 
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recht der vierten Klaſſe redet; fo gebt doch aus der Zufammens 
haltung diefer Stelle mit andern, die Vorrechte des Fisch bes 
ftimmenden Vorſchriften die wahre Abſicht des Gefeggebers ganz 
überzeugend hervor, So ift den Staats» Kaſſen in Anfehung 
der fixitten befländigen Abgaben, dem Namen nah, ebenfalls 
fein gefeglihes Pfandrecht, fondern nur ein, in dem $. 65. a. 
a. D. mit Beziehung auf die Concurs, Ordnung beftimmtes 
Vorzugsrecht eingeräumt, die Wirkung diefes Vorzugsrechts aber 
beſteht darin, daß. die zweijährigen Ruͤckſtaͤnde, nah $. 356. 
Th. J. Tit. so. der Alg. Gerichts, Ordnung felbft den hy⸗ 
pothefariihen Gläubigern vorgehen, und daß die mehr, als 
zwetjährigen Ruͤckſtaͤnde, wenn nicht Fiseus folhe, wie ihm 
freifteht, auf die Grundſtuͤcke hat eintragen faffen, unmittelbar 
nad) den hypothekariſchen Stäubigern, in die te Klafie locirt 
werden, 

Allg. Gerichts »- Drdnung Th. I. Tit, So. $. 395. 

Auch im dem Vermögen der Kaffen »Wedienten, Domals 
nen; Beamten und Pächter ift dem Staate, nah $. As. Th. 
TI. Tit. 14. nicht wörtlich ein gefeslihes Pfandrecht, fondern 
ein, in der Koncurs Ordnung mäher beftimmtes gefeßliches 
Vorzugsrecht beigelegt, welches aber gleichfalls. die Wirkung 
bat, daß die Defekte folher Beamten und Pächter, theils in 
der zweiten, .theils in der, vierten Klaſſe, in fofern Feine beffere 
Sicherheit duch Pfand oder Eintragung beftellt worden, an 
gejeßt werden muͤſſen, wobei jedoch den Behörden in der Des 
flaration vom 18. April 1903 zur befondern Pfliht gemacht ift, - 
dafür zu forgen, daß die Rechte des Fisch, in dem Hypothe—⸗ 

fens Buch gehörig vermerkt werden, 

Den Forderungen des Fisch, welche aus einem mit dem 
Gemeinſchuldner gefhloffenen Kontrakt entfpringen, ift in der 
Allg. Serihts- Ordnung Theil I. Tit. 59. $. 400. ein ganz - 
gleiches geſetzliches Vorzugsrecht, wie den mehr als zivetjährigen 
Ruͤckſtaͤnden Landesherrlicher "Abgaben und den Defekten der 
Domainen Pächter, zugefprohen. Ihnen gebührt ebenfalls 

unmittelbar nad den hypothelariſchen Glaͤubigern ein Platz in 
der vierten Klaſſe, und nach F. 429. ſelbſt der Vorzug vor 
allen uͤbrigen in dieſer Klaſſe concurrirenden Glaͤubigern, in⸗ 
ſonderheit vor der Ehefrau $. 406. und den Pflegebefohlenen 
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$. 4.1. deren geſetzliches Pfandrecht, mebft der Befugniß, ihre 
Forderungen, auch ohne "die Einwilligung des Schuldners eins 
tragen zu laflen, keinen Zweifel leidet. Es folgt hieraus fehr 
flar, daß das, dem Fisco, wegen der aus Kontraften herruͤh⸗ 
renden Forderungen zukommende Vorrecht nicht weniger für ein 
gefeßliches Pfandrecht geachtet werden muß, wie das den zimeis 
jährigen Ruͤckſtaͤnden landesherrliher Abgaben, den Defekten 
der Domalinen- Pächter, dem Eingebrachten der Ehefrauen, dem 
Vermögen der Pflegebefohlenen ꝛc. beigelegte Vorzugsrecht, wo⸗ 
mit auch die Allg. a en Th. I. Tit. sı. $. 12. 
übereinftimmt. 

In dem gegenwärtigen Falle ift durch- das gerichtliche 
Protokoll vom 31. März 1808. nachgeiwiefen, daß der N. dem 
Fisco 675 Rthl. 16 gr. für erkaufte Cavallerle, Pferde ſchuldig 
geworden iſt. Die Vorfchrife des Allg. Land-Rechts Theil 
I. Tit. 20. $. 400. wornach derjenige, für deffen Forderung 
durch das Geſetz ein. allgemeines Pfandrecht begründet iſt, das 
Recht Hat, die Eintragung auf die Immobillen des Verpflich⸗ 
teten zu verlangen, iſt alſo hier unbedenklich anzuwenden, und 
hat demnach das Collegium die von der General, Verwaltung 
des Kaſſen- und Rechnungs-Weſens nachgefuhte Eintragung, 
nach erfolgter Produktion des ‚Original; Protokolls vom zn 
März 1808, ohne längern Aufenthalt zu verfügen. 

Berlin, den 4. Mai 1814, 

Der Juſtiz-Miniſter. 
* v. Kircheiſen. 
das Koͤnigl. Ober⸗ gandesgericht 


von der Neumark 
zu 4 Sobin. 


Circular⸗Reſcript der Könige. Minifterien des Innern 
und der Finanzen, an fämmtliche Königl. Regierungen, 


die Liquidation der Fuhrkoſten bei Dienftreifen ver 
. Regierungs » Mitglieder — 


Der Koͤnigl. Regierung wird zur Beſcheidung auf den: 
Bericht vom 26. Mai d, I 


% 


690°. 

betreffend bie ighidarion der  Buprfofen bei Dienfireifen 
. der Regierungs : Mitglieder, ! 
Nachftehendes eröffnet. 

Die gefegliche Beftimmung, daß, wenn im Galle des 
Zufammenrejfend mehrerer Beamten eine größere Pferde: 
Zahl in Nechnung geftellt wird, ald dem Haupt: Kommif, 
farius regulatiomäßig zuflehet, über die Mehrzahl Po ft 
Beſcheinigungen beizubringen find, muß zur Aufrecht⸗ 
. haltung des Poſt-Intereſſe, im Allgemeinen ftet3. befolgt 
- werden. Nur auf Wegefireden, wo feine PBof-DBer- 
bindung vorhanden if, Fönnen anderweite Beſcheini⸗ 
gungen, wodurch der wirkliche Verbrauch des Mehrbedarfs 
an Pferden glaubhaft nachgemwiefen wird, namentlich At⸗ 
tefte der gebrauchten Fuhrleute, als zureichende Belaͤge an⸗ 
genommen werden. | 

Den Kommiffarien fieht es übrigen allerdings frei, 
ſich, fofern die verordnungsmäßigen Säge nicht uͤberſchrit⸗ 
ten werden, auch einer anderen a AN: der 

Ertrapoft zu bedienen. | 

Was endlich die. Frage anbelangt: 

ob der Haupt: Kommiffarius verpflichtet iff, die mit ihm 

reifenden Kommifjarien in feinem eigenen Wagen auf- 
zunehmen? h 
fo erledigt fich ſolche durch den Inhalt der der Koͤnigl. Regierung 
mitgetheilten Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 29. April c. 

Berlin, den 13. Juli 1826. 

Minifterium ded Innern. Miniſterium der Finanzen. 
In Abwefenheit und Auftrag In Abwefenheit ic, ' 
Sr. Excellenz Villaume. 

Köhler. | 


die Knie. Regierung. zu Erfurt. 

Abſchrift dieſes Befcheided zur Nachricht und Zend 
tung an fämmtliche Übrige Königl. Regierungen. 

Berlin, den 13. Juli: 1826. 

Minifterium des Innern. Miniſterium der Finanzen. 
In Abweſenheit und Auftrag In Abweſenheit ꝛc. 
Sr. Excellenz Villaume. 
Koͤhler. | 
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| 10. | 
Reſcript der Könige. Minifkerien des Innern und ber 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu Pofen, die Li⸗ 
quidation der Fuhrkoſten bei Dienftreifen der Res 
gierungss Mitglieder betreffend: 


Der Königl. Regierung. wird auf Ihte Anfrage in 


dem, die Liquidation der Fuhrkoſten bei Dienſtreiſen der 


Regierungs⸗Mitglieder betreffenden Bericht vom 18ten v. 
M. erwiedert, daß in allen Faͤllen, wo an Pferden mehr 
liquidirt wird, als nach dem Reglement zulaͤßig iſt, mit 
Poſtpferden gereifet werden muß; vorausgeſetzt, 


daß auf der betreffenden Heife: Route eine Poſtverbinduns | 


befieht. 


Uebrigens find in diefer Beziehung Abweichungen von 
dem Neglement niemals anders, ald im Falle des Zufam- | 


menreifend mehrerer Kommiffarten ftarthaft. 
Berlin, den 28. September 1826. 
Minifterium des Innern. Minifterium der Finanjen. 
v. Schuckmann. v. 


11. 


Reſcript der Koͤnigi Miniſterien des Sek und der 
Finanzen, an die König. Regierung zu Arnsberg, die 
Keifefoften für mehrere zu einem Fommiffarifchen Ge; 
ſchaͤfte Foncurrirende, und zufammen reifende a 
amte betreffend. 


Es ift, wie der r Rönigl. Regierung 'auf Ihre Anfragen | 


vom ı8ten v. M. eröffnet wird, bei der Vorſchrift im $. 
10. des Diäten, und Fuhrkoſten-Reglements vom 28ſten 
Suni v. 5. und der König. Kabinetd:Drdre vom 29, 


Aprit d. J., wonach mehrere zu einem kommiſſariſchen 


Gefhäfte Eoncurrivende Beamte, um die Koften ‚zu min: 


dern, zufammen reifen follen, allerdings vorausgeſetzt, daß 


5 .. 

j - 

' s . 2* 
» 
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dergleichen gemeinfchaftliche Neifen von einem und demfel> 
ben Drte und zu gleicher Zeit angetreten, auch dahin zu— 
rückgelegt werden. Die Suhrfoften find alsdann von dem, 
einer höheren Rangklaſſe angebhörigen Haupt -Kommiffas 
rius und in Fälen, wo Beamte gleichen Nanges zufammen 
reifen, in der Regel von demjenigen zu Dun welcher 
der Dienſtzeit nach der aͤltere iſt. 
Berlin, den 4. Auguſt 1826. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der Finanzen. 
v. Schucmaus. abweſend. 


oo. | 12... 
Refeript der Königl. Minifterien des Innern und der 
Finanzen, an die Königl. Regierungen zu -Gumbinnen 
und Frankfurt, den Diaͤten⸗Abzug für freien Wohnungs: 
Gelaß sc, auf den Domainen in kommiſſariſchen 
Gefchäften betreffend. 


’ 14 


. Es würde zwar, nach den Worten des Diäten; und 
Fuhrkoſten⸗Regulativs vom 28. Juni v. J. und befonders 
der Allerhoͤchſten KabinetsOrdre vom 29. April d. J. da, 
wo fich die Ffontraftmäßige Verpflichtung der Domainens 
Paͤchter nur auf Hergabe der freien Wohnung für den Kom: 
miſſarius oder auf diefe nebft der Fenerung befchränkt, 
ohne daß des Lichtes erwähnt ift, auf den Abzug des Ftels 
von den Diäten verzichtet werden können; da jedoch das 
durch die desfallfige Vorſchrift nicht aflein im dortigen 
Departement, fondern vielleicht überall ganz umgangen 
werden würde, indem wohl felten alle drei Gegenftände 
in den Pacht: Kontraften ausdrücklich genannt fein mögen, 
man auch annehmen kann, daß unter der in den Kons 
trakten auferlegten Verpflichtung zur Hergabe einer. freien 
meublirten Wohnung, die Verabreichung der Teuerung und 
des Lichts (zumal auf dem platten Lande und ven ifolire 
liegenden Domainen s Uemtern) ftilfchweigend mitverftanden 
ift, und ed ohne Zweifel 2 feinem Domainen, Pärhter 
eins 


! 


; | 
593 
eingefalfert fein wird, auf den Grund feines Kontrafts dem 
Kommifjarius Teuerung und Licht zu. verfagen, fo Täßt fich 
darüber im Allgemeinen nichts feftfegen , vielmehr muß es 
der Koͤnigl. Regierung überfaffen werden, in. den vorkom⸗ 
menden einzelnen Fällen zu entfcheiden, ob auf den Diäten: 
Abzug zu verzichten fei oder nicht? Ein theilmweifer Abzug 
für einen der drei Gegenftände ift aber nicht zu verlangen; 
(Der Königl. Regierung zu Gumbinnen wird dies zum 
Beſcheide auf. Ihre. dedfallfige Anfrage vom oten v. M. 
eröffnet.) on J 
Indem der. Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt dies auf 
Deren Anfrage vom. zıflen v. M. eroͤffnet wird, wird 
übrigens der Anficht Derfelben Beigetreten, daß. diejenigen 
Kommiffarien, welche nicht in Angelegenheiten der-Doinaz- 
nen-Aemter reifen, auch ‚nicht, verpflichter find, ſich der 
Amts- Wohnungen auf denfelben zu bediennn. 
Berlin, den 28. Yugufl 1826. : 


* 


. 
— 


| — BE IE —— 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der Finanzen, 
v. Schuckmann. abweſend ··. 





13. ’ a Eee te 
Allerhoͤchſt volljogenes Reglement. wegen. des Verfah⸗ 
reng bei den Wahlen ber Landräche und Kreis⸗Depu⸗ 
tirten in den Provinzen Brandenburg und Niederlaufig, 
fo: wie: au) Pommern und Rügen’ 4 





Wir Sriedrih Wilhelm, -von Gottes Gnaden, König 
von Preußen ıc. ıc. BU TEE, 
Haben in dem Landtags -SThfchiede für die Brandenburgi⸗ 
hen und Niederlaufigifhen Provinzialftände vom 17. Aus 
guſt v. J. über die Wahlen der Landräthe und. Kreis⸗ 
Deputirten befondere Beſtimmungen vorzubehalten gerubet. 
Auf den gutachtlichen Bericht Unfers Staats » Minis 
ſterii ertheilen Wir diefe Befimmungen in Folgenden und 
verordnen zugleih, daß nach denfelben auch in dem Herzogs 


thum Pommern und Fuͤrſtenthum Rügen verfahren werde; 
Annalen. Heſtiin, 1826, | Qq 


" 


ag Alm Kreifen, Ye Sen — nach 
| der —— Verfaſſung und Obſervanz ein ausſchließliches 
Recht, die Uns zu erledigten Landrathsſtellen in Vorſchlag 
zu bringenden Candidaten zu wählen, zugeſtanden hat, und 
dieſes ausſchließliche Recht bis jetzt von’ denfelben ausge⸗ 
uͤbt worden iſt, fol daſelbe den Ritternttaeiſ itzern auch 
in Zukunft verbleiben. | 
Es ſiud dieſelben jedoch verpflichtet, den ju den Kreis⸗ 
Verſammlungen deputirten Repraͤſentanten der Staͤdte und 
des baͤuerlichen Standes jedesmal von dem Ausfall der 
Wahl Kenntniß zu geben, damit dieſe in den Stand ge⸗ 
ſetzt werden, etwanige erhebliche Bedenken, welchen die 
Beſtaͤtigung der Erwaͤhlten unterliegen dürfte, bei der Re⸗ 
gierung zur Anzeige zu bringen, Letztrre bat dergleichen 
Bedenken in ihren Bericht über die Wahl aufzunehmen, 
am ki MAR unmittelbaren Enefpeidung zu ‚gelangen. 
Be 8. 2% " 
| Wo die Rittergutsben itzer ſich dermalen nicht in Aus⸗ 
übung eines ſolchen ausſchließlichen Wahlrechts befinden, 
ſollen die Candidaten zu den Fandrathsämtern von den in 
Gemäßpeit der von Uns. ertheilten Kreis: Ordnungen ges 
ann —— gewaͤhlt werden. | 


$. 
‚Die Wahl der Sreids Deputirien wird ohne Aus⸗ 
nahme den Kreis⸗ — uͤbertragen. 
| Zu den Aemtern der Sandrätße und Kreis Deputirten 
koͤnnen ausfchließlich nur Rittergutsbeſitzer deſſelben Kreis 
ſes, worin die Wahl ſtatt ag gewählt werden. 


"Su jeder Sandrathöftelle And Drei Candidaten zu 
wäbken, welche ſich, bevor fie präfentire werden koͤnnen, 
über ihre Bereltwilligfeit zur Uebernahme der Stelle gegen 
die Regierung erklärt, und die erforderliche Qualififation 
zur Bekleidung derſelben nach den dieſerhalb beftehenden 
Vorſchriften entweder bereitd nachgemwiefen haben, oder 
doch zu dieſem Nachweis erbötig fein müfen. 
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5. 6. 
Die Wahlen der Candidaten zu Landrathsſtellen wer⸗ 
den unter dem Vorſitze eines der Kreis⸗Deputirten abge 


Balten. 


$. 7 un 
Ueber den Ausfall — Wahlen haben die Regie⸗ 

rungen gutachtlich zu berichten, und in jedem Falle, wo 
ed an qualifizirten Wahl-Candidaten aus der Klaſſe der 
Rittergutsbeſitzer des Kreiſes fehlen möchte, wegen Wie⸗ 
derbefegung der erledigten Landrathäftele durch eine andere 
- gualificirte Perſon von Amtswegen DVorfchläge zu machen, 
Damit Unfere Allerhoͤchſte — daruͤber an 
werden kann. 


$. 8. 

Fuͤr jeden Kreis find zwei Kreis s — zu waͤh⸗ 
jem, deren Qualifikation der Beurtheilung der Kreis⸗Ver⸗ 
ſammlungen überlaffen bleibt. Die Beſtaͤtigung der Er⸗ 
wählten gebührt der Regierung und kann aus bewegen- 
“den Gründen, worüber felbige nur dem Minifter des In⸗ 
nern Necbenfchaft ſchuldig ift, verfage werden; in. welchem 
legteres Falle zu einer neuen eg gefchritten. werden: muß. 
3% $, ; 
Dei den Wahten der Kreis -Deputirten füßren die 
Lanbrärhe ben Bor itz. 

S. 10. | 
Wir, beauftragen den Miniſter des ganern diefe 
Verordnung, welche in die Amtsblaͤtter aufgenommen wer⸗ 
den ſoll, in den Eingangs benannten Provinzen zur Bol 
ziehung zu bringen; 

de nn den‘ 22. Auguft -ı826. 
| Friedrich Bilhelm. 
Sriedrih Wilhelm, Kr. Pr. 
v.Schuckmann. Gr;v. Lottum. Gr.v. Dandelman. 
Für den Kriegsminifter Für ben Mintfter der auswärtigen 
v. Schoͤler. Angelegenheiten 
| 9 Schvenderg 


De: 
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A ia, 

Beſchuuß d des Koͤnigl. Staats⸗Miniſteriums, die Pen⸗ 

ſions⸗Berechtigung der in ſtandesherrlichen Gebieten 

angeſtellten obrigkeitlichen Verwaltungs⸗Beamten, und 
deren Verpflichtung zu Penſions⸗ ——— be⸗ 

| 5% freffenb, 





| Ueber die, durch dag Votum vom 3% Juni d. J. 

angeregte Frage: * 
wegen der Penſions⸗ „Berechtigung: ve in den Aandes- 
herrlichen Gebieten, angeſtellten obrigkeitlichen Verwal⸗ 
tungs» Beamten und respective wegen der bon’ dieſen 

Beamten zu leiftenden Beiträge zum Penſons⸗ Bombe, 
in heute beſchloſſen worden: . _ 

„daß die von den Standesherren zur Ausubung detache 
„nen mach der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 zuſtaͤn⸗ 
„digen Verwaltungs-Gerechtſame angeſtellten obrigkeit⸗ 
+ „lichen Beamten, dem-$. 27: b. 3, fernen.$. 57. und 
.n$ 59. der eben gedachten Allerhoͤchſt vollzogenen In⸗ 
.„ftenktion vom 30. Mat 1820 zufolge, in Abſicht ihrer 

„Denfiong s Berechtigung den unmittelbar, Königl. Bes 
„amten ganz gleich zu halten. ſeien; daß alfo die erſt⸗ 

„erwähnten Beamten in den durch das Penſions⸗Regu⸗ 

„lativ vom 30. April 1825 bezeichneten Fällen, anf 

meine aus Staats⸗Kaſſen zu. gewährende‘ Penfion Ans 
„ſpruch machen könnten, hingegen auch gleichmäßig wie 

„alle Koͤnigl. Beamte zu dem durch eben jenes Regu⸗ 

„lativ gebildeten Penfions» Fonds mittelft progentartiger 

„Abzüge von ihrem Dienft- Einkommen beizutragen has 

„ben; es fei denn, daß in befonderen, mit einzelnen 
:„Ötandeöherren über die Negulirung ihrer Gerechtfane 

„und über die Feſtſetzung der ihnen für die Verwaltungs⸗ 
„Beduͤrfniſſe, aus Staats: Kaffen zu gewährenden Aver⸗ 
„fonalsZufepäffe, der Mebergang auch. der Penfions- 
„Verpflichtung auf. die betreffende Standesherrfchaft aus⸗ 
„orügklich ſtipulirt Tein, oder ferner flipulire werden 

„mögte; und wohlverflanden Immer, baß die Staats⸗ 
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Kaſſen für bie Penfi lonirung bolcher ſtandetherrlichen 
„Beamten nur in dem Maaße aufzukommen haben, als 
„das Dienſt-Einkommen der letzteren aus den Staats⸗ 


„Kaffen unmittelbar (dur die laut $. 27..b. 3. der 


„Inſtruktion vom 30. Mai 1820 zu getvährenden vers 
„haͤltnißmaͤßigen Zufchüffe) oder mittelbar Durch Leber: 
z„weiſung der befonderen Einnahmen des einzelnen er: 
„waltungs⸗Zweiges (nach $. 59. loc, eit.) hinfließt; dage⸗ 
„gen den Staats: Kaffen Feine Verpflichtung obliege, 
„bei Penfionirung folcher Beamten, auch denjenigen Theil 


ihres Einkommens zu berückfichtigen, welchen ihnen der 


„Standesherr aus feinen Patrimonial: Fonds bewillige.“ 
Da nach der von dem Herrn Finanz⸗ Miniſter ſup⸗ 


peditirten Auskunft die Heranziehung jener ſtandesherrli⸗ 


chen Beamten zu den allgemein angeordneten Penſions⸗ 
Abzügen bisher überfehen ift, fo wird gedarhter Herr Mi« 
nifter (ald welchen ded Endes Abfchrife dieſes Beſchluſſes 


. mitzutheilen) ed übernehmen, wegen Ermittelung und Eins - 


ziehung jener Penfions, Abzüge für die Zufunft ſowohl 
als für die Vergangenheit vom. 1. Januar 1825 ab, die 
erforderlichen Einfeitungen zu treffen. | 
| Verlin, den 30. September 1826. 

Das Staats. Kiniperium. 


Ib. 


Circular Reſecript der Koͤnigl. Miniſterien des Junern 
und der Finanzen an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 


und abſchriftlich an ſaͤmmtliche Herrn Ober⸗-Praͤſiden⸗ 
ten, die Penſions⸗Berechtigungen der auf den Grund bes 
Reichs⸗ Deputationgs Schluffes an Preufien übergegans 
genen — deren Verpflichtung zu Pen— 
| fions » Beiträgen betreffend. | 


Nach einem Beſchluſſe des Könige. Staats: Dintftes 
riums vom 14. Juni d J. follek 
ı) die auf ven Grund des Reichs⸗Deputations⸗Schluſ— 





/ 


598 —W 

ſes vom 25. Februar 1803 mit ihrem Einkommen 
an Preußen uͤbergegangenen Beam ten den reglemente⸗ 

maͤßigen Penſions Abzügen von dieſem Einkommen 
nicht unterworfen, auch 

2) diejenigen: unter diefen Beamten, welche legenärrig 
ein höheres Gehalt ald das Neiche ; Deputationeres 
zeßmaͤßige, beziehen, nicht‘ verpflichtet fein; den Ab: 
zug. von dem Mehrbetrage zu entrichten; weil noch 
dahin ſtehet, oh fie, bei eintretender Penflonirung, nach 

- den Beſtimmungen des Reglements, eine hoͤhere Pen⸗ 

ſion, als ihr rezeßmaͤßiges Gehalt, zu empfangen ha⸗ 
ben würden; jedoch ſollen 

3) dieſe lebler Beamten zur Erklaͤrung, ob ſie ſi ch dem 

Gehalts-Abzuge von ihrer ganzen Beſoldung, mit Ein⸗ 

ſchluß der rezegmäßigen Summe unterwerfen tollen, 

»  anfgefordert, und fol, im Falle des Verneinens, 

denſelben zwar der Abzug auch von dem Mehrbes 

trage erlaffen, ihre Penſion aber alsdann künftig jes 

ven Falles auf den Betrag des rezeßmäßigen Ges 

halts befchränfet, im Falle ded DBejahens dagegen 

ihnen auch der Anfpruch auf die reglementsmäßige, 

den rezeßmaͤßigen Theil ihres Gehalts überfteigende 
Peufion zugeftanden werden. 

Der Koͤnigl. Regierung wird diefer Befchluß mit der 
Anmweifung befannt gemacht, die unter 2. und 3. bezeich⸗ 
neten Beamten, in.fofern. deren, im dortigen Regierungs— 
Bezirke vorhanden find, fofort zu der vorgefchriebenen Erz 
klaͤrung aufzufordern, und fodann, je nachdem die feßtere 
ausfaͤllt, ſowohl in Abſicht diefer, als auch der. übrigen 

durch den Reichs-Deputations⸗Schluß betroffenen Beam⸗ 
ten, das Weitere dem Befchluffe gemäß. zw verfügen. 

Berlin, den 26. Auguſt 1826. 

Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 

v. Schuckmann. abweſend. 
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7 RTT Pre er 
Schreiben "des Knut. Juſtiz⸗ Dihriſſalchie an das 
Königl, . ſiegs? Minifterium, die Anrechnung ber Mi⸗ 

' Sitairbienffzeit bei: Penfi jönirung ber früher. im Mis 

ink geſtandenen Civil» Beamten betreffend. 

Be, P* a; Benfionisung der. -Eioil- Beamten, welche 
früher: im M ikitair gedient haben; fol nach $.. 11. des 
Denfionds Reglementd vom 30, April 1825 auf die Dienfts 
zeit: gefehen- werden, welche ein Beamter im aftiven Mi: 
litairdienſt zugebracht, und "die Zeit des vor. dem Feinde 
geleifteren Militairdienfted doppelt gerechnet werden, went 
fogleich ‚bein Verabſchieden die Dauer dieſes Dienſtes be⸗ 
ſcheinigt iſt. 

Bei der Beruͤckſi ichtigung dieſer Vorſchriften in Bezie⸗ 
hung auf die, nach dem sub voto remissionis. beigefüg« 
ten Berichte ded Ober »Landeägerichts zu Naumburg vom 
3. März c; in Antrag gebrachteVenfionirung des Gerichts. 
amtesBoten N. N. bin, ich in Ungewißheit über die An⸗ 
menbbarfgit derſeiben. 

Denn in casu fehlt ed an einem — Beweis⸗ 
mittel fuͤr die Dauer der Dienſtzeit uͤberhaupt und in 
specie fuͤr die Dienſtzeit im Kriege, und es fraͤgt ſich, ob 
die entlaſſenen Invaliden Beſcheinigungen uͤber die Dauer 
der Dienſtzeit im Kriege und Frieden erhalten, und wie 
die Beſcheinigung des N. N., deſſen Invalidenſchein vom 
13. Oktober 1819 ebenfalls "sub voto remissionis beis 
liegt, gelautet hat. 

Ew. Excellenz erſuche ich ganz ergebenſt, mich hier⸗ 
über geneigteſt mit Auskunft zu verſehen. (Anl. a.) 

a, den: 7. April 1826. | 

Graf v. Dandeiman. 
ieh ' Generals — Infanterie und 
* an. Staats- und Kriegs⸗ 


Minifters Hören von Hafe 
aeg 


' — 
In Erwiederung Ew, — gefälligen Schreibens vom 
zten dv. M. beehre ich mich ganz in zu bemerken: 


wie in Folge der Beſtimmungen des Penfiong ; Iegles 
ments. für die Civil⸗/Staatsdiener vom 30. April 1825, 
wonach $. 11. den in Civilverhältniffe uͤbergegangenen 
vormaligen Milltalr ⸗Perſonen, bei eintretender Pen⸗ 
ſionirung, die Zeit des vor dem Feinde geleiſteten Mis 
Alitalrdienſtes doppelt gerechnet wird, ſaͤmmtliche Milte 
tair⸗ Behörden bereits angemwiefen find, das Erforderliche - 
: darüber in den .Entlaffungsfcheinen und Abfchieden der 
aus dem Militairdienft ausfcheidenden Leute mit ans, 
zugeben und zu befcheinigen, 
Bor dem. Erfcheinen - jenes Regulativs iſt dies * nicht 
norgeſchrieben geweſen, und die Zeit des vor dem Feinde geleis 
fieten Militairdienftes wird daher auch nur aus wenigen Abs 
ſchieden der. früher entlaffenen Leute zu erfehen ſein, obgleich 


fie im Sea eine au über die Dienfizeit enthalten 


wuͤrden. 

Wenn es nun unmöglich ik, die Abſchlede und Entlaß⸗ 
ſungsſchein⸗ aller ſeit / einer geraumen Reihe von Jahren aus 
den Truppen geſchiedenen und in Civil; Verhältntffe übergegans 
‚genen  vormaligen Militair »Perfonen zur nachträglichen ‚Eins 
tragung des Nöthigen einzufordern: fo därffe nichts. anders. 


üuͤbrig blelben, als daß die betreffenden Civil; Behörden, wenn‘ 


es zur. Beftimmung einer :Penfious : Kompetenz durchaus nörhig 
ift, die mitgemachten Feldzüge einer vormaligen und ſchon vor 
längerer‘ Zeit- eutlaffenen Milttairperfon näher zu kennen, ſich 
darüber mit dem Teuppentheile, Bei dem Das Indivldunm a. | 
fanden hat, in Ruͤckſprache zu ſetzen. 

Dies findet jedoch hinſichtlich derjenigen. <rupbentheile, die 
entweber (ho nad) dem Kriege 1906 oder während "und Nach 
dem Kriege von 1848 aufgelöfet worden find, feine eigenen 
Schwierigkeiten, hefonders da die früheren Vorgeſetzten der. in 
Rede kommenden , Leute häufig nicht mehr eriftiren, und auch 
die vorhanden geweſenen Liften mitunter verloren gegangen find. 

In folhen Fällen dürfte weiter nichts uͤbrig bleiben, als 
eine Nachfrage bei den Koͤnigl. Generals Commandos, und ich 
‚ werde felbige veranfaffen, daß fie aus den nocd vorhandenen 
Akten der aufgelöften Truppentheile und ſonſtigen Huͤlfsmitteln, 
‚am ſewen deren us zu Gebote ſtehen, dann jedesmal: ermits 


‘ 


Er an 
teler laſſen, was irgend mmögiti iſt, auch wird das ariege⸗Wi⸗ 
uifterium - gern zu jeder Auskunft, die daſſelbe feinerfeits - ber 
ſchefen könnte, bereit fein, 

\ Was nun in speoie die Verhaͤltniſſe des gegenwaͤrtig 
in yenfionirenden' N. N. betrifft, deffen ClvilVerſorgungsſchein, 
ſo wie die Übrigen dieſes Individuum bezeichnenden Papiere, 
‚bier. angefchloffen zuruͤck erfolgen, ſo bemerke ich ganz ergebenft, 
daß derſelbe nach Ausweis der dieſſeltigen Akten in den Feld⸗ 

gvugen von 1814 und 1815 im frelwilligen Sägen Detachements 
gedlent bat, melde nach dem Teßten Kriege wieder aufgelöfer 
wurden. 


— Die sa feiner Invaliden⸗ Eingabe eingereichte Liſte legte 
| demſelben eine; Dienſtzeit von überhaupt drei Jahren aktlven 
Militairdienftes bet. Mit Hinzurechnung der beiden, 
von 1874 und ıgıs hätte mithin die Militairdlenftzeit des NE 

bei; feinem Ausfcheiden fünf Sabre betragen. | | 

> ‚Mebrigens iſt derfelbe nicht diefer allerdings nur kurzen 
Dlenſtzelt wegen, zu Invaliden/ Wohlchaten — dem Civilvers 
"foräungsfchein, und bis zum Eintritt der Eivilverforgung, einem 
Wartegelde — als berechtigte anerfannt geweſen, fondern weil 
feine‘ Invaliditaͤt durch eine unmittelbare Dienſtbeſchaͤdigung her⸗ 
beigeſuͤhrt ‚worden, wobei es auf Länge der Dienftzeit gar nicht 
anfommt. Die Beftimmung im $. 6, des Eingangs gedadys 
ten. Reglements, daß für ‚Elvil ; Staatsdiener der Denfionsans 
ſpruch in der "Regel; erfi nach, zuruͤckgelegtem ıstew Dienftjahre 
in Gültigkeit trete, kann baher meines Erachtens weder auf 
den N. N. noch auf fonftige ehemalige Milttair » Perfonen, de⸗ 
zen -Berforgungs: Berechtigung bereite feſtſteht, zur AN 
fommen. - 
Beth, den 12. Mat — 
» Hake. 
des Kari. wirtlichen Geheimen Staats: 
und Juſtiz⸗Miniſters 


=D Graf von Dandeilman 
eg. ® Etecellenz. 


—————— — 
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17. | 
Reſcriyt des Koͤnigl. Miniſteriums des Imern an die 
General⸗Direktion der Allgemeinen Wittwen⸗-Verpfle⸗ 
gungs⸗Anſtalt, die Penfions + Berechtigung der bei ſel⸗ 
biger angeſtellten Beamten, uud deren Verpflichtung. 
| ‚au ‚Pen ions⸗ Beitraͤgen betreffend. 





PR 
Der Seneräl- Direktion der ‚Allgemeinen Wittwens 
Verpflegungs-Anſtalt wird. in Beſcheidung auf Ihren Bes 
richte vom 23. April d. J. beikommend beglaubigte Ab— 
ſchrift der auf dieſſeitigen Antrag unterm 10ten d. M. 
ergangenen Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre uüberſandt, wo⸗ 
nach Seine Koͤnigl. Majeſtaͤt den ausſchließlich bei der 
Wittwen-⸗Kaſſe fungitenden Beamten den Penſtons-An⸗ 
ſpruch nach den Beſtimmungen des Reglements vom 30. 
April v. J. wovon ein Exemplar hier beigefuͤgt iſt, in 
der Art zuzugeſtehen geruhet haben, daß ihnen die Penſio⸗ 
nen aus dem Fonds der Anſtalt angemwiefen, fie dagegen 
aber auch zur Entrihtung der feftgefegten Beiträge an 
eben diefen Fonds verpflichtet werden follen. Die Gene: 
ral: Direktion hat nun diefer Allerhoͤchſten Beftimmung ges 
mäß das Weitere nicht allein durch Bekanntmachung an 
die auöfchließlich bei der Wittwen-Kaſſe fungirenden Des 
amten binfichtlich ded ihmen zugeflandenen Penfions- Un: 
ſpruchs, ſondern auch mittelft Verfügung an die Kaffe wer 
gen Erhebung der durch das Reglement angeordneten Pen⸗ 
fiond Beiträge und deren Einziehung von den Gehältern 
diefer Beamten, imgleichen wegen der diesfälligen Berech⸗ 
nung bei der General: Wittwen» Kaffe bis dahin, daß diefe 
Einnahme zum Etat gebracht werden fönne, zu veranlaffen. 

Bon den hierunter getroffenen Anordnungen wird übri- 
gend unter Einreichung eines Verzeichniffes der betreffen- 
den Beamten und der Penſtons⸗ Beitraͤge, welche ſte von 
jetzt ab zu entrichten haben, zu ſeiner Zeit Vericht erwartet. 

Berlin, den 21. Juli 1826. 

Miniſterium des Innern. Erſte dibeheilung, 
Köoöhler. 


N, 


Er 18. 


— des — Finanz⸗ Miniſteriums an die Königl- 


Rıgierung zu Potsdam, und abſchriftlich an die Königl- 
Regierungen zu, Sranffurt und Coͤslin, die Gehalts⸗ 
Abzüge zum Penſions— Sonde betreffend. 


Beamte, welche fich wirklich im Penſtons⸗ Stande be⸗ 
finden, alſo ganz außer Dienſtthaͤtigkeit, und auch nicht 
als Wartegeld⸗Empfaͤnger zu betrachten find, koͤnnen dem 
Abzuge zum Penſions-Fonds auch dann nicht unterliegen, 
wenn ihre. Penfion die ganze Hoͤhe ihres früheren Dienſt⸗ 
Einfommens erreicht. Anders aber verhält es ſich mit 
den Wartegelders Beamten, Hinſichts deren nach $. 22, 
ded Penſions-Regulativs der Abzug zum Penſions-Fonds 





in fofern eintritt, als dieſelben ihr ganzes. fruͤheres Dienſt⸗ 


Einfommen als Wartegeld beziehen. 

Es fann daher feinem Bedenken unterliegen, daß der 
ehemalige Zollſchreiber N. N. von den 6o Rihlr., welche 
er ald dein ganzen Betrag feines früheren Dienft » Einfom: 
mend an Wartegeld bezieht, dem Abzuge unterworfen 
fei; und eben dies muß. Hinficht8 der Landraͤthe flatt fins 
den, welche den Bettag des ihnen ehemals aus den land⸗ 
fchaftlihen Schoß : Nevenien gewährten Dienft: Einkoms 
mens jeßt noch beziehen. Denn der $. 23. des Negulas 
tivs beſtimmt als Regel, daß der Penſions⸗Abzug von 


demſelben Dienſtgenuſſe entrichtet werden ſoll, welcher der 


Berechnung der Penſion des betreffenden Beamten nach 
$. $. 12. und 15. zum Grunde gelegt wird. Letztgedach⸗ 
tem $. zu Folge aber bleiben nur ſolche Gehaltstheile bei 


der Penſions-Ermittelung ausgeſchloſſen, welche urſpruͤng⸗ 


lich blos aus Allerhoͤchſter Gnade als perſoͤnliche Zuſchuͤſſe 
bewilligt worden find. Dahin aber gehören jene: ans fruͤ⸗ 
berem Dienft- Verhältniffe bemwilligten Zuichüffe nicht. 

Die König, Negierung wird auf ihre dieſes Gegen, 
ftandes halber mittelft Berichtd vom 4ten d. M. geſche⸗ 
hene Anfrage angewieſen, hiernach zu verfahren. 

Berlin, den 28. Oktober 1825. 
Finanz⸗Miniſterium. 
Villaume. Maaßen. 
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Abfchrift Hiervon den Regierungen zu Frankfurt a.D. 
und zu Coͤslin zur gleichmäßigen Beachtung. 
, Derlin, den 28. Dftober 1825. 
Finanz »Minifterium. 
Billaume Maaßen. 


19. i 
Publifandum der Königl. Regierung zu Potsdam, die 
Beiträge zum Penfiong: Fonds von Seiten der auf 

Kündigung angeftellien Beamten betreffend. 


— — 


| Nach der Bekanntmachung vom 4. Mai v. J, Amts⸗ 
blatt Nr. 82, darf von allen auf Kuͤndigung angeſtellten 
Offizianten kein Beitrag zum Penſionsfonds gefordert werden. 
Zur Vermeidung von Mißverſtaͤndniſſen wird jedoch 
hierdurch in Gemaͤßheit einer unterm 6. Maͤrz d. J. er⸗ 
gangenen Miniſterial-Verfuͤgung die vorhin gedachte Bes, 
ſtimmung dahin näher erläutert, daß, wenn die Kuͤndi— 
gung folcher Dffizianten nicht unbedingt, fondern nur für 
den Fall vorbehalten iſt, wo legtere ſich Ungehorſam, Ord⸗ 
nungswidrigkeiten ꝛc. zu Schulden kommen laſſen, und der 
Vorbehalt der Kündigung mithin nur eine kürzere Ver- 
fohrungsart bei einer von dem Angeſtellten felbft verfchuf- 
deten unfreimilligen Dienftentlaffung bezweckt, nicht aber 
die Jeßtere auch in den Fällen begründet, wo megen alt= 
dermeiter, ohne Verſchulden der Beamten eintretenden Ur= 
fahen, von deren Dienften fein weiterer Gebrauch gemacht 
wird, der Penfionsabzug eintreten, und auf der andern 
Seite die Penfionsberechtigung anerkannt werden muß. 
Potsdam, den 8. April 1826. | 
Könige. Regierung. - Erfie Abtheilung und Kaſſen⸗ 
Verwaltung. 


— 


e — 


— 
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— | 

Yußikfartim der Koͤnigl. ——— gu Porssam; den 
Penfiong: Beittags⸗ Zwölftgeil von. den Beſoldungen 


der im Civildienſt angeftellten ehemaligen Mil 
tair⸗ te Perſanen bewehend 


— — 


Zur Defeitiguik von etwanigen Zweifeln wird biers 
durch bekannt gemacht, daß bei allen Perſonen, welche auf 
den Grund früher geleifteter Militair ; Dienfte im Civil an⸗ 
geftellt werden, dad Einkommen, welches fie während ih⸗ 
rer Militair-Dienſtzeit chargenmaͤßig zu beziehen hatten, 
bei Berechnung des zur Penfionss Kaffe zu zahlenden — 
des jährlichen Gehalts jedegmal in Abzug kommen muß, 
und zwar ohne Nücfiht darauf, ob die DVerfegung aus 
dem Militair zum Civildienſt unmitteibar erfolgt, oder der 
Anzuſtellende ſchon früher mit Befugniß, Anſtellung im Ei- 

vil zu erhalten, aus ‚dem Militairdienfte entlaſſen war. 

Saͤmmtliche und untergeordnete en —* ſich 
daher hiernach zu achten. 

Potsdam, den 28. Juni 1826. ei 

Koͤuigl. ——— 





m F rt, 


an 

"Schreiben der König, General⸗ —— an das Königt 

Juſtiz⸗ Miniſterium, die Berechnung des Zwoͤlftel⸗Ab⸗ 

zuges zum Penſions⸗Fonds von dem Dienft- Einfour 

men ber im Civildienſte angeftellten invaliden Mis 
litair⸗ —— — Far 


* 3* 
al 
| 132 


Auf m. Ercellenz — BER vom 30, — 
tember c. erklaͤrt ſich die General⸗Kontrolle damit einver⸗ 
fianden, daß in den Fällen, wo invalide Mititair -Perfo- 
nen angeftelle werden, ‚welche ein Wartegeld genoffen ha⸗ 
ben, bei Berechnung des Abzugs zum Penfionsfonds das 
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‚urfprüngliche Dienſt⸗Einkommen der Militairs in Betracht 
kommen muß, und der Abzug nur von denjenigen, tt 
‚findet,. was der angeſtellte Beamte danach jetzt inehr er⸗ 
haͤlt. Em. Erceltenz ſtellt die Generaͤl⸗Kontrolle die Be, 
fcheldung des hieſigen Stadtgerichts hiernach duf die des⸗ 
fallſige Anfrage- ganz ergebenſt anheim. 
Berlin den 11. November 1825. 
v General⸗ Kontrolle, 
* — | Le v. etim. 
des Ri. ——— Staais⸗ N wenig nr 
unnd Zuſtiz⸗ —— See ee BE 
‚Sen. Grafen v. Dandel man, RR 
ji Seelen. 


Wertkiien Ä 
. gbfehrife des vorftehenden Schreibens dem Kornigt. 
—— hierſelbſt zur Nachricht auf die im Verichte 
"done 16. September c. enthaltene Anfrage. 
Berlin, den 5. December 1825. | 
Der Juſtiz⸗Miniſter. I 
| Graf v. Dandeiman, | 


das Sönlgl. Stadtgericht — ae a 
22; 
Säreiben der Konigl. General⸗Kontrolle an das Koͤ⸗ 
nigl. Juſtiz⸗ Miniſterium, die Verrechnung des Zwoͤlftel⸗ 
Abzugs zum Penſtons⸗Fonds von Gehältern und Ge— 
haltezulagen neu angeftellter ober ‚verbeffetter Bi 

h amten betreffend. Ä 
Um zu verhäien; daß bei den, , mit dem ı. Januar 
neu angeftellten oder verbeſſerten Beamten die Einziehung 
des Abzugs von „5 der neuen Beſoldung oder: der Be— 
foldungs» Zulage zum allgemeinen Penſions⸗Fonds, nicht 
überfehen werde, iſt dieffeitd- mit dem Koͤnigl. — 

rue die Vereinigung getroffen: 

Ä dag in Fällen diefer Art. der vorgedachee Abzug 
im Kontert des Etats, worin die neue Beſoldung 
. oder Zulage für den Beamten zwerft ausgebracht 


607 

wird, anzumerken, iund daher. dem Beſoldungs⸗ 

SDitel eines jeden. Etats am Schluſſe deſſelben nach⸗ 

ſtehender, hierqul Beꝛus bahendet Vermwert zuzu⸗ 
fuͤgen ſei: 

Von folgenden nenen Beſoldungen und Bei 

„Dungs: Zulagen ift 25. des Jahres-Betrages zum 

„allgemeinen Perftons-Sonds zu berechnen und ab⸗ 

„zuführen. Ä 

„Bon N. N. —. .. Kthl. for Pf. 

wogegen fpätere, ‚im Laufe des Jahres eintretende, alfo _ 

nicht. Sediglich durch die Etats⸗Vollziehung ‚begründete, 

Bewilligungen durch beſondere Raflen , Ordres rechnungs⸗ 
mäßig zu juſtifiziren find. 

Ew, Excellenz beehrt ſich die General > Kontrolle, bier, ! 
von, und daß das König. Finanz: Minifterium desfalls 
bereitd unterm 24ſten v. Mes. eine allgemeine Verfügung " 
an die Provinzial und übrigen von demſelben reſſortiren⸗ 
den Behörden erlaffen hat,. mit dem. ganz ‚ergebenften Ers 
fuchen Kenntniß zu geben, eim gleiches Verfahren auch 
bei_den Etats ded Verwaltungs: Neffortd. Derp —— 
gefaͤlligſt beobachten laſſen zu wollen. 

Berlin, den 15. December 1825. 
General⸗Kontrolle. F 
v. Eobenbens 


des abnief! Geheimen Staats⸗ ER 
der Juſtiz⸗Miniſters 5 4 
Grafen v. Danckelman 


Excellenz. 
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Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern 
an fänmtliche Koͤnigl. Regierungen, (ausfchließlich der 
‚ jenigen zu Cöslin, Stralfund und Pofen,) die Befreiung 
ber Chauffee-Geldeinnahmen - Tantiemen der Wegebaus 
Beamten von den Beitraͤgen zum Penſi ons⸗Fonds 
—— 


Ser gZonigl Redlerung wird in ebereinfintmung 
mit der Koͤnigl. General⸗Kontrolle hierdurch bekannt ge⸗ 
macht, daß die den Wegebau⸗Beamten bewilligten Tan⸗ 
tiemen von den EhauffEegeld » Einnahmen, bei Feftftelung 
des Dienft-Einfommens, von welchem die Beiträge zum 
Penſions⸗ Fonds entrichtet werden müfen, nicht mit zur 
Berechnung zu ziehen find, da die betheiligten Bau Be 
amten feinen Anfpruch auf die beffändige Fortdauer jener 
Zantiemen haben, Iehtere auch das Maaß der Normal⸗ 
Befoldungen Überfteigen, und alfo nach den Vorfchriften 
des Penſions⸗-Reglements vom 30. April 1825 $. 15. zu 
f und h und $.23.° bei Feflfegung der Penfionen und der 
Denfiond- Beiträge, außer Berückfichtigung bleiben müffen. 

Die Koͤnigl. Regierung hat fich hiernach zu, achten. 

Da übrigens in einigen Gewerbe und Bau-VBerwals 
tungs, Etats, der Penfiond: Beitrag der Wegebau⸗-Beam⸗ 
ten, mit Anrechnung der gedachten Tantiemen ausgewor⸗ 
"fen ift, fo wird hiermit zugleich fefigefegt, daß die obige 
Beſtimmung auch in den Fällen zur Anwendung fommt, 

in denen der Inhalt der Etats von derfelben abweicht. 

Berlin, den 10. Mär; 1826. 

Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 


24. 
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24. 


Crcular⸗Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums an 


ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Provinzial⸗Steuer— 
Direktoren, die Zuruͤckzahlung und Verrechnung 
uͤberhobener sch Beiträge verraffend 





Auf. Ihren : Bericht vom 123: Üpril d, J. und unter 


Zurückgabe: der eingereichten ‚belegten. Liguibation. werden 


Sie ermaͤchtigt, die im ‚Laufe. dei verfloſſenen Jahres zu 


viel eingezogenen Penſtons⸗ Seanage and. ‚zwar 
a)⸗ Dem .... 

aus den laufenden Einnahmen * Art erſtatten, unter 
dem Titel: „an zuruͤckgezahlten Penfions - Beiträgen“ ver: 
ausgaben, : und von dem Hoauptbetrage als Reſtitution in 
Abzug bringen zu laſſen. Der Ueberreſt iſt ſodann nur 
als Iſt⸗Einnahme anzuſehen, der; General» Staats» Kaffe 
zu berechnen und am diefelbe abzuliefern. 

Sn ähnlicher Art: mögen Sie auch ferner dergleichen 
Erſtattungen, auf den Grund beſcheinigter Liquidationen 
und ohne ſpezielle dieſſeitige Genehmigung watace. 

—— den 16. Juni 18268 

* Der MAR 
Ki rind MO; 
den Her Eiscimik Ober⸗ guennrath 


v teuer⸗Direktor 
Pet As Be nocwohlgeboren. 


kır 


Abſchrift von dieſer Verfügung. an alle. Königl. Re⸗ 


gierungen und Provinzial: Steuer» Direktoren zur Kenntnißs 


nahme und Achtung bei vorfommenden Reklamationen über 
zahlter Penfiond- Beiträge, 
Berlin, deu 16. uni 1826. 
Der Finanz» Minifter, 





v. Motz. 


Annalen. Heft III. 1826. 4 Rr 


— 


‚abgefondert zu verrechnen ſind ° “ 
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; "25. | : | | | 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums bes Innern 
an fämmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Ferkigung von 
Rachweiſungen über den Penſions-Fonds des Mi⸗ 


niſteriums des Innern betreffend. 





In der Verfügung vom 15. März onrwegen der für 
das Minifterium des Innern und das vormafige Minifterium 
des Handels ausgefegten befonderen Penſions⸗Fonds iſt zwar 
beſtimmt worden, daß die angenommene Trennung der Fonds 
einſtweilen beibehalten werden ſolle. Der Grund dieſer Beſtim⸗ 
mung iſt indeß gegenwaͤrtig gehoben, und die Koͤnigl. Negierung . 
wird daher angewieſen, beide bisher abgeſondert gefuͤhrte Fonds 

a) des Miniſterli des Innern und der Polizei, 


3) des vormaligen Handels⸗-Miniſteri = ©. - 
zuſammen zu werfen, fo daß nur für das Miniſterium des 


Innern zwei Fonds, nemlich: NEE Bere? 
s) zu Penſionen für Civil: Staats - Diener 
3) zu Penfionen ‚- Uuterfiügungen- und‘ Erziehungs Gel: 
der für Wirtwen und Walfen =. . "9. 
Hiernach find auch die Penfions. Etatd und die vier, 
teljaͤhrlich einzureichenden Ab⸗ und Zugangs:Nachmweifungen . 
einzurichten. Den Iegteren iſt Die in dem beigefügten 
Schema angenommene Form zu geben, damit eines Theils 
Uebereinftimmung erreicht, anderen Theils aber Ab» und 
Zugänge der Fonds oder bloße Mebertragungen aus einer 
Kaffe anf die andere gehörig gefondert erfcheinen. 
Berlin, den 15. Auguſt 182 0 
Miniſterium ded Innern." 
v. Schuckmann. 
Abſchrift vorftehender Verfügung am den Königl. Res 
gierungs⸗Rath Heren Grafen v. Seckendorff zur Nach⸗ 
richt und Achtung und Behufs Anweiſung der hiefigen 
Civil» Penfiond- Kaffe. . 
Berlin, den 15. Auguſt 1826. 
Miniſterium des Innern. 
d. Schuckmann. 


N abmweifung 
bei den n Denfons Fonds des Minifterii des ; nnern 
———— ten Quattal 182 


vorgekommenen Zu⸗ und Abgänge. 


Nrz 












Me Tg 
Regie⸗ cher Be⸗ er? 
cungs-|Wohn-] trag der — tum — 


ort. Penſion. — ger, lungen. 













I. Fonds fürdiec Givil-Gtants-Diener| 


a) Zugang durch Anweiſung neuer Penfionen. 


— 


b) — durch Uebertragung bewilligt geweſener 
Venſionen von einer Negierungs- Haupt- 
Kaffe. auf, die andere. 


U. Fonds für die Wittwen und Linder 
verfiorbener Staats-Beamten: 


a Zugan durch Anweiſuug neuer Unterfükungen, 
2 "genfionen oder Erziehungs = Gelder. 


b) Zugang durch Hebertragung der Zahlungen von j 
einer Kaffe u die andere. Ber 


1 I: i 
& ‚ j « y ; & i 
I = ” # 
j F Fa i re 
, 5 — — 
J a Bis _ * 





Bel Ster- 
be=- Fällen 
ift der To⸗ 
destag an⸗ 
zugeben. 


.:S25. meist: — Fonds für die Civil— 
taats-Diener. 


a) ungange * ds der Empfänger, im— 
glei chen: wegen folcher Umfiände, welche 
| ie Erfparniß der Penfion herbeiführen. 
b) Abgänge durch Meberweifung zahlbar gemwefener 
Henfionen auf eine andere Regierungs— 
Haupt» Kaile. 


U. Benftons- und VIE 
ür Wittwen und Kinder verſtor— 
i Wh: bener Beamten. 
* —— Bee Todesfälle oder ſolche Umſtaͤnde, 
elche die Erfparniß der bewilligt gemefe- 
* Summen herbeiführen, 


b) Abgaͤnge durch un der Zahlungen auf 
. andere Kaſſen⸗ 


IH: Balance; n | 
‚welche nachweifet, wie vie Ä 
—— bei dem Fonds zu 

kB und-dem —— u. zahlbar 
| | Il | 
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u 26. EEE 
Circular⸗Reſcript des König. Minifteriums des: Innern 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, viefelbe Ans 
gelegenheit betreffend. Zr 





Der Koͤnigl. Regierung, wird. auf den Bericht vom 
30. April c., die Veränderungen beim diefleitigen Penſions⸗ 
Sonde pro Ites Quartat-c. betreffend, bierdurch bemerk⸗ 
Jich gemacht, daß für diejenigen Quartale, in welchen wes- 
der Zus noch) Abgänge bei dem Denfiond: Fonds flatt ges 
funden haben, Vacat ı Anzeigen eingereicht werden möffen. 
Berlin, den 27. Auguſt 1826. | | 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
— Köhler. 
die PR Regierung 
38 Münfler. | | ne 
Abfchrift vorfiehender Verfügung zur Nachricht und 
Achtung an fämmtliche übrige König. Megierungen und 
| 7 Herrn Regierungs⸗Rath Grafen v. Sedendorf bies 
(2) ur —— 
Berlin, den 27. Auguſt 1826. = 
Minifterium ded Innern. Erſte Abtheilung. 
u Köhler. 


| j Pe F 
Ertract aus dem Referipte der Königl, Minifterien bes 
Innern und’ ber Finanzen, an die König. Regierung 
zu Danzig, die Penfions- Bewilligungen für Sub | 
alternens Beamte betreffend. 

Mittelſt Alterhöchfter Kabinets ⸗Ordre vom sten d. 

M. haben des Koͤnigs Majeſtaͤt im Allgemeinen zu geneh⸗ 
migen geruhet, daß Penſtons⸗Vorſchlaͤge für Subaltern⸗ 
Beamten, welche in Folge der neuen Organiſation ſich 
noch ergeben, nach den Beſtimmungen des Penſions⸗ 


= u 
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Reglements -befeitigt, und die Penfionen auf den Ausſter⸗ 
be⸗Penſions⸗ Fonds angewiefen werden, ohne daß es ‚Dies 
ferhaib der befonderen Allerhoͤchſten Genehmigung bedürfe. 
Berlin, den. 19. Suli 1826. - : 
Der Minifter des. Innern. Der. Miniſter der Sinanen. 
—AIn deren Abweſenheit. 
Köhler. - ur Pulse. 





———— RR Re 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums bes Innern, an bie 
Königl. Regierung zu Stettin, daß bie Witwen ver 
ſtorbener Penſionairs zur Penfionirung nicht in 
Vorſchlag gebracht werden duͤrfen. 


Der König. Regierung wird anf Ihren Vericht 


vom often dv. M., wegen Bewilligung einer Penfion für 


die verwittwete Servis- ⸗Rendantin N. N, bemerflih ge 
macht, daß die Wittwen verftorbener Penfionairs zu Folge 
Allerhoͤchſten Befehls zur Penfionirung nicht in Vorſchlag 
gebracht werden dürfen, daher das unterzeichnete Mini 
fterium fi außer Grande befindet, dem Antrage J ent⸗ 
ſprechen. 
Berlin, den 2. Auguſt 1826. \ 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 


— 
Reſcript der Konigl. Miniſterien des — und der 


Finanzen, an das Koͤnigl. Regierungs⸗Praͤſidium zu 
N. N., die Penſions-Verhaͤltniſſe ver Ehefrauen ber 


zur “allgemeinen. Wittwen⸗Kaſſe nicht re E 
Beamten betreffend. 

Wenn der Superintendent N. N. im Monat Fulius 

v. J., als zu welcher Zeit er befage des Berichtes des 


- 
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Königl- Regierungs⸗ Präftdit vom roten dv. M. dem Hei⸗ 
raths⸗Konſens nachfuchte und erhielt, bereits das ſtatu⸗ 
tenmaͤßige Alter von 60 Jahren uͤberſchritten hatte; ſo 
mußte ihm, in Gemaͤßheit der Vorſchrift, welche die Als 
terhöchfte Kabinets ⸗/Ordre vom 3. Soptember 1817 dars 
‚über enthält, die Einwilligung zur Verheirathung nur ges 
gen Anstellung: des darin vorgefchriebenen Neverfed ers _ 
theile, nicht aber diefer Beflimmung entgegen ihm bloß - 
das Verfprechen, feiner Fünftigen Fran eine Wittwen-Pens _ 
fion verfihern zu wollen, was er zu realtfiren außer 
Stande war, zur Bedingung gemacht: werden: 

- Run kann zwar daraus eben fo-wenig dem: N. N., 
als ſeiner dereinſtigen Wittwe irgend ein Vortheil erwach⸗ 
fen, oder etwa für letztere ein Anſpruch auf Unterſtuͤtzung 
hergeleitet werden, indem die Beſtimmungen der vorhin 
angezogenen Allerhöchften Kabinets⸗Ordre Durch die Amts⸗ 
blaͤtter bekannt gemacht worden find, und, mithin voraus 
zuſetzen iſt, daß auch der N. N. davon unterrichtet war, 
weshalb es ihm ſchon an ſich obgelegen haͤtte, ehe er den 
Heiraths⸗Konſens nachſuchte, bei der Allgemeinen Witt⸗ 
wen⸗ Verpflegungs⸗-Anſtalt ſich zu erkundigen, ob ſeine 

Aufnahme zulaͤßig ſei, oder nicht, und dieſer feiner Oblie— 
genheit hat er Genuͤge zu leiſten unterlaſſen. 
Eden fo kann aber auch der N, N., weil die Sache uns. 
richtig behandelt worden ift, jegt. noch hinterher zur Aus⸗ 
ſtellung des im Nede fiehenden Reverſes nicht angehalten, 
vielmehr muß feine Wittme vorfommenden Falls fo behan⸗ 
delt werden, als fei diefer von ihm verweigerte Revers 
wirklich vorhanden, deſſen es uͤberdem nicht bedarf, da 
ein rechtlicher Anſpruch auf Wittwen⸗Penſion aus Staats⸗ 
Kaſſen nicht vorhanden iſt. Hiernach hat das Koͤnigl. 
Regierungs-Praͤſtdium dem N. N. dahin Eröffnung zu 
machen, daß wenn auch die Ausſtellung des Reverſes un⸗ 
terblieben fei, feiner Fürftigen Witwe deffen ungeachtet 
fein Anſpruch auf‘ Penfion aus Staats. Fonds zuftehe. 
Uebrigend werden ähnliche Faͤlle ſich dadurch vermeiden 
taffen, wenn darauf gehalten wird, daß der Eheſtands⸗ 
Kandidat zupörderft die obengedachte Erfundigung einziehe, 
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und den Erfolg gleich bei Nachſuchung des Konſenſes ans 
zeige, wo dann bergleigen unkpträglt iche m... von 
ſelbſt wegfallen. . | 

Berlin, den 17. Ynguf 1826. | 
Der Minifter. des Innern. De Minifter der Binangen. 
v. Shudmann. FE abweſend. 


’ 


30. 
Allehichſe Zabiaet⸗ ‚Site, — die Beacht⸗ 
gung des Jntelligenz⸗Weſens in Beziehung auf Pri⸗ 
vat⸗Anzeigen und. Bekanntmachungen. | 
Auf Ihren gemeinfchaftlichen Antrag vom zıfen und 
sten d. M. will Ich Meine Ordre vom 3. Mai 1824 
dahin declariren, daß die. dem Intelligenz Wefen, fo weit 
daffelbe für. Rechnung des Potsdamfchen Militair⸗Waiſen⸗ 
hauſes adminiſtrirt wird, beigelegte Berechtigung zur aus⸗ 
ſchließlichen Aufnahme aller und. jeder Anzeigen fich auch 
auf die Verlobungs⸗, Verbindungs⸗, Entbindungs- und 
" Zoded Anzeigen erſtreckt, und überhaupt alle und jede, oͤf⸗ 
fentliche Anzeigen und Bekanntmachungen, mit alleiniger 
Ausnahme: der politifchen Artikel, gelehrten Auffäge, Re⸗ 
cenfionen und nhaltd- Anzeigen von Büchern, den bishe⸗ 
rigen DBerordnungen und Obſervanzen gemäß, auch. ferners 
hin ohne vorherige Aufnahme. in die Intelligenz Blätter, 
nicht durch die Zeitungen, oder andere oͤffentliche Blatter 
bekannt gemacht werden dürfen. 
Berlin, den 27. Juni 1826. 
Friedrich wuthelm 
den — General» geutenunt 


Grafen v. Lot 
und den A are "Dofmeer 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. FinanyMinifteriums an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, das Koͤnigl. Pathen⸗ 
Beſhinthen fuͤr ſieben Soͤhne beduͤrftiger Eltern be⸗ 


treffend. 
r 





Des Königs Majeftät haben, mit guckſcht auf die 
bedeutende Autgabe, welche ſeither durch die Bewilligung 
- von. Könige. ParhensGeichenken für Eltern von fieben und 
mehr Söhnen veranlaßt worden ift, unter Aufhebung fänmts - 
licher, wegen diefer Angelegenheit, Früher Allerhoͤchſten Orts 
ergangener Beſtimmungen, mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets⸗ 
Ordre vom 27. Mai d. J. naͤher feſtzuſetzen geruhet: 
daß das Koͤnigl. Pathen⸗Geſchenk zwar ferner und all⸗ 
gemein mit 100 Rthir. gezahlt, jedoch die Bewilligung 
allein davon abhängig gemacht: werden ſoll, daß die 
fleben: in einer und derfelben Ehe erzeugten Söhne bes 
duͤrftiget Eltern noch wirklich am Leben fein, und ſich 
in efterficher Erziehung und Pflege befinden müffen, die 
Bewilligung fuͤr ſieben in einer Ehe, ohne 
Dazwiſchenkunft von Töchtern erzeugte Soͤh—⸗ 
neſaber dann ganz wegfalle, wemn ſolche nicht 
mehr‘ fämmtlich am Leben und in der elterlichen Erzies 


ı  # 


bung und Pflege, die Eltern alfo Hiernach zum Ems. 


pfange der 100 Rthlr. nicht berechtigt ſind. 

Die Koͤnigl. Regierung erhaͤlt den Auftrag, dieſe 
Beſtimmungen ſofort in das Amtsblatt aufnehmen, und 
dadurch zur allgemeinen Keuntniß bringen zu laſſen; wo⸗ 
bei bemerkt wird, daß vom Tage der Befanntmas 
hung in dem gedachten: Amtöblatte an, alle auf die 
früheren Alterhöchften Beftimmungen fi gründenden Ans 
träge auf Bewilligung des bisherigen Pathengefchenfs von 
so Rthlr. zurückgewiefen werden müffen. . 

Mas den Beduͤrftigkeits-Punkt der Eltern und die 
Berechnung der GiebensZahl der moch in eiterlicher Pflege 
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befindlichen. Söhne betrifft, fo hat es bei dem dieferr 
halb feſtgeſtellten Grundfägen auch ferner fein Bewenden. 

Berlin, den +2. Juni 1826. J 
Der Sinanz> Minifter, — 
a Mo 


— 32. * | — 
Inſtruktion der Koͤnigl. Miniſterien, wegen der nah den 
Geſetzen vom: 21. April 1825 über die den Grundbefig 
betreffenden Rechtsverhältniffe ıc. zur fehiedsrichterlichen 

- Entfcheidung verwiefenen Gegenſtaͤnde betreffend. 

Nach dem Gefegen vom 21. April 1825 über die den 
Grundbefig betreffenden Rechtöverhältniffe ıc. in dem vor⸗ 

. mals Könige. Weftphälifchen, Großherzogl. Bergifchen, und 
zu den franzöfifchzhanfeatifchen Departements und dem 
Lippe» Departement gehörig gemwefenen Landestheilen 


(Sefegfammlung des Jahrs 1825 No. 938. $. $, 
111, 112., 115. ©. 90 und 91; desgleichen 
No. 939. $. $. 89., 90., 92. ©. 108 und 109; 
desgleichen No. 940. $. $. 86., 87.,. 89. ©. 125 
und 126.) | 
find gemwiffe Beftimmungen wegen der Gemwährleiftung der 
aufgehobenen Nechte, imgleichen wegen der Nückfiände an 
Abgaben und Leitungen, im Fall entfiehenden Streites zur 
-fehiedsrichterfichen Entfcheidung und zu einem. befondern 
durch die Inſtruktion der Minifterien des Innern, der 
Juſtiz und der Finanzen näher zu entwickelnden Verfah⸗ 
ren verwieſen. Demgemäß wird zur Vervollſtaͤndigung 
jener Borfchriften Folgendes hiermit feſtgeſetzt. 


“. : ; $. — 


Verhaͤltniß der Schiedsrichter zu dem Inſtruenten — 
m Vorbereitung ihrer Yusfprüche im Algemeinen. 


Die fehiedsrichterlichen Entfepeidungen, welche nach 
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den obengedachten Worfchriften eintreten follen, koͤnnen 
nicht als felbfiländige Endurtel betrachtet und abgefaßt 
togrden, da fie fih, jenen Gefegen nach, nicht auf dem 
ganzen Umfang der Streitigkeiten, welche wegen der Ges 
währleifiung für die anfgehobenen echte oder megen, det 
Abgabe: Nückflände vorkommen können, beziehen, und nicht 
die Verpflichtungen feldft, welche den Parteien obliegen, 
fondern nur gewiſſe Thatſachen und Vorfragen, welche 
dem bevorftehenden Urtel zum Grunte zu legen find, fefts 
‘ fielen, und mithin nur einzelne Punkte betreffen follen, 
welche fih zu dem unter den Partien ſchwebenden Haupts 
Prozeſſe entweder als Präjudicial- Punkte oder als Des. 
ftandtheile des Fünftigen Urtels verhalten. 

Demgemaͤß infirwirt der von der Generals Kommiffion 
zur Einleitung der Hauptfache ernannte Koumiſſarius auch 
die zu ſchiedsrichterlicher Beſtimmung verwiefenen Punkte 
dergeftalt, daß er die Thatfachen, welche nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften wegen des Prozeßverfahrens zu ers 
mitteln find, aufflärt und die Zuziehung der Schiedsrich- 
ter alddann erſt veranlaßt, wenn der Gegenfland zu ihrer 
Entſcheidung reif iſt. 

Komme e8 aber auf die Informations s Einziehung 
wegen folcher Punkte und deren Vorbereitung zur Ents 
ſcheidung an, bei welchen der fehiedsrichterfiche Ausfpruch . 
die förmliche Beweisführung erfegen fol; Lconf. $. $. 5. 


His 8. diefer Inſtruktion) fo müffen die. Schiedsrichter das_ - 


bei zugezogen, oder doch: die Mittel zur Aufklärung mie 
denſelben berathen‘, und bei beren dem Inſtruenten übers - 
laſſenen Aufnahme die mit ihnen gemeinfchaftlich gefaßten 
Beſchluͤſſe zur Richtſchnur genommen: werden. 

—Es folgt aus dem Vorſtehenden ferner, daß die Zu= 
ziehung der Schiedsrichter ausgefegt bleibt, bis der zum 
Snfirnftiond= Verfahren gehörige status causae et contro- 
versiae regulirt ift, und ein folcher muß in dergleichen 
Faͤllen, wo e8 auf die Zuziehung von Schiedsrichtern ans 
kommen könnte, um denfelben den eigentlihen Gegenſtand 
ihres Urtheild und deffen Zufammendang mie der Haupt: 
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fache deutlich zu machen, immer mit großer Sorgfalt auf 
genommen werden. — | | 
Es verfieht ſich auch ganz von ſelbſt, daß 8 der 
Benrtheilung des Infleuenten und resp. des erfennenden 
Richters vorbehalten bleibt, ob in einen vorliegenden Daupt- 
Prozeſſe ed auf die Feſiſtellung der zur fchiedsrichterlichen 
Beftimmung verwiefenen Punkte Überhaupt ankommt, oder 
ob diefelbe auszufegen fei, um zu gewärtigen, ob es der- 
felben nach der Entfeheidung anderer zur Sache gehöriger 
Dorfragen noch bedürfen werde Be 
Demgemäß kann auch die Erkennung der Schieds— 
richter bis zu dem Termine, in welchem der status causde 
et contrörersiae regulirt wird, ausgefegt Bleiben. 
u © §. 2% e — | 
1 Ernennung ber Schiedsrichter. J 
Die Schiedsrichter werden von den Parteien gewaͤhlt, 
dergeſtalt, daß von jeder Seite einer in Vorſchlag gebracht 
wird. Es ſteht auch bei den Parteien, ſogleich den Ob, 
mann für den Fall zu ernennen, wenn die Schied8richter 
ſelbſt ſich nicht follten vereinigen Fönnen. Unterlaſſen fie 
dieß, oder. vermögen fie fih daranf nicht zu einigen: fo 
mwäpien in dem eben vorausgefegten Fall die Schiedärichs - 
ter feldft ihren Obmann. | J 
Dem Inſtruenten ſteht das Urtheil daruͤber zu, ob 
die von den Parteien in Vorſchlag gebrachten Schieds— 
richter und resp. der von dieſen oder jenen gewählte Ob⸗ 
mann die zur Entſcheidung gehörigen Eigenſchaften und 
Faͤhigkeiten befigen. Verſagt er zu deren Ernennung feine 
Zuſtimmung: fo mäflen andere won ihm zuläffig befundene 
Perfonen in Borfchlag gebracht werden. _ 
Derfagen fih die Parteien und resp. die Schieds⸗ 
richter diefen Ernennungen: ſo erfolgen folche zunaͤchſt 
durch den Inſtruenten. Der Inſtruent muß ſolchenfaus 
die von ihm getroffenen Wahlen den Parteien bekannt ma— 
chen, und denſelben dabei zugleich eine angemeſſene Praͤ⸗ 
kluſivfriſt beſtimmen, binnen welcher ſie ihren etwanigen 
Widerſpruch gegen jene Wahlen zu erklaͤren haben. 
Erfolgt innerhalb dieſer Friſt ein Einſpruch, oder be⸗ 
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ſtehen einzelne Narteien — Schiedsrichter auf die von 
ihnen vorgeſchlagenen und von dem Inſtruenten verworfe⸗ 
onen Perſonen: ſo — daruͤber die General⸗Kommiſſion. 


Nihere Anweifung we gen der — den Schledsrichtern bei den 
Streitigkeiten über Gewaͤhrleiſtung fuͤr aufgehobene Rechte, 
inſonderheit fuͤr ——— —— zu nehmenden 

Im Allgemeinen muͤſſen ſich die Geſichtspunkte, wel⸗ 
che die Schiedsrichter bei Feſtſtellung des wirklich ſchon 
eingetretenen oder dauernden Verluſtes, welcher aus der 
Aufhebung eines nutzbaren Rechts erwaͤchſt, zu nehmen 
haben, aus der Natur dieſes Rechts, in Zuſammenhaltung 
mit den deutlichen Vorſchriften der Geſetze vom 21. April 
d. J., von ſelbſt ergeben, und iſt dabei eine erhebliche 
Schwierigkeit in irgend einem andern Fall, als wo es ſich 
von einem aufgehobenen — handelt, nicht 
zu erwarten. 


$ | 
Wenn es aber auf die Reliſtelung des Verluſtes, 
welcher einem Zwangsberechtigten aus der Aufhebung ei⸗ 
ner Zwangs- und Banngerechtigkeit erwachſen iſt, und 
des dieſerhalb zu gewaͤhrenden Zins-⸗Erlaſſes ankommt, fo 
iſt dabei Folgendes zu beachten. 
Ein Bannrecht fihert dem Gemwerbetreibenden- nichts 
weiter, als gemiffe Kunden, die bei ihm arbeiten laffen, 
oder fein Fabrikat bezahlen. Wenn es ceffirt; fo ift er 
der allgemeinen Konfurrenz unterworfen. Nun maltet 
aber fein Grund ob, anzunehmen, daß zu einem gegebe> 
nen Gewerbe eine größere Konkurrenz fein werde, ald zu 
andern. Der. gemeine Vortheil alfo, daß das Gewerbe 
die laufenden Koften und die Zinfen des in den Mafcht- 
nen (der Mühle ꝛc. ꝛc.) flecfenden Kapitald vorweg bes 
zahle, und naͤchſtdem einen der Arbeit und ben zu ihrer 
Berrichtung noͤthigen Einfichten und Gefchicklichfeiten, im⸗ 
gleichen der Fähigkeit zu den erforderlichen Verlage ent 
fprechenden Gewinn abwirft, kann nach wie vor ald Pros 
dukt der Anflalt, auf welcher vormals das Zwangsrecht 
haftete, und des Betriebes ihres Inhabers betrachter wer⸗ 
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den. Dem Zwangsberechtigten entgeht mithin nur der 
DMonopol-Preis, d. i. der Ueberfhuß, welchen er nach. 
den hergebrachten Preifen feiner Arbeit: oder rat Pros 
dukte uͤber den gemeinen Werth derſelben bezog. 
Inm der Regel wird dieſe Differenz der eine Ders 
luft fein, welchen der Zwangsberechtigte macht.‘ Es Föns 
nen aber auch einzelne Fälle vorkommen, in welchen der 
Fabrikations-Anſtalt duch das ihr zuftändige Zwangs⸗ 
vecht ein überhaupt größerer Betrieb zugewandt morden, 
als ohnedem nach ihrer natuͤrlichen Lage und Beſchaffen⸗ 
beit zu erreichen geweſen wäre: und in folchen Fäden ift 
es möglih, daß der Inhaber nicht bloß Verluſt an dem 
Monopol⸗Preiſe macht, fondern auch feine: Arbeitskraft 
und feine DMafchine für einen Theil der Betriebszeit un⸗ 
beſchaͤftigt bleiben. Da er num dieſen Verluſt der allge⸗ 
meinen Konkurrenz wegen auf die wirklich beſchafften Pro, 
dukte nicht fehlagen kann; fo hat er für die Zeit feiner 
Nichtbeſchaͤftigung Auefaul an den Zinſen ſeines Verlags⸗ 
Kapitals und an ſeinem Arbeitslohne. | . 
Es kann ferner der Fall Statt finden, daß der 
Zwangßbereihtigte, ungeachtet fein Debit nicht vermindert 
und auc der Debitspreis derfelbe geblieben ift, weichen er 
vor Aufhebung des Zwangsrechts hatte, dennoch Verluſte 
an den Debitövortheile geniacht hat. So kann z. B. ein 
vormaliger Zwangsberechtigter noch dieſelben Kunden ha⸗ 
ben, und von ihnen denſelhen Preis beziehen, wie vors 
mals; allein jetzt, um fie ſich zw ſichern, die rohen Pros 
dufte, die fie fonft ſelbſt zur Fabrikationsſtaͤtte ſchaffen 
mußten, von denfelben abholen laſſen müffen, an feinem 
Gemwerbsvortheil alſo dennoch den Betrag der Koften der - 
Gefpannhaltung verlieren; und eben fo kann ein Getränfs 
Fabrikant noch denfelben Preis, wie fonft von feinen Zwangs⸗ 
£unden ziehen, jet aber von dem Fabrikat Steuern zu 
entrichten haben, die ihn fruͤher nicht trafen. 

Demgemaͤß kann 
1) der Nachtheil, welchen der vormals er 
tigte erlitten, entweder in Derminderung des Des 

bits und resp. der Beſchaͤftigung der Zwangs⸗ An⸗ 
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ſtalt, ‚oder in Verminderung des Lohnfages und 
resp. Debits⸗Preiſes, oder in fonfliger Verminde⸗ 
sung des Debits-Vortheils, oder in mehreren dies 
fer Stücken zugleich beftehen. a 
Der etwanige Ausfall an den Nugungen kommt je- 
doch nur im fo weit. zum Anſchlag, als derſelbe bei 
dem vormaligen Zwangs-Debit, nicht aber fofern 
‚derfelde bei dem Abfag am freiwillige Kunden. eins 
tritt, ' j 
(Geſetz Nro. 938. $. 109. ©, 90, Gefeg Nro. 
939. $. 87. ©. 108. Gefeg Nro. 940, $. 84. 
S. 125.) . : | er — 
2) Hiernach muß der vormalige Ziwangsberechtigte, fo 
weit von ihm eine Verminderung des Debits bes 
hauptet wird, nachweiſen: Du 
a. die Anzahl der ehemals zwangspflichtigen Per, 
ſonen, und resp. Haushaltungen; 
b. was zur Zeit. ded ‚beftandenen Bannrechts an 
ailiaͤhrlichem Verbrauch in den dem Bann⸗ 
rechte unterworfenen Artikeln, nach der in der 
Gegend üblichen Lebensweife, auf die Perfon 
oder resp. Haushaltung in Anfehlag zu brin- 
gen ift, und F — 
c. wie viel der zwangsoͤpflichtig geweſenen Perſo⸗ 
nen oder resp. Haushaltungen ſeit Aufhebung 
des Bannrechts ſich von ihm abgewendet haben? 
3) Soweit von dem vormals Zwangsberechtigten eine 
Berminderung des Lohhfages oder resp. Debits⸗Prei⸗ 
ſes behauptet wird, hat derſelbe nachzuweiſen: 
a, Denjenigen Lohn⸗ und resp. Debitspreis, zu 
‚welchem er zur Zeit des beflandenen Bann⸗ 
rechts feinem Kontrafte oder fonfligen gültigen 
Rechtstiteln nach berechtigt, oder welcher we⸗ 
nigftend damals der. übliche gewefen; And 
b, welcher Lohn» und resp. Debitspreis ſich feit 
Aufhebung des Bannrechtd bis zur Zeit der 
Auseinanderſetzung feſtgeſtellt bat? 
Es 
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Es verſteht ſich von Teldfl, daß, wein der Anſpruch 
ded vormals Imangsberechtigten allein auf die 
Verminderung des Lohnſatzes oder Debitöpreifes. ges 
gruͤndet wird, alddann außerdem die Punkte Nro. 2. a. 
und: b. gleichfalls nachgewiefen werden muͤſſen. 

4) Soweit der vormals Zwangsberechtigte einen DVer- 
Iuft bei dem Debits-Vortheil behauptet, der fich auf 

- andere Umftände gründen. ſoll, hat derfelbe diefe Ums 
fände und ihren dauernden Einfluß naag inweiſen. | 


5. | 
Der Nachweis bei Nro, 2. a. und c, und bei Nro. =: 

a. und b. des $. 4. ift im Allgemeinen in gewöhnlicher 
rechtlicher Art zu führen... Wenn aber in dem Falle zu 
2. c. der. Abgang der Zwangs-Mahlyäfte ſeit Aufhebung - 
des Bannrechts nicht gleichförmig geweſen; fo müflen die 
befondern Umſtaͤnde, nach welchen der Beharrungs:Zuftand 
zu ermeſſen, dargethan twerden, und von der fehiedsrichters 
Sichen Kommiſſion ift alsdann der als dauernd anzufehende 
Nicht under tritt ‚wegen. der Punkte zu Nro. 2. b. 
und Nro. 4. die fachverftändige Würdigung der Kommiſſton 
ein. Diefe: wird fich dabei von den örtlichen Verhaͤltniſ⸗ 
fen möglichft: genaue. Kenntnig zu verfchaffen bemüht ſein. 
Es fomnit dabei in Berracht, daß die Anfchlagefäge ſehr 
verfchieden zu: fichen kommen, je. nachdem die Einwohner 
eines gegebenen Bezirks arm oder reich, oder wie fie ges 
woͤhnt find, je nachdem 3.8. (bezüglich auf den Mühlen: 
zwang) Brodt oder Grüße ihre Hauptnahrung ausmacht, 
oder ob folche in Fleiſch, Kartoffeln oder fonftigen Ge 
müsarten befteht, auch je nachdem ſie fich reichlich oder 
nothduͤrftig naͤhren. Wiewohl ed nun der fehiedsrichter: 
lichen. Kommiſſion zuflehet, die zu ihrer Veranfchlagung 
erforderlichen Angaben von den Parteien zu erfordern, fo 
Zaun denfelben doch nur die Darlegung derjenigen Nach» 
sichten, welche fie zu geben vermögen, zugemuthet werden, 
und es ift die Sache der fehiedörichterlichen Kommiſſion, 
fich die fonft erforderlichen Angaben auf bie bei Tarationen 
 Äbliche Weife zu verſchaffen. 
Annalen. HeftIl1, 1826. - ' z 88 
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Bi der — nach $. 4. Nro. 2 © | 
.., wie viel nemlich der zwangspflichtig gewefenen Pers 
fonen oder resp. Haushaltungen feit. Aufhebung, 
des. Bannrechts ſich von dem IE 
- abgewendet haben? | 
und nach Nro. 3. b. 
welcher Lohn und resp. Debitäpreis fh fit Auf⸗ 
hebung des Bannrechts bis zur. Zeit der Ausein⸗ 
anderſetzung feſtgeſtellt hat? 


iſt noch ein Unterſchied zu machen, ob der Verluſt, wel⸗ 


chen der Berechtigte erleidet, fuͤr die Vergangenheit zu 
berechnen iſt, oder ob derjenige Verluſt beſtimmt werden 


ſoll, weichen der Verpflichtete kuͤnftihhin fortdauernd 
“erleiden wird. In dem erſteren Falle kommt der. Ver⸗ 


luſt gerade ſo hoch in Anſchlag, als er wirklich eingetre⸗ 
ten iſt. In dem andern Falle iſt derſelbe zwar auch nach 
den zur Zeit der /Auseinanderſetzung erkennbaren Wir 
kungen zu ermeflen, und die verlangte Ermäßigung des 


zinfes danach ein für allemal feftzufegen, ohne Rückfücht 


auf die Nachtheile, welche möglicher Weife dem Verpflich⸗ 
teten noch in der Folge aus andern zur Zeit nicht obwal⸗ 


“ tenden Umftänden erwachfen fönnen, und eben ſo ohne 


Ruͤckſicht auf die Minderung, welche die: zur Zeit anzus 

nehmenden Nachtheile erfahren ‚möchten; ;fo. daß, wenn 

ſpaͤterhin neue Umſtaͤnde eintreten, deshalb weder eine weis 

tere Ermaͤßigung, noch eine Erhoͤhung des Zinſes oder 
vacegen⸗ gefordert werden kann. 

(Geſetz Nro. 938. $. 107. 108. S. 8% Geſeh 

Nro. 939. F. 85. 86. S. 108. — Pro, 

940. $. 82. 83. ©. 1235.) | 


- Hiernach findet auch in dem legtern, dem ſordauernden 


Verluſt betreffenden Falle ein auf bloße Moͤglichkeiten ge⸗ 
richteter Kalkuͤl, auf die Moͤglichkeit nemlich, welch einen 


‚ Verluft die Aufhebung des Zwangsrechts kuͤnftig einmal 


dem Berechtigten zuziehen könne, keinesweges Statt. 


Nichts deſto weniger ſoll dem Zwangsberechtigten der Er⸗ 
laß am Zinſe fuͤr die Zukunft nicht ſchlechterdings nach 
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dem: Verlaufe; den er bisher erlitten, fondern in demjeni- 
gen Maaße, wie dieſer Verluſt fuͤr die Zukunft als fort⸗ 
bauer, anzunehmen ift, gewährt werden. 
Denmach gilt wr 
) die rechtliche Vermuthung, daß die ii nach⸗ 
gewieſene wirkliche Verminderung des Zwangs⸗De⸗ 
bits, und nur dieſe, als unmittelbare und: den vor⸗ 
mals, Berechtigten benachtheiligende Folge: der Auf⸗ 
Hebung. des Bannrechtd anzufehen-fel.. 
Wird aber behauptet, daß ſich die Sache fo, wie: * 
 aashgewiefen, nur wegen befonderer ihrer Natur 
acht dauernder Lokal⸗ ‚oder Perſonai⸗ Umſtaͤnde 
geſtaltet habe: ſo muͤſſen dieſe beſondern Umſtaͤnde, 
B.daß Der Berechtigte bei eigener vorzäglicher In⸗ 
% duſtrie zufällig bisher nur nachlaͤßige Gewerbögenofs 
ſen zu Konkurrenten gehabt, Daß die ſchon beabfichs 
‚<tägße. ‚aber; ; eingeleitete - Anlegung einer neuen Fas 
-beifations = Anftalt in-der Nachbarfchaft nur einſt⸗ 
dweilliger zufaͤlliger Hinderniſſe wegen noch nicht zu 
Stande gekommen, oder andrerſeits, daß der Berech⸗ 


; tigte feine Kunden nur durch, eigene Schuld verko: 


en habe und dergl., von dem Behauptenden ar 
gewieſen, und alddann darüber: = 
Wwas von Diefen Umftänden von. erheblichem Eins 
AMuß, welche Erfolge für die ünftig fortdauernden 
au achten, und in wie weit’ une die Berech⸗ 
nung ſich aͤndere? 
——c———— entſchieden ‚erden. | 
Es iglltiferner no. 
2) bie. rechtliche Derimuchung;- daß derjenige Lohn⸗ und 
resp. Debits⸗Preis, welcher zur Zeit der Auseinan⸗ 
derſetzung wirklich Statt findet, als der weiter fort⸗ 
dauernde zw betrachten ſei. Wird aber behauptet, 
daß derſelbe fih fo, wie nachgewiefen, nur wegen 
‚beronderer, ihrer Natur nach nicht dauernder 
Umftände geffaltet Habe; fo muͤſſen auch in diefem 
- Ball diefe beſondern Umftände von dem Behaupten⸗ 
den nachgewieſen, und uͤber rei, auf das 
2 


Kl a 
> Kefultat der Berechnung ſchiedsrichterlich entfchieden 
werben. au Ar | en 


Eben fo gilt in Beziehung auf $. 4. Nro.4. wegen 
des Verluſtes an ‚dem Debits⸗Vortheil die reihtlihe Ver⸗ 
muthung, daß der Debits⸗Vort heil mit dem Debitss 
Preiſe in geradem Verhaͤltniſſe ſtehe. Wird aber be⸗ 
hauptet, daß der vormals ‚Zwangsberechfigte, ungeachtet 
des nicht berminderten Debits⸗Preiſes, dennoch, oder daß 
"er- in groͤßerem Maaße, als die Verminderung Statt ge⸗ 
funden, durch beſondere Umſtaͤnde von dauerndem Einfluß 

m ſeinem Debits⸗Vortheil Einbuße gemacht habe, fo hat 
darüber: um er 
ob und in wie weit durch ſolche Umftände ein ander es 
WVrerhaͤltniß begruͤndet werde? a a Ä 
nach Erwägung und noͤthigenfalls Ermittelung diefer Um: 
fände die ſchiedsrichterliche Kommiſſion zu'entfceiden. - 


Der Ausfall an den Nugungen vormaliger Zwang, 
und Bannrechte kommt überhaupt nur in Anfchlag, wenn 
eine Verminderung der geſammten Nugungen, welche 
der vormals Zwangsberechtigte aus der Fabrikations⸗-An⸗ 
ſtalt bezogen bat, Statt findett. 32 

EGGeſetz Nro. 938. $. 109. ©. 90, Geſetz Nro. 
939. $. 87. S. 108. Geſetz Nro. 940. $.24- 
— | Tan) anne — BR u 
Wie nun einer Seits, nachdem der Gewerbebetrieb frei 
geworden, manche Runden, die der Zwangsberechtigte fonft 
hatte, von demfelben abgegangen fein, und fich zu andern- 
Fabrikations⸗Anſtalten gefchlagen haben koͤnnen, fo koͤn⸗ 
nen ihm anderer Seits wiederum andere Kunden zugegan⸗ 
gen fein, die er ſonſt nicht annehmen durfte. Der Zus 
wachs feiner Kunden kann. unter befonderen Umſtaͤnden fo 


— groß geworden fein,. daß felbft ein Verluſt an dem Des 


bits⸗Vortheil, welchen er vormald vom dem Abfage an, 
feine Zwangsfunden bezog, durch die größere Kundfchaft 
wieder ausgeglichen wird. Wird nun behauptet, daß der 
Berechtigte nach dieſen oder andern. örtlichen Verhaͤltniſſen 


feine ‚oder ’eine geringere Verminderung feiner Nugungen 
erlitten babe: fo. tritt auf hiebei die Erörterung der fach: . 
gehörigen Umſtaͤnde und RAS EDUNG en die —— 
richterliche Kommiſſion ein. 


$. 9. 

Desoleichen wegen der a Atsabenräctännen zu nehmenden 
In Bezug. auf die bei Abtragung der Abgabenrück 
fände vorkommenden Streitigkeiten kann ed für die ſchieds⸗ 
richterlihe Kommliffion, da dieſe niemals die Verpflichtung 
zu folden Ruͤckſtaͤnden an ſich felbft zu beurtheilen hat, 

nur anf zwei Geſichtspunkte ankommen, nemlich: 

1) bei ruͤckſtaͤndigen Dienſten iſt es moͤglich, daß einer⸗ 
ſeits der Verpflichtete deren Erſatz in Gelde zu lei⸗ 
ſten unvermoͤgend iſt, ſie aber nach gewiſſen Regeln 
allmaͤhlig in natura nachzuleiſten vermag, anderer⸗ 
ſeits der Berechtigte von nachgeleiſteten Naturaldien⸗ 
ſten gar nicht oder doch nur unter gewiſſen Maaß⸗ 

- gaben wirehfchaftlich smüglichen Gebrauch zu machen 

im Stande if. Hier hat alfo die fehiedsrichterliche 
Kommiffion ihr Augenmerk darauf. zu richten: 

2, 06 und wie weit der Verpflichtete . wirklich außer 
Stande zu erachten, feine rückftändigen Dienſtpflich⸗ 

“en (welches immer diegefegliche Regel bleibt) in Öelde 
zu erfegen? welchen Theil derfelben er eventuell im, 
Gelde -abtragen kann? und. welchen Theil zur Nas 
tural: Nachleifiung zu verweiſen das Beduͤrfniß er⸗ 
heiſcht? 

b. ob und wie weit dem Berechtigten anzumuthen, 
ſich Dienſtruͤckſtaͤnde in natura nachleiſten zu laſſen, 
und unter welchen Maapgaben folche8 Statt fin- 
den könne? 

©. in welcher Art der Erfuͤllung der ruͤckſtaͤndigen Dienſt⸗ 

verpflichtungen, ſei es ganz in natura, oder ganz 
in Gelde, oder theilweiſe in den einen und theil⸗ 
weiſe in dem andern, die Konvenienz beider Theile 
am beſten zuſammentreffe? 
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und hiernach hat denn die fehiedsrichterfiche Kommif- | 
fion eine beflimmte Zeftfegung zu treffen. 

2) Dei rückſtaͤndigen Dienften, Zehnten oder anderen 
Naturalabgaben fann ed darauf anfommen, ob und - 
wie weit der DVerpflichtete mehr, als das im. Gefeg 
ſelbſt beſtimmte Minimum Einer Fahresleiftung, zw 
gewähren im Stande fei? In diefer Beziehung alfo 
hat die fehiersrichterliche Kommiſſion nur darüber, 
ob der Verpflichtete mehr leiſten koͤnne? abzufpres 
hen, und eventuell die Fürzeren oder flärferen Leis 

fiungstermine beflimme zu reguliren. 
Es leuchtet ein, daß die fchiedärichterliche Kom⸗ 
miſſion zur Vollbringung dieſes Geſchaͤfts einer ge, 
wiſſen Kenntniß von den wirthſchaftlichen Verhalt⸗ 
niſſen des Verpflichteten und auch des Berechtigten 
bedarf. Sich dieſe Kenntniß in ſo weit ſie ihr nicht 
ſchon beiwohnt, durch Ruͤckfrage bei den Parteien 
oder bei andern, ſoweit als ſie zu ihrer eigenen Ue⸗ 
berzeugung erforderlich achtet, zu beſchaffen, iſt ihre 
Sache, und es bedarf deshalb keiner Feſtſtellung der 
dabei zum Grund liegenden Thatſachen durch foͤrm⸗ 
liche Inſtruktion: ſoweit die Schiedsrichter jedoch die 
vorgaͤngige Ausmittelung und Feſtſtellung gewiſſer 
Thatſachen · noͤthig erachten, ſoll ſich der Inſtruent 
derſelben nicht entziehen, ſondern ſolche ſo weit als 
moͤglich, und auf dem kuͤrzeſten Wege zu bewirken 
verpflichtet ſein. BD * 


$. 10. 
nt de | 

tungen un Den ca eigen Seffebungen, den 
der‘ Sauptfade, 

Die ſchiedsrichterlichen Ermittelungen und Feſtſetzun⸗ 

gen werden den Parteien, ohne daß es einer foͤrmlichen 
Ausfertigung derfelben bedarf, gleich den im ordentlichen 
Gange des Prozeſſes aufgenommenen Öntachten von Sach⸗ 
verftändigen: bekannt gemacht und zur Erklärung vorgelegt. 
Ihnen fiehen dagegen in fofern noch Erinnerungen zu, als: 
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* der Gegenſtand der ſchiebortchterlichen Zeſtſehimg nicht 
erſchoͤpft, oder 
2) die ſchiedsrichterliche Kommiſſion über die Grenzen 
ihred Auftrages hinausgegangen tft, oder 
- 3) offenbar erhebliche Thatſachen ganz unerörtert ge 
blieben find, oder 
4) gegen ein klares Fandesgefeg entſchieden iſt. 

Werden dergleichen Maͤngel von den Parteien geruͤgt, 
oder ſonſt von der General⸗Kommiſſion oder von dem 
Richter einer folgenden Inſtanz wahrgenommen und ge⸗ 
gruͤndet beſunden: ſo wird die Sache zur Abhuͤlfe und 
Verbeſſerung durch die nemlichen oder durch andere von 
neuem nad F. 2. zu ernennende Schiedsrichter, je nach— 
dem die General: Kommiffion eins oder das andere für 
angemeflen erachtet, an den von der leßteren ernannten " 
Juſtruenten zuruͤckgewieſen. Im übrigen findet aber ges 
gen die Feftfegungen der „Schiedsrichter weder Appellation 
noch Rekurs Statt. Die von der fchiedsrichterlichen Feſt⸗ 
fegung zu machende Anwendung wird hiernächft durch eis 
nen von der Beneral-Kommiffion abzufaffenden Beſcheid 
beftimmt, gegen welchen die ordentlichen Nechtömittel Statt 
finden. Dem gemäß fann aus der fehiedsrichterfichen Feſt⸗ 
fegung nicht, fondern alfererfi auf den Grund des von 
der Generals Kommiffion oder von der borgefeßgten Inſtanz 
abgefaßten Erfenntnifjes die Erefution gefucht werden. 


GI, ° — 
Die Koſten des ſchiedstichterlichen Verfahrens muß 
die nemliche Partei tragen, welcher. folche in der a 
ſache zur Laſt gefegt werden, 
Berlin, den 31. Oktober 1825. 
| Der. Minifter des Innern. 
| v. Shufmann | 
Der Minifter der Juſtiz. Der Minifter der — 
Gr. v. Danckelman. v. Mop. | 


De 
Verhaͤltniſe zu nötigen Staaten, 


— 


"33. 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums d des Innern | 


* 


und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen 


uud an dag Koͤnigl. Polizei-Praͤſidium zu Berlin, "dag. 
Be erfahren gegen Ausländer in Großbritanien und 
Irland betreffend. 


— — — 


Der Koͤnigl. Regierung wird hierbei eine Abſchrift 
(Anl. a.). der von dem Koͤnigl. Miniſterio der auswaͤrti⸗ 
gen Angelegenheiten hieher mirgerheilten Weberfegung der 
DBefanntmachung, welche in Beziehung auf Uusländer, die 
fih ‚im. vereinigten Königreiche Großhritanien und Irland 
aufhalten, vor Kurzem auf Veranlaffung der Megieruug 


in die. Londner offizielle Hofzeitung eingerückt worden iſt, 


und die die wefentlichen Beſtimmungen der in der legten 


‚ Parlaments Sigung durchgegangenen fogenannten Frem⸗ 
den⸗Regiſtrirungs-Bill enthält, zur Nachricht mit dem 


Bemerken zugefertigt, daß folche in die biefigen. Zeitungen - 


aufgenommen, und fo zur Kenntniß des Publici gebrardt 


‚werden. wird. | 


Berlin, den 8. Juli 1826. 
N des Innern und der Polizei. 
wide 
a 
An Auständer | 
(im vereinigten Königreiche Großbritanien und Irland.) 
Es ergeht hiermit die Nachricht, daß, in Folge einer in 
der letzten Sitzung des Parlaments durchgegangenen Akte, jes 
der Ausländer oder jede Auslaͤnderin, welche ſich am iſten des 
naͤchſten Zult; Monats in diefem Neiche befinden werden, vers . 


 pflichtet find, eine fchriftlihe Erklärung über ihren Aufenthaltes 


ort, Namen, Rang, Charakter und ihre Beſchaͤftigung (und 


| | 
. 4 
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wenn ein Dienftbote, von dem Aufenthaltsort, Namen,‘ Rang 


und Charakter ihrer KHerrfchaft), desgleichen über das Land und 


den Ort, wo fie herkommen, oder wo fie geboren find, role 
auch über die Seit, zu welcher. fie vom Auslande "in dies 
Reich gekommen find, aufzufegen; und diefe Erklärung durch 
die Poſt, wenu in Großbritänien, an Sr. Majeſtaͤt erften 


Staats» Secretait für das Departement des Innern im Frem⸗ 


den; Buͤreau (Alien office) in Weftminfter, wenn aber in 


Irland, an den erften Secretair des Lord sLieutenants von Ir⸗ 


land zu ſenden. Diefe Erklärung muß, wenn die Perfon, 
von welcher fie abgegeben wird, fehreiben ann, von ihr felbft 


unterzeichnet, und im entgegengefesten Fall von dem Richter 


des Orts, oder von dem Pfarrer der Gemeinde, oder von eis 
"nem oder mehreren Kiechenvorftehern oder Armenauffehern der 
Gemeinde oder Stadt beglaubigte fein, worin die fremde Pere 
ſon ſich befinden wird; übrigens reicht eine Erklärung für den 
Vater oder die, Mutter, oder für beide Eltern und jedwede 
Zahl von Kindern bin, wenn fie vom Vater, und im Fall’der 
‚Unfähigkeit oder des Todes deſſelben. von der Mutter abgege⸗ 
ben wird. 

Gedachte Akte beſtimmt ferner, daß alle in dieſem Reiche 
befindlihen Ausländer oder Ausländerinnen am 1. Januar und 


1. Juli jedes Jahres, oder doch innerhalb einer wöchentlichen - 


Friſt nach diefen Tagen eine fchriftlihe Erklärung über den 


Drt ihres Aufenthalts abzugeben und darin zu fagen haben, - 


an welchem Orte fie Fünftig fih aufzuhalten gedenken; dieſe 
Erklärung iſt in der vorbemerften Art innerhalb derfelben Wo⸗ 
che gehörigen Orts hin durch die: Poſt zu befördern. Außer» 
dem werden Sr. Majeftät. erfien Staats» Secretaire. in Großs 
britannten, und der erfte. Secretate in Seland das Recht has 
ben, von jedem Ausländer und von jeder. Ausländerin zu vers 
langen, daß ſie in kürzeren Zeitabfehnitten als. alle ſechs Mos 
nat Erklärungen . über, ihren. — und kuͤnftigen Aufent⸗ 
haltsort abgeben. 

Auch iſt durch beſagte Akte feſtgeſetzt, daß wenn irgend 
ein Ausländer oder eine Auslaͤnderin verſaͤumt, ſolch eine Ers 
klaͤrung niederzufegen, ‚oder fie innerhalb der beſtimmten Zeit 
gehoͤrigen Orts. ._ zu laſſen, oder wiſſentlich eine fat 
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Erklärung abgiebt oder befördert, fo follen fie, wenn fie deffen 
vor zwei Friedensrihtern Äberführe werden, entweder zu einer, 


‚so. Pfd. Sterl. nicht überftelgenden Geldbuße, oder. zu einer 


Gefaͤngnißſtrafe, die 6 Monat nicht Überfteigen darf, und zwar 


mac dem Ermeſſen befagter Richter verurthetlt. werben. 
Beim Empfange einer oben näher befchriebenen regelmä + 


Rigen Erklärung, wird das Fremden, Bürean ein, den Namen, 


Hang, Charakter, die Befchäftigung und den Aufenthaltsort des 
Ausländers oder der Ausländerin enthaltendes Atteft unvers 
züglid ausfertigen, und ihm oder iht durch die Poſt zuferti⸗ 
gen. Befindet fich eine. ausländifche Perfon duch ihre Schuld 
nicht im Beſitz eines ſolchen Atteftes, oder hält fie ſich, ohne 


rechtmaͤßlge Entfhuldigungs, Gründe - anführen zu können, an 


® 


einem andern, als dem im Atteſte bezeichneten Ort auf, fo 
foll fie für jedes Vergehen diefer Art eine Geldbuße von 20 
Pſd. Sterl.. verwirkt haben; und mwenn fie fih, auf Verlangen 
eines Friedensrichters weigert das Atteſt vorzugeigen, fo ſoll ans 
genonmmen werden, fie befiße ein Atteſt überall nicht. 
"3. Die Alte beftimmt ferner, daß wenn ein folhes Atteft 
verloren gegangen, abhänden gefommen oder vernichtet worden 
if, und einem der Sriedensrihter Sr. Majeftät der Beweis 
hiervon gegeben wird, fo daß derfelbe fih überzeugen kann, 
daß die reſp. ausländifche Perfon den Beftimmungen der frags 
fihen Akte genügt hat, fo foll fie befugt fein, auf Ertheilung 
‚eines neuen Attefles anyutragen, 
Menn Ausländer dies Reich zu verlaffen im Begriff find, , 
und den bei ihrer Landung abgegebenen Paß zurückzuerhalten 
‚wänfchen, und, entweder den Fremden: Büreay in Weftminfter 
oder dem Büreau des iſten Secretaird des Lord, Lieutenante 
in Dublin fehrifelich zu wiſſen thun, von welchem Hafen fie 
abzureifen gedenken, fo twird der Paß dem oberften Douanens 


> Beamten: des bezeichneten Hafens durch die Poſt zugefertigt 


werden, um ihn, auf eine dent oberften Douanen » Beamten des 
Einfhiffungsorts zu machende fchriitlihe Anzeige der fraglichen 
fremden Perſon, daß fie abzureifen Willens fet, dieſer Perſon 


anszuliefern : durch die Wernadhläßigung einer ſolchen Anzeige = 


— eine Geldbuße von 5 Pſd. Sterl. verwirkt. 
Die einzigen Ausländer, welche von den Beſtimmungen 


- \ 
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dleſer Akte nicht betroffen werden, find folgende: jeder auswaͤr⸗ 
tige Geſandte oder DBevollmächtigte und ihre Bediente beiderlet 
Geſchlechts, wenn fie- entweder als folhe den Gefegen gemäß 
einregiftrirt find, oder 3. 3. In Begleitung ihrer Herrſchaft find 
— alle- Ausländer und Ausländerinnen, welche während ber 
legten fieben. Jahre vor Erlaſſung dieſer Akte in dieſem Reiche 
ſich aufgehalten, und ein dies beftätigendes Atteſt des 
Fremden-Büreaus erhalten haben; — endlich alle Aus⸗ 


1 
* 


lander und Auslaͤnderinnen, die noch nicht 14 Jahr alt ſind. 


Auch iſt beſtimmt, daß, wenn daruͤber Zweifel obwaltet, ob 
eine Perſon, von welcher behauptet wird, ſie ſei eine auslaͤn⸗ 
diſche Perſon, dleſes iſt oder nicht, — ingleichen, ob ſie von 
den Beſtimmungen der fraglichen Akte betroffen wird oder nicht, 
diefer Perfon die Bewelslaſt obliegen foll. 

Jedes Atteft muß ohne Sopm und ohne —————— 
ausgefertigt werden. 

Von allen dieſen Befimmungen wird hiermit Nachricht 
gegeben, damit. Niemand die Unfenntniß davon als SAIOREN 
gungsgrund anzuführen befugt fel. = 

Gegeben im DURSEMIDRTAR: Weftminfter [727 Juni 1846. 
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Kefeript d des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Trier, die Ertheilung von Aus⸗ 
wanderungs⸗Konſenſen nad Braſilien betreffend. 





Das Miniſterium des Innern traͤgt auf den Bes 
richt der Könige, Regierung vom 10ten v. M. um fo we⸗ 
niger Bedenken, Sie nach Ihrem Antrage Hiermit zur 
. Verweigerung ded Emigrationss Confenfed und der Päffe 


- für Diejenigen ‚Einwohner Fhred Departements, welche 


nach Braſilien auszuwandern beabfichtigen, ſich aber über 
den Beſitz hinlänglicher Neifefoften nicht auszumeifen im 
Stande find, zu ermächtigen, als eine ſolche Ermächtigung 
bereitd mehreren anderen Regierungen zugeſtanden wor⸗ 
den iſt. 
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Die Ertheilung von. Auswanderungs⸗Conſenſen an 
dergleichen Auswanderungsluſtige kann übrigens auch ohne 
alles Bedenken von vorgängiger Beibringung authentiſcher 
Urkunden über die eventuelle Aufnahme in den Brafilias 

nifchen Unterthanen⸗Verband abhängig gemacht, —— 
Berlin, den 4: Auguſt 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 

| — Be, Kahle. 


| “35 - © 
| Reſctipt der Koͤnigl. Miniſterien des Janern und der 
auswaͤrtigen Angelegenheiten, an die Koͤnigl. Regierung 
zu Merſeburg, betreffend das Ausweiſungs⸗ Verfahren 
in Beziehung auf die mit dem Koͤnigreiche Sachſen 
| beftehende Konvention. © 1. 


— 


eluf den von der Koͤnigl. Regierung in der Auswei⸗ 
ſungs-Angelegenheit des vormaligen Muͤhlenpaͤchters N. 
N. unterm 30. Juni d. J. an das mitunterzeichnete Mi⸗ 
niſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten erſtatteten an⸗ 
derweiten Bericht erwiedern wir Derſelben hierdurch: wie 
wir zwar darin mit Ihr einverſtanden ſind, daß es zur 
Beſeitigung der mit dem Koͤnigl. Saͤchſiſchen Gouverne⸗ 
‚ment obwaltenden diesfaͤlligen Differenz, da der N. N. 
erweislich noch nicht volle 10 Fahre hindurch in Sachfen 
gewohnt Hat, Sediglich auf die Are und Weife der. Ausfes 
gung. des $. 8. der Convention vom 5 Sebruar 1820 
anfomme, dagegen aber. Derfelben in der Ihrer Geits 
gleichzeitig verfuchten Auslegungs⸗-Weiſe nicht beipflichten 
können. Ä 
N: De befagte $. der Convention enthält nemlich Feine 
für ſich allein baftehende. Vertrags - Befiimmung, ſondern 
kann nur im Zufammenhange mit dem F. 2. derſelben 
Eonvention ausgelegt werden. — In diefem legteren find 
nemlich die. Kennzeichen näher angegeben worden, nach 
denen die beiderfeitigen ne künftig prüfen und 
feſtſtellen — ‚wollen: | 
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ob und in 2.1 weit ein Individuum ein in Angehöriger | 
des einen: oder des anderen Staates ſei oder nicht? 
Eines dieſer Kennzeichen fol darnach unter andern 

das ſein: wenn jemand waͤhrend eines Zeitraumes von 
10 Jahren ſtillſchweigend geſtattet worden iſt, in einem 
und demſelben Staats⸗Gebiete ſeinen Wohnſitz zu haben, 
und ſo ſteht alſo durch den Fue. der Convention als lie 
der Haupt: Normen derfelben fehl: 
daß, in Grmangelung anderer dertragsmäßiger Rein 
‚zeichen der Staats s Angehörigkeit, nur ein 10 Jahr hin⸗ | 
durch ſtillſchweigend geſtattetes Wohnen in einen Staats⸗ 
Gebiete dieſelbe begruͤnde. 
Von dieſer allgemeinen Regel haben jedoch die: vers 
tragsfihließgenden Theile - diejenigen Individuen ausnehmen 
zu muͤſſen geglaubt, welche zwar eine laͤngere Reihe von 
Jahren hindurch ihre Dienſte und Thaätigkeit irgend einem 
Staats⸗Gebiete, jedoch auf eine folche Art und: Weiſe 
gewidmet haben, welche ihnen zu allen Zeiten die Will⸗ 
kuͤhr zur Aufhebung der ‚mu eingegangenen‘ Birhau⸗ 
niſſe verleihete. 
Aus dieſem Grunde wurde im $. 8. der) Eovention 
als Ausnahme von der Regel des $. 2. beſtimmt: 
dag Handlungsdiener, Dandwerfögefellen und Dienft- 
boten, ohne eine. felbfiftändige Wirthſchaft angelegt zu 
haben, auch durch einen längeren als zehnjährigen Aufs 
enthalt nicht Angehoͤrige des betreffenden Staats: Ge : 
bietes werden, und ‚Fein: abagreede in —— ers 
Jangen.: : > 
Den eben benannten Indisiduen glei ſollen nach 
dem Schluß-Satze deſſelben Paragraphen geachtet werden, 
die Zeitpächter, wenn fie nemlich nicht für ihre Pers 
fon oder mit ihrem Hausflande und Vermögen ſich an den | 
Ort der Pachtung binbegeben haben. 
Haben fie dies tndeffen wirklich gethan, dann gchb» 
ren fie nicht zur Kategorie "derjenigen Individuen, welche 
auch durch: einen längeren als: zehnjährigen Aufenthalt in 
einen Staatds Gebiete, nach der Beflimmung des $. 8., - 
nicht Angehörige ded Staats werden, und Fein Wohnſitz⸗ 


a 
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N recht. in .demfelben erlangen; vielmehr werden fie: alddanı 
zur Klafle derer gezählt, auf welche die allgemeine Regel 
des $. 2. der Convention, wegen des zehn Fahr hindurch 
ſtillſchweigend ‚gefiatteten Wohnfighaberd Anwendung fine 
det. — — — — * 
Der N. N., da er feinen. Hausſtand an dem Orte 
feiner - fiattgefundenen Pachtung gehabt. hat,‘ gehört num 
zwar nicht zur Kategorie derjenigen Individuen, Die nach g. 
8, der Convention auch durch einen längeren als zehnjaͤh⸗ 
rigen Aufenthalt in einem und demſelben Staatsgebiete 


Fein Wohnſitzrecht in demſelben erlangen, allein es ſteht 


ihm auch Fein 10 Jahre hindurch ſtillſchweigend geſtattet 
geweſenes Wohnen zur Seite, und eben daher kann auch 


dem Koͤnigl. Saͤchſiſchen Gonvernement, mit zu. Grundle⸗ 


gung des Vertrages, deſſen Zuruͤcknahme in das dortige 
Staatsgebiet nicht weiter zugemuthet werden. Die Koͤnigl. 
Regierung hat daher dem dieſſeitigen Verbleiben des N. 
N. fein weiteres Hinderniß in den Weg zu legen. | 
Berlin, den 26. April. 18326. mn 
Minifterium des Innern. Miniſterium der :ausmärtigen 
—RKoͤhler. — Angelegenheiten. 
—— Schönberg.::. 
Circular⸗Reſcript der Königl.: Minifterien‘ des’ Sanern 
und der auswärtigen Angelegenheiten, an fammtliche 
Koͤnigl. Regierungen, die Abfchoßfreiheit mit Schweden 
7 nd Morwegen betreffend, | 





Nach einer dem mitunterzeichneten Diinifterio der auss’ 
waͤrtigen Angelegenheiten Seitens der hiefelbft accreditirten 
Könige. Schwedifhen Gefandfchaft gemachten Mittheilung, 
bat das Schwedifhe Gouvernement Befchloffen: - 

daß gegen alle Staaten, welche die Neciprocität beob⸗ 

achten werden, bie Abfchoßfreiheie dahin beſtehen fol, 

daß weder in Schweden noch im Norwegen von aus⸗ 
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—— Erbſchaften der Abſchoß Gus detractus, 
Gabella hereditaria) gefordert werden fol, die Erbes 
bung möge dem Fiscus oder einem Privat⸗ Berechtig⸗ 
ten zuſtehen. | 
.„ Da nun Ser Königl. DMojefät durch die Kabinets⸗ 

Ordre vom 21. April 1822 *) zu beſtimmen geruhet ha⸗. 

ben, daß gegen ſaͤmmtliche fremde Staaten, in denen das 

jus detraetus nicht mehr zur Anwendung koͤmmt, forthin 
auch dieſſeits kein Abſchoß gehommen werden ſoll, fo wird 
die Koͤnigl. — Seitens der unterzeichneten Minis 
fterien hiermit beauftragt, genau dahin zu fehen, daß ges 
gen Schweden und Norwegen in feinem Falle Abſchoß er⸗ 
hoben werde, die Erhebung moͤge dem Fiscus oder Preis 
vat > Abfchoß » Berechtigten zuſtehen. 
Der Königl. Schwedifchen Geſandſchaft wird von die⸗ 
ſer Verfuͤgung ſofort Kenntniß gegeben werden. 
Berlin, den 31. Juli 1826. 
Minifterium des Innern,  Minifterium der — 
Köhler Angelegenheiten. | 
choͤnberg. 





| 37. — 

Reſcript des Königt. Ninifkeriums des — an der 
Koͤnigl. Staats⸗Miniſters und. Ober⸗Praͤſidenten Herrn 
von Ingersleben Excellenʒ zu Coblenz, die Nichts 
annahme fremder Dienſtboten und Handwerksburſchen 
im: Großherzogthum Baden ohne Nachweis der 
ro ar Impfung betreffend. Be 

Nach einer von dein: König. Minifterio der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten hierher mitgetheilten Note des 
biefigen Großherzoglich Badenfchen Gefchäftsträgers, bat 
fid das Großherzoglih Badenſche Minifterium des Ins 
nern veranlaßt gefunden, zur Verhütung der weiteren Aus⸗ 


9 Geſet⸗Sammlung Jahrg. 1822 ©. 181. 
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breitung der feit — Zeit im Großherzogthume Vaden 
ſich zeigenden naturlichen Dlatiern die Beronbnung: au: er 
laſſen; 


daß weder inlaͤndiſche noch feemde Dienfisoten oder 


Handwerksburſchen in. den: Großherzoglishen Staaten in 
Dienſt genommen werden duͤrfen, ‚wenn. ſich diefeiben 
„nicht durch Zengnife ausweiſen — daß fie ‚die 
. worden find, und daß fich. dieſelben im; entgegengefegken 
Falle fogfeich der Vaecine unterwerfen, oder. one. tweis 
teren Verzug das Land verlaſſen muͤſſen. 

Ew. Excellenz benachrichtige ich hiervon mit dem An⸗ 
heimſtellen ‚ dieſe Vrordnuns durch Die, DAR. bes 
kannt machen : zu laſſen. en 

"Berlin, den 9. September 1836... 

De Minifter des Se 
SERE - Scudmaun. 
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| a 38. 34%, 
Publikandum des KFlaigh. Ober⸗Praͤſidiums zu Koblenz, 
die Uebereinfunft zwiſchen dem Königl. Preuß. und 
Königl. Niederländifchen Gouvernement, wegen Ber 
— der ben’ Gemeinden des einen Staats geho⸗ 
ce im andern: Staatogebiete belegenen mn 


‚betreffend.‘ 


— us 


| Zwiſchen dem — — und‘ Rönigt. Nier | 
derlaͤndiſchen Gouvernement haben wegen Der Behandlung ° 
der den Gemeinden des einen Staats zugehörigen, im 


anders Staatögebiete belegenen. Güter, Verhandlungen 

Statt gefunden, welche die in dem nachftehenden Dekrete 

vom 20. Mai l. $. enthaltenen Beſtimmungen Koͤnigl. 
Niederlaͤndiſcher Seits zur Folge gehabt haben: 

NOUS GUILLAUME, par la Grâce de Dieu, 

Roi des Pays-Bas, Prince d’Orange d De Gränd- 

Duc de Luxembourg etc, etc, R 

| V 


— —— 


— 
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*8 le: rapport de Notre Ministre * affaires 
— du.-23-Aoßt 1825: Nro; "32, touchant 
ine: ‚Note. (produite,en copie) du Charg£ -d’affaires 
destince Arreproduire les griefs dejä pre- 
| — énoneẽs en i 821, concernant la regie, 
h — sont. assujettis les biens des communes 
Exusciennes enelayẽs dans le royaume des Pays- 
‚1 Bas, et en:m&me temps à röirerer la demande que 
eurs proprictaires puissent obtenir relativement à 
Abre regie.des.dits biens, ‚les memes droits dont 
‚ Jouissent les particnliers, 
ftir WR le rapportides dEpartemens des — et 
— Laoxẽrxieur endate 28 Septembre (8 Octobre) 
4825, Nro. 44. (1162) et Nro. 40 de même que le 
zapport y annex€ de la Commission ‚permanente 
du Syndicat d’ammortissement du 20 Septembre 
4825; Nro.355 >. 
Vd les rapports ulterieurs dur — des 
| aflsires Etrangeres du 13 Octobre 1825, Nro. 14, 
Et du s Janvier 1826, Nro. 5, commie aussi la Note 
+ dela l&gation Prüssienne du 3 du m@me miois; 
 Vü le rapport ulterieur des:d&partemens de 
intérieur er des finances en dare 2-et 9 du cou- 
„‚rant, Nro..55: (99); 

Consid£rant ‚la, — du gouvernement 
Erussien, ‚contenue dans la Note : ‚hecigee du 3 
Janvier 1826 | 

a „.. Entendu le rapport — de, Notre Ministre 
‚des affaires &trangtres du ı8 du courant, Nro.,10; 
Avons trouv& bon et entendu 
D) * déciarer que Nous adoptons le principe que les 
biens appartenant‘ A des commnaes Prussierines; 
. mais situẽs dans le toyaume:des Pays-Bas; de mi. 
ime que les:biens de communes des Pays-Bas, si- 
tuẽs en Prusse; ‚seront r&cipröquement consider&s 
et traites comme biens appartenans A des habitatıs 
partieuliers; 
2) darreter F 
Annalen. Heittil, 1826, | 0 Kt 


— 
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a. que’ les actes, concernant .de pareils biens 
communaux, a passer par-devant une cour 
de justice ou quelgue autre autoritẽ Judiciaire, 
‚devront pour etre tenus pour valides,; etre 
munis d’un certificat de: !’autorit€ provinciale, 
de laquelle :ressort: l’administration commu- 
nale dont l’acte &mane er que la même chose 
: devra avoir lieu à Pegard de toutes declara- 
tions, »pleinpouvoirs er autres pidces, n'im- 
porre leur nature, relatives ala‘ propriet€ des 
biens sus- mentionn&sg:' ie Be Be 
b. que pour-autant qni concerne le royaume 
« des Pays-bas, par autorit&s provinciales sont 
' entendus len Eints — des differentes Pro- 
vinces; 
3) d’autoriser 'par les — Notre Ministre des 
affaires- Etrangdres à porter A la connoissance du 
, gouvernement Prussien Notre d£claration positive 
ci-dessns :&itoneee;, ainsi que Jes' dispositions aux- 
quelles:elle sert de base; avec ‘communication de - 
l'observation. contenue dans sön dernier fapport 
du 18’du-pr&sent mois, Nro. 10. 
Notre Ministre. des affaires. Eeranibdres et (avec 
communication par copie tant de la note sus:men- 
"tionnee de la Legation Prussienne :du'z Janvier der- 
“ nier, que du rapport du depart> desaffaires' &trang2- 
res du 18 du courant, Nro. 10) nos Ministres de 
Finterieur, des finances et de la Justice, comme aussi 
‚la-Commission permanente du syndicat d’amortisse- 
ment, sont charg&s- ie de la mise “ exe. 
cution des präsentes. . 
- La Haye ce 20 Mai 1826. 
Signe GUILLAUME. 
“© De par le Roi - 
Signg J. G. pe Mey fr,STREEFKERK. 
Conforme à l’orinal : 
Le grefier à Ja secretairerie d’Etat, 
sign€ L. H, Euras SchoveL. 
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In Gemäßpeit diefer Beſtimmungen iff Koͤnigl. Preu⸗ 
ßiſcher Seits gleichfalls feſtgeſetzt worden: — 
daß die Güter dieſſeitiger und Koͤnigl. Niederlaͤn⸗ 

diſcher Gemeinden, wenn ſie auf dem andern Ter— 

ritorio liegen, in beiden Staaten als gewoͤhnliches 
Privat-Eigenthum behandelt werden, die gegen⸗ 
ſeitigen Gemeinden aber verpflichtet fein folten, 

wenn ed auf ein dieſe Güter betreffendes Nechtss 

gefhäft ankommt, ſich wegen ihrer Defugniß zur 
Dispofition durch ein Zeugniß derjenigen Adminis 
firationds Behörde zu legitimiren, unter deren Vors 
mundfchaft die Verwaltung der ‚Gemeinde ftehr, 

wie dann auch Erklärungen, Vollmachten und Urs 

funden. aller Art, welche von dies- oder jenfeitis 

gen Gemeinden im. Betreff eines im andern Staate 
belegenen. Gutes, ausgeſtellt werden möchten, nur 

dann als rechtögültig im letztern Staate anerfannt 

werden ſollen, wenn die vorgefeßte Behörde ihre 
Genehmigung darauf bemerkt hat. Diefe Behörde 

ift, wenn es fih um die Dispofition über- ein, eis 

ner Dieffeitigen Gemeinde gehöriges, jenſeits beles 
gened Gut Handelt, die Dieffeitige Departementss 
Regierung, im entgegengefegten Falle die jenfeitis 

gen Stände Deputirten der betreffenden Provinz 

(les Etats députés des diff£rentes provinces,) 

Sämmtliche König. Rheiniſche Regierungen ‚fo wie 
die betreffenden Landräche, Kommunal- Beamte und Ges 
meinden werden angemiefen, nach diefer Seftfeßung in vors 
‘kommenden Fällen genan zu verfähren, fo wie denn auch 
das Roͤnigl. Oberlandesgericht zu Muͤnſter und die Ges 
richte in den Nhein, Provinzen von dem Koͤnigl. Juſtiz ⸗ 

Minifterio darnach mit Anweiſung verſehen worden ſind. 
Koblenz, den 14. September 1826. - 
Der StaatssMinifier und Ober: Präfdene der Rheins 
Provinzen. - 

I Sngersieben, 





Ita, 


| 
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u 39. 
Pubtifandum ber: Rönigl Regierung zu Merfeburg, die 
‚ Erbzins> Berhältniffe zwifchen der Königl. Preuß. 
und Anh. Bernb. Regierung betreffend. 


Nachdem zwiſchen der Koͤnigl. Preuß. und Herjoglich 


Anhalt⸗Bernburgſchen Regierung, hinſichtlich der gegen⸗ 


ſeitigen Erbzins-Verhaͤltniſſe, ein Uebereinkommen dahin 
getroffen worden, daß die Rechte der Erbzinsherren in den 
Beiderfeitigen Staaten wieder fo in Kraft treten ſollen, wie 


fie vor der Zeit des Rheinbundes gewefen, mit der Maaß⸗ 


gabe jedoch, daß von den Erbzindleuten, welche inzwiſchen 


ſchon von Anhalt: Bernburg neue Erbzind. Briefe erhal⸗ 


ten, eine Löfung andermweiter Briefe dieffeits nicht gefor⸗ 
dert werden mag, bringen wir diefe Vereinbarung hiermit 
zur Öffentlichen Kenntniß, und machen beſonders die dies⸗ 
ſeitigen VBerpflichteten darauf aufmerffam, daß fie fich in 
den eintretenden Deränderungsfällen, bei Vermeidung der 
gefeglichen Nachtheile, wegen Auslöfung der neuen Briefe 
an die-jenfeitigen Berechtigten zu wenden haben. 
Merfeburg, den 25. Juni 1826. 
Könige. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


40. 
Publikandum des Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidiums zu Poſen, 
den Nichtverkauf von Preußiſchen Schiffsgefaͤßen 
im Koͤnigreiche Polen betreffend. 


— 


Die nachſtehende Verfuͤgung der Koͤnigl. Polniſchen 


Regierungs⸗Kommiſſion der Einkuͤnfte und des Schatzes 


wird hiermit zur Kenntniß der. dieffeitigen Unterthanen, 


und um ſie vor den darin bezeichneten Contraventionen zu 


warnen, oͤffentlich bekannt gemacht. 
Poſen, den 2. Dftober 1826. 
Der Ober» Präpdent des — Poſen. 
Baumann. 


x 


(Meberfegung.) ee 
Warſchau, den 22. Auguft 1826. 

Die Regierungs-Kommiſſion der Einfünfteund 
des Schages an fämmtlihe Wojewodſchafts— 
Kommiffionen und ERAIEILISBAF IE IEDEEININ 
Kammern. 

Die Wejewodſchafts ⸗Kommiſſion N. oder die Con⸗ 
ſumtions⸗ Niederlage: Kammer. wird: hierdurch zu ihrer Ach⸗ 
tung benachrichtigt, daß in Beranlaffung einer von der 
Wojemodfchafts » Kommiffion von Mafovien unterm a2. Juli: 
d. J. Nro. 50,347 gemachten Anfrage: wie mit denjeni, 
gen Preuß. Schiffögefäßen verfahren werden fol, welche 
Kraft der Verordnung des Fürften Statthalters vom 30, 
Mai d. J. Nro. 14,666 unbeladen ins Land eingehen, 
um zu Trangporten benußt zu werden, aber nicht zurück 
aus Polen über die Grenze geführt, fondern im hieſigen 
Lande verfauft werden, von der Negierungs- Kommiffion 
der Einkünfte und des Schages eröffnet: worden iſt: daß, 
da der beſtehende Zolltarif die Einbringung fremder ledi⸗ 
ger Schiffögefäße nach Polen nicht geftattet, dagegen aber 
durch die allegirte Verordnung (mach welcher der Eingang 
unbeladener Preuß. Schiffögefäße zu Transporten erlaubt 
worden) ausdrücklich zur Bedingung gemacht ift, daß fie 
goieder zurück über die Grenze ausgeben; fo muß daher, 
wenn es fich ermitteln follte, daß ein ſolches Schiffsgefäß‘ 
- einem biefigen Einwohner verkauft worden, demjenigen 

Preuß. Unterthan, der dieſes Schiffägefäß nach Polen eins 
geführt hat, ein Contraventiond- Prozeß gemacht und bie 

Vorſchrift, welche die Strafe für Contravenienten ſeſtſetzt, 
in Anwendung gebracht werden. 

Hiervon hat die Wojewodſchafts⸗Kommiſſion die ihr unter; 
geordneten Schag Behörden ebenfalls gehörig zu unterrichten. 
Im Auftrage des un Mitifenn, der Staatsrath, General- 


Morawski. 


Der — ⸗Sekretair. Zür die Uebereinſtimmung: 
Swiniarski. Lapinski. 
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| Fan 41: 

Schielben des abůigh Finanz⸗ Miniſteriums an das 
Koͤnigl. Juſtiz⸗Minſterium, das Etatsweſen und die 
RER ber Königl.. Staats: — be⸗ 

treffend. 

— des Könige reſtite durch die in der Se 
fe: Sammlung befannt gemachte Allerhoͤchſte Kabinets⸗ 
Drdre vom 29. Mai d. J. die Aufhebung der Generals 
Kontrolle anzubefehlen, und mittelft der an demfelben Tage 
an dad König, Staatd-Minifterium erlaffenen anderwei- 
ten Drdre, vom welcher ib Exempl. (Ant. a.) zur be2 
fiebigen Benugung beifüge, die näheren Anordnungen wer 
gen Einrichtung der Staats» Buchhalterei und wegen. der 
Fünftigen Etats-Reviſion und Vollziehung zu erlaffen- ges 
ruhet baden; fo habe ich nunmehr, in Gemäßheit der des⸗ 
fallſigen Allerhoͤchſten Befehle, die mir in Betreff des Etats⸗ 
Mefens übertragenen Gefchäfte mit dem iſten d. M. übers 
nommen, und beehre mid Ew. Ercellenz hiervon -ganz ers _ 
gebenft zu benachrichtigen, 


Da nach dem durch die oben erwähnten: Alerhöch- 
fien Kabinet3-Drdred wiederhoft ausgefprochenen Grunds 


ſatz, die Etats Fertigung den Königl. Minifterien und 


oberſten Verwaltungs » Chefs unter ihrer. Verantwortliche 

Zeit überlaffen geblieben if, und die Mits Xevifion der 
Etats meiner Seits, nach Maaßgabe ‚jener Alterhöchften 
Vorſchriften, nur in finanzieffer Hinficht Statt, finden fol; 
fo wird bei der Prüfung: der Etats dieffeits lediglich von 
dem Gefichtöpunft ausgegangen werden, daß 
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2. die Etats: in einer. siecfuäfigen, überfichtlichen, mögs 
lichſt einfachen, auch fo weit es die Verſchiedenartig⸗ 
keit der Gegenſtaͤnde geſtattet, uͤbereinſtimmenden Form 
aufgeſtellt ſeien; demnaͤchſt aber 
2. Die Prüfung dahin gerichtet werde, ob auch in Be 
ziehung ‚auf einzelne Etats: Pofitionen oder auf das, 
Ergebniß des ganzen Etats ſich Anlaß zu Bemerkuns 
gen findet, deren Befeitigung vor erfolgender Mit⸗ 
. zeichnung ded Etats zu wünfchen bleibt. ee . 
Des Endes wird ed wünfchenswerth fein, daß die 
mitzutheilenden Etats, Concepte mit den nothmwendigen 
Hand : Erläuterungen und reſp. Erläuterungd-Protofoflen, 
inöbefondere aber mit den Balance gegen den zulegt voll: 
‚zogenen Etat verfehen feien; findet: ſich bei den folcherge: 
ſtalt aufgefiellten Etats nichts zu erinnern, fo werde ich . 
ſolche mittelft Signatur ganz ergebenft zurückfenden, und 
dann die Mittheilung der Neinfchriften, unter Wiederbei- 
fügung der wit dem Durchfi chtsvermerk verfehenen Konz‘ 
zepte zur refp. Mitvollziehung und Mitcontrafignatur ers 
bitten. Mögten fich dagegen bei Prüfungen der Etats 


Konzepte Erinnerungen ergeben, fo werde ich mir. bei . 


Kückfendung der Etats die Freiheit nehmen, folhe Em. 
Excellenz ergebenft ‚mitzutheilen, und ich fchmeichle mir, 
daß, wo diefe Bemerkungen nur. die Form der Etat ans 
gehen, Derofeitd den Deshalb geäußersen Anträgen, nach 
Maafgabe der hierüber in der Alterhöchften Kabinets⸗Ordre 
enthaltenen Borfchriften, entfprochen werden. wird, _ 
Beziehen fich aber die Bemerkungen auf das Mates 
tielle einzelner Etats: Poſi itionen, fo wird ed von Ew. Ex⸗ 
cellenz gefälligem Ermeflen abhangen,. ob fie für den Fall, 
wo folche Ausſtellungen ihrer Anſicht nach, eine Abändes 
rung oder DVervolftändigung des Etats nicht zur Folge 
haben Finnen, entweder die Etats gleich in der Neinfchrift 
wiederum hierher gelangen, ‚oder zur Behebung der Aus⸗ 
fiellung eine nochmalige Commmunifation mit mir Gtatt 
finden laffen wollen. Im erfieren Galle werde ich die. Be⸗ 
nierfungen, deren Beibehaltung mir noͤthig feheint, am 
paffenden Drte in dem Etat, oder ſoweit leßterer der Al⸗ 
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lerhoͤchſten Vollziehung bedarf, in dem Entwurf bed ges 
meinfhaftlichen Immediats Berichts einfchalten; im ande⸗ 
ven Falle aber den Inhalt der beizubehaltenden Bemerkun⸗ 
gen, und, nach Unterſchied, Berichts⸗Einſchaltungen beſtimmt 
artikuliren. | 
Jedenfalls aber duͤrfte es auch Ew. Excellenz angemeſſen 
erſcheinen, daß mit dieſer zweiten Kommunikation die Eroͤrte⸗ 
rung in der Regel geſchloſſen werde, und die Mitvollziehung der 
Etats, (ſoweit Letztere nicht der Allerhoͤchſten Vollziehung bes 
duͤrfen,) alsdann mit Hinzufuͤgung der beibehaltenen Bemer⸗ 
kungen erfolgen, deren weitere Erledigung und Beruͤckſichtigung 
dann nach den Allerhoͤchſten Vorſchriften dem Chef einer jeden 
Verwaltungs⸗Parthie uͤberlaſſen bleiben würde: 

Em. Excellenz erfuche ich nunmehr ganz ergehenft, mir 
die betreffenden Etats Ihres Verwaltungs: Nefforts gefaͤlligſt 
ſobald als moͤglich zur Reviſion und reſp. Mitvollziehung und 
Mitcontraſignatur zugehen laſſen zu wollen, und koͤnnen Die⸗ 

ſelben ſich verſichert halten, daß meiner Seits gewiß alles ge⸗ 
ſchehen wird, um das Etats-Weſen zu beſchleunigen, und dem 
wiederholten Allerhoͤchſten Befehle, ſpaͤteſtens bis zum 1. De⸗ 
cember die ſaͤmmtlichen Kaſſen mit den noͤthigen Etats fuͤr 
das folgende Jahr zu verſehen, Genuͤge zu leiſten. 

Was endlich die Seitens der General⸗Kontrolle etwa 
bereits revidirten, und mit Erinnerungen zurücfgegebenen 
Edtats anbetrifft; fo wird, da nach der Alferhöchften Beftim- 
mung die am 1. Juli c. ſchwebenden Etats⸗ Verhandlungen 
in dem Zuſtande, in welchem ſi ch ſolche befinden, an das 
Finanz⸗Miniſterium uͤbergehen ſollen, den desfallſigen No⸗ 
taten ſoweit Erledigung zu geben fein, ald dies nach den 
neueren Örundfägen über die Etats-Reviſion gefchehen 
muß, und ich fehe mit den derartigen Etats der gefälligen 
Mittheilung der betreffenden Notaten » Beantiportungen 
ganz ergebenft "entgegen. 

Berlin, den 5. Juli 1826. | 

Der Finanz ⸗Miniſter. 
v, Moß. 
des Koni * wirkt. =. Staats 


Miniders Hm. Gr. v. Dandel- 
ni men Ercell enj. 


\ u 9 
Mit Bezug auf die heute beſonders erlaffene Ordre, we⸗ 
gen Aufhebung der Generals Kontrolle, und der dagegen eins 


zuführenden Staats» Buchhalterei, fo. wie wegen der auf dem 


Finanz: Minifter uͤbergehenden Befugniſſe, finde Sich noͤthig, 
zur Ausführung der befchloffenen Abänderung noch folgendes, 
zur Michtihnur der Minifter und ſaͤmmtlichen obern Verwal⸗ 
— naͤher anzuordnen. 

A, Für die Staats: Buchhalterel, 

Dieſeibe hat den Zweck, von den geſammten Einnahmen 
und Ausgaben des Staats ſowohl nach der Zuſammenſtellung der 
Etats, als auch, wie ſolche ſich aus der wirklichen Verwaltung 
ergeben, jederzeit eine vollſtaͤndige und zuverlaͤßige Ueberſicht 
zu gewähren. Es müflen derfelben daher duch die Deiniftes 


rien und oberften Verwaltungss Behörden alle Nachrichten und 


us geliefert werden, welche zu diefem Zwecke erfors 
derlich 
* gehoͤren insbeſondere die Etats oder Auszuͤge aus 


denſelben, die jährlichen Verwaltungs / Ueberſichten, die Zuſam⸗ 
menſtellungen der Abſchluͤſſe der Reglerungs/Kaſſen, und die 


Abſchluͤſſe anderer für die verfchiebenen Merwaltungs:Ziveige bes 
fiehenden Haupt: Kaffen, fo wie auch der Abſchluß der General 
Staats; Kaffe. Bon ben Chefs der Staats. Buchhalterei kann 
über das Refultat jeder Verwaltung, bei erheblichen Abweichun⸗ 
gen von den Etats, Über die Urſachen, wodurch ſolche veranlaße 
morden, jede ihnen nöthige Auskunft verlangt werden, um fid) 
volftändige Kenntniß zu verfhaffen, und Mir bei Heberreichung 
ber jährlichen Ueberfichten des Finanz⸗ und Kaffen ; Zuftandes ihre 
Demerkungen, welche fie Über das Ergebniß der Verwaltung zus 
machen haben mögten, mit vorlegen zu können. Zu dem Ende iſt 


es möthig, daß die zur Staats Buchhalterei gelangenden Abs 


fhläffe und Verwaltungs⸗Ueberſichten jedesmal mit den Ver⸗ 
gleichungen gegen die Etats und mit den allgemeinen, jedoch 
ausreichenden Gründen über Plus und Minus verfehen fein 
muͤſſen. Auch die Etats muͤſſen zu jenem Zwecke in den Kons 
zepten die Balance gegen den vorigen Etat, und die Demerkuns 
gen über die Ab/ und Zugänge enthalten. Nach den Etats⸗ 
Konzepten werden die Abſchriften gefertigt, und wird es dus 
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mit in der Art zu halten fein, daß die Konzepte nach geſche— 
hener Vollziehung und reſp. Mitvollziehung jedesmal Seitens 
der Verwaltungs» Behörde, welche fie zur Vollziehung eingerelcht 
hat, an die Staats-VBuchhalterei abgegeben werden, welche dann 
davon die Abſchriften nehmen, und hiernaͤchſt die Etats br. m. 
an die betreffende Behörde zurückgehen laffen kann, u 
Sammtliche Berwaltungs:;Ueberfichten und Abſchluͤſſe muͤſſen 
ſtets mit den Rechnungen uͤbereinſtimmen, und ſpaͤteſtens bis. 
den 1. Mal des folgenden Jahres in den Haͤnden der Staats Buch⸗ 
halterei fein. Die Chefs derſelben haben Mir alsdann fofort fol: 
gende Ueberfichten einzureichen: 
7. eine Zufammenftellung der gewöhnlichen und ungewöhns 
Ullchen Einnahmen und Ausgaben nad) den Etats. 
2. eine Weberfiht von den Nefultaten der gewöhnlichen und 
außergewöhnlichen Einnahmen und Ausgaben nad den 
wirklichen Ergebniſſen der Verwaltung, und 
3. eine alljaͤhtliche detaillirte Nachweiſung von dem, was 
aus dem Verkauf von Domalnen uad Sorften ww. zu 
Staats-⸗Kaſſen gefloffen ift, und wie fi) die daraus ges 
loͤſeten Kapitalien zu der bisherigen Nusung verhalten, 
auch wie viel an Grundftenern und grundherrlichen Abs 
gaben von den verdußesten Beſi itzungen jaͤhrlich zu ent 
richten if. _ 

Die ———— wie die Staats⸗Buchhalterei am 
entfprechendſten einzurichten, will Ich den Chefs derfelben übers 
laſſen, welche die dazu erforderlichen Deamten aus dem Pers 
ſonale der Generals Kontrolle auserfehen können. Alle Buͤcher 
und Nachrichten der bei“ der General-Kontrolle beſtandenen 
Buchhaltung follen der Staats; Buchhalteret übergeben werden, 

B. Fuͤr bie Minlſterlen "und oberſten Verwaltungs Ber 
— 

. Bei der den Miniftern und oberfien Verwaltungs: Chefs 
kberlafinen Verwendung der durch einen Etat überiwiejenen 
Summen zu den Ausgaben, wozu fie ausgeſelzt worden, find 
dieſelben an die Haupt⸗ Astheilungen oder Titel, welche der 
Etat für einzelne Gegenſtaͤnde enthält, gebunden, und dürfen 
daher die Ausgaben. des ‚einen Titels nicht zu denen eines ans 
dern verwendet werden. 
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Dei Unter » Abthellungen eines EratssTitels, in welchen 
gleichartige oder nahe verwandte Ausgaben, als Amts Unkoſten, 
‚Diäten, Reiſekoſten, oder. mehrere andere unbeſtimmte Ausgaben 
zufammen zu flellen find, finder jedoch eine wechfeljeitige Ueber⸗ 
tragung und Ausgleihung der Mehrs und Minders Ausgaben - 
Statt, Wo bei einer Haupt Abtheilung oder Titel eine ges 
genſeitige Deckung hergebracht iſt und zugelaffen fein. fol, muß - 
folcyes in dem Etat ausdrücklich bemerkt fein. 

Erfparniffe beim Befoldungs ‚Titel der Etats eines Vers | 
waltungs , Zweiges können blos zur einfiweiligen Wahrnehmung‘ 
erledigter Stellen verwendet, und muͤſſen, fo. weit fie dazu. nicht 
erforderlich find, zur Kafle berechnet werden. 

Mehr⸗Ausgaben an Einnahme⸗Regie⸗Koſten, welche durch 
die erhoͤhte Einnahme entſtehen, und daraus gedeckt Kae 
bedürfen Eelner Genehmigung. 

Triederfchlagungen von Abgaben oder Sefällen, welche - 
durch geſetzliche Vorfchriften, oder durch erwieſene Unvermoͤgen⸗ 
heit begründet find, bleiben den oberfien Verwaltungs; Behörden 
zugeftanden, und Ausfälle, die fi im Laufe der Verwaltung 
als unvermeidlich ergeben, müffen in den Rechnungen gehörig 
juftifieirt werden, . Es bewendet bei der feitherigen Beſtimmung, 
daß Erſparniſſe bei den. zu Baukoſten und zu Erlaſſen an 
Grundſteuern und Domainen-Einkunften jaͤhrlich ausgeſetzten 
Summen zu erforderlichen Verwendungen in folgenden Jahren 
zuruͤckgelegt werden koͤnnen. Ausgabe-Erſparniſſe bei andern 
Titeln bleiben ebenfalls noch ein Jahrlang disponibel, um Aus⸗ 
gaben aus der verlaufenen Zeit, fuͤr welche ſie beſtimmt waren, 
daraus noch leiſten zu koͤnnen. Zu andern Beduͤrfniſſen kann 
eine Verwendung nur mit Meiner Genehmigung Statt finden. 

Berlin, den 29. Mat 1826. 


Ben TUR 
Mm 5 
das Staats : Minifierium. 
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42. 
Circular «Refeript der Koͤnigl. ENTER 
mer, die DefoldungssTitel in den Rechnungen be - 
| ‚treffend. 
Der FERNE in den Rechnungen erleidet durch 
die neue Einrichtung der Etats eine ſo weſentliche Abaͤn⸗ 
derung, daß die Feſtſtellung des Formulars zu dieſem Ti⸗ 
tel nicht bis zu dem Erlaſſe der, von der definitiven Ein⸗ 
richtung ded Kaflenwefens abhängigen allgemeinen und be 
fondern Vorſchriften Über das Rechnungsweſen der vers 
ſchiedenen Verwaltungszweige, audgefegt bleiben Fann. 
Nah Maaßgabe der jegigen Etatseinrichtungen muͤſ⸗ 
fen, außer den fortdauernden Befoldungen, auch die zum 
Ausfterbe> Etat gehörigen perfönlichen Zulagen und ertras 
ordinairen Befoldungen, fo tie die davon zu berechnenden 
Abzüge zum Penfiondfonds, bei dem Befoldungstitel rech⸗ 
nungsmaͤßig nachgewieſen werden. 

Damit dies uͤberall auf die kuͤrzeſte und aberſichtlichſte 
Weiſe und einfoͤrmig geſchehe, wird der Koͤnigl. Regierung 
unten abgedrucktes Schema *), nach welchem die Beſol⸗ 
dungsausgaben in den Rechnungen pro 1826 nachzuwei- 
fen find, mitgetheilt, um ſolches fämmtlichen Kaffen Ihres 

Reſſorts zur Richtſchnur zuzufertigen, und auf deſſen ge⸗ 
naue Befolgung zu halten. 

Potsdam, den 17. Maͤrz 1826. | | 

Dber: Rechnungskammer. nu 
Aſchenborn. 


ſammtlichehbnigl. Regierungen. 
Abſchriſft zur Nachricht. und gleichmäßigen Befolgung 
an fämmtliche Könige. Oberlandesgerichte x. 
Potsdam, den 17. März 1826. 
Ober » Rechnungsfammer. 
/ Aſchenborn. 
Im ꝛten Heft, ©. 309. 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Finanz: Miniſteriums an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, dieſelbe Angele⸗ 
Br genheiten betreffennd. 
Aus Veranlaſſung eines nun genommenen Beſchluſ⸗ 
ſes des Koͤnigl. Staats-Miniſterii vom 5. Juli c, wird 
der Koͤnigl. Regierung bekannt gemacht, daß die Beſol— 
dungs-Zufhüffe und ertraordinairen Befoldungen, welche 
in den Etats in der Eolonne: „zum Ausfterbes Etat“ aus, 
geworfen werden, nicht, wie es früher beabſichtigt war, 
für Rechnung ‚der Generals Staatds Kaffe zu zählen, und 
diefer aufzurechnen, fondern bei denjenigen Kaffen und 
Verwaltungen, auf deren Etats ſich felbige Befinden, des 
finitio zw verausgaben find. In den Kaffen- Büchern, 
Ertraften, Abfchlüffen und Nechnungen müffen diefe Eiinfs 
tig wegfallenden Ausgaben jedoch in befonderen Colonnen 
nachgemwiefen werden, damit fich deren Betrag nach dem 
Soll, Iſt und Heft, imgleichen die Erfparniffe daraus übers 
fehen laffen, mie das der Königl. Negierung unterm 17, 
Deärz d. J. Seitens der Könige. Ober-Rechnungs⸗Kam— 
mer zugefertigte Nechnungss Schema *) die erforderliche 
Anleitung dazu giebt. * 

Nur aͤndert ſich die in dieſem Schema enthaltene 
Bemerkung wegen der Ausſterbe-Gehaͤlter dahin ab, daß 
ber Betrag nicht von den Geſammt⸗Ausgaben in Abzug 
zw bringen, fondern unter der Colonne 10. des Schemag 
bei der Necapitulation der Ausgaben ganz zu übertragen, 
und reſp. von den Ueberſchuͤſſen abzurechnen ift, dergeftalt, 
dag nur die reinen Ueberſchuͤſſe, nach erfolgter Beftreitung, 
fowohl der fortdauernden, als der fünftig wegfallenden 
Verwaltungs» Ausgaben weiter abgeführt werden. Die 
befonderen Ausſterbe⸗Etats fallen daher auch Fünftig weg. 

Diejenigen perfönlichen Gehalts = Zufchäffe, welche bis⸗ 
ber auf den Penfiond> und Wartegelder, Eratd geftanden 
haben, und nunmehr von diefen abgefegt find, jedoch noch 


”) m 2ten Hefte, ©. 309. 
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nicht auf die betreffenden Kaſſen- und Verwaltungs⸗Etats 
haben. gebracht werden fönnen, werden gleichwohl bei die⸗ 
fen Kaffen und Verwaltungen in der Colonnes- „zum Aus⸗ 
fierbe: Etat“ verausgabt, und erſcheinen vorläufig bis zur 
Uebernahme auf den nächften Etat ald Zugang. 


Hiernach hat die Königl. Regierung das weiter Er ⸗ 


forderliche zw verfügen, und für die Ausführung der hier⸗ 
in enthaltenen Beſtimmungen zu ſorgen. | 
‚Detlin, den 23. September 1826. 
F Der Finanz⸗Miniſter. — 
u Motz. 
4424 · u. 
— der König. Obe Siecheunerw dnein 
die bei Einſendung der Rechnungen und Notaten⸗Beant—⸗ 
| wortungen zu beobachtende Form betreffend. 





gu mehrerer Abkürzung des Geſchaͤfts⸗Betriebs ha⸗ 
ben wir beſchloſſen, die, nach unſerer Circular-Verfuͤgung 
vont 1. Februar d. J. wegen der von hieraus, durch bloße: 
Dariginal» Dekrete, zu bewirfendeh Mittheilung der Nies. 
viſions-Protokolle und Verhandlungen an die Königl. Nez 
gierungen getroffene Anordnung, auch auf die Einfendung 
der Kechnungen und NMotatens Beantwortungen an ung, 
dergeſtalt auszudehnen, daß in denjenigen Fällen, wo 
Rechnungen mit Belaͤgen und Abnahme-⸗-Protokollen zur 
Reviſion, oder Notaten-Beantwortungen nebſt Belaͤgen 
zur Entſcheidung an uns gelangen muͤſſen, ohne daß ir⸗ 
gend eine weitere Anzeige, Anfrage oder Antrag dabei zu 
machen noͤthig iſt, es der bisherigen beſondern Einſendungs⸗ 
Berichte nicht ferner bedarf, ſondern der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung uͤberlaſſen wird, die Einſendung der Abnahme⸗Proto⸗ 
kolle über die Rechnungen nebſt dieſen ſelbſt und den Bes 
lägen, fo wie der Notaten⸗Beantwortungen nebſt Belaͤ⸗ 
gen mittelft eined auf der erſten Geite des Abnahme.Pro> 
tokolls oder dem Titelblatte der Notatenı Beantwortung 


l 
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hinzuzufuͤgenden kurzen Dekrets, in welchem die mit ein⸗ 
zuſendenden Gegenſtaͤnde genau bezeichnet ſein muͤſſen, u 
bewirken. ee a 
Diefed Dekret würde 3. B. beiden Abnahme⸗Pro⸗ 


tokollen, auf welche es gleich neben dein Introitu zu ſetzen 


iſt, nur dahin lauten dürfen: 
| . D. m. 
Geht origl. b. mm. mit der neben bemerkten Rechnun 


und den dazu gehoͤrigen, in "Händen "Hefte 


beſtehenden Belaͤgen an Eine zc. (inser.) in Potsdam 

N. N en 

| am — — Rn . —— nenn — zone 
N, N, * 


‚Dei. den Notaten⸗Beantwortungen darf. aber;; wie 
ſolches auf der Anlage angedeutet worden iff, die erſte 
Seite außer dem darauf zu ſetzenden Dekrete nur noch die 
Bezeichnung der Notaten-Beantwortung ſelbſt enthalten. 
Sind. mit dem Abnahme-Protofs-ien und Notatens 
Deantwortungen außer den darin bezeichneten, in Bänden 
und Heften beizufügenden Belägen, noch einzelne Juſtifi⸗ 
katorien einzuſenden, von welchen aus dem Abnahme⸗Pro⸗ 
tofolle oder den Notaten⸗-Beantwortungen nichts bervors 
geht, fo find diefe in- den Einfendungs » Defreten, hinter 
der Zahl der Bände oder Hefte Beläge, zu fpeztfiziren 
oder reſp. nebſt Spezififation in einem befondern,-im Des 
Erete zu bezeichnenden Hefte beizufuͤgen. 
Potsdam, den 26. Mai 1826. 
— Ober⸗Rechnungs⸗Kammer. —“ 
ir Ei Aſchenborn. 
ſaͤmmftliche Ponigl. Regierungen. 
Abſchrift zur Nachricht und Beachtung eines gleichs 
mäßigen Verfahrens an fämmeliche Königl. Sufliz + Bes 
börden ıc. | " 
Potsdam, den 26. Mai 1826. 
Dber-Nerhnungs - Kammer. 
| Afchenborn, 


> 


u KIY ee 


Geht. orig. b. m. mit den zu — Notaten⸗ —— 
gehoͤrigen, aus Bänden Heften beſtehenden wo 
an Eine (inser, Tir.) in Potsdam. 


N,N, det ten 1836; 

» R. a: ö 
| Beantwortung. | 
des Rebiſtons⸗Protokolls (der Verhandlung) der Koͤnigl. 
Ober⸗Rechnungs⸗Kammer vom ten uͤber die 


von der N. N. Kaſſe abgelegte Rechnung..... pro 18... 


1. 2. | 
Erinnerungen. Beantwortung. 





3+ der - | e 4. 2 
Gutachten. mm] Entfheidung:- 
S u. 1 Yeläge- RAN: | 
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Publifandum der König. General» Rommiffion in Bars 
lin, das Sormular zu den Koftenrechnungen der Kom⸗ 
mifjarien und Sachverfländigen betreffend, 

Nach einer von der Könige. Oberrechnungs- Kammer 
für die Rechnungslegung bei unſerer Kaffe ergangenen 
andermeitigen Anordnung vom zten d. M., bedarf e8 
nicht mehr der Mittheilung der fommiffarifchen und fach» 
 verfiändigen Koftenrechnungen an die. Kaffe alg Belag, das 
ber es denn auch Fünftig und vom jegt ab, nicht mehr 
der Einreichung zweier Exemplare diefer Koſtenrechnungen 
bedarf, fondern diefe Koftenrechnungen Eünftighin nur, in 
einem Eremplar eingereicht werden dürfen. Dagegen if 
nach der vorgedachten Verfügung der Königl. Oberrech⸗ 
nungs-Kammer, von jetzt ab, erforderlich, daß in einer 
beſondern, vor die Auslagencofonne zu ſtellenden Cos 
lonne, der Betrag der in Rechnung zu bringenden Diaͤten⸗ 
‚tage angegeben und am Schluß der Rechnung ſummirt iſt, 
ſo daß ſich daraus die Nichtigkeit der in Rechnung ge⸗ 
brachten Diaͤtenquoten durch Vergleichung mit den ange⸗ 
ſetzten Tagen uͤberſehen und entnehmen laͤßt. J 

Nach dieſen beiden Maaßgaben wird unſere, durch 
die Amtsblaͤtter bekannt gemachte Verfügung vom 8. DE: 
tober v. J. abgeändert und ergänzt, und die Koftenrechz 
nungen erhalten darnach fortan folgendes Formular: 
— —— | ha rg 

tim ir, der tzıncl. Pro⸗ 

der | "fen um ver "ind | rer.er Die Kape.|pen Kom» 
z|üften. Sache. Reife⸗ büßren. miſſair. 


| tage. Rtl. fa-pf.|RtI.fa.vf Rtl. fg.pf. 
2) — | Termin . . . 1 — 1201-1 — 115/—] 2 Js 
107 am | Häusliche Arbeiten] 412 I — I-I-] — |22| 6| 3 |22l 6 
Schluß ns R - 
— | _ 
— 









Gebuͤhren fuͤr 





Annaleu. Heſt III, 1826. 


> 
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Die fänmtlihen, in unferm Auftrage befchäftigten 
Herrn Kommiffarten werden hiermit angewiefen, ihre ein- 
zureichende Koftenrechnungen biernach ‘genau einzurichten. 
Berlin, den 22. April. 1826. | 
Koͤnigl. SGenerai⸗Kommiſſion für die Kurmark Bran· 
—— und fuͤr Sachſen. | 


A | 46. | 
Circular⸗Reſcript des Könige. Juſtiz⸗Miniſteriums, den 
Straf Antheil der Denunzianten in Steuer-Der 
en ic. Sachen betreffend. 





In den in Kontraventions⸗ und Defraudations⸗ Sa⸗ 
chen ergehenden Erkenntniſſen wird häufig, wenn der De- 
nunziant. auf den ihm. zuflehenden Denunzianten: Antheil 
verzichtet bat, der Grundfag aufgeftellt: 
+" ne8 bleibe dem Denunzianten unbenommen, fich, in der 

„Exekutions-Inſtanz, über den Denunzianten: Antheil 
„mit dem Denunziaten zu einigen.“ 

Wenn es gleich dem Denunzianten in allen Faͤllen 
freiftebe, fich jenes ihm gebührenden Straf- Antheild zum 
. Deften des Denunziaten zu begeben, fo kann diefe Ber: 
zihtleiftung doch nie dad DVerhältniß des Denunzianten, 
fo wie des Denunziaten zur Straf: Kaffe alteriren; viel- 
mehr muß die erkannte Strafe — in fo weit fie nicht 
‚ erlaffen worden — mit Einfchluß ded Denunzianten : An= 
theils, zur Kaffe entrichtet werden, wpnächft erſt die Ents 
fagung, ded Denunzianten- Antheild, mittelſt Neftituirung 
an den Denunziaten von Seiten des Denniszlanten in 
Wirkung treten kaun. 

Hiernach hat das Königl. Ober: Landesgericht in vor⸗ 
fommenden Faͤllen fich zu achten. 

Berlin, den ı7. Juni 1826. 

| | De Suftizs Minifter. 
—— Gr. v. Danckelman. 
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47- Ä 
Circular⸗Reſeript der Koͤnigl. — — 
die Verrechnung der fiskaliſchen Strafgelder be⸗ 
treffend. 


Mit Bezug auf die, an das Koͤnigl. Ober⸗Landes⸗ 
gericht unterm 19ten Mai c. *) von dem Koͤnigl. Juſtiz⸗ 
Minifterium im Betreff der Verrechnung der fisfalifchen 
Strafgelder vom 1. Januar.d. J. ab erlaffene Circular⸗ 
Verfügung, eröffnen wir demfelben, daß: diefe fißfalifhen 
Strafgelder in den Galarien: Kaffenrechnungen pro 1826 
und fernerhin nur fummarifch, ohne weitere Juftififation 
in Einnahme, in Ausgabe aber.zwar ebenfalls nur ſum⸗ 
marifch, jedoch durch die Quittung der betreffenden Ne 
gierungs = Hauptfaffe belegt, nachzumeifen find. | 

Hiernach hat das Königl. Dber - Landesgericht daher 
ſowohl feine eigene Salarien+Kaffe, ald die Untergerichte 
Behufs der weitern Verfügung an deren Solarien Kafen 
zu infiruiren. | 
Potsdaum, den 4. Juli 1826. 

Dber Rechnungs : Kammer. | 
Ufgenborn 





: 48. 
Publikandum des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts zu Koͤ⸗ 
nigsberg in Pr., dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


Vorſtehendes Reſcript (des Koͤnigl. Juſtiz-Miniſte⸗ 
riums vom 19. Mai 1826) wird ſaͤmmtlichen Gerichten 
unſers Departements zur genauen Befolgung für die Zus 
kunft bekannt gemacht. Aus dem Inhalte folgt: 

1) daß die Einfendung der vierteljährigen fisfalifchen 
StrafsTabellen an das unterzeichnete PER 
gericht gänzlich wegfaͤllt; - 

*) Im 2ren Heft, ©. 310. | 
Una 


\ 
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2) daß auch diejenigen Straffälle, welche bereits in den 

— ffuͤr das erſte Quartal d, J. eingefantten Straf-Tas 
bellen aufgeführt find, in die am Schlufle diefes Jah⸗ 
red der Königl. Regierung einzufendende jährliche Nach- 
weiſung ‘aufgenommen werden müffen, wobei. denn 
zu bemerken ift, daß und wann der Straf, Betrag 
fchon früher an die Negierungs; Hauptkaffe abge 
führt worden; 

3) daß in Zukunft nicht, wie bisher, jede Strafe, fos 

bald fie eingegangen, an die Regierungs-Hauptkaſſe 

abgefuͤhrt, fondern fämmtliche zu diefer Kaſſe fließen, 

‚. den Strafen das ganze Jahr hindurch gefammelt, 

and alfererft am Schluſſe des Fahres mit der Rmde. 
weiſung zufammen eingefandt werden. 

Die Koͤntgl. Regierung hat ſich übrigens mit Hecht 
Daräber beſchwert, daß von vielen Gerichten die gefeglis 
chen Beſtimmungen in Betreff der zur Negisrungs-Haupts 
£affe fließenden Gelöftrafen nicht gehörig beachtet werden, 
und die deshalb zum oͤftern durch flattgehabte Meflamas 
tionen bereits eingezahlten Geldftrafen die Bearbeitung 
dieſes Geſchaͤftszweiges erſchweren. Um nun diefer ges 
rechten Befchwerde für die Zufunft vorzubeugen, ſieht fich 
dag unterzeichnete Ober, Landesgericht um fo mehr zur 
Wiederholung der dieferhald gegebenen gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen veranlaßt, als die Kontrolle der Gerichte durch 
daſſelbe fernerhin nicht mehr ſtatt haben wird. 

Dieſe Beſtimmungen ſind: | 
1) Alle Geldftrafen von Fünf Thaler und darımter, 

fliegen in Gemäßheit des $. 576. der Kriminal-Drd- 

nung, und $. 114. Tit. ı7. Th. 2. des Allgem. 

Sandrechts, zu den Salarien-Kaſſen der. betreffenden 

Gerichte, es fei denn Ä 

a, daß fie in den Gefegen ausdrücklich als fiska⸗ 
liſche Strafen benannt, oder 
bi wider eximirte Perſonen feſtgeſetzt find, 
. In welchen beiden Fällen felbige nach $. 119. Zit. 
ı7. Th. 2. des Ally. Landrechts, deklarirt die 
Reſcripte vom 
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— 1812 v. Kampg Jahrbücher, Band 1. 


Seite 66., 


13. Auguſt 1814, ebendaſelbſt, Band 4. Seite 10, 


zur Regierungs-Hauptkaſſe fließen. 
2). Alle Geldftrafen über Fünf Thaler Gebühren, mach 
Zu} 576. der Kriminal» Ordnung und-$. 119: Tit. 17. 
Th. 2. des Allgemeinen Landrechts, dem Inhaber der 

Kriminal ·⸗ Gerichtsbarkeit, außer 


"wenn fie in den Geſetzen ausdruͤcklich als figkali⸗ 


ſche benannt find, in welchen Falle ſie zur Re⸗ 
gierungs⸗Hauptkaſſe fließen. 
Demnach erhalten Geldſtrafen uͤber Fuͤnf Thaler, die 


nicht figfalifche find, welche von einer Patrimonial⸗Juris⸗ 
diktion fefigefegt werden, dad betreffende Dominium,- 


folche, weile von Stadtgerichten oder Land> und Gtabt- 


gerichten in der letztern Eigenfchaft erfannt werden, - 
die Kämmereis Raflen, welche die Kriminal⸗ Koſten 


tragen; 


ſolche, welche von Koͤnigl. Gerichten, die nicht Stadtge⸗ 
richte ſind, fefigefeßt werden, der Fiskus, mithin die 


Regier unge : Hauptkaſſen. 
Es folgt hieraus: 
a. daß zu den Salarien-Kaſſen in keinem Falle eine den 
Betrag von Fuͤnf Thaler uͤberſteigende Geldſtrafe fließt, 
b. daß an die Regierungs-Hauptkaſſe abzufuͤhren ſind: 
1) alle Geldſtrafen, ohne Unterſchied des Betrages, wenn 


ſie in den Geſetzen fiskaliſche genannt, wenn 


fie wider Eximirte feſtgeſetzt find, 
2) alle Geldfirafen über Fünf Thaler, wenn fie nicht 


E20 


nach den oben aufgeftellten Grundfägen einem Do ; 


minio, oder einer Känmerei: Kaffe gebühren. 


Es verfteht fich hiebei von felbft, daß, wenn die Ge: _ 


fege.in gewiſſen Fällen die Geldftrafen der Arınen= Kaffe, 


oder den Kommunen überiweifen, es dabei fein Bewenden 


behaͤlt. | 
Koͤnigsberg, den 10. Juni 1826. 
Koͤnigl. Preuß. ObersLandesgericht von Oſtpreußen 
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49. 


Girilanefeit der Königl. Ober-Rechnungs:Rammer, 


biefelbe Angelegenheit betreffen. 





Nach den neuen Etats für die Hauptzoll⸗ und — 
ſteuer⸗Aemter von den indirekten Steuern, muͤſſen die 
Brutto» Beträge an. Strafen aus Steuer > Prozeffen in der 
Rechnung in Einnahme, die Denunzianten: und Saififfans 
ten-Antheile dagegen in Ausgabe. erfcheigen. Hieraus 
würde folgen, daß, da Legtere mit den Quittungen der 
Sintereffenten zu belegen iſt, vdiefelben auch in den Fällen 


erforderlich. fein dürften, wo von ten Gerichten, Polizeis 


und andern Behörden, weiche nach $. 30. des Stempel 
gefeßed vom 7, März 1822 befugt find, bei Stempelfteuers 
Kontraventionen, Strafen zu erkennen, dergleichen Strafen 
feftgefege werden. Wenn indeß diefe Strafen in der, Res 
gel nur aus Kleinigkeiten von einem Thaler x. beftehen, 
und Rechnungs: Beläge durch Beifügung von Quittungen 


über ganz unbedeutende Straf: Antheile ſehr angehaͤuft 


werden würden, fo beſtimmen wir: 


daß für die von den Gerichten, Polizei» und andern - 


Behörden fefigefegten, und in den Nechnungen vereins 
nabmten Stempel: Strafen, lediglich die vorfchriftsmäs 


Figen Auszüge aus den Stempel: Strafliften den Rech⸗ 


nungen zur Suftififation dienen, Die. Quittungen der 
Denunzianten über die empfangenen StrafrAntheile das 
gegen nicht beigebracht werden follen. Indeſſen mug 
‚ von den betreffenden Behörden auf, den bejagten Aug 
zuͤgen befcheinige werden: 
daß die darin enthaltenen Straf: YAntheite den De: 
nunzianten richtig ausgezahlt worden find. 
In fofern jedoch. die Straf Antheile den Denunzianten 
nicht verabreicht, fondern zu einem andern Zwecke ver 
wentet erden dürfen, ift zu befcbeinigen: - 
daß ſolche zu den ——— — worden ſind. 
Potsdam, den 11. Juli 1826. 
Dber nn Kammer. 
Aſchenborn. 
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Refeript der Königl. Ober⸗Rechnungs⸗ Kammer, bieſelbe 
a betreffend. | 


„Wir wollen auf Ew. Hochwohlgeboren Verich vom 
10. Mai d. J. genehmigen: 
daß lediglich die Auszuͤge aus den Stempel⸗Strafliſten 
den Rechnungs-Belaͤgen zur Juſtiſikation der von den 
Gerichten, Polizei: und andern Behörden feftgefeßten 
und in den Rechnungen vereinnahmten Stempelftrafen, 
beigefügt, die Quittungen der Denuncianten über die 
empfangenen Straf» Untheile aber nicht beigebracht were ⸗ 
den dürfen. Ä 
Dagegen muß von den Behörden, welche die Strafs 
liſten führen, auf den befagten Auszügen in allen Fällen 
befcheinigt werden: ·· 
daß die darin enthaltenen Straf> Antheile den Denun 
cianten richtig ausgezahlt worden find. 
In ſofern jedoch die Straf-Antheile den Daun 
cianten nicht verabreicht, fondern zu einem andern Zweck 
verwendet werden dürfen, ift zu, befcheinigen ; ! 
daß folche zu den betreffenden Sonde abgeliefert wor⸗ 
den ſind. 
nebrigens haben Em. KHochmohlgeboren anzuordnen 
und darauf zu halten, daß der Provinzial-Srempel-Fiskal 
bei den Regiftratur- Nevifionen prüfe, ob die Straf, Ans 
theile den Denuncianten unverfürzt ausgezahlt find, evens 
tualiter aber, ob deren PERIRUNNRGPRUA ELBE Benutzung er⸗ 
folgt ſei. | 
Potsdam, den 11. Juli 1826 
Dber: Nerhnungss Kammer. 
Aſchenborn. 


den Königl. rovinzial- Steuer Direktor, 
derrn Geheimen Ober- Finanz Rath 
Loeffler, — 
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st. Ä 

Publikandum der König. Regierung zu Königsberg in 

. Pr., wegen Fortzahlung der auf den Militair-Penfiong- 
Fonds angewieſenen — Erziehungsgelder. 





Nach der im Amtsblatt von 1825, Seite 259 be 
findlichen Verordnung vom 11. Juni v. J. iſt feſtgeſetzt, 
daß die Zahlungen der Kinder— s Erziehungsgelder an anders 
weit verheirathete oder. in das Ausland ziehende Witt 
wen, eben fo. wie ed mit Penfionen an Wittiwen gefchieht, 
wenn die Ausnahme von diefer Regel nicht etwa im Wege 
der Koͤnigl. Gnade in fpeziellen Fällen nachgegeben wird, 


aufhoͤren follen. 


An Folge eines Erlaſſes des Koͤnigl. Kriegs » Minis 
fierii vom 6.Mai d. J. wird jegt zur allgemeinen Kennts 
niß gebracht, daß jene ‚Verordnung vom 11. Juni v. J. 


- nur auf die Verhältniffe der Wittiven der Civil: Staatg- 


diener Beziehung bat, nicht aber auf die Wittwen vers 
fiorbener MititairsPerfonen. Die Unterftügungs: und Erz 
ziehungs» Gelder. für. Kinder verfiorbener Militair » Perfo: 
nen werden: während deren Aufenthalts und ihrer Erzie- 
hung innerhalb der Preuß. Staaten, den für die einzel- 
nen Fälle erfolgten Beftimmungen gemäß, gezahlt, -ohne 
Nückficht darauf, ob deren Mütter wieder verheirathet find, 
oder ob fie ſich noch im Wittwenftande befinden. _ Die 
Diesfallfige Unterfcheidung beruht in dem Umftande, dag .in 
der Regel die Wittwen der. Civil-deamten durch die Ners 
bältniffe zi den allgemeinen Witwen» Berpflegungs » An» 
falten günftiger geftelle find, als die Witwen. von Milis 
tair= Perfonen durch deren Verhältniffe zur Mititair-Wittz 
wenfaffe. 
Hiernach haben ſich die uns untergeordneten Koͤnigl. 

Kaſſen genau zu achten. 
Koͤnigsberg, den 26. Mai 1826. 
Koͤnigl. Regierung. 
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Yubfifandum der Königl. Regierung in Se wegen 

fernerer Guͤltigkeit der alten Brandenburgſchen 

laofernen Ein; -Pfenning- ⸗Stuͤcke. 


— 


Es if hoͤhern Orts beſtimmt worden, daß die alten 
Brandenburgſchen kupfernen Ein-Pfenningſtuͤcke nicht einge⸗ 
wechſelt werden, ſondern nach dem Muͤnzgeſetz vom 30. 
September 1821 neben den neuen dergleichen Pfenningen 
im Umlauf bleiben ſollen, wodurch auch keine Irrung im 
Verkehr entſtehen kann, weil auf jenen alten Muͤnzen der 
Nennwerth zu einem Pfenning ausgedruckt, und alſo gleich 
den neuen Pfenningen 12 Stuͤck dergleichen auf ı Sil⸗ 
bergroſchen und 360 Stuͤck auf einen Thaler gehen. 

Um allen im Publiko etwa obwaltenden Zweifeln uͤber 
die fernere Guͤltigkeit obiger alter Brandenburgiſcher kup⸗ 
ferner Ein⸗Pfenningſuͤcke zu begegnen, wird ſolches bier; 
durch zur allgemeinen Kenntniß gebracht.‘ 

Oppeln, den 6. Mai 1826. 

Koͤnigl. Regierung. 
Abtgeitung für Domainen, Forften und direkte Steuern. 


53. 
Publikandum der Haupt⸗ Verwaltung der Staatsſchul⸗ 
den, die Einloͤſung der ruͤckſtaͤndigen Zins-Koupons ıc. 
von Kurmaͤrkiſchen Obligationen und Neumaͤrk⸗⸗ 
ſchen JInterims⸗Scheinen betreffend. 





‚Des Königs Majeſtaͤt haben Allergnaͤdigſt zu geneh⸗ 
migen geruhet, daß nunmehr mit der ſucceſſiven Tilgung 
der nahe an 45 Million Thaler betragenden aͤltern, aus 
dem Zeitraume vor dem 1. Mai und refp. x. Juli 1818 
herruͤhrenden Zinsräckktände von den Kurz und Neumärs 
Eifchen Kriegesſchulden — fie mögen in uneingelöfeten Zind- 
foupons ober im biefen voͤliig gleich geltenden ſogenannten 


f 
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Zinsſcheinen der Kurmark und der Neumark beſtehen — 
zum Boͤrſenkourſe, ſo lange derſelbe unter pari ſteht, au⸗ 
ßerdem aber durch Verloſung — in dem Maaße vorge⸗ 
gangen werden ſoll, daß dieſelben im Verlaufe von 15 
bis 16 Jahren voͤllig eingezogen werden, welches dem 
Publikum hierdurch bekannt gemacht wird. 

Berlin, den 5. April 1826. | 

Hauptverwaltung der Staatöfchulden. 

Mother. v. Schüge. Beelitz. Deetz. v. Rocho w. 


B. 
Steuern 


| 54: 

Extrakt aus dem Referipte der Könige. Minifterien des 

Innern und der Finanzen, an die Königl. Regierung 

zu Marienwerder, die Erwählung von Kommunal; Er 
hebern der Steuern in den Dorffchaften betreffend. 


— — 


WUebrigens ift ed ganz in der Ordnung, und kann nur 
gebillige werden, dag vom Jahre 1827 an in allen Ort⸗ 
fohaften, entweder auf Ermählung eines eigenen Commu⸗ 
nal⸗Erhebers gehalten, oder, wo ein hierzu qualificirter 
Mann im Orte nicht zu finden ift, der Commune über 
laffen werden fol, fih an einen angrenzenden Hebebezirk 
anzuſchließen. Die Aufficht der Königl. Regierung wird 
fih denn nur darauf zu erftrerfen haben, daß einmal das 
Intereſſe der Gemeinde: Glieder nicht durch die Wahl ei- 
nes unzuverläßigen Erhebers in Gefahr fomme; fodann _ 
aber auch darauf, daß nicht durch Bildung zu großer He⸗ 
bebezirfe den Pflichtigen die Abtragung der Steuer er: 
fhwert werde, Zu legterem Zwecke ift da, wo mehrere 
Gemeinen fich zu einem Hebebezirfe vereinigen, die Eins 


667 
richtung zu treffen, daß der Erheber fo viel als thunlich, 
‚in jeder Gemeine monatliche Hebetage abhalte. 
Berlin, den ı2. Juli 1826. 
Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
In deffen Abweſenheit. In deſſen Abweſenheit. 
Koͤhler. ze Maaßen. 


55. | | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Marlenwerder 
dieſelbe Angelegenheit betreffend. 

Es iſt beſchloſſen und hoͤhern Outs genehmigt wor⸗ 
den, daß die bisher von Seiten der Commune ſtatt ge⸗ 
fundene Uebertragung der Elementar⸗Erhebung der Klafs. 
fen= und Gewerbe-Steuer an die Königl. Domainens Bes 
amten, Intendanten und Kreis: Steuer; Einnehmer in den 
refp. Amts» Bezirken vom ı. Januar f. J. ab aufbhöre, 
dergeftalt, daß von diefem Zeitpunft an, feiner der ges 
dachten Königl. Beamten einerfeitd fi mit der Orts⸗Er⸗ 
bebung der Steuer ferner befaffen, und anderenfeitd zum 
Elementar: Erheber gewählt werden darf. Dagegen foll 
vom ı. Januar ab, die Elementar: Erhebung der Klaffens 
und Gewerbe: Steuer in den Gemeinden felbft gefchehen, 
wofür denfelben die dazu beflimmten 4 Prozent der Eins 
nahme als Debegebühren zufließen. | 

Eine jede Gemeinde, wo e8 noch nicht gefchehen, hat 
alſo fofort aus ihrer Mitte einen gehörig qualifizierten, 
daß heißt zuverläßigen und des Lefend und Schreibens 
hinlaͤnglich kundigen Orts, Erheber, den fie vertreten, und 
für welchen fie auffommen muß, zu erwählen, und dens 
felben dem Koͤnigl. Landraths: Amt zur Prüfung und Be 
flärigung anzuzeigen. Eine Gemeinde, in welcher fich ein 
zur Drids Erhebung geeignetes Subjeft durchaus nicht vor 
finden follte, muß fich zur Steuer: Entrichtung der Res 
zeptur einer benachbarten Gemeinde anfchließen. 

Die Mittel zur Remuneration des Drtds Erheberd - 
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finden die Geineinden in en Tantieme von 
4 Prozent, ans welcher auch die Koften der Schreib⸗Ma⸗ 

— beſtritten werden muͤſſen. 

Aus den Elementar-Rezepturen wird die Steuer 
denn unmittelbar an die Kreis-Kaſſe abgefuͤhrt. 

Die Koͤnigl. Landraths-Aemter, an welche dieſerhalb 
noch beſondere Verfügung ergeht, fo wie ſaͤmmtliche Ge; 
. meinden, welche diefe Verfügung betreffen, haben fich nach 
derfelben zu achten, und zur Ausführung derfelden fofort 
das Erforderliche ind Werk zu richten. Ä 
| Marienwerder, den 29. Juli 1826. 


- Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für Domainen, Zorften und direkten Steuern 





46. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Er: 
hebung von Steuer -Rezepturs Gebühren und die Die; 
poſi tion uͤber ſelbige betreffend. 


r 





Die unterzeichneten Minifterien find zwar auf die Be⸗ 
richte der Königl. Regierung vom 11. Mai und 2. Juni 
d. 5%. mit Derfelben ganz darin einverfianden, daß die 
Bürgermeifter für diejenigen Arbeiten, welche ihnen die 
Veranlagung der Staats-Steuern macht, feine befondere 
Remuneration fordern Finnen, daher denn die Bittſteller 
unter Beziehung auf gegenmwärtiged Reſcript abfchläglich 
zu befcheiden find. | 

Die Dispofition der Koͤnigl. Regierung uͤber die den 
Gemeinden zugeſtandenen Vier Prozent als Erhebungs⸗ 
Gebuͤhren, koͤnnen aber die unterzeichneten Miniſterien kei— 
nesweges billigen. Es iſt Fein Grund vorhanden, den 
Einnehmern ſelbſt uͤberall den ganz gleichen Satz von Drei 
Prozent zu bewilligen, da in der einen Gemeinde die Re— 
zeptur viel ſchwieriger als in der anderen ſein kann, auch 


fonftige Umſtaͤnde eintreten können, welche eine Befchräns 
ung der. Rezeptur, Gebühren zulaſſen. 

Weänn nun ſchon in den Orten, in welchen die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung den Einnehmern dieſe Gebuͤhren bereits 
definitiv zugeſtanden hat, es dabei ſein Bewenden behalten 
muß, auch fernerhin die Beſtimmung, wie: viel an Tan 
tieme zu bemwilligen fei, den Gemeinden Feinedweges allein 
überfaffen werden kann, fondern die Königl. Negierung 

pflichemäßig  einwirfen muß, daß nicht durch zu fehlechte 
Remunerirung der Einnehmer das Antereffe des, Staats 
und der Gemeinden feldft beeinträchtigt: werde, fo bat Sie 
doch fünftig vor definitiver Bewilligung Sich mit den Ges 
- meinden-Näthen zu vernehmen, und bie Sache fo viel als 

möglich im Einverftändniffe mit denſelben zu regulicen. 


Gaͤnzlich unzuläßig und unhaltbar iſt aber die Dies 
poſition uͤber das Vierte Prozent, welche die Koͤnigl. Re⸗ 
gierung getroffen hat. 

Den Landraͤthen iſt durch kein Geſetz erlaubt, für its 
gend eines ihrer Amtsgefchäfte . Sportuin zu liquidiren; 
vielmehr ift in allen Verordnungen die gänzliche Sportul- 
Sreiheit. bei den Iandrächlichen Funftionen vorausgefeßt, 
Daher an’ ſich die Anfegung von Gebühren für Nevifion 
gewiſſer Nechnungen, die eigentlich zu den Regierungs⸗ 
Gefchäften gehört, als :ein entfchiedener Mißbrauch zu be 
trachten ift, und die Beztehung auf. die, Negierungs:-Spors 
tulsTare um fo weniger ſtatt ‚findet, als nach derfelben 
die Regierungen in allen Angelegenheiten diefer Art fpors 
tuffrei .erpediren müffen, und daher diefelbe Borfchrift für. 
Ihre beftändigen Kommiffarien, die Landräche, gilt. 

Schon hierdurch erfcheint das ganze Verfahren der 
Koͤnigl. Regierung als unhaltbar.. Allein eben fo, unzu⸗ 
Häßig ift ed, den jeder Gemeinde gehörigen Ueberſchuß 
ohne Zuthun der DBerheiligten in einen allgemeinen Fonds 
zu werfen, und daraus jene unzuläßigen Gebühren zu bes 
zahlen, da gerade eine große Gemeinde, welche einen ber 
deutenden Beitrag dazu Jeiftet, geringes Kämmereis oder 
Armen s Vermögen haben, und zur Rechnungs⸗Reviſion 
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weniger Veranlaffung geben kann, als eine andere klei— 
nere, die zu jenem: Ueberfchuffe weniger beiträgt. - 

Diefe Einrichtung ift daher fofort ‚abzuftellen, und 
dafuͤr Zu forgen, daß der Ueberfihuß aus den gofal: Res 
zepturen unmittelbar an bie Gemeinde: Kaffen abgegeben 
x werde, wodurch der: von der Königl. Negierung befürchtete 
“ Porto» Aufwand von felbft wegfäht. 2 

Der Ankauf der :nöthigen Formularien wird, wenn - 
nicht den Nezeptoren folcher für die. bedeutende Tantieme 
mit Billigkeit angemuthet werden kann, aus den Gemein⸗ 
den: Kaffen erfolgen muͤſſen. . 

Der Druck wird von der Koͤnigl. Regierung auch 

ferner zu beſorgen, und den Gemeinden ihr Bedarf fuͤr 
den Koſten⸗Preis zu uͤberlaſſen ſein. 

Berlin, den 6. Juli 1826. | 
Miniſterium des Innern. Miniſterium der Finanzen. 
Erſte Abtheilung. Ä Manafen 

Köhler. | 


| ! 57 . 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Oppeln und der 
Koͤnigl. General⸗Kommiſſion zu Breslau, wegen ber 
Grundſteuer⸗Regulirung bei Auseinanderſetzungen 
nach. den Agrarz Öefegen. | 
Da in Anfehung der Negulirung der Steuer Vers 
haͤltniſſe bei Auseinanderfegungen nach den Ugrar-Öefegen 
"eine. wefentliche Verfchiedenheit der Grundfäge in fofern 
bedingt wird, in wiefern die Audeinanderfegungen entweder 
1. nach dem Edift vom 14. September 1811 und 
deffen Deklaratorien, oder: | 
II. nach der Gemeinheitd- Theilungs» Ordnung. vom 
nm. Juni 1821, oder u 
III. nach der Abloͤſungs-Ordnung vom 7. Juni 1821 
erfolgen; fo finden wir uns im Einverfländnig wit: der 
König. General: Kommiffion von Schleſien veranlaßt, Die 


—* 


diesfaͤlligen geſetzlichen Normen in nachſtehender Ueberſicht 
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hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. | 
1: Bei Regulirungen der gutöherrlichen und bäuer, 
tichen DVerhältniffe nach dem Edift vom 14. September 


1811 wird 


s. im Fall der Normal-Entſchaͤdigung durch Land: Abs 
tretung ſowohl die Grundſteuer, wie die Dienftfteuer, 
und die Steuern von Naturals oder Geld> Abgaben 
überalf nah dem Verhaͤltniß der Landtheilung re 
partict, fo, Daß wenn die Gutsherrſchaft die Hälfte 
oder ein Drittel der bäuerlichen Ländereien als Ents 
fhädigung erhält, auch die Hälfte oder refp. ein 
Drittel der Grundftener auf diefelbe übergeht, und 


nach 


demfelben Verhaͤltniß auch die. Dienfiftener und 


die Steuern von Naturals und Geld: Abgaben vers 
theilt wird. —J 
2. Wird dieſe Entſchaͤdigung in Rente oder Kapital ge 
geben, fo bleibt 5 
a, die Grundftener unverändert bei dem Bauer⸗ 


b. 


hofe, und geht davon auf die Gutsherrfchaft 


nichts über; . 
die Dienftiteuer und die Steuern von Natural 
und Geld⸗Abgaben dagegen werden dem Do⸗ 


minium ganz abgefchrieben, und dem: Bauergut 


ohne Veränderung des Diviford überwiefen; da 
in folchen Fällen diefe Steuern bei Ermittelung 


des Nein» Ertraged ded Bauerhofes vorweg ab⸗ 


* > 


‚gerechnet werden. 


3. Wenn die gutöherrliche Entfchädigung theils in Land, 
theils in Rente oder Kapital gegeben wird, mird die 
StenersVertheilung ebenfald nach Verhaͤltniß der 
Landtheilung regulirt, dergeftalt, daß die Gutsherr⸗ 
fchaft je nachdem fie flatt der Land-Quote von z 


nur 


Z oder 4 das übrige in Rente oder Kapital ers 


hält, auch nur vefp. Z oder z jener Steuer über 
kommt; woraus von felbft folgt, daß die andern 3 
oder F der Grundſteuer bei dem Bauerhofe verbleis 
ben, auf welchen außerdem auch 3 oder 3 der Steuer 
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von ben Dienſten und Natural⸗ und Gerd: „Abgaben 
- ohne Veränderung des Diviford übergehen. | 
Dei Anwendung der vprfiehenden Grundfäße unter 
1. bis 3. macht e8 feinen Unterfchied, ob die Steuer 
‚von den Dienften, Natural» und Geld- Abgaben 
bisher nach dem Dominial oder dem geiftlichen Dis 
vifor, daß heißt, ob. mit 285 oder mit 50 Prozent 
| des Anfchlages bezahlt worden ift. 

4. Die nachträglihe Aldmittelung einer hoͤhern oder 
geringern ald der Normal: Entfhädigung hat gar 
feinen Einfluß auf die Steuer: Vertheilung, da daß, 
was hiernach einem oder dem andern Theile zu ver- 
güten ift, durch Nente ausgeglichen wird. 

| II. Bei Gemeinheitd > Theilungen nach dem Edikt 

vom 7. Juni 1821. 

1. Wird Land gegen Land abgetreten, ſo bleibt die 

Grundſteuer unveraͤndert, und. findet eine Ab⸗ und 
Zuſchreibung nicht ſtatt. 

2. Werden Grundſtuͤcke gegen Kapital "oder Rente ab— 

getreten, fo geht die Grundſteuer mit dem Lande auf 
den neuen Erwerber über. 

3. Werden: Grundftüce für aufgehobene Berechtigungen 
gegeben; fo darf Feine befondere Steuer, Ab⸗ und 
Zuſchreibung weiter ſtatt finden. 

4. Wenn ſteuerpflichtige Berechtigungen gegen Land ab⸗ 

getreten werden, fo bleibt ebenfalls das Steuer⸗Ver⸗ 
hältniß.unverändert, dergeflalt, daß die auf der Be 
rechtigung haftende Steuer nach mie vor dem Bes 

ſitzer des Grundſtuͤcks, weichem die abgeldfete Berech— 
tigung fonft zuſtand, entrichtet wisd, wogegen aber 
derfelbe Die auf dem abgetretenen Lande haftende 
Grundfteuer nicht übernimmt. 

5. Wenn fleuerpflichtige Berechtigungen durch Kapital 
oder Rente abgeiöft werden, fo geht die Steuer auf 
das Grundſtuͤck über, melches bisher mit der abges 
loͤſeten Berechtigung belaftet war. | 

6. Werden Berechtigungen mit Berechtigungen coms 

penfirt, 
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penfirt, und gegen einander —— fo bedarf 

ed keiner Steuer⸗Umſchreibung. 

7. Bei Compenſation einer ſteuerpflichtigen mit einer 
ſteuerfreien Berechtigung findet gleichmäßig. keine Les 
bertragung flatt. 

11]. Bei Abloͤſungen der Dienfte, Natural» und 
Geld» Leiftungen von Grundſtuͤcken nach der Abloͤſungs⸗ 
Ordnung vom 7. Juni 1821. 

1. Wird die Entſchaͤdigung in Land gegeben, ſo bleibt 
das Steuer-Verhaͤltniß uͤberall unveraͤndert, und es 
findet daher weder in Anſehung der Gtunds und. 
Dienftftener, noch der Steuer von den Natural⸗ und 
Geld, Abgaben eine Uebertragung ſtatt; fo wenig wie 

2, im Hall des Entfcehädigung in Rente, welche an bie 
Stelle der Dienfte und Natural=Leiftungen. tritt, 

Diefer Fall der Ablöfung unterfcheidet fih daher 
in Beziehung auf das Steuer⸗-Verhaͤltniß wefentlich 
von der Seflfegung ad IL. 5. wenn die Ablöfung 
durch Rente nach der Gemeinpeits, Theilungs⸗Ord⸗ 
nung eintritt. 

Jedoch iſt ed den Intereſſenten bei-Abloͤſung der 
Dienſte und Naturals und Geld⸗-Abgaben gegen 
Rente verftattet, fich gütlich darüber zu einigen, daß 
der Nentepflichtige, die auf den Dienften und Nas 
tural⸗ und Geld-Abgaben haftende, dem Berechtigten 

zur Laſt gefchriebene Steuer nicht erft bei der Abloͤ⸗ 
fung der Rente durch Kapital, fondern bald übernehme. 

3. Erfolgt dagegen die Abldfung in Kapital, fo geht 
die auf den Dienften wie auf den Naturals und 
Geld » Abgaben haftende Steuer auf dasjenige Grund- 
ftücf über, welches mit diefen Leiftungen belaftet war. 

Diefer Grundfag „ oder die Nothivendigfeit einer 
hiernach erforderlichen Steuer⸗Umſchreibung gilt auch 

für den Fall, wenn die ad 2. ſtipulirte Rente kuͤnftig 
abgeloͤſt wird. Es muß daher alsdann, wenn eine 

Abloͤſung eintritt, die Steuer⸗ Ab⸗ und Zuſchreibung 

erfolgen. 

Loͤſen Drefchgärtner, werde ihre Stellen eigenthũm⸗ 
— DEE, 1030, | Er 
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lich beſitzen, mit beiderſeitiger Einwilligung die dar⸗ 
auf haftenden Dienſte gegen Kapital : Zahlungen ab, 
fo bedarf es einer Umfchreibung der Steuer nicht, da 
die Ablöfung Hauptfächlich durch Compenfation der 
Feiftungen bewirkt wird. Eben daffelbe gilt auch für 
den Fall, wenn mit beiderfeitiger Einwilligung die 
Dienfte ſolcher Drefchgärtner, theild gegen Bezahlung 
eines Eleinen Kapitals, theils durch Uebernahme einer 
jährlichen Rente erfolgt. 
. Wenn die Entfchädigung für die Ablöfung der Dienfte 
der Bauern in Land geleiftet wird, ‚die Reluenten 
aber dem Dominio Behufs der nörhigen Vermehrung 
des nventarit oder zur Beſtreitung der fonfligen 
‚nöthigen Einrichtungs » Koften ein baares Kapital be 
zahlen, fo kommt es bei dergleichen gemifchten Abloͤ⸗ 
fungsmitteln darauf an, ob diefelbe principaliter in 
Land oder Kapital beftehen. Nur in dem letztern 
Falle haben die Ablöfenden die Steuer von dem Diens 
fien auf ihre befreiten Grundftäcke zu übernehmen, 
während diefeldbe in dem erſtern Falle bei dem Dos 
minio verbleibt. 
. Werden bei Dienſt⸗Abloͤſungen nach g. 22. ber Ab⸗ 
loͤſungs⸗Ordnung Huͤlfs-Dienſte vorbehalten, fo hat 
ein folcher Vorbehalt auf die ————— keinen 
Einfluß. | 
7, Bei Ablöfung des Natural: Zehntens durch Fand | 
oder Nente gelten ganz dieſelben Grundfäge, 'wie - 
bei Ablöfung der Dienfte, Natural⸗ und Geld⸗Lei⸗ 
ſtungen. 
Da es aber zur Vermeidung etwaniger Verdunke⸗ 
lungen nothwendig iſt, daß auch in ſolchen Faͤllen, wo 
nach vorftehenden allgemeinen Vorſchriften Feine beſondere 
- Steuer: Abs» und Zufchreibung erforderlich wird, die in 
Folge dergleichen Auseinanderfegungen eingetretenen Ders 
‚änderungen menigftens nachrichtlich in dem Steuer Katas 
- fter vermerft werden, fo tragen wir den Königl. Lands 
räthlichen Dffizien hierdurch auf, und zu diefem Zweck das 
ihnen von den Koͤnigl. Spezial» Rommiffionen zur Anfbe- 
' 4 - 


in 
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wahrung - zugefertigte Exemplar jedes auögefertigten Re⸗ 
jeffed über eine Gemeinheits⸗Theilung, Auseinanderfeßung,; 
Dienſt⸗ oder Zins» Ablöfung in Gemäßheit der Gemein, 
heits⸗ Theilungs⸗ oder Dienſt ⸗ Abloͤſungs⸗ Dednung von 
1821 nach Ausführung der Sache felbft, zur weiteren 
Diesfälligen DVeranlaffung zu überreichen. - 

Dägegen hat die Koͤnigl. General: Kommiffion von = 
Schleſten Ihrerſeits ſich bereit erklärt, uns die von den 
Koͤnigl. Landrächlichen Offizien auf Requifition der Spes 
zial⸗Kommiſſionen entworfenen Steuer sNepartitionen da, 
wo nach wie wor eine Steuer: Unifchreibung gefchehen muß, 
vor Beftätigung:der Rezeſſe jedesmal zur diesfeitigen Pruͤ⸗ 
fung. und Vergleihung mit dem Original⸗Steuer⸗Kataſter 
und den hier vorhandenen Grund⸗Akten unmittelbar mit⸗ 
zutheilen. 

Sofern die für Aufhebung von Praͤſtationen in dem 
Fall ad Ill. 2. ſtipulirte Rente kuͤnftig abgeloͤſt wird, iſt 
es Sache der Berechtigten, dieſe Abloͤſung dem Landraͤth⸗ 
lichen Offizio zur Veranlaſſung der Steuer⸗Umſchreibung 
gehoͤrig anzuzeigen, welches alsdann ſolche unter Ueberrei⸗ 
chung der Abloͤſungs⸗Akte bei und in Antrag zu bringen 
hät, ohne daß den zu den aufgehobenen Dienften oder 
Natural: Leitungen urfpringlich Verpflichteten, undefchadet 
der ‚gegenfeitigen von ‚der ums obliegenden Wahrnehmung 
des Steuer⸗Intereſſe unabhängigen Privat: Verbältniffe, 
gegen bie Uebernahme der darauf laftenden Steuer an fich 
ein Widerfpruchd: Recht zufteht. - 

In wiefern übrigens wegen der durch bie Auseinan⸗ 
derſetzungen nach den vorerwaͤhnten herbeigefuͤhrten Ver⸗ 
änderungen, ohne daß es vorfchriftsmäßig deshalb einer 
Steuer⸗Umſchreibung bedarf, die Gcundfäge bei. den ſich 
auf das Steuer: Katafter gründenden Remiſſions⸗Berech⸗ 
nungen, oder Ausfchreibungen für die Zukunft ebenfalls 
eine Abänderung werden erleiden muͤſſen, hänzt von den 
hierüber noch zu getwärtigenden Höheren Beflimmungen ab, 
und werden deshalb für die Herren Landräche und die 
Königt. Steuer +Aemter zu feiner Zeit die BR In⸗ 
ſtruktionen anderweitis ing — U 
x 2 
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Schließlich wird nur noch bemerft, daß. die vorftehend. 
aufgeftellten Normen auf. daß: zeitherige vorfchriftämäßige 
Verfahren bei Dismembrationen. und. folchen Beſitz-Ver⸗ 
änderungen überhaupt die nicht in Folge der. Eingangs 
erwähnten Agrar⸗Geſetze entſtanden fi ind, u in Beile⸗ 
Ken 'gefegt werden. dürfen... | 
: Omen, den 15. Auguft 1826. 

Königl. Regierung. -. | 

aıpebun für. Demataen, Borſten und direkte — 


3 In Folge der mit. "der Königl. Hochloͤblichen Regie⸗ 
rung zu Oppeln gepflogenen Verhandlungen ſind wir mit 
den Ain dem vorſtehenden Publikando enthaltenen Grund⸗ 
ſaͤtzen und Beſtimmungen nicht nur uͤberall vollkommen 
einverſtanden; ſondern wir weiſen auch unſere Spezial⸗ 
Kommiſſionen hierdurch an, ſith darnach bei Ausführung 
der ihnen übertragenen Regulirungen, Gemeinheits⸗-Thei⸗ 

lungen. und Ablöfungen jeder Art überall genau: zu achten, 
in alfen Fällen, in, denen der Betrag der auf die baͤuerli⸗ 
chen Intereſſenten übergehenden Steuer, . von den Dienften, 
Naturals oder Geldleifiungen bei. Ermittelung des Reiner⸗ 
trages der baͤuerlichen Grundſtuͤcke, von welchem der Guts⸗ 
herrſchaft pars quota zugetheilt wird, und bei Berechnung 
der jaͤhrlich von den Berechtigten zu zahlenden Rente oder 
des Abloͤſungs⸗Kapitals vorne weg in Abzug gebracht wer⸗ 
den muß, die Koͤnigl. Landraͤthlichen Offizia dergeſtalt 
zeitig um Entwerfung der erforderlichen Steuer⸗Reparti⸗ 
tionen unter genauer Angabe aller darauf Einfluß: haben⸗ 
den. Verhältniffe und Umſtaͤnde zu erfuchen, daß wegen 
diefer Steuer⸗Repartitionen fein Aufenthalt im Fortgang 
der Gare entfiehe;: die von den Könige. Landraͤthlichen 
Offiziis erhaltenen Steuer⸗Repartitionen jederzeit ungefäumt 
mit den. Akten Behufs: der. Mittheilung -an die Koͤnigl. 
Hochlöbliche Regierung zu. Oppeln anı und. einzureichen, 
und vornemlich bei NentesAbfindungen für Präftationen, 
die nach den Grundfägen der Abloͤſungs Ordnung vom 
7. Juni 1821 aufgehoben werden, zur Vermeidung von 
Streitigfeiten und Weiterungen. ſolche Vorkehrungen zu 
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treffen, daß dei künftigen Abldfungen der Rente nicht neue 
Entfhädigungs »Ermittelungen. wegen der Steners lebers 
tragung auf die Belafteten nothwendig find. Am beften 
wird dies zu bewerkſtelligen fein, wenn fich die Intereſſen⸗ 
ten darüber vereinigen, daß die von den Derpflichteten zu 
übernehmenden jährlichen Steuern bei der fünftig "eintres 
tenden Ablöfung der Rente vom berfelben in Abzug ge: 
bracht, und erft die alddann Abrighleibende Rente zu ‚Kar 
pital berechnet. werden ſoll. 

- Der eigenen Entiverfung der. Steuer + Repartitionen f 
-anf den Grund der vielleicht bei den Akten befindlichen 
Ertrafte des SteuersKatafterd haben fih die Spezial: 
Kommirfionen gänzlich zu enthalten, da nur die, auf ihre 
Requiſttion von den. Könige. Landräthlichen Dffiziis ent⸗ 
mworfenen SteuersNepartitionen berückfichtigt werden koͤnnen. 

Breslau, den 15. Auguſt 1826. 
Era — — von Sie. 


| 58.. 
Publtandum der Koͤnigl. — zu Coblenz, bie 
Verpachtung der Chauffee» Barrieren betreffend. 





Mit Bezug auf unfere Bekanntmachung vom 14ten 
d. M. in der Segt vorhergehenden Nummer dieſes Amts⸗ 
Blattes, wegen der bevorftehenden Verpachtung der Chaufikes 
Barrieren, bringen mir hiemit die allgemeinen Verpach⸗ 
tungs/VBedingungen zur — u 


Die Chauffee, Geld, Erhebung zu 0. fol fir d den 

Zeitraum vom 1. Januar 1827 bis incl. 31. December 
1829, alfo auf 3 Jahre, an en — verpach⸗ 

tet werden, | 
2. L 

Zuborderſt werden die Barrieren einzeln, demnaͤchſt 
verſuchsweiſe zuſammen, ſo viel in einem Landraͤthlichen 
Kreis⸗Bejirke ſich gegenwaͤrtig befinden, ambgeboren. 


- 
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Die Licitation geſchieht mit Vorbehalt der höheren 
Genehmigung, bis zu deren Eingang die drei ketztt⸗Meiſt⸗ 
bietenden Jeder fuͤr ſein Gebot haften. 


8. 4. 

Unter den drei Licitanten, welche die hoͤchſten — 

abgegeben haben, wird die Auswahl vorbehalten. 
5 

Nachgebote werden nur in fofern angenommen, als 
deshalb eine neue Derfieigerung abzuhalten für rathſam 
gefunden wird, wobei dann das Nachgebot als en Ans 
gebot gilt. 2 | 

; 6. 

Da die Erhebung deB Chaufjeegeldes nach dem ges 
genwärtig gültigen Tarif ſeit dem ı. Januar 1825 ges 
ſchieht: fo kann ein dreijähriger Durchfehnittd-Ertrag jegt 
noch nicht angegeben werden. Dagegen wird ber Ertrag 
jeder einzelnen Barriere im Jahr ı825 vor der Verftels 
gerung befannt gemacht werden, und ift derſelbe auch ſchon 
vorher bei den ur Landraͤthen einzuſehen. 


Dem Wächter, — fein "Empfangöstofal ſich ſelbſt 
verſchaffen muß, werden die vorhandenen Utenſilien und 
Inventarienſtuͤcke, beſtehend am jeder Hebeſtelle aus einem 
Schlagbaum mit Zugfeil und. Kette, einer Laterne und 
zwei Tariftafeln, zum Gebrauche mit überlaffen ; er bleibt 
zu guter Erhaltung derfelben, im Beſchaͤdigungsfalle zu 
Schadens-Erſatz, verpflichtet. 

Die in Folge dieſer Verpachtung etwa nothwendig 
werdende Verſetzung des Schlagbaumes und der Tariſta⸗ 
feln geſchieht auf Koſten des Paͤchters. 


$, 8. | ‚ 

Ohne ausdruͤckliche Genehmigung der verpachtenden 

Behörde ift eine Verlegung der jegigen Hebeftellen und 

der Chauſſẽegeld⸗ Einnapme nicht 
zuläßig. 


a) Die Ethebans, win am die Vewaqhuuno⸗ beſchieht 
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auf.den Grund des, feit dem 1. Januar 1825 hier 
eingeführten Chauſſéegeld⸗Tarifs vom 15. Auguft 

1824, und der fpÄäteren, durch die Amtsblaͤtter be- 

fannt gemachten oder noch befannt zu machenden- 

Deklarationen. | 

b) Der Pächter muß nicht nur diejenigen Befreiungen, 
‚ welche der Tarif nachmweifer, fondern auch alle diejes 
nigen, welche als jegt außerdem beſtehend, in dem 
hiebei befindlichen Anhange befonders namhaft ger 
macht find, denen, welche — darauf haben, 
unweigerlich gewähren. 
c) Namentlich wird. hiebei bemerkt, daß alle zu Pferde 
reiſende Offiziere und offiziermaͤßige Militair⸗Beamte, 
wenn ſie auch nur muͤndlich die beſtimmte Verſiche⸗ 
rung geben, daß fie kommandirt oder in Koͤnigl. Dienft: 
Angelegenheiten verfchickt find, von Erlegung des 
Chauſſẽegeldes befreiet ſind. 
u | $. 10, 

Sollten während der Dauer des pacht⸗ Kontratts 
neue Befreiungen, allgemein oder in beſonderen Fällen an- 
geordnet, oder überhaupt ruͤckſichtlich des Chauſſéegeld⸗Ta—⸗ 
rifs Abänderungen von des Königs Majeftät befohlen wer: 
den, fo muß der Pächter fich denfelben ohne Entfchädigung _ 
unterwerfen; er fol jedoch in folchem Falle die Befugniß 
haben, den Kontrakt binnen vier Wochen von dem- Tage, 
da ihm die Anordnung bekannt geworden, zu fündigen, 
dergeftalt, daß nach Ablauf von drei Monaten von der 
gefchehenen Kündigung an, das Pacht: Verhaͤltniß aufhört, 
wodurch aber dem Pächter Fein Anfpruh auf Entfchädi- 
gung für die Zmwifchenzeit eingeräumt wird. 

Eine gleiche Befugniß flieht der verpachtenden Be⸗ 
hoͤrde zu, wenn im Laufe der Pachtzeit eine Erhoͤhung des 
Chauſſéegeld⸗ Tarifs erfolgen ſollte. 

F. 11. 

Ausgenommen von der Verpachtung bleiben: 

a) die Chauſſéegelder von den Poften, Journalie 
ven, Ertrapoften, Efiafetten: und Couriers, 


— 
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indem diefe durch die Poftämter ‚eingehoben und der 
Königl. Negierung berechnet werden; . 
b) die Strafen für Ehaufice: Contraventionen und Des 
fraudationen, welche dem Fiskus bleiben. Pächter - 
ift michi auch nicht befugt, von den Paflanten, wel- 
che von der benachbarten Hebeftelle Leinen Chauffees 
zertel mitbringen, die Abgabe für Legtere nachzuers 
heben. | 
Dagegen hat Pächter Anfpruch auf den Denun- . 
* cianten: Antheil, wenn er Denunciant ift, und auf 
feine Denunciation Strafe erfannt und vollſtreckt wird. 
6. 12. 
Pächter muß die Pachtfumme für die ihm in Pacht 
überlaffene Erhebung in faffenmäfigen Müngzforten in mos 
natlichen ratis praenumerando poſtfret zur betreffenden 
König. Dezirfr oder Kreis-Kaffe, und zwar in den er⸗ 
ften fech8 Tagen eines jeden Monats, befördern. 


$. 13. 

Wenn der Pachter mit der Zahlung eines Termins 
in Ruͤckſtand kommt, fo hat die verpachtende Behörde die 
Befugniß, denfelben fofort durch Erefution zur Zahlung 
anzuhalten. Wenn diefe fruchtloß bleibt, oder wenn der 
Pächter noch mit einem zweiten Termin ruͤckſtaͤndig bleibt: 
fo ſteht es jener Behörde zu, mach ihrer Wahl die vers 
pachtete Hebung auf Gefahr und Koften des Paͤchters 
entweder zu fequefiriren, oder deren andermweite Verpach⸗ 
. tung zu verfügen. Den Ausfall trägt der Pächter in 
‚beiden Faͤllen. Eine Berufung auf, richterliche Entſchei⸗ 
dung finder hiebei überall nicht fiat, wohl aber der Ne 
furd an das vorgefeßte er ee 


Der Pächter ift nicht befugt, von feiner Pacht wegen 
etwaniger Gegenforderungen oder aus fonftigen Gründen 
Abzüge zu machen, fondern er muß dergleichen Anfprüche 
ordnungsmäßig liquidiren und deren Befriedigung erwarten. 

9. 15. 

Der Pächter muß fich gefallen Iaffen, daß die Nies 

gierungs⸗ Haupts oder betreffende Spe ial⸗Kaſſe Anwei⸗ 


fungen bis zum Ertrage der Pacht auf ihn ertheile; auch, 
wenn died angemeffen befunden wird, nach erhaltener Ans 
weifung, den Ehauffeewärtern ihren Lohn von der Pacht 
prompt und unentgeldlich auszahlen. Die Quittungen 
über folche auf Anweifung geleifiete Zahlungen reicht ee 
demnächft ſtatt baar, bei Ablieferaungen des naͤchſten mo⸗ 
natlichen Pachtbetrages, mit * 
F. 1 

Paͤchter entſagt unbedingt allen Anſoruͤchen auf Re⸗ 

miſſion irgend einer Art an der Pacht, ſelbſt fuͤr m. als 


’ Berordentliche unvorbergefehene Fälle. 


$. 17 
| Pächter muß bei der Erhebung des Chauſſée⸗Geldes 
fih. genau nach dem Chauffeegeld> Tarif vom 15. Auguft 
1824, und den fpäteren, durch" die Amtsblätter befannt 
gemachten oder noch befannt zu machenden Deklarationen 
achten, nnd dafür forgen, daß die Tariftafel und die Tafel 
mit dem Anhange fletd zu Jedermanns Kenntnißnahme 
bei der Barriere aufgeftellt fei, auch legtere von Sonnen 
Untergang bis Sonnen» Aufgang aM feine Roten — 


erleuchten. 


5. 18. | 
Denn der Pächter fich beifommen laͤßt, ‚ ein hoͤheres 
Chauſſéegeld zu erheben, als der Tarif vorfchreidt, fo ver 


faͤllt er in folgende Conventionals Strafen: - 


1) bei. dem erſten Webertretungsfalle in die Entrichtung 
einer, dem zwanzigfachen Werth der überhobenen, 
gleichfommenden Summe; 

- 2) bei der zweiten Weberfchreitung in die Zahlung des 
Funfzigfachen, und | 
3). bei der tritten Webertretung in die Erfegung des 
Einhundertfachen des zu viel Erhobenen, 
welche Strafen die Königl. Regierung in vorkommenden 
Fällen, nach. vorgängiger fummarifchen Unterfuchung, mit 
Borbehalt des, dem Pächter nur zufiehenden Rekurſes an 


das Koͤnigl. Minifterium des Innern feftfege und einziehen 


laͤßt, wenn Pächter nicht binnen zehn Tagen, von der Des 
kanntmachung der gegen ihn feſtgeſetzten Strafe an ge⸗ 
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rechnet, von dem Rekurſe an dad König. Miniſterium 
Gebrauch man. | 
In weiteren Wiederholungsfaͤllen foll der verpachten- 
den Behörde freigeftele fein, neben der Strafe des dritten 
Ueberfchreitend, nach ihrer Wahl, entweder die Pacht fos 
fort aufzuheben, oder dem Pächter einen eigenen Kontro- 
leuf auf feine. Koſten zu beſtellen. Weil das. Intereſſe 
ſowohl des Staats, ald des Publikums, bei Uebervorthei⸗ 

lungen der Art nicht zu fchägen iſt: fo verzichtet der Paͤch⸗ 
“ser förmlich auf jede Ermäßigung dieſer vertragsmäßig 
‚feftgefegten Strafen. Auch räume der Pächter der ver- 
pachtenden Behoͤrde das Recht ein, nach Anleitung des 
$. 21. der Inſtruktion für die Chauſſée-Geld⸗Erheber vom 
2. Januar 1823, Ordnungs⸗Strafen gegen ihn zu ver: 
fügen, wenn er fi) läßig, faumig oder renitent bei Erfül- 
lung der einen oder der anderen Kontrakts-Vorſchrift zeis 
gen follte, - 


$. 19. 

Pächter ift verpflichtet, die hiebei befindfiche Inſtruk⸗ 
tion für die Chanffee: GeldsErheber, welche ihm bei der 
Uebergabe der. Pacht zugeflelt werden wird, fomweit fie mit - 
feinen Pacht⸗Verhaͤltniſſen vereinbar, und nicht durch neu, 
ere Befiimmungen (namentlich in diefen Pacht: Bedingun- 
gen) abgeändert iſt, | 
| insbefondere alfo $. 1. $. 2. $. 3. mit Bezug auf 
$. 18. diefer Pacht: Bedingungen, $. 11. mit Bezug 
auf $. 11. diefer Pacht: Bedingungen, $. 13. $. 14. 
und $. 15. fomweit nach den dieferhalb ertheilten und 
dDiefen- Pachts Bedingungen angehängten befonderen 
Vorfchriften dem Pächter hiebei noch eine Mitwirs 
fung zuſteht, $. 17. und $. 18. mit Bezug auf $. 
17. und 21, diefer Pacht: Bedingungen, $. 19. und 
$. 21. Er Ä 
genau zu befolgen, überhaupt die polizeiliche Mitaufficht 
auf die Ehauffee zu führen. | 

In diefer Beziehung, fo wie in Anfehung der Erbes 
bung des Chauſſée⸗-Geldes, tritt derfelbe für die Dauer 
feiner Pachtzeit in die Kategorie der Staatds Beamten, 


und foll deshalb eidlich verpflichter werben, ohne daß er 


jedoch dadurch einen Anfpruch auf irgend eine Remuneras 


tion erhält. Dagegen fol er von den, von ihm zur An⸗ 
zeige gebrachten ‚Contraventionen die Hälfte der zuerfann: 
ten und beigetriebenen Strafen ald Denuncianten > Antheil 
erhalten. 

; 20, 

Mächter muß den Neifenden auf Verlangen über das 
bezahlte EHauffee, Geld gedrudte Quittungen ertheilen, die 
jedoch keine andere, als die hier rent Form, haben 
nn 








———— 
= — Sp. ee J 
ſind fuͤr 


bezahlt worden, 
ten EEE u Ru EBEN \ 


er Tr 21. 

Der Pächter muß das Chauffees Geld außerhalb feis _ 
ner Wohnung an der Barriere von den Paflanten erheben, 
fo daß Fein Neifender fein Fuhrwerk ꝛc. zu verlaffeı braucht. 
Auch ift es feine Pflicht, die Paffanten mit Befcheidenheit 
und zu allen Zeiten ohne — abzufertigen. 


$. 

Der Pächter ift für die erfänung alfer diefer Bes 
dingungen durchaus feldft veranttwortlich, und muß feine 
Angehörigen und * und Dienſtleute deshalb unbedingt 
vertreten. | 


$. 
Zur mehreren Berfiherung alles deſſen muß der Paͤch⸗ 
ter eine Caution beſtellen, deren Betrag nicht geringer als 
der vierte Theil der jaͤhrlichen Pachtſumme ſein darf. 
Dieſe Caution muß unerlaͤßlich und bei Vermeidung 
ber Erefution oder anderweiten Ausbietung der Hebeſtelle 


f 


auf Gefahr. und Koſten des Paͤchters, vor dem Antritt.der. 
Pacht bei der- Negierungs-Haupt-Kafle in Staats⸗Schuld⸗ 
feinen zum Nominalwerth, oder baar und in folcher Sum⸗ 
me, daß felbige in der Bauk oder bei der Königl. See 
handlung belegte werden kann, deponiert, eventualiter ce- 
dire werden, und haftet folche nicht Bloß für die Pacht: 


ſumme, fondern auch für die, von dem Wächter zu erle⸗ 


genden Conventionalfirafen. und Entfhädigungen, ſo twie 


für die Koften, welche aus dem mit ihn gefchloffenen Kon; 


trafte entfiehen. 


5. 24 — | 
Der verpachtenden Behörde bleißt-überfafen, bis zur 
nachgemwiefenen Cautionsleiſtung, von ‚den drei Legtbietens 


‚den die Stellung eines — sahlungsfähigen 


Buͤrgen zu verlangen. 


F. 

Sollte der Paͤchter im Zufe der Pachtzeit — 
fo bleibt es dem Koͤnigl. Fiskus uͤberlaſſen, ob er den Er—⸗ 
ben defjelben die Sortfegung der Pacht geftatten will oder 
nicht; die Erben dagegen find verbunden, den Kontrakt 


‚ ihres Erblaffers bis zu deſſen Ablauf zu erfüllen, ohne 


ſolchen Fündigen zu dürfen, autzer in dem, $. 10. nachge⸗ 
laſſenen Sae,; | 
g 46. 
Der Paͤchter uͤbernimmt ſaͤmmtliche, aus dieſer Ver⸗ 


| Re erwachſenden gerichtlichen und anßergerichtlichen | 


Koſton, namentlich; auch die Koſten feiner Vereidung, die 
Bezahlung der Totalität des gefeßlichen Stempel zu dem 
Nachtkontrafte und ‚bie Koſten der öffenelichen Bekannt» 
— 
Coblenz, den 22. Septemder 1826. 
Fonien Regierung. Abtheilung des — 


Anhang. 
Außer den Beſtimmungen des Tarifs vom 15. Au⸗ 
guſt 1824 hat Pächter noch Folgendes zu beachten: 
1) Im Tarif vom 15. Auguſt 1824 find Art. 3. auch 
die zweiräderigen Bauerkarren in’ biejenigen uhr; 
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werfe mit einbegriffen, für welche der ermäßigte Sag 
‚von ı Sgr. refp. A Pf. pro Zugthier erlegt. werden 
fol. Dur Allerhoͤchſte Kabinets-⸗Ordre vom 28. 
December 1824 find aber in den Rheiniſchen Pros 
vinzen alle zweiräderige Wagen von diefer Be: 
ftimmung wieder ausgefchfoffen, und den Frachtwagen 
(Art. 1.) gleihgeftelt worden; demnach muͤſſen auch 
die zweiräderigen Bauerfarren den. Sag, 
wie das zmweiräderige Frachtfuhrwerk (1. b.) entrich⸗ 
ten, und der Art. 3. findest nur. noch auf Die vierraͤ⸗ 
derigen Land= und Bauer» Wagen Anwendung; went: 
fie die eigenen ländlichen Erzeugniffe verfahren, wors 
unter jedoch ſolche Fuhren nicht gehören, auf denen 
Brenuholz zur Stadt transportirt wird. u 
2) Zur Erläuterung der Ausnahmen. 
Bon Erlegung des Chauffeegeldes ſind insbeſon⸗ 
dere auch frei. 
a) die. Standesherren und Mitglieder ihrer Fa: 
milie für ihre Perſon innerhalb. der Grenzen 
ihres Standesgebiets;; 
b) die Koͤnigl. Geſtuͤt⸗Pferde und Geſpanne; 
6) die reitenden Ordonnanzen und Bedienten oder 
Reitknechte von Offizieren und offiziermaͤßigen 
Militair⸗-Beamten, wenn Letztere im Dienfte zu 
Pferde von Jenen- begleitet werden; 
d) Bediente, welche beim Exerziren oder bei einem 
Manoeuver mit Offizier⸗Pferden Chauſſée⸗Haͤuſer 


paſſiren muͤſſen, um ſich mit den Pferden zu | 


den Truppen oder | von felbigen toieder zuruck zu 

; begeben; Ä 

D) der Hauptmann, der Gendarmerie auf ſeinen 
Dienſtreiſen auch zu Wagen, auf Vorzeigung 
einer Freikarte. 

H Vorſpann⸗Fuhren, womit ESG trans⸗ 
— werden. 





Te 


Yubtifandum der König. Regierung a Merfeburg, ie. 


Nachſuchung der Erhebung eines Wegegeldes ber 
treffend. 
5 
Es ift der Fall vorgefommen, daß Seitens eine® 
Rreifes, eine Straße chauffeemäßig gebauet, und hinterher 


‘son deinfelben die Berechtigung zur Erhebung eines Be 


gegeldes nachgefucht worden ift. 
- Des Königs Majeſtaͤt haben diesfalls zu Seftimmen 
geruber, daß, ‚wenn auch der chauffeemäßige Bau der Nes 


2 benftraßen die möglichfte Beförderung verdiene, doch die 


+ 


. 


betreffenden Behörden nicht nach eigener Willkuͤhr einen 
folhen Bau leiten follen, vielmehr, wenn der Kreis den 
Koftenerfag in Anfpruch nehmen will, die erforderliche Ge: 
nebmizung zuvor auszuwirken fe. 

Diefe Beflimmung wird hierdurch zur Kenntniß der 
Behörden unfered Departements mit dem Bemerfen ge 
bracht, daß hiernach Fünftig nachträgliche Gefuche, wegen 
Hewilligung von Erhebungs Berechtigungen -für Straßen: 
Anlagen, die nicht zuvor von dem Koͤnigl. Minifterium 
genehmigt worden find, unbedingt werden zuruͤckgewieſen 
werden. 

Merſeburg, den 25. September 1826. 
Koͤnisl. la RU Abtheilung des Innern. 


60. | 

Publifandum der Königl. Regierung zu Oppeln, bie zur 

Kegitimation der Sacjs Transporte im Grenz» Kontroll 
Bezirk erforderlichen Befcheinigungen betreffend. 

| Es iſt bemerkt worden , daß Dominia, Magiſtraͤte 

und Dorf-Schulzen über Getreide, Rind⸗ Schaaf⸗ und 


Schwarzvieh, welches im Grenz⸗Kontroll⸗Bezirk transpors 


re werden ſoll, Behufs Legitimirung folcher Transporte 
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in Beziehung anf Steuer; Kontrolle, fchriftliche Befcheini- 
gungen erteilen, ohne hierzu beſonders befugt zu fein. 
Wir fehen und daher veranlaßt, die $. $. 8. 12. 16. 87, 
92. 95. und 123. der Zoll⸗Ordnung vom 26. Mai 1818 
(Geſetz Sammlung pro. 1818 Seite 107.) hiedurch in 
Erinnerung zu bringen, und bemerklich zu machen, daß 
nach Vorſchrift derſelben uͤber alle abgabenpflichtige aus⸗ 
laͤndiſche und gleichnamige inlaͤndiſche Gegenſtaͤnde (zu 
welchen tarifmaͤßig auch Vieh und Getreide gehoͤrt) ſofern 
dergleichen über F Meile innerhalb des Grenz» Kontroll 
Bezirks transportirt werden wollen, förmliche Legitimationgs _ 
Scheine ertheilt werden müffen, nnd zwar: Ä 

a. über Gegenflände, welche aus dem Auslande einges , 
be, vom Grenz: Zoll: Aute; 

b. über Gegenflände, weiche aus dem Innern des Lan⸗ 
des in den Grenz» bezirf eingehen, um darin zu 
bleiben; oder um ausgeführt zu werden, von einem, 
an oder auf der Binnen⸗Linie des Grenz⸗ Bezirks 
belegenen Steuer : Amte; 

ce, über Gegenftände, welche von einem Orte des Grenz⸗ 
Bezirks zum andern; aus dem Grenz Bezirke uͤber 

die Landes-Grenze ind Ausland, oder über die Bin⸗ 
nen= Linie landeinwaͤrts gebracht werden, von dem. 


Zoll⸗Amte im Abſendungs-Orte, oder in deffen Er: 


mangelung von dem zumächft belegenen. Ä 
Ausnahmsweife find jedoch die Provinzial:Steuer, 
Behörden durch das Reſcript des Königl. Finanz: 
‚Minifterit vom 19. November 1818 Mo. 16263.: 
ermächtist worden, folchen Ouröbefigern und anderen. 
Perfonen, welche ed weiter als F Meile zur nächften 
- Steuer» oder Zolftelle haben, und die völlige Ver 
tralien verdienen, fich auch noch feine Steuer: Ber: 
fürzung haben - zu Suulben kommen laſſen, zu ge⸗ 
ſtatten: 
uͤber eigne Erzenzniſſe und Beduͤrfniſ e zur eigenen 
Oekonomie für den Transport im Grenz, Bezirk, 
ſelbſt Legitimations⸗ Scheine ausfertigen zu dürfen. 
Diejenigen Gutöbefiger und Perfonen welche im, oder 
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nahe am Grenz = Kontrolz Bezirke wohnend, es weiter 
als Z Meile. zu einer Zolls oder Steuerfielle haben 
— und für ihren und den Sarhverfehr ihrer Unter 
faffen im Grenz Bezirfe darin eine Erleichterung fin= 
den, daß ihnen die Befugniß zu Theil werde, felbft 
Legitimationds Scheine auszufertigen, haben fih an 
dad HauptsZolls Amt des Bezirks zu wenden, und 
diefem fehriftlich anzuzeigen: 

- welche Gegenftände und bis zu welcher Menge, 
fie mit eigenen Legitimationds Scheinen beglei⸗ 

ten zu wollen wuͤnſchen. 

Das Haupt: Zoll Amt wird dann an uns berich- 
ten, und dem. erforderlichen Erlaubniß - Schein von 
‚uns ertrabiren. 

In dergleichen Etlaubniß⸗Scheinen, welche immer 

nur fuͤr die Dauer eines Jahres werden ertheilt 
werden, ſollen jedesmal die, vom Extrahenten zu er⸗ 
fuͤllenden Bedingungen, beſonders vorgeſchrieben wer⸗ 
den, Dieſe beſtehen im Weſentlichen darin, daß die 
zur eigenen a a a be⸗ 
fugte Perſon: 

1. ſich nur gedruckter vom Haupt + Zoll» Amte gratis zu 
_ verabfolgender gegitimationd »Schein: Formulare be 
diene, und diefe in vorkommenden Faͤllen ſachgemaͤß 
ausfuͤlle; 

2. darin die Menge der zu transportirenden Gegenſtaͤnde 
‚mit Worten, ingleichen: den Weg und Ort genau 
angebe, auf welchem und. wohin der Transport Statt 
finden ſoll; 

3. keinen Legitimations⸗ Schein auf längere, als 24ſtuͤn⸗ 
dige Dauer ausfertige; | i 

4. über die ausgefertigten Scheine und die damit vers 
‚fendeten Gegenftände ein befondered. Negifter führe, 
deffen Prüfung der Ober-Inſpektor und Ober: Kons 

trolleur des Bezirks von Zeit zu Zeit bewirken; dabei 
auch die noch nicht verbrauchten Eegitimations-Ocheinz 
Sormulare controfiren werden; 
5. für jeden Mißbrauch der ansgegebenen. kegitimations⸗ 
Scheine, 


$ D 
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Scheine, fo wie. dafuͤt verantwortlich Bleibe, daß der 
Sad» Transport nur während der gefeglichen Tages⸗ 

ſtunden (conf, F. 8. der Zoll; Orduung vom 26. Mai 


1812) erfolge... ee 

Es werben Bezüglich abgabenpflichtiger fremder, und 
gleichnamiger inländifcher Gegenftände, fortan Feine andere _ 
als gedruckte refp- von Zoll: und Steuerftellen, oder von 
dazu in. obiger. Weife: befonders. befugten Perfonen ausge, 
fertigte Legitimationss Scheine, als gültige Dokumente für . 
Transporte im Grenz» Bezirk reſpektirt werden; ‚vielmehr 
werden die Örenz + Auffichts» Beamten ‚im . Sinne. der. $. F. 
12. 92. 123. und. 152. der Zol-Drdnung vom 26. Mai 
1818 dergleichen Gegenftände anhalten, und unter Befchlag 
fegen, wenn folche,.ohne, oder. mit einer ‚nicht. vorfchriftlis 
chen Legitimation im Grenz Bezirke betroffen: werden, und 
wenn fie über 4 Meile‘ trangportirt worden. find. 

Wir wuͤnſchen, daß dies alle die Perfonen beherzigen 
‚mögen, welche mit abgabenpflichtigen, fremden und gleich- , 
namigen inländifhen Gegenftänden im. Grenz + Bezirfe.ver- 


- fehren, und bemerken. nur noch nachrichtlich,,. daß vor⸗ 


Schriftliche Legitimation im gedachten Bezirke, über Sachen 
nicht erforderlich ift, bie: 


. .. ⸗ 


a. innerhalb deſſelben nicht über Z Meile transportirt 
werden folen).  . :: 0 ui. | 
b. laut Abtheilung I. der Erhebungsrolle vom 19. Nos 
veniber 1824 gänzlich abgabenfrei, und nicht ver» 
padt. find. (F. F. 6. und 97. der Zoll: Ordnung vom 
26. Mai 1818); u Ä 
c. in eigenen Erzeugniffen ein ‚und. derſelben, durch die 
.. Landes» Örenze - getheilten. Landwirthſchaft beſtehen, 
welche innerhalb. des Bereichs - einer ſolchen Wirth⸗ 
ſchaft verfahren oder verfendet. werden (Minifterials 
Reſcript vom 29. December 1818. No. 18020.) Es 
. find jedoch da, wo dergleichen Wirchfchaften wirklich vor⸗ 
handen, noch befondere diesfallſige Vorſchriften ertheilt.. 
Dppeln, den 5. Juli 1826... 
2.2.00, Königl. Regierung. 
Abtheilung für die indirekten Steuern. 


einnalen. Heft ill. 1826, -9y 


RA 1 rt I mr Ole ad su: > 
—— der Koniel Regierung aa Opel; wegen 
Beſtimmung "der ſpeziellen Reviſion der eingehenden 

Waaren⸗ Ballen, worin Peter Poparın 
verpade ſind. 
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er sr die Erfahrung REDEN worden, daß die imi 
. 25. der ZolsDrdnung vom 26. Mat 1818 zugeftans 
Dene Unterlaffuhg der fpeziellen Mevifion des Durchgangs⸗ 
Gutes’ und der cn Packhofs-Aemter, mit Segleitfcheinen 
Aab zufertigenden Waaren auch in den Fällen für zulaͤſſig 
‚gehalten wird, mo Ballen gemifchten Inhalts‘, zum un 
mittelbaren Durchgange oder zu einem Packhofe, ohne 
Angabe des Neingewichtd von’ jeder in folhen Ballen zus 
_ fammen gepackten Waare —— Gattung deklarirt 
worden. BR 
Dieſe Anficht ik aber unrichrig‘, nachdem der $. 25, 
der Zoll» Drdnung durch den F. 3 der allgemeinen Be⸗ 
ſimmung der Erhebungs⸗Rolle vom 19. November 1824 
(conf, Geſetz⸗ Sammlung Stuͤck 20. pro 1824 pag. 203.) 
ergänzt worden. Es muß vielmehr jeder Waaren Ballen, 
worin verfchiedenartige Waaren zufaminen gepackt worden, 
im Grenz: ZolsAmte, Behufs der fpeziellen Reviſton aus⸗ 
geparkt werden, wenn in der darüber “abgegebenen Deflas 
ration die Menge einer jeden in dem Ballen enthaltenen 
Waarens Gattung nicht nach dem Meingersicht jeder Ein- 
zelnen angegeben worden iſt, der Ballen mag zum Durchs 
gange, oder zu einem Packhofe beſtimmt werden, mit Aus: 
nahme jedoch der zum Packhofe deklarirten zerbrechlichen 
Waaren, nemlich: Glas, Inſtrumente, kurze Waaren oder 
Porzellan ünd des unmittelbaren Durchgangs⸗ Gutes, 
in: fofern bezuͤglich des Letzteren genau beobachtet wird, 
was die Anleitung für die Steuer-Behoͤrden vom 25. No⸗ 
vember 1824 sub’ $. 4. lit. e vorſchreibt. 
Die Uuterlafung des Auspackens im Grenz: Zoll 
Amte belaftet den ganzen Ballen gemifchten Inhalts mit 
bem Abgabens Sage, welcher von der am en bes 
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„Kteuerten Waare zu entrichten iſt, die der Ballen nach 
Maaßgabe der. Deklaration, oder, wenn dieſe unrichtig ge— 
weſen, nach Maafgabe des Reviſions-Vefundes - enchäft, 
und ed darf, weder der nachtraͤgliche Einwand, daß, nur 


aus DVerfeben, verfihiedenartige und höher. befleuerte Waa- 


‘ren: deflarirt worden, auch ſelliſt in dem Falle nicht ‚bes 
‚säckfichtigt werden ; daß bei der Reviſion nur eine Maas 
ren» Gattung vorgefunden mordenziimpch gereicht es dem 
Deklaranten zur Entſchuldigung, daß das Grenz⸗Zoll Amt 
die Auspackung angeblich nicht verlangt habe. 
Dieſe, miitelſt Reſceipts des Deren, Finanz ⸗Miniſters 
Ereellenz, vom 34, Mai v. J. I.9 52. ergangenen Be⸗ 
ſtimmungen, werden dem Publiko zur; Kenntniß gebracht, 
Odppeln, den 14. Juni 1826... une 
ng Regierung. 
Abtheilung fuͤr die indirekten Steuern. 


— —— 62. —— * — 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt, me; 
gen genauer Befolgung der Vorſchriften, von demjeni⸗ 
— gen, welchem die Steuer» Behörde unverſteuerte 


Waaren anvertraut. u 





Es hat ſich ‚gezeigt, daß einige, Kaufleute bei Extras 
hirung von. Begleitfcheinen, die Namen und Wohnörter 
der. Waarenempfänger entweder nicht mit. Beftimmeheit, 
oder auch gar nicht anzugeben. fürserlaubt erachtet haben. 

Diefe Meinung-ift durchaus, irrig, indem es feinem 
Bedenken unterliegen kann, daß. derjenige, welchem die 
Steuer: Behörde unverfieuerte Waaren anvertraut, auch 
alle die Vorſchriften genau befolgen muß, die für folche 
Faͤlle vorgefchrieben. find. Dahin igehört namentlich. bei 
der Derfendung unverſteuerter Waaren "von Packhoͤfen, 
eine, dem Begleitſcheinmuſter entſprechende Deklaration, 
und alſo, da dies Muſter die. Angabe des Namens und 
Wohnorts der Empfaͤnger der unverſteuerten Waaren vor⸗ 
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ſchreibt, auch die richtige Deklaration diefer beiden Erfors 
derniffe. Wer diefe Angabe, gleichviel, auß welchem Grunde, 
zu machen verweigert, kann auf die Befugniß, unverſteu⸗ 
erte Waaren auf Begleitſcheine verſenden zu dürfen, wei⸗ 
ter keine Anſpruͤthe machen, vielmehr muß ihm die Er⸗ 
theilung der Begleitſcheine verſagt werden. 

Wer aber den Wohnort und Namen des Waaren⸗ 
Empfaͤngers erweislich unrichtig angiebt, handelt gegen 
die Verwaltungs-Vorſchriften, und begründet dadurch, 
wenn ihm auch die Abficht, Unterfchleife durch eine folche 
unmrichtige Deklaration bezweckt zu haben, nicht ermwiefen 
werden kann, doch den Verdacht gegen fich, dergleichen 
- beabfichtigt zu haben, und ift daher nach der in. der Vers 
ordnung vom 19. November 1824 enthaltenen Ergänzung 
zum $. 124. der Zoll⸗Ordnung, ftraffällig, im Wiederho- 
lungsfalle aber nach $. 141. der Zoll: Ordnung, von der 
Befugniß, Waaren ohne Steuer -Entrichtung beziehen, 


oder verfenden zu dürfen, für immer auszuſchließen. Um 
indeffen die Nichtigkeit der fraglichen Anmeldungen gehös 


rig kontrolliren zu können, ift forthin bei der Deklaration 
der von den Packhoͤfen aus, fowohl nach andern Dacks 


hofsſtaͤdten, als nach dem Auslande zu verfendendeh uns 


verfteuerten Waaren, zugleich auch die Vorlegung ber zu 


folchen Transporten gehoͤrigen Original⸗ Frachtbriefe der 


Vorſchrift des $. 45. der Zoll⸗Ordnung gemäß, von dem 
Verſender zu verlangen, und die Abftenipelung derſelben 


— 


nach erfolgter Vergleichung mit der Deklaration, gleich : 


wie bei der Waaren-Kontrolle im Innern zu bemirfen. 


- BVorftehende Beſtimmungen werden demnach im Vers 
fofg der Ergänzung des $. 124, der Zoll, Drdnung vom. 


"26. Mat 1818 auf Anordnung des Herrn General: Dis 
reftord der Steuern, in dem’ Erlaß vom 19. Juni c. zur 
allgemeinen Nachricht und Achtung hierdurch befannt ger 


macht, und haben die betreffenden Steuer: Behörden. auf 5 


- deren Defolgung gemeffenft zu halten. — 
Frankfurt a, d. D., den 4. Juli 1836. 
| Rönigt, Megierung. | 
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Auszug aus det Anweifung des" Känigt. Finanz ⸗Mini⸗ 
ſteriums, das, Verfahren bei Beaufſichtigunig und Er— 
hebung ber. Steuer vom inlaͤndiſchen Weine be⸗ 
*8 * — m — | AR “ 3 
Am ein » Übereinftimmendes: Verfahren’ bei Beaufſich⸗ 
tigung und Erhebung: der. Steuer vom inländifchen Weine 
zumege zu bringen, und um zugleich den Orts: Behörden 
in ihrer Mitwirkung für dieſe Steuer eine Erleichterung 
zu gewähren, wird, unter Vorbehalt näherer Beſtimmun⸗ 
gen’ für ‚die Fünftige: Reviſion der Weinſteuer⸗Klaſſiſikation, 
nachfolgende Anweiſung ertheilt zur Nachachtung für die 
Behoͤrden und Beamten, fo wie für diejenigen, welche 
Wein Bauen oder Trauben: keltern Taffen.“ 
Be Sr I IE EEE 
A. Aum eldu ng. 
a) Von wem und wo anzumelden iſt. 

Wer Trauben keltert, welche entweder ſelbſt gewon⸗ 
nen; oder von Andern bezogen werden, iſt verbunden, in 
jenem Fall der Steuer⸗-Behoͤrde des Orts, wo die Trau⸗ 
ben gewachſen find, in dieſem der Steuer⸗Behoͤrde des 
Orts, der Kelterung, den davon gewonnenen Moſt oder 
Wein anzumelden. : | 


4 Yes Fig | | 

b) Zu welcher. Zeit anzumelden iſt. Ä 

Die Anmeldung des Weingewinns erfolgt, nach 

Maaßgabe der für den jedesmaligen Herbſt durch das 

Amtsblatt ergangenen Bekanntmachung des Provinzials 

Steuer sDireftord, in jeder Gemeinde während der näch- 

fien 20 Tage nach dem von den Orts⸗Behoͤrden beſtimm⸗ 
ten Anfange der Weinlefe. in diefer Gemeine. - 

Wenn die Kelterung früher vollendet iſt, fo geſchieht 

die Anmeldung innerhalb der nächften 3 Tage nach dem 

Ende der Kelterung. | N 

Wer bis zum 2oflen Tage nach dem Anfange ber 

£efe mit der Kelterung noch nicht fertig geworden, muß 


? 
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fpäteftend an dieſem often Tage der Stewerbeftelfer fchrift- 
lich. melden, daß er. fish, in. ſolchem Falle befinde, und mie 
welcheim Tage die, Kliteruno Ba beeudet fein werde 

Für diefe Ausnahme Faͤlle ir danıy die Anmeldung 
innerhalb "a4 Standen) nach Beendigung folcher verſpaͤte⸗ 
ten Kelterung noch angenommen? werden. 

Don dem Anfange der- Weinlefe und etwanigen Abs 
änderungen dieſes Termins hat die Gemeinde⸗Behoͤrde der 

—— —— Nachticht iu; — 

138 — se VORBEI 57 BR PATER jurst: 

2 2) — und ‚Saffıng der Anmeltung:. *e4 

Die Anmeldung, wozu die Formulare, wenigſtens — 
Tage vor Anfanz der Weinleſe von dem Haupt⸗Amte des 
Bezirks durch die Gemeinde⸗Behoͤrde an⸗ diejenigen wel⸗ 
che Weinbau treiben, unentgeldlich geliefert werden ſollen, 
iſt nach dem unter Ziffer k antiegeiienzbeifpielöweife aus⸗ 
gefühten Mufter zweifach, deutlich und ohne Abänderuns 
gen ausgefüllt an die Steuerhebeſtelle abzugeben. 

Das eine Exemplar erhaͤlt der Anmeldende beſchei⸗ 
nigt zur Aufbewahrung zuruͤck, und dient ihm als Aus⸗ 
weis, ſo wie kuͤaftig als Steuer Abrechnung und Quittung. 

—In der Anmeldung muß. Bersdurch die Kelterung 
gewonnene Weim:indgefanunt, und ohne irgend einen Ab⸗ 
zug auf Hefe uud: dergleichen, 'angegebentmwerden, da fols 

‚cher Abzug fpäter durch Vergütung von .ırz. Prozent von 
der Steuerhebeftelle berechnet wird. Es muß alfo au - 
darin nachgewieſen werden: der. von dem eigenen Gewinne 
- an Kirchen, Beifiliche, Schullehrer, Kuͤſter und andere Per: 
fonen als Rent-Zins, Pacht oder fohftigen Antheil abge⸗ 
gebene ſogenaunte Meß-, Zins, ‚Liefens, Kompetenz s 'it. 
Wein; deögleichen derjenige: Wein, der auf andere Weife- 
vor der Anmeldung in Abgang. gefonnnen,: worüber bie 
Steuer - Quittung bei: der Reviſion vorzulegen ift. Ueber 
den von andern Verfonen empfangenen’ Wein bat fich der 
Anmeldende bei der Revifion ans;umeifen, und zwar, wenn 
der Wein aus dem Grenz: Bezirfe gekommen ift, durch 
den darüber fprechenden LegitimationdsSchein, in welchem _ 
die Stenerfielle zugleich die. erfolgte Steuerzahlung bemerkt 
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haben‘ ieh; wenn aber der Wein. ang dem Binnenlande 

gefommen iſt, durch Frachtbrief mit oben ſoicher / Verſeue- 

—— ag Site - Er U BEE; 

Fuͤr Bein, welcher and densfelben Dre — A 

wird der Reviſor die geſchehene Verſteuerung bei demjent 

gen unterſuchen, von dem der Wein gekommen iſt. 
Jedes Gefäß, in dem der junge Wein aufbewahrt 

wird, ift mit einer Nummer zu verſehen/ und dieſe Num⸗ 
mer an ·der aten Spalte — u ſhememer. 


‚Ö Befonbere Anzeige. i ** —— —— 
Bor zu „den, Tranpen oder u den jungen. Meinen. ; 

ixd zwar, nicht unterſagt, auf die zu ‚Felternden. 
Shanben,, (teren Wein zu gießenn, und, dieſen mit jenem. 
zu. keltern, oder Ältere und junge Weine and: vor ber, 
Hevifion Der, Iegtern zu vermifchen. . Soll jedoch das Eine: 
oder das Andere geſchehen, ſo muß. davon 3 Tage. vorher 
der Steuerhebeſtelle ſchriſtlich Anzeige gemacht werden, 
damit ein Steuer⸗Beamter zugegen fei und Ueberzeugung 
hehme, wie viel Älterer Wein zugethan worben- ift. 

Trifft zu dem erklärten Zeitpunkte folcher Mengung 
ein Steuers Beamter nicht ein: fo muß der Anmeldende 
noch ferner einen ‚Tag auf denfelben warten, und erfi 
- nach Ablauf diefed Tages darf er, föfern der Steuer:Be: 
amte andbleibt, auch ohne deflen Anwefenheit. zu der er— 
klaͤrten Miſchung ſchreiten, dieſes jedoch sat Im Deifein 
zweier unverwerflichen Zeugen. 

Don dem Steuer s Beamten oder: von Siefen Zeugen 
wird zur Stelle darüber, dag Mifhung geſchehen, und mwie 
viel Äfterer Wein, auch in welches Gefäß folcher beige 
mengt worden iſt, mit dem Anmeldenden kurze Verband: 
lung aufgenommen, welche bei dem letttern niedergelegt 
bleibt. 

Auf den Grund ſolcher Verhandlung, und wenn kein 
triftiges Bedenken, woruͤber die vorgeſetzte Steuer. Behörde 
zu entfcheiden haben würde, dagegen obmaltet, werden die 
Neviforen die gefchehene Beimifchung älteren Weins ans 
erkennen, und die feftgeftellte Menge deſſelben von ihrem 
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Befunde in Abzug Bringen: Iſt Beimiſchung ohne Beob⸗ 

achtung ders vorſtehend angegebenen Regeln geſchehen/ ſo 

werden die Reviſoren das ganze vorhandene —Ec 

aͤlterem und jungem Weine als jungen fenerpigtigen . 

ein eier und⸗ in Ban wa 2 
u 19? s EL Pr 


3 enden Ener vom: Anslande, : tin R- dr 
Die Haupt⸗Aeinter Haben ;;* wo der Fall *— 
die Beamten, welche die Erhebung beſorgen, ‚mit einem 
Kataſter derjenigen auslandiſchen Weingüter ZW betſehen, 
welche den jetzigen Inhabern ſeit langer Zeit’ an den uns 
mittelbar gegenüber liegenden auslaͤndiſchen Ufer’ gehören, 
umd von welchen, auf: dei Grund’ befonderet Bewilligung, 
weil fie in Ermätigelung eigener Kefter und Keller nur 
vom dieffeitigem Ufer aus bebaut und bewirthſchaftet wer⸗ 
den koͤnnen, der Herbſtgewinn in friſchen Trauben gegen 
Zahlung Der” Steuer vom inlaͤndiſchen Weingewinn über 


ein Grenz 300 „Amt zur dieffeitigen Kelterung eingeläffen J 
werden darf. 


Die Trauben ⸗ Einfuhr muß * Steuer⸗Hebeſtelle des 
Wohnorts des Anmeldenden 8 Tage vorher, mittelſt zwei⸗ 
facher Anmeldung, nach dem unter Ziffer Y anliegenden 
Muſter angezeigt werden. 


Ein Eremplar wird nach achhrien Prüfung Pr 
Seftfegung durch die Hebeftelle zurückgegeben, um den Trans 
ben-Eingang damit zu begleiten, das andere erhaͤlt der zur 
Beauffichtigung des Eingangs beflimmte Beamte Dieſer 
bemerft den Befund in beiden Eremplaren, und. giebt, das. 
feinige der Hebeftelle zur Eintragung. in - die betreffende 
Jahresſpalte des Kataſters zurüc. nör 

Die Begünftigung der freien Einfuhr ift widereuflich, 
und hört jedenfals. auf, wenn das Eigenthum des ans: 
laͤndiſchen Weinguts aus der Hand des jetzigen Befigers 

oder feiner Bamilie an. andere Perfonen übergeht, ober 
ſonſt die Veranlaffung zur Bewilligung: wegfällt. 


F. i0. — INA ar 

B. Aufficht und lei: RER: 

c) Nesifionss und Auffichts / Perſonal. 
Sind den eigentlichen Steuer⸗Beamten ‚andere Per⸗ 


R Kon ausnahmsweiſe zur. Hülfe gegeben worden, ſo er⸗ 


4 


halten dieſe daruͤber beſondere Legitimationen, auf deren 


Vorzeigung ſie in Hinſicht ihrer Befugniſſe und der Ver⸗ 
pflichtungen dritter Perſonen gegen ſie, ganz wie die Steuer⸗ 
Beamten der Klaſſe zu betrachten ſind, welchen fie: in der 
— — — hand — * — 
BT — 

9. | 


r ) Zweck der Revilſion ve EEE 

Die Revifion geht niche nur dahin, bei. denjenigen. 
Verfonen, welche Weingewinn angemeldet: haben, den Wein: 
vorrath in dem angezeigten Räumen. nachzufehen und ſich 
zu: überzeugen, daß richtig angemelder worden ſei, ſondern 
auch dahin, daß bei denjenigen, welche zufolge der geſam⸗ 
melten Notizen hätten anmelden follen, und folches nicht 


gethan haben, oder bei welchen fonft unangezeigter Moſt 


oder neuer Wein vermuthet werden kann, Unterſuchung 
angeftellt, und ettwanige Verheimlichungen entdeckt werden. 
Sie darf ſich ferner nicht ‚überall lediglich auf die: 


angemeldeten Raͤume beſchraͤnken, ſondern hat, vorzüglich 


da, wo Bedenken vorwaltet, andere zur Niederlegung an: | 
Wein geeignetg Vehaͤltniſſe mit zu —— | | 
. I Bu Le 
J— e): Wie: zu revidlren iſt. | 
Findet ſich da, wo nicht angemeldet worden, vers 
fehwiegener Wein, fo ift Anklage wegen Steuerverfürzung. 


zu erheben, und unter Zuziehung von Gemeines Beamten, 


weiche nach. $. 6. des Gefeged vom 25. September 1820, 
die Steuer» Beamten nach ihrer Anweifung bei dem Ko 
viſions⸗ Geſchaͤft zu unterſtuͤtzen verpflichtet find, mit dem 
Weininhaber darüber zu verhandeln, auch dasjenige fogleich 
wahrzunehmen, was nach den Umftänden zur Defefligung 
des Thatbeſtandes erforderlich wird. 

Sf aber eine Ynmeldung abgegeben , fo unterſucht 
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der Reviſor, ob nicht mehr Gefaͤße mit jungem Wein vor- 
handen find, als: die Anmeldung beſagt; ob der junge 
Wein, welche fih außer :der Anmeldung: vorfindet, mit ges 
hörigens Steuer Ausweis belegt. iſt; er.» überzeugt - fich 


durch Auge, Geruch’ und Gefhmac, ob in den Gefäßen, : 


weiche: nur aͤltern Wein: enthalten folen „lediglich ſolcher 
ein enthalten fe. :3e” ’ er TRERAHER, —— 


. ..;: 8. feht: dem: Weinbefiger und der Steuer» Behörde- 
frei; die Gefaͤße mit Älteren Weinen, ‚Harder. Reviſion 


durch Steuer⸗Beamten verfiegeln: zu; laſſen, in welchem : 
Falle der Nevifor nur die, Echtheit. der Verfiegelung zu 
prüfen und fich zu verſichern hat, daß diefe Gefäße nicht, 
ungeachtet der Verfiegelung, ganz oder zum Theil geleert 
worden find. — — T.5* 
Der Reviſor geht: ſodann zu den angemeldeten jungen 
Weinen über und prüft, ob. ſolche wirklich zu derjenigen 
Steuer:Klaffe gehören, aus welcher fie in der Anmeldung. 
angegeben find; er unterfucht, ob die Gefaͤße nur die er⸗ 
klaͤrte Menge Wein enthalten, alſo nicht mehr, wie den 
erftärten: Rauminhalt haben, und nicht mehr gefuͤllt ſind, 
als fie gefuͤllt fein ſollen, weshalb er mit dem gewoͤhnli⸗ 
chen Rauminhalte der ortsuͤblichen Gebinde bekannt ſein, 
und die: Viſtrung der: Faͤſſer verſtehen muß. 
Sind die Gefaͤße geaicht, wohin die, ·Haupt⸗Aemter 
zu wirken haben, fo iſt der Inhalt nach. Maaßgabe des 


4 


Aichzeichens anzunehmen, vorausgeſetzt, daß dieſes gehoͤrig 


erkennbar und als echt anzuerkennen iſt. 

Nicht geaichte Gefäße werden mit den dazu paſſen⸗ 
den Viſir⸗Jnuſtrumenten vermeſſen, wozu die Inſtruktion 
vom 16. September: 1818 Anleitung giebt. J 


Wo die Ermittelung des Rauminhalts durch den Au⸗ 


genſchein ausreichend zu achten iſt, oder genügen. muß, ber 


wendet es dabet, ſofern die Größe ‚nicht unter der: Angabe 


des Anmieldenden flieht, und dieſer nichts tagegen einwen⸗ 


det, in welchem letztern Falle nach Vorſchrift des $. 14. 
zu verfahren ift, ei in ak ee 

Es wird zur Erleichterung und Sicherfielung der Dies 
viſion führen, wenn große wicht wohl zu vifivende Lager⸗ 


fäffer: oder andere ‚Gebinde; die zum Aufbewahrung der Weine: 
dienen, und; nicht: mit denfelben veriauft zu werden pflegen; : 
entiveder vor der Reviſion mit Waffer vermeſſen, oder aber, 
ſaus dieſes nicht geſchehen kaun, durch anehrere gegenſeitig 

zu waͤhlende verlaßbare Sachverſtaͤndige und Steuer⸗Beamte 
er ihrem Rauminhatee gefhägt werden, und'der fo. ermit⸗ 
telte Inhalt ein fuͤr allemal auf das Faß mit Oelfarbe gezeich⸗ 
net oder: eingebrannt, das Faß mit dem Steuerzeichen fuͤe Die 
Maiſchbottiche verſehen, und. Über alles dieſes Verhandlung, 
einmal fuͤr die Steuerhebeſtelle und einmal zu Händen des 
Bapinpaber® ‚ aufgenommen und niedergelegt. wird. :- .:-.w: 

: Solche. einmal mit Steuerzeichen und Inpaltsangabe 
verfehene. Gefäße können von’ den Reviſoren dann, wenn 
die Verhandlung Darüber vorgelegt: wird, und nicht- viels 
leicht Beränderungsdes Inhalts vorausgefegt werden mag,“ 
oder:-fahft : Bedenken ſich finden, zu — — 
Onmminpalte — werden. 

Se i | 

9): Abmeldung. des Revifions, Befunden i don der ——— 
Weicht der; Reviſions⸗Befund von der Anmeldung ab, 
und wird erfierer von dem Anmelder als richtig anerkannt, 
fo bedarf ed nur der fofortigen Aufnahme der Anklages 
Verhandlung in Gemeinfchaft mit dem Gemeine Beamten. 

Beftreiter aber. der Anmelder die Nichtigkeit des Re⸗ 
viſions⸗Befundes, fo ift, im Falle es fich von der Befchaf- 
fenheit des .Weind handelt, zur Stelle won dem ſtreitigen 
Weine eine, zur. weiteren fachverfiändigen Unterfuchung bins’ 
laͤngliche Probe. in-ein reines. Gefäß zu entnehmen, und dieſes 
‚gemeinfchaftlich mit den Anmelder unter guten Siegelverſchluß 
zu legen, dann ader der Steuerhebeſtelle us eamimeihgen ſorg⸗ 
ſamen Aufbewahrung zu uͤbergeben.“ 

Handelt es ſich von der Menge des Weines, ſo tkommt es 
zunächft darauf an, ob das Mehrermirtelte ein Zehntheil der 
fuͤr jede Steuer.Klaffe angemeldeten Menge überfchreitet oder 
nicht. Sin legtern Falle tritt, in fofern feine verheimlichte 
Niederlage oder Aufbewahrung dabei ſtatt gefunden, feine 
Anklage ein, fondern der Nevifiond: Befund wird, wenn er 
nicht befiritten ift, in der Anmeldung nachgemiefen, und wenn 


er befiritten iſt, der Streit zur Stelle durch naͤhere Ass | 
mittelung ober Abmeſſung entſchteden ‚und fobann ig bes 
ihen Art verfahren F 
BBetraͤgt bie: ermittelte mehr als ein Zehntheil der 
angemeldeten Menge , fo wird, wenn nur der Rauminhalt 
des: Faſſes fireitig iſt, daſſelbe mir dem: ‚Siegel: des Revi⸗ 
ſors belegt, ohne. das Faß. ſelbſt zu verſiegein. | ad 
Wird aber die Mengeder vorhandenen Fluͤſſigkeit in einem: 
nichtboulen Zaflei in Zweifel geftellt, fo: muß außer gleichmäßiger' 
Befiegelung auch genaue Meffung der Höhe eintteten, bis zu 
welcher die Fluͤſſigkeit im Faſſe reihe. 
In allen dieſen Faͤllen iſt, was geſchehen, in. dei über | 


JE folchen Befund aufzunehmenden. Verhandlung anzugeben.: : 


Derjenige Nevifiond-Befund, welcher yon der Anmel⸗ 
dung in Befchaffenheit oder Menge ſo abweicht, dag Ans: 
Elage.eintreten muß, wird in der Anmeldung: nicht nachgewie⸗ 
ſen, fondernnur Nachricht Darüber aufgenommen. Die prozeſ⸗ 

ſualiſche Behandlung der Anklage entfcyeidet die Sache und 
fihert die Stemer. Der: übrige Reviſions⸗Befund wird in der 
Anmeldung, wie oben wewerchtieten if f abseſchloſſen. 
$. 18. | 
€. Steuer⸗Berechnung und Erhebung. 
.  b) Bann die: Steuerhebung. gefchehen muß. Y 

" Die Steuerzahlung muß in der Regel erfolgen, fobald der 
Mein von demjenigen, der. ihn gewonnen hat, inandere Hände . 
übergeht, oder zur. Verwendung kommt, für denjenigen Theil‘ 
des Herbfigewinnes aber, der nicht ſchon, vermöge folcher Ue⸗ 
bergänge, früher verſteuert worden, ſpaͤteſtens am 1. Auguſt 
des auf die Erzeugung folgenden Jahres: 

Gecſchieht die Steuerzahlung durch den Weinbauer ſelbſt, 
ſo muß die Anmeldung von ihm mit zur Stelle gebracht werden, 
um bie Zahlung darauf abzufchreiben und zu quittiren. 

> Gefchieht die Verfteuerung durch den Käufer, fo muß 
der Rame des Weinbauers, von welchem gekauft worden, 
mit angegeben werden, um die Zahlung auf ihn in das 
Hebe⸗Regiſter eintragen zu koͤnnen, und wird darüber 
befondere Quittung auf Verlangen zwiefach ertheilt. 

Sol eine Befigveränderung vor der Reviſion des 
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Weingewinns eintreten, f muß wenigfiend 24 Stunden 
. vorher bei der SteuersHebeftelle davon Anzeige gefchehen, 
mit Vorlegang der Anmeldung, wenn ſolche bereits abge⸗ | 
geben iſt. | 
Die Hebeftelle berechnet und erhebt bie Steuer von 
dem Brutto der abgehenden Weinmenge, nad) Abzug von 
15 Prozent, und ertheilt darüber, wenn die Anmeldung 
des Gewinnes noch mangelt, befondere Huittung mit Be⸗ 
merkung des Brutto und Netto. | 
Sie ertheilt ferner, wenn der Wein zur Berfendung 
im Grenz» Bezirk beſtimmt if, den erforderlichen Legitimas 
fions:Schein, und bemerkt in diefem, daß und ünter wel⸗ 
cher Nummer ind von welcher Menge Brutto und Netto 
die Steuer entrichter if. 
| Gefhicht die Verfendung außer dem Grenz» Bezirke, 
fo wird gleicher Stewervermerf in den über die Sendung 
vorzulegenden Frachtbrief uͤbernommen. 

Die Steuerhebeſtelle uͤberzeugt ſich felbſt, daß der 
zum Abgang beſtimmte Wein nach Menge und Gattung 
richtig angemeldet worden ſei, oder ſie veranlaßt einen an⸗ 
dern Beamten, dieſe Ueberzeugung zu nehmen. — 

Derjenige Beamte, welcher ſich ſolcher Beaufſichtigung 

unterzieht, bezeichnet die zum Abgange beſtimmten Gefaͤße, 
nachdem er die Angabe richtig gefunden hat, mit ſeinem 
Namenszuge in Kreide, und bemerkt im Falle der Ver⸗ 
ſendung auf dem ihr beigegebenen Legitimations-Scheine 
oder Frachtbriefe unter ſeiner Unterſchrift, daß er revidirt, 
und wie er die Gefaͤße bezeichnet habe, | 

Der Anmelder muß menigftens 24 Stunden auf den | 
Beamten warten, und darf erft nach deſſen Hevifion, oder. 
nachdem er in 24 Stunden nicht erfchienen ift, den zum Derfens ⸗ 
‚ den — — Bun an feine Tekmumang gelangen laffen. | 

—* — 
€) Steuerzahlung. | 

‘ Die Haupt Nemter und die Apnen — 
Stellen und Beamten muͤſſen darauf aufmerkjam fein, daß 
der vor dem 1. Auguft des auf die Erzeugung folgenden 

Jahres durch Verkauf in Abgang Eommende Wein vom 
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Ankaͤufer oder Weinbauer alsbald verſteuert erde. Es 
kann auch von Zeit zu Zeit, insbeſondere wo ein Abgang 
durch Veräußerung ohne Öteuerzahlung vermuthet wird, 
der Deftand nachgefehen und auf alsbaldige Verfieuerung 
der heröußerten Menge. beftanden werden. ! 
| 9. 22 
Wer von den Weinſteuer⸗Schuldnern Bis zum. 1. 
Juli des auf die Erzeugung folgenden: Jahred noch feine 
theilweiſe Steuerzahlung geleiſtet hat, in deſſen Anmeldung 
vom Weingewinne alſo die Berechnung der Steuerſchuld 
fehlt, muß dann von der Hebeſtelle eine beſondere ſchrift⸗ 
liche Berechnung der. zu zahlenden Steuer mit der Anf: 
forderung erhalten, die Zahlung. nun ſpaͤteſtens am naͤch⸗ 
fien 1. Auguft zw leiften. Mit diefem Tage muß ale noch 
ruͤckſtaͤndige Weinſteuer berichtigt werden. 
| Wer damit ausbleibe, iſt fogleich zu mahnen, mit Ans 
- fegung von furzer Friſt zwifchen: 3 und 8. Tagen, und mit 
Androhung des Zwangsverfahrens fuͤr den Fall des fer 
neren Ausbleibens. 
| Ein folches Verfahren muß gegen die (äumig Blei⸗ 
benden und zwar zunaͤchſt gegen diejenigen derſelben, de⸗ 
ren Zahlungsfaͤhigkeit ganz unzweifelhaft iſt, dann ſofort 
“eintreten, fo weit nicht beſondere Umſtaͤnde theilweiſe einige 
Nachſicht befürworten, und der Provinzial: Stener-Direftor 
foiche geflattet. 
alas den. 28. Februar 1826. 
Der Finanz⸗Miniſter. | 
v. Moß. 
Vorſtehender Auszug aus der Anmweifung des Königt. 
Finanz ⸗Miniſteriums vom 28. Februar d. J. über das Ber. 
fahren bei Beaufſichtigung und Erhebung der Steuer vom 
inlaͤndiſchen Weine wird, zur Nachricht und Achtung fuͤr 
das ſteuerpflichtige Publikum hierdurch zur allgeme: nen 
Kenneniß gebracht. 
Cöln, den 10. Auguft 1826. 
Der Geh. Ober: "Binani- Ba) und Proviak Eier ‚Direktor. 
B j RL 9 — 
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Ohm nich Holt Keller. 
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f desgl. — 5 — I 
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lt Oxboft 
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1311 Orboft. k 
14t Orboft nicht vol. 3 
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den Hrn. Pfarrer. 
— zu 16 Ohm 


16/1 Hg Im Keller des 
17) desgl. Hinterhau- 
181Oxhoft nicht vol. ——* 





— 

Ich verſichere hiermit, daß alle obige Angaben ganz Dig 
genau und richtig find, und nichts darin Nm en worden i 
Weinheim, den 5. November 1826. Sommer. 
Dieſe Anmeldung ift angegeben zu Gatten" er 6. Novbr. 1826 


und unter Nummer 95: des Hebe⸗Regiſters eingetragen. 


Das Königl. Steuer⸗Amt. 
/ | Meyer. Bell. 
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rn — 64. 
Publikandum der Koͤnigl. Provinzial⸗Steuer⸗Direktion 

in Danzig, wegen der Hefen⸗Bereitung aus Maiſche. 

Um der wahrgenommenen irrigen Meinung, daß die 
Hefen-Bereitung aus Maiſche und Die Anmeldung der 
dazu beſtimmten Gefäße lediglich von der diesfäfligen Ent: 
ſchließung ded Brennerei = Befigers abhänge, zu begegnen, 
wird hiermit den Steuer» Beamten und dem fleuerpflichti- 

gen Publikum zur Nachricht und, Achtung eröffnet: 

1. daß ‚Die Hefen-Bereitung ‘aus Maifche, als eine in 
dem Regulativ vom 1. December 1820 nirgends zu⸗ 
geftandene allgemeine Befugniß, zu den Ausnahmen 
gehört, und daher | 

für jeden einzelnen Fall von der Bewilligung der 
Steuer: Behörde abhängig: if. ei 
2. Sodann iſt durch ein Nefeript:-ded Koͤnigl. Finanz⸗ 
Miniſterii vom 27. Auguſt 1824, I. Nr. 16702. 
ausdruͤcklich befimmte: 
dad die Ausnahme der HefensBereitung nur da 
zugeflanden werden kann, wo ein wirkliches 
Beduͤrfniß, fih auf diefe Art dag benoͤthigte 
Gaͤhrungsmittel zu verſchaffen, gehoͤrig nachgewie⸗ 
ſen wird, ſo wie daß nirgends mehr als Ein 
olches Nedengefaͤß geſtattet werden ſoll. 

3. Diejenigen Brennerei⸗Beſitzer, welche Geſtattung der 

Hefen⸗Gefaͤße begehren, haben ſich daher mit ihren 
diesfaͤlligen Antraͤgen an das betreffende Haupt⸗Stẽeuer⸗ 
Amt zu wenden, welches in jedem einzelnen Fall den 
Antrag pruͤfen, und die der Lokalitaͤt angemeffenen 
Controll⸗Maaßregeln bei dem unterzeichneten Pros 
vinziafs Steuer: Direktor in Vorſchlag bringen wird, 

4: Die Steuer: Behörden haben für die Holge aber nur 
folche Hefen-Gefäße in den Brennerei-Berricbs-Nach- 
weifungen paffiven zu laſſen, welche dieſſeits geneh⸗ 
migt ſind, und deren fortwaͤhrender oder theilweiſer 

Gebrauch nah Maaßgabe der vorhandenen Genehs 

Annalen. Heſt il1. 1820. | 35. | 
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migung in be Betriebs — tl wor⸗ 
den iſt. 

5. Die Reviſtons⸗Beamten find * 56. 16. und 66. 
der Steuer-Ordnung vom 8. Februar 1819 und $. 
11. des Regulativs vom 1. December 1820 dafür 
verantwortlich, daß in den Brennereien die zur Ber 
reitung oder Aufbewahrung der Maifche an fich brauch⸗ 
baren Gefäße nur dann geduldet werden, wenn folche 
aus der genehmigten Nachweifung und auf dem Grunde 
riffe vorgefunden werden, von welcher Sorm und Des 
fiimmung fi fi e auch immer fein mögen. Es verfieht 
ſich aͤbrigens von ſelbſt, daß die Erlaubniß zur He— 
fen⸗Bereitung überall wieder zuruͤckgenommen mwers 

den kann und wird, wenn die bei deren Bewilligung 
vorgeſchriebenen Bedingungen nicht erfüllt werden. 

6. Etwanige Contraventionen werden außer dem Bers 
Iufte der Bewilligung noch nach $$. 66. und 90. 
der Steuer -Drdnung vom 8. Februar 1819 und $. 
11. des Regulativs vom ı. December ı820, fo wie 
‚nach. der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 10. Jas - 
nuar 1824 geahndet werden. 

Danzig, den 9. September 1826. 

"Der a a er von Weſtpreußen, | 

Geheime Finanz⸗Rath 
- DManve 7 


65. 


Yublifandum der Königl. Regierung zu Merfeburg, ben 
von auswärtigen Hauſirern zu erfordernden Nachweis 
über ihren Klaffenfteuer- Beitrag betreffend. 

In Folge eined Reſcripts des Königl. Hohen Finanzs 
Minifterii vom 28. Auguſt d. J., wird hiermit denjenigen 
Behörden, welche mit Aufnahme der Gewerbefteuer: Liften | 
beauftragt find, ausdrücklich zur Pflicht gemacht, in Ans | 
ſehung folcher, um einen Gemwerbfehein bei ihnen nachfus | 


- andern Kreife wohnhaft find, vor der Aufnahme in die 
betreffende Gewerbeſteuer-Liſte, fih den Nachweis liefern 
zu laffen, daß und wo fie anderwärts die Klaffen-Steuer 


gezahlt haben, damit diefelben fi fi ch nicht etwa dieſer Ab⸗ 


gabe ganz entziehn. 
Merſeburg, den 21. September 1826. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung der Finanzen. 


66. * | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Bromberg, die 
— DEIREHB TE IDEIBEH der Ziegels und Kalk⸗ 

brenner betreffend. 





Ziegel: und Kalkbrennereien gehören zu den fabrik⸗ 
artigen Gewerben, weil ſie ohne Landwirthſchaft gleich einer 


Bierbrau⸗ und Branntweinbrennerei betrieben werden koͤn- 
nen; ſie ſind daher gewerbeſteuerpflichtig, in ſofern es 
nicht glaubhaft erwieſen wird, daß das Brennen von Zie⸗ 


geln und Kalk lediglich zum eigenen Bedarf beſtimmt iſt. 
Wir machen daher hierauf die Gemwerbefteuer: Aufnahmes 
Behörden aufmerkſam, mit der Weifung, bei Veranlagung 


der Gemwerbefteuer nicht allein die zum Verkauf von Ziegel 


und Kalk arbeitenden Ziegel: und Kalkbrennereien gehoͤrig 
zur Gemwerbefteuer anzuziehen, fondern auch diejenigen, fo 
etwa bisher anzuziehen unterlaffen find, für die Zeit des 
Betriebes annoch in einer befondern Lifte aufzunehmen, 
und diefe zum 10. Dftober anhero einzureichen. 
Bromberg, den 1. Auguſt 1826. | 
Koͤnigl. Regierung. — Abtheilung. 


- | | | 3 2. 


| 907. 
chender Hanfirer, melche zwar Inlaͤnder, aber in einem 


— 
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Publifandum der. Königl. Regierung zu Liegnig, dir 
Gewerbefteuer der Lotterie» Einnehmer und beflätig- 
ten Unter» Einnehmer betreffend. - 

Da nach einer neueren Veſtimmung des Herrn Ges. 
neral: Direftord der Steuern, die Lotterie Einnehmer und 
die beftätigten Unter » Einnehmer auf den Grund des $.5- 
des Gemwerbeftener sGefeged vom 30. Mai 1820 zur Ge 
werbeftener angezogen werden follen, fo werden ſaͤmmtliche 
mit Aufnahme der Gewerbeſteuer beauftragten Behoͤrden 
hierdurch angewieſen: die benannten Einnehmer und Un 
ter» Einnehmer bei der jetzo begonnenen Einſchaͤtzung zur 
Gewerbeftener pro 1827, ald Händler ohne faufmänni- 
ſche Rechte mit einer ihrem Einkommen angemefjenen Ge _ 
werbefiener zu belegen. Ä 2 | 

Liegnitz, den 2.Dftober 1826. 
| 5. Kömigl. Preuß, Negierung. Ä 
Abtheilung für die Derwaltung der direften- Steuern, 
—J Domainen und Forſten. 


| 68 5, — 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, daß 
bei Steuerz ıc. Kontraventionen die Transportmittel der 

Gewerbetreibenden der Konfisfation nicht unter 
worfen feien. = 


Die, im $.26. des Regulativs vom 28. April 1824 
enthaltene Beſtimmung, daß derjenige, welcher umherzie⸗ 
hend ein Gewerbe treibt, ohne ſich uͤber ſeine Befug⸗ 
niß dazu mittelſt Gewerbeſcheins für das laufende Jahr 
ausweifen zu koͤnnen, auch die Confiskation derjenigen Ge⸗ 
genſtaͤnde verwirkt hat, * 
| die er wegen feines Gewerbes bei fich führt, 
hat zu dem Zweifel Veranlaſſung gegeben, ob zu dem zu 


| — — 79 
confiscirenden Gegenſtaͤnden auch die Tranusportmittel ge⸗ 
hoͤren, deren der Gewerbetreibende zur Fortſchaffung der 
Gegenſtaͤnde ſeines Verkehrs ſich bedient hat. Z. B. ſein 
Wagen und die Pferde, die Schiffe u. ſ. w. 

Damut hierüber überall mit gleichen Grundſaͤtzen vers 
fahren wird ‚- ift von Seiten des Hohen Finanz: Miniferit 
(unterm 21. Juni d. 5.) die Beſtimmung ergangen, daß 
bei Anwendung ded Megulativd vom 28. April 1824 die - 
Transportmittel, als der- Konfiöfation unterworfen, nicht 
behandelt werben follen. | 

Hiernach haben fich die betreffenden DR in vor; 
kommenden Fällen zu Achten. | 

Dppeln, den 18. Juli 1826. 

Königl. Regierung. 
Abtheilung für Domainen, Forften und direkte Steuen. 


69. 
— der Provinzial⸗Steuer⸗ Direktion zu Colln, 
die Anwendung der Stempelfreiheit betreffend. 


—ñ — — 


Nah dem Stempelgeſetze vom 7. März 1822 und 
dem Tarif zu demfeiben find mehrere an fich flempelpflichs 
tige Verhandlungen dem Stempel nicht unterworfen, wenn 
fie zu demjenigen Zwecke gebraucht werden, wofür das 
Geſetz Stempelfreiheit bewilligt hat, namentlich iſt Died bei. 

$. 3. Lit, e. des Stempelgefeged der Fall. 
: Es ift zweckmaͤßig, dag auf folhen Verhandlungen, 
die nach Derfchievenheit des davon zu machenden Ge, 
brauchs bald dem Stempel unterworfen find, bald nicht, 
von dem Ausfteller felbft bemerkt werde, zu welchem die 
Gtempelfreiheit rechtfertigenden Zwecke fie ausgefertige find. 
Wenn gleich hierdurch allein der Mißbrauch folder Ver— 
handlungen zu andern Angelegenheiten, für welche fie auf 
" Stempelpapier auszufertizen gemwefen wären, nicht gehin⸗ 
dert wird, ſo erlangte doch der Ausſteller dadurch das 
‚Mittel, fih gegen den Regreß zu fichern, wenn der Pros 


* 


Bf 
10. 


duzent für den Mißbrauch der ungeftempelten Verhandlung 
in Stempelfirafe genommen werden uf. 

Die Stempelftrafe mird aber in der Folge unnach⸗ 
fichtlich jedesmal gegen den Produzenten feftgefegt mwerden, 
fo oft eine, mit Rückficht auf den, zur Zeit ihrer Ausfer— 
tigung vorgegebenen Zweck, ungeftempelt gebliebene Ders 
Handlung demnächft bei einem, Gefchäft gebraucht wird, 
wo die Verhandlung hätte gefteinpelt fein muͤſſen. 

Es wird: daher fämmtlichen Behörden und Beanten, 
fo wie den Privaren in ihrem eigenen Intereſſe empfohlen, 
auf folchen Verhandlungen Fünftig jedegmal den Grund 
der ſtempelfreien Ausfertigung zu bemerken, um dadurch 
den Nachweis führen zu Eönnen, daß lediglich der Pros 
duzent ſelbſt durch Mißbrauch der Verhandlung die Stem⸗ 
pelſtrafe ſich zugezogen habe, und ſolchergeſtalt ſi ch gegen 
den Regreß zu ſichern. 

Coͤlln, den 23. Auguſt 1826. 
| De Geheime Dber : Sinanz:Narh und Provinzial: —— 
Direktor. 

v. Schuͤtz. 


70. 

Publikandum des s Königl. Ober⸗Landesgerichts zu Raum⸗ 

burg, den Stempelſatz bei Prozeſſen uͤber nicht nach 
Gelde zu ſchaͤtzende Gegenſtaͤnde betreffend. 





Nach einer Beſtimmung der Koͤnigl. Miniſterien der 

Sufliz und Finanzen , ſoll in folchen Prozeffen, wo zwar 
- die Verhandlungen einen nach Gelde abzufchägenden Ger 
genftand betreffen, ed aber, unter den Parteien weder ſtrei— 
tig ift, mie viel derfelbe beträgt ‚noch ten er zugehört, 
fondern nur rechtliche HDülfe wegen Bewirkung der Lei— 
finng, oder wegen Sicherſtellung dabei, oder wegen ‘des 
friſtung fuͤr dieſelbe nachgeſucht wird, und wo nach dem 
Stempeltarif der fuͤr Prozeſſe uͤber nicht nach Gelde zu 
N —— vorgeſchriebene Stempelſatz von 5 


“4 


’ * qm 
Thlr. bis 20 Thlr. angeordnet iſt, — Satz doch erſt 
dann eintreten kann, wenn der Gegenſtand uͤber 500 
Thlr. beträgt, 
Dieſe Beſtimmung wird den Untergerichten unfers De⸗ 
partements zur Nachricht und Nachachtung bekannt gemacht. 
Naumburg, den 12. Auguſt 1826. 
RKoͤnigl. Preuß. Ober: Landesgericht. 





71. 
Publikandum 1 des Koͤnigl. —— zu Ma⸗ 
rienwerder, die Anwendung einiger Stempelſaͤtze 
betreffend. | | 


— — 


Siämmtlicen Untergerichten in ‘den Darius des 
unterzeichneten Dber» Landesgerichtd wird hierdurch befannt 
gemacht, daß nach einer Beſtimmung ded Herrn Generals 
Direktors der Steuern vom 12. Mai d. J. 

.. 3) die vorbereitenden Protokolle der Gerichte und No⸗ 
tarien, wenn auf den Grund derfelben ein fiempels 
pflichtiges Inſtrument ausgefertigt wird, eines Stems 
pels nicht bedürfen; 

2) daß zu den Schlußzetteln der Maͤkler, welche zum 
Behufe der Aufnahme von Gerteparsien dem Gerichte 
‚eingereicht, oder bei demfelben produzirt werden, der 
Stempel von 15 Ögr. erforderlich iſt; 

3) daß bei Prozeffen über die Entlaffung eines Schiffes 
mannd oder mehrerer Schiffsleute, der für Prozeffe 
üser nicht zu fhägende Gegenftänte befiimmte Stem- 
pelſatz von 5 bis 20 Rthlr. anzuwenden iſt. 

Marienwerder, den 19. Juni 1826. 
NVoͤnigl. Preuß. Ober; Landesgericht von Welpreuen. 
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Publifagdum der General: Rommiffion zu Münfter, die 
Stempelpflichtigfeit der VBollmachten ıc. in Ge⸗ 
meinheits⸗Theilungs⸗ Sachen betreffend. 


- 





Nach einer Beftimmung des hohen. Finanz-Minifterü 
find von den in Gemeinheitd - Iheilungs Sachen überge- 
benen Vollmachten blos diejenigen ftempelfrei, welche im 
Folge des $. 75. des Geſetzes vom 20. Juni 1817 von 
Korporationen: oder "ganzen Klaſſen von Intereſſenten für 
ihre Deputirten ausgeflelt werden, wogegen die Vollmach⸗ 
ten einzelner fonft zum perfönlichen Erfcheinen verpflich- 

teter ntereffenten dem geſetzlichen Vollmachtsſtempel uns 
terworfen find. Ebenfalls follen zu Protokollen über Holz⸗ 
verfänfe in TheilungssSachen die gefeglichen Stempel ges 
nommen werden. — | 
| Sämmtlihe Herren Spezial: Kommiffarien haben auf 
Deibringung refp. Nachbringung der hiernach erforderkis 
hen Stempel genau zw achten. | \ 
Münfter, den 23. Juni 1826. 

General⸗Kommiſſion. 
2 Brockmann. 


' 
\ 


| | in * 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., die An- 
wendung der ‚Stempelfreiheit bei obrigfeitlichen Atteften 

für neu angehende arme Dienftboten betreffend. 

= ee en, . n | 

Die Könige. Regierung hat nit Necht, Ihrem Bes 
richte vom sten v. M. zufolge, angenommen, daf die, neu 
angehenden Dienftboten zur Annahme, ihrer erften Stelle 
auszufertigenden obrigkeitlichen Zeugniffe, Balls diefe Leute 
Wirklich arm find, flempelfrei erteilt werden fönnen, in 
‚welchem Zalfe nur auf dem Atteſte ſelbſt zu bemerken iſt, 
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daß die Stempelfreiheit — halber eingetreten ſei. 
Es kann dagegen nicht gebilligt werden, daß die Koͤnigl. 


Regierung nachgelaſſen hat, die Impetranten ſolcher Zeug⸗ 


niſſe ohne weiteres jedesmal als arm zu behandeln. Zwar 


iſt dieſer Autoriſation nach vorliegendem Berichte die Bes 
ſchraͤnkung beigefuͤgt, „wenn der Impetrant in die oben 


angefuͤhrte Kategorie gehöre,“ was aber hierunter verſtan⸗ 


den worden, iſt nicht deutlich. Sollte die Koͤnigl. Regie⸗ß 
rung der Meinung geweſen fein, daß Dienſtboten des ge⸗ 


meinen Bürger, und Bauernſtandes allemal für arm ans 
geſehen werden follen, fo ift auf der einen Seite zu erw 
twägen, daß in fehr vielen Fällen bei der Bewerbung um 
obrigfeitliche ‚Attefte der hier in Rede fiehenden Art, noch 
gar nicht wird angegeben werden können, wes Standes? 
die fünftige Herrfchaft ded Bewerbers fein, wird; auf der 
andern Geite aber, daß eben fo wenig aus dem Stande 
der Herrſchaft, ald dem - Stande der Dienſtboten unbe 
dingt Die Armuth der‘ legtern .gefolsert werden kann, da 


es fehr wohl möglich ift, daß ein folcher Dienftbote ein - 


Dermögen von 100 Rthlr. oder mehr befigt, und ſodann 
nach: deutlicher Vorſchrift des $. 40. Tit. 23. Theil ı. 
der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung feine, die Stempelfreis: 


heit begründete Armuch angenommen werden Fann. Mes 


berhaupt aber iſt, fobald es auf Abgabenpflichtigfeit am - 
fommt, die Armuth der Debenren nicht nach dem im ger 
wöhnlichen Leben, wohl üblichen Maaßſtabe zu ermeifen, 
da andern Falls auch die Einziehung der Klaffen: und 
Gewerb- Steuer von einer bedeutenden Menge der Unters 
tbanen ganz mwegfalfen müßte. 

Die Königl. Regierung wird daher veranlaßt, Ihre 
diesfaͤllige Verfuͤgung dahin abzuaͤndern, daß in jedem 


beſondern Falle vorher zu „prüfen if, in wiefern der Im⸗ 


petrant wirklich arm ſei. 
Berlin, den oo. September 1826. 
Der Minifter des Innern. Der ir der Finanzen. 
v. Schuckmann. Motz. 


⸗ 
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Sublifandum ber Koͤnigl. RER, zu Oppeln, bie 
Stempel: Freiheit der BeglaubigungssAttefte für 


Maurer: und Zimmer-Öefellen betreffend. 





- Dur: unfere Verfügung vom 26. December 1820 
im Amtsblatt pro 1821 No. 16. pag. 30 und 3ı iſt 
angeordnet worden: Ä 
daß Zimmers und Mauermeifter, wenn fie einen Gefels 
len zu einer von ihnen übernommenen Bau: Ausführung 
abſchicken, ihm ein Arteft ertheilen, und dieſes Atteft 
von der Polizeis Behörde ded Wohnorts des Reiters 
unentgeldlich beglaubigt werden ſoll. 

Es find Bedenken entfianden, ob dieſe von den Orts⸗ 
Polizeis Behörden auszuſtellenden Beglaubigungs = Attefte 
. auf. Stempel ausgefertige werden müffen, und ed ift dies 
ſes Bedenken durch einen Erlaß des Herrn General: Dis’ 
rektors der Steuern vom 18. April 1826 dahin ‚entfchies 
den worden: 

daß es zu diefen Beglaubigungs/ Atteſten eines Stem⸗ 
pels nicht beduͤrſe, in ſofern dieſelben auf das von dem 

Meiſter ausgeſtellte Zeugniß ſelbſt geſetzt werden, indem 

unter dieſer Bedinzung auch Legaliſationen, nach dem 
Tarif des Stempel-Geſetzes vom 7. März 1822 nicht 
‚ ftempelpflichtig find. 

Don. diefer Entfcheidung wird fänmtlichen Orts⸗ Po⸗ 
lizei-Behoͤrden, fo wie ſaͤmmtlichen Meiſtern, welche Ges 
felfen zu den von ihnen übernommenen Bauten abzufchif- 
fen pflegen, hiermit Kenntniß gegeben ‚ ’ um. fi) darnach 
- für die Zukunft zu achten. 

Oppeln, den 4. Juli 1826. 
— Regierung. 


75 Ä 
Pubtifandum ber Provingial’Steuer-Direftion zu Stets 
tin, die Liquidationen über. Erfaß von niederges 
ſchlagenen ıc. Stempeln betreffend. 


Alle diejenigen. Gerichte und, öffentlichen —— 


bei welchen keine Stempelvertheiler angeſtellt ſind, ferner 
die Koͤnigl. Juſtiz-Kommiſſarien und Notarien, desglei⸗ 
en Privat⸗-Perſonen, welche Liquidationen über Erſatz 
von niedergeſchlagenen oder verdorbenen Stempeln hier 
einreichen, muͤſſen denſelben Atteſte derjenigen Stempel⸗ 
Diſtributionen beifuͤgen, bei welchen ſie die zum Erſatz li⸗ 
quiditten Stempel erkauft Haben, damit die durch die Dis 
ſtribution erhobene Tantieme wieder eingezogen, und Der 
Koͤnigl. Kaffe berechnet werden kann. 

Iſt ein ſolches Atteft der Reſtitutions⸗ Liquidation 
nicht beigefügt, fo wird die zum Erſatz liquiditte Summe 
um den Betrag der Tantieme verkürzt werden, weil dann 
die Stempel» Debitö> Behörde nicht auszumitteln iſt, von 


‚ welcher die berespnete Tantieme wieder eingezogen werden, 
+ fann. 


Stettin, den 10. Auguft 1826. 
Der Geheime Pe Kath und Yrovinzials Steuer 
Ä : Direktor, 
Boͤhlendorff. 


786. 


Publikandum der Konigl. Regierung zu Merſeburg, die 


Steuer⸗ Reſte von in Concurs befangenen Guͤtern 
betreffend. 


— 
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Es And noch mehrere Säle vorgekommen, wo das | 


Ausſtehen von zum Theil veralteten Reſten damit erläutert 
werden will, daß die Grundflücke, auf denen die Steuer 
bafter, in Concurs befangen feien. 


. 
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Obwohl nun bereits in unferm Amtsblatte vom Jahre 
1824 im 40. Stüde auf. die bierunter geltenden Bor 
fohriften aufmerkfam gemacht: worden ift, fo wird doch, zu 
mehrerer DVervolliiändigung jener Bekanntmachung vom 20. ' 
September 1824, und zur Vermeidung - der aus deren 
Nichtbeachtung für die Gutsherren, deren Steuer-Recep⸗ 
toren; die Communen, Orts: Einnehmer, Königl. Rendan⸗ 
ten und Kaffen= Kuratoren entfiehenden Vertretungen, über 
das Merfahren, welches gefeglich zu. beobachten if, um 
Concurs-Reſte zu verhüten, oder unvermeidliche Concurd- 
Reſte baldigft aufzuräumen, denfelben, auf den Grund eis 
‚nee Berfügung des Koͤnigl. Finanz: Minifteriumd vom 4. 
Maid. J., noch Folgendes zur Nachachtung eröffnet: 
E6Es kaun ſich nemlich dabei handeln: 
1) um ſolche Steuern, welche erſt während der Dauer 
des Concurſes fällig werden. 
Hierüber geben die $$. 270. und 271, Re 
mit $. 496. Th. 1. Tit. 50. der Allgem. Gerichts⸗ 
Ordnung, fo beſtimmte und jedes Ruͤckbleiben dieſer 
Steuerbetraͤge moͤglichſt beſeitigende Vorſchriften, daß 
wir. die Koͤnigl. Rendanten und Kaſſen-Kuratoren 
hierauf verweiſen, und für die Faͤlle, wo dieſen Vor⸗ 
ſchriften von dem Gericht, welches den Concurs lei⸗ 
tet, nicht nachgelebet werden moͤchte, zur ſubſtantiir⸗ 
ten Beſchwerdefuͤhrung bei uns veranlaſſen, worauf 
wir bei dem betreffenden Ober: Gericht die ———— 
Antraͤge machen werden. 


2) Bei denjenigen Steuern, welche zwar vor eroͤffne⸗ 


tem Concurfe, aber innerhalb der zweijährigen Friſt 
vor deffen Eröffnung fällig geworden find, geben vie 
Vorſchriften der $$..500. und 526. Th. 1. Tit. 50. 
der Allg. Gerichts-Ordnung die Mirtel an die Dand, 
um zu einer baldigen Berichtigung dedfallfiger Forz - 
derungen der Königl. Kaffen zu gelangen, indem nach 
$. 500. der Nichter zu beurtheilen hat, ob bei ob: 
taltenden erheblichen Bilfigkeitsgründen einem oder 


dem ‚andern Gläubiger der 2ten Klaffe, a3 wohin 


diefe Reſte gehören, die Zahlung aus den currenten 
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Eintunften der Maſſe geleiſtet werden ſolle, und nach 
$- 526. die privilegirten Ruͤckſtaͤnde der oͤffentlichen 
und gemeinen Laften, fofern in der Immobiliar⸗Maſſe 


fein. bereiter Fonds zu deren Berichtigung vorhan« 


den ift, ihre vorzugs- und vorfehußmweife Befriedis 
gung aus der. Gemein-Maffe zu fordern. berechtigt find. 

Geſtuͤtzt anf diefe Vorſchriften, Haben daher die 
Einnehmer, bei welchen folche Nefte ausftehen, deren 

- . jederzeis, baldigfte Berichtigung aus der Concurs⸗Maſſe 
bei dent betreffenden Gerichte zu urgiren. 

Sollten einzelne Gerichte unnsthigerweife Schmwie- 
rigfeiten finden, auf dergleichen Anträge der Eins 
nehmer einzugehen, fo iſt auch hier wie zu 1. zu 
verfahren. 

2 Dei Neften endlich, melche:, fon länger. als zwei 
Fahre vor Ausbruch des Concurfes fällig waren, muß 
zwar in Dezug auf den Anfpruch an die Maffe die 
gänzliche Ausſchuͤttung der letztern abgemartet wer⸗ 
den: alfein es befagt der $. 396. Th. 1. Fit. 50. 
der Allgem. Gerichts-Ordnung noch ausdrücklich, daß 
‚in dieſem Falle dem Fiscus der Regreß an den fäu- 

migen Einnehmer verbleibt, und legterer, den Um⸗ 
‚fländen nach, zu fofortiger Einzahlung eines ſolchen 
Rückſtandes angehalten, und mit deſſen Erſatz ledig⸗ 
lich an den Austrag der Maſſe verwieſen werden kann. 
Von dieſer Vorſchrift nach aller Strenge Gebrauch zu 
machen, iſt um ſo noͤthiger, als in der That ein ſolches 
Aufſchwellen der Reſte nicht ohne erhebliche Nachlaͤſſigkeit 
der Einnehmer mözlih iſt. Es — daher in jedem Falle, 

wo der Ausſtand eines Steuer⸗ eſtes durch deſſen Ver⸗ 
wickelung in einen Coneurs gerechtfertigt werden will, fos 
gleich durch den Kurator. der Kaffe feftzuftellen ; wie weit 
der Ausſtand in Die privilegirte zweijährige Frift vor Aus⸗ 
bruch des Concurfes, und wie weit er im eine frühere 
Dorzeit-trifft, worauf denn. der Nendant fogleich zu verneh: _ 
men: ob und was er ded Altern Neftes halber zu feiner 
| Kechtfertigung anzuführen babe, und bei nicht völlig genä- 
nD Ausfall dieſer Rechtfertigung iſt der Reſt ſofort 


N 
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als eigene Verſchuldung des Kaffenführers dem Kaſſen⸗ 
Beftande zuzufegen, auch deſſen Ubführung zur vorgefegten 
Kaffe ohne Verzug zu bewirken. 

Auf die genaue Befolgung diefer. Vorſchriften haben 
die Könige. Landräche, ald Kaffen:Ruratoren, bei‘ ihren 
Kaffen:Nevifionen, fo wie die Gutsherren und Orts-Be— 
hoͤrden, ald Kuratoren’der Gutsherrlichen und Ortd:-Gteuer- 
Rezepturen, ftetd genau zu halten, auch darauf zu fehen, 
daß von den Gutsherrlichen und Drtd- Behörden dem nacy= 
gegangen werde, indem fie fich bei Verabſaͤumung der im 
Vorfiehenden zu 3. gegebenen Beflimmungen eben fo wie 
diefe und Die Guts-, Orts- und Königl. Steuers Einneh⸗ 
mer Negreßpflichtig machen werden. 

Merfeburg, den 30. Anguft 1826. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung der Sinangen. 


\ 


C. Er 
Forſt⸗ ———— 
| 77. 


Publifandum der Königl. Regierung zu Goblenz, die 
Beftallungen für Privat s Forſter a | 





Nach der Entfcheidung der Königl. Hohen Min iſte⸗ 
rien der Finanzen und der Juſtiz vom 13. Mai und reſp. 
17. April d. J. ſollen die Anſtellungen der Privat-Foͤrſter, 
bevor dieſe an den Gerichten vereidet werden koͤnnen, nach 
wie vor, unſerer Beſtaͤtigung unterworfen bleiben, wie dies 
das Geſetz vom 9. Floreal Jahrs XI: für die finte Rhein⸗ 
feite und das Forſt-Organiſations-Dekret vom 22. Juni 
1811 für die Theile des ehemaligen Großherzogthums Berg 
unfered Verwaltungs : Bezirks. vorfchreiben. 

- Wir fordern demnach die Privatwald- Befiger ber 
linken Nheinfeite auf, die nach‘ dem Gefege wegen der 
Stempelſteuer vom 7.März 1822 anf einen Stempelbo: 


gen von ı5 Sgr. außgefertigten Beflallungen ung zur, 
Beſtaͤtigung einzureichen. 
Coblenz, den 6. Juli 1826. 
Kin BRegEan: 
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Circular-⸗-Reſcript des Königl. Finanz Minifteriums an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, das Verfahren bei 
ar aus Königt. Forſten betreffend. 





Die Koͤnigl. er find in der Geſchaͤfts⸗ ‚Ans 
weifung vom 31. December v. J. in Hinſicht auf dad 
Verfahren bei dem Holzverfauf auf eine ihnen von mir 
zu ertheilende wähere Anweiſung verwiefen. Sie erhalten 
diefelbe hierdurch in Folgenden: . 

1. Es bleibt den Herren Präfidenten unter Konkurrenz 
der Dberforfte Beamten überlaffen, im Laufe eines. 
jeden Etats / Jahres diejenigen Veränderungen an den. 
etatsmäßigen Holztaren eintreten zu laffen, welche in 
Beziehung auf gewiſſe Dolzrorten ſowohl, als auf. 
gewiſſe vorräthige Holzguantiräten die Nothwendig⸗ 
feit den Debit unter allen Umſtaͤnden zu befördern, 
erfordert. 

Es iſt jedoch jederzeit in dem mit dem Jahres. 
fchluffe einzureichenden Sorfiverwaltungs-Verichte ans 
zuzeigen, welche Tarveränderungen Statt gefunden 
‚haben, und aus welchen Gründen. 

2. Die Veſtimmung, welche Hoͤlzer durch Lizitation, und 
welche aus freier Hand für die Taxe verkauft wer⸗ 
den follen, ift von den Königl. Negierungen nach 
den von ihnen zu beurtheilenden örtlichen Verhaͤlt⸗ 

| niſſen ſelbſtſtaͤndig zu treffen, und erwarte ich in dem 

Forſtverwaltungs⸗Berichte und im Allgemeinen bie 

Auslaffung der Könige. Regierungen über die Ruͤck⸗ 

ſichten, welche fie hierbei geleitet haben. 
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3. Wenn bei, gehaltenen Lizitationen, bie Tare auch 
J nicht erreicht iſt, bleiben die Koͤnigl. Regierungen, 
nach naͤherer Erwaͤgung der obwaltenden Verhaͤltniſſe, 

zu Ertheilung des Zuſchlags ermaͤchtigt. | 
4. Wenn Holzfanf» Kontrafte mit einzelnen Käufern 
über einen Werthd Betrag von zoo Nthlr. und dars 
i über, oder auf mehrere Jahre abgefchloffen werden, 
haben die Königl. Regierungen zu meiner befondern 
— Genehmigung zu berichten. ms — 
5. Die Regulirung ‚der Hauerlohne erfolgt von den 
— Koͤnigl. Regierungen nach den jedesmaligen wohl zu 
pruͤfenden Verhaͤltniſſen, ohne daß es, wenn das 
hierzu in dem Etat uͤberſchlaͤglich angenommene Quan⸗ 
tum überfliegen wird, ‚der befondern Genehmigung 
Diefer, durch die entftehende: höhere Einnahme herbeis 
‚geführten Mebr- Ausgabe bedärfte Wenn aber die 
SLohnſaͤtze erhöht werden, ift in dem Forfiverwaltungs- 

Berichte die Urfach der Erhöhung anzugeben. 

Berlin, den 10. Juli 1326. Ä 
"Der Finanz Minifter. 


v. Motz. 
er ⁊8. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Stralfund, die 
Bezettelung des in bie Staͤdte einzubringenden | 


Wildprets betreffend. - 


Da die Erfahrung erwieſen hat, daß im biefigen Re⸗ 

. gierungs Departement nicht allein in der gefeglichen Schon: 
zeit ordnungsmwidrig Wild erlegt und in den Städten ver 
kauft, fondern auch von unbefugten Jaͤgern auf fremden 
Seldmarken in und außer ber Schonzeit Streifjägeret bes 
‚trieben wird, fo find wir veranlagt, nicht nur im Agemeis- 
nen die beftehenden Jagd» Verordnungen, namentlich die 
Ymtsblattd, Verfügungen vom 1. November 1818 und 8. 
April 1825 zur Beachtung auf das Gemeflenfte hiedurch 

| | m 


7 


En‘ F 701 
zu empfehlen, ſondern, um der GStreifjägerei und dem , 
Wildpretſchießen in der Schonzeit noch mehr vorzubengen, - 
mit Genehmigung. ded Königl. Ober Präfidii Folgendes 
zur genaneften DBefolgung hiedurch anzuordnen: - — 
1) Jeder, welcher Wildpret aller. Art in eine. Stadt ein⸗ 
führen will, ift verpflichter, fich mit einem Atteſte des 
betreffenden Jagdberechtigten, auf deſſen Jagd⸗Revier 
das Wildpret erlegt iſt, zu verſehen, in welchem 
a, der Einbringer fuͤr den rechtmäßigen Inhaber 
des Wildprets anerkannt und noch Name, Stand 
und Wohnort angegeben wird, J J 
b. or oder * Jagd⸗ in welcher das Wild 
ee erlegt worden iſt 
. c% bie Zeit, — * | ; i 
d. die Anzahl (mit Buchſtaben) und Gattung des 
Wildes angegeben wird, = 
2) Diefe Wild Attefie muͤſſen, wenn das Wild ans 
RKoͤnigl. Forften koͤmmt, von den Koͤnigl. Forft- Bes 
amten mit Beidruͤckung des Forſtſiegels, wenn e8 
aber aus frädtifchen oder Privat⸗Revieren koͤmmt, von 
ben reſp. ftädtifchen Jaͤgern, und der Herrſchaft oder 
deren Stellvertreter, und von Letztern an Eidesſtatt 
ausgeſtellt und unterſchrieben werden. — 
3) Bei dem Einbringen des Wildprets in die Staͤdte, 
wo Mahl: und Schlachtſteuer entrichtet wird, müffen 
diefe Atteſte am Thore den Könige, Thorſchreibern 
vorgezeigt, und von felbigen der Eingang des Wils 
des auf dem Altteſte unentgeldlich befcheinigt werden; 
in den Flaffenfteuerpflichtigen Städten aber find die 
Wildeinbringer verpflichtet, auf desfalfiges Erfordern 
der Polizei Beamten und Gendarmen die Wildz At: 
teſte vorzuzeigen. | 
4) Werden Wildpret oder Wildhäute ohne Wild» Arteft 
in die. Städte gebracht, oder wird mehr und anderes 
Wild eingeführt, als in demſelben bemerft ift, fo 
find die Thor» Dffizianten, Polizei» Beamten und 
Gendarmen hierdurch. ausdrücklich angemiefen, dag 
nicht Jegitimirte Wildpret und Häute anzuhalten. 
Annalen. Heft III 1826. Aaa 
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Dieſes ſoll ſofort alsdann confiscirt und zum Beſten 
des Jagdeigenthuͤmers, wenn ſolcher bekannt iſt, ſonſt 
aber.. zum Beſten des Fiskus meiſtbietend. verkauft, 
jedoch dem Denuncianten davon jedesmat die Hälfte 
zur Belohnung gereicht, der Einbringer aber übers 
dem nach dem Befinden ald ein Wilddieb zur Un- 
terfuchung gezogen. und befiraft werden. \ 
5) Wer Wildprer, welches in der gefeglichen Schonzeit 
nicht erlegt werden darf, in .derfeiben in den Gtäds 
ten verfauit, ſoll als Wilddich angefehen werden, 
und hat die in den alten Verordnungen, namentlich 
auch in der Verordnung vom 8. Mpril 1825, 9. 3. 
feftgefegte Strafe verwirkt. | 
Indem diefe Beftimmungen hierdurch zur allgemeinen 
Nachachtung empfohlen werden, weiſen wir die flädtifchen 
Polizei Behörden und Gendarmen bei eigener Verantwor⸗ 
tung insbefondere hiermit an, darauf firenge zu halten, 
daß in der Seg- und Schonzeit fein Wildpret In den 
Städten verfauft, und in den Gafihöfen gehalten werde; 
in Contraventions Faͤllen ift ſolches aber ſofort zu confisziren. 
Stralfund, den 21. Juli 1826. 
ur. Königl. Negierung. 


— —— — — 


80. | 
Circular⸗Reſcript des Königl. Juſtiz⸗Miniſteriums, die 
Mittheilung der in Holzdiebftahls- Sachen ergangenen 
| Erfenntniffe an die Forftämter betreffend. 


Auf wiederholte Verwendung des Koͤnigl. Finanz⸗ 
Minifteriums, ift jegt der Juſtiz-Miniſter damit einver- 
ftanden, daß in denjenigen Holzdiebftahld- Sachen‘, welche 
fih nach $. 30. 31. und 32. ded Gefeged vom 7. Juni 
1821 zum peinfichen Verfahren eignen, von dem Ausfall 
einer folchen Unterfuchung den Forſtaͤmtern ex officio 
Nachricht erheilt werden ſoll. | 


Pe Wan. 723 
Das Könige. Ober-Landesgericht hat ſich hlernach 
ſowohl ſelbſt zu achten, als auch die Untergerichte ſeines 
Departements darnach anzuweiſen. 
Berlin, den 15. September: 1826; 
‚Der Juſtiz-Miniſter. 
. Graf v. Dandeiman. 


\ 





Poſt⸗ Verwaltung. 
Extrakt aus dem General⸗ — des Koͤnigl. Gene⸗ 
ral⸗Poſtamts, an ſaͤmmtliche Poſt⸗Aemter, Poft- Ber: 


waltungen and Poſt⸗Expeditionen, verſchiedene Poſt⸗ 
| — und na —— 1 





ing her der Behsınen über pottofreie Seld-Seridungen. 


mi, 3 In dem. Circuiare No. 43. vom 3: Auguſt v. J. 
iſt den Poſt⸗Amts⸗ Vorſtehern zur Pflicht gemacht wor 
den, bei den Quittung» Büchern, welche Behörden über 
‚abzufendende Ban reie Gelder führen, ruͤckſi chtlich der 
Kontroile ſich ‚gehörig zu ſichern. | 
Kuͤrzlich Ak. der Fall. vorgeforttment,, daß ein ſolches 

Quittungs⸗ Buch zur Verübung eined Betrugs gemißbraucht 
‚worden iſt. Von der. abfendenten Behörde war in das 
Buch ein Brief mit Kaſſen⸗Anweiſungen eingetragen. Der 
Bote, der dieſen Brief mit Lem Buche zur Poſt bringen 
ſollen, hat den Brief unterfhlagen, und zur Verdunke⸗ 
lang dieſes Falſums im Buche, die nachgeahmte Namens⸗ 
Unterſchrift des Poftfchreibers als Quittung beigefegt: Zur 
Entdeckung des Betruges hat hauptſaͤchlich der Umſtand 
beigetragen, daß die Gewichts⸗ Angabe {m Dune vermißt 
‚wurde. 4 ! 

Die Woſt⸗ Anftalten werden hiervon mit der wieder⸗ 
— Aufforderung im Kenntniß u die möglichfte 

laa 2 
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Vorſicht anzuwenden, um aͤhnliche Serrägereien zu verhuͤ⸗ 
‚ten. Dazu iſt hauptſaͤchlich erforderlich, daß 
a) derjenige Pofl- Beamte, welcher im Buche über den 
Empfang der Gelder durch Namensd-Unterfchrift quite. 
tirt, feinen, Namen deutlich einfchreibt, 
b) jedesmal das Gewicht ded Geld-Briefes, Geld⸗ Pas 
kets ıc. im Buche mit verzeichne. 
Außerdem wird es zur fichern Erreichung des Zwecks 
weſentlich beitragen, wenn 
ce) dergleichen Geld⸗Sendungen nicht mehr von der aufs 
gebenden Behörde ſelbſt, fondern jedesmal von dem⸗ 
jenigen Poft- Beamten, welcher die Gelder annimmt, 
in dad Quittungd » Buch eingetragen erden, und 
4) Der Befcheirtigung. im. — der ee 
pel beigedruckt ad, 


| Perfonen- Beförderung, was wegen — BER zu beobaqh⸗ 


ten, die. krauk, mit. aͤußern Schauͤden behaftet ſind, oder 
durch fh mugige ꝛc. Kleidung Anſtoß erregen. 
4. Indem. Generals Circulare vom 22. Februar. ©. - 
J. in beſtimmt worden, daß kranke oder mit. äußeren 
Schäden behaftete Perſonen zur Poſt nicht angerfosumen 
werden follen. u Te 
Da aber häufig die Fälle vorkommtn, ap Reiſende 


ſich nicht perſoͤnlich zum Einfepreiben a —9— der Poſt mels 
‚den, ſo muͤſſen ſolche Keifende "von DER. Epedieniten bei 
„dem Abgange einet "jeden Poſt auf. geeignere Seife beach⸗ 


tet werden. 


Außerdem aber, möflen Se Shirtineige ah 
‚werden, wenn. fie uͤnler weges an einem... ifenben eine 
Krankheit wahrnehmen, der. naͤchſten ‚Po Anſtalt davon 
‚Anzeige zu machen. Bel harter "Strafe darf dieſe Ans 
„zeige von den Schirrmeiftern vorzüglich dann nicht unter⸗ 
laſſen werden, wenn denſelben Klagen der andern übeigen 
Neifenden, befannt werden. 


Diefe Heftimmung. ift faͤmmtlichen Schirrmeiſtern und 
Interims/Schirrmeiſtern von den Poſt⸗ Aemtern, auf des 
ven Efat- fie Reben, protokollariſch SEA ae „und 
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in den Inſtruktionen für dieſelben iſt dem — 8. hinzuzu⸗ 
ſetzen, daß kranke, mit äußern Schädeh behaftete, oder 
durch zerriſſene, ſchmutzige Kleidung Anſtoß errogende Der: 
ſonen mit den Poſten nicht reiſen dürfen. Sobald, eine 
Poſt⸗Anſtalt bemerkt, daß ein auf der Poſt befindlicher 
Reiſende ſolchergeſtalt krank x. ift;-fo muß fie ſich von 
ſeinem Zuſtande naͤher unterrichten, und wenn ſich ergiebt, 
daß die übrigen Poſt⸗Reiſenden durch ihn belaͤſtigt wer 
den, denſelben mit der Poſt nicht weiter reiſen laſſen. 
Porto⸗/Frelheit, uͤber/ der Laufzettel wegen ſiinpler Briefe. 
6. Um etwanigen Zweifeln ih Beziehung "auf die 
portofreie Beförderung der, nach Maaßgabe der Circular⸗ 
Verfugung No, 54. vom 8.' Dftober 1825, über ſimple 
Briefe zu erlaſſenden Laufzettel moͤglichſt vorzubeitgen, wird 
hierdurch beſtimmt, daß die unentgeltliche Abſendung von 
Laufzetteln uͤber unbeſchwerte Briefe nur in den Faͤllen 
ſtatt finden ſoll, wenn die Nachftage des Publikums ſich 
darauf beſchraͤnkt: 

ob der Brief wirklich am Aufgabe⸗Orte abgegangen 

ſei? 
zur Erleichterung des Geſchaͤftsganges ſollen fuͤr dieſen 
Zweck Formulare zu Laufzetteln gedruckt, und den Poft- 
Anftaften zum erforderlichen Gebrauch verabfolgt werden. 
Erſtreckt fich aber die Nachfrage darauf: 

ob der Brief am Beſtimmungs⸗Orte angekommen ſei? 
fo tritt nach $. 77. und 78. des Tax-Regulativs vom 
18. December 1824, die gefegliche Beftimmung für Lauf: 
zettel und Portozahlung ein. 

* Sämmtliche Poft »Anftalten Haben ſich in vorkommen⸗ 
den Faͤllen hiernach genau zu achten. | 

Porto s Freiheit für Waffen, und Armaturs Stuͤcke. 

7. Waffen und Armatur Stücde, welche einzelne 
Truppentheile aus den Fabriken in Solingen beziehen, fol- 
fen, wenn dergleichen Sendungen das Gewicht von zo Pfd. 
pofitäglich nicht Aberſtelgen auf allen Courſen portofrei 
PaINre®: 
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Retour s fe an and’ von Soldaten; "Porto und Bofteige 
niederzuſchlagen. 

—13. Zur Vorbeugung möglicher Zweifel wird bier; 
durch beftimme, daß nach $. 16. der Uebereinkunft mie 
dem Königl. Krieges Minifferio vom 26. December 1825 

— über die Portos Moderation der Korrefpondenz>, Geld: 
FR Packet : Sendungen der in Reihe und Glied ftehenden 
Soldaten bid zum Feldwebel und Wachtmeifter aufwärts, 
in Friedengzeiten — das Porto und Beſtellgeld für unbe: 
fiellbare Soldaten »Briefe- ohne Unterſchied, ob folche von 
Soldaten an ihre Angehörigen in der Heimath, oder von 
diefen. an jene abgefandt. worden find,..foferm die Briefe 
ſich in amverlegtem Zuftande befinden. v niedergefchlagen 
wird, und demgemäß in der. betreffenden Karte zu ftreichen 
ift, Es ‚muß jedoch in der Letzteren ſtets genau bemerkt 
‚werden, in welcher Karte und unter welcher. Nummer ein 
folcher Brief an das. betreffende, colligirende. Poſ⸗Amt zu⸗ 
ruͤckgehet, und iſt die Geheime Calculatur angewieſen wor⸗ 
den, ohne, dieſen Vermerk die geſtrichenen Porto⸗-Betraͤge 
zu defektiren. 

Was ferner die Zuruͤckgabe der hier gedachten Re⸗ 
tours Briefe, Seitens der colligirenden Poſt⸗Aemter an die 
betreffenden Abfendar derſelben betrifft, fo wird hiermit. 
beſtimmt, daß diejenigen als unbeftellbar zuruͤckkommenden 
‚Briefe, welche von den. Soldaten au ihre Angehörigen 
abgefendet wurden, am. die. betreffende Militair + Behörde 
‚zur weitern Aushändigung derfelben an die Abfender über- 
. liefert werden Finnen, wogegen aber folche Briefe, die von 

ben Angehörigen der Soldaten an Letztere abgeſchickt wur⸗ 
den, und als unbeftellbar zurückkommen, ganz in: gleicher 
Art. wie die übrigen Retour, Briefe zu behandeln, und 
folglich nach Maafgabe des Circulars vom rg. December 
1821, und der in diefer Beziehung noch fpäter erganges 
ven Beftimmungen, an die zur Eröffnung der Metour: 
Driefe niedergefegte Kommiffion hieher einzufenden find, 

welche der Vorſchrift gemäß damit verfahren wird. 
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Paſſagier/Billets fuͤr Paſſagiers, die auf Frei-Päfe relſen; wie. 
es zu halten iſt, wenn bie Rejſe eines ſolchen Paflagiers 
fih auf zwei oder mehrere Courſe ausdehnt, 

15. Mehrere auf Frei-Paͤſſe mir der orbinairen Pot 
reifende Perfonen Haben kuͤrzlich, als fie bereits den drit⸗ 
ten Cours beſchritten hatten, auf dieſem Courſe den Platz 
begehrt, der ihnen bei ihrem erſten Einſchreiben auf dem 
Paſſagier⸗Billet für den erſten Cours. zugewieſen war. Die 
Reiſenden hatten nemlich bei Betretung des zweiten und 
dritten Courſes ein neues Billet nicht erhalten, und ge 
riethen dadurch auf die Vermuthung, daß ber zuerft ih: 
nen- zuerfannte Plag ihnen auf der ganzen weitern Reiſe 
zu Theil werden muͤſſe. 

Um ähnlichen Streitigkeiten für die Folge vorzubeus 
gen, fol fünftig diejenige Poft-Anfralt, bei welcher die 
Frei⸗ Reiſenden einen zweiten, driften ꝛtc. Cours beſchrei⸗ 
sen, und wo bisher die bezahlenden Perſonen ein neues 
Billet loͤſen mußten, auf dem Paſſagier⸗Billet, mit wel⸗ 
chem die Reiſenden eintreffen, denjenigen Platz bemerken, 
der den Letzteren auf dem neuen Courſe zuſteht. Wenn 
z. B. ein ſolcher Reiſender mit einem Billet fuͤr den Cours 
don Berlin nach Breslau in Luͤben ankommt, und dort 
auf den Cours nach Neiße uͤbergeht; ſo bemerkt das Poſt⸗ 
Amt in Luͤben auf dem Billet des Reiſenden das neue 
Einſchreiben deſſelben und den ihm gebuͤhrenden neuen Platz 
mit folgenden Worten: | 

von Rüben bis (Liegnitz, 3 Meilen) Pag No. (3.) 

Geht der Reiſende in Liegnig auf einen neuen Gel 
ten, Cours, z. DB. auf den nach Goldberg ; über, fo wird 
in Liegnig ein neuer Vermerk anf dem Billet in derfelden 
Art gemadt. - a af u DIR 
| In den Fänen, wo dem reis Neifenden das Paſſa⸗ 
gier-Billet, anf welches er ankommt, abhaͤnden gekom—⸗ 
men iſt, muß ihm ein neues Billet fuͤr den von ihm zu 
betretenden Seiten-Cours ausgefertigt werden. 
| Dei diefer Gelegenheit wird zugleich beſtimmt, daß 

auch bezahlenden Perfonen bei Befchreitung eines zwei⸗ 
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ten ꝛtc. Coutſes ein neues Billet von jetzt am nicht weiter 
ausgefertigt werden darf, ſondern daß es hinreicht, wenn 
auf dem Billet, mit welchem ſie ankommen, der neue Cours, 
der neue Platz, und die Summe des bezahlten Perſonen⸗ 
geldes bemerkt wird, z. B. J u 
von Luͤben bis (Liegnitz 3 Meilen) Platz No. (3.) 15 
Ser. bezahlt. Be 
Pur demjenigen Veifenden, der das alte Billet verloren 
‚hat, if ein neues Billet zu erteilen. | i 
Lachs⸗Koͤrbe oder Kiſten; vorfihtige Behandlung derſelben. 
16. Geräucherter Lachs, welcher in Kiffen oder Koͤr⸗ 
ben verpackt, Hänfig mit den Poſten verfandt wird, ‘bedarf 
feiner eigenthünlichen Befchaffendeit wegen, unterweges 
einer befondern. Horfichtigen Behandlung, wenn er während _ 
des Transports vor Derderben bewahrt werden fol. 
"Die Behälter, in weichen fih Lachs befindet, dürfen 
wie jedes andere Poftftücf beim Aufladen eben fo wenig 
als beim Abladen geworfen, und muͤſſen ſtets auf den 
Poflivagen fo verpackt werden, daß fie dem Druck oder 
den Stößen anderer darauf befindlichen ſchweren Poſtguͤ⸗ 
ter nicht ausgeſetzt find. — | 
Diefe Vorficht wird aber-nur felten, und am wenige 
fien von den Poſtillionen beobachtet, welche mehrentheils 
dafür halten, daß den Fifchkörben durch das Hin⸗ und 
„erwerfen Fein Schaden zugefügt werden koͤnne, wodurch 
ed denn häufig gefchieht, daß der mit der Poſt verfandte 
Lachs gequerfcht wird, ſich von der Haut Iöfet, dag Fett 
verliert, und dann in Faͤulniß übergehet, noch ehe er an 
den Drt feiner Befiimmung gelangt. a 
Die Folgen davon find gemeinhin Befchwerden, wel: 
che theild von den Abſendern, theild von den Empfängern 
beim General: Pot: Amte angebracht werden. Um diefe 
möglichft zu vermeiden, werden fanmtliche Poſt⸗Aemter 
und Pofts Anftalten hierdurch angewieſen, darauf zu ſehen 
und zu halten, daß beim Auf» und Abladen der Soft 
ftücfe die Körbe mit Lachs nicht weniger wie jedes andere 
Frachtgut geſchont und forgfältig verpackt, und uͤberhaupt 
vor jeder Äußeren Beſchaͤdigung geſichert werden. 


2 


* 


— 


Sternen; wegen Plombirung der Ausland tranſiti⸗ 
renden Poſtſtuͤcke. 

17. Bon Seiten des Koͤnigl. General⸗Steuer⸗Di⸗ 

rektors iſt daruͤber Beſchwerde gefuͤhrt worden, daß die 

durch das Ausland tranſitirenden Poſtſtuͤcke bei den Aus— 

gangs⸗Aemtern nicht uͤberall den Steuer⸗Beamten zur 

Abfertigung und Plombirung vorgelegt werden. 
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Diefe Poſt-Aenter werden hierdurch. ernftlich ange⸗ 


wieſen, den -$. 11. der Bekanntmachung vom 27. Geps 
tember v. J. pünktlich zu befolgen, und alle Poftftücke, 
welche unverfchloffen bei ihnen eingehen, und durch: das 
Ausland tranftliren follen, den Stener » Beamten: zur. Anz 
legung des DVerfchluffes zu übergeben, widrigenfalls fie 
nicht nur allen für die Korrefpondenten. aus der Nichtber 
folgung diefer Vorſchrift ertwachfenden Nachtheil vertreten, 
. fondern auch noch in eine nachdruͤckliche Strafe verfallen 
follen.- - 
Porto: Zahlung für Soldaten Briefe bei Veſdꝛderung mit de 
MReit⸗Poſt. 8 
18. Mit Bezug auf die Eircular»Berfügung No, * 
vom 26. Januar d. J. die Porto⸗Moderation der Sol⸗ 
daten-Briefe betreffend, wird zur Vorbeugung möglicher 
Mißverſtaͤndniſſe hierdurch feſtgeſetzt, daß Soldaten⸗Briefe, 
welche die Porto⸗Moderation genießen, ohne Ruͤckſicht auf 
ihre Schwere, mit den Reit-Poſten nicht verſendet werden 
duͤrfen, und daß in Faͤllen, wo der Abſender eines ſolchen 
Briefes deſſen Beförderung per Reit⸗Poſt ausdrücklich ver 
langt, bierunter zwar nachgegeben werben, dann aber auch 
jedesmal für Briefe der gedachten Art, das volle tarifmäs 
ßige Porto nach $. 7. des Porto »Negulativs vom 18. 
December 1824, und nach dem Porto= Sage der direkten 
Entfernung, zur Erhebung und Berechnung kommen ſoll. 
Die Poſt-Anſtalten haben die betheiligten Abfender 
in vorkommenden Fällen auf diefe Beftimmung aufmerkfam 
zu machen, und fi) feldft genau danach zu achten. 
Frankfurt a. M., den 26. Auguſt 1826. 
Der Generals Poftmeifter. | 
| Nagler. 
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Circulare des Koͤnlgl. General: Poftamts, an fänmelihe 
Poſt⸗Anſtalten, Porto⸗Saͤtze fuͤr Sendungen von Druck⸗ 

ſachen unter Kreuzband nach den Niederlanden | 
I betreffend. | “ 

| Am Verfolg der Eirenlars Verfügung vom 28. Juni 
d. J., *) werden die Poſt⸗Anſtalten hierdurch benachrich⸗ 
tigt, daß die Koͤnigl. Niederlaͤndiſche General⸗Poſt⸗Admi⸗ 
niſtration ſich entſchloſſen hat, bei der Behandlung der 
Sendungen von Druckſachen unter Kreuzband, dieſelben 
Grundſaͤtze und Beſtimmungen anwenden zu laſſen, welche 
das Regulatio uͤber die neue Preußiſche Porto⸗Taxe in den 

$. 14, 15 und 16 enthält. — 
| Fuͤr dergleichen Sendungen iſt daher im Frankirungs⸗ 
Galle, außer dem Preußiſchen Porto, auch das Niederlän · 
difche, nach dem Gage von ein Viertel des gewöhnlichen 
Porto, zu erheben, und dem Koͤnigl. Niederländifhen Poſt⸗ 
weſen zu verguͤten. | 

Bet fehwereren Sendungen kommen die Beſtimmun⸗ 
gen der Eingangs gedachten Circular: Verfügung ebenfalls 
in Anwendung nz 

Mach diefen Beſtimmungen ift vom I. Dftober d. J. 
an zu verfahren. / a 

‚Berlin, den ı5. September 1826. 

Zu Generals Poft s Amt. 
te Abweſenheit des General⸗Poſimeiſters. 
Piſtor. Ballhorn. Utrici Schmuͤckert. Naumann. 
* m Seidel. Timme. 


) Sm Sten Hefte, ©. 334. 


— ne 
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Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Dppätn, bie 
Anſtellung von PoftLandreitern und Lohnfuhrs Kon 
trolleuren, und deren Befreiung don Damm, Faͤhr⸗ 
| "und Bruͤcken⸗ „Geldern —— | 





Seitens des — General⸗ betein⸗ — zu dem 
Zweck, die durch die Verordnungen vom 10. Januar 1824 
den Lohnfuhrleuten auferlegte Abgabe an die Poſt-Kaſſe, 
niche weniger die verbötene Beförderung poflmäßiger Briefe 
und Päckereien zu Eontroffiren, Poft>Landreiter und Lohns 
fuhr⸗ Kontrolleure angeſtellt worden. - Diefelben werden 
ſich durch eine Dienflfleidung, ans einem dunkelblauen 
Rocke mit orangenfarbenen Kragen beſtehend und, wenn 
ſie in buͤrgerlicher Kleidung erſcheinen, durch eine Legiti⸗ 
———— kenntlich machen. 

Dieſen Poſt⸗Landreitern iſt die nemliche Befreinng 
von den Damm⸗, Faͤhr⸗ und Brlückens Geldern: zugeftans 
den, wie folche die Gendarmen genießen 

Dem Publiko und denjenigen, die zu Erhebung der 
Danınız, Fähre und Brüden, Gelder berechtigt And, wird 
hiervon Kenntniß gegeben. 

Oppeln, den 17. Juli 1826. 

Koͤnigl. Preuß. edge 


f 


1 
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Pubtifandum der Königl. Regierung m Danzig, die - 
Re Bezeichnung ber portofreien Rubriken be⸗ 
treffend. 

Nachſiehende ueberſich euthaͤlt diejenigen — 
die unter der angegebenen Bezeichnung entweder nur be⸗ 
dingt, oder gar nicht ſich zur portofreien Beförderung mit 
der Poſt qualifiziren. 
Die uns untergeordneten Behoͤrden werden daran 
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aufmerffam gemacht, mit der Aufforderung, bei der, unter 


hersfchaftlichen Rubro zur. Port zu liefernden Korreſpon⸗ 
benz, befonders aber bei Packeten und Geldern den eigent- 
lichen Gegenftand anf der Adreſſe ſpeziell anzugeben, weil 
fonft jeder, nicht dem fpeziellen Gegenftande nach rubris 


zirte Brief, fo wie jede Parkets ‚und Geld» Sendung mit . 
dem tarmäßigen Porto belegt, und. diefed-von dem Ab⸗ 


fender, welcher durch Unterlaſſung der gehörigen Bezeich- 
nung dazu Anlaß gegeben hat, eingezogen werden vu, 
. Dänzig, den-a1, April 1826, - 
Königl. Preuß. Negterung. Erſte Abtheilung. 


Landes⸗Sachen, iſt für Gelder feine genügende, Rubrik. 


Kirchen⸗ Gelder gehen nur in Banko⸗Verſendungen frei. 
| unterſtäzungs⸗Selder unter der allgemeinen Rubrik 
haben nicht die Porto⸗Freiheiit. 
StempelsTantieme an die Gerichte sehen nur bie 

5 KRthlr. portofrei.. 
DuptllensGelder gehen nur in Banko⸗Verſendungen frei. 
Kol lekten⸗Gelder; dabei muß ſtets angegeben werden, 
zu welgem Zwecke ſie beſtimmt waren. 
Geiſtliche Gelder unter der Rubrik: Hr. Geiftliche Sa 
chen haben nicht die Porto⸗Freiheit. 
Scähul-Gelder haben unter dieſer aM nicht bie Por⸗ 
to⸗Freiheit. 
Penfions- Gelder baden nicht bie unbeingte Porto: 
| Freiheit. 
Kriminal-Gelder haben nur in Armen⸗Sachen, und 
wenn ſie aus dem Malefiz- Fonds —— werden, 
bie Porto⸗Freiheit. 


% 


- » 


Gelder iſt keine Vorto· deel | 


beit bewirfende, Rubrik. 


Wittwen⸗Sachen if für Gelder Feine genügende Rubrik. 


Schul⸗Wittwen-Kaſſen-Gelder. Nur Militair 
Wittwen und Waifeh -Unterftügungs; und adliche 
Wittwen⸗Penſions⸗Gelder, welche ietztere ans den 


Meliorations⸗ Zinfen Fonds gezahlt: werden, find. 


portofrei; Prediger und Schullehrer⸗Wittwen⸗ 
? Gelder find der Vortopffichtigkeit unterworfen. 
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Schul⸗Un ——— ‚Gelder iſt kein⸗ Vorto⸗gret⸗ 

4 heit bewirkende Rubrik. 

Armen⸗Unterſtuͤtzungs⸗— Gelder haben uiht die dor 
#0: Frelheit.. 

HebammensGelder fi find portopflichtig. — 

Inſtituten-Gelder iſt Feine portofreie Rubrik, 

Kontrakt⸗Gelder iſt keine portofreie Rubrik. 

Fiskalien-Gelder unter dieſer Rubrik haben nicht die 
Porto⸗Freiheit. 

Finanz⸗Sachen und Gelder haben zwar die Porto⸗ 
Sreiheit, es muß jedoch. von- den Amts- Behörden 
und Könige. Kaffen bei der zu fuͤhrenden Korre⸗ 
fpondenz ıc. jedesmal. der - — — 
— angegeben werden. 


Be EA | 
Circulare des Kdnigl. Generali Poſtami⸗ an Sie m. 
Aemter im den oͤſtlichen Provinzen und- in Weftphalen, 
die Porto -Ronto-Führung für. die General-Rommiffio- 

nen und beren Spezial-Kommiffarien betreffend: _ 





Auf den Antrag des ꝛc. Minifterii "des Innern iſt 
bereitd früher machgegeben worden, daß über die porto⸗ 
pflichtigen Sendungen der General: Kormiffionen in Res 
gulirungs⸗ und Auseinanderfegungss Sachen? bei den Poſt⸗ 
Aemtern beſondere Konto-Buͤcher geführt werden, worin 
das Porto, Behufs vierteljährlicher Abrechnung: mit den 
Kaffen der Betteffenden Kommiſſarien, notirt wird; Auf die 
erneuerte Verwendung ded gedachten ıc. Minifterii wird ge 
nehmigt, Daß diefe Wortso-Konto; Führung auch für; die 
“ Spezial: Kommiffarien ſtatt finden kann. Ä 

Die Kommiffarien find angemwiefen, ihrer Seits bet 
den Orts/Poſt⸗Anſtalten diefe Konto- Führung fchriftlich 
in Antrag zu bringen. Dem Poſt⸗Amte zu N. N. wird. 
folches zu feiner Nachricht und. Achtung hierdurch bekannt 
gemacht, und demfelben zugleich ein Schema zu folchem 


754 | | 
Konto im Anfchluß zugefertigt, mit dem Bemerken, daß 
dieſe Konto-Führung für diefe amtliche Korrefpondenz uns 
entgeldlich zu beforgen iſt. | 
| Die dem N. N. Poſt-Amte in N. N. — 
neten Poſt⸗Anſtalten find hiernach edenmäßig anzuweiſen. 
Frankfurt a. M., den 26. Juni 1826. 
Der General⸗Poſtmeiſter. 
v. Ragten 
| Conto 
F des 


Koͤnigl. Soft» Amts in N. N. über das der Königl. Kommiffion 
| ereditirte Porto. 








Datum Bezeichnung Porto⸗ 
des der Dt, | Bemerkungen. 
woher? Betrag. 
ei Eingangs. Sendungen. 
2 Rtlr. Nele. vf. 
— — — 
1825 
4 4. Auguſt HH Schreiben 
af 2 en 
1 Paket 
5 Dfund Breslau 
1Beu mit 
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ee Ft 
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Hierauf find dert — tn — — 18 — 
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200 Bean gem Sendungen wig.phen ei 
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Publifandum des Königl. Ober Landesgerichts zu Kd⸗ 
nigsberg in Pr., die Einziehung und Sicherſtellung 
des reſervirten 9 Porto’ s betreffend. 7 


Der Chef der Juſti; hat das unterzeichnete Ober⸗ | 


Landesgericht veranlaßt, die Untergerichte deſſen Departe⸗ 


ments, zur Sicherung des Poſt-Intereſſe, auf die ſtrenge 
Befolgung des Regulativs vom 9. April 1804, wegen 


Sicherſtellung und Kontroffirung des refernirten Porto in 


Armenz, fisfalifchen und Kriminal⸗ Sachen, aufmerkſam 
zu machen. 

Allerdings iſt dieſes Regulativ, wie die von den Ge⸗ 
richten auf die von hieraus durch das Amtsblatt erlaſſene 
Cireulars Verfügung vom 21. April 1826 erflatteten Bes 
richte gezeigt haben, von den meiften Gerichten wenig ober 
gar nicht beachtet worden, und es wird denfelben daher | 
biemit ernftlich zur Pflicht gemacht, fich fofort mit ‚den 
Defimmungen ded Regulativs vom 9. April 1804, 

welches im achten Bande der Sammlung Preußiſcher 

Gefege und Verordnungen von Rabe und in Mathis 

juriftifcher Monatsfchrift Band I. abgedruckt if, 
genau bekannt zu machen, demnaͤchſt aber felbige von jetzt 
ab in ihrem ganzen Umfange mit befonderer Aufmerkſam⸗ 
keit in Anwendung zu bringen. | 

Nach den biöherigen Beſtimmungen beziehen die Ge⸗ 


richts⸗Beamten eine Tantieme von 33% Prozent von dem 


— 


reſervirt geweſenen und demnaͤchſt eingezogenen Porto, wel⸗ 
che Tantieme von den Gerichten bei der Abſendung des 
eingezogenen Porto an das betreffende Poſtamt in Abzug 
zu bringen, demnaͤchſt zu der Salarien-Kaſſe zu vereinnah⸗ 
men, und an diejenige Offizianten auszuzahlen ift, weiche 
dieſes Emolument bisher genofien haben. 

Doch bleiben die fernern Beftimmungen in Nückficht 
des Prozentfages der Tantieme, fo wie darüber, wem der 
Genuß derfelben für die Dauer gebührt, vorbehalten. 

Königsberg, den 24. Juni 1826. 
Könige. Preuß. ObersLandesgericht von Oſtpreußen. 


736 | 
+ r GirenlarsRefeript des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſteriums, die - 
lie bes niedergeſchlagenen Porto’s betreffend. 


Des Königs Majeftät Haben mittelft Allerhoͤchſter Ka⸗ 
binets Ordre vom: roten d. M. zu genehmigen geruhet, 
daß die Gerichte in den Provinzen, wo das Allgem. Land⸗ 
recht. jetzt gilt, und welche für Rechnung des Staats vers 

waltet werden, vom 1. Juli d. J. ab, aus der Poſt⸗Kaſſe 
feine Erfiattung des ansgelegten, und nicht vom den Par 
theien zu erhaltenden Poſtgeldes, weiter verlangen follen, 
und der Juſtiz⸗Fonds deshalb durch ein Averfum befrie⸗ 
digt werde. 

Das Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht hat baber som 1. 
Juli d. J. ab, der Poft Feine Berechnungen über das nie 
dergeſchlagene, zu erſtattende Poſtgeld zuzuſenden. 


Hiernach find auch die Untergerichte im Bezirk des 


Kollegii ‚ welche für Rechnung des Staats verwaltet wer⸗ 
den, zu inſtruiren. 
Berlin, den 19. Mai 1826. 
‚Der Juſtiz⸗Miniſter. = J 
Graf v v. Danckelman. 





| a 5, 
National⸗ ER. 
: . 88. 

Circular⸗ Reeſeript des Koͤnigl. ——— des — 


an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die oͤffentliche Aus⸗ 
ſtellung vaterlaͤndiſcher Fabrikate in Berlin betreffend. 





Eine Ausſtellung vaterlaͤndiſcher Fabrikate, wie ſie 
von des Koͤnigs Majeſtaͤt, durch die, in der Gefetzſamm⸗ 
lung vom Jahre 1821 abgedruckte Kabinets⸗-Ordre vom 
7. Juni angeordnet worden, ſoll, einem auehoqhte⸗ Pr 

ehle 
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fehle zufolge im Jahre 1827. wiederum in Berlin Statt 
finden, 

Zur Ausführung diefes Befehls if Folgendes beftimmt.: 

Zu 1. die Ausſtellung der Gegenftände wird im Aka⸗ 
demies Gebäude unter den Linden Statt finden. Des 
ren Einfendung muß bis zum 1. Auguft bes k. J., 
und unter der Adreffe der Könige. technifchen Des 

putation für Gewerbe gefchehen. 

Zu 2. bie legte Ausftellung. hat ben Beweis geliefert, 
daß der Gewerbeftand ten Zweck derfelben in einer 
entgegengefesten Art mißverfianden bat, indem Man⸗ 
che der, Meinung waren, ed Eomme dabei hauptſaͤch⸗ 
‚lich auf einzelne mit beſonderer Sorgfalt gefertigte 
Stuͤcke an,-andere aber, ein. jedes Fabrikat, zu defs 
fen Verſchoͤnerung die fchönen Künfte beigetragen häts 
ten, fei ein Kunſtwerk, und als folches, nicht für die 
Ausſtellung geeignet. 

Der Zweck der Ausſtellung ift aber, Waaren dar⸗ 
zulegen, wie fie für den Verbrauch, von ihren Ver, 
fertigern in Quantitäten geliefert werden oder gelie- 
fert werden Fönnen, und bei diefen ift neben der ins 
nern ZTüchtigkeit, der gewoͤhnliche Fabrikpreis, zu 
welchem fie aus ber erfien Hand geliefert werben, 
ein Gegenſtand der größten Wichtigkeit, 

Die gewöhnlichen Hauptfabrifate einer Provinz find 

vorzugsweiſe für die Ausftelung geeignet. 

- Gegenftände des Luxus, oder Fabrikate, bei welchen, 

_ weil fie in. dad Kunfigebiet einfchlagen, der. Preis 
der Arbeit den Fabrikpreis fo weit erhöht, daß ein 
gemeiner Gebrauch derfelben nicht Statt finden kann, 
find von der Ausſtellung keinesweges ausgefchloffen, 
vielmehr verdient das Beſtreben der Fabrikanten und 
Handwerker, ihren Arbeiten eine Vollkommenheit zu - 
geben, welche fie dem Kunſtwerke naͤhert, Anerken⸗ 
nung von Seiten des Staats. 

Zu 3. die von den Landraͤthen, oder den, die Gewerbe⸗ 
Polizei in den größeren Städten bearbeitenden Be 
börden, einzufendenden Nachweiſungen, follen mit eis 

Aunalei: Heftiii. 1826, Bbb 


* 
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ner kanfendei Nummer verſehen ſein, den Namen 
des Fabrikanten, die Benennung des Fabrikats ent⸗ 
halten, und zugleich ausfuͤhrliche Auskunft uͤber die 
Ausdehnung des Gewerbes, Arbeiterzahl, Abſatzorte, 


Urſprung und Preis des rohen Materials oder Halb⸗ 
fabrikats, welches verarbeitet wird; den gewoͤhnlichen 


unzweifelhaften Verkaufspreis des Fabrit us aus der 


erſten Hand. Die auswaͤrtigen Gewerbtreibenden wer⸗ 


den uͤbrigens, in ſoweit ſie mit hieſigen Handlungshau⸗ 


| fern befannt find, diejenigen namhaft inachen, welchen die 


Waaren, nach beendeter Ausſtellung, zur Erfparung des 
RMucktransports überliefert werden koͤnnen, oder welche 
„deren Verkauf wu dein bemerften Preifen oder mit 


einem Auffchlage von beſtimmten Verkaufs⸗ Prozenten 


Abernehmen ·.. 


— 4; die Regierungen werden dahin ſehen, daß ſich 


in der zu ernennenden Kommiſſion, wenigſtens ein 


Sachverſtaͤndiger fuͤr jeden der Hauptfabrikations⸗ 


zweige der Provinz finde. Von denjenigen Gegen⸗ 
ſtaͤnden, welche fie für die National» Ausftellung ge⸗ 


eignet halten, -fertigen felbige ein Verzeichniß, nach 


Anleitung der Ihnen zu 3. übertwiefenen Materia- 
lien, geben den Nachweifungen die möglichfte Voll: 


fändigfeit, und begleiten fie mit ihrem Öutachten. 


Befondere Aufmerkfamkeit ift auf die Angaben der 


Preiſe zu richten, damit nicht durch ungeprüfte und 


einfeitige Berficherungen der. Gewerbtreibenden, diefe 
ſich ein Verdienft der Wohlfeilheit ihrer Waaren an⸗ 


zueignen ſuchen, welches notoriſch nicht in der 
“Wahrheit begruͤndet if. Es verſteht ſich, daß der- 


gleichen Bedenken, deren Vortrag in dem obenge⸗ 


dachten Gutachten erwartet wird, ohne Fiskalitaͤt ge⸗ 


loͤſet werden muͤſſen. 
Berlin, den 29. September 1826. 
Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 
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Circular-⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an das Könige. 
Konfiftorium zu Berlin, ven Beitritt der Militair- Pre 
dviger zu einer ber Wittwen⸗Kaſſen betreffend. 
' Es iſt die Frage in Anregung. gekommen, welcher 
Witwen «Kaffe die ſich verheirarhenden Militair s Prediger 
beizutreten verpflichtet find. Das unterzeichnete Miniftes 
rium finder ſich daher veranlaßt, der. Königl. Regierung, 
im. Einverſtaͤndniſſe mit. dem Koͤnigl. Krieged, Minifterio, 
hierdurch zur Nachricht und Nachachtung zu eröffnen, daß 
ben evangelifhen Milteair- Predigern die Wahl zwifchen 
der Militairs und Civil: Wittwen : Kaffe ganz frei zu laſſen, 
ed aber Pflicht ‘der, den Heiraths⸗Conſens ertheilenden. - 
Behörde ift, darauf zu halten, daß der Deitritt zu der 
einen oder ber andern Wittwen⸗Kaſſe gefchieht. Der 
Eonfend if zu. dem. Ende nicht eher zu ertheilen, als big 
der ihn nachſuchende Militair- Prediger fich ſowohi darüber, 
als auch Über den Betrag der, feiner Fünftigen Wittwe 
zu verfihernden Penſion erffärt hat; auch muß nachher 
darauf gehalten werden, daß derfelbe fich über den wirk— : 
ih Statt gefundenen Beitritt gehörig. ausweiſet. 
Berlin, den 23. Auguft 1826. | Ä | 
Mintfterium der Geiſtlichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal- 
2 Angelegenheiten. ' | 
In Abwefenheit und im Auftrage des Herrn Minifters, 
2 — Nicolovius. 


* 
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Publifandum des Königl. Konfiftoriums und des Pros 
vinziale Schul» KRollegiums zu Magdeburg, die Zulaf 

— ſung auslaͤndiſcher Theologen zu den Kandidaten⸗ 
— Pruͤfungen betreffend. 

Mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets-Ordre vom aten v. 

M. iſt zwar geſtattet worden, daß auslaͤndiſche junge Theo⸗ 

logen, die ſich durch vorſchriftsmaͤßige Zeugniſſe ausweiſen, 
zu den Kandidaten» Prüfungen im Preußiſchen zugelaffen 
werden können; ein Wahlfähigkeitd; Zengniß darf ihnen 

aber nur dann ertheilt werden, wenn fie in der Prüfung 

die Cenfur „vorzüglich“ oder „fehr gut“ erhalten, welches 
wir hiermit zur allgemeinen Kenntniß bringen. _ 
Magdeburg, den 9. Auguſt 1826. 
Könige, Konſiſtorium und Provinziaf« Schul: Kollegium 

| der Provinz; Sadhfen | 

Ä v. Klewis. 


— 





gi a ae 
‚Publifandum des Koͤnigl. Koönfiftoriums und des Pros 
vinztal- Schul: Kollegiums' zu Magveburg, die Wahl 
- fähigkeit ber Kandidaten zu Pfarrftellen betreffend. _ 





Die öftere Vernachläffigung unferer durch die Amts⸗ 
blaͤtter bekannt gemachten Verfügung vom 14. September 
1819, nach welcher Fein Kandidat, der nicht ein Wahlfä- . 

higkeits⸗-Zeugniß aufzuweiſen hat, zu einer, Pfarzfielle präs 
fentirt werden darf, hat zur Folge gehabt, daß wir mit 
Gefuchen, bald um Befchleunigung der: Prüfungen, bald 
um Zufammenziehung der erften und zweiten, oder Abkuͤr⸗ 
zung der gefeglichen Friſt zwiſchen beiden, ungebührlich 
„und bei fichtbarer Unmöglichkeit der Gewährung, beläftigt 
worden find, inzwifchen aber nicht felten Die Pfarrſtellen 
über die Vakanzzeit hinaus haben unbeſetzt bleiben muͤſſen. 


7241 
| — dieſe Unregefmäßigkeiten fehen wir Pr genoͤ⸗ 
thigt, auf den Grund der vorgedachten Verfuͤgung, und 
unter ausdruͤcklicher Erneuerung ihres ganzen Inhalts, 
hiermit wiederholt zu erklaͤren, daß bei Wiederbeſetzung er⸗ 
ledigter Pfarrſtellen nur ſolche Kandidaten, welche 
nach wohlbeſtandener zweiten Pruͤfung ein 
Wahlfähigkeits-Zeugniß von uns erlangt, und 


. außerdem mit Vollendung des fünf und zwan— 


zigften Lebensjahres das canonifche. Alter er- 
reicht haben, von Privat: Patronen präfentirt, oder von 
Magifiräten, Kitchen » Rolfegien und Gemeinen zur Wahl 
aufgeſtellt, und zu Gaftpredigten zugelaffen werden dürfen, 
indem nach den vorhandenen gefeglichen Beſtimmungen 
auf Feine Präfentation, bei welchen diefe Nequifite außer 
Acht gelaffen find, Nückfiht genommen werden kann. Den 
Patronen und Wahls Behörden felbft muß daran liegen, 
nur tüchtig befandene und gefegte Männer in die von ih; 
nen zu verleihenden geiftlichen Aemter zu berufen, Kandis 
daten aber, die das vorbemerkte Ziel noch nicht erreicht 
haben, muͤſſen fich befcheiven, daß fie auf Beförderung 
norh feinen Anfpruch haben, und die Zeit zu deflo forg- 
fältigerer Vorbereitung benugen. 

Die Herren Superintendenten wollen dieſe geſetzlichen 
Beftimmungen bei vorfommenden Fällen in Erinnerung, 
bringen, und Dadurch ung, wie den ——— ſelbſt, 
unnoͤthige Weitlaͤuftigkeiten erſparen. | 

Magdeburg, den 9. Auguſt 1826. 

a Konſiſtorium und Provinzial: Schul: Kollegium 
der Provinz Sagſes. | 


099. 

Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, die 

Praͤſentation inlaͤndiſcher Geiſtlichen zu vakanten 
2 Fatbolifchen en betreffend. 





Den Patronen katholiſcher Pfruͤnden wird auf Ber: 
anlaſſung * — des Hohen ai der Geifi: 
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lichen», Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten vom 
5ten d. M. hierdurch bekannt gemacht, daß ſie jederzeit 
inlaͤndiſche Geiſtliche zu den vakanten Pfarreien zu praͤſen- 
tiren haben, welche den Dbers Behörden aus (bien. Leis 
ſtungen als Kapläne bereits befannt find. 

Oppeln, den 6. Juli: 1826. 

I Weglerung.. Abtheilung des Innern. 


93. | | 
Allerhöchſt Kabinets ⸗Ordre, die Firchliche Feier bes drit— 
ten Feſttages und der bisher gefeierten Fleinen 

Feſte im Herzogthum Sachfen betreffend. 

Nach dem Antrage ded Staats Minijterinmd und 
in Berichfichtigung des Geſuchs der Sächfifchen- Provin- 
zialftände fege Sch hierdurch feft: daß in den evangelis 
fchen Kirchen fämmtlicher, vormals Sächfifcher Landes 
'theife, unter Anwendung der für die. Altern. Provinzen. ers 
gangenen gefeglichen Beſtimmung, die Firchliche Feier des 
drieten Tages an dem drei hohen Feften: Weihnachten, 
Dftern und Pfingfien, fernerhin nicht Fate finden fol, Was 
das Johannis: und Michaelisfeft, fo wie die Marien 
und Apofteftage betrifft, fo ſoll an jedem Drte, woſelbſt 
fie bisher Eirchlich gefeiert worden, der Öffentliche Göttes> 
dienft nur Einmal, es fei Bor- oder Nachmittag, je nach: 
dem es die Lofal-Verhältniffe geftatten, verrichtet, und die 
Enthaltung von der Berufsarbeis an folchen Tagen jedem 
Mitgliede der Gemeine überlaffen werden. Die zu Natu- 
raldienften verpflichteten Guts-Eingeſeſſenen Bleiben von 
deren Leiſtung an allen bis jegt gefeierten Tagen nach wie 
vor entbunden. Ich beauftrage das Staats: Minifterium, 
wegen Aufnahme diefer Beftimmung in des Landtags-Ab⸗ 
fchied, und demnächft wegen deren öffentlichen Bekannt» 
machung das Erforderliche zu veranlaffen. 

Berlin, den 28. — 1826. 

Friedrich Ne 


An 
dag Staats-Miniſterium. 


* ec | i 8, 


Circular⸗Reſcript des Könige. Miniſteriums der Geift- 

lichen⸗ Unterrichts: und Medizinal+ Angelegenheiten, an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konfiftorien und Regierungen, bie 

Befchränfung der Haustrauungen in Beziehung 
auf oͤffentliche Gafthäufer berreffend. 





Das Minifterium. hat in Erfahrung gebracht, daß | 


die Erlaubniß zu Haustrauungen an manchen Drten dazu 


benutzt wird, die Eirchliche Einfegnung der Ehe in oͤffent⸗ 


lichen Gafthäufern verrichten zu laffen. Dieſe Gewohnheit 
ift ein offenbarer Verſtoß gegen das in. Eirhlichen Dingen 
fo nothwendige Schicklichkeitsgefuͤhl und verrückt gänzlich 
den Gefichtspunft, unter. welchem. jene Ausnahme von den 


kirchengeſetzlichen Einrichtungen geftattet wird. Die Feier⸗ 


lichkeit der Kopulationd-Handlung, hat ihren regelmaͤßigen 


und geeigneten Ort in der Kirche, und. wenn aus Ruͤck⸗ 
fiht auf die perfönlichen Verhältniffe der Verlobten, der 
nen vielleicht das Vermeiden einer algugroßen Deffentlichs 
feit wünfchenswerth iſt, nachgegeben wird, daß diefe Hands 
Jung in ihren Privat » Wohnungen vorgenommen werden 
darf, fo ift damit nicht zugeftanden, daß man ſich dafür 


mit Umgehung’ der Kirche, jeded andern öffentlichen Ortes, 


und namentlich der Gafthäufer, bedienen koͤnne. Das Ks 
nigl. Konſiſtorium wird daher aufgefordert, den ihm um: 
tergebenen Predigern dies befannt zu machen, und fie an- 


zuweiſen, kuͤnftig den Unterfchied zwifchen Kirchen« und. 


- Haus. Trauungen, wonach unter legtern blos die Kopu⸗ 
lationen in den Privatwohnungen zu verfiehen find, fireng 
feftzuhalten, und in Öffentlichen Gaſthaͤuſern, ausgenom⸗ 


men bei den wirklichen Bewohnern derfelden, die Einſeg⸗ 


nung der Ehe durchaus nicht. vorzunehmen. Das Mini 
ſterium verfieht fich zu dem Ernfte und der Drdnungs- 
liebe der Prediger, daß jeder diefer Beſtimmung genau 
machleben, und nicht der eine durch unzeitige Nachglebig— 


keit dem andern die Erfüllung derfelben erſchweren werde. 


4 


Huch Hat das Koͤnigl. Konſiſtorium mac Ablauf eines 

Jahres anzuzeigen, ob fie {immer und — puͤnttlich 

zur Anwendung gekommen iſt. 

Berlin, den 4. Juli 1826. 

Miniſterium der Geiſtlichen⸗, — und Medtzinat· 

Angelegenheiten. 

In Abweſenheit und im Auftrage des Herrn Chefs 
Excellenz. 
Nicolobius. 
das singt Kenftoctum der Provinz 
Brandenburg. 

Abſchrift vorftehender Berfilgung an fänimeliche übrige 
Koͤnigl. Konfiftorien und an ſaͤmmtliche Königl. Regierun⸗ 
gen zur Kenntnißnahme, und um demmächft anzuzeigen, 06 
eine aͤhnliche Verordnung in dem bafigen zanımge — 
Bezirke noͤthig ſei. 

Berlin, den 4. Juli 1826. 

NE der Geiftlichens, Unterrichtös und Medizinal; 
i Angelegendeiten. 
* Abweſenheit und im Auftrage des Herrn Chefs 

| a — 
Nicolovius. 


95. — 
— der Rönigl. Regierung zu Poſen, zur Fůh⸗ 
| zung gehöriger Pfarre Regiſtranden. 


Es iſt zur Kenntniß des des Königl. Miniſterit Bi Geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten gekommen, daß nicht alle Prediger 
gehoͤrige Pfarr⸗Regiſtranden, welche den weſentlichen In⸗ 
halt der ihnen von den vorgeſetzten Behoͤrden mitgetheil- 
ten Verfuͤgungen enthalten, fuͤhren, wodurch insbeſondere 
die nicht durch die Amtsblaͤtter oder die Geſetzſammlung 
bekannt gemachten Verordnungen, der Gefahr ausgeſetzt 
werden, durch die Anſtellung eines neuen n Pfarrers in Ders 
oeſenheit zu gerathen. | | i I 


"45 
— wir ** in Semahhei bed Reſceripts 


des gedachten Hohen Miniſterii vom 10. Juni d. J. *) 
die uns nachgeordneten evangeliſchen und katholiſchen Her⸗ 
ren. Geiſtlichen hierdurch gemeſſenſt anweiſen, ordentliche 
Pfarr⸗Regiſtranden zu führen, fordern wir zugleich die 


Herren Superintendenten - und Dekane der verfchiedenen - ; 


Kirchenkreiſe Hierdurch auf, dieſe Regiſtranden bei ihren 
Viſitationen ſich vorlegen zu laſſen, und, über das Befins 
den im den BVifitationd Verhandlungen fih zu äußern. 


Zur Erläuterung fügen wir hinzu, daß dieſe Regis 


firanden, welche zunächft ein großed Buch ausmachen koͤn⸗ 


sen, fi über alle, das Kirchen, und Schulweſen betrefs 
fende Gegenftände erſtrecken muͤſſen, die diesfäfigen Ver _ 


orbnungen und Vorfchriften mögen durch fchriftliche Rund⸗ 

Schreiber und Verfügungen erlaffen, oder in den Amts⸗ 

blättern und Geſetz⸗ Sammlungen enthalten fein. - _\ 
Erfiere werden ihrem mefentlichen Inhalte nach ein⸗ 

getragen, letztere bloß regiſtrirt, und die Stelfe, wo fie ſich 

befinden, nachgewieſen. 

nemlich: 

AæM9Ga. Kirchen: und 

B. Schulweſen 

enthalten; jede dieſer — — zerfaͤllt in beſon⸗ 

dere Unterabtheilungen, fuͤr welche, je nachdem der Ge⸗ 


genſtand xeichhaltig iſt, mehr oder weniger Blätter am. 


vegiftriren beflimme werden. 


Es würden beiſpielsweiſe bei der erſten Haupt, Ab⸗ 


theilung 
A Kirchenweſen, 
folgende Unters Abtheilungen anzulegen fein: 
Kirchenbuͤcher, 


Einpfarrungen, 
Aufgebote, 
Trauungen, 
Heiraths/Conſenſe, 


Im 2ten Hefte, ©. 352 abgedruckt 


Die Regifitanden werden zwei” Punptabtelmgen, 


— 


\ 


746° ee — 


Taufen und Tauffcheine, 
Sterbeliten und Todtenfiheine, er 
Confirmation, | 
Geier der. Feſttage, ’ 5 
Kirchen » Kollekten, 
Beiträge zum Hebammen/-RJInſtitut, 
Kirchen: Vifitationen, 
Kandidaten der Theologie ıc. 
B. Schulweſen. 
Schul⸗Inſpeltoren, 
Seminarien, * 
Pruͤfung der Schullehrer und ihre Anſtellung, 
Schulhaͤuſer, nen, 
„Schulbücher und Utenfilien, 
. Schullehrer » Konferenzen, | 
Kandidatenliſten der Schullehrer. 
Dieſe Unter⸗Abtheilungen koͤnnen uͤbrigens nicht als 


ein geſchloſſenes Ganze. in allen Beziehungen ein für alles 


mal beſtimmt werden, fondern ergeben fich mit, der Zeit. 
Saoo doft ein Gegenftand zur Sprache fomme, der in 
feine der ſchon oben bemerften Abtheilungen gehört, iſt 
eine neue anzulegen. Ä | ——— 

Wir geben uͤber die Einrichtung dieſer Regiſtranden 


bier nachſolgendes Beiſpiel zur. Anſicht: 


1. Kirchenweſen. 
auf dem erſten Bogen 
des Amtsblatts 
oder 
der Geſetzſammlung. 


J. Kirchenbuͤcher. — 
——— Jahrgang. Nro. | Seite. 
h 


ı) Wie die Kirchenbücher ges 


führt werden ſollen. A.B.J 2817 6 158 
2) Form der Kirchenbücher 
und deren Dupfifate. AU.D4 1820 11 127 


Die vorgeſetzten Buchſtaben A. B. heißen Amtsblatt, 
wird eine Stelle aus der Geſetz- Sammlung vermerft, fo 
ift G. ©. vorzufegen. | 
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Gehen Circulare oder ſpezielle Verfügungen. äber dies 
fen Gegenftand ein, fo wird der weſentliche Inhalt unter 
Diefer Abtheilung vermerkt, und nachgemwiefen, von welcher 
Behörde, fie ausgegangen, und wo die Driginal  Berfügun: ⸗ 
gen verblieben find. 1 
‚ Empfehlenswert) aber ift ed, daß die Herren Gef: 
lichen nach vorbemerften Abtheilungen foͤrmlich Tichtig be 
zeichnete Akten anlegen, und in dieſe alle Circulare und 
fpezielle. Verfügungen aufnehmen. me, “ 
Dann ift auf vorfiehend erklärte Weife nur ein Elei 
neres Regiſtrandenbuch anzulegen, Das die vorhandenen. 
Akten nach ihrer, Bezeichnung und die in den Amtsbläts 
tern und Geſetzſammlungen enthaltenen DVorfchriften mit 
Eurzen Worten nachmeill. = Ä | 
Es darf. nicht erinnert werden, daß die Akten: fo wie 
bie größeren Negifiranden Eigenthum der Kirche find, und 
bei ihr verbleiben, auch die Kirchens Kaffe zur Anlegung 
derſelben die diesfaͤlligen Koſten beftreiten muß, 
Poſen, den 18. September 1826. | 
| Königl. Preuß. Regierung. — 
Abtheilung für die Kirchen-Verwaltung und dad. 
* Schulweſen. 


vi. 
- Deffentliher Unterricht. 
——— ae”, 
Circular⸗Reſcript des Königl. Fuftiz- Minifteriums an 
fämmtliche Ober: Landesgerichte,. die erſte Prüfung der 
Kandidaten der Rechte zum Staatsdienfte, in befonder 
rer Beziehung auf Schulwiffenfchaften und auf die 
lateinifche Sprache betreffend. 





Die Verfügung des Yuflizs Minifteri vom 31. De 
cember 1813, nach welcher ſaͤmmtlichen Landes + Zuftiz- 


r 


AB 


Collegien zur Pflicht gemacht worden iſt, bei der Prufung 
der Rechts⸗Kandidaten auf den Inhalt ihrer Univerſttäts⸗ 
Zeugniſſe und der darin mit aufgenommenen Bemerfungen 
‚über den Grad ihrer Ausbildung bei dem Anfang ihrer 
Univerfitätd- Studien, Nüdficht zu nehmen, und die Prüs 
fung. danach einzurichten, und die ergänzende Verfügung 
vom 28.September 1818, mach welcher zur vollftändiges 
ren Erreichung des dabei beabfichtigten Zwecks diefe Ber 
Hörden angemiefen wurden, von allen Kandidaten, welche, 
ſich bei denfelben zur Prüfung flelen, und deren Univer: 
ſitaͤts⸗ Zeugniß den Grad ihres Schuls Zeugniffes der. Reife 
nicht reſumirt, legtered im Original oder in beglaubter 
Abſchrift beibringen zu laffen, follten dagegen fichern, fols 
che Kandidaten in den Juſtiz⸗Dienſt aufzunehmen, welche 
- mit unreifen Kenntniffen die Schule verlaffeg, und auch 
‚ bie Univerfitätszeit nicht dazu benutzt hatten ‚ bie Luͤcken 
in diefen Kenntniſſen ausjufüllen. 

Die Erfahrung bat ergeben, daß diefer Zweck nicht- 
gehörig erreicht, und bei den erften Prüfungen nicht mit 
der erforderlichen Strenge auf den Nachweis der unent- 
behrlichen Schulkenntniſſe, namentlich der lateiniſchen Spra- 
che, gefehen wird. 
| Dem Nachtheil, welcher dadurch für den Staats 
dienſt entfieht, daß Kandidaten, welche diefen Theil ihrer 
Bildung vernachläfigt haben, fih in den Juſtiz-Dienſt 
einfehleichen, und dem Wahne, als erfordere der Legtere 
. weniger gründliche Kenntniffe der Schule ald andere Fä- 
‚cher des gelehrten Staatedienftes, muß von „Seiten der 
erſten Prüfungs» Behörden Eräftig entgegengearbeitet und 
von dem Grundfage ausgegangen werden, daß gerade ber 
“Eingang in die praftifche juriftifche Laufbahn die beſte Ge⸗ 
legenheit giebt, dem Uebel vorzubengen. 

Die Eraminatoren muͤſſen fih durchaus durch, an die 
Nechtds Kandidaten gerichtete Fragen in Tateinifcher Spras 
he und durch die darauf erfolgten Antworten in bderfel- 
beu, die Heberzeugung verfchaffen, „daß dem Kandidaten 
diefe Sprache nicht fremd fei, und daß er auch in dieſer 
Hinfihe feine Schulz und Univerfitätßzeit gut genußt habe, 
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und feine vorläufige Abwelſung muß — wenn die 
Pruͤfung ein entgegengeſetztes Reſultat gewaͤhrt. 
Das Koͤnigl. ꝛc. wird hiervon in ——— geſehzt, 
und hat ſich hiernach zu achten. | 

Berlin, den 13.März 1826. 
ae Juſtiz⸗Miniſter. 
| inte v. Dancelman. 





GircufarsRefeript des Könga Miniſteriums der Geiſti 
chen⸗ Unterrichtss und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Befreiung unent⸗ 
behrlicher Schullehrer von den Uebungen der Land⸗ 
a: "weir erften. Aufgebots betreffend. 


— — 


& iſt neuerdings * Fall vorgekommen, rn im 
Amte ſtehende Schullehrer zu den Uebungen der Landwehr 
erſten Aufgebots eingezogen worden find. Dies hat zur. 
nähern Ruͤckſprache mit den Könige, Minifterien des Ins 
nern und des Krieges Veranlaſſung gegeben, in derem 
Solge der König. Regierung Hierdurch Nachftehendes eroͤff⸗ 
net wird, Eine weitere Ausdehnung der Beflimmungen 
vom 26. Juni 1822 in der Art, daß ald Bedingung der 
Ueberweifung von Schulfehrern zum 2ten Aufgebot der. 
Landwehr alle die Fälle geftellt werden, in denen eine gaͤnz⸗ 
liche Unterbrechung des Schulunterrichts durch Einberu⸗ 
fung des Schullehrers zu den jaͤhrlichen Landwehr⸗Uebun⸗ 
gen entſtehen müßte, ſoll zwar nicht Statt finden, dage⸗ 
gen find aber die Koͤnigl. Generals Commandos ſchon uns 
‚team 27. Mai 1819 von Seiten des Könige. Kriegs: Mi- 

niſterii inſtruirt worden, alle Schullehrer, weiche in ihrem 
Amnte anf eine Zeit lang nicht vertreten, und. alfo gar, 
nicht entbehre werden fönnens von den Uebungen der 
Landwehr erfien Aufgebots zu dispenſiren. 

Die Könige. Regierung hat daher, ſobald Ihr ange: 
vie wird, ein — zu den — der Land⸗ 
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wehr erſten Aufgebots aufgefordert worden, Sich even- 

tualiter wegen feiner Entbindung an den betreffenden Land» 
wehr Brigade: Commandene. und in - höherer Inſtanz an 
das Könige. General: Commando unter "Berufung auf Die 
Beftimmungen vom 27. Mai 1819 zu menden, worauf als⸗ 
dann ohne Zweifel ſolche erfolgen wird. & | 

Berlin, den 4. September 1826. 
Minifterium der Geiftlichens, Unterrichtd> und Medizinal- 


‚ Ungelegenbeiten. | 
In Abweſenhet und im Auftrage des Herrn —— 
d Famob 
98, ' | 


Reſeript des Konigl. Miniſteriums der Geiſtuichen Un. 
terrichtss und Medizinalz Angelegenheiten an die Koͤnigl. 
Regierung zu Pofen, die Befreiung. der Gendarmerie 
von ben Beiträgen zur Unterhaltung ber Ortsfehulen, nicht 
„aber von Entrichtung bes ae ie, 





Die Unterhaltung der gemeinen Orisſchulen if ‚wie 
$ 31. Tit. 12. Thl. II, des. Allgem. Landrechts. deutlich 
ergiebt, eine‘ Gemeinde- Laft, zu welcher nur die wirklichen 
ı Mitglieder. der Gemeinde perfönlich, und zwar nach Ver⸗ 
haͤltniß ihres Grundbeſitzes und ihrer Gewerbsnahrung her⸗ 
angezogen werden koͤnnen. Von allen dergleichen perſoͤn⸗ 
lichen Laſten und Pflichten iſt der Militairſtand nach $.17. 
Tit, so. ibid.- ausdrücklich befreit, und da bie Gendarmes 
vie. zu den militairifch » organifirten- Inſtituten gehört, die 
dabei angeſtellten Individuen auch alle perfönliche ‚Nechte 
des Militairkandes theilen, fo können Gendarmen zur Un 
. terhaltung der gemeinen Ortsſchulen nicht angezogen wer⸗ 
“den, wogegen ihnen aber, wenn fie die Ortsſchulen zum 
Unterrichte für ihre Kinder benugen, die Zahlung ‚eines j 
mäßigen Schulgelded anzufinnen ift. 

- Das nach einer Mittheilung des Hertn Chefs der 
Gendarmerie, General⸗Lieutenants von Brauchi tſch Er 
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cellenz, gegen den Gendarmen N. N. zju N. N., wegen 
des von ihm verweigerten Schul, Beitrages eingefeprittene 
executiviſche Verfahren, kann fonach nicht als "gefegmäßig 
gebilfige werden; vielmehr wird die Koͤnigl. Negierung 
hierdurch angewieſen, ſolches fofort aufzuheben, und auch 
dafür zu forgen, daß der ıc. N. N. mit Bezahlung von 
Executions⸗Gebuͤhren verſchont werde. 
Berlin, den 4. Ausuſt 4426. 
Miniſterium der Geifilichen: , Unterrichts s. und Medizinal⸗ 


Angelegenheiten. 
In Abweſenheit und im Auftrage des Herrn Miniſters 
Zen 
99. 


Publikandum des Koͤnigl. Konſiſtoriums und Probin⸗ 
zial-Schulfollegiums der Provinz Sachſen, die — 
leihung von Stipendien betreffend. 


— 


Da Höhern Orts beſtimmt worden, daß die Verlei⸗ 
bung der von den hoͤhern Schulanſtalten nicht abhaͤngi⸗ 
gen vom Staate ausgehenden Stipendien den Koͤnigl. Re⸗ 
gierungen gebuͤhre, ſo machen wir dieſe Entſcheidung den 
betreffenden Behoͤrden, und den betheiligten Privatperſo⸗ 
nen mit dem Bemerken bekannt, daß von jetzt an die Ver⸗ 
leihung gedachter Stipendien fuͤr das hieſige Regierungs⸗ 
Departement auf die hieſige Koͤnigl. Regierung neben der 
derſelben ſchon jetzt zuſtaͤndigen Verwaltung dieſer Bene⸗ 
fizien übergeht. Zur Vermeidung etwaniger Mißverſtaͤnd⸗ 
niſſe machen wir noch darauf aufmerkſam, daß die Vers 

waltung der bei den Gymnaſien, gelehrten Schulen und 
Schullehrer » Seminarien befindlichen Stipendienfonds und 
des Könige. Kollaturrechts fortwährend ‚mie ſolches die 
Koͤnigl. — Habinets⸗Ordre vom 31. December v. 


72 | | 

% sub B. R0.9. verordnet, der unterzeichneten Behörde 
verbleibt. | | 
Magdeburg, den 9. Auguſt 1826. Zur 

Koͤnigl. Konfiftorium und Provinzial⸗Schulkollegium ber 
2 Por Sachſen. — 





— | 100. — — 
Publikandum ber Koͤnigl. Regierung zw Stettin, den 
Schulbeſuch und die Schulverſaͤumniſſe betreffend. 





Damit, ſo viel moͤglich, den Klagen über unorbents - 
fichen Schulbefuch vorgebeugt und abgehoffen, und ein 
regelmäßiger Schulbeſuch in dem Städten und auf dem 
platten Lande bewirkt werde, bringen wir folgende geſetz⸗ 
liche Vorſchriften hiermit wieder in Erinnerung und zur 
alfgemeinen Kenutniß.. F 

Das Allgemeine Landrecht verordnet in Betreff des 
Schulbeſuchs TH. IL Tit. 12. 5.9. 43. 44 4. 46. 

Feder Einwohner, weicher den noͤthigen Unterricht 
> fie feine Kinder in feinem Hauſe nicht beforgen kann 
oder will, iſt ſchuldig, diefelben nach zurückgelegtent 
fünften Jahre zur Schule zu ſchicken. 
Nur unter Genehmigung der Obrigkeit und des 
Geiſtlichen Schulvorſtehers kann ein Kind laͤnger 
von der Schule zurückgehalten, oder ber Schuluns 
terricht deſſelben wegen vorkommender Hinderniſſe fuͤr 
einige Zeit ausgeſetzt werden. ——— 
Der Schulunterricht muß fo lange fortgefeßt wer⸗ 
den, bis ein Kind nach dem “Befunde feines Seel: _ 
ſorgers die einem jeden vernünftigen Menfchen feines 
| Standes nothwendigen Kenntniffe gefaßt hat. 
Das Generals Land » Schulreglement vom 12. Auguſt 1763 
feßt, nach $$. ı. und 10. insbefondere feft: 

daß Ale, denen die Erziehung bet Jugend obliegt, 

88 mögen fein Eltern, Vormuͤnder oder Herrſchaf⸗ 
ae TR ten, 
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ten, schuldig fein follen, ihre eigenen ſowohl, als die 
ithrer Pflege anvertrauten Kinder, Knaben oder Mäds 
en, vom fünften Jahre an in die Schule zu ſchik⸗ 
Een, and dazu fo lange anzuhalten, bis fie nicht nur 
das Nöthige vom Chriftenchume gefaßt haben, und 
fertig leſen und fihreiben, fondern auch von demjes 
nigen Rede und Antwort geben können, was nad 
der eingeführten Lehrordnung ihnen noch ſonſt beige⸗ 
bracht werden ſoll; 
daß, auf die Anzeige des Schullehrers, die Eltern, Vor⸗ 
muͤnder und Brodherrſchaften, welche ihre Kinder 
nicht fleißig zur Schule halten, vorgeladen, ver⸗ 
warnt, noͤchigenfalls mit der Execution angeſtrengt, 
„ und neben dem gewöhnlichen Schulgelde ‚mit einer 
Strafe bis 16 Gyr. (20 Sgr.) für die Ortsſchul⸗ 
Kaffe belegt werden ſollen; 
daß das Viehhuͤten durch Kinder, fo wie dad Vermies 
then derſelben an Dienftherren. Feinen Vorwand zur 
gänzlichen Schulverfäumniß. abgeben, fondern der 
Dienſtherr als ein Solcher angefehen werden fol, 
welcher, binfichtlich des Schuls und Pfarc -Unterrich- 
tes, durch die Annahme fehuipflichtiger Kinder ganz 
die Verpflichtung der Eltern übernimmt, und alfo 
bafür verantwortlich iſt, daß feine Dienftinder den 
noͤthigen Unterricht: erhalten. . 
Auf den Grund diefer Beftimmungen wird hierdurch Fol⸗ 
gendes verordnet: 

1) Vom zurücgelegten ſechſten Jahr bis zum vol⸗ 
lendeten vierzehnten Fahre, oder bis zur Einfegnung if, 
nach Pommerfcher Obſervanz, jedes Kind fehulpflichtig, 
aber fehon von feinem vollendeten fünften Jahre an ſchul⸗ 
faͤhig oder ſchulberechtigt. 

2) Um Oſtern und Michaelis jedes Jahres muͤſſen 
die Schulvorſtande auf dem Lande dem Schullehrer und 
die Schul/⸗Deputationen in den Städten dem Rektor der. 
Schule ein Verzeichniß derjenigen Kinder, welche alsdann 
daß fchuipflichtige Alter erreicht Haben, oder in den an 
folgenden drei Monaten erreichen, aufertigen. | 
unnalen. Heft III, 1826. Cec 
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3) Den Eltern and Pflegeeltern Tiegt od, ihre ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder in den Staͤdten in der Oſterwoche und 
in der Michaelswoche, auf dem platten Lande in der Wo⸗ 
che vor dem. Anfange der Sommers und Winterfchule in 
die Schule zu bringen, und fie von dem Reklor oder dem 
Schullehrer in die Lifte der Schulfinder eintragen zu laffen. 
4) Die Aufnahme der fehulfähigen und der ſchul⸗ 
 pflichtigen Kinder in die Schufe, fol von jegt an in dem 
Städten und anf dem platten Lande nur an den oben 
feſtgeſetzten beiten Terminen, alfo nur zwei Male im Jahre, 
fiatt finden. Zu einer andern Zeit dürfen neue Kinder 


nicht ohne Genehmigung des Drtd: Prediger und nur im 


den Fällen, wo fie durch Krankheit und den Umzug der 
Eltern verhindert werden, zu rechter Zeit einzutreten, in 
die Schule aufgenommen terden. | 
5) Wie die Aufnahme in die Schule, fo kann auch. 
die Entlaffung der Kinder aus derfelben, fo wie die Ders 
feßung in eine höhere Klaffe oder Abtheilung in der Regel. 
nur um Dftern und Michaelis gefchehen. (Diefe, Einrichs 
sungen find durchaus nothwendig, um nicht durch den bes 
‚ftändigen. Zu⸗ und Abgang die Abrheilungen der Kinder 
zu vermehren, die ohnehin ſchon ſparſam zugemeſſene Uns 
terrichtszeit zu zerftückeln, und dadurch den Lehrern das 
Geſchaͤft ohne Noch zu erfihweren.) Ä 

6) Alte Kinder, welche ſchulpflichtig d. h. volle ſechs 
Fahre alt geworden find, muͤſſen die Schule unausgeſetzt 
befuchen, und zwar in denjenigen Stunden, welche den 
Sommer und Winter hindurch zum öffentlichen Unterrichte 
beſtimmt find. _ — | | 

7) Als rechtmäßige Urfachen zu Schulverſaͤumniſſen 
gelten nur: 1) eigene Krankheit ded Kindes, 2) Krank 
heit der Eltern, wenn dieſe der Pflege ihres Kindes noth⸗ 
wendig bedürfen, und 3) ungeflüme Witterung und fehlechte 
Wege bei Kindern, welche von dem Schulorte entfernt 
wohnen. | — J 
| 8) Wenn Kinder aus einer der angegebenen Urſa⸗ 
chen genöthige find, aus der Schule zu bleiben; fo müffen 
fie bei dem Lehrer entfchufdige werden, Verſaͤumniſſe der 
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letzten Art heißen erlaubte; alle übrige find un er⸗ 
laubte Schulverſaͤumniſſe. | 

9) Die Lehrer müffen über den Schulbefuch der. 
Kinder Liften führen, und darin täglich, Vor⸗ und Nach 
mittags, die Anweſenden und Die Abiwefenden genau bes 
merfen. 

10) Aus den Schuldefuch-Liften hat ein jeder Leh⸗ 
rer vierteljaͤhrlich (zu Ende des Vierteljahres) eine beſon⸗ 
dere Verſaͤumniß⸗Liſte anzufertigen. 

Der Orts» Geifiliche prüfe die Berfäumnißs Liſten, um 
ſich zu überzeugen, daß fie von dem Lehrer genau gefuͤhrt 
werden, und fich Feine Partheilichkeit mit einmiſche, und 
unterſchreibt die Nichtigkeit; der Lehrer übergiebt die Tas 
belle alsdann, noch vor Ablauf des Vierteljahres, der 
Schul: Deputation .oder dem Schulvorfiande. 
| In den Städten werden die einzelnen Liften von bem 
Rektoren eingefammelt, geprüft, unterfchrieben und einges 
reicht; auch kann hier die Einfendung monatlich (zu Ende 
des Monats) gefchehen. (In der biefigen Steindruckerei 
vom Kaufmann Wunfch find gedruckte Schulbefuchs und 
Verſaͤumniß⸗Liſten, der Bogen zu ı Sgr. zu. haben.) 

11) Die Schul Deputation ift ſchuldig, binnen der 
naͤchſten acht Tage, in ihren. vierteljährlichen Sigungen, 
die Urfachen der Schulverfäumniffe forgfältig zu unterfüs 
hen, die fänmigen Eltern vorzufordern, fie Jiebreich oder 
‚auch ernftlich und nachdrücklich zu ermahnen, zu warnen 
und anzumeifen, ihre Kinder ordentlich in die Schule zu 
fehirfen. Zum Beweife, daß. dies gefchehen ift, find die 


Namen, der vorgeladenen Eltern aan in dem Schub | 


Protokolle anzuführen. 

12) Don denjenigen Eltern s2 bei welchen freunds 
Jihe Bitten. und erafte Ermahnungen, Warnungen und 
Drohungen fruchtlo8 bleiben, hat die verfammelte Schul 
Deputation ein Verzeichnig aufzunehmen, daffelbe zu uns 
terfehreiben, und innerhalb der erfien Woche ded neuen 
Dierteljahrs in den Städten bei dem Meagifirate und auf 
dem Lande bei der fandräthlichen Behörde einzureichen. 
(Die Cinreihung der Liſten und die — und Voll⸗ 

cc 2 


— 
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ziehung der DVerfäumniß» Strafen, wie überhaupt did Auf⸗ 
rechthaltung der äußern Drbnung in Allem, was die 
Schule betrifft, tft Sache derjenigen Mitglieder der Ge- 
‘meinde, welche an den Sitzungen der ey 
Antheil nehmen, und dem Geiftlichen liegt dabei nur o 
zu bitten, zu ermahnen, zu warnen, mit einem Worte, 
auf die Gefinnung der Eltern ꝛc. zu wirken; was ihm 
in demfelben Maaße gelingen wird, in welchem er das 
Dertrauen, die Achtung und die Liebe feiner Gemeinde 
befigt.) 

13) Bon den Magifträten und den landraͤthlichen 
Behoͤrden ſind, ſpaͤteſtens binnen der naͤchſtfolgenden 14 
Tage, die noͤthigen Einſchreitungen oder Einleitungen zu 
treffen, um von den nachlaͤſſigen und pflichtvergeſſenen El⸗ 
tern die geſetzlichen Strafen beizutreiben. Es bleibt die⸗ 
ſen Behoͤrden uͤberlaſſen, nach Befund der Umſtaͤnde, die 
ſaͤumigen Eltern ebenfalls vorzuladen, zu verwarnen und 
zu bedrohen, ehe ſie die geſetzlichen Zwangsmittel gegen 
ſie eintreten laſſen, damit noch einmal der Weg der Ueber⸗ 
zengung verſucht und nicht mehr Strenge in die Verord⸗ 
nung gelegt werde, ald es der Sinn und Zweck derfelben 
mit fich bringe. Auch find diefelben ermächtigt, gegen El⸗ 
tern 2c., welche böfen Willen oder wohl gar Widerfeglich- 
keit zeigen, die Strafe zu erhöhen, und deren Kinder. durch 

Zwang in die Schule bringen zu laſſen. 
N 14) Die Schulvorftände können mit der Verſaͤumniß⸗ 
Lifte auch das DVerzeichniß der rücktändigen Schulgelder 
zur Einziehung einſchicken. Die Magifträte und bie. lands 
rärhlichen. Behörden haben die quitirten vierteljährlichen 
Straf: und ReftantensLiften vier Wochen nach dem An⸗ 
fange. des Vierteljahres, wieder zurück zu geben, 

ı5) Die Strafgelder für Schulverfäumniffe werden 
an die Orts⸗Schul⸗Kaſſen zur Anfchaffung der Schulbücher 
für arme Kinder und anderer nothwendiger Lehrmittel für 
die Schule, und die SERIE an bie Schulfehrer abges 
liefert. 

16) Die Magiſtraͤte und die landraͤthlichen Behoͤr⸗ 
den werden angewieſen, von jetzt an zu Ende jedes Jah⸗ 
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res zu berichten: ob die Schallehrer die Saulderſanmui⸗ 
Liſten genau und richtig führen und pünktlich einreichen; 
ob die Schulvorftände und Schul» Deputationen hierin ihre _ 
Schuldigkeit thun; ob die Beitreibung der Strafen überall 

pünktlich gefchehen ift; in weichen Drefchaften die wenigſten 
und in welchen‘ die meiften Schulverſaͤumniſſe in dem verflof- 
fenen Zeitraume vorgefommen findac., und zugleich geeignete 
Vorfchläge zu deren Verhütung und Abſtellung abzugeben. 
Den fänmtlihen Nektoren und Lehrern machen fir 
aufs Neue zur Pflicht, auch von ihrer Seite zur Befoͤr⸗ 
derung eines regelmäßigen Schufbefuchd dadurch beizutra⸗ 
gen, daß fie ihr Amt treu und getviffenhaft verwalten, in 
ihren Kindern Luft und Liebe zur Schule erwecken, und 
ihnen durch beftändige zwerfmäßige Befchäftigung den Auf⸗ 
enthalt in der Schule angenehm zu machen fuchen; nach 
den in der Schule fehlenden Kindern bei den Elterm ꝛc. 
fich fleißig erkundigen und erkundigen laffen; fich insbe: 


ſondere bei Führung der Liften Feine Nachläffigkeie, Wie 


kuͤhr oder Partheilichkeit erlauben, und don der Erfüllung 
ihrer Pflicht durch Feinen Verdruß fich abhalten laffen. 
Don den Geiftlihen erwarten wir, daß fie bei den woͤ⸗ 
chentlichen Schulbefuchen, welche ihnen nach $. 25. bes 
General » Land s Schufreglementd vom. Jahre“ 1763 von 
. Amtöwegen obliegen, fich überzeugen ‚werden, daß die Lehr 
rer die Schuftabelten vorſchriftsmaͤßig führen; daß fie bei 
ihrer Seelforge in den ihnen anvertranten Gemeinden jede 
Gelegenheit gewiffenhaft wahrnehmen, die Eitern anf die 
. Pflicht, welche Gore ihnen in das Herz gefhrieben hat, 
und wovon fie ihm Nechenfchaft geben follen, hinzumeifen, 
und wie es ihr geifilicher Beruf fordert, fie durch das 
Wort der Ermahnung und Warnung zu flrafen und zu 
befiern; daß fie die Kinder zu dem Konfirmanden: Unter 
richte nur unter der Bedingung eines ordentlichen Schul, 
beſuchs annehmen, und mit Strenge und Liebe darüber 
wachen, daß fie das gehörige Maaß von Kenntniffen und 
Dertigfeiten fich erwerben. Wenn auf diefe Art Geiftliche 
und Schullehrer zufammenmwirfen, und bei den obrigkeitli⸗ 
eben Behörden immer und überall die nöthige Unterſtuͤtzung 


Be | 
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finden; wenn Legtere zwar mit milder Umſicht und Maͤßi⸗ 
gung, aber auch mit dem noͤthigen pflichtmäßigen Ernft 
und Nachdruck darüber wachen, daß in dem. Schulbefuche 
Drönung berrfhe, und zu dem Ende die Strafe gegen 
pflichtvergeffene Eltern ꝛc. ruͤckſichtslos vollzogen werde: fo 
wird es mit der Zeit dahin kommen, daß Eltern und Kin⸗ 
der an die nothwendige Drödmung fich gewöhnen, und 
der regelmäßige Schuldefuch nicht mehr bloß als die Wir⸗ 
kung bed gefeglichen Zwanges, fondern als die erfreuliche 
Seucht einer fhön vereinten Thätigkeit für das Gedei⸗ 
- ben der Schulen und einer daraus hervorgehenden beffes 
ren Bildung der Jugend und des Volkes erfcheinen. 
Stettin, den 29. September 1826. 
Koͤnigl. Regierung, Abtheilung fuͤr die Kirchen⸗ and 
Schul ⸗ — 


101. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Sein, | bie 
Schulzucht betreffend. 





Damit in allen Stadt⸗ und Landſchulen unſers Ver⸗ 
waltungs-Bezirks die Schulzucht auf eine der Vernunft 
gemaͤße Weiſe ausgeuͤbt werde, haben wir, mittelſt einer 
an die Herren Superintendenten heute erlaffenen ausfuͤhrli⸗ 
chen Verfügung, die ſaͤmmtlichen Lehrer an den obgedach- 


. ten Schulen auf die befiehenden gefeglichen Vorſchriften: 


daß die Schulzucht niemals bis zu Mißhandlungen aus: 
gedehnt werden darf, die der Gefundheit ded Kindes 
auch nur auf entfernte Weife fehädlich werden koͤnnten; 

daß Züchtigungen, welche in diefen der Schulzucht 
gefegten Schranfen verbleiben, gegen die Lehrer nicht : 
als firafbare Mißhandlungen oder Injurien behandelt 
werden follen; 

daß, wenn daß Maag der Züchtigung ohne wirkliche 
Verlegung vder Nachtheil an der Gefundheit des Kin: 
des überfchritten wird, diefes von der dem Schulweſen 
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vorgefeßten Provinzial Behörde durch angemeſſene Dis⸗ 
ciplinarſtrafen an dem Lehrer zu ahnden iſt, und 

daß, wenn dagegen dem Kinde durch den Mißbrauch 
des Zuͤchtigungsrechtes eine wirkliche Verletzung, oder 
Nachtheil an der Geſundheit zugefuͤgt wird, der Lehrer 
nach den beſtehenden Geſetzen im heaichtichen Wege be⸗ 
ſtraft werden ſoll, 
ausdruͤcklich hingewieſen. Es ſind dieſelben fuͤr ſeden Miß⸗ 
brauch der ihnen zuſtehenden Strafbefugniß, und insbe⸗ 
fondere für jede Ueberfchreitung des gehörigen Maaßes in 
der Anwendung Förperlicher Züchtigungen von uns flreng 
verantwortlich gemacht, und zugleich angemwiefen worden, 
‚die Schulzuchr zwar mit - Ernft und Feftigfeit, aber auch 
mit der nöthigen Milde und Sanftmuth zu handhaben, 


und ſich dabei aller zwecfwidrigen und der Gefundheit nad: 


theiligen Strafen, 3. B. des Schlagend an den Kopf, 
auf die Fingerfpigen und andere leicht verlegliche Theile 
des Koͤrpers, des Ziehens an den Haaren, des Tretens 
und dergleichen, durchaus und auf immer zu enthalten. 
"Um nun die Lehrer auf.der andern Geite genen jede 

undefugte Einmifchung der Eltern in die Schulzucht ſicher 
zu ftellen, und das ihnen nörhige Anſehen hei der Jugend 
aufrecht zu erhalten, fegen wir hierdurch feft: 

3).28 iſt den Eltern und Dormündern durchaus ver⸗ 
boten, wegen Beſtrafung eines Kindes einen Lehrer 
in der Schule ſelbſt, oder in ſeinem Hauſe zur Rede 
zu ſetzen; tritt ein ſolcher Fall cin, fo Hat der Leh— 
rer davon dem nächften Schulanffeher, oder ver Schul: 
Deputation Anzeige zu machen, und diefe alddann 
dergleichen Eltern ıc. zur Verantwortung zu ziehen, 

oder gegen fie ein polizeiliched Verfahren einzuleiten; 

2) wenn Eltern ıc. über einen Lehrer gegründete Bes 

ſchwerde zu führen haben, fo müffen fie ſich damit 

zunächft an dem mit der befondern Schulanfficht be: 
auftragten Geififichen menden; 

3) glauben Eltern ꝛc., fich bet der Entfcheidung des 
Legteren nicht beruhigen zu koͤnnen, fo bleibe ihnen 
an ihte Beſchwerde i in den Städten bei der 
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Schul Depntation, und auf dem Lande bei’dem - 
“ Superintendenten der Synode zu übergeben, und im 
Außerften Falle folcde auch an und einzureichen. 
Indem wir vorfiehende Beftimmungen: hiermit zur all⸗ 
gemeinen Kenntniß bringen, erwarten wir von dem guten 
und redlichen Willen der Eltern und der Lehrer, fo wie 
von der Einſicht und Thärigfeit ver Geiſtlichen und der 
Schul⸗Deputationen, daB fie fämmtlich, fo weit es einen’ 
Jeden angeht, diefe auf Erhaltung der Ordnung in der 
Schule und auf dad Befte der Jugend abzweckenden Vor⸗ 
ſchriften genau befolgen, und auf deren Befolgung uͤberall 
ernfilich halten werden. won | | 
Stettin, den 23. September 1826, eo 

. Könige, Regierung, Abteilung für die Kirchens und. 

Schul⸗Verwaltung. 





‚" _ VIE 
Communal⸗-Weſen. 
| | 102. Sl. 
Reſcript bes Könige, Minifkeriums des Innern, an bie 
Königl. Regierung zu Potsdam, die Wählbarfeit der 
ſtaͤdtiſchen Bürgermeifter in Beziehung auf das Lebens 
“ alter berfelben betreffend. 

Die Koͤnigl. Regierung erhält hiebei abfchriftfich die 
Vorſtellung der Stadtverordneten zu N. N. vom 2oſten 
d. M., ihre Bürgermeifterwahl betreffend, mit dem Bes 
merken, daß, wenn gleich der in der Geſetzſammlung pro _ 
1875 enthaltene Abdruck der Städte-Drdnung im $. 148. - 
das 26ſte Lebensjahr, als. Erforderniß zur Waͤhlbarkeit 
enthält, folches doch nur ein Druckfehler fein kann, da 
das bier vorliegende Driginals Concept (mit welchem das 
im Staats» Archiv niedergelegte von Sr. König. Majeftät 
Allerhoͤchſtſelbſt vollzogene Haupteremplar nothwendig uͤber⸗ 
einſtimmen muß) deutlich das 25ſte Jahr feſiſetzt, darnach 
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auch immer , verfahren, und diefe Zaht auch richtig in den: 


erften Abdrücken der Städte, Ordnung, bie zu: Koͤnigsberg 


erfolgte, enthalten iſt. 
Di eſes Bedenken gegen die Beſtaͤtigung des N. N. 
faͤllt alſo weg, und wenn gleich auch dann noch beim 
Eintritt der Funktion des neuen Buͤrgermeiſters dem N. N. 
fünf bis ſechs Wochen an dem geſetzlichen Alter fehlen, 
„ fo würde doch bei der Geringfügigkeit diefer Differenz das 
Minifterium des Innern nicht abgeneige fein, die Allers 
hoͤchſte Dispenfation auszuwirken — vorausgeſetzt nem⸗ 
lich, daß fonft fein Grund obwaltet, dem N. N. die 
Beftätigung zu verfagen. Hiernach alfo mag die Koͤnigl. 
Regierung über die Sache berichten, und bie. angeordnete 
neu e Wahl einfiweilen fuspendiren. | 
. Berlin, den 28. Juli 1826. - Ä 
ii des Innern. — abıhelng, 

ler. 


103. 

Refeript des Königl. Minifteriums des Snnern, an ben 
Magiſtrat zu Berlin, die Befegung ſtaͤdtiſcher Unterbe⸗ 
_ bienten» Stellen mit verforgungsberechtigten Militair⸗ F 

Invaliden betreffend. 


Ueber den von dem Magifirat hierſelbſt im Berichte 
vom 7. Juli d. J. vorgetragenen Wunſch wegen Verſor⸗ 
gung. des gegen Verzichtleiſtung auf alle Koͤnigl. Benifi⸗ 
zien verabſchiedeten Landwehrmanns N. N. im ſtaͤdtiſchen 
Dienſte, hat ſich das Miniſterium des Innern mit dem 
Koͤnigl. Kriegs⸗Miniſterio vernommen, welches ſich ſo, 
wie die abſchriftliche Beilage (lit. a.) beſagt, erklaͤrt hat. 
Nach den darin bemerkten Umſtaͤnden, und da das Mini⸗ 
ſterium des Innern von den Worten der Allerhoͤchſten 


— Vorſchrift abzugehen nicht berechtigt iſt, kann auf den An⸗ 


trag des Magiſtrats keine Ruͤckſicht genommen werden. 
. Berlin, den 5. September 1826. 
Mintfterium des Innern, Erſte Abtheilung. 
= | N 8 oͤhler. 


* 
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ds 
Einem Königl, Hochloͤblichen Mintfterio des Junern, bes 
ehrt ſich das unterzeichnete Minifterium bei Ruͤckgabe des ans 
gebogenen Berichtes des hiefigen Magiftrats vom 7. Juli d. J. 
ganz ergebenft zu ermwiedern, daß der darin ausgeſprochene 
Wunfh, dem, gegen Verzichtleiftung auf alle Königl. Invali— 
den» Benefizten :verabfchledeten Landwehrmann N. N., einen 
frädtifchen Poften als Magiſtrats Diener, oder Stadt. Sergeant 
übertragen zu dürfen, nicht zu deferiven fein möchte; da nad) ber 
lllerhoͤchſten Kabinets Ordre vom 29, Mat 1320 zu allen bes 
oldeten ftädtifchen Unterbedlentens Stellen, feine andere 
als verforgungsberehtigte Milttate , Snvaliden, zu währ 
fen find; mithin ein Subjekt, welches durch WVerzichtleiftung, 
feine Anfprüdhe ‚auf Invaliden -Benefizlen (falls daſſelbe ſolche 
wirklich gehabt Hat) aufgab, wohl von den Kommunen mit 
Gelde unterftägt, nicht aber in Stellen, bie den verforgungss 
berechtigten Invaliden ausdrüdlih von des Könige Majeftät 
vorbehalten find, möchte yerforgt werden dürfen, 
Berlin, den 3ı. A 1826. 
Für den Herrn Kriegs » Diinifter in defjen Abwefenheit. 
v. Schoͤler. 


Ein son, Hochldbliches Miniſterium 
des Innern. 





104. | 
Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an das 
Koͤnigl. Ober-Praͤſidium zu N. N., die Anordnung von 

Strafen für verweigerte Annahme ftädeifcher Poften 
betreffenv. 

Was der N. N. rücffichtlich der von den Stadtver- 
ordneten dafelbfi wider ihn, wegen der verweigerten Ans 
nahme. ded Poſtens als Rathmann, befchloffenen Strafe 
der fiärferen Anziehung zu den Communal:Laften, unterm 
ı2ten d. M. vorftellig gemacht hat, ioollen Ew. x. aus 
der angefchloffenen Eingabe gefaͤlligſt erſehen. Obwohl ich 


Em. ı. die Entfheidung der Sache Aderlaffe, fo kann ich 
" dennoch, zu Bewirkung völliger Uebereinſtimmung in einem 
etwanigen Reclamationsfalle, nicht umhin, ergebenft zu bes, 
merfen, daß der $. 202. der Städte: Ordnung nur von 
allgemeinen Laften, nicht aber von folchen Leiſtungen fpricht, 
welche Jemandem, wie in casu, aus einem fpeziellen Rechts⸗ 
titel obliegen, und daß daher die Seßteren zur Strafe für 
die, Verweigerung der Annahme eines Stadtamtes nicht 
erhöhet werden können, fondern Bloß nach dem fpeziellen 
Titel zu beurtheilen find, die diesfaͤllige Verfügung der 
Könige. Regierung alſo einer Berichtigung zu bedürfen 
fcheint. _ 
Berlin, den 22. Auguſt 1826. 
| Der Minifter des Innern. 
v. Shufmann. 


" 105, \ 
Refertpt des nit. Minifteriums des Innern, an bie 
König. Regierung zu Breslau, die Bewilligung bes 
‚ Önaben Duartals für die Hingerbliebenen ftädtr 
ſcher Bürgermeifter betreffend. 





Das Miniſterium — ber Koͤnigl. Reglerung auf 
Ihre Anfrage vom 24ſten v. M., wegen des Sterbe⸗Quartals 


der Wittwe des Buͤrgermeiſters N. N., daß ein Buͤrgermeiſter, 


da er der Vorſitzende eines Magiſtrats⸗Collegii iſt, als ein 
in kollegialiſchen Verhaͤltniſſen ſtehender Beamter, gleich 
ben Mitgliedern dieſer Kollegien, unzweifelhaft zu betrach⸗ 
ten, und daher der Anfpruch der Hinterlaffenen auf dag 
Gnaden- Quartal nach der Allerhoͤchſten Kabinets⸗-Ordre 
vom 22. Fanuar d. 5. Eeinem Bedenken le iſt. 
Berlin, den 15. September 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
— | Köhler. 
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-  Refolution des Minifterinmg des Innern, an ben Deren 
Sands und Stadtrichter N. N., die. von felbigem. als 
Staatsdiener und anfäßiger Bürger verlangte. 
| Communal» Steugr ‚betreffend. 





In Ihrer Vorſtellung vom 3 iſten v. M. iſt irgend 
ein Grund zur Beſchwerde Über Praͤgravation bei Repar⸗ 
tition der dortigen ſtaͤdtiſchen Communal⸗Steuer um fo 
weniger für nachgkwieſen anzunehmen, ald das Minifle 
rim and der eingereichten Verfügung der Königl. Negies 
zung zu N. N. vom 21. Juli c. erfichet, daß Sie nicht 
nur wegen. Ihres Gehalts, fondern auch als anfäßiger . 
Bürger für fienerpflichtig zu achten find, und ver ihnen 
in diefer doppelten Kategorie angefonnene jährl. Beitrag 
als bedruͤckend nicht angefehen werben kann, fo lange Sie 
(nicht nachweifen, daß ein anderer. Grundfaß der Beſteue⸗ 
zung bei den übrigen Steuerpflichtigen angewandt worden . 
iſt. Nach dem Inhalte Ihrer Vorftellung ift fonach von 
hieraus zur Zeit nichts - zu verfügen. Glauben Sie aber 
die Befchwerde beffer fubftantiiren zu Finnen, fo bleibt 
Ihnen überlafen, Sich damit in Gemäßheit der Ober⸗ 
Praͤſidial⸗Inſtruktion vom 31. December v. J. an das 
König. DbersPräfivium der Provinz zu werden. 
Berlin, den 14. September 1826. 
Miniſterium ded Innern. Erſte Abtheilung. 
3 u Köhler. 





— 107. J 
Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern 
und der Finanzen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Rheiniſche 
Regierungen, bie Verwendung ber Polizeis Geldftrafen 
in Beziehung auf Kommunen und Inſtitute ber _ 
treffend. Ä 


— — 


Die Antraͤge der Koͤnigl. Regierungen in den Rhein⸗ 


* 
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Provinzen auf Niederſchlagung der unbeibringlichen Reſte 
und Ausfaͤlle, welche an den denſelben zur Einziehung 
Aberwieſenen Polizei⸗Geldſtrafen entſtehen, find bisher au - 
dad Finanz» Minifterium gelangt. -Da aber bei diefen 
Geldfirafen, in fofern fie nach der dortigen Verfaſſung 
und nach der Alterhöchften .Kabinetd sDrdre vom 27. Des 
cember 1822 .nicht zur Staats: Kaffe fließen, fondern dem. 
Communen und Inſtituten überwiefen werden, das Finanze 
| Minifterinm nicht intereffire iſt, dieſe Angelegenheit viel⸗ 
mehr in Beziehung auf die Verwendung der aufkommen⸗ 
den Einnahme zum Reſſort des Miniſteriums des Innern 
gehoͤrt, ſo wird die Koͤnigl. Regierung hiermit angewieſen, 
die Liquidationen der an dieſen Einnahmen ſich ergeben⸗ 
den Ausfaͤlle kuͤnftig und zwar auch von den Ausfaͤllen 
fuͤr die früheren Fahre an Segtgedachtes Minifterium eins | 
zureichen. 
. Berlin, den 16. Mai 1826. 
Der Minifter ded Innern. Der Minifter der Finanzen, | 
9 Schuckmann. abwefend. 





108. 
Refeript des Königl. Minifteriums des Innern, an die 
Königl. Regierung zu Breslau, die Nichterhöhung 
. der flädfifchen Bürgerrechts-Gelder betreffend. 





Die Meinung, welche die Königl. Regierung in Ih⸗ 
rem, die Erhöhung der Bürgerrechtö: Gelder betreffenden 
Bericht vom 6ten v. M. aufftelt, daß nemlich durch die 
Verdoppelung der’ Bürgerrecht: Gelder Jeichtfinnige Ans 
fiedelungen verhindert, und die Laften der ſtaͤdtiſchen Ars 
men=Kafen, welchen dergleichen Anſiedler oft in Eurzer 
Zeit zur Laft fielen, erleichtert werden würden, kann das 
unterzeichnete Minifterium nicht theilen.' 

Derjenige, welcher Teichtfinnig, und ohne die Mittel - 
zu feinem Fortkommen im Voraus gehörig zu berechnen, 
ſich zu etabliren beabfichtige, wird, wenn er einmal die 
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fonftigen Koften zw decken weiß, auch noch den Mehrbes 
trag von 3, 6, oder 10 Rthlr. aufzubringen fuchen, wenn 
ed auch durch den Verkauf der zu feinem Fünftigen Ges 
werbö- Betriebe angefchafften Effekten, durch Unterlaffung 
ihrer Anfchaffung, oder durch leichtfinniged Schuldenmachen 
gefchehen follte.. 
| Selbſt in diefen, doch ohne alfen Zweifel nur zu den 
Ausnahmen gehoͤrigen Faͤllen wuͤrde daher durch das vor⸗ 
geſchlagene Mittel eher dem Zwecke entgegen gearbeitet, 
als derſelbe gefoͤrdert werden. 

In allen anderen Faͤllen wuͤrde es aber die Nieder⸗ 
laſſung armer, aber betriebſamer, und durch ihre Betrieb⸗ 
ſamkeit die Anlage zu kuͤnftigem Wohlſtande mit ſich brin⸗ 
gender Buͤrger erſchweren, wenn man die ohnehin ſchon 
bedeutenden Koſten der Niederlaſſung noch durch die Ver⸗ 
doppelung der Bürgerrechtd: Gelder vermehrte, und da⸗ 
durch dem neuen Anfiedler vielleicht die letzte Baarfchaft 

entzoͤge, die ihm, zur Bervolftändigung feiner Einrichtung, 
dder auch zur augenblicklichen Aushuͤlfe bei Krankheit und 
anderen Unfällen übrig geblieben if. Statt auf die Vers 
mehrung des Wohlftandes einzumwirfen, würde daher bie 
Maaßregel zu deffen Derminderung beitragen. 

Fir die Kaͤmmerei aber, und für die Armen Kaffen 
insbefondere, würde die Einnahme jeden Fall im Vers 
hältniffe zu dem Gefammebedürfniffe doch nur von fehr 
geringer Bedeutung fein. Es muß Be bei der zeithes 
rigen Einrichtung bewenden. | | 
- Berlin, den 2. September 1826. 

Minifterium des dien en Abtheilung. 
| Köhler. 


% 
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| 109. 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern, an das 
Königl. Dber-Präfidium zu N. N., das Epecutiong; 

Verfahren in ftädtifchen Schulden-Sachen betreffend. _ 


Mit der von Em. ꝛc. im- Berichte vom 16ten d. M. 


11 * 
J * 


geäußerten Meinung, daß die Forderung des Kaufmanns 
N. N. an die Stadt N. N. als eine vechtlich feftfiehenve 
noch nicht zu betrachten, die Sache daher auch zur Ere- 
ention noch nicht reif fei, bin ich einverflanden. Denn 
allerdings Hätte, in fofern Fein Rechtsſpruch vorhanden, 
noch, der Natur der Forderung nach, zuläßig war, die 


Reglerung zuvoͤrderſt nah Maaßgabe der |Ufferhöchften 


RKabinets-Ordre vom 27. Dftober 1820 entfcheiden,, daß 
Erkenntniß gehörig publiziven, und erſt nach deſſen Rechts⸗ 
Eraft die Erecution verfügen follen. Ew. ꝛc. ſtelle ich da⸗ 
her das Weitere in der Sache ergebenft anheim. 
Was aber die Frage anlangt: ob dergleichen Execu⸗ 
tionen gleich nah Einreichung eines Schulden + Tilgungs- 
Planes oder erft nach defien Beflätigung aufhören follen? 
fo kommt in Betrachtung, daß denjenigen Städten, wel⸗ 
he nach eilf Sriedends Jahren ihr Schuldenwefen noch 
nicht regulirt, und noch nicht für, die Mittel zu allmaͤhli⸗ 
ger Befriedigung der. Gläubiger geforge haben, entweder 


eine unredliche Gefinnung gegen die leßteren, oder den, 


Verwaltern und Vertretern derfelben eine tadelnswerthe 


Nachlaͤßigkeit vorzumerfen if.  Diefe wird am ficherfien - 
“durch ernfte und firenge Maaßregeln befeitigt, weiche, wenn 


fie auch für den Augenblick DVerlegenheiten in der ftädti- 


fchen Verwaltung erzeugen, doch in der Negel in ihren 
Folgen durch beſſere Drönung zum Vortheile Aller, ſelbſt 
der immittelſt zurückgefegten Gläubiger erfprießlich find. 


Diefe Maaßregeln zu ergreifen, iſt die Negierung berech- 
tizt und, da den Gläubigern der Rechtsweg verfchloffen 
iſt, verpflichtet. Da nun auch eine Behörde, weiche vor 
der Hand ihre Gläubiger nicht befriedigen, oder fich nicht 
die Mühe geben will, einen gründlichen, ausführbaren 
und bald zum Ziele führenden Schuldentilgungsplan aus: 
zuarbeiten, es in ihrer Gewalt hat, durch Werzögerung 
der nöchigen Beantwortung der etwa gezogenen Monito- 
rum, dusch deren Mangelhaftigfeit und durch andere dem 
üůubeln Willen zu Gebote fiehende Mittel die wirkliche Yes 

fätigung eines eingereichten Schufvdentilgungspland Jahre 

lang aufzuhalten; fo erfurhe ich Em. sc. in allen zu Fhrer 
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Entſcheidung kommenden Faͤllen, den Glaͤubigern ſolcher 
Gemeinden, in welchen noch kein beſtimmter Schuldentil⸗ 
gungsplan vorhanden iſt, aus den bereiteſten Mitteln der 
Kaͤmmereien zu Befriedigung ihrer rechtlich feſtſtehenden 
Forderungen verhelfen zu laſſen. 

Nah Feſtſetzung eines Schuldentilgungsplang - kann 
ſich die Execution allerdings nur auf deſſen Ausfuͤhrung 
erſtrecken. 

Berlin, den 30. September 1826. 
Der Miniſter des Innern. 

| | v. a. 


110. 


Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, an die 
Königl. Regierung zu Merfeburg, die Konftituirung eis 
nes Domizils im Inlande von In⸗ und Ausläns 
dern ci na 


Der Königl. Regierung wird auf den 1 Bericht — 
ı8ten dieſes, 
die Aufnahme der N. Nſchen Familie betreffend, 
hiermit eroͤffnet, daß Sie darin ganz Recht hat, daß dem 
Staate freiſtehet, jedem Auslaͤnder, folglich auch dem 
beſcholtenen, den Eintritt in denſelben zu verweigern. Al⸗ 
lein dieſes Recht kann nicht den einzelnen Communen zus 
geſtanden werden. In dem vorliegenden Falle hat nun 
Se. Koͤnigl. Majeſtaͤt unmittelbar die Aufnahme befohlen; 
binfolglich Fann von Feiner Weigerung weiter die Rede fein. 
Inlaͤndiſche Vagabunden haben aber die Pflicht, 
ein Domizil‘ zu conſtituiren; und diefer Pflicht würden fie 
nicht genügen Fönnen, wenn den einzelnen Communen 
freiftehen foßte, ihnen zu unterfagen, ein Domizil zu con⸗ 
flituiren, weil, was einer Commune freiſteht, allen Com⸗ 
munen freiſtehen muß. 
Das Reſcript vom 29. Juli 1822 ift durch das Reſcript 
vom 9. Auguſt 1822 zurückgenommen, und kann auf — 
kein 


‚+ s 
# 
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kein Bezug genommen werden. Es muß alſo bei der Ver⸗ 
fügung vom 4tem dieſes fein Bewenden behalten. ee 
Berlin, den 31. Auguft 1826. | 
Minifterinm des — Erſte Abthellung. 
Re er 


IM’... | 
| Kefeript des Königl. Minifteriums bes — an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Aufnahme von Frem⸗ 
den und Ermerbung eines _— von felbigen 

im Inlande ———— u 


— — 


Der Preußiſche Staat iſt allerdings — vie der 
Koͤnigl. Regierung auf Deren Bericht vom 22ſten v. M., 
das Geſuch des N. N. um Ertheilung eines Einwan⸗ 
derungs⸗Conſenſes betreffend, 
hiermit eröffnet wird, anch den Unterthanen aus fremden. 
Landes-Staaten ‚nach beigebrachtem Auswanderungs: Cons ' 
fenfe ihrer vaterländifchen Behörde, wenn fonft ein erheb⸗ 
licher und gefeglicher Grund dazu obtwaltet, 3. DB. wegen 
Armuth, Bettelei x. die Erlaubniß zur Einwanderung zu 
verfagen, indem der ıgte Artikel der Deutfchen Bundes, 
Akte im $. 2. litt. a. ausdrüctich den Bundes» Staaten 
diefe Befugniß reſervirt. Auch giebt das Heirathen einer 
Preußiſchen Unterthanin einem Ausländer Fein Recht, bloß 
. um. dedwillen die Aufnahme in den Preußifchen Staat zu 
‚verlangen. Die von der Königl. Regierung aufgeftellten 
Bedenken find daher nicht erheblich. 

Allein die Königl. Regierung feheint das Saktum aus 
einem unrichtigen Gefichtspunkte aufzufaſſen. Sie — 
nemlich: 

„der N. N. «habe ſich ſeit mehreren Jahren im Preu⸗ 
ßiſchen Staate als Fremder aufgehalten.“ | 

Dagegen nimmt das beigefügte Erkenntniß ded Kris 
minal» Senatd zu N. N. air, daß er im Preußiſchen ges 
wohne babe, Ein Ausländer aber, der im Preußiſchen 

einnalen. ai 1826. Ddd 


70 j ee ’ 
eine Wopnung: ing ; abi sein Domijzilinm — 
ret, wird der Regel nach (ce on durch. * Ereigniß an 
ſich ſelbſt ein Einlaͤnder. 

Nirgends iſt in den Geſetzen eine au sdracktiche 
Erklaͤrrng des Staats reſervirt; vielmehr kann auch das 
Domizil ſtillſchweigend durch Handlungen conſituiret werden. 

Berlin, den 5. Juli 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Az Jess Urn — | —— 


112. 


Hefeript d des es Konigl. Miniſteriums des — an die 
Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die Konſtituirung 
eines Dorizils betreffend. 


Der König, Begierung m wird auf dem Zeit vom 
a6ften v. M., 

die Aufnahme dee N. Nſchen Samilie betreffend, 
hiermit zu erkennen gegeben, daß keiner Commune das 
Recht zugeſtanden werden kann, einem Menſchen, der nicht 
wirklich arm iſt, zu verwehren, in derſelben ein Domizil 
zu — 

Der N. N. macht nun keinen Anſpruch auf Allmo⸗ 
ſen, hat fofcher bisher auch. nicht bedurft; die Königl. Re⸗ 
sierung hat daher demfelben ohne Weiteres die —— 
Niederlaſſung in Halle zu geſtatten. 

Berlin, den 4. Auguſt 1826. 
Winiſterium des Innern. ar ash 


113. 3 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, an ben. 
Magiſtrat in. Berlin, bie. Befkätigung des Reglements 
zur Rranfen- und Sterbe-Kaffe für die Tabacks⸗ 
fpinner» Öefellen in Berlin betreffend. 


Es Hat firh in’ allgemeinen Beziehungen bei, dem von 


. 


* . 


dem Magiſtrate mittelſt Berichts vom steh v. M. einge⸗ 
reichten Entwurfe des Reglements zur Kranken⸗ und Sterbe⸗ 
Kaffe für die Tabacksſpinner⸗Geſellen hierſelbſt (Ant, a.) 
feine bauptfächliche Erinnerung gezeigt, und wird den 
Magifirate die Beftätigung ded Reglements, ald eines die 
Verwaltungs» Grundfäge einer blos erlaubten Gefellfchaft 
ordnenden Statuts, fo mie bie wegen der fortdauernden 
Beauſſichtigung zu treffenden Maaßnehmungen überlaſſen. 
“Berlin, den 6. September 1826. 
Minifterium des Innern. nn Abtheilung: 
F | Koͤhler. 


a. | 

Reglement. 
für die Enbadöfpinner »Behtlen Sranfen und Sterbes Kaffe 
| No, 44. , 

j \ $ I. ° 
‚Mitglieder diefer Kaffe können nur Tabacks ſpinner ⸗Ge⸗ 

fellen, und zwar nur ſolche werden, welche das Yufte Lebens⸗ 
jahr noch nicht uͤberſchritten Haben, bei ihrer Aufnahme ges 
fund find, und deren LeibessBefchaffenheit nicht ein baldiges 


Ableben beforgen laͤßt; jedoch bleibt es den Umſtaͤnden vorbes 


halten, ob in der Folge nicht auch anderen Perfonen der Zus 
tritt zu diefer Kaffe zu geftatten if. Um Weitläuftigkeiten und 
Koften zu vermeiden, bedarf es dieferhalb der Beibringung eis 
med Tauffheines oder Atteftes eines Arztes nicht, fondern es 
reicht zu, daß derjenige, welcher die Aufnahme wuͤnſcht, fi 
bei der Gefellfhaft an einem Auflagetage in Perſon mels 
det, und Über Alter und Geſundheits-Umſtaͤnde fich gewiſſen⸗ 
haft erflärt: Die Arinahme erfolgt nah Mehrheit der Stims 
ten. Wer falfche Angaben über fein Alter und feine Ge⸗ 
fundeits s Umftände gemacht hat, und defien in ber- Folge übers 
führe werden follte, wird mit Vorwiſſen des zeitigen Aſſeſſors 
in der Mitglieder-Liſte geftrichen, und geht feines Eintritts⸗ 
geldes, aller Beiträge und aller Anfprüche sum Beſten der 
Kaſſe verluſtig. F 
7 Mitglieder; die ſich im aktiven Milltair Dienſte befin⸗ 
Ddd 2 
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den, find waͤhrend ber Dienftzelt frei von Beiträgen, erhalten 
‚ aber, wenn, fie erkranken, keine Unterſtuͤtzung, und wenn fie 
während derſelben mit Tode abgehen, wird — Erben Eeln 
Be, Geld verabreicht. Br 
2, 

Es werden von bdiefer Sefeufcaft blejenigen Perſonen 
ausgeſchloſſen, welche einen aͤrgerlichen und anſtoͤßigen Lebens; 
wandel führen, oder fonft grober Verbrechen ſich ſchuldig ges 
macht haben. Geräth ein Mitglied in gerichtliche Unterfuchung, 
und wird daffelde von der hleſigen Stadtverordneten. Verfanims 
fung, oder bei Auswärtigen von der fonft vorgefegten Civil; 
Behörde des etwa fchon gewonnenen Bürgerrechte, oder der 
damit verbundenen Ehrenrechte für verluftig, oder im Woraus | 
für unmwürdig erklärt, oder auf Verluſt der National s Kofarde 
gegen daſſelbe erkannt, fo kann ein folches Mitglied, indeß 
nur mit Vorwiſſen des Affeffors, aus der Mitglieder; Lifte ges 
ſtrichen werden, und feine bis dahin Heleifteten Beiträge, wie 
das Eintrittsgeld verbleiben der Kafle. 

Unruheftifter werden zu Gunften der Kaffe, mit 5 Ser. 
Strafe belegt, im Wiederholungs, Fall mit Verluſt aller Ans - 
rechte geftrichen. Wenn bei den Verfammlungen der Gefells 
ſchaft, nicht erweislih zu machende Befhuldigungen oder Belel⸗ 
digungen von einem Mitgliede ausgefprochen werden, fo fol 
daffelbe, jedoch uur mit Genehmigung des —— Brei 
falls aus der Lifte geftrichen — 


. | 

Wer ſich durch. grobe — in der Wolluſt, 
Unmaͤßigkeit im Trunke, oder in ſonſt ſelbſt verſchuldeten Faͤl⸗ 
len, Krankheit und Wunden zugezogen, kann waͤhrend der 
Dauer derſelben feine Unterſtuͤtzung erhalten, und muß feine: 
Beiträge entrichten. Stirbt er am biefen Krankheiten oder 
Wunden oder In Gefolge derfelben, fo erhalten deſſen Erben 
fein Begraͤbniß⸗Geld. 

Mer ein bürgerlich 8 Gewerbe ergreift, deſſen Betrieb 8er 
ben und Gefundheit mit Gefahr bedroht, und Folge defien ers 
krankt, verwundet wird, oder flirbe, hat weder Belhuͤlfe in 
Fälen der Krankheit oder Befchädlgung zu gemärtigen, noch 
Kann feinen Erben Begraͤbnißgeld gezahlt werden. — Diejes 
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nigen Mitglieder, welche mit ihren Beiträgen länger ale 3 Mo, 
nate im Ruͤckſtande geblieben, werden gelöfcht, und geben ihres 
. Eintritt8 » Geldes und der bis dahin geleifteten Beiträge verlus 
ſtig. Es verfteht fih von felbft, daß einem erfrankten Miits 
gliede und ben Erben eines Mitgliedes, welches Beiträge ſchul⸗ 
dig verblieben, die Ruͤckſtaͤnde von der Unterſtuͤtzungs und ı 
. Begräbniß Summe abgezogen werden. — Nur bei Innerlichen 
Krankheiten, welche den Kranken bettlägerig und zur Arbeit 
unfähig ‚machen , wird Krankengeld gezahlt, nicht aber bei aͤu⸗ 
ßern Schaͤden, Wunden u. ſ. 


g. 

Sollte ein Mitglied den Bee machen, ſich Kranken⸗ 
Geld verabreichen zu laſſen, ohne krank zu feln, welches ange⸗ 
nommen wird, ‘wenn der, das Krankengeld auszahlende Vor⸗ 
ſteher das ſich krank gemeldete Mitglied, wenn ſolches bereits 
Krankengeld erhalten hat, nicht zu Hauſe anweſend oder doch 
bei einer Arbeit betrifft, die ein wirklich Kranker zu verrichten 
außer Stande iſt; ſo ſoll es mit Vorwiſſen des Aſſeſſors, die 
empfangenen Kranken-Gelder wieder zuruͤckgeben, ſeines An⸗ 
tritts⸗ Geldes und ber gezahlten Beiträge zum Beſten ber 
Kaffe verluftig gehen, und auf immer aus der Lifte der Dit 
glieder geftrichen werden. 

5. 5F. 


Wenn ein Mitglied von einer langwierigen arankheit be⸗ 
fallen werden ſollte, ſo kann ihm nur ſechs Monat lang Kran: 
£engeld verabreicht werden. Iſt es aber nah Ablauf dieſer 
Zeit noch nicht als arbeitsfähig wieder hergeftellt, fo kann es 
fein Krankengeld weiter befommen, bevor daſſelbe nicht wieder 
ſechs Monat lang die Beitraͤge gehörig entrichtet Hat. Wäre 
die alsdann obmwaltende Krankheit noch ein und biefelbe, an 
welcher das Mitglied früher gelitten, und dieſerhalb ſechs Mo- 
nate Über Krankengeld empfangen bat, fo kann keine Unter⸗ 
ftügung erfolgen, indem diefe nur gereicht wird, wenn zwifchen 
der letztern und neuen Krankheit das -unterftügte Mitglied we⸗ 
nigftens fehs Monat hindurch gefund geweſen. 

6. 


$. | 
Bird ein Mitglied genöthigt, Berlin und defien Vor— 
ftäbte auf länger als drei Monat zu verlaffen, oder fid, ander, 
| \ 
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waͤrts miederzulafien, fo erhält es kein Krankengeld, bls es wie⸗ 
der bier feinen Wohnfig genommen, Hat es feine Weiträge 

regelmäßig fortgezahlt,. fo wird feinen Erben, wenn ſie ſein 
Ableben durch einen gerichtlich beglaubigten —— nach⸗ 
weiſen, das Begraͤbnißgeld entrichtet. * 

Wer ſich, nachdem er ſeinen Wohnſitz wieder hier aufge 
ſchlagen, nicht innerhalb: fehs Wochen zur Annahme: xhelder, 
gebt, des Rechts verluftig, und kaun nur als eine. new zutres 
tende Perſon betrachtet werden, wenn er das Gofte betenebe 
noch nicht uͤberſchritten hat, und gefund iſt. 

$. 7. 

Wenn ſich jemand bei diefer Geſellſchaft aufnehmen laſſen 
will, ſo muß ihm gegenwaͤrtiges Reglement zum ſoſortigen 
Dacchleſen eingehändiget und, im Falle er Leſens und Schrel⸗ 
bens unerfahren fein follte, daſſelbe langſam und deutlich von 
‚einem der Morfteher vorgelefen werden. 

“ Unterwirft fih der fi) Gemeldete den vorgefchriebenen 
Bedingungen ‚ fo wird fein Wors und Zuname, Alter, Woh⸗ 
nung, die Zeit feines Beitritts ꝛc. genau und deutlich gr das 
Stammbuch eingetragen, damit vorfommenden Falls mit Zus 
verläßigkeit auf dafielbe zurückgegangen werden kann. Für das 
Einſchrelben zahlt ein jedes Mitglied als ein Anteittes Selb 

Funfzehn Sgr., 
zu deſſen Berichtigung jedoch eine Friſt von drei Monaten ber 
volllige wird. Iſt nach Ablauf derfelben das Antrittsgeld nicht 
erleget, ſo wird das Mitglied in der Liſte wieder geloͤſcht, und 
geht der bis dahin geleiſteten Beiträge und des etwa ſchon ges 
zahlten Theils des Antrittsgeldes verluftig, , welches alles der 
Kaſſe zufaͤllt. 
— 8% - 

Mach gefchehener Aufnahme muß das rezipirte Mitglied 
drei Monate über, bie Beiträge gehörig berichtigt Haben, ehe 
und bevor dafielbe einen Antheil an der Kaffe hat. Mach 
Ablauf diefer drei Monate bekommt es, jedoch nur nach den- 
Beſtimmungen des $. 3. wöchentlich | 
| Einen Thaler Sgr. 
Rrantenget, und iſt, wie ſich von felbft verfteht, für die Dauer 


der Krankheit, von Beiträgen befreit. Sollte es wit Tote abs 
gehen, fo erhalten die, fegitimtrten Erben 
Bierzehn Thaler Re 
Begraͤbnißgel. — Ye 
g 3 254 — En 
Ale vier Wochen jedesmal am Sonntage, nach heendig⸗ 
ter Nachmittags/-Predigt iſt Auflagetag, „und, ‚ale drel Monat 
eln Quartaltag, gun welchen. Tagen von jedem ae 
Fünf Silbergrofhen „ | 
Beitrag entrichtet wird... | | 
Mer nicht in Perfon erſcheint, kann ven "Beitrag un 
durch ein Mitglied der Geſellſchaft abfragen, laſſen und dat, 
wenn über die Ablieferung Strelt entftehen follte,. ſich nur an 
diefes Mitglied zu halten, da bie Kaſſe den.. Re ‚niemals 
leiden darf. 
: Get 10... :* " 
Erhöhungen der. Beiträge, Begräönißs- und. Krankengel⸗ 
der, desgleichen Ermäßigungen derjelben im Falle die Umſtaͤnde 
es nöthig machen, koͤnnen nur mit ausdruͤcklicher Genehmigung 
des jedesmaligen Aſſeſſors zur Ausführung : gebracht werden, 
Die Vorfieher bringen die nöthigen. Vorfchläge deshalb in Aw . 
trag, und die Stimmenmehrheit der Auweſenden an. einem, 
- Anflagetage entfcheidet hierüber. Die Mitglieber- werden, be 
vor die. desfallfigen Beſchluͤſſe zur — — vler 
Wochen vorher davon benachtichtigt. 


a 


6. u. ML 308: 

Sosiel als möglich. foll bei der — darauf Be. 
dacht genommen werden, daß der vorhandene Kaſſen⸗Beſtand 
vergroͤßert, und aus demſelben ein Capital geſammelt werde, 
welches den zuletzt verbleibenden Mitgliedern zu ihter Decun⸗ 
gereiche. 

Dieſes Capital ſoll auf vorthellhafte Weiſe mit Vorwiſſen 
und Genehmigung des Aſſeſſors, geſetzlich ſicher belegt und 
zinsbar benutzt werden, und bleiben die Vorſteher der Geſell⸗ 
ſchaft perſoͤnlich dafuͤr verhaftet, wenn dem entgegen gehandelt 
werden ſollte und Gelder, deren Betrag ſich auf Einhundert 
Thaler beläuft, unbenutzt liegen bleiben. 


7768 
ga 
a ein Dirgtie, fo muͤſſen auf gefchehene Anzeige 
des Todesfalles bei dem Kaflenfchreiber, derfelbe und Einer der 
‚ anderen beiden Vorſteher der Geſellſchaft, ſich ſofort nach dem 
Leichenhauſe begeben, und ſich moͤglichſt genaue Ueberzeugung 
verſchaffen, ob der Tod natuͤrlich erfolgt iſt, Falls das Mits 
glied ohne Hinterlaſſung von Angehörigen verfforben fein ſollte, 
wird die Beerdigung von den vorbezeichneten beiden Vorſtehern 
aus den beſtimmten vierzehn Thalern Begraͤbniß⸗Geldern ſelbſt 
beſorgt, und haben ſolche von der Ausfuͤhrung dieſes Auftrages 
Rechnung abzulegen, yab ben jebeemaligen Ueberſchuß zur Kaſſe 
zu berechnen. er | 
Ein Leichen s Gefolge findet, wenn die Beerdigung eines 
Mitgliedes im vorbemerkten Falle durch die Geſellſchaft erfolgt, 
fo wie uͤberhaupt wicht Statt. 


Be, x 

Sobald fih ein Mitglied der Gefellfchaft bei dem Kaffens 
fchreiber krank melden laͤßt, ſo find die Vorſteher verpflichtet, 
daſſelbe fofort zu befuchen, und fih ſowohl von der, Krankheit 
als auch duch Vorzelgung des Quittungs⸗Buchs davon zu 
überzeugen, daß die 5 9. beſtimmten Beltraͤge gehörig bezahlt 
worden find. Iſt letzteres dee Fall, und die Krankheit nicht. 
bloß vorgegeben, : fo erhält der Kranke nach Ablauf von acht 
Tagen: das $. 8. beftimmte Krankengeld, und daflelbe ferner 
bei den zu wiederholenden Bejuchen der Vorſteher von acht zu 
acht Tagen. Dieſe haben die: Quittungen des Kranken. über 
die empfangene Unterftügung : am nächften Quartals Tage vors 
zulegen, und als: Beläge-aufzubewahren. Da den Vorftehern 
nicht zugemuthet werben kann, erkrankte Mitglieder, die ihren 
Wohnfig außerhalb der Ringmauern genommen, haben ober noch 
nehmen möchten, perfönlich zu befuchen, ‚fo müffen die Kranken - 
Ihre Krankheit durch eim Atteft ihres Arztes befchelnigen. _ 

Die Erben. eines außerhalb der Ringmauern der Stadt 
verftorbenen Mitgliedes müffen das Ableben durch ein Kirchen⸗ 
Zeugniß erwelslich machen. 

$. 14. 

Zur Erhaltung der Ordnung und zur zweckmaͤßigen Ver—⸗ 

waltung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft, ſollen jederzeit drei Vor⸗ 


* 


. 


/ 
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— fein, und folche von und aus berfelben — werden. 
Einer dieſer Vorſteher fuͤhrt ſodann als Kaſſenſchreiber Rech⸗ 
nung uͤber Einnahme und Ausgabe, eben ſo die Buͤcher, und 
muß ſich das Zutrauen der Geſellſchaft in einem vorzuͤglichen 
Grade ſtets zu erhalten ſuchen. Sollte er daſſelbe verlieren 
und grobe Dienft» Vernachläßigungen nicht eine ſofortige Ent⸗ 
fegung etwa. nothwendig machen, fo feht der. Gefellihaft frei, 
ihn nad vorhergegangener ſechemonatlichen Auftündigung, aus 


dieſem Amte zu ‚entlaffen, 


Die beiden anderen Vorſteher fungiten ein halbes Jahr 
(wenn ſie nicht mit Zuſtimmung der Geſellſchaft laͤngere Zeit 


ihre Amtsgeſchaͤfte fortſetzen wollen) und. findet .an einem Quar⸗ 


tols Tage die Wahl eines meuen Vorſtehers durch Stimmen⸗ 
mehrheit Statt, zu ‚welchem Behuf von ben zeitigen Vorſtehern 


den ammefenden Mitgliedern drei Kanbidaten zur Wahl vors 
gefchlagen merden, welche jedoch die noͤthigen Schulkenntniſſe | 


befigen müffen, um bie Sefäfte eines. Vorſtehers gehörig. ber 


| forgen zu können, . 


Faͤllt die Wahl dennoch auf ein Mitglied ‚ dem diefe Er⸗ 
forderniffe abgeben, fo ift folche ungültig. Die Gründe, um 
welcher willen fie zu dem Amte nicht gelangen follen, ober 
dafielbe zu übernehmen fi) weigern, prüft und entfcheidet der 
Aſſeſſor. 

Es iſt, wie die Erfahrung gezeigt bat, unumgänglich noths 


wendig, und wird Hiermit ansdrüclich fefigefest, daß bei dem 


jedesmaligen’ Kaffenfchreiber alle, auf die Kaflen » Angelegenheis 
ten Bezug habende Meldungen zuerft gefchehen, der dann für 
die übliche Zugiehung des betreffenden ober beider anderen Vor⸗ 
fieher Sorge tragen wird. 
Für ihre Bemühungen erhalten bie Vorſteher: 
a) alljaͤhrlich ein jeder 
Einen Thaler | 
und find fie. 
b) fuͤr die zeit der Dauer ihres Amtes yon Entrich⸗ 
tung der Beitraͤge befreit. 
| . 18. 
Bei der Kaſſe werden gefuͤhrt: 
2). ein Stammbuch, uach dem anliegenden Schema, worin 


— 
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-alle Mitglieder mit ihren Namen, Alter, Wohnungen ꝛc. 
“ nach der Zeit der. Aufnahme verzeichnet werden; 

2) ein Auflagebuch, worin die Beiträge verzeichnet werden ; 
en 3) ein Hauptbuch, in welches Einnahme und Ausgabe nebft 
dem Beftande von Auflage zu Auflage eingetragen werben. 
$. 16. 

Die Quattal / Affe werden den anweſenden Mitglle⸗ 
bern zur Durchſicht und Prüfung, Dagegen die JahresRech⸗ 
‚nungen bem jebesmaligen Aſſeſſor zur Abnahme und Decharge 
| vorgelegt, PER; 
6. 17. | 

Es fon: zwar von den Vorſtehern die Veſtellang einer 
beſondern Cautlon nicht verlangt, dagegen jedoch zur Sicherheit 
der Kaffe folgende Maaßregeln getroffen werden: 

Der baare Beſtand oder die der Gefellfchaft: zuftändigen 


Documente, werden In einem befonderen Kaften aufbewahrt, zu 


welchem jeder der drei Vorſteher einen befonderen Schluͤſſel 
füͤhret, fo daß folder nur geöffnet werden fann, wenn alle 


drei Vorfteher zugegen find, 


Diefer Kaften foll ſtets bei einem bier anfäßigen Eigen; 
ehämer oder fonft fihern Mann aufbewahrt werden. Die 
Mitglieder bringen folhen In Vorſchlag, und der Affeffor be; 
ſtaͤtigt denfelben, Derfelbe leiftet zwar, wenn er nicht aus 
frelem Willen dazu bereit tft, feine befondere Cautlon, er hat 
aber alle Pflichten eines — welche die Geſetze vor⸗ 
ſchreiben. 


J | $ 18. | 
Sollte die Stade mit einem feindlichen uUeberfal — 
werden, ſo wird die Kaſſe an das Depoſterium des Magiſtrats 
zur Aufbewahrung uͤbergeben. | 
Bel entſtehender Feuersgefahr find die Vorſteher der Ge⸗ 
ſellſchaft vorzugsweiſe, die zunaͤchſt wohnenden Mitglieder ders 
ſelben aber ebenfalls verpflichtet, für die Sicherheit der Kaffe ꝛc. 
zu forgen, und haben ſich deshalb Im KaffenLocal einzufinden. 
. 19 
Wenn einer oder der andere der Vorſteher in der gah⸗ 
rung feines Amtes ſich nachlaͤßig oder unordentlich bewelſet, fo 
find die übrigen Vorſteher verpflichtet, Ihn deshalb zuvoͤrderſt 
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freundſchaftlich zu erinnern und, wenn folhes ohne Wirkung 
. „bleibt, davon dem Aſſeſſor Anzeige: zu machen. - Wofern fie 
ſolches unterlaffen, bleiben fie dafür: verantwortlich; wenn aber 
durch Untrene oder Unordnung eines ber: Vorſteher Schaden 
entfteht, fo ſoll zunaͤchſt derjenige, welcher dieſen Schaden vers - 
urſacht hat, verbunden fein, ſolchen zu erfegen. Haben jedoch 
bie Vorſteher durch Verabſaͤumung der vorbemerkten Anzeige an 
ben. Afleffor und der ihnen in den vorgebenden $. $. aufers 
legten Pflichten ſich des begangenen Fehlers theilhaftig gemacht, 
fo follen auch fie für den begangenen Fehler als Selbſtſchuldner 
haften. | — Ei . * — = us — “ 

. # — $. 20, u 

Dem Affeffor. find die ſaͤmmtlichen Mitglieder Folge zu 
lelſten verpflichtet, doc, fieht Jedem, Berufung auf den Magi⸗ 
firat frei, Bis zur Entſcheldung des Magiſtrats, gelten die 
Anordnungeh des Affeffors unbedingt, und bleibt derſelbe der 
Behörde dafür verhaftet, | | 
Die Entfheldungen des Magiftrats gelten ohne weitere 
Berufungen auf andere Behörden und ohne Zulaffung von 
Prozeſſen, In allen Kafiens Angelegenheiten und Steeitpunften 
der Mitglieder. oo | 
Berlin, den 5. Auguft 1826, 


Der s Bürgermeifter, VBürgermeifler und Rath 
hiefiger Koͤnigl. Reſidenzien. 
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114. 
Reſcript des Königl. Minifteriums bes Innern, an die 
Königl. Regierung zu Bromberg, die Berechtigung jü- 
diſcher Staats⸗Buͤrger zur Erwerbung von Grund⸗ 
ſuuͤcken betreffend. | 


— a 


Auf der. Koͤnigl. Regierung Bericht Über das Geruch 
eines jüdifchen Staatd-Bürgerd aus Weltpreußen, um Er 
theilung der Erfaubniß zur Acgnifition eines Grundſtuͤckes 
in einer im Departement der Königl. Regierung belegenen 
Stadt vom 27ſten v. M. wird Derfelben Folgendes er⸗ 
oͤffnet. 

Da von den ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten aus dem Edikt 
vom 11. März 1812 in denjenigen Landestheilen, wo Lege 
teres niche in Kraft beſteht, zur Zeit noch fein Gebrauch 
gemacht werden kann, fo ift dort mit jüdifchen Staats⸗ 
Bürgern der alten Provinzen in Betreff der Confens = Ers 
theilung Behufs eigenthuͤmlicher Erwerbung ftädtifcher 
Grundſtuͤcke eben fo zu verfahren, wie mit folchen Juden, 
welche das Staats» Bürgerrecht nicht befigen. 

Uebrigens ift eine bloße Grundſtuͤcks⸗ Erwerbung zwar - 
als eine Verlegung des Allerhoͤchſt angeordneten Verhaͤlt⸗ 


niſſes der Sefchloffenheit der dortigen Provinz gegen die. 


älteren Provinzen nicht anzufehen; allein ed find auch 
rückfichtlich des bloßen Grundbefiges die noch beftehenden 
gefeglichen Vorſchriften auf jüdifche Staqts⸗Vurget der 
alten Provinzen auwendbar. u 
Berlin, den 24. Auguft 1826. 
Miniſterium des Innern. 
v. Schuck m ann. 





Im Allgemeinen. 


ee 115. Gt Ä — 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Marienwerder, 
das Sportuliren der Domainen⸗Intendanturen in Pos 
ligeis und Rontraventions» Sachen betreffend. 


Der Könige. Regierung gereicht auf die Frage in 
dein Berichte vom 26. Juni. d. J. zum Befcheide: dag 
die Domainen » Intendanturen ihred Verwaltungs» Bezirks, 
da fie in polizeilichen und Kontraventionss Sachen, bis⸗ 
ber Eeine Gebühren nehmen durften, dergleichen auch fer⸗ 
nerhin in folchen Angelegenheiten nicht liquidiren dürfen, 
bis etwa aligemeine abändernde Beſtimmungen erfolgen 
werden, denn der $. 17. der Sportels Drdnung für vie 
Regierungen vom 25. April v. 3. enthält: die Vorſchrift: 

Anf die Unters Behördeh in den Provinzen fol die ges 
genwärtige Verordnung nicht Anwendung finden, ſon⸗ 
dern es in biefen einftweilen, und bis auf Weiteres, 
bei der beftehenden Verfaffung, ſei es, daß darnach Übers 
haupt Fein Sportuliren, oder daß es nur unter gewiſſen 
— Statt gefunden hat, ſein Bewenden be⸗ 

ken. r | 2 

Berlin, den 20. September 1826. 
Der Minifter des Innern. Der Finanz⸗Miniſter. 
v Shudmanı U Motz. 


— u 
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| 116. 
Eiccnlare Referpt des Koͤnigl. Miniſteriums des — 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
die polizeilichen Maaßregeln gegen geſetz⸗ und ſtaats— 
widrige Verbindungen und Umtriebe, und die wegen 


— an ſelbigen ergangenen gerichtlichen u 
‚ Erfennenife betreffend. 





Der Aufmerkſamkeit des Polizei⸗Miniſteriums konn⸗ 
ten die Spuren geſetz⸗ und, ſtaatswidriger Verbindungen 
und Umtriebe nicht entgehen, die ſeit verſchiedenen Jahren 
unter verſchiedenen Formen und in mehrfachen Richtun⸗ 
gen ſich aͤußerten. Der Koͤnigl. Regierung find die Maaß— 
‚regeln ohne Zweifel bekannt geworden, welche dad Minis 
fterium. ergriffen, win dieſem verderblichen Nebel und deffen 
Verbreitung ein Ziel zu fegen und die, in jene Umtriebe 
verwicelten. Individuen in die Schranken der Gefegmäs 
ßigkeit zurückzuführen. Das Minifterium has die Genug: 
thuung gehabt, daß diefe Maaßregeln und die unabläßige 
Sorgfalt, mit welcher fie ausgeführt worden, diefen Zweck 
erreicht haben, und daß die wenigen Subjekte, welche fich 
darin verfchworen hatten, die bewährte Treue und Ans 
hänglichkeit der Preußifchen Nation an ihren Megenten wo - 
möglich zu vergiften, ermittelt, und dem Gericht zur gefegr 
lichen Unterfuchung und Beftrafung ũberliefert worden ſind. 

Da jedoch dieſe pflichtmaͤßigen Einſchreitungen des 
Minifterti vielfaͤltig verkannt und als polizeiliche Willkuͤhr 
verlaͤumdet worden, ſo hat daſſelbe von dem nunmehr von 
dem Pleno des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts zu Breslau 
über 28 dieſer Verbrecher gefaͤllten Erkenntniſſe und den 
Gründen deſſelben Abſchriften fertigen laſſen, und theilt 
davon der Koͤnigl. Regierung anliegend Exempl. mit *), 
um ſich daraus nicht allein ſelbſt von der geſetzlichen 


— Conk. Unnalen. Jahrg 1826. 1fes Heft, S. 215234. 
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Norhivendigkeit diefer Maaßregeln zu überzeugen, fondern 
auch da, wo es noͤthig ift, durch die Landräthe folchen 
Berläumdungen begegnen zu Eönnen. 

Die Könige. Regierung wird darin von felbft nach 
Ihren pflichtmaͤßigen Gefinnungen eine Aufforderung fin 
den, auf Aeußerungen verkehrter Grundfäge und gefaͤhrli⸗ 
cher Beftrebungen, aus welchen Verbrechen von fo. fehwes 
rer Art entſtehen, befonderd aber, wenn wider DBerhoffen 


jüngere angehende Beamte und Kandidaten zu, denfelben 


ſich Hinneigen follten, ein forgfältiged Augenmerk zu rich: 
‚ten, fie auf diefe gefährlichen Abmwege aufmerkffam zu ma⸗ 
chen, und fie zur Kenntniß ded unterzeichneten Miniſte⸗ 
riums zu bringen, indem es der beftimmtefte und unabäns 
derlihe Wille Sr. Majeftär ift, daß dergleichen verkehrte 


Grundſaͤtze und Richtungen im Staats, Dienfte ſchlechthin 


nicht geduldet werden follen. 

Schließlich wird noch bemerkt, daß das richterliche 
Erfenneniß gegen mehrere Individuen, welche mehr oder 
minder im Bunde der Männer implicirt find, noch erwars 
tet, und zu feiner Zeit der Königl. Negierung ebenfalls 
mitgetheilt werden wird. | | 

Berlin, den 17. Juni 1806, 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Sch uckmann. 





117. 
Publikandum des Koͤnigl. Ober präfiuine zu Khnige— 
berg in Pr., die Cenſur der im Auslande gedruckten 
a inländifcher Buchhändler betreffend. 


Nach der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 28. De⸗ 
cember 1824 (S. 3. der Geſetz⸗ Sammlung) duͤrfen ein⸗ 
heimiſche Buchhändler, welche zugleich im Auslande Buchs 
handlungen beſitzen, zwar die Verlags-Artikel der letzte⸗ 
ren, nur der dortigen Cenſur unterwerfen, der Abſatz ſol⸗ 
cher Artikel aber in den ‚Diefiettigen Staaten kann ai 

ander 
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anders geſtattet werden, als wenn zuvor auch den Bor, 
ee des „dieffeitigen Cenſur⸗Geſetzes ein. Genuͤge ge⸗ 
ſchehen ER 38 | 
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Verlage geſchehen kann, nach hieſigen Geſetzen verboten 
wuͤrde. welt y «4 Rus 128 
In Gemaͤßheit obiger Befiimmungen haben die Buch- 
Händler der Provinz Preußen, welche zugleich ausländifche 
Buchhandlungen befigen, in ‚Anfehung des inländifchen 
Debits der unter ausländifcher Cenſur gedrusften Schrifs 
ten ſich zw verhalten, und nicht nur, die borgefchriebenen 
Gebühren: dem 'inländifchen Cenſor zw entrichten, fondern 
auch von dergleichen Schriften ein dem Cenfor zu tüberges 
bendes und: ihm verbleibendes Exemplar unentgelblich ein- 
zufenden. Mes a yes 25. 
Saͤmmtliche Buchhaͤndler der Provinz aber duͤrfen 
die Schrift, welche ein inländifcher Buchhändler in. feiner 
ausländischen Buchhandlung herausgiebt, nicht. eher vers 
faufen, als bis in einer Berliner Zeitung, oder in einer 
7 erienigen Provinz, ‚worin der Verleger wohnt, 
lauhniß ‚zum Debit dieſer Scprift offiziell bekannt 


gemacht worden iſt. 9 
Sharan den 29. September 1826. 
Der ÖbersPräfidene der Provinz Prenfen. 
| v. Schven. 
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DR. en | 
— bes ;Rdnigt: Minifterhums des fan n und der 
Polizei, an das Königl. PolizeisPräft dium in Berlin, 
„Die Beſtrafung der Winkelſchrifſſtellere —— 


Es muß, wie dem Koͤnigl. Polizei⸗ Gräfidio auf den 
wegen Beſtrafung der, ſogenannten Winfel- Schriftfiehler 
untern ı 5ten v. M. erfatteten. Bericht - hiedurch ‚eröffnet 
wird, lediglich bei der Reſolution vom 2, September v. 
3..*) verbleiben, und. wird Demfelben annoch⸗ Anfchrift 
eines, am 26. November 1822 *%).an die Koͤnigl. Regie⸗ 
rung, zu Liegnitz, und. eines unterm 23. Mai 818) 
an. die ehemalige hieſige Regierung. erlaffenen Reſctipts 
niisgetheilt, und das -Königl. Polizei⸗Praͤſ Diet auf: die 
darin enswidelte Anſichten ‚zurück verwieſen. 

der rlin, den 14.: Auguſi 1826.— 
ziniſterium des Innern und der Belle, ei 
X en gar... 1 Se Fur taları 773, ne 


— — — —— 
* 1? “ . — arn , er? „ar ie‘ ‘ 
. Ar, sil, L I», rd Hu 
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Ze WIRT! 7 119. Ben : 

Keferipe! des 3 Königt. — — des RR und ber 

Polizei, an den Königl. wirklichen Geheimen: Rath und 

Hber Präfibenten Herrn Sad, Excellenz zu Stettin, 

die Beſtrafung des Handels mit verbotenen — 
und Neqorcen ei, * 

Die in Ew. Ereeffen; Bericht vom ya 8 m. "in 
Betreff der Denunciation wider den Handiungsdietiet N. 
N. wegen Dandeld mit "angeblich berbolkeR. ‚Schriften 
und Nachdrücken, angeführten Vorſchriften der Eenſur⸗ 
Verordnung vom 18. Dftober 1819, haben nur auf lite: 
rarifche Werfe und Schriften Beziehung, deren Vertrieb 
nach den Beftimmungen dieſes Gefeges entweder wegen. 

*) Kahrg. 1825, 8tes Heft, S. 60. 


*r) Jabrg. 1322, Ates Heft, ©; 934. 
7) Tabrg. 1818, 2te8 Heft, ©. 295. 
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des Inhalts oder megen der Nichtbeachtung der vorge 
ſchriebenen Formen für unzulaͤßig erklaͤrt worden iſt. Ganz 
verſchieden davon find aber die Fälle, wo von Verlegung 
des Verlags: Nechts eined Einländifchen durch Nachdrack 
und dem verbotenen Handel damit die Rede iſt. Diefe 
koͤnnen nur nach den Beſtimmungen des Allgemeinen Land» 
Rechts Theil II. Tit. 20. $. 1294. sq. behandelt, und 
Daher auch nicht dem in der‘ Cenſur⸗Verordnung Art.XVI. 
No, 5. angeordneten Verfahren unterworfen werden. Da 
nun -die Denunciationen der Buchhändler N. N: Falle 
legterer Art betreffen, fo erfcheinen -diefelben zur Prüfung 
durch die richterliche Behörde, ob deshalb eine Unterſu⸗ 
hung Statt finde, geeignet, und derfelben zu überlaffen. 
- Dies eröffne ich Em. Excellenz zur weiteren Veran⸗ 
laſſung. 
Berlin, den 21. Auguſt 1826... 
Der Minifier ded Innern und der Polizei. 
| v. Schuckmann. 


120. 
Bericht der Königl. — zu Bromberg, die Ge⸗ 
findes Berhältniffe der. Schifferknechte der Stromſchiffer 
und bie daraus hervorgehenden Verpflichtungen 
ber letztern betreffend. 





Ew. Excellenz reichen wir die und mittelft hohen Des 


cretd vom 15. Mai d. J. zur Berichtö: Erflattung zuge 


fertigte, über den nebenbemerften Gegenitand fprechende 
Eingabe des Magiftrats in Cuͤſtrin vom 28. April d. J. 
nebſt ver Abſchrift unferd an dem Leßteren gerichteten 
Schreibens vom 16. März c. ganz gehorfamft zurüc. 
Wir haben bisher allerdings dafür gehalten, daß der 
91555. Tit. 8. Th. 2. ded Algemeinen Landrechts auf 
dieſen und Ähnliche Faͤlle analogifch Anwendung findet; 
‚und es ift demgemäß auch von und verfügt worden. 
Aus der und ent abſchriftlich — a.) mitgetheil⸗ 
ee 2 
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ten,. uns bisher ‚nicht: bekannt geweſenen Verfügung des 
Koͤnigl. Departements. ‚für. die allgemeine Polizei vom 21. 
Januar 1811 haben. wir aber erfihen, daß die Kuechte 
der. Stromfchiffer nach den. Grundfägen der Geſinde⸗Ord⸗ 
nung vom 8. November. 1810 behandelt werden müffen. 
Dem: zu. Folge, und -da * der protokollariſchen Erklaͤ⸗ 
zung des Schifferknechts N. N. d. d. Cuͤſtrin den 16. 
November 1825. feſtſtehet, daß derſelbe im Dienſte des 
Schiffers N. N. aus N. N. hieſigen Kreiſes, und auf 
der Schiffsreiſe erkrankt iſt, haben wir in Gemaͤßheit der 
$.-$.,.86. und. 87. der Gefinde- Ordnung dem biefigen 
landräthlichen Amte ‚aufgegeben, die Kurkoſten von dem 
Schiffe N. N, noͤthigen Falles executivifch einzuziehen, 
und. portofrei an den Magiftrae in: Cuͤſtrin abzufenden. 
Bromberg, den 26. Juli 1826. 
Die Ban zu Bfomberg. Erfte ——— 
a. 
Der FIRE, DOftpreußifchen Regierung wird * een 
Bericht vom 2sften v. M., 
betreffend die Dienft, Verbältniffe der Matrofen, oder viel⸗ 
mehr Schifferknechte bei der Flußfahrtt, 
Solgendes zum Befcheide eröffnet. Da die auf den Stroms 
Fahrzeugen dienenden gemeinen Arbeiter weder in dem Ders 
häleniffe noch unter der Disziplin der eigentfihen Matrofen 
auf See Schiffen ſtehen, ſondern nur als Knechte anzufehen 
find, welche zum Betriebe eines befonderen Gewerbes angenoms 
men werden: fo hat es gar kein Bedenken, und ift vielmehr 
polizeilich nothwendig, daß fie eben ſowohl, als die Behufs 
des Ackerbaues, der Viehzucht, des Brauens, des Fuhrwerks 
und ähnlicher Gewerbe angenommenen Knechte den Beſtim⸗ 
mungen der Gefindes Ordnung vom $. November v. J. unters 
mworfen, und namentlich auch beim Antritte Ihres Dienftes zu 
DBeibringung der $. 9. und 10. vorgefchriebenen Legitimationen 
angehalten, auch ihre Herrfchaften, die Inhaber der Fahrzeuge 
und Schiffer, fie bei der $. 12. fefigefesten Strafe ohne ſolche 
Legitimation nicht anzunehmen, verpflichtet find. = 
Die Könige. Regierung hat das Publikum duch die dr - 
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fentlihen Blätter auf diefe Anwendung der Sefinde : Ordnung 
aufmerkſam zu machen, aquch die Polizel, Behörden — an⸗ 
zuweiſen. = 
Sämmtlichen übrigen Regierungen ift Heute: —* 
von dieſer Verfuͤgung gegeben worden, um, wenn in ihren 
Departements eine ähnliche Anwendung der Gefinde » Ordnung 
noch nicht üblich fein follte, dieſelbe fofort in en zu dag 
— den ar. Januar 18. | a 


die —* Dfgrefiiäe Regierung 2 et 


— Fa u an \ fäimmeliche — — 


rungen zur Nachricht und Achtung. F 
‚ Berlin, den 21. Januar 1811, 


Geheimer Staatörath und Chef des Departements für 


die Sr vn im Dinifterio des. — 





re 


h 
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Paß⸗ und Fremden⸗Polizei. en 


121. * | 
Reſcript des Könige. Miniſteriums des Innern und der; 
Polizei. an die König. Regierung zu Stralfund, bie: 
- Weglaffung des Signalemenss in Paͤſſen für Standes: 
Perſonen zu, Reifen in’s Auskand betreffend. 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
14ten v. M. hierdurch eröffnet, daß, wenn Standes; Per, 


fonen nach dem Auslande reifen, und: die: Aufnahme ihres: 


Signalements in den ihnen zu ertheilenden Paͤſſen nicht 


wünfchen, möchten, dad Signalementd- Schema offen ;ger 


laſſen werden kann, und nicht geftrichen zu werden braucht, 
wodurch dann die RSS! der ——— des vr 
von ſelbſt wegfänt. | — 


‘ 


— 
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Der in Antrag gebrachte Abdruck befonderer Paß⸗ 


Formulare für folche Säle ift daher weder zuläßig noch. 


erforderlich. 
Berlin, den 1. Zuli 1826. 
| m des Innern und der Polizei. 


122. 


Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern und ber 


Polizei, an die Königl. Regierung zu Coblenz, die Guͤl⸗ 


tigkeit der Päffe aus dem Kurfuͤrſtenthume Heffen und 


dem Herzogthume Naffau betreffend. 
(FRE Jahrg. 1322, Ateg Heft, ©. 945.) 


Auf den Bericht der Königt, Hesiertng vom gten 
d. M. wird Hierdurch genehmigt, daß unter den darin ans 
geführten Umftänden die von den Kurfürftlich » Heffenfchen -- 
Kreisräthen ihren Bezirks s Eingefeffenen - ertheilten Paͤſſe 
zu Reiſen ind Ausland von den dieffeitigen Grenz: Bes 
hörden eben fo, wie es bei denen von dem Derzoglich- 
Nafaufchen Aemtern ausgefertigten derartigen Päffen an- 
geordnet. worden, behandelt, und als vollgüftige Reiſepaͤſſe 
angefehen werden Fönnen. Die Könige. Regierung hat 
daher die betreffenden Unter » Behörden —— zu in⸗ 
ſtruiren. 

Berlin, den 25. Juli 1826. | 
IN ERN, des Innern und der Polizel. 
Er 


123. 
Circular⸗Reſctipt des Koͤnigl. Miniſteriums des na 
und der Polizei, an die Königl. Regierungen zu Cölln, 
Eobtenz, Aachen und Trier, die Ertheilung ber Päfle zu 
‚Reifen nach Italien betreffend. 


Don dem dieffeitigen Königl. Scfandien am Bundes 
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tage iſt die Anzeige gemacht worden, daß die bei demfel; 
ben zur Viſirung präfentireen Paͤſſe aus den Rhein“ Pro, 
vinzen zu Reifen nach Italien fehr oft nur aus Blanquets 
von. Regierungs⸗Paͤſſen, weiche von den Landraͤthen oder 
Buͤrgermeiſtern ausgefuͤllt waͤren, beſtaͤnden. Zum; 

Da jedoch nach den Circular⸗Reſcripten vom 4. und . 
16. Oktober 1829 dergleichen Päffe nach Stalien nur auf 
vorherigen Antrag bei dem unterzeichneten Miniſterio, und 
nachdem die Genehmigung deſſelben erfolge tft, ertheilt 
werden ſolen/ fo wird hieraus DVeranlaffung genommen; 
der Koͤnigl. Negierung mit Bezug auf den Inhalt jener 
Reſcriyte die genauefte Beachtung. der darin gegebenen 
Vorſchriften bei Ertheilung der in Rede fiehenden Paͤſſe 
wiederum in Erinnerung zu bringen. AT, el 

Berlin, den 4. Juli 1826. | 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Ra. © as Köhler. 


Ara 24, 124. - 
Refeript des Königl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierungen zu Potsdam und 

Frankfurt a. O., die Wanderpaͤſſe für jüdifche 

Handwerksgeſellen betreffend. 
In der Anlage wird der Koͤnigl. Regierung ein Be⸗ 
richt der Regierung zu Frankfurt a. O. vom 29ſten v. M., 
wegen Ertheilung der Wanderpaͤſſe an jüdische Handwerks: 
geſellen ohne Staatd- Bürgerrecht zugefertigt. \ 

Das: von der Königl.. Regierung gutgeheißene Ver: 

- fahren ded: dortigen Polizei» Direftorii in dem fraglichen 
Falle entfpricht der Abficht nicht, in welcher die Circulars 
Verfügung vom 9. April 1824 *) erlaffen if. Diefe Ab- 
ſicht ifi in der Verfügung ſelbſt ausdruͤcklich angegeben, 
und gebt dahin: - 


) Jahrg. 1824, 2tes Heft, ©. 535. 


’ 
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‚die Erlernung und. den Betrieb nuͤtzlicher Baudwente 
unten- den: (einlaͤndiſchen) Juden zu befoͤrdern. 


Wenn den juͤdiſchen Handwerksgeſellen zu ſbichem 


Ende das Wandern im Lande geſtattet werden ſoll, ſofern 
fie ſich als unverdaͤchtig legitimirt haben, fo. verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß denſelben da, wo fie Arbeit finden, 
auch der temporaire Aufenthalt unter Beobachtung der 
allgemeinen Polizei⸗Vorſchriften geſtattet werden muß. 

- Die zwar einlaͤndiſchen, aber nicht mit fiaatsbürgers 
lichen Rechten verſehenen juͤdiſchen Handwerksgeſellen in 
denjenigen Landestheilen, wo das Edikt vom 11. Maͤrz 
1812 in Kraft beſteht, von dem temporairen Aufenthalt: 
Behufs des Handwerksbetriebes als Gefellen: auszu⸗ 
ſchließen, hat das unterzeichnete Miniſteriums nicht beab⸗ 
ſichtigt, und auch nicht fuͤglich beabſichtigen koͤnnen, weil 
eine ſolche Ausſchließung dem Zwecke der. Beförderung des | 
Handwerksbetriebes unter den Juden geradezu widerſtre⸗ 
ben wuͤrde. 

Dies wird der Koͤnigl. Regierung zur Nachricht in 
Faͤllen aͤhnlicher Art und zur Verfuͤgung an — Unter⸗ 
Behoͤrden hiermit eroͤffnet. 3 
Berlin, den 26. Juli 18326. 

Miniferium | des Imyern und der Han e 
| = . Köhler 
die König. Reglerung zu Potsdam. | \ 

Abſchrift obiger Verfügung der Königt, ‚Regierung 
zu Frankfurt a. O., anflatt a auf den. Bericht 
vom 29ſten v. M. = 

Berlin, den 26. Juli 1826. | 

Meunerium des Innern und ber Batte | 

PN 


135: 2 Zu 
Kefeript des Könige. Minifteriums. des s Sonim ‚und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Merfeburg, die 
— der Aufenthalts⸗Karten fuͤr ganze Familien 
| betreffend. 
In Gemaßheit des Antrages der Koͤnigl. Regierung 
in dem Berichte vom 22. Juni d. J. wird hiermit ges 


nehmigt: daß, in Bezug auf den $. 4. der General Ins 


ſtruktion über die Aufenthalts» Karten vom 12. Juli 1817 
die Mitglieder und Angehörigen einer Familie zuſammen 
nur Eine AufenthaltdsKarte zu Iöfen Fünftig verbun⸗ 
den fein -folen, auf welcher Karte alsdann die Mitglieder , 
und Angehörigen der _.. des Beſizers namentlich zu 
vermerken ſind. 


Die Koͤnigl. Regierung hat die Polizei⸗ Behoͤrden in J 


Ihrem Verwaltungs⸗Bezirk hiernach aumweiſen. 
Berlin, den ı. September 1826. 
‚De — bes Innern und der Poltzei. 
| v. Sch u ck mann. 


— J F 
it Bolten 
126. 


Allexhöchfte Kabinets⸗ Ordre, wegen Abſchafung der von 
deſtunathefangenen bisher abzuleiſtenden — | 





Bei den, am 24ſten d. M. von Ihnen berichteten 
Umſtaͤnden beftimme Ich, daß die auf mehreren Feſtungen 
noch übliche Ableiſtung des Urphede⸗Eides von dem zu 
entlaſſenden —— fünftig wegfalten ſoll, und ber 


94. | ' 
auftrage Sie, den Kriegs s Minifter, mit der Bekanntma⸗ 
„Hung dieſer Beſtimmung. | 
; Berlin, den 29. Mai 1826. : 
Friedrich Vilbeim 


An N 
die Stants.- Minifer von Hafeund . -.: vu: 
.. Grafen v, Dandelman. 


127: | R 
| Publikandum der Koͤnigl. Reglerung zu Mur; das 


polizeiliche Verfahren gegen die aus ben Strafanſtalten 
| entlaffenen Sträf> und Haͤuslinge a 





Dbgleich mehrmals, und —*—** in — 
Verfügungen wegen Entlaſſung von Haͤuslingen aus dem. 
Landarmen⸗ und Arbeitähaufe zu Benninghaufen, den Orts⸗ 
Polizei: Behörden zur Pflicht "gemacht ift, den aus. Straf 
und Beflerungs - Anftalten entlaffenen Individuen. die nd: 
thige Theilnahme zu widmen, : und: ihnen Mittel: an, die 
Hand zu geben, wie fie Unterfunft: und Belchäftigung fin 
> den, in ihrer in den Anftakten dargeshanen Befferung be: 
harren und ald, wenn auch nicht ganz mügliche, doch uün⸗ 
fchädliche Menfchen fortleben zu können: fo wird doc) 
bin und wieder diefes nügliche Wirken zum Wohle folcher 
Berirrten und zum hoͤchſten Nachtheile der öffentlichen 
Sicherheit vermißt. Vielmehr haben wir uns überzeugen 
müffen, daß die DVorfieher jener Anftalten wegen leerer 
Entgegnung und Weigerung der DrtösPolizeis Behörden 
in weitläufige ‚Korrefpondenzen über die Annahme folcher 
Individuen verwicelt. werden, und dadurch die Entlaffung 
derfelben‘ verfpätet wird. — Wir fehen uns daher gend: _ 
thigt, über diefen Gegenfand Folgendes zu verordnen: 


Schon die Alerhöchften Kabinets⸗ Ordres an ben da> . 


maligen Großkanzler von Goldbeck von ı. Februar 1799. 
und 28. Februar 1801. eiflären, daß zu dem wichtigſten 
Gegenftand einer wohlgeoröneten. Rechisverfaſſung die Sorge 
fuͤr den Verbrecher nach deſſen auegeſtandenet Strafe ge⸗ 
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höre, und daß die beſten Straf, und Beſſerungs⸗ Anſtal⸗ 
ten den Zweck nur fehr unvollfommen erreichen koͤnnen, 
wein. die Verbrecher und Sträflinge nach wiedererlangter 
Freiheit nicht‘ Gelegenheit und Mittel ‚erhalten, fi ihren 
Unterhalt auf rechtliche Art zu erwerben. 

Die Orts Behörden koͤnnen ihren- fchönen Beruf zur 
Beförderung der allgemeinen Wohlfahre und Sicherheit 
nicht beffer berhätigen, ald wenn fie eine mwohlwollende 
Hinneigung gegen Verirrtgeweſene bezeugen, ihnen mit. 
Rath und That an die Hand gehen, und diefe, als ihnen 
vom Staate befonderd Webermwiefene mit Liebe und Scho⸗ 
nung, aber auch zur rechten Zeit mit Strenge behandeln. 
Nur dadurch erfüllen fie die höhere und mwohlthätige Abs 
ficht des. Geſetzgebers, und nur fo wirken fie für dem edels 
fin Zweck der höheren Polizeis Verwaltung — DVeredlung 


verirrtgeweſener Individuen, Verbätung neuer und mies - | 


derholter Verbrechen durch diefelben, und größere ‚Sichers 
heit der Perſonen und des Eigenthums. | 

Die Erfüllung diefer Pflichten auf beftimmte Gegens 

ftände zu führen, macht folgende befondere Vorſchriften 
| möthig: 

‘ı) Arbeits aͤhige Zuͤchtlinge und Haͤuslinge, bei denen 
ed nicht auf Armen⸗Unterſtuͤtzungen, fondern nur 
auf polizeiliche Auffiche und Fürforge ankommt, ver: 
fieren durch eine längere Abwefenheit von ihrem früs 
bern Wohnorte die Eigenfchaft als Drts: Einwohner 
nicht. ' Sie gehören daher zunächft demjenigen Orte 
an, mo fie Bid zur Zeit ihrer Verhaftung ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig gelebt haben. 

Ohne alle Widerrede muß daher von der Orts⸗ 
-Polizels Behörde die Annahme eines folchen Indivi⸗ 
duums gefchehen, welches die gefegliche Strafzeit ab⸗ 

gebuͤßt, und. während derfelben fich fo betragen bat, 

daß ihm von der Straf⸗ oder Beflerungs - Anftalt 
das Zeugniß des ‚guten Verhaltens ertheilt werden 
kann. 
Diejenigen. heimathloſen Inlaͤnder aber, — welche 
ihrem fruͤheren elterlichen, oder eigenen Wohnſitz nicht 


W 
* —* 


mehr. angehören, und "für welche als heimathloſe 

Inlaͤnder keine Orts⸗Behoͤrde zu ſorgen hat, — ge⸗ 

hören dem Staate an, und es entſcheidet die Regie⸗ 

rung uͤber ſie auf die Berichte der Straf⸗ und DBef- 
ferungs » Anftalten. 

Im erſtern Falle müffen die Landraͤthlichen Be⸗ 
hoͤrden, am welche ſich die Direktoren der Straf⸗ 
und Beſſerungs⸗Anſtalten kuͤnftig zu wenden haben, 
den Requiſitionen der letzteren unweigerlich genuͤgen, 
und wie es ſich von ſelbſt verſteht, Die desfalls von 

uns ertheilten Weiſungen dadurch erfuͤllen, daß ſie 

die Orts⸗-Polizei⸗Behoͤrden mit den auf die beſon⸗ 
deren Verhaͤltniſſe des zu Entlaffenden Bezug haben⸗ 
den Nachrichten verfehen. 

2) Die weitere polizeiliche Aufficht am Beflimmungsort, 
‘welche feldftredend die Bürgermeifter zumächft führen, 
erfivecft fich nicht bloß anf die mit den gefeglichen: 
Nequifiten, um felbige aus Straf- Anflalten uͤberwie⸗ 
ſene, ſondern auf alle diejenigen Straͤflinge und Haͤus⸗ 
linge, denen ein beſtimmter rechtlicher, für ihre Be⸗ 
dürfniffe ausreichender BrodsErmwerb fehlt, und im 
erfieren Falle -von den Ortdarmens oder Kommunal: 
Kaffen, im letztern aus Staats⸗Kaſſen der benoͤthigte 
Zuſchuß einſtweilig verſchafft werden muß. — Die 
polizeiliche Aufſicht und Fuͤrſorge muß ſich beſonders 
dahin aͤußern, daß 

3) die den Drtö- Behörden überwiefenen. Pflegbefohle⸗ 
nen nach und nach an den Gebrauch ihrer perſoͤnli⸗ 
chen Freiheit und zum vollſtaͤndigen rechtlichen Erwerb 
gewoͤhnt werden, und dadurch vorgebeugt werde, daß 
ſie nicht von neuem durch Verbrechen und Vergehen 
dem Publikum nachtheilig werden, wenn ſie aber den⸗ 
noch in ihre fruͤheren Vergehen zuruͤckfallen moͤchten, 
die beabſichtigten oder begangenen Verbrechen durch 
zweckmaͤßige Maaßregeln moͤglichſt verhütet, oder ent: 
deckt werden, und darnach die weiteren geſelichen 

Einſchreitungen verfuͤgt werden koͤnnen. 

4) Der Umfang dieſer polizeilichen Beauffichtigung darf 


iz 
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weiter nicht, als zum Zwecke nothwendig iſt, belaͤſti⸗ 
gend ſein. Auf die‘ Individnalitaͤt kommt es bes 
ſonders an, ob ein gelinderer oder ſtrengerer Grad 
derſelben anzuwenden iſt. Immer muß dabei die 
oͤffentliche und Privat⸗Sicherheit, und die Vorbeu⸗ 
gung und Abwendung einer begruͤndeten beſorglichen 
Gefahr im Auge behalten werden 
Dahin gehört ‘Die Beobachtung. der Handlungs 
weiſe, alfo des ganzen Lebenswandels und der ges 
zeigten Neigungen folcher Individuen. nach ihrer Ent⸗ 
laſſuns aus. der Haft. | 

Zur befondern Pflicht der Polizei > Behörde gehört, 
daß ſie ſchon vor der Entlaſſung fuͤr die Unterkunft 

- and Ausmittelung einer zweckmaͤßigen Beſchaͤftigung 
ſolcher Perſonen ſorgen, damit dieſe nicht gleich wie⸗ 
der ſich herumzutreiben oder gar Vertrechen zu be⸗ 

7 gehen, genoͤthigt ſind. 

5) Wenn fuͤr die Unterkunft und Veſhãſtignns ſolcher 
Individuen geſorgt iſt, was, wie ſchon geſagt, durch⸗ 
aus ſchon vor der Entlaſſung derſelben ays dem 
Arreſt vorbereitet fein muß und ſoll, — ſei es, daß 

: ihnen. die Erwerbmittel angewieſen, oder von. denfels 
ben gleich ‚felbft gefunden, oder. ‚angegeben werden, 
ſo muͤſſen anfänglich öftere Erfundigungen, und bei- 
denen, welche nur unter Öffentlicher Auſſicht Beſchaͤf⸗ 
tigung : finden,‘ wehigftend täglich einmal eingezogen 
werden, jede Vernachläßigung pofizeilich gerügt, ders 
jenige aber, der die ihm angewieſene Arbeit ungenutzt 
läßt, oder wohl gar: ſich herumtreibt, und “den alten 
Gewohnheiten und. böfen Neigungen wieder nachzu⸗ 
leben anfängt, polizeilich beftraft, und bei Wiederhos 

Alungen als inforrigibler Arbeitsſcheuer oder Tauges 
nichts in das Fandarmenhaus abgeliefert werden. Es 
darf daher während der Dauer der Beauffichtigung 
fein aus Straf: Anftalten Entlaffener ohne Vorwiſſen 
und Erlaubniß der Polizeis Behörde von feinem Auf: 

eenthaltsorte fich entfernen, und nach einem andern 

Drte ziehen oder reifen. "Die Erlaubniß dazu wird 


= 


nur aus dringenden Urfachen und dann ertheilt, wenn 

eine :beftimmte Gemwerbd » Angelegenheit an einem an 

dern Drte nachgewiefen werben kann. Die betreffende 

Drtds Behörde wird alddann von der, Ankunft ‚des 

Ueberziehenden, fo wie. von deſſen zeitherigen Der: 

hältniffen. unter «Zufendung der ihn betreffenden Ders 

bandlungen vollftändig benachrichtigt, um die Auf⸗ 
ſicht ‚über ihn fortzufegen, .er aber wird mit beſchraͤn⸗ 

Fendem Paß dahin entlaſſen. Die polizeiliche Aufficht _ 

über ein ſolches Individuum höre nach einem Jahre 

auf, wenn nicht andere Gründe hinzutreten, die Ver- 

längerung verfteht ſich aber von felbft, ſobald daffelbe 

- durch Veranlaſſungen ſich des Zutrauens unwerth 
gemacht hat: 

6. In welcher "Art: die Rompastten einem One: Ange⸗ 
hoͤrigen, welcher keine Gelegenheit zum ehrlichen Er⸗ 
werb des noͤthigen Unterhalts finden kann, dieſen zu 

gewähren’ haben, laͤßt ſich freilich nicht durch allge⸗ 
meine Kegeln vorfchreiben, und bleibt dem Ermeflen 
der Polizei: Behörden überlaffen. Jedoch dient dabei 

zum Anhalt, daß dem Arbeitölofen die Fortfegung 
des erlernten Handwerks oder fonft gewohnten Brods 
Erwerbs zu.erleichtern if. Es ift daher Pflicht der 
Strafs und Beſſerungs-Anſtalten, vor der Entlafs 
sung ‘den Iandrärhlichen. Behörden, hier dem Ober, 
Hürgermeifter, von den:beobachteten Neigungen -und- 
Fähigkeiten ded zu entlaffenden Sträf» oder Haͤus⸗ 
‚ling eine umftändliche Nachricht zu geben, und zu⸗ 
‚gleich beſtimmt ‚anzuzeigen, auf welche Art. derfelbe 

am leichteften und beften zu befchäftigen iſt. Hiernach 
nimmt alsdann die Polizei: Behörde ihre Manfregeln, 
und forge vorzüglich, daß ſolche Entlaffene bei Pris 
vat⸗Perſonen, deren Nechtlichfeit und Ordnungsliebe 
bekannt ift, zur Befchäftigung nach ihrer Eörperlichen 

Beſchaffenheit und Fähigkeiten untergebracht werden. 

Iſt dies neh auszuführen, und Feine Gelegenheit 

dazu vorhanden, dann müflen fie durch die Kommus 

nen zu Öffentlichen Banten, . Wegebefierungen, Be⸗ 


? - 
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‚ pflanzungen, Graben -Ränmungen, zum Steinbrechen, 
Sandgraben, zu Chanffeedienften ıc. angewandt, und 
dabei fo ‚lange befhäftige werden, bis. es gelingt, ihs 
nem. bei. Privat » Perfonen Unterkunft zu verſchaffen, 


| welches, da fie. bei diefen unter der beften und beftän- 


digen Aufficht in jeder Beziehung ihres Lebens ges 
halten werden Fünnen, vorzuziehen ift, um fo mehr 
als fie auch dort die Mittel ihres ordentlichen Un⸗ 
terhalts am beſten finden. Sollten aber auch dieſe 
Arten der Beſchaͤftigung fuͤr ſie nicht "gefunden ‘ver, 
den,“ fo muß ihnen eine andere Art von häuslichen - 
Arbeiten, die fie etwa Fennen, oder leicht zu erlernen 
Saft, die feinen: großen“ Vorrath erfordert, und deren 


SFabrikate ohne Nachtheil ſchnell abzuſetzen ſind, ver⸗ 
cchafft werden. Dahin "gehört Spinnen und 


Stricken Am beften iſt es wenn diefe Arbeit in 
einem Merfhaufe geſchieht; wo aber dazu keine Ge⸗ 

1egenheit vorhanden iſt, da muß ihnen das zu ver- 
arbeitende’ Material in’ ihre Wohnungen gegeben, “fie 


tät aber‘ müffen dabei unter beftändiger Aufſicht eines 


U Sächverftändigen gehalten, und das Zabrizirte we— 
nigſtens wöchentlich von ihnen abgeliefert werden. 


hlernach, ift Eünftig.genau ‚zu verfahren. Wir hoffen 


von den Herren Sandräthen und Ober» Bürgermeifter hier, 
daß fie. hiernach die ihnen untergeordneten Behörden genau 
beobachten und. jede Sorglofigfeit, weil fie die Uebel vers 
mehrt, firenge, rügen, und. nach Umſtaͤnden zur. weitern 
Bertha der Regierung jedesmal; anzeigen. werden. 


infter, den 4. Juni. 1826. 
Königl. Regierung. 
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ER) 128. - | * 
——— des Koͤnigl. TMinifertums des ——* an den 
Koͤnigl. Landrath Herrn N. N., das Verfahren gegen 
die dem Preuß. Staate jugeisiefeneh, ‚bemfelben aber 
| nicht inehr angehörigen. Perfonen- "ÖRBEEEHR: 
Das unterzeichnete Wine öfier Em. x. auf 
Ä Ihren, Bericht vom 23ſten v. M., 
den aus Rußland Deriiefenen,: in der. Borfgdt von 
Danzig Alt⸗ Sacuuand wvborn⸗ Juden "N. N. bes 
‚sgeffend, 
dag Sie im Irrthume And, wenn. Sie elanben.. daß ein 
Menſch bloß deshalb dem Preußifchen Staace ange 
höre, . ‚weil er in demfelben geboren ift, da theils die von. 
- fremden Eltern im Stante zufällig erzeugten Kinder dem- 
ſelben nicht. angehören, theils auch durch Auswan de⸗ 
rung fruͤhere Unterthanen⸗Rechte, alſo auch diejenigen 
der im Lande gebornen Individuen, verloren-gehen koͤnnen. 
Wie die Auswanderung beſchaffen ſein muͤſſe, um 
als ſolche qualifizirt zu fein, und um daraus den Vetluſt 
des früheren Wohnſitzes foigern zu koͤnnen, daruͤber laͤßt 
ſich in einem Reſcripte keine vollſtaͤndige Belehrung geben, 
/ſondern Ew. Wohlgeboren koͤnnen nur im Augenieinen 
hierüber auf die Gefege verwieſen werden. 

Jedenfalls haben Sie es darin verſehen, daß Sie 
dem $. 15. der Transport⸗Inſtruktion entgegen, den Trans⸗ 
port ohne vorhergegangene Communikation mit der Behörde | 
in Danzig eingeleitee Haben, und: muß es "daher bei der 
Reſolution der Könige. Regierung zu Danjig vom oten 
v. M. fein Bewenden behalten. 

Berlin, den 10. Suli 1826. 
Minifterium des Innern Erſte Abtheilung. 
Köhler 


| ‚ or 
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Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu N. N., die ge 


gen das ee fremder Juden zu nehmenden 
Maaßregeln betreffend. 





‚Die. Königl, Regierung hat durch. Ihr biesjähriges 
Amtsblatt, eine Bekanntmachung über die Mittel, fremde. 
Juden von dem Einfchleichen in die. Königt. Staaten, dem _ 
Bagabondiren und unbefugten Haufiren in denfelben ab⸗ 
zuhalten, erlaffen, welche den beftehenden Vorfchriften nicht 
überall entfprechend iſt. Es iſt nemlich darin bemerkt, 
daß die noch beſtehende Erhebung des Judengeleits hier⸗ 
bei einen weſentlichen Anhaltspunkt gebe, und daß im In⸗ 
neren ded Landes den fremden Juden weder neue Geleits⸗ 
feine, noch auf. den Grund derſelben fernere Paͤſſe zu 
ertheilen, vielmehr diefelben nach Ablauf der. vorbenannten 
Ausweiſe fofort an bie Grenze zuruͤckzuweiſen feien. Die 
Geleitd: Abgabe befteht aber nicht im Allgemeinen für fremde 
Suden, fondern nur für die aus dem. Königreiche Pos. 
Sen, wenn fie nach den Provinzen Preußen und Pofen 
fommen; auch ift die Zuruͤckweiſung derſelben nach dem 
Erloͤſchen der Guͤltigkeit des Geleitsſcheines nicht allein 
genuͤgend, ſondern es iſt auch ſtrenge darauf zu ſehen, 
daß die betreffenden Juden, wenn ſie ſich laͤnger als 30 
Tage aufhalten, einen neuen Geleitsſchein loͤſen. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher zu einer Berich⸗ 
tigung der gedachten Bekanntmachung hiermit angewieſen, 
und Ihr zugleich eine Abſchriſt der in der fraglichen Ange⸗ 
legenheit unter dem 16.November 1823 *) an die Regie⸗ 
zungen in dem vorgenannten Provinzen erlaffenen Verfuͤ⸗ 
gung zur Nachricht und Beachtuns der darin enthaltenen 
Beſtimmungen mitgetheilt. 

Berlin, den 16. Juli 1826. 
Miniſterium des Innern. Finanz⸗ Miniſterium. 
Erſte Abtheilung. Der General⸗Director der Steuern. 
Köhler. Maaßen. 
*) Jahrg. 1823, Ates Heft, ©. 893. 
Annalen. Heftils, 1826. - Ä Sf, 
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F 130. — 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die 
Unterſuchung und Beſtrafung kleiner Diebſtaͤhle durch 

die Gerichts⸗Behoͤrden betteffend. 

‘Ungeachtet die in dem, wegen der Unterſuchung und 
Beſtrafung Meiner Diebſtaͤhle durch die ſtaͤdtiſchen Polizei⸗ 

Behoͤrden erſtatteten Berichte vom iſten d. M. allegirte 
Gefetzesſtelle (F. F. 1123 und 1124. Tit. ‘zo. Theil II. 

des Allgemeinen Landrechta, allerdings verſchledener Aug: 
legung faͤhig iſt, ſo hat das unterzeichnete Miniſterium 
fich doch bereits früher, nach einer durch die‘ Regierung 
zu Oppeln veranlaßten Communikation inte dem Koͤnigl. 
Juſtiz⸗Miniſterio, mittelſt Refeript3 dom 28. Februar 1820*) 
an jene Regierung mit der jegt vom Koͤnigl. Kammerge⸗ 
richte aufgeſtellten Anſicht eimverftanden erffärt, und dabei 
mug es fein Bewenden behalten. 

Berlin, den 23. Auguſt 1826. | 
Miniſterium ded Innern und der’ Polizei. 





Kahle. — 
—Polizei gegen Ungluͤcksfaͤle. 
— 2 — | | 0; 


Reſcripe des Koͤnigl. Minifkeriums des Innern an vie 
Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, die Verhuͤtung der 
uͤͤberhand nehmenden Feuersbruͤnſte auf dem platten 


"Rande betreffend. 





Der Gegenftand des Berichtes der Konigl. Regie⸗ 
rung vom. 6ten d. M., die: Maaßregeln zur Verhuͤtung 


*) Jahrg. 1820, iſtes Heft, ©. 60. | 
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der uͤberhand nehmenden u: auf dem platten 


Lande. ‚berteffend, iſt auch bei dem vorgeweſenen Provinzial: 
Landtage zur Sprache gekommen, und auf den diesfaͤlligen 
Antrag der Staͤnde die Allerhoͤchſte Beſtimmung zu er⸗ 
warten. Bis dahin kann zum Erlaſſe einer Particular⸗ 
Verordnung in dem Bezirke der Koͤnigl. Regierung keine 
Einleitung ‚getroffen werden. Auch „fcheint es deren nicht 
ſo dringend zu bedürfen, als Ihrerſeits dafuͤr gehalten 
wird; indem die allgemeinen gefetzlichen Vorſchriften (All⸗ 
gemeines Landrecht Theil LTit. 8. F. 60. und folgende) 
um fo, mehr hinreichen, den, bemerkten Zweck zu erlangen, 


als es „unbedenklich, ift, bei deren Anwendung die Beſtim⸗ 


mungen der Edikte vom 15: Duni, 1795, 28, Auguſt 1796 
und 19, April 1804,nald jene —— in den dazu ge⸗ 


ar Faͤllen mit zu beruͤckſichtigen. 


- 


\ 


Kr den 19. Auguſt 2826 hun ar 
‚Dinifierium des. Innern. Erſte Abepeilong, 
Meando nud vo Mi Kahle, 
un 8, 974 2644 MyMOrEIr 1540 ir 10 

{ or nagıyl UERERT Jun narchichtins 


u 
Reſcript des — Miniſteriums des Innern/ an bie 


Königl.. Regierung zu MerfebitgsdienMöbiltär: und 
Inmobiich· Brand —— cherungen betreffend. 





Daß nach der —*— der Koͤnigl. Regierung in 
dem Berichte vom 13ten v die Mobiliar⸗Brand⸗Ver⸗ 
ſicherungen hie und da Auf. Die Vermehrung Hergeners 
bruͤnſte nachtheilig einwirken, iſt allerdings hoͤchſt wahr⸗ 
ſcheinlich, und ein polizeilich zu beachtender Umſtand. In⸗ 
deſſen motivirt dies nicht ſogleich Verbote, mit denen auch 
das Vortheilhafte ſolcher Jaſtitutionen verloren geht. In 
dieſer Hinſicht hat die Sache ihre: zwei Seiten, und man 
muß ſich begnügen, auf die möglichen Mißbraͤuche, fo viel 
thunlich iſt, zu wachen, welches eben der Zweck der Ver⸗ 


fügungen vom 28. Auguſt ıg21 und 2. September 1923 


iſt. Wie weit ie. Vorfriften des nn Landrechts 


x 
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im The IE» Tit. 8. in dieſer Beziehung Amzulanglich feien, 
und: einer Ergänzung’ oder ’theifweifen Abänderung bebürs 
fen, wird. bei der jetzt im Werke begriffenen Revifion des 
Allgemeinen‘ Landrechts jur Sprache gebracht werden und 
ſich alsdann finden.” Mobiliar⸗Verſicherungs⸗ Anſtalten 
von Staatswegen einzurichten, Hat auch feine fehr bedenk⸗ 
liche Seite, und iſt daher bei fehon Früher deshalb vorges 
fommeneh Erwägungen“ nice für rathſam 'erachtee wor 
ven Was aber die Immobiliar⸗Verſicherungen betrifft, 
ſo iſt eine ſehr genaue Rebiſton der desfallſtgen Geſetzge⸗ 
bung jetzt "eben im Gange, und‘ wird zu feiner Zeit zur 
Coynition der Provinzial⸗Staͤnde und der Negierungen 
gebracht werden. Mit dbföluren Verboten‘ aller Verſiche⸗ 
rungen im Auslande borzugehen, iſt auch in dieſer Hin⸗ 
ficht hoͤchſt bedenklich/ und ein Mittel von ſolcher Gewalt⸗ 
ſaikeit, daß dadurch das Gute nie dem Boͤſen vertilgt 
wird, Die Koͤnligle Regierung mag alfo nur die weitere 
Entwickelung dieſes in der Berathung befindlichen Theils 
der Geſetzgebung, wobei allerdings auch die von Ihr auf⸗ 
geſtellten Ruͤckſichten nicht unbeachtet bleiben werden, er⸗ 
warten. 5 — 

— gi Mare na re 

— —— resp. 
un end paaeuern Koͤchte r 


5 ERR. Er. 434 fl Ei 3“, han ün = 
3 E, 36 133: 2 n9) mar samt? 
Publifandum des Koͤnigl Oper + Präfibiums zu Poſen 
‚bie —— — aus der — 
A med benieffend: dl 2 
Die Seftimining’ des ee Sonlucts⸗Relemments 
vom 4. Juni 1807 Abſchnitt LS, 35. und Abſchnitt IT, 
$. 1. wonach 
über jeden für die Bonififationss Summe ausgeführten 
Bau ein befondered Protokoll durch den Departements 
Baubedienten anfgenonmmen werden ſoll, 
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findet. „auf dem, platten Lande große Schwierigkeiten, und 
führt oft eine ‚für die. Empfänger. drückende Verzögerung 
berbei. 
| Um diefen, Uebelſtand m Sefeitigen, iſt hoͤhern Orts 
nachgegeben orden, 

daß die Ausſtellung des Retabliſſements⸗Atteſtes von 
einem Woyt unter Zuziehung der Bauhandwerker, durch 
welche der Wiederaufbau bewerkſtelligt ift, erfolgen kann, 
und für hinreichend anzunehmen. ift. 
Wenn der betreffende Woyt jedoch nicht Mitglied des 
Seuers Verfiherungds Verbandes oder felbft der Entſchaͤdi⸗ 
gungs- Empfänger ift, fo muß das Atteſt von einem andern 


benachbarten zur Fener» Sozietät gehörigen‘ und nicht in- 


tereffirten Woyt ausgefertige: werben. RTMILLT 
In einzelnen Fähten bleibt es jedoch der Rönigt. ‚Feuers 
Sozietätd- Direktion auch unbenommen, die Befcheinigung 


des Netabliffements » Atteftes durch einen Königt. Baube⸗ | 


dienten zu verlangen. 
Pofen, den 16. September 1826. 
De ET dent bei —— FE 
IR — | 





Refeript bes König. Miniſteriums des — an die 
Koͤnigl. Regierung zu Marienwerder, die Einfuͤh⸗ 
rung einer Hundeſteuer betreffend. 





Das Miniſterium nimmt von dem Bericht der Koͤ— 
nigl. Regierung vom g9ten v. M., die Beſteuerung der 
Hunde. betreffend, Veranlaſſung, Ihr das Über dieſen Ge⸗ 
genſtand unterm 24. September 1824 *) an die Regie⸗ 
rung zu Arnsberg erlaffene Neferipe anbel abfchriftlich. 
mitzutheilen, mit dem Anhelmgeben, nach den darin auf: 

geſtellten Staupſater eine — en in Grau⸗ 


.) Jahrg. isn, ‚3teß Heft, S. 900. 
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benz, als auf Antrag der Communen in anderen Städten 
Ihres Departements zu genehmigen. —— A 
Berlin, den 21. Auguft 1826. ER 
Miniſterium des‘ Innern. Eee ne 


a7 
j u if 
J — zii 





rn. 2 
Armen: Polizei, .. 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums bes Innern, 


an fämmtliche Königl. Regierungen (ausſchließlich der> 

jeriigen zu Stralfund, Danzig, Bromberg, Aachen, Colln 

und Trier) und an das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤfidium zu 

Berlin, die Anzeigen von Veränderungen ruͤckſichtlich 
der zu Stiftsftellen notirten Perfonen betreffend. 





Der angefchloffene Auszug der hier geführten Haupt: 
nachweifung. von den zu Stiftsſtellen notirten Perfonen 
enthält diejenigen, welche fich Iamt vorhandener Nachrich⸗ 
ten in dem Verwaltungds Bezirke der Koͤnigl. Regierung 


aufbalten. 2. — US SE 
Dem . unterzeichneten Minifterio muß. Daran gelegen 


ſein, von allen Veränderungen, welche in den. perfönlichen 


Berhältniffen der Notirten eintreten, fofern felbige von 
Einfluß auf den Zweck der Hauptnachweifung find, und zur: 
Berichtigung der letzteren Anlaß: geben, in Zeiten Kennt 
niß zu erhalten. 0 — ae 
Die Könige. Regierung wird daher beauftragt, Die 
Ihr untergebenen Behörden anzumeifen, fih in feter Be 
kanntſchaſt mie den perfönlichen Verhaͤltniſſen der Notirten 
zu erhalten, und jede Veränderung der bezeichneten Art, 
welche entweder fchon flatt gefunden hat, oder noch flatt 
finden mögte, anzuzeigen, damit folche einberichtet werden 
kann. Es find dahin vorzüglich zu rechnen: das: Ableben. 
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det Sotirken, oder "ker Ernäbrer,, Verheirathung der No» 
urten, wefentliche Veränderung, ihrer Vermoͤgens⸗Umſtaͤnde, 
2 Beränderung ihres Wohnorts und. dergleichen. 

Berlin, den 12. Juli 1826. 
—— des Innern. Fr Abtheilung. 
Koͤhler. 


er 


— 





136. 

Reſcript der Konbl Minifterien der Geiftlichen, Unter: 

vichts s und Medizinals Angelegenheiten, fo wie des In— 

nern, an die Königl. Regierung zu Aachen, die Ablo- 

fung ber den Kirchen und üffentlichen‘ Armen + Anftals 
“ten ‚suaebdrigen Renten betreffend. 


— — 


Der: song ‚Wegierang wird auf den Bericht vom 
6. Sulid. J. 

die Ablöfung der den Sfenligen Anftalten zugehörigen 

Renten betreffend, 
zu 'erfennen gegeben, daß es den Kirchen⸗ Geſellſchaften 
und Communen zu überlaffen iſt, ob fie es vortheilhaft 
“ halten, die den ‚Kirchen. und Armen Anftalten gehörigen, ' 
Zinfen, die eigentlich nur nach dem durch die Allerhoͤchſte 
Kabinets⸗Ordre vom 5. September 1821 wiederhergeſtell⸗ 
ten Gefeg vom 29. December 1790 reluirt werden folten, 
unter Anwendung eines den Zinspflichtigen günftigern, und 
dadurch die Nelnition beföcdernden Maapftabes zur Ab⸗ 
loͤſung zu bringen. 

Eben ſo wenig kann eine Beſtimmung von Normals 
Preiſen, die nicht mit demjenigen, was das Geſetz vom 
29. December 1790 darüber enthält, übereinftimmt, ‚von 
der Könige. Regierung oder den Minifterien ausgehen; 
vielmehr ift auch dieß Gegenftand des Entſchluſſes der 
betheiligten Geſellſchaften. 

Dagegen iſt es unbedenklich, daß die Koͤnigl. Regie⸗ 
rung Abloͤſungen, die nach Ihren Vorſchlaͤgen durch freie 
Einigung der Intereſſenten erfolgt find, genehmigen f kann, 


J 
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in fofern es ſich nemlich von — Renten und — 
handelt, welche wegen ihrer Geringfügigkeit unverhaͤltniß⸗ 
maͤßige Erhebungs⸗Koſten verurſachen, oder die GSicher- 
ſtellung erſchweren, oder aber wegen der obwaltenden Schwie⸗ 
tigkeit der Beweisfuͤhrung oder ſonſt unſicher ſind. 
Berlin, den 22. September 1826. 

Der mn der Geiftlichen:, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 

v. Altenſtein. 

| * Miniſter des Innern. 
— u} Schuckmann. 





137. Zn : 
Reſcript des — Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die Verpflichtung zur 
ER in Beziehung auf neue PURE. 
betreffend. 


Die Königl. Regierung erhält beigehend "eine Vor⸗ 
fielung der Gemeine N. N. Rentamts N.N. vom 16ten 
v. M. nebft Anlagen, 

“die Unterbringung des Einliegers N. N, vom dortigen 
 Theerofen » Etabliffement betreffend, 
mit dem Ersffnen, daß das unterzeichnete Miniſterium zu⸗ 
voͤrderſt die Richtigkeit der Behauptung: 
daß das fragliche Etabliſſement auf Domanial ⸗ Forſt⸗ | 
grunde und nicht auf einem der Gemeine gehörenden 
Grundftücke liege, 
dorausſetzt, und dem zufolge die Veſchwerde der Gemeine 
nicht für unbegründet halten kann. Das Anfuͤhren der 
Koͤnigl. Regierung in der Reſolution vom 26. Juli d. J., 
daß diefes Etabliffement zur Dorfs, Gemeine zu. rechnen 
ſei, iſt demnach nicht gegruͤndet. 

Die Gutsherrſchaften und ihre Grundſtuͤcke — 
in ber Kurmark nicht zum Communal⸗Verbande, und wenn 
ein " ihrem Grund und Boden erbantes Etabliffement 


der. Gemeine zugezählt werden fol: fo ift dazu unter fans 
despolizeilicher Genehmigung ein befonderer Alt nöthig. 
Daß Iegterer in dem vorliegenden Falle eingetreten fei, 
hat die Königl. Regierung nicht behauptet. 

Hiernach ift der fraglihe Anfpruch an die Gemeinde 
- N. N. niche begründet, die Könige. Megierung bat daher 
der Beſchwerde derfelben abzuhelfen, und, wie dies gefches 
ben, binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

Berlin, den: 22. September 1826. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 


Köhler. 


0.138 | | 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, an bie 
 Königl. Regierung zu Magdeburg, die Unterbrins 
gung wohnungslofer Individuen betreffend. 


. Die Königl. Regierung erhält anliegend in Urſchrift 
eine Vorftellung der Gemeine N. N. vom ıgten v. M., 
deren Gefuch wegen Unterbringung des Arbeitsmannes 
N. N, und deſſen Familie betreffend, 
mit dem Eröffnen, daß die Einquartierung eined hie 
arbeitsfaͤhigen Denfchen wegen vorgefchägten Wohnungs 
Mangels nur als eine einflweilige Maaßregel genehmigt 
werden fann. 

Wenn ein folcher Menſch aber fortwährend fich ohne. 
Mohnung befindet: fo ift die Präfumtion wider ihn, daß 
er ed an der noͤthigen Sorgfalt, fich dergleichen zu ver 
fchaffen, fehlen läßt. Ein folcher Menfch ift dann einem 
muthwilligen Bettler gleich zu achten. 

Die Königl. Regierung wird daher angemwiefen, Falls 
die in der Vorſtellung angeführten Thatſachen gegruͤndet 
find, dem N. N. nochmals eine angemefjene Friſt zu fegen, 
ſich eine u: in — und eventualiter nach 
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Ablauf dieſer Friſt harttiüet wiederum in die Zwangs⸗ 

Arbeits⸗ Anſtalt Mu. Salze Bu "u laſſen. 

Berlin, den 1. Auguſt 1826. 

Dintperttun d des ‚Innerb, Kurt Abtheilung. - 
| Köpler., 


’ | 139. * J 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an das 
Koͤnigl. Polizeis Praͤſtdium in Berlin, die Aufbringung 
der Kurs und Verpflegungs⸗Koſten für erfranfte arme 
ee betreffend. 
— Rönigt. Pollzei: Bräfdie, ‚wird. anliegenb in ab⸗ 
ſchrift eine Anzeige des hieſigen Magiſtrats vom ıflen diefed, 
‚bie Erftattung der Kurs und Verpflegungs > Koften für 
den indie Charité aufgenomitenen Töpfergefellen N, 
N. betreffend, \ 
mit: dem Eröffnen sugefettige; daß das unterzeichnete Mi: 


niſterium vorausſetzt, daß von dem N. N. nicht ſelbſt die 


Erſtattung der Koſten zu erhalten, ſondern daß er arm 
ſei. Nun’ hat aber die Verabreichung einer Unterſtuͤtzung 
an einen Armen nach $. 1043. Tit. 11. Th. I. des All⸗ 
gemeinen Landrechts die Vermuthung der Schenkung ‚für 
ſich, und, dieſe Vermuthung wird dadurch nokh verſtaͤrkt, 
daß die Leiſtung von einem durch Koͤnigl. Milde fuͤr Die, 
in Berlin befindlichen Kranken ‚greishteten. Juſtitute ge⸗ 
ſchehen iſt. 
Wenn die Charice wirklich aicht wie doch der Sal 
zu fern fcheinet, verbundeh geweſen waͤre, den N. N. zu. 
heiten: fo bärte das Koͤnigl. "Polizei: Präfivium denſelben 
dahin auch nicht abliefern ſollen, indem uͤbrigens nicht 
angenommen werden kann, daß fuͤr die ſtatt gehabte leichte 
Verletzung in Berlin nicht auch außerhalb der Charite 
Huͤlfe zu finden geweſen waͤre. 
Glaubt indeſſen das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſibium den⸗ 
noch befugt zu ſein, die in Rede ſtehende Summe erſtattet 


; — 8ır 
zu / verlangen: fo mag Daſſelbe gegen die Geſellen⸗Lade 
im ordentlichen Rechtswege klagbar werden, da wenigſtens 
nicht mit der Execution der Anfang gemacht werden darf. 
Berlin, ben 27. Auguſt 1826: 
nenn» des — Erſte Abtheiluns. 
Koͤhler. 
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3.5209 = 
— Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriume bis 16 Jin, 
an färnmeliche "Khnigt. Regierungen, an "das Poligeis 
Praͤſidium und an die Minifterial: Bau⸗ Kommiffion 
zu Berlin, die den. Kuͤnſtlern und Handiperkern aus⸗ 
gefeßte Rsemie für die Annahme- und Auelegeung 
eines —— betreffend. 


— * — wer: 68 * 


Der — Regierung: wird mit Bejug anf' bie 
Circular⸗ Verfügung vom 8. Juli 19177 eröffnet)’ daß nach 
einer neueren Beſtimmung die durch die Allerhoͤchſte Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 16. Juni 1817 denjenlgen Kunſtlern 
und Handwerkern; die einen Taubſtunimen als Lehrling 
annehmen und auslehren, ausgeſetzte Prämie von zo Rtlr. 
aus dem Fonds des Titels Insgemein des Etats fuͤr das 
Gewerbe und Bauweſen erfolgen ſoll. 

Die Koͤnigl. Regierung hat hiernach in vorkommen⸗ 
den Faͤllen Ihre Antraͤge zu machen, und ſolche an das 
Miniſterium des Innern zu richten, da dieſem die Ver⸗ 
fügung über ben gedachten Fonds Re anpeht, 
= . Berlin, den 29. Auguſt 1826. Ä 

„. Pinktertans des Innern. J 
u ——— 
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Estraft‘ aus: ben: Reſcripte des Koͤnigl. Winiferiume 
des Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung 
zu m bie Anlegung von Seifenfiedereien in 
ben Staͤdten betreffend. 


Der aonigl Regierung wird auf den — über 
das Mekurdgefuch des. Seifenfiderd N. N. zu N. vom 


2aſten v. M. bemerklich gemacht: daß die Reſcripte des 


Generals Direktorii: vom 5. April 1796 und a1. Auguft 
23798 nicht von Geifenfiedereien reden, und ruͤckſichtlich 
diefer nie verlangt worden ift, daß. fie nur am fließenden 


Mafler geduldet werden ſollen. 


Es kann auch nicht behauptet werden, daß Seifen⸗ 


ſiedereien, obwohl in ihrer Nachbarſchaft zuweilen ein un⸗ 


angenehmer Geruch verbreitet iſt, gerade der Geſundheit 
nachtheifig find; die erwaͤhnte Unbequemlichkeit findet ſich 


‚aber auch bei allen Viehſtaͤllen, bei Schlächtereien, Apos 


shefer « Laboratorien und bei mehreren- anderen Gemwerben. 
Hier in Berlin befinden ſich in den lebhafteſten Straßen 
Seifenfiedereien, ohne daß ein erheblicher Nachtheil daraus 
entſteht; und ſo iſt noch viel weniger in der Heinen: Stadt 


N. ein Nachtheil aus der Anlage zu erwarten. 


— den 14. April 1826. | | a 
— des — un der Polizei. 
„Köhler — 7* 
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| 142... 
Kefeript ber: Königl. Minifterien der Seiftichens, ‚Unters 
richts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, fo wie des In⸗ 
nern und der Polizei, an die König. Regierung zu 
Minden, bie Anlegung von Lohr und Weißgerbe⸗ 
reien in. den Städten betreffend. 





Die Cireulars Verfügungen vom 5. April 1796, 21. 
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Auguſt 1798 und 21. Jangar 1800 verbieten die Anla⸗ 
gen von Lohr und MWeißgerbeteien in Städten" nicht uns 


bedingt, ſondern ſetzen nur die Bedingungen fefl;iiumter | 


denen. ſie polizeilich nachgelaſſen werden ſollen. Eben fo 
it freier Gebrauch des. Eigenthums in der Negel allemal 
anzunehmen, und diefer bei Bauten durch das allgemeine 
Landrecht Theil ı. Tir. 8. $. 125. seq. nur. in gemwiffer 
Hinſicht befchränft, 

In fofern alfo nur jene polizeilichen und diefe civil⸗ 
rechtlichen Neftrictionen ‚in vorkommenden Fällen wahrges 
nommen werden, in fofern ſteht feinem Dritten ein Wis 
derfpruch zu, .oder Befchwerdegrund zur Seite. Hiernach 
kann die Anlage der Gerberei des Einwohner N. N., 
welche. die Koͤnigl. Neglerung zum Bericht, vom ızten d. 
M. veranlagt bat, zwar an ſich nicht gehindert werden, 
jedoch fcheint deren Anlage in der Vorderlinie der Straße, 
wie fie nach der Zeichnung beabfichtige wird, nicht zulaͤßig, 
weil. hier fein ganz freier Luftzug Statt, finden, würde, 
und. dee N, N. Gelegenheit hat, fie im hintern Theil feis 
nes Gartens paßlicher anzubringen. Da bei Neubauten 
der Bauherr überhaupt verpflichten iſt, ſich nach den Bes 
fimmungen der Polizei⸗ Behörde zu richten, und es nicht 
erforderlich Aft,5 daß die Iegte eben. bei jeder dies faͤlligen 
Beſtimmung den Buchſtaben eines Geſetzes für ſich ſprechen 
laſſe, vielmehr deren amtlichen Ermeſſen Raum gelaſſen, 
und dieſes vornemlich durch Angemeſſenheit zu rechtferti⸗ 
gen iſt, fo muß ſich der. N. N. einer diesfaͤlligen Anord⸗ 

nung unbedenklich unterwerfen. 
| Berlin, den 23. Augufi 1826. 
Miniſter ium der Geiſtlichen⸗ Un⸗ Miniſter lum des Innern 
terrichts⸗ und Medizinal⸗An⸗ und 
.. .gelegenheiten, der Polizei. 
Chef abweſend. v, Schuckmann. 
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Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Coͤslin, den 
| Verkauf trockner Mühlen -Fabrikare durch die Land- 


* leute betreffend. 
Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
2ıften v. M, eröffnet, daß die Verfügung vom 19. Juni 
‚1818. wegen „eine Bei Grüge und, Granpe, mel 
ches die Landleute' gemerdefteuerfrei zum Verkauf nach den 
Städten bringen durften, ‘allerdings, wie das Negulativ 
vom 28. April v. J. vollſtaͤndig ergiebt, jegt nicht mehr 
anwendbar ift. Trocken⸗ Müplen»Zabrifare zum. Genug 
gehören nemlih nah NO, 1. 9.14. des Negulatios zu 
den Gegenftänden, die Jedermann auf den Wochenmärf: 
ten. feit halten darf, und nach 8. 1. ift den Landleuten 
geftattet, auf den Märkten dergleichen Mühlen -Zabrifäte 
feil zu „bieten; ohne daß’ fie dazu eines Gewetdeſcheins Des 
dürfen., Zu den ſelbſt verfertigten Wagren der Landleute 
koͤnnen aber dergleichen Muͤhlen⸗Fabrikate nicht gerechnet 
werden, wie ſolches auch von den Miniſterien des Han⸗ 

dels und des Innern, in ⸗der Eirculars Verfügung vom 4. 

December v. J ruckſichtlich des Mehls ausdrucklich bes 


Der in $."2. "des. Regulatlos bezeichnete Verkehr 
durch Umherziehen oder Schicken "zum fellen Berfauf in 
der Umgegend des Wohnorts ſtehtt alfo den Fandkeuten 
in Dezug auf Muͤhlen/Fabrikate nit frei, pie [uche hilfe 
fen fie, wenn fie auch außer den Märkten dergleichen Fa 
Brifate-umhetziehend verfanfen wolſen, dazu einen, Geiver- 
befchein loͤſen. | TR | 

Endlich aber wird noch bemerft, daß Überhaupt den 
Landleuten der Verkauf folher Fabrikate, auch auf den 
Märkten nur in- fofern gewerbfteuerfrei zufteht, als fie nur 
ihre eigenen Produkte zu folchen Fabrifaten verarbeiten 
Iafien, und hierauf ihren Verkauf befchränfen. Landleute 


aber, welche .die zu verkaufenden Mühlen» Fabrifate ſelbſt 


/ N j ® - 
En | ‘Bı5 
erſt ankauſen, werben dadurch zu Händlern, cund muſſen 
nach Bewandniß des Geſchaͤfts Die Gewerbeſteuer, entwe⸗ 
der vom ſtehenden Handel, dder vom Handel im Umher⸗ 
ziehen ten ir m Te sen 
Berlinaden Rare en eg er 
Miniſterium des Handels. Miniſterium der Finanzen. : 
sd; naucoa uͤ lo w. Anuꝝ Wu u. Klewitz. NER 


‘ + d 
# 22—— 


uni 
- 7 i * 
* 


? 





. 
* — 
— Dr Yraudeı 
u 4284 
. 3 * 74 Pa Pr" 


” Er 
4 


alte : mind,’ 
Circular⸗ Reſeript benz Koͤnigl. Minifkerien. des Innern 
und der Finanzen, anc ſaͤmmtliche Koͤn l. Regierungen, 
und abſchriftlich an den Magiſtrat zu Berlin, die Aus— 
fertigung von Gewerbeſcheinen zu Waaren⸗Beſtel⸗ 
| lungen, und Auftauf betreffen d. 
| BANTEITES 
15% Nachdem des Königs Majeſtaͤt durch die in denk roten. 
Stuͤck der diesjaͤhrigen BGeſetzſammlung abgedruckte Aller⸗ 
hoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom. ‘a 1, ul Kir Gunſten der 
Kaufleute, deren Gehülfen - und reifenden Diener , welche 
‚umberreifen, um. Waaren⸗Beſtellungen zu ſuchen oder 
Waaren zu erſtehen, die fie. felbft nicht mit ſich umher⸗ 
führen, ſondern frachtweiſe hefoͤrdern laſſen zu beſtimmen 
geruhet haben, daß fie den dont naͤher beſtiumten, durch 
das Regulativ vom 28. April 1824. für die FJuhaber von 
Gewerbſcheinen vorgeſchriebenen Beſchraͤnkungen nicht uns 
terworfen ſein ſollen, ſo wird die. Koͤnigl Regierung hier⸗ 
durch angewieſen, für. Gewerbtreibenbe dieſer Art die Ge⸗ 
werbſcheine kuͤnftig nach dem auliegenden Formular (Anl. a.) 
ausfertigen zu laſſen. Da die Erleichteräng/ welche den 
Gewerbtreißenden dieſer Art dur die Allerhöchſte Kabi— 
netd> Drdre-vom 11. Juni c. bewilligt worden, fogleich 
zur Ausführung: kommen foll., fo wird die Koͤnigl. Negies 
rung Durch Ihr Amtsblatt die Unter-Behoͤrden darauf 
aufmerkſam machen muͤſſen, daß auch den Kaufleuten, 
deren Gehülfen und reifenden Dienern, welche zu Gefchäf; 
ten ber gebarhten Art fuͤr das Laufende Jahr Gewerb: 


— 
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ſcheine nad ‚der: bisherigen — haben, bereits 
die Befugniß zuſteht, im ganzen Umfange der Monarchie 


ihr Geſchaͤft zu betreiben, ohne die Ausdehnung des Ge⸗ 


werbeſcheins auf den Bezirk jeder einzelnen Regierung nach⸗ 

ſuchen zu duͤrfen, und daß auch ſie bereits von der durch 

die H. 22: bis 24. dei Regulativs vom 28: April 1824- 

vorgefchriebenen polizeilichen Aufficht, mit Ausnahme ih⸗ 

rer Derpflichtung, den Gewerbſchein urfehriftlich bei “ 

au führen, befreit find. 

| Berlin, den 13. Juli‘ 1826. | 

Minifetinm- ‚des: Innern. Shtänz » Minifterium. 
In Abweſenheit ber: — Chefs. 


Köhler 27. une * | 
U * R * 
Formular. en 
Er "No 2 Bewerbfcheine. 
Bappenfpilb.) 
co Dem wohnhaft zu i25-. m Kreiſe 


wird durch Fon ee ie Zeugülg: ‚gegen —2 einer, 
Summe von Zwölf Ihalern die‘ Befugniß, ‚ertheilt, AL: 
ut. ‚während des Jahres - = und- nicht länger," 
in ben geſammten Koͤnigl. Preuß Landen A um 
Waaren ı Beftellungen für  - » aufjafuchen, und Wirren 
zum Wiederverkauf zu erſtehen. Derſelbe darf jedoch nur 
| Dres. mit fih umberführen, und muß beftellte Waaren fracht⸗ 
weiſe am. ihren Beſtimmungs/-Ort befoͤrdern laſſen. * 
>. Die dem Inhaber dieſes Zeugniſſes durch daſſelbe ertheilte 
Befugniß iſt rein perſoͤnlich, und muß er daher daſſelbe ſtets 
— = mn Legitimation bei fih führen. 
eo ‚ Beſchrelbung 
Eigenhandige uatercheth 
39 des Inhabers gan 
Sende durch den Steuer; — 8 
a Te JF 
** der See ‚Empfänger 
N, N. dba tn 18 
Koͤnigl. Preuß. Desierund. u 
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| ‚145. 
Reſcript der Koͤnigl. Minifterien des Innern und der 
dinanzen, an bie Königl. Regierung -zu Breslau, die 
Anwendung der Steuerſtrafe für den unbefugten Gewer⸗ 
betrieb im Umherziehen betreffend. 





‚Der Könige, Regierung wird auf ben Bericht vom 
28ſten v. M. eröffnet, daß die Beſtrafung des unbefugten 
Gewerbebetriebe im Umherziehen allerdings die Nachzah⸗ 
lung der Steuer nicht für das laufende Jahr alfein, ſon⸗ 
dern für Die ganze Dauer, wo dieſer Verkehr Statt ge 
funden, verhängt werden muß. N Er 

Der $. 26. bed Regufativd vom 28. April 1824 
bat den hiergegen von der Königl. Regierung erhobenen 
Zweifel nicht erregen können, u“ F 

Es iſt darin von. dem Gewerbfchein „für das lau 
fende Jahr“ die Rede, und ift diefer Zufag offenbar nur 
Darum gemacht worden, um dadurch nochmals daran zu 
erinnern, daß die Geiverbfcheine immer nur für ein Jahr 
Gültigkeit haben follen. Hiernach Hat alfo ruͤckſichtlich 
der Nachzahlung nur „der Jahresfteuer“ erwähnt werden 
fönnen, da ſich ganz von ſelbſt verfieht, dag, wer waͤh⸗ 
send des Laufes mehrerer Jahre ein Gewerbe umbers 
ziehend betrieben hat, ohne fich durch. einen Gewerbefchein 


ausweiſen zu fönnen, für jedes Diefer laufenden Jahre 


die Jahresſteuer nachzahlen muß. Uebrigens hätte der 
vorliegende Bericht, da er nur die Steuerzahlung betrifft, 
auch nur an,den Generals Direktor der. Steuern gerichtet 
werden muͤſſen. — | 

Berlin, den 21. September 1826, — 

Der Miniſter des Innern. Der Finanz⸗Miniſter. 


v. Shudmann v. Motz. 
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| 146. — 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, die 
Verwendung der Strafen wegen des Gebrauchs unge⸗ 
——— Maaße ab ab (esoichie betreffend: 


Die — {m biesjäßrigen Amtsblatt Stüd 27 
No. 119. pag. 168, betreffend, die Strafen wegen bes 
Gebrauchs ungeſtempelter Maaße und Gewichte, wird, auf 
den Grund anderweiter Beftimmung, aufgehoben, und die 
mit der qusübenden Polizei beauftragten Behörden wer— 
den angewieſen, die. diesfaͤlligen geſetzlichen Strafen den 
betreffenden Kommunen zu berechnen, da Re nicht den 
fiskaliſchen Kaſſen gebühren. | 

Dppeln, den 19. Auguſt 1826. 

Koͤnigl. Regierung. Abrpeilung d des ee 


147: 
Publifandum der Königl, Regierung zu Oppeln, den 
Beſuch der wöchentlichen Viehmaͤrkte im. Grenz⸗ 
Bezirke Seitens der Bietbaͤadler betreffend. 





Wenn au der —— Handel mit Vieh im 
Grenz⸗Bezirk ausdruͤcklich unterſagt iſt, und nicht geſtattet 
werden darf; fo’ koͤnnen doch Viehhaͤndler, die in’ Ort 
haften des Grenz: Bezirks Statt findenden, ſchon Tängft 
beſtandenen wöchentlichen Viehmaͤrkte zum reſp. Eins und | 
Derkauf des Viehes beſuchen. 

Uns jedoch den Verkehr auf dergleichen Märkten in 
Drönung und das Derbot ded umbherziehenden Handels’ 
mit Vieh im Grenz⸗Bezirk aufrecht zu erhalten, ift die 
Anordnung höheren Orts genehmigt. worden: 

daß die Viehhaͤndler auf das nach folchen Marktplaͤtzen 
im Grenz⸗Bezirk ſowohl zum Auftrieb, als auch zum 
Abtrieb beſtimmte Vieh durch amtliche Legitimations⸗ 
Scheine — in welchendie im Grenz-Bezirk zu 
paſſirenden Straßen, die Zeit der Guͤltig— 


. 
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. keit und Zahl und Gattung des Biehes und 
der nädhffe Beſtimmungs⸗Ort deutlich zu be⸗ 

merken iſt, jederzeit geloͤſt werden muͤſſen, und es 
bleibt den Viehhaͤndlern bei geſetzlicher Strafe unter⸗ 
ſagt, bei dem Durchtrieb durch den Grenz⸗Bezirk, in 
demſelben felbft weder Vieh einzukaufen noch zu verkaufen. 

Hiernach haben fich die Viehhändler genau zu achten, 

und die Steuer, Behörden und en dar⸗ 

uͤber zu wachen. 

Oppeln, den 9. Auguft. 1826. 


König. — *. 
Abtheiluns fuͤr die indirekten Steuern. 





FR 
Bau Polis 


18. 
Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. — ——— des — 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und ah die Minis 
- flerialeBausKommiffion zu Berlin, die Berechnung 
nad Schacht⸗ Ruthen und Kubik⸗Fußen bei Bau⸗ 
OR — 


— — 


Es iſt ungern bemerkt — daß bisher — 
Baus Anfchläge eingegangen find, in denen auch andere 
- Körper: Manfe als die allgemein eingeführten Schacht 
Ruthen in Rechnung gebracht waren, obgleich dies den 
Beſtimmungen der Maaß⸗ und Gewichts » Ordnung vom 
16. Mai 1816. $. 25. entgegen if. | 

Die Roͤnigl. Kegierung wird daher Hierdurch beauf⸗ 
tragt, Ihre Bau⸗Beamten dahin anzuweiſen, daß ſie kuͤnf⸗ 
tig keine andere Körper; Maaße als Schacht⸗Ruthen, oder, 
wenn der che sine Schacht⸗Ruthe er erreicht, Kubik⸗ 

88 2 


Zuße in Rechnung flellen, und haben die Bau⸗Direktoren bei 
der Neifion der Unfchläge hierauf beſonders zu halten. 
Berlin, den 8. Mai 1826. Wr 
WMWiuniſterium des Innern. J 
— v. Schuckmaun. 





149 —— | 
Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, 
an fämmeliche Königl. Regierungen (ausſchließlich der⸗ 
jenigen zu Pofen, Edslin und Stralfund), die Anlegung 

von Brunnen bei den Chauffeehäufern betreffend. 
Die Koͤnigl. Regierung erhält anbei einen. Auszug 
aus dem Öntachten der Obers Bau Deputation vom zten 
d. M. (Anl; a.) die bei den Chauſſee⸗ Geld : Einnehmers 
Haͤuſern zu: bauenden Brunnen betreffend, zur Nachricht _ 


-.. und Achtung. 


“Berlin, den 17. Junt 1826. 
Ä Minifterium ded Innern. 
In Abweſenheit des Heren Chefs Ercellen;. 
en Gerber. 
ü. * 
Ertract u 
aus dem Gutachten der Koͤnigl. Oder» Bau» Deputation 
d. d. Berlin, den 3. Juni 1826. 


Was den zweiten Gegenftand des Berichts des Baus 
Comtoirs vom 23ften v. M. anbetrifft, fo find wir der Meis 
‚nung, ‚daß der Brunnen bei dem Einnehmerhaufe auf der Höhe 
enſeit Landsberg a. Wi, da in einer Tiefe von 60 Fuß noch 
kein Waſſer daſelbſt gefunden worden, nicht bei dem Haufe, 
gielmehr in einer Entfernung von einigen hundert Schritten 
"von demfelben, etwa auf der Mitte des Berges, und überhaupt 
da, wo ſich wahrſcheinllch Duellenlager finden, anlegen zu lafs 
fen, eines Theils weil Hierdurch eine Menge von Baukoſten 
erſpart werden, andern Theils aber auch es feine eigene Schwie⸗ 
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eigkeit bat, ‚das Waſſer durch einen Pumpbrunnen bet einer 
größeren Tiefe zu Tage zu fördern. Pen 

Wir glauben übrigens, daß es Im allgemeinen. nachgege⸗ 
ben werden kann, die Brunnen, wo bei einer Tiefe von 60 
Fuß noch kein Waſſer gefunden wird, in einiger Entfernung 
von den Chauffeehäufern anlegen zu laſſein. 
Sollte auch bier kein Waſſer angetroffen werden, N wird 
man ſchon von der Anlage der Pumpbrunnen abſtehen, und 
nachlaſſen koͤnnen, gewöhnliche zZiehbrunnen zu fertigen. , 





28%, - ' 
Pubtifandum. der Koͤnigl. Regierung. u Cdolin, den 

Auseinanderbau ländlicher Gebaͤude betreffend, 

In Gemaͤßheit des $. 66. Tit. 8. Theil 2. A. L. R. 
hat das Koͤnigl. Miniſterium des Innern und der Polizei - 
fih unterm 7. Juli 1815 noch beftimmter über die Bes 
fugnifje der Polizei bei Negulirung des Auseinander⸗Baues 
ländlicher Gebäude ausgefprochen, und in Folge diefer ho⸗ 
ben Entfcheidung hat die Pommerfche Regierung zu Stets 
tin unterm 31. Juli 1815 durch das Amtsblatt die Bes 
kanntmachung erlaffen, wodurch die Nechte und Pflichten 
der DrtdsPollzeis Behörden und der Einfaffen bei dem 
Aufbau neuer oder Herftellung alter oder abgedrannter Ä 
Gebäude, näher angegeben werden. 

Bei den, leider noch immer — Feuerſchaͤ⸗ 
den iſt es jedoch in dem hieſigen Departement ein mehr⸗ 
fach empfundenes Beduͤrfniß geworden, daß eine Norm 
aufgeſtellt werde, wonach Obrigkeiten und Einſaſſen bei 
dem Aufbau neuer Gebaͤude, in Bezug auf ihre Stellung 
gegen andere, zunaͤchſt gelegene, zu verfahren haben. 

Mit Bezug auf die angeführte Geſetzſtelle und Mints 
fterial s Beflimmung-fegen wir daher, unter erneuerter Hin⸗ 
weifung auf bie zur Direktion der landraͤthlichen Behörs 
den und der Domainen⸗Aemter erlaffene Amtsblatts⸗Ver⸗ 
ordnung vom 31. Juli 1815 hiermit fef: 


— 
1. Ein jebes mit Stroh, Rohr, Dielen oder Schin⸗ 


» 
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dein eingedecktes Gebäude auf dem Lande foll fo 
‚geftelft werden, daß daffelbe mit den Giebelfeiten 


wenigſtens 30 Fuß, mit den Srontfeiten aber wenig 
— ſtens 60 Fuß von den zunaͤchſt daran grenzenden 
= ‚Gebäuden entfernt bfeißt.  - 


Wird daſſelbe mit Ziegeln eingedeckt, fo muß ſich 
Ps rund um daffelbe mindeftend ein freier Kaum 
von 4 Fuß: befinden, welcher die Aufſtellung und 
Handhabung der Feuer» Löfch» Geräthfchaften geftatter. 


. An Eeinem, mit Stroh, Rohr, Dielen oder Schins 


deli gedeckten Gebäude darf ein ganzer, oder halber 


 Maln angebracht werden, es wäre denn, daß der⸗ 


felbermit Ziegeln eingedeckt wuͤrde. 


. Es ſoll uͤberhaupt Fein neuer Bau irgend eines Ge⸗ 


baͤudes auf dem. Lande vor Einholung des polizeili⸗ 
chen Konſenſes geſtattet ſein. 
Jeder Bauende hat daher vor Anfang des Baues 


un - einen ungefähren, mit der. wahren Angabe der. Ent⸗ 


fernungen der naͤchſten Gebaͤude verſehenen Plan bei 
dem Kreis⸗Landrath, (auf den Domainen aber, bei 
dem betreffenden Domainens Beamten oder Inten⸗ 
danten), einzureichen, welcher den Konſens zum Bau 


nach den beſtehenden Barföriften erteilt oder ver⸗ 


weigert. 

Derjenige Bauherr, welcher vor Ertheilung des 
Konfenfes oder gar wider das deöfallfige Verbot des 
Landraths, dennoch baut, verfällt in eine nachdruͤck⸗ 
liche Ordnungsſtrafe, und muß nach Befinden der 
Umftände das angefangene Gebäude unweigerlich wie⸗ 
der abbrechen. 

Die Bauhandwerker, welche einen folhen Bau 
übernehmen, ohne fich vorher den Sandräthlichen Kon⸗ 


ſens oder beziehungsweife den ded8 Domainen- Bean 
‚ ten vorzeigen zu laſſen, verfallen. das erſte Mal 
An eine Drönungsftrgfe von 5 Rthlrn., welche im 


4. 


Wiederholungsfalle verdoppelt wird. 
Wenn bei neuen Bau Unlagen, die bei dem Reta⸗ 
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bliſſement adgebrannter. Sehöfte vorkommen, in feuer⸗ 
polizeilicher Beziehung nach Anleitung des vorſtehen⸗ 
den $. 1. noͤthig ‚erachtet wird, eins ‚oder mehrere 
Gebäude ‚oder ganze Gehoͤfte beffer auseinander oder 
ganz abzubauen, ſo muß die Ortfchaft, für beren - 


Sicherheit ein folcher Ab⸗ und Lluseinander ⸗ Bau 


angeordnet wird, gemeinschaftlich die dabei entftehens 
den Entſchaͤdigungs⸗ Forderungen, nach Tape oder 
VUebereinkommen decken, und eberimäßig die anders . 
eitigen, etwa unvermeidlichen Nebenkoſten an Ver⸗ 
meſſungs⸗, Ausgleichungs⸗ oder andern Gebuͤhren 


tragen. 


Vom Beltrage hierzu find auch dieſenigen nicht 
frei, welche zur eignen und gemeinſchaftlichen Sicher⸗ 


J heit abbauen můuſſen. 


Die ſchon früher ängeordnnete Entfernung der Schmle⸗ 
den und befonders der Backöfen aus den Ortſchaf⸗ 
ten, wird bei diefer Veranlaſſung neuerdings in Er, 
innerung gebracht, damit Feine Gelegenheit dazu vers 
abfäumt iverde. 

Die Herren Landräthe werden angetoiefen , die gegen⸗ 


mwärtige Verordnung aufs ſtrengſte befolgen zu laſſen, fo 
wie denn anch die Diftriftd- Baus Beamten ed als eine, 

die Öffentliche Sicherheit befördernde Pflicht anfehen muͤſſen, 
jeden Uebertretungsfall zur Kenntniß der landraͤthlichen 
Behoͤrde zu bringen. 


In zweifelhaften Faͤllen, oder bei ganz beſondern oͤrt⸗ 


lichen Verhaͤltniſſen, werden die Herren Landraͤthe uns die 
Sache zur naͤhern Erwaͤgung vorlegen, ſo wie denn auch 
Jedem der Rekurs von der Entſcheidung des Domainen⸗ 
Beamten an den Kreis-Landrath, und von der landraͤth⸗ 
Sichen Entfcheidung an uns offen bleibt. 


Cöslin, den 8. Auguft 1826. = 
Koͤnigl. Preuß. Megierung. 
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Publtkandnun 6 der Rbüigl. — zu Potsdam, die 
ſelbe Angelegenheit betreffend. 


F In der Verordnung vom 28. Auguſt 1796 iſt be⸗ 
ſtimmt, daß Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤude auf dem 
platten Lande ſo weit auseinander gebauet werden muͤſſen, 
daß ein hinlaͤnglicher Raum zwiſchen denſelben verbleibt, 
damit, bei entſtehendem Brande von allen Seiten zum Loö⸗ 
ſchen geſchritten, und Die Entzuͤndung der übrigen Gebaͤude 
verhütet werden Fan. Da nun die Erfahrung Iehrt, daß. 


Hierzu ein Kaum von mindefiend. 30 Fuß von ben Staͤl⸗ 


len, und von 60 Fuß von den Scheunen bis zu den Wohn⸗ 
gebaͤuden erforderlich iſt, ſo haben wir die Herren Land⸗ 
raͤthe angewieſen, nur in dieſer Entfernung die Erlaubniß 
zur Errichtung neuer Gebäude nach der gewöhnlichen Baus 
art mit Strobs, Rohr⸗ oder Schindelbedachung zu ertheis 
len, wobei jedoch bie Verpflichtung der Bauenden, mo 
hinlänglicher Kaum fich darbietet, in weiterer Entfernung 
zu bauen, nicht ausgefihloffen wird. : Wo die Lofalität 
einen ſolchen Kaum nicht geftattet, kann der Bau nur 
unter Bedingung ber Ziegelbedachung geſtattet werden. 
Seder, der einen neuen Bau auf dem platten Lande 
beabfichtigt, hat daher durch feine vorgefegte Polizel-Obrigs 
feit zwei Eremplare einer ungefähren Handzeichnung, in 
welcher jedorh die Entfernung von den nächften Gebäuden 
nach Manßen und deren Baus und Bedarhungsart genau 
angegeben fein muß, bei bem Landrathe einzureichen, und 
darf vor ertheiltem fchriftlichen Konfenfe vdeflelben, den 
Bau, bei Vermeidung narhdrüclicher Strafe und, nad 
Befinden der Umftände, der Wiederabtragung ded Gebäws 
des, sicht anfangen. 
| Bauhandwerker, welche vor Dorzeigung des fehriftlis 
hen Tandräthlichen Konfenfes einen Bau anfangen, vers 
fallen in 5 bis 10 Thlr. Strafe. Hinfihtd der Bauten 
in den altfächfifchen Landestheilen unfers Diegierungs Des 
partements hat es Tediglich bei den Borfchriften der Kur 
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ſaͤchſiſchen Dorf⸗Feuerordnung vom 18. Bebruar 1775 
nach wie vor fein Bewendhen. 
Potsdam, den 5. Juli 1342303. 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


— 





Er: For 
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Medizinal-Weſen. 
152. 


Publifandum der Königt. Regierung zu Porsbam, die 
Bereidigung jüdifcher Medizinal⸗Perſonen betreffend. 


Bor ber Vereldigung jädtfcher MedizinalsPerfonen 
haben in Gemaͤßheit einer Beſtimmung des. Koͤnigl. Mi— 
nifterti der Geiftlichen-, Unterrichtds und Medizinal⸗Ange⸗ 
legenheiten vom 10. November v. J., die damit beauf⸗ 
tragten Beamten den zu verpflichtenden Individuen die 
folgende Verwarnung durch den Rabbiner oder jüdifchen 
Gelehrten vorhalten zu laſſen. 


Potsdam, den 29. Januar 1826. = 
Könige, Preuß. Regierung. 
Er Verwarnungs⸗Formel 
vor der Vereidigung der juͤdiſchen Aerzte und 
Wundaͤrzte. 


Wiſſe! daß dieſer Eid, welchen di jetzt in Begriff 
ſteheſt abzulegen, nach den Verordnungen unferer ſeligen 
Weifen und Nabbiner vor der chriftlichen Obrigkeit und. 
am gegenwärtigen Orte eben fo heilig und bündig ift, als 
würde er deinen Glaubensgenoſſen in der Synagoge und 
in Gegenwart der Thorn abgelegt. Denn der Allmaͤch⸗ 
. tige, deſſen Namen du vor aller Welt beilig halten follft, 
iſt allgegenwärtig, und feine Herrlichkeit thronet überall, 
daher Nichts der Strafe des Allwiſſenden dich entziehen, 
und fie von dir abwenden kann, wenn du deinen Eid je 
verlegen ſollteſt. Aber auch ohne diefen Eid find die Ifrae⸗ 
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liten von Gott beſchworen, ihrem Nächften in jeder und 
befonders in Lebensgefahr nach Kräften a Denn. 
es heißt in der Thora (Levitind Kapitel 19, V. 16.) 
„fche nicht zurück bei der Gefahr deines Naͤchſten, 
der Ewige!“— 
Pe und erhaben ift dein Beruf, denn bed Ewigen, 
von dem es heißt: 
„Ich der Ewige bin bein Arzt“ Exodus Kapitel 
75, V. 26.) 
und ferner: 
„Ich kann toͤdten und beleben, kann derwunden 
und auch heilen“ 
| Oeuteronomion Kapitel 35, @; 39.) 
Abgefandter Hiernieden bift du zum Heil der Menfchen, 
daher bleibe den Worten deines Deren treu, und Laffe feine: 
Lehren dir zur Michtfchnur deines Wandels dienen. | 
Auch nach ben Lehren. unferer ſeligen Weifen und 
Rabbiner, und nach der ausdrücklichen Vorſchrift des Jo⸗ 
reh Deah (Kapitel 336) iſt es die -heiligfte und verbinds ‘ 
lichſte Pflicht eined Arztes oder Wundarzted, einem jeden 
Eranfen Menfchen ohne die geringfte Ausnahme, er fei arm 
oder reich, und ohne die geringfien menfchlichen Nebenab> 
ſichten, nach feinem beſten Wiſſen und Willen und Kräften 
Hülfe zu Teiften; wenn er aber folche vertweigert, oder fi 
ihr zu entziehen ſucht, ſo iſt er einem Blutvergießer gleich. 
Wenn nun ſchon hierdurch die geringſte Verletzung 
der dir vermoͤge deines Standes und Berufs nach dem 
Willen Gottes obllegenden Pflichten, dem Ewigen ein 
Greuel iſt, um wie viel ſirafbarer wuͤrde ſie es jetzt ſein, 
da du bei dem heiligen Namen Gottes ſchwoͤrſt, dieſe 
Pflichten getreu zu erfuͤllen und mithin, ſobald du dieſem 
Schwur entgegen handeln ſollteſt, dich eines Meineides 
ſchuldig machen wuͤrdeſt, den der is der Gerechtigfeit 
nicht unbeſtraft laͤßt. 
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Wihitlenbum der. Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, 
| bie Aufftellung ber, Liquibationen ber Medizinal 


-Perfonen. betreffend. 





Unter Bezugnahme auf unfere unterm 22. Juni d. 
J. erlaffenen Borfehriften wegen Aufftelung der Liquida- 
tionen von Medizinals Perfonen machen wir hiermit noch 
Solgendes befannt; 

1. die etwa gelieferten. Verbandſtuͤcke, fo wie Diejenigen 
Inſtrumente, welche ‚entweder nur einen einmaligen 
Gebrauch erlauben, oder welche der Kranke zu ſei⸗ 
nem ferneren Gebrauch behält, wofuͤr mithin die 
behandelnde Medizinals Perfon eine Entfehädigung zu 

‚ „fordern berechtigt ift, müffen Behufs der Beurtheis 

lung ihres Werths, genau angegeben werden ; 

- 2, bie zu der von und zu bewirfenden Feſtſetzung eins - 
zuureichenden Liquidationen felber bedürfen, neuern 
hierüber ergangenen Beflimmungen aufolge, in Feb 
nem Salle’eined Stempels. 
Magdeburg, den 17. Auguft 1826. ı 
Koͤnigl. Regieruns. Abtheilung des Innern. 


U — 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, die Feftfegung 
I, wundaͤrztlicher Koſten betreffend. 


Auf den Bericht der Koͤnigl. Regierung vom zıten 

2. M., werden zwar die für die Kur. und Verpflegung des 
im vorigen Jahre bei Küchen gefundenen Eranfen N. N. 
aus Gilſa in Kurheſſen erforderlich gemwefenen Koſten ge 
nehmigt, jedoch können unter diefen dem Chirurgus nur 
27 Rthlr. — ⸗ zugebillige werden, da derfelbe für die Be: 
fuche nach dem erfien Verbande nach der Mebizinals Tare 
nur ro Sgr., und an Meifefoften hin und zuruͤck 1Rthir. 
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—⸗ nemlid 10 Sgr. pro Meile fordern kann, mithin nur 
1 Rthlr. 10 Sgr. für jeden dieſer Befuche paſſiren können, 
welche Grundfäge auch nach Ausweis des abfchriftlich bei- 
gefügten Neferiptd vom ıgten v. M. am die Regierung zu 
Düffeldorf von: dem Könige. Minifterio für die. Medizinals 
Angelegenheiten anerkannt find. Demnach wird die Kö. 
nigi. Regierung hierdurch autoriſirt, die fraglichen Koften 
aus dem. Fonds Tit. II. No. 4. Ihres Etats für die 
Verwaltung des Innern zahlen zu laflen. — — 
Berlin, den 4. September 1826. 
Der Miniſter ded Innern. 
5 v. Schuckmann. 





— | 155. ei 
Reſcript der König. Minifterien der Geiftlichens, Uns 
terrichtss und MedizinalsAngelegenheiten, fo wie bes 
Innern und ber Polizei, an die Königl. Regierung zu 
"N. N., die polizeilichen Maafregeln gegen die Berbreis 

tung fophilitifcher Krankheiten betreffend. 





And der von der Königl. Regierung unterm 30. Ja⸗ 
nuar d. J. eingereichten Nachweifung von dem im Kreis 
Lazareth zu N. N., feit dem 1. Juli bis ultimo December 
pr. behandelten Kranken, ift. erfehen worden, daß die Mehr⸗ 
zahl derſelben ſyphilitiſche Kranke geweſen ſind. Dieſes 
Uebel erſcheint in einer Form, welche nur zu deutlich von 
einer Vernachlaͤßigung der Behandlung deſſelben in ſeinen 
erſten Perioden und von deſſen großen Verbreitung unter 
dem Landvolke der dortigen Gegend zeugt. Dies kann 
nur von einer mangelhaften Handhabung der Medizinal⸗ 
Polizei, und von einer lauen Ausübung ter für folche 
Faͤlle vorgefchriebenen  Gefundheitd « Maaßregeln herruͤhren. 

Die unterzeichneten Miniſterien wollen der Koͤnigl. 
Regierung daher dieſen Gegenſtand zur Anwendung der 
groͤßtmoͤglichſten Aufmerkſamkeit empfehlen. Insbeſondere 
hat Dieſelbe den Phyſikern aufzugeben, daß fie ſich auf 
ſchicklichem Wege von dem unter den Leuten des geinel: 


l 


m 


nen Bhrgens and Wauernlandes graſſtrenden deneriſchen | 


Uebel, auch ehe folches noch den Höchften Grad erreicht 


hat, ganz genaue Kenntniß zu verfhaffen bemühen, und 


wegen berjenigen, die fich nicht felbft einem Arzte anvers 
trauen, unter verfaſſungemaͤßiger Mitwirkung der. Iandräths 


lichen Dffizien die. Orts: Polizei: Behörden angehen, um | 


. eine folche Kur zu vermitteln, oder in Ermangelung eiges 


ner Huͤlfsmittel die Unterbringung der Kranken in die. 
Öffentlichen HeilsAnftalten: zu veranlaffen. Auch wird es 
zweckmäßig fein, wenn die Königl. Regierung Veranlaffung 


nimmt, in fofern es noch nicht gefchehen fein follte, die 


Einwohner der dortigen Gegend über die mögliche Gefahr 


der Anſteckung außer, dem Beifchlaf und über diejenigen 


Erfcheinungen, die fie veranfaffen müffen, fo wie über die ' 
Nothwendigkeit, fogleih die Hilfe. ded Arztes nachzuſu⸗ 


chen, auf eine angemeflene Weife belehren zu laſſen. 


Mit der Anzeige über die hiernach getroffenen. An⸗ | 


ordnungen erwarten die Dinifferien zugleich einen ausführs 
lichen Bericht der Könige. Regierung über diefen Gegen⸗ 
fand, namentlich in Bezug auf die Größe des Uebeld und 


— 


die Art der veneriſchen Form, über das bisher beobachtete 


Heils Verfahren und die zeither getroffenen polizeilichen 


Vorkehrungen. Sollten letztere der Koͤnigl, Regierung 
ſelbſt nicht erſchoͤpfend genug erſcheinen, fo. "Hat Sie zu 
deren Vervoffiändigung zweckmaͤßige Vorfchläge zu machen, 
und, im Fall dadurch ein erhöheter Koſten⸗Aufwand vers 
urfacht werden follte, folchen gehörig zu veranfchlagen. 


‚Denn auch ein erhöheter den Polizei-Fonds zur Laft falz 


Sender. Koften- Aufwand würde fich rechtfertigen Laffen, wenn 
dadurch dieſes fo Höchft verderbliche Uebel binnen eines 
gewiſſen Zeitraums ausgerottet werden Eönnte, da felbft 
in finanzieller Ruͤckſicht dabei durch die Fünftige Erfparniß 
des bisherigen Aufwandes, gewonnen werden dürfte, 
Berlin, den 12. März 1826. 
Minifterium der Geiftfichens, Un; Miniſterium des Innern 
terrichts⸗ und Medizinal⸗ An ⸗ und 
gelegenheiten. der Polizei. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 


830. 
en: BEE 1. 
Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums, der Geiftli- 
chen», Unterrichts» und Mebizinals Angelegenheiten an 
fämmtliche Königl. Regierungen, den Gebrauch ber 
Bella donna als Schußmittel bei ausbrechenden. " 
Scharlach⸗ Epidemien betreffend. 





Das unterzeichnete Miniſterium hat auf den Bericht 
der Könige. Negierung vom 29. März c. feinen Anſtand 
genommen, den von ihr an dad Könige. Miniſterium des 
Innern gerichteten Antrag: en “ 
| die Koften für die in armen Gemeinden bei ausbrechen, 

den Scharlach > Epidemien: ald Schugmittel dhgegen an= 

gewandte Bella donna, aus den zu allgemeinen poli- 
zeilichen ‚ Zwecken beftimmten Fonds der. Negierungs- 

Haupt: Kaffe zahlen zu Dürfen, — 

su bevorworten, da ed nach dem, mas bis jest über den 
Erfolg diefed Mitteld bekannt geworden iſt, allerdings zweck⸗ 
maßig erſcheint, daß deſſen Anwendung als Schutzmittel 
gegen die Anſteckung und Verbreitung des Scharlachfiebers 
auch fernerhin fortgeſetzt und moͤglichſt erleichtert werde, 
um durch Zeit und Erfahrung die. Beantwortung mehre⸗ 
rer diefen Gegenſtand betreffender, medizirifch > polizeilichen 
Sragen zw erhalten, und zu einem endlichen Reſultate zu 
gelangen. ae Ba Er 
Zu dem Ende erfcheint ed aber auch nothwendig, daß 
über den Verlauf folcher Epidemien und der dabei ftatt- 
gefundenen Anwendung der Belladonna ausführliche, mit 

Genauigkeit und Sorgfalt abgefaßte Berichte von den bes 
treffenden Aerzten erftattet werden, in welchen namentlich 
folgende Hanptpunfte gründlich erörtert fein muͤſſen: 

1) Wie viele Individuen (nach Gefchleht und Alter) 
haben das Mittel genommen, und wie viele, am mei⸗ 
fien Anfteckungsfähige nicht? BE 

2) Wie viele von beiden Klaffen haben dad Scharlach⸗ 

fieber bekommen? Befinden ſich unter dieſen ſolche, 


, i * gut 
welche bereits bei fräßeren Epidemien durch die Bella 
donna gefchügt worden waren? 

3) Sind in einzelnen Häufern Individuen, die in nahe , 
Berührung mit Scharlachkranfen gekommen, durch 
das Mittel gefchäßt worden, oder nicht? 

4) Hat die Epidemie nach der Anwendung ider Bella 
donna, bei denen, welche fie nicht genommen, fort» 
gedauert, und wie lange? 

5). War dad mach dem Gebrauche der Bella donna 

entftandene Scharlachfieber gelinder und gefahrloſer? 

6) Entſtanden Nachkrankheiten nach dem Gebrauche der 
Bella donna oder andere uͤble Folgen, die man ihrer 
Anwendung zufchreiben konnte? 

7) Beſtimmung der Dofis, der Form und der Zeit des 
Gebrauchs des Schutzmittels. 

Die Koͤnigl. Regierung hat hiernach die Abfaſſung | 


der fraglichen Berichte den Phyſikern und Aerzten 


aufzugeben, uͤbrigens aber auch noch den Kreis⸗Phy⸗ 
ſikus des 2ten Jerichowſchen Kreiſes zur Einreichung 
einer genauen Nachweiſung des Gebrauchs der Bella 
donna bei der Epidemie im Dorfe Bensdorf aufzu⸗ 
fordern, und ſolche mittelſt Berichts einzuſenden. 
Berlin, den 18. September 1826. 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. | 
In Abweſenheit und im Auftrage des Herrn Miniſters. 
Hufelan d. 


bie Kinigl. — zu Magdeburg. 


Abſchrift vorſtehender Verfuͤgung zur Kenntnißnahme 
und Nachachtung an ſaͤmmtliche uͤbrige Koͤnigl. Regierungen. 
| Derlin, den 18. September 1826. 


Winiſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts- und Medizinal⸗ 


* Angelegenheiten. | 
E Asnejnpi und im Yuftrage ded Deren Miniſters. 
er feland. 


en 
1 m 
Publifandum ber Königl. Regierung zu Minden, bie 


Seitens ber Iſraeliten zu entrichtenden Hebammen⸗ 
gebühren betreffend. 


— 


—— einer Verfügung des König. Miniſterii der 
Geiſtlichen⸗, Unterrichts» und Medizinal⸗Angelegenheiten 
vom z3ten v. M. find auch die Iſraeliten zur Bezahlung 
der, zur Unterflügung der Land» Hebammen von Gebur 
ten und Trauungen gefeglich zu entrichtenden Gebühren 
verpflichtet; nur verfteht es fich von felbft, daß die aus 
Beranlaffung der Geburten zu erbebenden Beiträge der 
Iſraeliten, von dem bier nicht Statt findenden Taufakte 
‚nicht abhängig gemachte werden kann. Die betreffenden 
Heiträge ber fraeliten find von den Herren Landraͤthen 
and Durgemeiftern bei Einzeichnung der vorkommenden 
Geburts: und Heirathsfaͤlle in die Iſraelitiſchen Civilſtands⸗ 
Megifter zu erheben, und nachher in dem Verzeichniß der 
fämmtlichen aufgefommenen Beiträge befonders aufzuführen. 
Minden, den 13. September 1826. 

Koͤnigl. Regierung. 





158. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, die 
Heilung der Raͤude unter den Schaafen betreffend. 


Folgendes, von dem Koͤnigl. wuͤrtembergiſchen Land⸗ 
Thierarzt Walg empfohlene, und von einſichtsvollen Oe⸗ 
konomen bewährt befundene Mittel wider die Schaafräude, 
wird hierdurch zur Kenntniß ‘des Publikums gebracht: . 

Zwei Pfund friſch gebrannter Kalk, und zwei und 
ein halbes Pfund Pottafche (oder in Ermangelung bers 
ſelben zwölfmal foviel Buchenafche) werden mit Rindsharn 
oder Miftjauche übergoffen, bis fie zu einem bünnen Brei 
geworden find, Alsdann fegt man der Mifchung Drei 
Pfund fogenanntes ai (thierifches ve Del, 

das 
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“ı Das bei der Salmiak- Fabrikation als Abgang gewonnen 
wird) und ein und ein halbes Pfund Theer zu, thut fie 
in Wannen, und verdünnt ſie mit vierhundert Pfund 
Waſſer und einhundert Pfund Miftjauche. ‚Dierdurch ers 
hält man eine Quantität, die zureichend iſt, 200 Schaafe 
Damit. zu. wafchen.. Sodann. wird. auf der Huͤtung ein 
Hordenverſchlag gemacht, und vor demſelben die Wanne, 
und nicht weit davon bie Feuergeraͤthſchaft aufgeſtellt, um 
damit. die Maſſe zu erwärmen ,- die jedoch nur angenehm. 
warm gefühlt werden muß.- Run wird fie in die Wanne 
gegoſſen, und: jedes Schaaf einzeln hineingetaucht, wobei 
demſelben die) Augen: zugehalten werden, weil die Lauge 
dieſe leicht. Zur: Entzuͤndung reizt, waͤhrend der: übrige 
Kopf nachdruͤcklich befeuchtet, beſonders aber die Ohren 
und der Schwanz tuͤchtig abgewaſchen werden. Hierauf 
wird mittelſt einer Striegel alle Borke und Kruſte von 
der Haut des Schaafes entfernt: Es ſchadet ‚nicht, wenn 
die Haut dabei hie und da: blutet. Die gereinigten Stel: 
len werden nun nochmals mit der Lauge gewafchen. -- Oh⸗ 
zen, Gefiht und Schwanz find befonders genau zu beſtch⸗ 
tigen und zu bearbeiten. Bei den im hoͤchſten Grade räus 
digen Thieren muß die Wolle zwei Zoll vom Ruͤcken abs 
gefhnitten werden. Nothwendig ift ed, warme Witterung 
zu dieſer Wäfche zu wählen, damitdie Thiere fih nach 
derſelben nicht erfälten;, auch muͤſſen fie vor Degen ge⸗ 
ſchuͤßt Bleiben, . und nach der. Kur auf trocene und ges 
funde Weide geführt werden. So wird die MWäfche alle - 
8: Tage, bei fehr raͤudigen Schaafen alle 4 bis 6 Tage 
wiederholt, bis die. Haut uͤberall weih und rein if 

Am beſten ‚und wirkſamſten erfolgt die Anwendung 
der vorbeſchriebenen Waͤſche, wenn die Schaafe geſchoren find. 
Erfurt, den 2. September 1826. 
Roͤnigl. Preuß. Regierung. 
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Circular⸗ Reſeript des Konigi Minifteriume des Junern 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Ben 
der neuen Militair / Erſa⸗ Juſtei luiei betiſfend. 
| Nachdem die von den — forderten gut: 
achtlichen Berichte über: den. Erfolg der in Gemäßheit ver 
neuen Erfaß- Infiruftion vom: 13. AprifÜ ur. (ſ. Amts⸗ 
blatt 1825, No. 150. S. 207.).:flattgefündenen vorjaͤh⸗ 
tigen. Erſatz⸗Aushebung faſt fämmtlich eingegangen: find, 


iſt wegen der darin. gemachten. Bemerkungen. und Vor⸗ 


fchläge- mit dem. Königl.:. Krieges: Minifterip in nähere 


> Kommunifation getreten, und: int Einverftändniffe: mit. dem⸗ 


feiben befchloffen worden, auf: den Grund dieſer, fo mie 
der. von. den Königl. General» Kommandos: in diefer- Bes 
ziehung ebenfalls abgegebenen Gutachten, folgende: Modis 
fifationen bei einzelnen nn — Inſtrutclon ein⸗ 
treten zu laſſen. 

ad. F. 1. Der Termin: zw. Ynieumg : — Dienfipflich- 
tigen, Behufs Der. jährlichen Berichtigung der Kom⸗ 
munal⸗Stammrollen bei den die letzteren führenden 
Drtd: Behörden wird auf den 1. Jult feſtgeſetzt. 

Demgemaͤß aͤndert ſich denn auch: der Termin, bis 
zu welchem die berichtigten Kommunal⸗Stammrollen 
den: landraͤthlichen Behoͤrden, Behufs der Zuſam⸗ 
menſtellung der jaͤhrlichen Aushebungs⸗Liſten, übers 
reicht werden muͤſſen, dahin ab, daß dieſe Einſendung 
kuͤnftig ſpaͤteſtens am ısı Juli: erfolgen muß, 

In Betreff der angeordneten Aufforderung zur eis 
genen Meldung der Militairpflichtigen wird ferner 
noch fpeziel bemerkt, daß dadurch die $. 24. der In⸗ 
firuftion vom 30. Juni 1817 vorgefchriebene Ders 
pflichtung der Dbrigfeiten und DORSRANFE AU. den für 
die Stannarofen erforderlichen Angaben nicht aus⸗ 


* * 
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" gefehtoffen: wird, ‚vielmehr vor wie nach in Kraft vers 
„bleibt. 
ad $. 2. Mehrere Erfags Kommiffionen - haben geglaubt, 
das Erfaßgefchäft ‚durch Vervielfältigung der Aus— 
hebungss Bezirke zu erleichtern. Dadurch ift aber das 


Geſchaͤft gerade erſchwett worden. Es liegt, wie did 


auch einzelnen Regierungen bereits eröffnet worden 
iſt, ganz in-dem Sinne der Inſtruktion vom 13, April 
v. J., daß die Aushebungs- Bezirke fo groß, als 
ed nach der Dertlichkeit irgend zuläßig iſt, gebilder 
“werden. Denn je größer die Bezirke fidd, defto Teich» 
ter iſt das Kontingent zu flellen und vollzaͤhlig zu 
erhalten, weil fich die Zahlen im Großen immer 
beffer ausgleichen laſſen. 

Dei der großen Verfchiedenheit der Ausdehnung 
und Bevoͤlkerung der Kreife in den verfchiedenen Theis 
‚fen der Monarchie, ift e8 jedoch nicht angemeffen bes 

funden worden, dieferhalb fefte und fpezielle, allges 
mein. gültige Befiimmungen zu treffen, es iſt viel 
mehr für anrärhlich- gehalten worden, die diesfaͤllige 
Negulirung den Provinzials Behörden zu überlaffen. 
Letztere müffen inzwiſchen darauf fehen, daß die. 
Theilung der Kreife in einzelne Aushebungs + Bezirfe 
auf dad, was hierin unumgänglich nöthig iſt, be- 
ſchraͤnkt werde. 
ed . 10. und 21. Die augenſcheinlich dienſtunfaͤhigen, 
ſo wie die als Freiwillige ſchon gedient habenden oder 
zur Zeit der Erſatz-Aushebung noch dienenden Leute, 
koͤnnen ſchon bei Berichtigung der Aushebungs Liſten, 
jedoch bei verſammelter Kreis⸗Erſatz-Kommiſſion und 
auf deren Verantwortlichkeit in den Aushebungs⸗ 
Liſten gelöfcht, und brauchen forach zum Loofen nicht 
mit herangezogen zu werden. _ 
er $. 12. und 13. Die einzelnen Drtfchaften brauchen 
nicht nach der alphabetiſchen Folge-Ordnung, ſondern 
koͤnnen nah Maaßgabe ihrer Entfernung vom Lov> 
ſungs⸗Orte zum Looſen aufgerufen, und es ſollen die 
Bemerkungen hinſichtlich Ai Militairpflich⸗ 
bh 2 


8 


6 


tigen, ſtatt des fpäteren Verleſens derfelben, jedes⸗ 
mal faut diftire werden, damit die Mannfchaften 
aus entfernteren Orten zuerſt loofen, und demmächft, 
fobatd die in Betreff ihrer zu machenden Bemer⸗ 


kungen diftirt worden find, ihre Anwefenheit mithin 


nicht weiter erforderlich iſt, in ihre Heimat) entlaffen 
werden Fönnen. - 


ad $. 14. Der Abſchluß Hinfiches der bei früheren Er: 


fa » Geftellungen zurückgeftelt gewefenen und primo 
loco in die nächfte Aushebungs »Fifte einzutragenden 
Leute kann da gemacht werden, wo die Kompfetti: 
rung für die Infanterie und leichte Kavallerie auf: 
gehört hat. 


ad $. 16. Wenn ein Erfaßpflichtiger an * oder mehre⸗ 


ren Srten gleichzeitig zur Looſung herangezogen wor⸗ 
den iſt, ſo ſoll diejenige Looſungs⸗Nummer, welche 
der Militairpflichtige etwa ſelbſt gezogen Haben moͤchte, 
güftig bleiben. 


ad. 8. 19. Die ad $. 12. und 13. gegebene Beſtimmung 


kann auch wegen des Aufenfed zur Mufterung in 
Anwendung koͤmmen. 


ad $. 37. Die wegen ihrer häustichen Berhältniffe bereits 


zweimal zurücgeftellten Individuen follen im dritten 
Fahre, wenn anch dann noch ihre abermalige Zus 
ruͤckſtellung nach den VBorfchriften der Inſtruktion vom 
30. Juni 1817 $. 68. bis 72. zu begründen fein 
möchte, nicht weiter der fünfjährigen Kriegs⸗Reſerve, 
fondern der Landwehr erften Aufgebots zu deren 
Ergaͤnzung uͤberwieſen werden. 

Jedoch muß hierbei genau nach den Beſtimmun⸗ 
gen des $. 71. der Inſtruktion vom 30. Juni 1817 
verfahren werden, der zufolge nur für die im $.69. 
eben gedachter Inſtruktion unter 1. und 2. bezeich⸗ 
neten Individuen eine Berhckfichtigung ihrer Verhaͤlt⸗ 
niffe, wenn letztere fich. inmittelft nicht abgeändert 
haben, für mehrere Erfaß> Termine in Kraft bleiben 


— darf; die übrigen im $. 69. noch genannten Fälle, 
bei denen in der Tegel nur die einmalige Zuruͤckſtel⸗ 
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- Jung dem’$. 71. gemäß erfolgen darf, , können alſo 
nicht mit dahin gezogen werden. 

Wegen Zuruͤckſtellung der Theologie- und Schul: 

‚ amtd- Kandidaten, behält es bei den Feflfegungen 
des Erlafje der Minifterien des Innern und des 
Krieges von 26. Juni 1822 fein Bewenden. 
Diejenigen Individuen dagegen, welche als zeitig 
fuͤr das flehende Heer unbrauchbar dreimal zurück 
geſtellt worden, find, wenn fie fpäter noch brauchbar | 
befunden werden möchten, nicht zum Dienfte bei den 
>» Fahnen einzuftellen, fondern ber Lriegs⸗ Reſerve 
zu überweiſen. 
ad $. 39. Die einzelnen Bemerkungen find, damit bie 
einzelnen Militairpflichtigen nicht das Ende der Mu: 
fterung abzuwarten Brauchen, auch hier jedesmal laut 
zu diftiren, wogegen dann. das fpätere Berlefen ber: 
ſelben cbenfaus wegfaͤllt. 
ad. $. 42. Bei der Beſtimmung dieſes F., daß auch die 
. von den Landräthen den. einzelnen Aushebungs-Be⸗ 
zirfen nach der Geelenzahl zugetheilten Haupt: Kot- 
tingente unveränderfich bleiben follen, muß es zwar, 
. da die Anshebungs: Bezirke nach $. 2. der Inſtruk⸗ 
tion vom 13. April v. F. in Beziehung auf die Ge 
ſtellung des Erfaßes ein für fich beftehendes Ganzes 
“ausmachen follen, fein Bewenden behalten; es wird 
jedoch nachgegeben, daß in den Kreifen, welche in 
Aushebungs-Bezirke eingerheilt worden find, in einem 
Aushebungss Bezirke nicht eher auf die 2 1jährige Al: 
tersklaſſe zurückgegriffen werden darf, bis auch in den 
andern Aushebungs = Bezirken des nemlichen Kreifes 
die zojährige Altersklaffe abforbirt if. In derfelben 
Art ift zu verfahren, wenn ein Rückgriff auf die 22: 
jährige Klaſſe ꝛc. nöthig werden möchte. 

Die Feſtſetzung des $. 42. wegen der den Depar- 
ments-Erſatz-Kommiſſionen zuftehenden Befugniß der 
Nepartition der zu den einzelnen Waffengattungen zu 
geftelenden Kontingents Quoten bleibt übrigens ganz 
unverändert. 


RN | 
ad $. 45. Zur Vermeidung eines etwanigen Mißverſtaͤnd⸗ 


⸗ 


niſſes wird hier ſpeziell bemerkt, daß nicht bloß die 
gaͤnzlich dienſtunbrauchbar befundenen, ſondern auch 
die halbinvaliden, nur fuͤr den Felddienſt fuͤr unbrauch⸗ 
bar erklaͤrten Leute der Departementd:Erfag-Kommifs 
ſion, wie ‚dies aus der Beſſimmung des $. 50. ſpeziell 

hervorgeht, zur Super-Reviſton vorzuftellen find. 5 


ad $. 48. Außer den permanenten Mitgliedern ber 


* 


\ 


Kreis: Erfag : Kommiffionen follen in der Regel weder 
andere Mitglieder derfelden, noch die Ortsvorſteher, 
zu den Derfammlungen der Departements: Erfag« 
Kommifjionen zugezogen werden. 

Nachrichtlich wird hierbei noch bemerkt, daß nach 
einer -bereitd an die Militairs Behörden erlaffenen 
Verfügung des Königl. Krieges: Minifterii, von dem 
Militairs Perfonale der Kreid, Erfag: Kommifjionen 
Niemand, ald der- Landwehr-Bataillond:- Kommandeur 
zu den Departements - Erfaß <Konimiffionen zugezogen 


- werden darf, und auch diefer wegbleiben kann, wenn 


. feine Gegenwart nicht von dem Landwehr: Brigade, 
Kommandeur für möthig erachtet wird. 


ad $. 56. Diejenigen Nachgeftellungen, welche für die Ka⸗ 


valferie und die Artillerie in der Zwifchenzeit vom | 
Schluß des Erfaßgefhäfts im Herbſte bis zum 1. 


Aupril nöthig find, Finnen aus den zum Erfag für 


die Infanterie ausgehobenen und vereideten Mann 
fhaften durch den betreffenden Landwehr: Brigades 
Kommandeur entnommen werden. Sollte dadurch 


‚in einzelnen Fällen der Infanterie-Erſatz am. 1. April 


nicht volftändig Bleiben, fo würde dieſer, . früherer 
Beſtimmung gemäß, aus den zur Ergänzung der Ins 
fanterie: Krieges, Neferve beftimmten Leuten, das da: 
durch entftehende Manguenent bei legteren aber aus 
den zur Ergänzung der Landwehr erften Aufgebots 
notirten Leuten zu decken, und die Landwehr aus der 
allgemeinen Erſatz⸗Reſerve, allenthalben nach der ges 
feßlichen Byenielst der ———— zu —— 
ſein. 
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Um jedoch dad Schreibegefchäft bei Der Erſatz⸗ 
Aushebung, fü weit es ohne Nachtheil der Sache zu⸗ 

laͤßig erſcheint, zu vereinfachen, ſo ſollen die zu fuͤh⸗ 

renden Liſten in die moͤglichſt genaueſte Uebereinſtim⸗ 
mung der einzelnen Rubrikenſolge gebracht werden, 
indem dadurch das Ueberiraͤgen aus einer Life in 
die andere erleichtert, und das Geſchaͤft weniger Ir⸗ 
rungen ausgeſetzt wird. 

Der Koͤnigl. Regierung wird daher ein anderwei⸗ 
tes Schema zu den hiernach abzuändernden Liſten 
hierbei zugefertigt, um ſolches "Tünftig. zum Grunde 
legen zu laſſen. — — 

Da es auch noch zur Eprache gekommen if, daß 
ed ſchwierig fei, in dem, Loofungs- Liften den Namen 
-der Mutter dei Erfagpflichtigen-- aufzuführen, fo 
wird hierdurch nachgegeben, daß diefe Namen in den 
Liſten uͤberall weggelaſſen werden koͤnnen, wenn ſie 

nicht etwa hin und wieder zur naͤheren Feſtſtellung 
— der Perſon des Dienſtpflichtigen beim Erſatzgeſchaͤft 
weſentlich noͤthig ſein ſollten. 

Die Koͤnigl. Regierung hat in Gemaͤßheit dieſer Be: 
— wornach der Herr Krieges-Miniſter die Mi: 
litair-Behoͤrden ebenfalls inſtruiren wird, bei der diesjaͤh— 

rigen- Erfaß- Aushebung, fo weit folches noch zutäßig ift, 
verfahren zu laſſen. 

Schließlich wird noch nachrichtlich bemerkt, daß die 
Kreis⸗Erſatz⸗ Kommiſſi ionen, nach $. 41; der Inſtruktion 
vom 13. April v. J., nur Abfchriften von den Loo ſungs⸗ 
Liſten ꝛxc. der Departements-Kommiſſion zu überreichen 
haben, und daß es daher auf einem Druckfehler beruhet, 
wenn in dem darauf folgenden $. 43. dieſer Inſtruktion 
in der achten Zeile auch der alppabetifgen Aushebungs— 
Liſte derwaͤhnt worden iſt. 

Berlin, den 7. Auguſt 1826. 

‚ Der Minifter ded Innern. 
v. Schuckmann. 
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fer 


des Jahres 18 -. (zu $. 3. der Inſtruktlon vom 13. April 1825.) 
8. "19.1 x 10. lag „48. 43. 14. 


und Borname Entfchei- 

Gewerbe | | des: Vaters No, weldhe | Entichel-.] dungen 
be 1. dderMut-| S der Milltair-/dungen "derlder Devar- 
ODER. 1.2 gjfen mobei zu S Ipflichtige beil Kreis Erfatz⸗ lements Er⸗ 
der Loofung Kommiſſio⸗ fab-Kom- 
erhalten hat. nen. miffionen. 


I Bemerftngen. 


todt find, 





— — on | 
(zu. $. 10. der MERPE N vom 13, April 1825. ) 


8 9 40 41 42 
Gewerbe I Name Bemerfungen 
des ———— 


‚oder Religion. 
Stand. 


En — en 
Vaters und! ver —*88 Desartemens 
der Erſatz⸗ Kommiſ⸗ 
ſionen. Koni onen. 
Mutter. 





fer 


tements-Erfab-Rommiffion von der Kreis-Kommiffion vorzulegen ift. 
vom 13. April 18325.) 
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160. 


Allerhoͤchſte Kabinets⸗ Ordre, die — — 
das Militair feeſfend. J 


— 


* Sie Mie vorgetragenen Zoeifel — Punkte 
des Servis⸗Regulativs vom 17. März 1810 betreffend, 
veranlaffen. Mich, hiermit ‚Folgendes feftzufegen: : 

1) Da der Servis nur daS: Duartiers Bedfrfnig vers 

tritt, ſo darf er nicht als ein Geld Emofument-ans 
geſehen werden. Er wird daher auch nur den Df- - 
fiieren bei Dienſt⸗ und Sinfpeftions · Reiſen, und 
während der Abweſenheit zum Manöver, fo wie bei 

Beurlaubungen bis vier ‚Monate, und auch dann, 
wenn en commandirter  Dffizier im Laufe des zwei⸗ 
ten Monats zurückfehrt, ohne RNachweis und Abzug 
fortgezahlt: 

2) Vorgeſetzte und auf laͤngere Zeit — Offi⸗ 
ziere erhalten den Servis nur für den Monat des 
Abgangs aus der Garnifon, 

3)--Der.-Anfpruh auf meitere Serviszahlung an die 
verfegten und auf längere Zeit commandirten Dffiziere, 
fordere einen Nachweis durch ein, resp. von dem 

Commandeur, oder dem mächften Vorgefegten, oder 

der Commandantur ausgeſtelltes Atteſt: 

daß das Quartier leer und unbewohnt geſtanden, 
und der Offizier dafür hat Miethe zahlen muͤſſen, 
auch keine Gelegenheit gehabt hat, es anderweit 
zu vermiethen; oder, daß es zur Vermiethung 
nicht disponibel war, weil die eigenen Meubeln 
des Dffizierd nicht fobald daraus entfernt werden 
Fonnten, ‘oder daß deſſen zurückgebliebene Familie 
es ferner bewohnt hat. 
In dieſen Faͤllen find vier Monate, incl. des Mo⸗ 
nats des Abgangs aus der Garniſon, das Maris 
mum, fir welche der Servis, zu gewähren iſt. 


4) Die Kafernen» Quartiere  commanbdirter oder beurs 
laubter Dffiziere, bleiben anf Erfordern nur für den 
Monat des Abgangs offen, und ed kann darüber .vom : 
nächften Monat ab anderweit dienſtlich verfuͤgt werden. 


5) Um den kaſernirten Offizieren Gelegenheit zu ‚geben, 
für die Eleinern Bedürfniffe ihres Amenblements 'rc, 
angemefjen forgen zu fünnen, bemillige Ich ihnen I 
des reglementsmäßigen Serviſes ihrer Garnifon, und 
in fofern fie das DBrennmateriak nieht aus den Ras 


“fernen »VBorräthen erhalten, auch die Anfuhrkoften | 


"von der Ablage nach den Sägen der Kaſernen⸗Ad⸗ 
miniſtration aus deren Kaffe Die Sorge für da 
Kleinmachen des Holzes ⁊c. —— den —— 
Offzieren ſelbſt. | 


6) In Betreff derjenigen Siair- Werſonen vom Feld- 
webel abwaͤrts, welche in den Friedens⸗-Garniſonen 
Anſpruch auf Natural⸗Quartier haben, genehmige 
Ich: daß den Quartiergebern für Commandirte, Ar⸗ 
retirte und Kranke der Servis ohne Unterbrechung 
fortgezahlt werden kann, wenn das. Quartier für den 
Abweſenden refervirt bleibt ; und die Kückkehr deſſel⸗ 
ben im Laufe des zweiten Monats erfolgt. Ein glei⸗ 
ches findet auch fuͤr die Dauer der Abweſenheit zum 
Manoͤore für einzelne Chargen, und in VRuͤckſicht der 
Privat und Communal ⸗-Pferdeſtaͤlle während der, 
Manoͤbpres und vorübergehenden Commandos Ans 
wendung, in fofern durch ein Atteſt des Commans 
deurs dargethan iſt, daß die Stallungen nur zum 
ausſchließlichen Gebrauch der Garnifon befiimmt, und. 
‚während der Abweſenheit nicht andermeit benugt wors 
‚den find. | 
2 Auch genehmige Ich, daß denjenigen Militair⸗ Per, 
ſonen, vom Feldwebel abwaͤrts, welchen die Erlaub⸗ 
niß ertheilt iſt, ſich ſelbſt * bei Comman⸗ 
dos, Verſetzungen, Manoͤvers, Beurlaubungen, und 
in Atreſt⸗ und. Krankheitsfaͤllen, der. Servis nach 
a Grundfägen, wie den ii fortgezahlt 


— 


“ | Ä ' 
» werben Fan, wenn der Nachweis. ber laͤngern Mieths⸗ 
ahlung vom Commandeur der Compagnie oder Es⸗ 
kadron beſcheinigt wird. 


6. Der Grundſatz, wonach im Frieden ein bloß drei⸗ 
+ tätiger Quartiergenuß als zur Kategorie der Durch— 
—maͤrſche gehörig, unvergütet bleibt, iſt⸗ in allen Faͤllen 
ar autzest. zu halten. 
2... „Dagegen beſtimme Ich, daß in denjenigen Sälten, 
— wo die Einquartierung den vierten Tag erreicht hat, 
n fuͤt die ganze Dauer derſelben die Servis⸗Competenz 
nach dem Sage vom ZZ berechnet werden kann. 


9“ Die Feftftellung der Gervis-Liquidationen wird den 
Intendanturen auf eigene Verantwortlichfeit über- 
tragen, und dad Militair -Dekonomie: Departement 

des Kriegs» Minifterii davon entbunden. | 

| 10) Den General: Eommandos empfehle Sch, zu den 

Dislocations⸗ Veränderungen möglichft die gewöhn- 

lichen Mieths-Quartale zu wählen, und die etwani- 

gen Disfofationen vorher befannt zu machen, damit 


= en? 


doppelte Gerviszahlungen vermieden werden. Ich 
‚gebe Ihnen anheim, diefe Beflinmungen der Armee 


* — zu machen, und danach verfahren zu laſſen. 
nn —— den 26. Mai 1826: 
vu | Friederſch Wilhelm. 


"gen Seieß- Dinlder Beer der Infanterie 


161. 


—— Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des 


und des Krieges, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
und an bie Militair-Kommiffion zu Berlin, die: 
felbe Angelegenheit betreffend. 


' Zur Defeitigung — Zweifel über die Anwen: 
dung des Servis-Regulativs vom 17. Mär 1810, ba, 


dus 


ben Sr. Majeſtaͤt der König, unterm 26ſten v. M. die 
extraktweife: in Abſchrift beifolgende Aulerhoͤchſte Kabinets⸗ 


Ordre 


zu erlaffen geruhet. 


Miet Bezug darauf wird der König. Regierung er⸗ 
laͤuterungsweiſe Folgendes bekannt gemachte: 


ad 6. 


Iſt verfuͤgt worden, daß die Truppen, und Behoͤr⸗ 
den für eim zeitgemäße Aufgeben der Naturals 
Dnartiere zu forgen haben, wenn der Fall einer 
längeren Abmwefenheit voranszufehen if, um die 


Sortzahlung des Servifed zu vermeiden. Wenn 


die Truppen zu den Mebungen abmwefend find, pflegt 
die durch das Servis Regulativ nachgegebene Um⸗ 


quartierung vorgenommen zu werden, daher für 


dieſe Abweſenheit für die Natural⸗Quartiere, mit 
Ausnahme einzelner Chargen der Servis nicht fort⸗ 
gezahlt werden kann. Was dieſe Ausnahme be⸗ 
trifft, ſo beziehen ſich ſelbige zunaͤchſt auf Feldwebel, 
Wachtmeiſter ꝛc. Quartiere, hinſichtlich deren in 
kleineren Städten wegen Mängeld an Quartieren 
der Art, kein Wechfel ſtatt zu finden: pflege, "und 


. deshalb, if die ausnahmsweiſe Zahlung des, Ser- 


vifes nachgegeben worden, Die Intendanturen find 
jedoch verpflichtet, dem Militair s Dekonomie:Des | 
partement rückfichtlich einer jeden Garnifonftadt, wo 
Sälfe. der Art vorkommen, ein für alle Mal moti: 


virte Anzeige zu machen. Der Fortzahlung des 


ad 7. 


Serviſes für Privat: und Communal-Pferde⸗Staͤlle 


‚Siege die Idee zum. Grunde, der Garnifon- gute 


Pferdeſtaͤlle, die innerhalb. der effektiven Stärke noͤ⸗ 
tbig find, zu conferviren,‘ daher die Commandeurs 
bei Ertheilung der Attefte jedesmal eine genaue 
Prüfung vorangehen laſſen muͤſſen. 

Der Stallfervis-Etat darf übrigens durch diefe 
Bewilligung niemals überfchritten werden. 


Zu den hiergedachten Beurlaubungen wo die. Ser: 
viszahlung am felbft eingemierhete Militairs des 
Unteroffiziers⸗ und Gemeinen⸗Grades nachgegeben 


846 
ift, gehören nicht die — enge, 
| * fuͤr dieſe uͤberhaupt kein Su auf. dem Eros 
ad: 8. Es wird wegen Vergütung des Serviſes bei Can⸗ 
tonnements, Manoͤvers und in allen anderen Faͤllen, 
wo im Frieden eine ſolche Verguͤtung ſtatt findet, 
aber nur einzelne Monatstheile zur Liquidation 
kommen, ein auf den Sag von zZ des monatlichen 
regulativmäßigen Serviſes ſich gründenter Tarif zur 
- Anwendung vom ı. Juli d. J. ab mit dem Bes 
mæerken hier ‚beigefügt, daß folder den Intendantu⸗ 
ren ebenfalls zugefertigt worden iſt, um für alle 
Faͤlle, wo die. Einquartierung den 4ten Tag er= 
reicht hat, für die. ganze ununterbrochene Dauer 
derfelben die Servig » Competenz danach berechnen . 
3zuu laſſen, wodurch zugleich die mittelſt der Circular— 
1... Verfügung vom 20. Februar 1824 beſtimmte Be⸗ 
rechnungsweiſe aufgehoben wird. | 
Berlin, den 22. Juni 1826. 


Miniſterium des Innern. Krieges⸗ Miniſterium. 
v. Schuckmann. gar den Herrn Kriegs⸗Miniſter 
nr deſſen Abweſenheit. 
v. Schoeler. 


162. | 


| Publifandum ber Königl. Regierung IR Liegnig, die bei 
der ſtaͤdtiſchen Servis⸗Abgabe in Kaſſen⸗Anwei⸗ 
ſungen zu zahlende Rate betreffend: 

In der Verfügung vom 16. Dftober 1821 (Seite 
290 des Amtsblatts) iſt angeordnet, daß auch bei der 
ſtaͤdtiſchen Servis⸗Abgabe, nur von ſolchen Kontribuens 
ten die Hälfte in Zreforfcheinen (an deren Stelle jetzt 
die neuen Kaſſen⸗Anweiſungen getreten md) „entrichtet — 


847 
werden dürfe, , deren monatilches Kontingent den Betrag 
von zwei Thalern erreicht oder uͤberſteigt. 

Dieſe Beftimmung erfeidet jegt durch die Auerthoͤchſte 
Kabinets⸗ »Drdre vom 12. April d. J (es 52 der Ge⸗ 


we nur nach Festen Suminen län, werden . 
‚fol, welche der Einzahler (alfo hier die Stadt⸗ : Gemeine) 
in den einzelnen Terminen Calſo hier nach $.71:.de8 allges 
meinen Abgaben sGrfeged vom 30. mn 1820) monatlich. 
zu bezahlen verpflichtet ift. 
Die Magifträte werden daher in Gemäßpeit eines 
Reſcripts des Koͤnigl. Finanz-Miniſterii vom ı oten v. M. 
angewieſen, von nun an die Haͤlfte des monatlichen Ser⸗ 
vis⸗Kontingents in Kaſſen-Anweiſungen einzuzahlen, und 
die betreffenden Koͤnigl. Kaſſen haben hierauf genau zu 
achten. 
Liegnitz, den 9. September 1826., 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


Abtheilung fuͤr die Verwaltung der direkten Steuern, 
| Domainen und Forften. 


s ' 163. 
Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Ablieferung ber 
Deforationen der Dienftauszeichnungs:Kreuze, oder der 
Dienftauszeichnung von Seiten der damit verfehenen, 
und fpäter- im Civilbienfte verſtorbenen Militairs 
betreffend. 





Auf Veranlaſſung eines ſpeziellen Falles, wo von 
einer Regierung daruͤber angefragt worden, wie es mit 
der von einem verſtorbenen Gendarmen hinterlaſſenen 
Dienſtauszeichnung gehalten werden ſolle, wird nach dem 

Wunſthe des Herrn Krieges. Minifterd Hierdurch. im Allge⸗ 


— 
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meinen feſtgeſetzt, daß in den Faͤllen, wo aus dem Dienſte 
geſchiedene Militairs, welche mit Dienſtauszeichnungs⸗ 
Kreutzen ‚oder der Dienſt⸗Auszeichnung verſehen find, mit 
Tode abgehen, dergleichen Decorationen jedesmal an das 
Königl, allgemeine Kriege» Departement einzufenden find, 
wornach die Königl. Regierung Sich daher vorkommenden 
Falles zu achten hat. _ 2% ' 

Berlin, den 4. Juli 1826. | er 
Miniſterlum des Innern. Erfte Abtheilung. 
Et a 22 2 F Koͤhler. TERN 


Br 


Zweiten Asraniet 
. Auswärtige ’ 


Seienscdung 


Ueber 


| das freie Niederlaſſungs- und anſiede 
lungs⸗Recht. 





Deutſchland. 


Ni freie Niederlaffungss und Domilcilirungs⸗ Recht, 
was nach dem Syſtem der Encyklopaͤdiſten für den Staat 
aͤußerſt nüglich und tief in dem Natur⸗Recht begründet 
fein ſoll, ift weder in diefem Recht begründet, noch dem 

öffentlichen Wohle zuträglich. Dies Recht kommt in mehr 
fachen Beziehungen zur Sprache; dahin gehoͤrt: 


I. Die poltzeiliche Beziehung — iſt ein Heymaths⸗ 


ſcheues Leben zu beguͤnſtigen? überwiegt die Ruͤckſicht 
auf den Willen und die freie Wahl des, Verbrechen 
nnd Mäffiggang ergebenen Haͤuptlings einer halb⸗ 
nomadifchen. Familie, die aus deren Miederlaffung 
an- einem Orte für deffen Sittlichfeit und Sichers 
heit entfiehenden Beforgniffe und Gefahren, und iſt 
daher nicht die Polizet berechtigt, vor Diefer Nieder 
laaſſung Unverdächtigfeit und Subſiſtenzmittel des Ai 
ziehenden zu prüfen? 
ungeien Heſt IIl, 1826. Jii 


ne 
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II. Die Communal⸗Beziehung — ift jede Com⸗ 
mune fihuldig, jeden in ihre Mitte aufzunehmen, ohne 
vorher nach deſſen Würdigkeit und Tüchtigfeis zu 
fragen? 

UL Die Ruͤckſicht auf Urmenpflege — iſt jeder 
Armens Verband fchuldig, jeden, Der. bezweckt, ihm 
zur Laft fih aufzudringen, ohne nähere Prüfung ob, 
wann und wie ſtark diefe Lafl eintreten wird, anzus 
nehmen? 

'IV. Die gewerbliche Beziehung — iſ jeder be⸗ 
fugt, ein ihm beliebiges Gewerbe an jedem, ihm ge⸗ 
fälligen Orte zu treiben, ohne daß dem Orte oder 
felbft dem Staate erlaubt‘ ift, zu fragen, ob am dies 
ſem Orte und von diefem Individuum dad Gewerbe 
* ‚Betrieben werden und Erwerb gewähren fan, und: ob aus 
der Beſchaffenheit des Individuums fuͤr das oͤffent⸗ 
liche Wohl Nachtheile entſtehen? 


Dieſen, in allen civiliſirten Laͤndern eintretenden Beziehun⸗ 


gen ſchließen ſich in mehreren Staaten noch andere Ruͤckſichten 
an, indem in einigen das freie Niederlaſſungs-Recht durch 
die Ruͤckſicht auf erfuͤllte Militair-Verbindlichke it, 
alſo in militairifcher Beziehung, in andern aber 
durch ein, zur Niederlaffung nothwendiges Maaß. wiffen- 
fhaftliher Bildung, alfo in wiffenfhaftlicer 
Beziehung, in noch anderen ‚aber durch die „Nückficht 
auf Schug vor anftecfenden. Prankheiten,. allo in medis 
zinifher Beziehung, mannigfaltig beſchr Int. 

Es iſt hier, nicht: der. Ort, dieſen Gegenſtand nach feis 
nem ganzen Umfange zu erörtern. Es kommt hier nur darauf 
an, durch. die. Gefeggebung der. Herfchiedenen Staaten dars 
zuchun, Daß. der Ausweis über Unbefcholten heit 


und. über hinreichende Subſiſte nzmit tel afenthals "| 


ben Bedingung der Niederlaffung an einem. anders Drte 
ſei. Es find bier zum. Theil nur Bruchſtuͤcke uͤber die 
verfchiedenen Geſetzgebungen, und zwar zuerft aus ‚denen 
der verfchiedenen Deutſchen Staaten, über diefen 
Segenftand geſammlet. 


| 


| 
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Alanya 


Py' 


der Hertſchaft entfernen, tvidrigenfals fie als Va⸗ 


ptember 1784 F.. 
6. re, Zellerreichiſche politiſche Geſetztunde. Thl. L Bd. 
Nach mehreren Gefegen ift die Ueberfiedelung innerhalb 


* x Erblaͤnder am obrigkeitliche Bewiligung 
nen TE AR: 
ar 3 a u yolikitchoi‘ 

D: zo ei — der politiſchen Geſetze Bbhmens. Thl. u. 
bis. 3 9.0 na ee, | 
ET Ränigreich Baiern. u 
Mach einer Reihe theils allgemeiner, theils provin⸗ 
zieller Geſetze ergingen "über dieſen Gegenſtand unterm 
aaSeptember 1825 die, in den Anlagen unter I und 
M abgedruckten, Beiden Gelege... 
1 ar Ei) ‚UL a. — 
NT * Kuoͤnigreich Sachſen. Far ee. . 
un ‚Mehrere Gelege .*) erfordern der obrigfeitlichen Ges 
uehmigung zur Aufnahme von Miethsleuten und andern 
in anna une ne 
Bernie.” " i r ’ ee) i j 
Ab: 17 ©: 500% Diandat vom & Mosenber 1766 ul wen 
Bee) 1767." Bruderte Gefinde- Ordnung vom 16. November _ 
1769 of SIT Megulativ vom 26. Februar 1793 (im Handbuch 
ber churſaͤchſiſchen Gtjehe: Bd-IL Abſchn. I. ac ) C. H. Bach 

| Ä iin 


852 | | ) 
Auf dem Landtage von 1811 erhoben die. Landflände 
über die Befchränfung der Conmumals und Polizei Bes 
hörde Beſchwerden; es erging darauf, narhftehende: 
Allerhoͤchſte Reſolution 
auf die von Einer getreuen Landſchaft am Landtage 1811 
angebrachten Intercessionales generales und gravamina. 
FJuſtiz- und Polizei Sachen. 
4) Die allgemeinen Städte und zwar unter Beitritt 
ſammtlicher fädtifher Deputirten klagen, wie Die 
Befugniß der Orts⸗Obrigkelten in Beurtheilung: ob 
ein Ankoͤmmling, der ſich an einem Orte niederlaſſen 
wolle, fich hiezu eigne ‘oder nicht? allzuſehr von den 
oberſten Behörden eingeſchraͤnkt werde, indem fie 
doch wegen der Auſpruͤche der Aufzunehmenden an 
die Kommunen auf den Fall der Verarmung, oder 
auch nur des Verſchaffens von Unterkommen, unge⸗ 
zweifelt das naͤchſte Recht zur Entſcheidung hätten. 
Und wir koͤnnen nicht umhin, tm Allgemeinen dies 
ſem Wunſche beizuſtimmen, da uns die Anwendung 
der Maxime: moͤglichſt zu befoͤrdernde Population, 


muth Verſuch einer ſyſtematiſchen Darſtellung der Gerichtsver- 
faſſung der Ritterguͤter nach gemeinem und ſaͤchſiſchem Rechte 
(Leipzig 1809) 8. 70. „Hteber (zu der dem Gutsherrn oblie⸗ 
„gender Poligei= Aufficht) It zu rechnen, ‚die Befugniß des Ge- 
„eichtsheren,. die Aufnabme der Hausgenujien den Unterthanen zur 
„erlauben. Hommel obs. 148. Erledigung der Landesgebräuce 
„d- 1612 (C. A. T.1. ©. 190.) Sie, ſollen keinem Untertban mehr 
„als ein Paar oder zwei einzelne Hausgenofien aufzunehmen ge» 
„fatten, und nicht anders als gegen Vorzeigung eines Atteftes vom 
„vorigen Serichtsheren, Imgleichen gegen Verficherung des Wirth, 
„daß er für feinen Mietbsmann in allen bürgerlichen Sachen haf⸗ 
„tert wolle. Auch kann daher ein Gerichteherr verlangen, daß die 
-„Untertbanen ihn der anzunehmenden Gemeinde-bieher zuge mel- 
„den und um Genebmigung bitten. Stift Merfeburg. Patent vom 
.,29. Märg 1786. Webrigens ifi ein Gerichtsherr "in Anfehung der 
„Aufnahme von Hausgenofien in feinen eigenen oder auf Ritterguts 
„Grund und Boden fiehenden Häufern zwar nicht gebunden, aber &8 
„verfteht ſich auch von ſelbſt, daß felbige im Kal des Verarmens 
„ihrer Verforgung halber ganz allein dem Gerichtsheren und nicht 
„der Gemeinde zur Laſt fallen, ausgenommen, wenn fie mit 

„wiligung der Communen zur Communen-Armen-Kaffe contribuirt 
„haben.” Refcript vom 11. December 1788..(C. A. T, V. ©, 976.) 
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welche gewoͤhnlich der größten Nachgiebigkeit ‚gegen 
anfzunehmende Fremde zum Grunde liegt, — zum 
menigften für manche Gegenden und eben ſo fehr 
‘für manche Zeiten der größten Behutſamkeit zu be: 
düͤrfen fcheint, wenn, nicht die Gefahr entſtehen fol, 
innere Kraft mit äußerer Zahl des Volks zu vers 
wechfeln und das Ganze zu fchwächen, indem man’ 
es vermehrt. ee 
Allerhoͤchſte Refolution. 
ad 4. In Abfihe auf die, von den allgemeinen Stän- 
den gefchehene Interceffion und „geführte Beſchwerde 
hat fich bei der über diefen Gegenfland angeſtellten 
Erörterung folgendes ergeben: : 
Wenn über Verfchaffung eined Unterfommens oder 
über die Verforgung eines Menfchen Frage ent 
ſteht: fo treten allerdings nach’ Verſchiedenheit der 
. Fälle, in Hinficht auf die vorige Anfäßigfeit oder 
den vorigen feſten Wohnort, oder endlich auf den 
Geburtsort der Perfon, gefeliche Beſtimmungen ein. 
Entſteht aber jene Frage nicht; To iſt jedem 
Untershan freie Wahl zu Iaffen, an welchem Orte 


im Lande er fich mähren und niederlaffen wolle, 


- er ift an dem Aufenthalte an irgend einem Drte, 

an wo er entweder eine Anſaͤßigkeit erlangen, oder 

ein Quartier bekommen fann, nicht zu behindern. - 

Es ift weder dermalen ein beſchraͤnkendes Gefeg 

deshalb vorhanden, noch rathſam ein folches zu 

‚geben; vielmehr würde jeded Gefeg diefer Art nach» 

theilig, und mit den Negeln der Staatöklugheit. 

unvereinbar fein. ee, | 

Gravamina de futuro, daß nemlich ein aufzu⸗ 

nehmender Bürger Fünftig einmal dem Orte, wo 

er ſich niederläßt, zur Laſt fallen Fönne, eigne ſich 

nice zur Derücfihtigung, und etwanige Incon⸗ 

, ‚venienzen glichen fich tm Ganzen dadurch aus, wenn 

„ wiederum von dem Orte, wo fich Perſonen nieder- 

laſſen, andere weggehen, und fih an auswärtige 
Drte wenden. | | 


g 
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Wegen - der, Ausländer. ift ebenfalls fein bes 
fchränfendes ‚Gefep vorhanden, vielmehr geſtehen 
geſetzliche Vorfchriften den in hiefigen Landen ans 

ſaͤßig werdenden Ausländern mancherlei Vorzüge 
und Befreisugen zu. - — en 3 u 

Uebrigens läßt ‚die Landed, Regierung auf Ders 
fangen einer Obrigkeit, oder nach Befinden auch 
ohne Anregung diejenigen Ausländer, welche ſich 
-wegen der Verhältniſſe nicht gehörig 
legitimiren, auch darüber, mwie fie ſich 
ernähren wollen, nicht ausweifen föns 
nen, von dem Drte weg, und fortweifen, 
ein Fall, der befonderd in Dresden oft 
vorfommt. — F 

— AV... : 

Koͤnigreich Hannover. 

Eine Menge früherer und ſpaͤterer Geſetze beſchraͤnken 
die Niederlaſſungs⸗Freiheit auf Nachweis des guten Leu⸗ 
mundes und der Ernaͤhrungsmittel, ſo wie auf obrigkeit⸗ 
liche Genehmigung. Die Koͤnigl. Hannoͤverſche Amts⸗ 
Ordnung vom 18. April 1823 legt zu den Attributionen 
der Landdroſteien | | 

$. 67. n.9. lit. c. die Bewilligung zu Anfiedelungen von Haͤus⸗ 


lingen mit befonderer Berücfichtigung ihrer Aufführung und 
ihrer Erwerbmittel. Baer | 


V. 
— Koͤnigreich Wuͤrtemberg. 
Seit Jahrhunderten ſind uͤber dieſen Gegenſtand meh⸗ 
rere, zur Niederlaſſung den obengedachten Nachweis er⸗ 
fordernden Verordnungen erlaſſen; unterm 2a. Januar 
2824 erging darüber die in der Anlage III. abgedruckte 
Sinftruftion. | Ä 
| | vi 
. Chur-Main;z. 
Die Churmainzifche Verordnung wegen Aufnahme und 
Duldung Fremder d. d. Afchaffenburg. den 11. Januar 
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1802, beflimmt in Uebereinfiimmung mit früheren Gefegen, 
befonder8 mit der mufterhaften Verordnung d. 1.Junt 1783 *). 

„Nachdem die nachtheiligen Folgen zu wichtig find, 
„weiche aus der nachfichtigen Duldung fremder verheira, 
„theter und mittellofer, tie auch verdächtiger Perfonen 
„oder aus Einniftung hergelaufener Bettelleute entſtehen, 
„als dag man folche der. willfürlichen Behandlung der 
„Aemter und Orts⸗-Vorſtaͤnde ferner überlaffen könne; fo 
„haben mir im dieſer und weiteren Erwägung, daß auch 
„ſelbſt bemittelte und gewerbfchaftliche Perfonen‘, welche 
„zum Abbruch der bürgerlichen Nahrung ſich haͤuslich nies 
„derlaffen, eim befondered Augenmerk auf fich ziehen, Uns 
„betvogen gefunden, folgendes zu verorönen.“ 

Nach mehreren Vorfchriften wird befiimmt:  "“ 

$. 8. Wer als Fremder oder ald Einhelmifcher Bon 
‚einem Drte in den andern eine Duldung fuchen will, muß 
ſich feines guten Leumundes wegen und wie er fih ohne 
Laſt des Publikums einftweilen zu ernähren im Stande 
ſei, hinlaͤnglich ausweiſen; es ſind demnach von der Dul⸗ 
dungs⸗ Erlaubniß ſchlechterdings ſolche Perſonen ausge⸗ 
ſchloſſen, welche zu denjenigen gehoͤren, ſo in der Landes⸗ 
ſicherheits-⸗Verordnung von 4. December a. ‚pr. als vers 
daͤchtig und fchädlich bezeichnet werden. 

$. ı2. Kein Schnitheiß ift befugt eine Toleranz zu 
ersheilen, ſ fondern er iſt fchuldig, Die fremde Perfon fogleich 
dem Voigtei-⸗Amt anzuzeigen. Die Voigtei» Aemter ſollen 
“aber künftig beffer, als nicht gefchehen, alle perfönliche 
und Vermögens s Verhältniffe prüfen, darüber an die vor, 
gefegten Aemter berichten, und auf erhaltene Entſchlleßung 
erſt den Toletanzſchein ertheilen, oder resp. abfchlagen. 

$- 35. Die Toleranzſcheine werden boͤchſtens nur auf 
ein. Jahr ertheilt, und resp. renobirt, 

$..16. Zeitbeftändern Weingartsleuten und dergl., 
welche auf Gütern, Fabriken ıc. anderer Eigenthümer bes 
fchäftige find, wird, wenn gegen ihre Perſon fonft nichts 
einzuwenden iſt, die Duldung, fo lange die Contracte oder 
Beſchaͤftigungen waͤhren, ertheilt. 
e * Ju v. Berg Polijei⸗ Richt. Th. 11. Abſchn. 1. e. IT #. 
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9.25 Keinem Tolerirten iſt die Erlaubniß zum Hei⸗ 
rathen zu ertheilen, wenn derſelbe kein hinlaͤngliches Ber⸗ 

moͤgen aufweiſen oder Beſcheinigungen beibringen kaun, 
wo er ſich nach abgelaufener Duldungszeit haͤuslich nieder⸗ 
laſſen kann. ee | 
Dieſe Vorfchriften wurden durch die Vergrbnungen 
vom. 23. December 1804 erneuert. — 

| \ P VII. 

Großherzogthum Baden. 


Mach der Badenſchen Hofraths⸗Inſtruktion 
vom 28. Juli 1794 **), „iſt der Regierung die Annahme 
„aller Ausländer, die Bürger, Hinterſaſſen oder Schutzver⸗ 
‚ „wandte werden wollen, ohne Unterſchied und aller derglet- 
„en Inlaͤnder, bei welchen wegen Mangeld einer oder 
- „anderer Qualififation ein Anſtand obmaltet, fo wie aller 
„Juden überlaffen. Bei Annahme von Ausländern fol 
„erwogen werden:“ - Ir J— 


1) ob dieſelben feinen nachjagenden Herrn haben, 
2) ob fie der Religion zugethan find, welche an dem . 
Drte, wohin folche aufgenommen werden wollen, res 
ceptionsfähtg ift, 
3) ob fie das jeden Orts nöthige Deibringen haben, und 
4). 95 die Gemeinde, auch das Spezial» Corps derfelben, 
in welches ein ſolcher etwa Gewerbswegen u. dergl. 
+. eintreten will, darüber vernommen tworden ſind, und 
gegründete Einwendungen nicht haben. . 
„Bei dem dritten. und vierten Requiſit bleiben zu Aus⸗ 
„nahmen ‚die Fälle, wenn der Recipiendus einen für das 
„Einbringen ins Sand anfchlagenden Kunſifleiß Hat, und noch 
„fo viel Vermögen zufammenbringt, um dieſen in Thaͤtig⸗ 
„Eeit fegen zu Können, wenn die Gemeinde über diefen 
„Mangel ded Beibringend hinausgeht, wenn diefer Mangel 
„nur an einer einfreienden inländifchen Weibsperſon fich 
„findet, obgleich ettog die Gemeinde widerfpricht, endlich, 


Se Handbuch des Teutſhen PallehRehts. TH 
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„went eine Gemeinde der Annahme eines Auslaͤnders, der 
- „ale Übrige Nequifition hat, ſich ohne. erhebliche Gründe 
—„entgegenſetzt. Diefe Säle find dem Negierungd-Ermeffen 
„nach Erwägung aller concurrirenden Kaͤthlichkeitsgruͤnde 
„heimgeſtellt. Wo aber mit dem Widerfpruch einer Ge 
qmeinde noch Mangel an anderen Requiſiten oder Wider 
„ſpruch eines SpeztalsCorpus, in das er zugleich eintre- 
„ten will, vergeſellſchaftet it, da. fol Unfre Bewilligung 

„zur Aufnahme, wenn dieſe dem Collegio dennoch räthlich 

„fehiene, eingeholt werden. Eben diefes ift bei Annahme 

„von Inlaͤndern, gegen welche ein Anftand erregt wird, zu 

„beobachten, wobei jedoch leichtere Urfachen zur Dispenfas 

„ton wegen ermangelnden Qualifikationen binreichen.“ 
Nach neueren Verordnungen. ift zur Wiederlaffung 

und Aufnahme erforderlich: *) 

a) Alter von 23 Fahr, 

..b) Fertigkeit im Lefen, Schreiben und Rechnen, bei 
Dorfs⸗Einwohnern mag jedoch hierin Rachſcht ein⸗ 
treten, | 

(9) Befig. eines binreichenden Nahrungszweiges und Aus⸗ 
weis der Befähigung dazu, 

d) Betreibung eines Lebensberufs auf eignen Heerd und 
Haushaltung; bei Schugbürgern mag Arbeit in frem⸗ 
den Dienft nachgefehn werden, wenn mit Wahrfcheins 
lichkeit die Fortdauer ihrer Nahrung erwartet wers 
den kann, 

e) Zengnig fittlicher,, ehrlicher Aufführung — firenge 
Probe eined guten Leumundes; wer wegen peinliches 

Vergehn noch in Unterfuchung fieht, nach erfiandener 

, peinlicher ‚Strafe nicht durch zjähriges, nach beſtan⸗ 
dener bürgerlicher öffentlicher Strafe durch zjähriges, 
nach öffentlich gerügtem Hang zw polizeilichen ſittli⸗ 
chen Vergehungen- nicht durch 1 jähriged Verhalten 
Beſſerung bewiefen hat, kann auf Bürgerannahme Feis 

nen Anſpruch machen. 


Me Rettig (Stabtdireftorg zu Freiberg) die Polizei⸗Geſetzge⸗ 
bung des Groß⸗Herzogthums Babe "Karlsruhe 1826 & 3. ſebo 
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„H Einbringen ſchuldenfreien ae und. jivar: 
Ausländer. Inländer. 
ı) für Städte erfter Klaffe 3000 fl. 1200 fl. 
2) für Städte zweiter Klafe 1600 — goo— 
3) für Städte dritter Klaſſe 1000 — 600 — 
4) für Dörfer . ; 600 — 409 — 
5) für Dorfſchaften und 
Waldgegenden . - 400— 300 - 
Perſonen, welche freien Handel eh, müffen daß zwei⸗ 
fache dieſer Anfäge einbringen. 
| Zur Erlangung des Schutz-Buͤrgerrechts, wird in 
Städten ıfter und 2ter Klaſſe eben daſſelbe Einbringen, 
wie zum ‚Drtd, Bürgerrecht erfordert, in allen übrigen 
Drten aber für den Ausländer 300 fl., und für den ns 
länder 200 fl. 
Bei Franensperfonen genügt in allen Fällen die Hälfte 
bes obigen Einbringens. | 

+ .g) Entlaffungd»Zeugniß der feitherigen Obrigkeit. 

h) Die nad) den Drtd» Gefegen erforderliche Religions: 

Eigenſchaft. 

D Bei Verheiratheten Nachweiſung geſetzlicher Trauung. 
k) Einwilligung der Gemeinde und in ihrem Namen der 
Vorgefegten und des Buͤrger⸗Ausſchuſſes und in grunds 
herrlichen Drten ded Grundherrn; gegen den Willen 
der Gemeinde wird dad Amt nur aus befondern Grüns 

. den des Öffentlichen Wohls z. B. aus Ruͤckſicht auf bes 

ſondern, dem Lande erfprießlichen Kunftfleiß einen 

Ausländer annehmen, welchem ein Theil der gefeg- 

lichen Erfordernife fehlt. 

Nebft den oben a und h erwähnten Faͤllen, ſteht diefe 
Befugniß nicht dem Amt, fondern dem Kreis-Direktorium 
zu, wenn es fih von der Annahme folcher Perfonen hans 
delt, welche an einem andern Drte bereitd bürgerlih an- 
gefeflen find. 

Unabhängig von obigen Erfordernifen ſind nothwen⸗ 

dig als Schug- Bürger anzuerkennen: 
a) Sinländer, mit Beibehaltung ihres Ortsſaſſenrechts, 
am ihrem früheren Wohnort wegen. eines erlaubten 
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Gewerbes an einem andern beſimmten Det ihren 
Wohnſitz aufſchlagen, das Heimathsrecht als 
Staats «Bürger ‚haben, und Staatss und Kirchen⸗ 
Dienſt. 
b), Inlaͤnder, welche ihr Gemeinde Bürgerrecht ver⸗ 
ſaͤumt oder aufgegeben haben, und auswaͤrtiges 
Staats-VBürgerrecht noch nicht erlangt haben.. 


0) Derfonen, welche das Schugs Bürgerrecht erſeſſen 


haben, durch sojährigen. Aufenthalt an einem Ort 


in der Eigenfhaft als Einwohner, nicht ald Gewerbs⸗ 
gehülfen, ohme daß fie mit. ‚einen Heimathſchein vers 
ſehen waren. 
VII: 


Churfuͤrſtenthum Heſſen. 

Durch die, unterm 30. Januar 1782 wegen Re⸗ 
ception der Fremden erlaſſene Verordnung. ward beſtimmt, 
daß kein Fremder anders aufgenommen werden ſoll, als 
wenn er 200 Cammergulden eigenes Vermoͤgen habe; 
dieſe Vorſchrift ward aber durch die Verordnung vom 1. 
November 1773 *) dahin abgeändert, „daß einem jeden 
„von ihnen, der fih in Unfern Städten, Dörfern oder 
„Höfen niederfegen will, der Mangel des Vermögens nicht 
„entgegenfehn, fondern er deſſen ohngeachtet, und wenn 
„ſonſt nichts erhebliches gegen ihn einzuwenden iſt, und 

„derſelbe mittelſt des Ackerbaues, einer Profeſſion oder 

„Handwerks, oder auf eine andre ehrliche Weiſe fein Brod 
„erwerben kann, zum Untertdan aufgenommen werden, 
„und ihn aller Schuß und Vorfhub angedeihen fol.“ 

Diefe Verordnung ward indeffen durch die Verord⸗ 
nung vom 24. Februar 1786 aufgehoben, und die Ältere 
Vorſchrift wieder hergeſtellt **). 

Die Verordnung über die Maaßregeln der Sicher 
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heitö» Polizei wegen der Erwerbs, oder Heimathölofen 
und dergleichen Perfonen vom =). November 1823 9 
beſtimmt | 
$. 29. Dienſtboten, Hicten, Schäfer, Nachtwächter, Stade: 
and Dorfödiener, Flurſchuͤtzen, Wildhuͤter und der⸗ 
gleichen Leute, dürfen von andern Orten ber nur 
dann in Dienſt genommen, werden, wenn diejenigen, 
welche in den meinlichen Kreiſe wohnhaft find, ein 
glaubwuͤrdiges Zeugniß ihres biäherigen Wohlverhal⸗ 
tens, diejenigen aber, welche in einem andern Kreife 
ihren Wohnort‘ haben, ein folched Zeugniß mit der 
Beglaubigung der Polizeis Direction oder des Kreis⸗ 
raths, endlich Ausländer einen ordnungsmaͤßigen 
Paß, ein gehörige Wanderbuch, oder ein Zeugniß 
der Polizei- Direktion oder ded Kreis⸗-Raths beibrin- 
gen. Diefe Zengniffe 2c. mäflen von der Brodtherrs 
Schaft, ehe dad Gefinde in Dienft tritt, dem betref⸗ 
fenden Polizeis Beamten oder dem Ortsvorſtande bei 
Meidung einer Strafe von 3 bid zu 3 Rthl. vorgejeigt 
werden. Ä 
Ss > Ausländifche Familien, oder auch nur auslaͤndiſche 
verheirathete Perſonen maͤnnlichen oder weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, deren Maͤnner, Frauen oder Kinder noch 
am Leben ſind, wenn gleich dieſe im Auslande ihren 
Wohnſitz beibehalten zu wollen ſich erklaͤren, duͤrfen 
zu einem Dienſte oder einer Arbeit, wegen deren der 
Dienſtthuende ſeine Wohnung im Lande nehmen muß, 
ohne Erlaubniß der Regierung bei Meidung einer 
Geldbuße von ı bis zu 10 Rthl. a angenommen 
werden. Ä — 


IX. 
Großherzogthum Heffen. 
| Nächft vielen einzelnen Verordnungen enthält die 
Gemeind Ordnung vom 30, Juni ı 1821 Abſchn. II, 


*) In den Annalen a lan Innern Staats · Verwal⸗ 
tung. Bd. VII. Heft III. | 
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von der — des Orts · Vargerrechts dacg. * 
nahme folgende. Vorſchriften. En 
Abtheilung 1. Bon der Aufnahme der Inlander. amn en) 

Art. 46. Jeder großjaͤhrige Inländer chriftlicher Re⸗ 
ligion, in ſofern nicht die Krieges⸗Pflicht im Wege ehr, 
ift berechtigte da, wo ihm das Recht, Orts⸗Buͤrger zu 
werden, nicht vermöge der Geburt zufteht,. die Aufnahme 
als Orts, Bürger zu verlangen.  Verweigerungs- Gründe - 
diefer Aufnahme find: Wenn er entweder: den Nuf einer 
guten fittlichen Aufführung nicht hat oder, nach: menſch⸗ 
lichen Anſichten fich rechtlich zu ernähren nicht im Stande iſt. 
Art. 49. Der Gemeinderath entſcheidet über die ver 
langte Aufnahme von Inlaͤndern, und laͤßt demnach durch 


den Vurgermeiſter die Aufnahme ertheilen oder verweir 


gern. Hält der Nachfuchende die Verweigerung der Auf⸗ 
nahme, oder hält ein, Mitglied des Gemeindes Kaths. die 
Ertheilung derfelben. für unrechtlich, fo findet, Berufung 
auf die Entfcheidung der vorgefegten Regierungs = Behörde 
flat. Es kann daher der Aufgenommene erft alddann von 
feiner Aufnahme Gebrauch machen, wenn binnen 3 Tagen 
nach der Verſammlung des Gemeinde» Nashs, worin diefer 
die Aufnahme verfügt hat, fein Mitglied deſſelben dem 
Bürgermeifter angezeigt hat, daß er. der Negierungss Bes 
börde eine Beſchwerde über die Aufnahme vorgelegt Babe, 
‚oder wenn. diefe Beſchwerde erledige iſt. 

Urt. 50. Während die: von. Fnländern zu zahlenden 
Neceptiondgelder vor der Hand und bis eine Verfügung 
über ihren Erfag, mo ed nothwendig iſt, eintreten kann, 
unverändert bleiben, ift ed der Staats Regierung übers 
Iaffen, die in den Provinzen Starfendurg und Oberheſſen 
von Inlaͤndern für ihre Aufnahme als Orts⸗Buͤrger zu 
‚zahlenden Einzugsgelder und die Größe des zu folcher 
Aufnahme erforderlichen Vermoͤgens zu beſtimmen, und 

gleichfoͤrmige Vorſchriften einzufuͤhren. | 
| Abtheilung 2. Von der Aufnahme der Ausländer. 

Art. 51. Ausländer, welche das Dres s Bürgerrecht 
im Großherzogthume erwerben wollen, wenden ſich zuerſt 


u 
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an die Staats, Mesierung, um das Recht elnes Intänders 
zu erhalten. Iſt ihnen dieſes bewilligt, fo richtet ſich die 
Ermwerbung des Orts⸗Buͤrgerrechts nach den vorausgehen⸗ 
ven Beſtimmungen, und bei Erteilung des Drtd:Bürgers 
rechts iſt anf: die.Vorfchriften ded Art. 46. und darauf 
Ruͤckſicht zu nehmen, 06 die Aufnahme des: Ausländers 
für die Gemeinde. Hortheilhaft if. | 

Urt. 52. Die von. den Audländern zu zahlenden 
eceptiongelder: und andere: bisherige Leiſtungen m 
bleiben: unverändert. „=. 

ı Eh Abſchnitt 3. Allgemeine Beflimmungen. 

Art. 53. Die Verordnung vom 10. December 1808 
ber: die ſogenannte Einziehunssfreiheit iſt ganz allgemein 
aufgehoben. = 

Art. 93. Da im ganzen Umfange des Großherzog 
thuns künftig nur Aufnahmen zu Orts⸗Buͤrgern (Art. 41. 
46 und 51.) Statt finden; fo erhalten alle von. nun am. 
Neuaufgenommene ein en. gleiches ne unter fig. 


Großherzogthum Sasfn- Weimar., 
' die Verordnung vom 24. März 1808 (Ant. IV.) 
enthält über Verforgung und Aufnahme: fremder Perfonen 
naͤhere Beftimmungen, bei deren Unzulaͤnglichkeit aber. der 
Landtag von 1821 *) neue Borfchläge gemacht Hat, welche 
nn die — Sanction noch In erhalten . 

| $. 

 Gfoßperjogchum Mecklenburg: Schwerin. 


‚Heben einer Menge früherer Verordnungen, enthalten 
die. Edifte. vom, 31, Juli 1821.**) und vom’ 9, Aprif 
1823: ***) Beflimmungen gegen die. — Ve 
ger; und, gewerbloſer Perfonen. ! ER 


S Candtags + Verbandlungen von 1821 ©. 2u9 ff, 
v. PN qrralen, de Preußiſchen innern viege Bermalpens- Bd. 
— Dar. —* vn. Heft I. ©. 204. Ä 


— 
— t en xt. ' * v* 
*— —— Didienburge Cnaig. — 

Auch hier ſind uͤber dieſen Gegenſtand mehrere ge⸗ 
ſeblich⸗ Vorſchriften vorhanden, von welchen Die Patents . 
erordnung vom. .3. Februar 1809 $. 4. beftimme: 
nie. obrigeitliche Behörde darf auswärtige Indioi⸗ 
duen unter die Zahl der Orts, Einwohner aufnehmen, 
ohne fich vorher befriedigend überzeugte zu haben, daß 

. daß. Individuum . oder die Familie redlichen Wandels, 
ganz unverdaͤchtig und auch fm Stande fei, —2 recht⸗ 
Ha und genügend zu ernähren. er 

a Eee | 
——— Sachfens Arenburg; 
Pi neueften Beſtimmungen über - diefen Gegenfland 
enthaͤlt das Regulativ für das Armen» Weſen von 181 9. 
Cam. v) 
Ä XIV. 
Herzogthum Schleswig, Holftein. \ 

‚Die Koͤnigl. Dänifchen Verordnungen vom ‚September 
1736 und. 3. Juli 1776,, nebft den Koͤnigl. "Erläuterungse 
Heferipten vom 3. Februar 1780 und. 5. Auguft 1782, und 
die. Könige. Verorduung von 1784 beſtaͤtigten die Ders 
pflihtung der. Eommunen oder Kirchfpiele zur Verforgung 
ihrer Armen, und ſubſtituirten dem foro originis das fo-. 
rum. domicilii. der fegten 6 Jahre, ertheilten aber der 
Commune die Befugniß, unbemittelten Perſonen die Auf⸗ 
nahme und Wohnung zu unterſagen. Das Patent der 
Koͤnigl. Deutſchen Kanzlei vom 23. December 1808 (Anl. VL.) 
nahm einen 3jährigen, ſtatt 6 jaͤhrigen Aufenthalts⸗Termin 
an, und verbot das Vertreiben aus den Armen-Diftrikten, 
um ſich der fünftigen DVerforgung zw entziehen. Es ift 
befannt, daß über diefe neuere Anordnungen viele Klagen, 
und feldft literaͤriſche Eroͤrterungen entſtanden. 

XV. 


x | Herzogthum Oldenburg. 
Die Verordnung wegen Aufnahme fremder Heuerss 


leute vom 22. März 1780 *) enthält über dieſen Ges 


genſtand ſo vollſtaͤndige Vorſchriften, daß ſie in der Anlage 
| vl in extenso abgedruckt‘ ift. 


"Die Verordnung vom 21. Februar 1817. ber 
ſtimmt: 

daß, wenn gleich zur Verheirathung eines Fremden, der 

ſich ein Jahr oder länger im hiefigen Lande aufgehals 
ten. hat, mit einer biefigen Unterthanin nach der‘ Ver⸗ 
ordnung vom 4. Februar 1801 die Beibtingung eines 
Proclamationoͤſcheins nicht erforderlich iſt, dennoch ein 
folcher Fremder, wenn er als hieſiger Unterthan aufges 
nommen fein oder fich im hiefigen Lande wohnhaft tties 
derlaſſen will, die nach der Verordnung vom 22. März 

1780 erforderlichen. Legitimationen bei dem Amte oder 

Magiftrat des Orts, wo er ſich niederzufaffen gewillet 

iſt, gebührend. beizubringen, und in ſofern dies nicht 

gefchieht, zu gewärtigen habe, daß ihm und feiner 

Familie der längere Aufenthalt im. biefigen Lande nicht 

wird geflattet werden. 

Das Gefeg vom 10. Juli 1820 über den 
Erwerb und Verluft der Eigenſchaft eines Un, 
"tertbanen im Herzogthum Oldenburs, enthaͤlt 
folgende Vorſchriften: 

F. 1. Die Eigenſchaft eines Unterthans im Herzogthum 
Oldenburg, wird erworben durch Geburt und durch 
Aufnahme. 

$. 4. Durch bloßen Erwerb oder zeitliche Benutzung fer 
gender Gründe, durch Anlegung oder Theilnahme an 
einem Handels⸗ oder Fabrik, Erabliffement, Durch 
Eintritt in Privatdienfte, durch vorübergehenden Auf 
enthalt: zur eignen Erziehung und Ausbildung‘, zur 
Erfernung einer Kunſt oder eines Handwerks ıc., ohne 
wirkliche Aufnahme kann fein Fremder die Eigen 
ſchaft eines Hiefigen Unterthans erwerben. 

S. 5 
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$. 5. Ausländer, welche daher ala biefige Unterthanen aufs 
genommen zu werden wũuſchen, haben fich desfalls, 

mir einem Aufnahme⸗Geſuch an dag Amt oder Stadt, 
in deſſen Bezirk ſie ſich niederzulaſſen denken, zu 
wenden, und darin neben. Anfuͤhrung der ſonſtigen 
Umſtaͤnde, welche ihren Antrag unterſtuͤtzen koͤnnen, ih⸗ 
ren. und ihrer Eltern Bor: und Zunamen, Geburts: 
und letztern Aufenthaltsort und Gemerbe zu bemer; 
ken, auch Berheinigungen beizubringen, daß fie fich 
und die Ihrigen in ihrem bisherigen Wohnort red, 
U ernährt, und fich Feiner Vergehungen fchuldig ges 
macht haben. — Diefe Vorſtellungen find alsdann nach 
etwaniger weiterer Unterfuchung und Vorbereitung von 
den betreffenden Aemtern und Stadt: YUemtern, welche 
namentlih auf die Urt, wie der Nachfuchende fich 
und feine Familie ehrlich zu ernähren denkt, zu ers 
ſtrecken it, mit gutachtlichem Bericht an Unfere Re— 
gierung einzufenden, welche darauf das Geeignete zu 
.. ..„.derfügen hat. 
$. 7. Wenn Ausländer ohne um die Aufnahme- als hie- 
ſige Unterthanen nachgeſucht, oder felbige bewirkt zu 
haben, in: dad Land einwandern; fo find fie nur als 
Fremde zu betrachten, und” den binfichtlich derſel— 
- ben beftehenden Verordnungen unterivorfen. 
Nah dem Publikandum vom 26. December 1823 
im... —— | 
die Aus dem Militairdienſt entlaffenen Derfonen in der 
Regel zuvoͤrderſt in das Kirchfpiel, woſelbſt fie bei. 
der Loſung ihr Domicii- Hatten, zurückkehren, und erſt 
nah Ablauf eines Jahrs ſeit ihrer Entlaſſung aus dem 
Militairdienſt die Erlaubniß, fih anderswo niederzulafs 
ſen, erhäften, wenn fie alddann von der Behörde ihres 
Anfenthaltsorts die verordnungsmäßige Defcheinigung, 
daß fie fich ehrlich ernährt, und Feine dauernde Unter 
ſtuͤzung aus Armenmittel erhalten haben, beibringen 
. Lönnen. In den beſondern Faͤllen, wo von den verab⸗ 
ſchiedeten Militair⸗Perſonen Hinreichendes Vermoͤgen bei 
einer beabſichtigten Niederlaſſung —— werden 
ee ! kk 
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kann, find — die Aemter autorifirt, 2 aue⸗ 
nahmsweiſe fruͤher zu geſtatten. 
XVI. 
Herzogthum Anhalts Deffan. 
Am Edict vom 10. Januar 1772 iſt beftimmt: 
dag Niemand ald Bürger, Einwohner, Schugverwand: 
ter oder Miethſs⸗-Genoſſe aufzunehmen, mund ihn Woh⸗ 
nung oder Aufenthalt zu geftatten, ohne zuvoͤrderſt zu 
unterſuchen, ob derfelbe mit richtigen und guten Zeug: 
‚niffen feine® bisherigen Wohlverhaltens und gebührlicher 
Aufführung verfehn, wie und womit er. fi zu ernaͤh⸗ 
ven gedenfe, und morin die dazu hinreichenven Mittel 
beſtehen. 
Das Edikt von der Almoſen · Veranftaicuug bom 25. 
Februar 1773 verordnet $. 12. 
Es ift aber auch ſowohl in den Städten, als auf den 
Dörfern vom der Gericht3:Dbrigkeit, Richter und Schöps 
pen mit allem Fleiß dahin zu fehen, daß zur gebührens 
den Befolgung Unſeres ergangenen Befehls Feine Frem⸗ 
den, ohne vorherige genugfame Unterfuchung, welcherges 
ſtalt fie ih und die, Fhrigen ehrlich zu ernähren ge 
nugfam vermögend und nicht zu befürchten, daß fie ders 
einft dem Orte oder dem Lande zur Lafl fallen mögten, 
geduldet werden. 
Nach der Verordnung vom 29. gebruar 1788 
ift es nicht geſtattet: 
daß ein Ausländer ſich im irgend einem Hrte Unfers 
Landes ohne Unſer Vorwiſſen und ohne Unſre Geneh⸗ 
migung zur Miethe niederlaͤßzt, und daß ein hieſtger 
unterthan von einem Dorfe nach Unferer Nefidenz oder 
einer andern Stadt Unſers Landes ohne Unſer Vorwiſ⸗ 
ſen und ohne Unſre Genehmigung zur — ziehe, 
im uͤbrigen aber bleibt es Unſern Unterthanen frei, von 
einem Amte nach dem andern zu ziehen, nur muß ein 
jeder der Sericht3-Dbrigkeit,. unter welche er ſich bege⸗ 
den will, ein gerichtfiches Atteſt bringen, daß er ein 
hiefiger gebprmer Unterthan ift, ohne on gerichtlis 


he Atteſt die Gerichts: Obrigkeit ihn ſonſt nicht ans 
nehmen darf, 2 — | 
| Ein jeder Eigenthuͤmer, bei dem ein Unterthan, der 
vorher in der Stadt oder in dem Amte nicht gewohne 
bat, oder bei dem ein Ausländer fih einmiethen 
will, fol alſo "binführo bei der Gerichts » Obrigkeit 
des Orts hiebon Anzeige thun, bei 5 Rthlr. Gelds 
. oder 4 Wochen Gefängnißftrafe im Unterbleibungsfall, und 
die Gerichts: Obrigkeit hat, wenn ein Ausländer fih : 
in Unferm Lande, oder ein Unterthan von einem Dorfe 
ſich in einer Stadt einmiethen will, nach vorhergegans 
gener Unterfuchung Uns von der Aufführung, Vermoͤ⸗ 
gens⸗ Umſtaͤnden, Zahl der Kinder, Handthierung nnd 
Nahrungdesjenigen, der eine Mierhe fucht, ingleichen von 
der Urſache, warum derſelbe nicht mehr in dem Orte, 
wo er vorher geweſen, bleiben will, Bericht zu erſtatten, 
und darf die Gerichts⸗Obrigkeit bet 20 Rihl. Strafe 
Niemanden in den angezeigten Zählen ohne dieſe Ges 
nehmigung erlauben, fich zur Miethe niederzulaffen. 
| Die Erläuterung » Verordnung vom 4. April 1789 
ſchreibt den Fuͤrſtl. Aemtern, Stadt: Magifträten und Ges 
richten vor i | 
in den zu erftattenden Berichten wegen Aufnahme freins 
der Leute, Fünftighin außer den befondern in den Sups 
plifen enthaltenen. Punkten, jedesmal genau zu melden: 
;a) worin des Gupplifanten Vermögen beſteht, und 
tie viel Kinder derfelbe hat, | | 
b) wie e8 mit deffen Aufführung, Fleiß und Arbeits 
- famfeit befchaffen? | | 
c) wovon felbiger fich zu nähren gedenkt, und ob er 
auch ſich damit nähren könne, ohne dem Armen 
wefen zur Laft zu fallen. 
d) ob ſchon an dem Drte Leute genug find, die fich 
auf diefelbe Arc naͤhren, und ob Supplikant des 
nenſelben Eintrag thun würde, und 
> 8) ob das Fuͤrſtl. Amt, Stadt: Magiftrat oder Ges 
rricht glaubt, daß Supplikant anzunehmen ſei oder 
nicht, und aus welchen Gründen. 
BEE a 
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‚Die Verordnung. vom 30. December -1805;; erneuert 
dieſe Vorſchriften dahin: — 

Daß kein Auslaͤnder ſich an irgend, einem Orte in 
Unſerm Lande dies⸗ und jeuſeits der Elbe, ohne Unſer 
Vorwiſſen und Genehmigung, anfaufen ‚oder jur Miethe 
niederlaffen, auch. ‚Fein Unserthan, ‚oder ein folcher, welcher 
wegen feines mehrjährigen . Aufenthalts „und Wohnung in 
Unferm Layde dafür anzufehen ift, von den Dörfern in 
die Städte, oder auch. aus Unferer. Heft idenzſtadt Deffau 
und den Landſtaͤdten und. Dörfern nach der Stadt Zerdft, 
und eben fo wenig aus diefer und. ben. Landflädten nach . 
Unſerer Reſidenzſtadt Deſſau, ohne Unſer Vorwiſſen und 
Genehmigung ziehen ſoll; es bleibt jedoch jedem Unſerer 
Unterthanen dies⸗ und jenſeits der Elbe, ohne. allen Un- 
terfchted, wenn dabei fonft fein Hinderniß iſt und die Ge: 
richtd» Obrizfeit. ihn ‚aufnehmen will, frei, aus einem Ges 
richte in das andere zu ziehen, nur muß ein folcher bei 
der Gerichts Obrigkeit, unter welche er ſich begeben, und 
wenn felbige ihn aufnehmen will, ein. gerichtliches. Zeugniß 
beibringen, daß er ein gebvrner hierländifcher Unterthan 
if, widrigen. Falls und. ohne ein dergleichen Zeugniß aber 
dürfen die Gericht: Ddrigfeiten ihn nicht aufnehmen. Ein 
‚Jeder Eigenthünter, bei welchem -ein Unterthan, der vorher 
in der Stadt, oder in dem Amte oder ‚Gerichte, wohin er 
zu ziehen gedenkt, nicht gewohnt bat, oder bei welchem 
‚ein Ausländer ſich einmierhen will, fol alfo kuͤnftig bei 
feiner Orts = Gerichtsbarkeit hiervon Anzeige thun, bei fünf 
Rthl. Geld» oder. vier Wochen Gefängnißftrafe im Unter: 
bleibungsfalle; die Ortd:Gerichtöbarfeit hingegen hat, wenn 
‚ein Ausländer fid in Unferm Lande dies- ‚oder ienfeits der 
Elbe, vder ein Unterthan von einem Dorfe fich in der Stadt 
oder derfelben Vorſtaͤdten einmierhen will, nach vorberges 
gangener Unterfuchung über die Aufführung, Vermoͤgens⸗ 
umftände, Zahl. der Kinder, Handtpierung und Nahrung 
desjenigen, welcher eine Miethe ſucht, ingleichen von der 
Urſache, warum derſelbe nicht mehr an ſeinem vorherigen 
Wohn- und Aufenthaltsorte bleiben will, an Und unter⸗ 
thaͤnigſten Bericht zu erſtatten und Unſere Reſolution dar⸗ 


en 869 
auf abzuwarten, und darf die Gerichts⸗Obrigkeit, bei zwanzig 
Rthlr. Strafe, Niemanden in) dem gegeigten Fällen ohne _ 
. Unfere Genehmigung erlauben ‚. ſich zur Miethe niederzu⸗ 
laſſen. ‚Eben, fo foll auch verfahren werden, wenn ſich 
Jemand, er. ſei Unterthan oder Auslaͤnder, mit einem Hauſe 
oder einem andern Grundſiuͤck ankaufen will, indem Wir 
hiermit. gemefjenft und refp. wiederhohlt befehlen, daß fein 
dergleichen Kauf ohne Unfer Vorwiſſen und Genehmigung 
von den. Gerichten angenommen und beflätigt, ‚vielmehr 
zuvor von den Gerichten dieferhalb jedesmal an ‘Uns un: 
terthänigft neroust und Hafer deſelachn erſt —— 
werden ſoll. 


——— * auch fremde Dienſtboten und che 
ter nicht anders zur Miethe aufgenommen werden Tollen, 
als wenn ein angefefjener ficherer Unterthan fich für ſel⸗ 
bige dahin verbindlich macht, daß, wenn dergleichen Fremde 
außer Dienſt und Arbeit kommen, oder dazu nicht meiter 
fähig find, fie entweder wieder aus dem Lande zu fehaffen, 
oder für deren nöthigen Unterhalt aus feinen Mitteln als 
fein zu baften,»damit bergletchen Leute, ‘bei ihrer erfolgten 
Dienftlofigfeit oder. Unvermögenheit, ** dem — zur 
Laſt fallen. 


Damit auch dieſer eg gehörig dh sie 
werde, 'follen die Gerichts; Obrigfeiten in jedem Drte zwei⸗ 
mal des Jahres, nemlich Oftern und Mihaelt, durch Schul⸗ 
zen und Schöppen Umgang halten, ale Eigenthüner und - 
Miethsleute verzeichnen, und diejenigen, welche vorher in 
dem Orte fich nicht aufgehalten haben, befonders nebft 
der Zeit ihrer Niederlaffung bemerken laſſen; dieſe DBers 
jeichniſſe und Auffäge aber jedesmal an die reſp. Landes⸗ 
Polizei⸗ Behörden, Unſere Regierung und Rent-Kaͤmmer, 
wovon Letztere, naͤchſt dem ganzen Altdeſſauiſchen Antheile, 
noch das Amt Zerbſt, Erſtere aber den Zerbſter Stadtrath 
und die WamffensGerichte zu reſpiciren hat, zur Reviſion 
und etwa erforderlichen DBerfügung einzufenden. 
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XVII. —A ——— 
Herzogthum. Naſſau. 
Die Verordnung vom 2. Februar 1816 veſtimnmt: 
$. 2. In der Regtzel find alle diejenigen Slanns-erfonen) 
weiche in: einer Gemeinde geboren’ find, das zur Aufs 
nahme erforderliche Vermögen beflgen, und das z3fte 
Jahr zuruͤckgelegt Haben, in diefe Gemmeinde auf: 
nahmsfaͤhig, und kann ohne weltere Berichts erſtat⸗ 
tung von den Herzopl. Aemtern das Aufnahms / De⸗ 
ceret ausgefettigt werden. 
$. 3. Gleichergeſtait koͤnnen die Derjogt. Aemter allen 
Herzogl. Unterthanen, welche aus einem Orte in ei⸗ 
‚nen andern Innerhalb: der Grenzen des Herzogthums 
— uͤberziehen wollen, und bei welchem keins det 
—oben unter m 2 angegebenen Hinderniſſe 
eintritt, ein: Aufnahms-Oecret ausfertigen, in fo 
fern nicht: die betrefſende Gemeiride gegen feine: Aufs 
nahme Einwendungen macht, in weichem Fall jedes 
mal mit erſchoͤpfender Begutachtung der Gruͤnde die⸗ 
fer Einwendungen hieher zu berichten iſht. 
| g. 4. Die Aufnahms⸗Geſuche derjenigen Mannsperſonen, 
welche außer der Grenze des Herzogthums geboren 
find, haben die Herzogl. Aemter auf, die biöher ges 
wvoͤhnliche Weife, jedoch nur nach. beigebrachten Dis 
mifforfalien ihrer Landes: Obrigkeit, ohne Anterfpied 
mit Bericht einzufenden. 
$. 5. Alte Perſonen weiblichen Gefchlechts, fie mögen in 
dem Herzogthum oder außerhalb geboren fein, Eönr 
nen, in fofern gegen den Lebendwandel nichts zu ers 
innern ift, und die Gemeinde Feine Einwendungen 
gegen deren Aufnahme macht, ohne Berichts - Erftat- 
tung von den Herzogl. Aemtern recipiret werden, 
twogegen bei etwa erfolgendem Cinwande der Ges 
meinde zuvoͤrderſt Berichte und Gutachten ded Amts 
hieher einzufenden iſt. 
Dieſe Vorſchriften ſind durch das Edikt vom 6. Juli 
deſſelben Jahres (Ant. VIII), durch die Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung und durch mehrere ſpaͤtere Verordnungen erneuert. 
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Fuͤrſtenthum Lippe⸗Detmold. 


Schon die Verordnungen vom 25. Januar 172} und 
- vom: 52. November 1749 feßten A, " 
. z. Keiner ſoll einige Heuerlinge, es ſeien Sreinde oder 
Einheimiſche, aufzunehmen befugt fein, ehe und bevor 
in den Städten beim Bürgermeifter und Rath, auf 
+ dent‘ platten Lande’ aber. bei Droften und Beamten 
Davon behörige Anzeige gefchehen, und der Hauswirth, 
nach genugfamer Unterſuchung der DBefchaffenheit der 
angegebenen Perfonen, ihr Herkommen, Handthierung, 
. »Rohrung auch chriftliches Leben und Wandel betreffend, 
diesfalls nicht weniger einen Schein erhalten, als auch 
vor des Einliegers Beitrag und Abführung der Jahrs 
praestandorum @aution gelcijter. 
Die Fürſtl. Verordnung vom 29. Januar 1505 
bemerft im Eingange: 
So nuͤtzlich auch gute und fleißige Einlieger und Heuer⸗ 
linge dem Staate find; fo nachtheilig iſt es doch ſo⸗ 
wohl fuͤr ſie ſelbſt, als fuͤr die angeſeſſenen Unterthanen, 
wenn ſie an einem Orte oder in einer Gegend ſtaͤrker 
ſich vermehren, als ſich da redlich naͤhren, und eine 
ſichere Erwerbungsquelle finden koͤnnen, oder wenn ed 
ihnen dazu ganz an Vermoͤgen, an Arbeitsluſt und Faͤ⸗ 
bigkeit fehle. Sie entziehen im erften Sale fich einer 
dem andern den Verdienft und dad Brod, und muͤſſen 
in beiden Fällen, zumal wenn widrige Ereigniffe fie tref⸗ 
fen, in folche Dürftigfelt gerathen, daß fie groͤßtentheils 
den Übrigen Staats:Bürgern und den Armenmitteln zur 
Lak falen. Der zu flarfe verhältnißwidrige Anwuchs 
des Einlicgerfiandes, und deffen immer mehr zunehmende 
Verarmung im Lande, kommen befonders mit von dem 
Leichtſi nn und der Unbeſonnenheit her, womit ſich viele 
junge Leute aus der geringen Volks— » Klafie zu fruͤh, 
ohne Mittel und ohne Ausfi cht zu einem ehrlichen Brod⸗ 
erwerb verheirathen, | 
und beſtimmt demmächft unter andern: | 
8. 1. Die Ehen ſolcher jungen Leute find Fünftig vor ger 


2:07 ı ; | | | 
erndigtem z4ften Lebensjahre der Manns⸗ und vor 
dem 2often der Frauensperſon fo wenig in * Staͤd⸗ 
ten, als auf dem Lande geſtattet. 
.$ 2. Auch fol künftig in den Städten Ruf —— — 
uͤberhaupt feiner als Heuerling und Einlieger auf⸗ 
genommen werden, der nicht entweder den eigenthuͤm⸗ 
lichen Beſitz eines Vermoͤgens von wenigſtens 100 
Rthl. glaubhaft nachweiſen kann, oder ein Handwerk 
oder eine andere gute Handthierung, wovon er ſich 
an dem Orte ſeiner Niederlaſſung zu ernaͤhren ver⸗ 
mag, verſteht und nicht, wenn er ein Auslaͤnder iſt, 
dabei für feine gute Auffuͤhtung auf 3 Fahre Cau⸗ 
tion durch feinen Hauswirth oder auf — 
Art macht. | 
$. 4. Wenn’ ein Einlieger nur: ‚feinen Wohnort: in dem 
nemlichen Amte verändert,’ .fo iſt dabei zwar · in der 
Regel keine amtliche Unterſuchung noͤthig. Der Bauer⸗ 
richter des Orts, wohin der Einlieger zieht muß ſich 
aber eine Beſcheinigung uͤber deſſen gute Auffuͤhrung, 
damit feine Bauerſchaft Fein ſchlechtes Subjekt ers 
hält, von dem Banerrichter des vorigen Wohnorts 
geben laſſen, und folche an den Debungd» Beamten 
—— 

Die Spezial⸗Verordnung vom 3. Auguſt 1809 rügt: 
daß von einigen Aemtern beim Nachiweife des Ver⸗ 
moͤgens der. ſich verheirathenden Einkieger und de⸗ 
ren Aufnahme, SKleidungen, Betten und‘ geringes 

- Haudgeräth mit in Anfchlag gebracht ‚werden ;: dies 
ift aber wider ven Geift der Verordnung vom 29. 
Juni 1805, darf alfo nicht weiter gefchehen, und 
nur auf dafeiendes Linnen, Garn und vorraͤthiges 
Flachs Ruͤckſi cht genommen werden. 


XIX. 
Die Fuͤrſtenthuͤmer Reuß juͤngerer Linle. 


In dieſen Landen iſt über dieſen Gegenſtand die, in 
der Anlage IX, abgedruckte, Verordnung. unter den 26. 
Dftober, 1822 — | 


Ri. 


— | - — — 873 

| Sörfenepum — din 

Die landethertliche Verordnung vom 6. Nodernber 

1806 (Anl, 8 entpält nähere Beſtimmungen über — 
——— — 


- - ref > da . 
din ; wi wei — “ .- .* 
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———— Ge fa ii iber x die Afifäm | 
Hung und Qerehelidjung, ar 
"Mapimilian Hofeph, * —* 

von Gottes Gnaden Koͤnig von — 


Wir haben, tamit die ſt ittliche und bargerliche Wohlſahrt 
der Staats: Einwohner durch) erleichterte Begrändung eines ei; 
genen Familienflandes noch mehr befördert werden moͤge, die in 
den aͤltern fieben Kreifen des Königtetche beſtehenden Verord⸗ 
nungen über Anfeffigmahung und Verehelihung einer erneuerten Ä 
Präfung unterworfen, und nah Vernehmung Unfereß Staates 
raths, mit Beirath und Zuftimmung Unferer Lieben und Ge⸗ 
treuen, der Stände des Relchs, beſchloſſen und verotdnen: 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Anſaͤſſigmachung. 
J. — — der — 


$. 

"Die Anſaſſtzmachung eines TINTEN in einer 
Gemeinde, in welcher er ſich niederlaſſen will, hängt vor — 
von folgendem allgemeinen Vorbedingungen ab’: Ä 
1) daß demfelben weder ciollrechtliche Werhäftniffe, noch das Di 

fitair = « Eonfcriptiong s Gefeß ‚ noch ‘befondere, gegen einzelne 
Einwohner » Klaffen geltende —— entgegen 
ſtehen, — 
2) daß er einen guten Leumund beſthe, und 
3) nicht nur den vorſchriftmaͤßigen Schul⸗Unterricht vollendet, 
fondern auch den Religions, Unterricht waͤhrend der. Zeit der 
Sonntags; Schufpflichtigkeit fleißig befucht Habe: 


| In Beziehung auf das üiter No. 3. beeährte Erforder⸗ 
niß, wird noch beſonders heſtimmt: — 

a) daß die Naqweilſung Schul, Unterrichts, ſo piel die 
Ve genpeit betrifft, —*5 mit voller Strenge zu fordern, 
5% da jedoch ble Beibringung eines Zeugniſſes über die Ur⸗ 
fachen des nicht vollenderen- Schul» Untertichts, beun von’ 

diefer Seite ein Mangel obwaltet, überhaupt unerlaͤßlich, — 
c) daß ausnahmsweiſe auch die Nachweiſung einer anderwaͤrts 
“n M „der Schul). erlangten Viueahpenben ‚Yllpung * 
Genugend anzu eh, "endlich ee, 
‚ d) jr der etwa nicht voßendere Detlglondstüntersicht noch 
vor der Anſaͤſſigmachung nachzuholen, und der Bewerber 

ſich —* — zu an verpflichter fei. 

$. 


33 dieſen —— und Vorbedingungen , wird 
* un ua duch nachſtehende Titel begränderz 
Me che eines Grund; Vermögens, welches ein 
Pe von 45 kr. im, "Untermain» Kreiſe aber die anas 
var ep Grundſteuer, entrichtet, und ‚bis zum Kapital, Bes 
u dieſer Steuer ſchuldenfret ift. 
Durch den. Defig eines Gewerbes nad) Maaß 
pet und —— uͤber das Gewerbsweſen, far 
AA des am heut geh Tage hierüber eiaffnen Ge⸗ 
ſetzes $. $. I, 
3) Durch elnen auf: andere Weiſe geſicherten Mahrunseſtaud. 
3. 
Um die Erwerbung eines Grundeigenthums, wie es im 
6. 4. No; 1, bezeichnet iſt, zu erleichtern, kann jedeg Gut bis 
zu dem dafeldft angegebenen Maaße getheilt werden, wobel die 
verhaͤltnißmaͤßige Repartition der grundherrlichen Reichniſſe durch 
Uebereintanft der betheiligten Grundheren und Grundhoiden zu 
orduen iſt. 
ft Auch die Zerfchlagung In Eleineen Parzellen, als folche, 
auf welchen ein teuer: Simplum von 45 fr. haftet, iſt bei 
Indeigenen Gütern unbedingt, bei grundbaren Gütern aber nad) 
Uebereinkunft des Grundherrn und Grunbholden geſtattet. 
Dem Grundheren bleibt die Extheilung feiner. Einwilli⸗ 
gung zur Öutszertrümmerung, fo wie zur Repartition der grund⸗ 
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— Reeichniſſe ſtets frei, und: er ann vun; nicht gezwun · 
gen werden, vorbehaltlich der geſetzlichen VBeſtimmungen der 
an des grundherrlichen — FE 


$ ri 
Auch der Eintritt in ein — Amt des Staats, der 
Kirche, oder der Gemeinde mit :definitiver Anſtellans 
— der Anſaͤſſizmachung erklaͤrt. 
Sa: Beziehung auf dieſen Titel: find ‚die —— *4 u 
ach ernannten. Beamten: an ben Orten: ihrer Amtsſitze, ſo wie 
die Ober: Offiziere und definitiv „ernannten Militair / Beamten 
an Ihren ftändigen Garnifonss und Berufsorten den unmittels 
baren Civil, Staatsdienern gleich zu halten. 
Staatsdiener, ‚welche duch frelwilllgen Verzicht auf den 
Staatsviönft ‚oder durch geſetzwidriges Betragen den Auſpruch 
auf Penſton verloren haden, und verarmen, ſallen nebſt Ahten 
ea a. der mn. a dem — aus’ Laſt. 
wi Mi 
| —* ber obrigkeitlichen —* des Grund. Eigeni, 
thums — mit der Concefflon zum Gemerbe; ſobald fie: in: 
rufsfällen beftätige worden: iſt, — mit dem Eintritt in das 
Amt (alles diejes nah Maaßgabe des $.2. Nr. 1. 2. und des 
$. 4.) iſt das Recht der Anſaͤſſigmachung und Niederlaſſung 
ir der. betreffenden Gemeinde Kraft des Geſetzes gegeben, 
Su den übrigen Fällen iſt die Erlaubniß zur Anfäffigs 
machung und Niederlaffung durch die Offenfundigfeit oder Nach— 
weiſung der zum Nahrungsftande erforderlichen Mittel bedingt, 
‚and, wenn über deren Hinlänglichkeit Ziveifel beftehen, fo wird 
folhe nach allen obwaltenden perfönlichen, oͤrtlichen und andern 
beſondern Verhältniffen obrigkeitlich erıneffen, jedoch dergeftalt, daß 
3) vor Allem auf Gelegenheit, Luft und Tuͤchtlgkeit zur Ar⸗ 
belt geſehen, und 
2) wenn dieſe Erforderniſſe vorhanden ſi ſind, der einfache Lohn ⸗ 
Erwerb von dem Anſpruche auf Anſaſſigmachung nicht 
ausgeſchloſſen, auch hiebei 
3) ausgediente Soldaten auf jede mögliche Weiſe begänftts 
get, fo wie 
4) Dienfiboten, welche ohne häufigen Dienftwechfel zehn 
Jahre hindurch mit Treue und Fleiß gedient, und durch 
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gemachte Erſpatniſſe Beweiſe von hauslichen Stan ge 
geben haben, vorzüglich berfickfichtige werden ſollen. 

II. ueberſiedelung nn Einwanderung. 


4 Die worftehenden Beftimmungen ($$. 1. bis 5.) find auf 
Aeberſiedluugen ſchon anfäffiger Staatsangehoͤriger von einer 
Gemeinde in die andere und: auf; Einwanderungen aus dem 
Auslande, in fofern diefe. Einwanderungen mit gehöriger Bes 
willigung gefchehen, ohne irgend eine. weitere — — 
. in. Anwendung zu bringen. ; 

— un, Zr — Eee 7 


| 7 19 2 
Die in mehreren Gemeinden eingeführten: Locals Abgaben 
für. die Einwanderung, und für die. Aufnahme. als Gemeinde⸗ 


SGSliled, Ortss Bürger oder Schutzverwaͤndter find einer genauen 


Prüfung und billigen Ermäßigung zu unterwerfen, und. dürfen 
in feinem Falle den Betrag: von Ein Hundert Gulden übers 
Steigen ‚ noch da, i 100 ſie weniger betragen. Aber; das rermal 
— Maaß erhöht werden. am a 
| 7 Zweiter Abſchnitt. | td 
— Bon der — Er 


Er Anfegung der Senetung werden nafeheie ve 
ſtimmungen ertheilt: 

1) Keinem Staats/⸗Einwohner/ —* in irgend anen Ge⸗ 
meinde einen geſetzlichen Zitel der Anfäffigmachung (66. 

2. und 4) für ſich Hat, ſoll die gehoͤrigen Orts nachge— 

fügte Erlaubniß zur Verehellchung oder Wiedervereheli— 

gung verweigert werden, wenn nicht ptivatrechtliche Hin 

derniſſe oder außerordentliche Polizei⸗Ruͤckſichten eintreten; 

2) ohne einen Titel der vorbemerften Art fol keinem Staates _ 

Angehörigen die Verehlihungs, oder a 
Erlaubniß ertheile werden; 

3). in Bertehung auf die im öffenelichen Dienfte anbeſtellten 
Perſonen, ſi find die beſondern Regulative Über deren Ders 
ehelihung in Anwendung zu bringen, und hiebet, was 
die nicht definitiven Diener betrifft, -auch- die im -$. 5. 
angegebenen Ruͤckſichten auf geeignete Welſe zu ae 
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ee u. bie. werhoie unerlaubter ——— ‚anfer Bandes: bleis 
ben fortan) in Wirkſamkeit, jedoch mie der, Abänderung, 
dag an die Stelle der bisher ausgefptochenen GBeſangniß⸗ 
ſtrafe bloßer Polizel⸗Arreſt treten ſoll 50 sin 7. 
* — Ausländer, in ſofern fies ſich in einer Gemeinde des Koͤ⸗ 
nigreichs anfällig. machen, find bei vorhabender Vereheli⸗ 
chung nach gleichen Vorſchriften, wie die Suländer zu 
behbanden; Be 
6) Religions » Diener, wolch⸗ eine Trauung ohne vorgängige 
odrigkeitliche Heit aͤths / Bewilllgung vornehmen/ haften fuͤt 
. Schäden und — welche "hieraus — einer Ge⸗ 
meinde zuwachſen konnten . 


Dritter Ab ſchnltt. — 


Son der Zuſtaͤndigkeit und dem Berfahren,i in —— | 
m DR: ber fall gmachung und Beräplihung. 


2 9% 
. De: guftändigteie das. Werfahren * — | 
der —— und Verehelichung richtet ſich nach den 
bisherigen Vorſchriften, unter ausdruͤcklichem Vorbehalte der 
Vefugniſſe, welche den Standesherren, den Gutsherren und deu 
Gemeinden nach Maaßgabe der vierten und ſechſten Beilage 
ber Verfaſſungs-Urkunde, ſo wie in Verbindung hiemit, nach 
Maaßgabe der Deklaration über die ehemalige Ritterſchaft und 
ihre Hintetſaſſen vom 31. December 1806, und, nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Verordnung uͤber das — — vom 17. 
Ma; 4818 zufommen. * un — 
uUebrlgens wird feftgefegt: | Er —— 
ey jur Vernehmung der Betheiligten, welche bin vaͤege 
beſtehender Geſetze berufen ſind, insbeſondere der Gemein⸗ 
dei nach Anweiſung der eben angeführten Verordnung tft 
- eine kurze unerſtreckliche Friſt mit der Folge anzuberau- 
‚men, daß diejenigen, welche ihre Erklärung bei der desfalls 
beftimmten Tagfahrt nicht abgeben, als dem Geſuche zus 
ftimmend angefehen werden follen. 
9) Jedes Geſuch um Anfäffigmahung oder Merehelihung, 
fol von dem Tage an, mo es angebracht worden ift, 
längftens binnen 6 Wochen beſchieden werben; 
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| » gegen dle zwel Entſchließungen der untern Behörde und 
"der vorgefeßten hoͤheten — wird eine‘ weitere Beru⸗ 
fung nicht geſtattet; J 
a die Beamten, welche” bei Dewillgung der Auſaſtama⸗ 
— und Verehellchung den ausdruͤcklichen Beſtimmungen 
‚des gegenwärtigen Geſetzes "zuwider handeln, find für die 
daraus entſtehenden Koſten und Schaͤden haftend erklaͤrt. 
| Vierter Abſchnitt. J 

Bon der Aufhebung der frühern Verordnungen, und von 

„ber Vollziehung des gegenwärtigen. Geſetzes. 

io. 4 

Mit Vorbehalt der im 9 1. Nr. I. FERN — 
geſetze, dann mit Vorbehalt der im $. 8. Nr. 4. wiederholten 
Verbote, und unbeſchadet deffen, was im $. 9. über Beibehal⸗ 
tung der Vorſchriften hinſichtlich der Zuſtaͤndigkeit und des Ver⸗ 
fahrens ausgeſprochen iſt, werden alle bisherigen polizeilichen 
Verordnungen aufgehoben, und ftatt jener Verordnungen ift in 
den fieben ‚Altern Kreifen des Königreichs das gegenwärtige 


Geſetz' vom Tage der Verkündigung an, als allein : gültig zu 


‚betrachten. —— Dieſe Verkündigung foll burch das Geſetzblatt 
geichehen, und Unſer Staats » Minifterium des Su W und 
der Vollziehung beauftragt. 
"Gegeben Tegernfee, den eifften September im En ein 
— — Hundert fuͤnf und zwanzig. 
Maximilian Jofephe 
Gr.v. Reigersberg; Fuͤrſt v. Wrede; Gr. v. 
Gr. v. Thuͤrheim; Fehr. v. gercenfeld; Gr. v. 
Toͤrring; Schr. v. Zentner; v.Mälltor. 
Nach dem. Befehle. ‚Sr. Dairie, 
des Konigs: 
Esid v. — 
ni, Staatstath und — liest: 
. — #8 — ⏑ ⏑—— ati 


u 
IR 
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II. 
König, Beierſches Gele über die Heimath. 


Marimilian Zofepf, br ing 
. von Gottes Gnaden Koͤnig von Baiern. 


Wir Haben in Der Adſicht, die in den leben aͤltern Reifen 
des Königreichs uͤber die Heimath beſtehenden Pollzei⸗ Geſetze 
zu ergänzen, und unter. ſich ſelbſt, ſo wie mit andern Verord⸗ 
mungen in näherer Vereinbarung zu bringen, nach Vernehmung 


Unferes Staatsraths, mit Beirath und Zuſtlinmung Unferer Lieben - - 


und Getreuen, der Stände des Reichs, beſchloſſen und verordnen: 
Erſter Abſchuitt. 
Von der — Heimath. 


$. | 
Die Heimath In einer —*8 wird mieſchlehuc durch 
folgende Titel erworben: 

1) durch beſondern rechtsguͤltigen Vertrag mit der Gemeinde, 
unter Beobachtung der Vorfchriften der. Verordnung vom 
17. Mad 1918 über das Gemeindeweſen, $. 1065 

2) durch die -Anfäffigkeit in derfelßen nach Manfgabe der 
$6.3— 5. in dem Gefege über die Anſaͤſſigmachung und 
Verehelichung; 

3) durch die von der zuſtandigen Obrigkeit ertheilte Erlaubs 
niß zur Verheirathung in der Geineinde, wobel feſtgeſetzt 
wird, daß der Wittwe die letzte Heimath ihres Mannes 
vor feinem Tode und der Ehefrau, im Falle der Schels 
dung, die letzte Heimath des Ehemannes vor der Schei⸗ 
dung verbleibt; außer, wenn die Geſchledene bei einer 
für iminer geſchehenen Trennung als ſchuldlger Theil er⸗ 
kannt worden iſt, wo fie ſodann die Heimath wieder ers 
haͤlt, welche fie vor geſchloſſener Ehe gehabt hatz 

4) durch die in der Gemeinde mit eigener Gefahr geleiftete 
Hulfe bet öffentlicher Nord, wenn eine bei folder Noth⸗ 
huͤlfe erlittene Beſchaͤdigung bie Ermwerbsunfähigkeit zur 
Folge gehabt Hat, vorausgefegt, daß der Beſchaͤdigte nicht 
vorzieht, feine bisherige Heimath zu behalten, - 


as⸗ 
—— | ⸗. 2. 
Eine frühere erworbene Helmath wird durch bie ſpaͤter 
erworbeue In dei Regel aufgehoben, wenn nlcht diesſalls durch 
ausdruͤckliche Erklärung und Uebereinkunſt beſondere Vorſehung 
getroffen worden iſſtt. j Fr 
Das KHeimarhss Verhälmiß ſolcher Perſonen, melde zu 
gleicher Zeit an mehreren Orten einen gefeßlihen Titel der 
Heimath (8. 1) Te ſich Haben, richtet fich ebenfalls nach aus; 
druͤcklicher Erklaͤrung und: Uebereinkunft, BE ee 
ET Zimelter Abfäniet. 
VWon der urſpruͤnglichen Heimath. 
In Faͤllen, wo feiner der Im $. 1, angeführtda Erwerbs _ 
Titel nachgemiefen, tft, gilt die urfprängliche Heimath nad fol, 
genden Beftishmiftgene | urn — 
| 1) die urfprüngliche Heimath ift für jeden Staatsangehörigeu 
+2 in derjenigen Gemeinde begründet, wo -deffen Eltern, und 
zwar bei ehelich gebornen — der Water, bei Außerehell— 
hen — die Mutter Ihre legte Heimath gehabt haben, 
oder wirklich noch befigen; DEE 
2) für ehelich geborne, adoptirte oder durch Einkindſchaft ans 
genommene Kinder, bei denen die Helmath des Waters 
nicht auszumitteln iſt, tritt die Heimath der Mutter ein. 


Dritter Abſchnttt. | 
Bon der angemwiefenen Heimath. 


m... Kann auch die, urſpruͤngliche Heimath (5. 3.) nicht ergruͤn⸗ 
det werben, fo wird vorſorglich eine beſtimmte Gemeinde ange⸗ 
wiefen, welche: einftweilen ſtatt der Heimath fo lange gilt, bis 
die urſpruͤngliche Heimath entdeckt, oder eine, neue erworben wird. 
Insbeſondere ſollen : 6 

1) Findellinder dieſe einſtw ge Helmath in derjenigen Ge⸗ 
meiude erhalten, In deren Marfung fie gefunden worden find; - 
3) andere in die oben bezeichnete Klaſſe gehörige Perfonen, find 

AAin diejenige Gemeinde elnzumelfen, wo ſie ‚erzogen wurden. 
yo su ae; nat un Tab 


— 


— * 
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3) der Erziehungsort nicht zu entdecken, fo fol eine Gemeinde des 
Polizei; Bezirks, in welchem jene Perfonen zuleßt betreten worden 
find, zur vorforglichen Hetmath beftimme werden. Gleiches foll 


4) geſchehen, wenn der Ort der Auffindung (Mr. 1.) oder 


der Erziehung (Nr. 2.) zu keiner Gemeinde/⸗Markung gehört. 
Nach vorſtehenden Beſtimmungen ſind namentlich auch 
diejenigen Kinder zu behandeln, bei denen die Ausmittelung der 
Heimath beider Aeltern unmoͤglich faͤllt, ſo, daß demnach die 

Geburt niemals das Heimathrecht giebt. 


Vierter Abſchnitt. 
Von den mit der Heimath verbundenen Anſpruͤchen. 


$. 5. 

Die Heimath getoäßrt In der Gemeinde den Anfpruch auf 
Wohnſitz und auf benoͤthigte Unterflügung, nad) Maaßgabe der 
Verordnung vom 17. November 1916 Über die Armenpflege; jes 
doch fol den Gemeinden die Verpflegung auf ihre Koften nur 
in dem Falle eines wahrhaften Bedärfniffes folcher Perfonen, 
welche fich ſelbſt zu Helfen niche vermögend find, auferlegt werden, 
auch find die Beftimmungen der Verordnung vom 28: November 1g16 
über die Bettler und Landftreicher $, 42., fo tie der Verordnung vom 
nemlichen Tage über die Zwangs;Arbeitshäufer genau zu vollziehen, 

Uebrigens folen unter diefen Vorausſetzungen: | 

1) die Pflegekoften. für die im $. 4. benannten Perfonen nicht 
von der einzelnen Gemeinde, fondern von. dem ganzen Kreife 
beftritten werden, welchen fie angehört. Nebſt dem find 

3) in allen Fällen die Benußung dffentliher Anflalten, wo 

ſie zuläßig und zweckmäßig befunden wird, dann die etwa 
geſetzlich begründeten Beiträge aus Mitteln der allgemeinen 

Wohlthaͤtigkeit, des Staats oder anderer effentlicher Fonds 

eben fo vorbehalten, wie 

3) die Haftung dritter aus privatrechtlichem Titel oder aus 
dem Grunde einer Uebertretung beftehender Poltzel:Vorfchrifs 

‚ten, und dadurch verfchuldeter Heberbürdung einer Gemeinde, 


Fünfter Abfchnite. 
V on dem Aufenthalte. | 
6. 
geben Stantsangehörigen * — ae feiner 
Annalen, OL. 1826, | 


. 
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Heimath ſich allenthalben im Königreiche mit den Seinigen aufs 
zubalten, in fofern er fi mit feiner Familie anf erlaubte Weiſe 
ernährt, und ihm nicht ſolche Ruͤckſichten — wiq⸗ 
ef, Gefege und Werordnungen gegründet find, 

Sechster Abſchnitt. 
Bon der Behandlung der Ausländer. - 


| 9. 7 | 
Der Ausländer kann In einer Gemeinde des Königreiches 
die Heimath aus denfelben Titeln erwerben, welche im $. ı. 
bezeichnet find, wenn ihm von der zufländigen Behoͤtde die 


Einwanderung bewilligt worden iſt. 


Auslaͤndern, welchen es an einem ſolchen Titel fehlt, und | 
deren Zuruͤckweiſung in ihre ausländifche Heimath Kraft eines 
Stantss Vertrages, oder wegen eines andern nicht zu befeitis 
genden Hinderniſſes unausführbar ift, foll diejenige: Gemeinde, 
in welcher: fie fih am längften ununterbrochen aufgehalten haben, 
als Wohnort bezeichnet, und die etwa erforderliche. Verpflegung 
nach der Anordnung des $. 5. und insbefondere nach der das 
ſelbſt Dr. 1. gegebenen Vorſchrift geleiftet werden, 

Ausländer, welche eine doppelte Capitulatlonszeit im Heere 
zurücfgelege haben, erwerben das Heimathrecht in dem Orte ihrer 
legten Garniſon, wofern fie nicht die Heimath außer diefem 
Orte duch einen andern gefeglihen Titel ($. 1.) begründen. 
Solche Ausländer find bei eintretender Ermwerbs;linfähigkeit aus 
allgemeinen Staatsmitteln zu verpflegen, und es ift für Ihren 
fünftigen Unterhalt dadurd) Fürforge zu treffen, daß das allen 
fallfige Einftande-Kapital ad Depositum genommen werde, bis 
der eingeftandene Soldat fid) anfaſſi g gemacht hat, oder das a 
nigreich verläßt. 

Siebenter Abſchnitt. 


Von der Zuſtaͤndigkeit und dem Verfahren in den die 
Heimath — — | 


Alle, die — betreffenden Verhandlungen, 
ſo welt fie nicht in reinen Clvilrechts, Punkten por die ordent⸗ 

lihen Gerichte gehören, bleiben den Wirkungskreiſe der Polizels 
Behörden im vorfchriftemäßigen Gefchäftsgange zugewieſen, und 
ſollen durch — Verfahren — erledigt werden 


Rn 
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Die in Heimathsſachen beſchließenden Behörden follen ihren " 
Beſchluͤſſen die Haupt⸗Entſcheidungsgruͤnde beifügen, ſawohl was 


"die Thatſache, als auch, was das Geſetz betrifft. 


Gegen die zwei Entfchliegungen der untern und obern | 
„ Pollgel» Behörde, findet eine weitere Berufung an das Staates | 
“ Minifterium des Innern nicht Fi ſtatt. 


9 

; Keine Polizei» Behörde * Perſonen, deren — 
unbekann „ zweifelhaft oder ſtreitig iſt, vor erfolgtem hoͤherem 
Beſchluſſe in andere Poligets Bezirke verweiſen, oder ſolche 
Perfonen, wenn fie ihr von einer andern inlaͤndiſchen Behörde 
zugerwiefen werden,‘ unter bem Vorwande der: nicht zuftändigen 
KHeimath zuruckſchieben, oder weiter liefern, beides bei Verant⸗ 
— und Haftung fuͤr alle Koſten und Schaͤden. 

es Adter Abſchnitt. 
Von der Aufhebung fruͤherer Verordnungen und von der 
| Vollziehung des gegenwärtigen Geſetzes. 

10. 


Die bisherigen, mit dem gegenwärtigen Sefege nicht ber J 


einſtimmenden Poltzet»Borfchriften über die HeimathsVerhaͤlt⸗ 


niffe find - aufgehoben, und diefes Geſetz tritt mit dem Tage der 
Berfündigung duch das Geſetzblatt für alle in den fieben Al 


teen Kreiſen des Königreichs vorkommenden Fälle In Wirkſam⸗ 


keit; mit Vorbehalt der nach früheren bis zu jenem Tage güls 
tigen Verordnungen bereits erworbenen Heimathsrechte; mobet 
Übrigens. die Bezlehung auf die im $. 5. ſchon angeführten Vers 
ordnungen ausdrücklich wiederhohle wird. | 
Unfer Staats-Minifterium des Innern iſt mit dem Voll⸗ 
zuge des Geſetzes beauftragt. 
| Gegeben Tegernfee, den eilften September Im. Jahr an 
Tauſend acht Hundert fuͤnf und zwanzig. | 
Marimilian Joſeph. 
Gr. v. Reigersberg; Fuͤrſt v. Wrede; Gr, ©. Nechberg: 
Gr. v. Thürheim; Sch. v. Lerchenfeld; Gr.v. Toͤr⸗ 
| ring; Frh. dv. Zentner; v. Maillot. 
Nach dem Befehle Sr. Majeftät des Könige 
Egid v. Kobell 
Loͤnlgl. Staatsrath und Generals Sekretair, - 


Sta 





IH, 

Des Königl. Wuͤrtembergiſchen Miniſteriums des Innern 
Inſtruktion fuͤr die Ober⸗Aemter, die Anweiſung von 
| — fuͤr Heimathloſe betreffend. 





Ueber die Anweiſung von Wohnſitzen für Helmathlofe, - 
welche der $. 7. Nr. ı1. der Verordnung vom 28. Juni v. J. 
unter gewiſſen Befchränkungen zum Erkenntniß der Ober⸗Aemter 
verweiſt, wird diefen nad) Maaßgabe der beftehenden —— 
Vorſchriften folgende Inſtruktion — 
$. T; 

Die Beftimmung einer inländifchen — welche eine 
bisher für heimathlos geachtete Perſon aufzunehmen habe, ſetzt 
die Entſcheidung der. Frage voraus, ob dieſe Perſon als Ans 
gehörige des mwürtembergiihen Staats zu. betrachten fei. | 

| G. 2. 

Die Staats/-Angehoͤrigkeit erglebt ſich zunaͤchſt aus dem 
Unterthanen-Verhaͤltniß. Wer glaubhaft nachzuweiſen vermag, 
daß er als Unterthan aufgenommen worden, oder daß fein War 
ter, oder, wenn er außer der Ehe erzeugt wurde, daß feine 


. Mutter zue Zeit feiner Geburt mit Wirtemberg oder mit ‚einem 


feither dem würtembergifhen Staat einverleißten Gebiete tm 
Unterthanen Verband geftanden fet, dem fteht ein begründeter 
Heimaths⸗Anſpruch an dem würtembergifchen Staat in fo lange 
zu, als nicht erwiejen. wird, das er In der Folge aus ‚dem ans 
geborenen oder erworbenen Interthanens Verband getreten fel, 
und ein auswärtiges Heimathrecht erworben habe. 

Auch ohne ein auf vorfiehende Weiſe begrändetes Unter⸗ 
thanen; Verhältnig wird die Heimath im dieffeitigen Staate einer 
wit keinem anderen Staat im Unterthanen » Verband — 
Perſon zugeſtanden, welche entweder 

a) Innerhalb des Königreichs ſich fünf Jahre lang — 2* 
ſtaͤndig aufgehalten hat, oder 

b) in demſelben geboren iſt, ohne im einen und andern Fall 
fpäter in einem auswärtigen Staate einen fünfjährigen 
ſelbſtſtaͤndigen Aufenthalt gehabt zu Haben, (Verordnung 

‚vom ı1. Dept, 1807 9,21. Staats/ und Reglerungsblatt S. 445.) 
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Die Beftimmungen des voranftehenden $. erfeiden im 


Verhaͤltniß zu denjenigen Staaten, welche. die Konvention vom 
7. a 1816 (Staatss und Neglerungsblatt vom Jahr 1816 


S. 387): mit der dieffeltigen Regierung abgefchloffen haben, oder 
derſelben fpäter beigetreten find, in fo weit eine Abänderung, 
a) daß ftatt eines fünfjährigen felbftftändigen Aufenthalts ein 
zehnjaͤhriger erforderlich iſt; 


b) daß die mit obrigkeitlicher Berolffigung geſchthene Traing 


in Beziehung auf die Heimath-Anweiſung dieſelbe Wirs 
kung bat, wie der zehnjährige felbftftändige Aufenthalt; 
c) daß einer verheiratheten oder verwittweten Perfon weiß, 
lichen Gefchlehts, deren Ehemann der würtembergifche 


Staat als Heimath zugewieſen wird, oder zuzumelfen ges 


wefen wäre, ohne Ruͤckſicht auf ihre befonderen Verhaͤlt⸗ 


niffe daſſelbe Heimathrecht zugeftanden wird, es wäre denn, 


daß durch Thatfachen, welche in die Zeit ihres Wittwens - 
ſtandes fallen, ihr ein Heimath-Anſpruch an einen aus 


wärtigen Staat begründet worden wäre; 
d) daß eheliche Kinder eines Waters, welcher — des 
‚ zojährigen Aufenthalts, oder wegen der Geburt, oder wegen 


‚der Verheirathung als: diefleitiger Staatss Angehöriger ans - 


erkannt wird, und unehliche Kinder einer im gleichem Falle 
befindlichen Mutter auch dann, wenn feiner der angeführ: 
‚ ten Gründe auf fie felbft paßt, in dem bieffeitigen Staat 
in dem Fall aufgenommen werden, wenn fie zur Zeit des 


erſten Erkenntniſſes über Ihr Heimathrecht noch nicht vier⸗ 


zehn Jahre ale find, oder fonft wegen des Unterhalts, 

den fie von den Eltern genießen, nicht von bemfelben 

getrennt werben. koͤnnen. 

Sollten bei einer Perfon mehrere der angeführten Hels 
mathgruͤnde collidicend zufammentreffen, fo iſt der enticheidende 
Grund nah Maaßgabe des $. 3. der Verordnung vom 23. 
September 1816, auf weldhe in Beziehung auf den vorliegenden 

Gegenſtand überhaupt verwiefen wird, zu beftimmen. 
| $. 4 


1 Sat eine als Staats, Angehörige anerfannte Perſon das er 


Bürger s, Beifigers oder Schugverwandtens Recht in einer Ins 
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ländlichen Gemeinde entweder durch Aufnahme, oder durch Ges 
burt, indem ihre Water, oder wenn fie unehelich Ift, indem ihre 
‚Mutter zur Zeit ihrer Geburt In einem der angegebenen Ver⸗ 
Bälgniffe mit der Gemeinde fland, erworben, fo tft ihr diefe 


 . Gemeinde auch in dem Fall als Wohnfig anzumweifen, wenn 


fie zwar auf das erworbene Recht fpäter Verzicht geleiftet, aber 
dagegen. in Feiner andern Gemeinde die Aufnahme als Bürger, 
Delfiger oder Schußverwandter erworben hätte. Eine Ausnahme 
yon diefer Beſtimmung findet bei denjenigen Orten Statt, wo 
unter den früheren Staats Verhältniffen die bloße Thatfache 
des Kegzugs zur Auflöfung des Verbands mit der Gemeinde - 
genügte, in fofern jener Wegzug vor der ee der würs 
temdergiſchen Geſetze erfolgt iſt. 


§. 5. J 
Beſteht kein ſolches Bert zu einer Gemeinde, fo iſt | 
der Helmathloſe 
a) zunächft von derjenigen Gemeinde, wo er zuletzt zum 
wenigften fünf Jahre lang felbftftändig fich aufgehalten hat, 
und, wenn fein folcher Aufenthalt nachgeriefen werden kann, 
b) von derjenigen Gemeinde aufzunehmen, wo er geboren 
iſt. Iſt er aber entweder auferhalb des Koͤnigreichs ges 
boren, oder der Ort feiner Geburt nicht. auszumitteln, fo 
wird ihm 
£) derjenige Ort, wo er zuletzt felbftftändig fich aufgehalten 
‚hat, zue Wohnung angentefen, den übrigen Gemeinden 
aber, mo er während der legten fünf Jahre ebenfalls den 
Aufenthalt genoffen hat, die Verpflichtung auferlegt, zu 
feiner Unterftägung, wenn fie nöthig werden follte, vers 
haͤltnißmaͤßig beizutragen. 
In Ermanglung aller vorftehenden Helmathgruͤnde end⸗ 
lich wird der Heimathloſe 
A) demjenigen Ort und Oberamt als Orts- und Oberamts⸗ 
Angehöriger zugewieſen, wo er ergriffen worden iſt, (Ver⸗ 
ordnung vom ır. September 1907 $. 16. 21... Verordnung 
vom 3. Auguft ıgıı In Knapps Nepertorium der wuͤr⸗ 
tembergifchen Sefepgebung, Th. 4. S. 582.) 


j $.. 6. | mr 
SR für eine ganze Famille die Helmath auszumitteln, fo 


vr. 
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wird ſolche für jedes Glied derſelben nach obigen Beſtimmungen 
beſonders feſtgeſetzt. Die einmal feſtgeſetzte Heimath vererbt 
ſich auf die nach dem erſten hieruͤber ergangenen Erkenntniß 
gebornen Kinder. Diejenigen Kinder, welche blos in Folge der 

Konvention vom 7. März 1916, weil fle unter vierzehn Jahren , 
find, oder fonft von den. Eite/h nicht getrennt werden . koͤnnen, 
als dieſſeltige Staates Angehörige angefehen werden, fallen dem 
Heimathorte des Waters, oder wenn — ... find, dem der 
Mutter zu. 


Ehemann und den Eltern, fo fange folche leben, auch In. dem 
Falle nicht zu vermehren, wenn Ihnen ein anderer Kelmathort 
"angerviefen worden ift, doch können fie eine Unterfiägung, wenn 
fie derfelben beduͤrftig werden follten, nur von Ihren a | 
nr Diten anfprecdhen. 


5. 7. 2 

Als ſelbſtſtaͤndiger Aufenthalt ($. 2. 3. 5.) iſt es nicht 

anzufehen, wenn Sjemand blos um feiner Erziehung und Auss 

bildung oder um eines Privatbienftes willen ſich innerhalb des | 
Königreichs oder. in einer einzelnen Gemeinde deſſelben verweilt, 
namentlich, wenn er eine Inländifche Hohe oder nledere Schule 
befucht, als Lehrling oder Gehuͤlfe bei einem inlaͤndiſchen Kaufs 

mann oder Handwerker, als Dienftbote bei einer inlandiſchen 


erſchaſt ſich befunden ae 
8. 


Wenn nach der — des Oberamts, bei welchem die 
Selmath s Unterfuchung anhängig gervorden iſt, zwar feine Ges 
meinde feines Bezirks, aber eine andere Inländifche Gemeinde 
zue Aufnahme des Helmathlofen verbunden Ift, fo hat es hier⸗ 
über mit dem biefer Gemeinde vorgefeßten Dberamt zu fommus 
niziren, worauf, wenn bdiefes mit der Anficht des unterfuchenden 
Oberamts einverftanden Ift, die Einmwelfung des Heimathloſen 
in die ausgemittelte Heimath » Gemeinde, eben fo, wie in dem 
Fall, wenn diefe Gemeinde zum Bezirk des unterfuchenden Ober⸗ 
amts gehört, unmittelbar durch oberamtliche Verfügung geſchieht. j 
Im entgegengeſetzten Fall iſt die Sache der dem unterſuchenden 
Oberamt vorgeſetzten Krels⸗Reglerung vorzulegen. Eben dieß 
gefchieht auch in dem Fall, wenn nach der Anficht des unter: 


Der Ehefrau und den Kindern if der Aufenthalt beidem | 
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fuchenden Oberamte für die Unterbringung einer heimathloſen 
Famille mehrere außer ſelnem Bezirk gelegene und verſchledenen 
Oberaͤmtern zugetheilte Gemeinden in Anſpruch zu nehmen ſind, 
fo daß vorausſichtlich durch die Kommunikatlon mit mehreren 
Dberämtern das Verfahren welter ausgedehnt würde, als durch 


das Einholen der Entfheldung der Kreis Regierung. 


Die Oberämter werden angewieſen, ſich nad) Vorſtehen⸗ 
dem zu achten, und wird biebel in Beziehung auf $. 3. anges 
merft, daß die Convention vom 7. März 1816 ſich bis jegt 
‚auf die Staaten Baiern, Baden, Hohenzollern⸗ Sigmaringen 
und Großherzogthum Heſſen erftreckt. 

Stuttgard, den 22. Januar 1824. 





Schmidlin. 


IV. 
 Publicandum. 





Es iſt bereits dur das unferm 24. Mat 1776 erneuerte 
Mandat wider das Bettelweſen feft gefegt worden, : tie jeder 
Ort für die nothduͤrftige Erhaltung feiner wirklichen Armen. 
Sorge zu tragen habe, auch iſt, in Ruͤckſicht diefer Obliegenheic 
der Communen ein gewifles Vermögens Quantum beftimmt wor⸗ 
den, welches ein Auswärtiger einzubringen habe, bevor derſelbe 
als Gemelnd» Mitglied und Einwohner aufgenonmen werden kann. 

Es iſt dieſer Befehl durch das Circulare vom u. Jull 1798 


‚erneuert, und mit näheren Beftiimmungen verfehen worden, dem 


ohnerachtet hat das Bettelwejen auf dem Lande fo uͤberhand 
genommen, daß häufig die Befchwerden darüber und über die 
dadurch vermehrte Unficherbeit zu vernehmen gemefen find. 
„Herzogl, Landes, Polizet, Collegium hat daher für nöthig 
angefehen, diefem Unweſen durch gegenmwärtiges Mandat, was 


nicht allein dem biefigen und jenaifchen Wochenblatt inferirt, fons 


dern auch noch befonders gedruckt, denen ſaͤmmtlichen Unterobrigs 
feiten zugefertigt werden fo, zu fteuern, und die jedem Ort ob⸗ 
llegende Fuͤrſorge für feine Arme ernſtlich einzufchärfen. 

Es wird demnach in Gemaͤßheit des vorangezogenen Cir⸗ 
eulars Befehls folgendes deshalb feftgefegt und verordnet: 


} 
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Die Fuͤrſorge fiir jeden Huͤlfsbeduͤrftlgen llegt zuerſt den naͤch⸗ 

ſten Verwandten, nemlich den Eltern, Kindern und Geſchwiſtern ob. 
2 

In deren Ermangelung, oder bei deren Unvermoͤgenheit 

wird jedem Orte, es fei Stadt oder Dorf ‚für Pine Huͤlfsbe⸗ 

dürftigen zu forgen zur Pflicht. 

3. 

Jede Perſon, welche Drei Hape ———— an ei⸗ 

nem Orte gelebt, und ſich weſentlich daſelbſt als Hausbeſitzer 


oder Hausgenoſſe aufgehalten Hat, iſt bei entſtehender Huͤlfsbe⸗ 
darftigkeit von der Semeinde des Orts zu verpflegen. 


4. 
Jede einzelne Commune iſt daher bei der — neuer 
Mitglieder mit ihren Einwend- und Erinnerungen zu hören und 
auf felbige, wenn fie gegründet, Näcficht zu nehmen. 


| $. 

Sollten die Vorſteher der Communen bei einer folchen 
Aufnahme zur Unzeit gefchwiegen haben, fo find- felbige, oder 
In größeren Städten die Vorſteher einzelner Viertel, für die 
Unterftägung der — dem Ganzen läftig werdenden Individuen 

aus eigenen Mitteln su haften, verbünden. 
6. 


Ein gleiches findet ſtatt, wenn eine Perfon 6 Wochen 
unter einer Gemeinde wohnhaft geweſen, und davon der Obrig⸗ 
keit feine Anzeige gethan worden; doch koͤnnen die Vorſteher 
alsdann an den Hausbefiger, der den Miethsmann, ohne Ans 
zeige bei der ae zu — eingenommen, ng balten, 


Sm Fall die halfeb ⸗die aige Perſon ihren Wohnort bei 
zwei verfchledenen Gemeinden gefeglich errichtet bat, fo muͤſſen 
beide Gemeinden —— fuͤr ihren ORDER ſorgen. 


Sollte auch der Halleb dacſeh⸗ vor Verlauf der Drei 

Jahre entweder fuͤr ſeine Perſon, oder wegen gewiſſer Beſitzun⸗ 

gen unter einer beſondern Gerichtsbarkeit geſtanden haben, ſo 

gehoͤrt er doch zu der Gemeinde des Orts, an welchem er die 
Drei letzten Jahre gewohnt hat. 
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9 
Diejenige Gemeinde, oder Perfon, welche einen Halfe⸗ 
bedärftigeen aufzunehmen verpflichtet iſt, muß auch deſſen Frau 
und noch unter väterlicher Gewalt fiehende Kinder aufnehmen. 
10, 

Alle Perfonen, welche feinen, zu der obermäßnten vors 
ſchriftsmaͤ Bigen Aufnahme geeigenfchafteten, Wohnfig Haben, als 
Pachter, Handwerks⸗Burſche, Dienſtboten, Hirten, Schäfer u. 
f. w., und bei welchen dev Dre, wo fie fich ihrer Verrichtungen 
wegen au fgehalten, nicht als ihr eigenthämliher Wohnort ans 
“ zafehen, inuͤſſen, im Fall der Huͤlfsbeduͤrftigkeit, an ihren © es 
burts⸗Oert getviefen werden, es wäre denn, daß fie- fih 
neun Jorhre an einem Ort aufgehalten, und fih treu und 
redlih-in ihren. Werrichtungen ertviefen haben, in welchem Fall 
fie von der legtern Gemeinde zu verforgen find, 


2 II. 

Fir die Kinder. die einem folhem Manne, während er 
feinen gefeglihen Wohnort hatte, geboren worden, muß deren 
Geburts⸗Ort zu Verſorgung derſelben, dem Geburts, Drte des 
Vaters einen Zuſchuß leiſten. 

12. 


Nach dem Tode eines ſolchen $. 10. benannten Huͤlfsbe⸗ 
duͤrftigen faͤllt deſſen Wittwe ihrem Geburts Orte heim, hinter⸗ 
laͤßt er aber Kinder, die noch unerzogen ſind, ſo bleibt die 
Wittwe bis zu Beendigung des juͤngſten Kindes Erziehung in 

den Verhaͤltniſſen, die zu Lebzeiten des Mannes ftatt fanden. 
13. 

In Anfehung der Auswärtigen, welche fi in Giefige Lande 
wenden, und ihren Aufenthalt bier nehmen wollen, wird Fünftig 
das zu inferirende Vermögens : Duantum auf 500 Rthlr. in ben 
Städten, auf dem Lande hingegen auf 250 Rthlr. geſetzt, mit 
Beibehaltung ber bereits beftehenden Verordnung, daß dieſes 
Quantum nach Abzug der Koften, auf Bürgers und Meeifters 
werden annoch vollzaͤhlig vorhanden ſein und bleiben muͤſſe. 

14 
Zur Beſcheinigung des eigenthuͤmlichen Beſitzes dieſes Ver⸗ 
moͤgens Quanti iſt ſelbiges bei den Gerichten ſo lang, jedoch 
unentgeldlich, in Verwahrung zu nehmen, bis der Neuaufzu—⸗ 
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— fi damit Pe bat, ober deſſen Becmenung — 


ſein Gewerbe darzuthun vermag. 


— F | 
Sollte jedoch der Ausländer eine Sinländerin Heiraten, 


ſo wird von vorfiehendem eine Ausnahme gemacht, wenn nems 


lich entweder das Vermögen des Ausländers, oder das feiner Braut 
fi) auf. die Summe yon 250 bis 300 Rthl. erftreckte, oder eine bins 
länglih bemittelte Perſon Buͤrgſchaft ftellt, wobei überhaupt 
| 1416. 
dem Herzogl. Landes PolizeiColleglo, als. der Höhern Ins _ 
fang, vorbehalten bleibt, In einzelnen dazu geeigneten Fällen, 
entweder das gefegte Quantum zu mindern, oder auch, nah 
Befinden, ganz davon zu a 


Sn Anfehung ee die von einem Ort zum andern ſich 
wenden wollen, wird auf dem Lande nur die Summe von so Mfl,, in 
Ben Städten aber von 100 Mfl,, wo beider Annahme jedoch Die Be 
feheinigung des Eigenthums — muß, erfordert. 

18. 
| Eingeborne Eönnen von dem Orte ihrer Geburt nicht abs 
gewieſen werden, es fei denn, daß fie Drei Jahre lang in 
einem andern Drte ihren mefentlichen Aufenthalt gehabt Hätten. 

Es wird daher endlich: 

19. 
-  Seder Commune zur ganz befondern Pflicht gemacht, für 
die nach vorftehenden. Sphen als Eingefeffene anzufehende In⸗ 
dividuen, wenn ein oder das andere durch zufällige oder. vers 
ſchuldete Umftände fo zurückkommen follte, daß es nicht im 
Stand wäre fein Brod zu verdienen, zu forgen' , und. besfalls 
Anzeige bei der competenten Obrigkeit zu thun, da Im Unter , 


j laſſungsfall jeder auf den Betteln Ergriffene auf Koſten der 


betreffenden Commune in dieſelbe zuruͤckgebracht werden ſoll. 
Signatum Weimar, den 22. Maͤrz 13085. 

— Sachl. —— ⸗Polizei⸗Collegium daſelbſt. 
v. Fritſch. 

Gille. 
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Extrakt aus dem Regulative für das Armenweſen im 
Herzogthume Altenburg 1819. 





Abſchnit t II. 
Unterfäsung und Verforgung der wirklich Hürtseäftigen ꝛc. 


59. 52 
Das Domicilium begruͤndet ſich durch einen, unter Vor⸗ 
wiſſen und Einſtimmung der Gemeinde, in derſelben und unter 
der Erklaͤrung, daß es ein ſtaͤtiger fein ſolle, aufgeſchlagenen 
Wohnſitz. 


| $- 
Diefe Ertlärung, ſich —* an einem Orte. verweilen zu 


. wollen, wird angenommen erfolgt zu fein, wenn der Einztehende 


a) entweder aus freier, aus Ihm ſelbſt ausgehender Entfchlies 
fung fih mit einem Wohnfige poffefionirt macht, wie 
diefes der Fall bei dem Kaufe und Tauſche iſt; 

b) oder, wenn er ſich einen Hausgenoſſen Schein hat aus⸗ 
ſtellen laſſen. 

Jede andere Acquiſitlon des Eigenthums von einem Wohn⸗ 
ſitze, welche als Wirkung und Folge eines fremden Entſchluſſes 
erſcheint, z. B. durch Erbeinſetzung, Schenkung, datio in so- 
lutum u. ſ. w. begruͤndet dagegen eine ſolche Vermuthung nicht. 


8. 54. | 
Kein Aufenthalt in einer Gemeinde, fel er auch von oc 
ſo langer, Dauer, erwirft dem Eingezogenen, fofern ihm eins 
der im vorigen $. ausgefprochenen Erforderniffe abgehet, ein 
Domieilium in derſelben. 

Da indeſſen auch Ausländer einen laͤngern clandeftinen 
Aufenthalt in einem Orte habın Eörinten, ohne in die Kaffe 
zu gehören, von welcher die folgenden $. $. befonders Handeln, 
fo tft es ‘(neben der ohnehin polizeilich vworgefchriebenen Ver⸗ 
pflihtung für Seden im Abficht auf Miethlinge oder fonft Aufı 
zunehmende) Pflicht für jede Ortsobrigkeit, auf eim derartiges 
Einfhleihen zu invigiliren. 

— §. 55. 

Da aber durch Vermehrung der Eigeſeſſenen und neuen 
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Ankoͤmmlinge den Gemeinden keit die Gefahr der Obforge 
Tür Hüffsbedärftige zuwachſen kann, fo kann auch in der Kege 
ohne Zuftimmung der Gemeinde Fein neues BR in ihr 
aufgenommen werden, | — 
§. 56. 


Hleraus — daß die Obrigkelten weder den Kauf eines 
Wohnhauſes für einen, nicht früher ſchon in der Gemeinde 
Eingefeffenen, gültig confiemiren, noch einen Hausgenoffens 
Schein ausfertigen können, ohne Die. Suftimmung der Gemeinde 
vernommen zu haben. 


m 
Um indeſſen den, Teiche möglichen Patthelllchkelten u und 
Chikanen einzelner Gemeinden Eeinen zu weiten Spielraum zu 
Iaffen, auch den Werth. der Grundſtuͤcke nicht etwa durch Vers 
minderung der Concurrenz herabzuſetzen, fo wird der im obigen 
$. ausgefprochene Sag dahin modifiziert: „daß der Erfauf von 
„einem Haufe, bei welchem die fofortige Baarzahlung von we⸗ 
„nigſtens goo Rthlr., wenn es In der Stadt Altenburg gele⸗ 
„gen, von 400 Rthlr. in den übrigen Städten des Landes und 
„von 250 Rthlr. in den Marktfleken und Dörfern (einerlet, 06 
„dieſe Summe für das Haus allein oder für. mie erfanfte Grunds 
„ſtuͤcke, fofern diefe nur in der Gemeindes Flur. legen, bezahle: 
„werde) der Obrigkeit nachgewieſen wird, ſofort und ohne Bes 
„fragen der Gemeinde confirmirt werden koͤnne, fobald der Kau⸗ 
„fer ein Inlander iſt. “ 
§. 58 
Dagegen iſt: 
a) bei Ausſtellung eines Hausgenoffen-Gcelns,. 
b) bei. einem Kaufe über ein Haus, bei. welchem -eine mins 
. dere baare Zahlung, als die im vorigen F. beftimmte nach⸗ 
gewieſen wird, bei einem Inlaͤnder und 
©) bet jeglichem "Raufe eines Ausländers, fofern er nicht | 
ein Rittergut beteifft, 
die Einftimmung der Gemeinde, einerlei, ob es Stadt 
Sieden oder Dorf fet, in welcher Jemand feinen Wohnfig auf 
zuſchlagen gedenkt, allezeit vorher erft beizubringen. 
WVUebrigens find von den gewöhnlichen Hausgenoffen, Scheinen 
die fogenannten Anfenthalts:Karten wohl zu unterſcheiden, wel, 


2 


394 — 
he an Fremde nur auf wenige Wochen oder Monate gegeben 
werden. Diefe können nie ein Domicilium begründen, und 
bleibt deren fernere Erthellung dem Ermeſſen — al⸗ 


lein heimgeſtelt. 
5. 55. 


Unm ſich aber der Einwilligung der Gemeinden zu verges 
wiſſern, find fie von dem Obrigfeiten ordentlich zufammen zu 
berufen, wobei zwar die landesgefeglihen und gemeinrechtlichen 
Grundfäge bei der Convocation alenthalben eintreten, jedoch 
das Erfcheinen einer Meinderzahl, fe auch die Menge der Feh⸗ 
fenden noch fo groß, der Gültigkeit des Beſchluſſes der Ers 
ſchienenen nichts derogirt, fobald nur nachgeiviefen werden Fann, 
daß ſammtliche Stimmfähige wirklich und unter den weiter uns 
ten beſtimmten Formen berufen worden ſind. 
6. 60 a 
Stimmfähige aber, in Bezug auf die Begrändung einer 
Verbindlichkeit zur Armen-Verforgung, find in Dorf und Stadt, 
gemeinden alle, die innerhalb des Bezirks derfelben- mit einem 
Wohnſitze poffeffionirt find, und es flieht Altersvormündern frei, 
ihre Pflegbeſohlnen hlerunter zu vertreten, fo wie ‚Weibsperfos 
nen, welche sui iuris und ſtimmfaͤhig find, ihm Geſchlechts⸗ 
Vormuͤnder guͤltig beauftragen moͤgen. | 
Außerdem aber foll bei Stadtgemeinen jede. mit confirmir, 
ten Innungsartikeln verfehene Zunft, ohne. Ruͤckſicht auf Haus⸗ 
beſitz, das Recht haben, einen ſtimmfaͤhlgen Reptaͤſentanten zu 
ſtellen. Gleichfalls ſollen bei den Stadtgemeinden ſaͤmmtliche 
durch Hausbeſitz zum Stimmen faͤhige Indlividuen in, anzuſtel⸗ 
lenden Primaͤr⸗Verſammlungen, Wahlmaͤnner und zwar je zehn 
einen, conſtituiren, welche ſodann vorkommenden Falles, allein 
zuſammen berufen, und um ihre Erklärung befragt werden, die 
fie mit den Repräfentanten der Zünfte abzugeben haben, 
Uebrigens find die Wahlmänner für die Hausbefiger nicht 
‚eher wiederum durch neue Wahl zu ergänzen, als bis mehr ale 
bee vierte Theil von ihnen. durch Tod oder fonft. abgegangen 
if. Diefe Wahlmänner und Nepräfentanten der Zünfte. geben 
die ihnen obverlangte Erklärung. durch Vallotiren zu -erfennen. 
Ä $ 6. 
Nice ſtimmfaͤhig ſid diejenigen, welche in dem a einer - 
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Gemeinde gehörigen Bezirke, Grundſtuͤcke, aber keinen Wohn . 


ſitz Haben — die Forenfer — ob fie gleich zu den Laften der 
Gemeinde beitragspflichtig find, fo wie ferner neben allen bloßen 


Hausgenoſſen, auch ſolche Anfäffige in Dörfern mie Nittergis 


tern, die Defiger von auf Ritterguts Grund und Boden ges 


baueten Käufern find, fo wie die Nitterguts: Befiger felbft, in 


fofern nicht Letztere in dieſer Hinſicht, nach weiter unten zu 
beftimmten Grundfägen, als Gemeinde, Muse ſelbſt anges 
ſehen werden wollen. 


Auch ſteht Geiftlihen und Squllehrern nur in ſofern fe 
wegen anderer Beſitzthuͤmer, nach den aufgeftellten Grundfägen, 


für ſtimmfaͤhig zu achten, ein Stimmrecht zu 
.62. 

Die Zuſammenberufung der Gemeinden zu dem Ende, 
um über das Einziehen neuer Ankoͤmmlinge, ſei es als Haus⸗ 
genoſſen oder Hausbeſitzer, abzuſtimmen, iſt von der Obrigkeit, 
nach dem, was $. 59. darüber geſagt worden, regelmäßig zu 


P veranſtalten, auch die bevorſtehende Zuſammenberufung der be⸗ 


treffenden Gemeindegliedern durch muͤndliche Beſtellung eines 
beſonders dazu beauftragten Boten, bekannt zu machen; außer⸗ 
dem iſt jedoch jede folhe Zufammenberufung und deren Zweck, 
fei es im Städten oder Dörfern wenigſtens vier Wochen vor 
ihrem Eintritte zur öffentlichen Bekanntſchaft der Commune zu 
bringen. 

F. 63. 


Es läge ſich wohl denken, daß von Gemeinden der Auf 


nahme aus Gruͤnden bloßer Parteilichkeit und Leidenſchaft, auch 
einſeitigen perſoͤnlichen Intereſſe widerſprochen werden koͤnnte, 


da doch das Geſuch an ſich beruckſichtlgungswerth erſcheint. 
In ſolchen Faͤllen hat die Obrigkelt, unter umſtaͤndlicher 
Herausſetzung der Gründe, Bericht an die Landes, Regierung 


zu Altenburg zu erflatten, und: ift es von Letzterer zu arbitri⸗ 


sen, ob die Aufnahme, des Widerfpruchs der Gemeinde unges : 


achtet, ſtatt finden folle. Da aber die Gefahr für die Gemeins 
den aus Anbäufung neuer Ankömmlinge allerdings dringend ift, 
fo ſollen . dergleichen Dispenfationen von. der Regierung nicht 
leichtlich und nicht ohne fehr erhebliche Gründe erfolgen, ins 
fonderheit, wenn es einen Ausländer betrifft, welcher im das 


0 
g 


n 
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Land zu ziehen: gedenft. Iſt dagegen die Nede von einem 
umzlehenden Inlaͤnder, und erbletet fih die Gemeinde feines 
dermaligen Wohnorts, für den Verarmungsfall ihn wieder aufs 
zunehmen und zu unterftäßen, fo ſoll eine folche Dispenjatlon, 
jedoch unter der. Vorausfeßung, daß der. Umzug von Dorf in 
Dorf und nicht, von Dorf oder Stadt in Stadt gefchehe, als 
wo ein dergleichen Revers an ſich fuͤr auslangend nicht zu 
achten, in der Regel nicht und nur dann abgeſchlagen werden, 
wenn der darum Nachſuchende bereits wegen eines Verbrechens 
mit peinlicher Strafe belegt worden iſt, oder ein hoͤchſt diffolus 
tes und unfittlihes Betragen deſſelben in der Motorierät beruht. 
Da ferner in der Zwifchenzeit und bis zu eingeholter 
Entſcheldung der: Landes, Regierung oft große Schwierigkeiten 
wegen des einftweiligen Unterfommens des Auſnahme⸗Suchenden 
entftehen Eönuen, fo ift die Obrigkeit erſter Inſtanz für diefen 
Fall berechtigt , ihm in der Gemeinde, wo er Aufnahme ſucht, 
eine interimiftifche Aufenthalts s Erlaubnig zu ertheilen, welche 
fi, jedoch von einem eigentlichen Hausgenoffen- Scheine darin 
weſentllch unterfcheldet, daß durch ſi fie durchaus fein Domicilium 

begruͤndet werden kann. 
Von ſelbſt verſteht es ſich endlich, daß weltliche und gelſt⸗ 
liche Beamte in dem Orte ihr Domicilium ohne noͤthige Zus 
ſtimmung der Gemeinde begründen, wohin. fie der Staat beruft, 
und daß diefe Gemeinde mithin auch im Falle eintretender Huͤlfs⸗ 
bedärftigfeit. ihrer Hinterbliebenen, für dieſe zu forgen Habe. 
In dleſem Sinne gelten auch die In den hleſigen Landen recis 
pirten Advokaten und Aerzte, ingleichen die fih mit Privat: 
Unterricht befchäftigenden Kandidaten der Theologie, welche von 
dem Consistorio in die Zahl derfelben aufgenommen worden _ 
find, auch Direftoren und Aftuarien von Patrimontals Ges 
' richten, fofern diefe in dem Sprengel derfelben wohnen, für 
Staats, Beamte und werden ‚gleich diefen beurtheilt. Da Ins 
deſſen Kichens und Schuldtener oͤfters auf dem Lande einen 
Sprengel haben, welcher mehrere Gemeinden umfaßt, fo wird 
_ bier verordnet, daß dieſe ſaͤmmtlichen Gemeinden der Parochie, 
nach dem Verhaͤltniß ihres Steuerfußes, zu jener Unterſtuͤtzung 
beizutragen haben. Auf gleiche Weiſe hat bei Eivil: Beamten 
und deren Familie der ganze FOREN für die Unterſtuͤtzung 
zu 


zu forgen, welcher ihnen, ihre Beſtallung, als Kreis ihrer amts 
lichen Geſchaͤſtsfuͤhrung, anwies. 
| | ꝛc. ꝛc. 


F Da VI, | | i 
Patent, betreffend bie Beftimmüng, von welchem Difkie 

eiin Verarmter zu verforgen fei, für die Herzogthuͤ⸗ 
| mer Schleswig und Holftein. | 


Wir Frederik der Sechſte ꝛc. thun kund hlemit: Zur 
Abſtellung mehrerer, aus den bisherigen Geſetzen und Verfaſ⸗ 
ſungen entſpringenden, Unzutraͤglichkelten, in Anſehung der Ars 
menpflege, haben Wir a haette Vorſchriften zu — Uns 
— gefunden. 


Von dem Tage der Elan diefes Patents an, hoͤrt 
‚die Befugniß gänzlich auf, jemanden aus einem Armen-Diftrikt, 
es fei in Städten oder auf dem Lande, zu vertreiben, um das - 
durch der Verbindlichkeit zu entgehen ‚ Ihn, bei einem längeren 
Anfentgalt, auf den — zu vepigu, 
: Rein Diſtrikt darf — det ſich jetzt dort aufhaͤlt, oder 
«6, mie gehörigen Paͤſſen oder anderen vorfchriftsmäßigen Bes 
ſcheinigungen  verfehen, künftig dahin begieht , fo lange er fih 
und bie Seinigen ehrlich ernährt, nöthigen, feinen Wohnort zu 
verändern, oder Buͤrgſchaft zu beftellen, daß er dem Diftrikte, 
‚auf den Verarmungsfall, nicht zur Laft fallen wolle, er mag 
ſich nun kurz bie länge dort ee haben; 


Ob — mit Haus — Land anfäffig geweſen iff, 
koͤmmt, von dem Tage biefes Patents on, bei der Verpflihe 
tung zur Verforgung der Armen J in elnem Diſtrikt, überall 
En mehr in Betracht, , 

Vlelmeht ſoll ber if, 100 — der Sffentlichen Un⸗ 
terſtützung bedärftig wird, Ihm das Erforderliche zu feinem Uns 

— Her 11, 1826, 2 i Meim | 
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tethalt ſogleich relchen, ohne Unterſchled, ob er in demſelben 
anſaͤſſig ſei oder nicht, und ſich ven Oder fange eo aufges 
halten: habe. 
J. 


Einem Halfobedurftigen, der ſi ch drei Jahre fang ig dem 


Diſtrikte aufgehalten Hat, mo er zuerft als ein WVerarmter, dfs 
 fentliche Unterſtuͤtzung begehrt, — diefer Diftrike ‚efelbe fo 
er reichen, als er deren bedarf. | 
6. 

| Hat er ſich nicht drei Jahre lang ununterbrochen 

daſelbſt aufgehalten, fo iſt derjenige Diſtrikt zu feiner. Verſor⸗ 
gung verpflichtet, wo er ſich zuletzt drei volle * * auf⸗ 
gehalten hat. | 


7» 

Kütfebedtrftige Nerfonen, welche ſich — drei Jahre 
lang hinter einander aufgehalten haben, aäfen da verforge 
werden, wo fie geboren find. | 

1% 

Der Diſtrikt, wo jemand zuerft öffentliche Unterftigung 
begehrt, muß den Verarmten, deffen fernere Werforgung einem 
andern Diſtrikt obliegt ($. 6. 7.) gleichwohl fo lange verforgen, 
bis der. leßtgedachte Diſtrikt ausfindig gemacht iſt, und die Ge⸗ 
ſundhelt des Verpflegten den — geſtattet. 


Bis dahin ($. 8.) darf AR Diſtrikt, telcher den Hülfe: | 


beduͤrftigen zuerſt verpflegt hat, demſelben auf keine Bell er⸗ 

lauben, ſich zu entfernen. | 

J 10. 

| Wenn der Transport des Verarmten ſtatthaft iſt . 2 

ſo muß die Obrigkeit des Diſtrikts, wo er ſich dann aufhaͤlt, den⸗ 

ſelben, nach Maaßgabe der geſetzlichen Vorſchriften, veranſtalten. 
II. 


Der Diſtrikt, welchem die fernere Verſorgung des trans⸗ 


portirten Armen ($. & 7.) obliegt, foll, bei der Uebernahme, 
dem Diftriks, der ihm bisher — Be die s bießerigen 
Koften vergůten. 


12. id 


Dabei därfen jedoch die Verpflegungskoſten, PR 
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faͤlle — nicht hoͤher berechnet werden, als auf vier 
und zwanzig Schilling Schleswig Holfteinifch Courant die Mor 
che, und die nothwendigften Kleidungsftäcde bis zu dem Werth 
von —— aberhaupt. 


| Ausländer, welche ſch, = gehörigen gen verfehen, in 
‚ einen Diſtrikt begeben, genteßen, in Anfehung des Rechts, zu 
einem ungeſtoͤrten Aufenthalt ($. 2.) ſo wie in Anfehung des 
Rechts auf vortäufige Verforgung im Berarmungsfall (6. 4) 
gleiche Rage mit en | 


Solchen Ausländern, — ſich drei Jahre lang hinter 
einander in einem Diſtrikte aufgehalten, ftehen, im Verarmungsee 
fall eben dieſelben Anſpruͤche auf — Unterſtuͤtzung zu, 
als den Eingebornen (5 5.) 3 | 


-» Ausländer, welche ſich 5 miche drei volle Jahr — in 
ehem. Diſtrikt aufgehalten haben, mäflen, fobald ihre Geſund⸗ 
beit es geftattet, nach dem beftehenden Vorſchriften, über die 
Grenze gebracht werden, ‚wenn fle verarmen. 

16, 
- "Keine Gemeine iſt verpflichtee, einen Fremden — 
men, der nice mit gehörigen Paͤſſen oder andern vorfchriftss 
.. mäßigen Beſcheiniguugen ai fl 


ü Wird jemand als Bettler in einem Diſtrikt, en er nicht | 
angehört ($. 5. 7.) ergriffen, fo wird er angehalten, mit der _ 
gejegmäßigen Strafe. belegt, und fobann, fohald der Transport 
ſtatthaft it (59. 8.), dahin gebracht, wohin er gehört, oder über 
bie Grenze, wenn er ein nn iſt. 


| Die Rechte des aa in Hinſicht ſeiner Verpflegung 
auf den Verarmungsfall, haben auch feine Frau und die Wittwe, 
wenn dieſe ſich nicht anderswo eine Heimath erwirbt, und die 
Rechte der Eltern Nejenigen Kinder; die nicht bereits einen 
eigener Stand ergriffen haben, als Dienftboten oder auf anderem 
Wege, fie indgen nun bei den Eltern ſelbſt erzogen, oder ſich auf 
— so ONE: befinden, oder in die Lehre gegeben fein, 
Kl 2. 


900 
2 a . i 19. Fi 1, 2 
Angenommene Kinder, die von Ihren annehmenden Eltern . 

nicht mehr verforgt werden fönnen, oder unverforgt und uners 
zogen ‚Hinterlaffen werden, treten alsdann Im bie Rechte zurück, 
die Ihnen, Ihrer leiblichen Eltern wegen ($. 18.), zufommen. 

| En 20% ®. 
Uunneheliche Kinder folgen der Mutter, und mäffen an dem⸗ 
jenigen Orte, dem dieſe angehört, auch nad) deren Tode, im Fall 
des Unvermögens, verſorgt werden, bis fie ſich ernähren Können. . 


2I. j 
Handwerksgefellen, Koftgänger, Dienftboten und alle ans 
dere Hausgenoſſen, mit Ausnahme der ($.18..19. 20,) Vorge⸗ 
nannten, erwerben fich im Berarmungsfalle, an dem Orte, wo ſie 
ſich alsdann aufhalten, die. vorgedachten Rechte zur Verforgung 
(624 8. 9. 13), nad) der verſchiedenen Dauer Ihres Aufenthalts 
| % 5. 6. 7. 14. 15.) | I 
J 22. —J 
2 Zur Verforgung, des erkrankten Geſindes ift die Brodt⸗ 
herrſchaft fo lange verpflichtet, bie duch. Auffändigung, oder 
ſonſt, die Dienfizeit rechtlich beendigt wird, — 
— Se 2 
Dagegen müffen die Koften für Kur, Arzehelen und befons 
dere Wartung, wo diefe nöthig Ift, von dem kranken Dienfts 
boten felbft getragen werden, und bei deffen Unvermögen. vom 
dem Diſtrikt. | 


ee 24. Ä | 
Sobald ein Dienftbote erkrankt, fol die Brodtherrſchaft 
es den Armenvorſtehern anzeigen, bei einer Geldbuße an die 
Armenkaſſe von 2 bis 10 Rthl., fie ‚mag die Koſten der: Hels 
fung ſelbſt abhalten wollen oder nicht. | N —— 


u 2. Een 
Die Armenvorfteher find. verpflichtet, auch ihrerfeits auf 
‚die Befolgung diefer Vorſchrift zu fehen, und die erforderlichen 
Veranftaltungen zur Heilung der. Eranken Dienftboten zu treffen 
($. 23.), wenn die Brodtherrſchaft nicht felbft dafür forgt. 
| 26. F R 
Nach Ablauf der Dienſtzeit ſind dieſe erkrankten, gleich 
andern Armen zu behandeln; jedoch iſt ihre vorige Brodtherr⸗ 
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ſchaft verpflichtet, ſie ſo lange, gegen Verguͤtung, in ihrem 

Hauſe zu behalten, bis ſie ohne —— an einen andern Ort 

können gebracht werden, 
———— 

Wer dieſer Verpflichtung ($. 26.) — den Kranken 
eigenmächtig aus dem Hauſe ſchafft, iſt desfalls nach den Ges 
ſetzen zu _beftrafen, und die Koften der Verpflegung und — 
lung 6 23.) allein zu — Sig 


| Brodtherrſchaften, — N der Pr ‚mit gehörigen 
Paͤſſen verfehen iſt, in ihren Dienft aufnehmen, find verpflichtet, auf 
ihre Koften die Heilung zu beforgen ($.23.), wenn derfelbe erkrankt. 


. 29. ' 
| Wenn Dienfiböten von auſteckenden Krankheiten befallen 

wetden, es ſel während Ihrer Dlienſtzelt oder nach Ablauf ders 
ſelben ($. 26), fo iſt ſolches der Obrigkeit, zur weitern Ver⸗ 
— unverzüglich anzuzeigen. 


30. 
In Anſehung der Frauen und Kinder RE Mu 


litair Perfonen, hat es auf den Werarmungsfall lediglich felin P 


Verbleiben bei den aus Unſetn Oberdlcafterien für dag Herzogs 


thum Schleswig vom 8. Auguftugos, und für das Herzogthum 


—— vom 11. Auguft 1806 erlaffenen Verfügungen. \ 


31, 

Befondere Belleburgen und Vereinbarungen zwiſchen Zuͤnf⸗ 
ten, Innungen, Gewerken, Gemelinen und Geſellſchaften zur 
Unterſtuͤtzung ihrer nothleidenden Intereſſenten, bleiben nad) 
wie vor in Kraft, in fo weit fie am fich rechtegültig find; je 
doch Haben die Intereſſenten auf den Zerarmungsfall, gleich 
. allen; andern, Auſpruch auf bie. Verforgung von dem Diftrike, 

wenn die bedungene, Unterftügung nicht gleich eintreten kann, 
oder in fo weit fie nicht hinreichend iſt. | 
32. 


Fuͤr die Unterſtuͤtzung, welche ein Diſtrikt einem Verarmten 


% 


oder feiner Familie vorfchriftsmäßig geleiftet bat, kann der Difteile 


die Rechte, welche der Verarmte oder feine Familie an*inen andern 


Haben, auch ‚ohne feine Zuftimmung, bis zur vollen —— J 


tang geltend machen. 


J 
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Gleiche Befugniſſe ſtehen gegen ihn felbft zu; wenn er 
wieder zu Vermögen kommen follte, und an feinen Nachlaß, 


‚ au menn er, zu der Zeit feines —— Feine ——— 


Unterftügung mehr genießt, | | 

20 94, 

Zwiſchen den Armen, Diftrlkten In Unfern Rönigeeidien 

und Herzogthämern findet, in Anfehung der Verpflichtung eins 

zelner Diſtrikte ($. 1. — 12.) eben, das Vethaͤltniß flatt, als 
zwiſchen einzelnen Diſtrikten * Herzogthuͤmern. 


Beſchwerden wegen — Verſagung der Aufnahme 
oder des laͤngern Aufenthalts .($.2.), ſollen ſummariſch unterſucht 
und ohne Rechtsgang unentgeltlich vor der oberſten Behoͤrde in 
den Staͤdten und auf dem Lande entſchieden werden, jedoch mit Vor⸗ 
behalt der Oupplllativn an — Obergerichte. 


Auf gleiche Weiſe 6. * * Streltigkeiten uͤber die Ver⸗ 
pflichtung einzelner Diſtrikte gegen einander abgemacht werden, von 
dem Ober, Beamten, wenn die Diſtrikte einen gemeinſchaftlichen Ober 
- Beamten haben, fonft aber von Unfern Oberdicafterien. | 


37. | 
Mit der Unterſuchung und Entfcheidung von Beſchwerden und 
. Streitigkeiten, die über Art und Maaß der den Armen zu reichenden 
| er u entſtehen, wird es anf bie bisherige FR gehalten. 


38. 

Alle und jede — Srriten, Berfaffungen und Gewohn⸗ 
heiten, infonderheit die Verfügung vom 10. Mat 1793,: werden, in 
ſoweit -fie mit diefen Unſern Worfehriften nicht übereinftimmen, 
hlerdurch gänzlich aufgehoben und außer Kraft geſetzt. 

Wornach alle, die es angeht, ſich allerunterthänigft zu 
achten. Urkundlich unter Unſerm Koͤnigl. Handzeichen und 
vorgedrucktem Inſiegel. 

Gegeben in Unſerer Koͤnigl. Reſidenzſtadt Kopenhagen, 
ben 23. December 1808. 

L.S.) Frederik R. 

Moͤſting. ei J 

Esgers. Janſſen. Jenſen. Felbmann. 
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Herzogl. Holſtein —— — wegen der 
Aufnahme fremder Heuersleute und Gaͤſte. 
Vom 22. Maͤrz 1780. 
Von Gottes Gnaden Wir sriedrich Ausuſt, 
Biſchof zu Luͤbeck u. ſ. w. 

Wann ſeithero verſchiedentlich bemerkt worden, daß in 
Unſerm Herzogthum Oldenburg, bei der Aufnahme fremder un⸗ 
bekannter und verdaͤchtiger Leute, welche ſich in den Städten. 
oder auf dem platten Lande heuerlich niederlaffen, nicht die ges 
hörige Ordnung und Vorſicht gebraucht werde, und hierdurch 
nicht felten die nachtheilige Folge entftehe, daß dergleichen Leute 
nebft ihren Kindern und Angehörigen am Ende ‚den Armen. 
Kaſſen oder durch Betteln dem Pubiitum zur Laft fallen, auch 
allerhand gefährliches und böfes Gefindel ſich einzuſchleichen 
Gelegenheit hat: Als haben wir zur Abftellung jenes mißbraͤuch⸗ 
lichen. Verfahrens. und zus Vorbeugung der daher zu befuͤrch⸗ 
tenden üblen Folgen, guädigft gut gefunden Tergeanet zu vers 
ordnen und feftzufegen: - 
1)Muͤſſen ohne Vorwiſſen der beikommenden Polizelbe⸗ 
dienten, nemlich in den Staͤdten -der Buͤrgermeiſter und auf- 
dem platten. Lande der Beamten, überhaupt keine fremde Pers 
fonen heuerlich, es ſel auf Jahre oder kürzere Zeit, aufs und 
eingenommen werden, und find unter folchen fremden Perfonen, 
nicht allein wirkliche Ausländer, fondern auch diejenigen Lan⸗ 
deseingefeffenen,, die aus einem Stadt: oder Amts⸗Bezirk in 
den andern umziehen wollen, zu verſtehen. 

) Wer an ſolche Fremde ein Haus oder Zimmer ver⸗ 
* miethet, oder ſelbige heuerlich bei ſich einnimmt, ſoll ſolches, 
vor des Heuermanns Einzug, dem beikommenden Buͤrgermeiſter 
, oder Beamten, bei Vermeidung willkuͤhrlicher Brüche ſchriftlich 
oder mündlich melden, und zwar ohne Unterfchled, ob die zu 
vermiethende Haͤuſer frei, buͤrgerlich oder bauerpflichtig find. 
Sm Falle nun aledann: 

3) ſolche fremde Antömmlinge, bekannte, angefehene, wohl⸗ 
habende und acee Nerſonen ſind, ſoll ſelblgen nicht 
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die mindeſte Hinderniß im Wege gelegt ober. einige überfluͤſſſige 
Legitimation von ihnen gefordert, fondern von den -beifommens - 


den Polizeibedienten nur blos dem Verheurer, oder . Eigenthäs 
mer der Wohnung, wegen der geſchehenen Anmeldung ein. us 
entgeltliches Atteftat 'ertheilt werden, wie denn unter andern, 
bei denjenigen Fremden, die außer. den Bohnhäufern Laͤndereien 


pachten, und inis einem verhaͤltnißmaͤßigen Beſchlage an Vieh 


und Ackergeraͤthſchaften aufziehen, keine weitere Unterſuchung 
noͤthig erachtet wird und Statt finden ſoll. Dagegen muͤſſen 


M alle unbekannte, dem aͤußerlichen Anſehen nach in ge⸗ 


ringen Vermoͤgensumſtaͤnden ſich befindende Fremde, vor hret 
wirklichen häuslichen Niederlaſſung in den Staͤdten oder auf 
- dem Lande, ſich zuförderft näher legitimiren, und einen diesfäl« 
Itgen ſchriftlichen, jedoch unentgeltlich zu ertheilenden Erlaub⸗ 
nißſchein von den beikommenden Beamten oder Buͤrgermelſtern 
ausnehmen, und ſoll ihnen von den Eigenthuͤmern über Ver⸗ 
heurern der Wohnungen das Einzlehen nicht verſtattet werden, 
ehe und bevor gedachter Erlaubnißſchein beigebracht iſt Indeß 
muß in Anſehung der vorgaͤngig erforder lichen kegninaien ber 
Unterfchied beobachtet werden, daß 

5) unbekannte Ausländer nicht nur von Ihrer Sisherihen 
Obrigkeit glaubwärdige Atteftäte, daß fie nebft Ihren Nügehärts 
gen ſich bis dahin untabelhaft aufgeführt, und ihr Btodt auf 


eine vedliche Art verdient haben, beibringen, fondern auch uͤber⸗ 


dem wahrſcheinlich anweiſen muͤſſen, wie ſie und die ihrigen 


ſich kuͤnftig hier im Lande auf eine ehrliche und erlaubte ‚Art, 


ohne jemanden zur Saft zu fallen, ernähren wollen * thunen. 


Wogegen 


6) einheitfilfche. Unterthanen, die ſich bei ie Yinhiehen 
aus einem Stadt; oder Amts⸗Bezirk in den andern, näher des - 


gitimiren müffen, nur ein Atteftat, daß fie und ihre Augehs⸗ 


rlgen fi bis dahin auf eine ehrlihe Art, und’ ohne Almoſen 


-. 


zu genießen, ernährt haben, von den belkommenden Barger⸗ 
meiſtern oder Beamten beizubringen brauchen, worauf feisigen,.. 


ohne fernere Unterſuchung oder Nachmelfung In Betreff: iHtes * 


kuͤnftigen Unterhalts, ein unentgeltlicher Erlaubnißſchein elnge⸗ 


haͤndigt werden ſoll, wogegen für‘ die Erthellung des erwaͤhn⸗ 


ten Atteſtats und die desfalls etwa erſorderliche iuterſuchung 


Aberhenpt vier und wamis Gr. an Geblhren teilen werden 
muͤſſen. 
7) Sn Anfehung. der einländifchen Armen, die, oder vum: 


i ‚Kinder, wirklich Almofen genießen, und denen folglich ;obiges 


Arteftat nicht ertheilt werden kann, hat es bei den desfälligeh 
Verordnungen, wornach ein jedes: Kirchſplel feine Armen unters 
halten muß, fein Bewenden, und dürfen. dieſelben auch inner⸗ 
- Halb eines: Amts; ⸗Diſtrikts, nice aus einem Kirchſplel in das 
andere ziehen.: 

8) Falls nun jemand oblgem — fremde und unbe 
kannte Leute, ohne vorher erhaltenen Erlaubnißſchein der bel⸗ 
kommenden‘ Poltzeibedienten ,- heuerlih aufs und einzunehmen 
fih unterfangen dürfte, -foll derfelbe nicht nur mis einer unab⸗ 

bittlichen Geldbuße von zween Ggfl. für jede dergeftalt verord⸗ 
nungswidrig eingenommene Perfon, oder auch, falls er diefe 


Brühe zu bezahlen micht vermögend, mit einer verhäftnigmäßis, 


gen Lelbesſtrafe belegt werden, fondern auch, Im Fall dieſe 
Merfonen tin der Folge fih ſelbſt und die ihrigen nicht ſollten 
ernähren. können, ſchuldig fein, für: derfelben Unterhaltung in 
ſoweit fein, des Eontravenienten Vermögen reichet, u .. 
und einzuftehen, 

9) Sollten endlich über ' die Zulanglichkeit ber. von Ans 
koͤmmlingen beigebrachten Zeugniffe und ihre fonftige Legitimation - 
. ‚Zweifel und Beſchwerden entftehen, bat Unſere Oldenburgſche 

Kammer felbige fummarifch zu unterfuhen uud zu enticheiden. : 


> 10) Auständifhe und aus andern Amts, oder Stadt⸗ 


Diſtrikten ankommende Dienftboten, Gefellen oder Handarbelter, 
die fich entweder bei: einem Hausherrn, Wirthe oder Meifter 


in Koft und Lohn verdingen oder mit angenommenen Handar⸗ 


beiten, als deihen, mähen u. dergl, Ihe Brodt ehrlich zu ver⸗ 
dienen fuchen, follen unter gegentwärtiger Verordnung nicht mits 
begriffen fein, fondern. nad) wie vor ungehindert abs und. zu 
sehen können, da denn doc) die Hausherren oder Wirthe barauf 
- zu halten haben, daß ausläudifche Dienftboten, entweder von 
ihren Brodtherren oder ihren Predigern gute Zeugnille ihrer 
bisherigen Aufführung beibringen. So wie aber ferner 


ı) den Gaſtwirthen und Krügern freiftehet und oblieget, 


fremde, angejehene und unverdächtige eifende, ‚ die 1) zum 
| j ® 
er 


- 
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Vergnügen! oder Ihrer Geſchaͤfte und. Verrichtungen wegen auf 
längere Zeit an einem oder dem andern Ort aufhalten, aufzu⸗ 
nehmen und zu beherbergen; ſo ſoll "dagegen 
| 12) ‚freinden, unbekannten und des Bettelns verdächtigen 
Leuten auf dem platten Lande, nicht länger als auf eine Nacht 

Quaxtler gegeben werden, und wenn biefelben einer sugeftoßenen | 
 Reankheit, „eines vorgeblichen Gewerbes, oder fonftiger Urſache 
wegen, länger ſich aufhalten. muͤſſen oder, wollen, find. die 


Wirthe und Krüger ſchuldig, foldhes den beiflommenden Beam 


ten unverzüglich zu melden, die dann dem Befinden nad) zue 
längern Beherbergung einen Erlaubnißſchein unentgeltlich er⸗ 
theilen, oder ſonſt Darunter den Umftänden nad) verfügen muͤß⸗ 
fen, Ju den Städten aber duͤrſen dergleichen ‚Leute ohne ges 
hörige: Nachtzettel von den Würgermeiftern gar nicht aufge 
‚nommen und beherberget merden, und follen die Gaftwirche 
und Krüger, die diefem entgegen handeln, nicht nur dem Bes 
finden. nad mit willkuͤhrlicher Bruͤche belegt, und ihnen im 


| Wiederholungsfalle die Wirthſchaft oder Krugnahrung gaͤnzlich 


unterſagt und genommen, ſondern ſie ſollen auch, wegen der 
Vergehungen, deren ſich dergleichen verordnungswidrig einge⸗ 
nommene Landſtreicher etwa ſchuldig machen, ernſtlich angeſehen, 
und den Umſtaͤnden nach mit harten Leibesſtrafen belegt werden. 
Da nun obige Unſere Landesherrliche Verordnung zur 
allgemeinen Sicherheit und Aufrechthaltung guter Drdnuug abs 
zwecket; fo wollen Wir gnaͤdigſt, daß Unſre Oldenburgſche Kam 
mer und. ſaͤmmtliche Polzeibedienten auf derfelben puͤnktliche 
 Befolgung alles Ernftes halten, und fol diefelbe zu jedermanns 
Machachtung jährlih auf den erfien Im Monat April’ einfak 
lenden . Sonntag. von allın Kanzel, öffentlich. verlefen werden, 
auch in allen Wirthshaͤuſern ftets angefchlagen bleiben. 
| ‚Urkundlid “unter Unfer eigenhändigen Namens, Unter; 
ſchrift und beigedrucktem Herzoglichen Inſi iegel, RE 
- Gegeben ‚in Unſerer Mefidenz Eutin, den 22. Maͤrz 1730, 


6.S.) Friedrich Auguſt. 
SGS. 8. Gr. v. Holmer. L. B. Trede. 
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— Naſſauiſche Verordnung über Hauhebngle⸗ 
öffentlichen Sicherheit in dem Herzogthum Naſſau. 
Die oͤffentliche Sicherheit iſt in mehreren Gegenden des 
Herzogthums durch Vagabunden und verbäßgtige Indlviduen 
bedroht worden. 
Der Mangel an befimmter und umfaffenden Jaſtruktio⸗ 
nen in mehreren Landestheilen, würde bei längerer Dauer defa 
felßen einen dem Lande nachtheillgen Zuſtand der Unficpergeit 
herbeiführen. 
Da aber in dem größern Theil bes Herzogthums bereite 
voliftändige dahin einfchlagende Verordnungen beftehen; jo bes. 
darf es nur deren Zufammenftellung und Erneuerung, um die 
an manden Orten bedrohte Sicherheit wieder berzuftellen und 
zu befeftigen, damit Niemand ferner mit Unfunde der Geſetze 
ſich entſchuldigen koͤnne. | 
"Wir verfügen daher wie folge: | 
- 4 Allgemeine Verfuͤgungen. 
6§. I, 
| Dee — wegen Handhabung ber perſoͤnlichen Sicher⸗ 
heits Polizei erlaſſene Verfuͤgungen, in fo weit fie nur für die. 
zu dem Zeitpunkt. ihrer Erlaſſung beſtandenen Verhaͤltniſſe bes 
rechnet waren, fomit in den bier nachfolgenden 69, nicht aus 
druͤcklich beidehalten € oder bethitzt worden, ſind F— aufgehoben 
zu achten. 
B. — Abu der Handhabung der Siherbei 
beaufsragten Be | 
$. 
a. Der ERLERNEN 
Da Wir durch den $. 4. des Edikts vom & — 
d. g, im Allgemeinen mit Handhabung der öffentlichen Sicher, 


beit beauftragt find; fo folgt hieraus im Allgemeinen die Ber | 


pflihtung der Herzogl. Aemter, alle die öffentliche Sicherheit 
förenden Handlungen Uns anzuzeigen, damit Wir zur Her⸗ 
ſtellung derſelben, in —— es noͤthig iſt, ie Vorkeh⸗ 


rungen treffen, oder damit nach Maaßgabe des $. 17. des ers 
wähnten Edikts die gefeglichen Strafen m die —— 
* gene werden, — et 
8. 3. | 

v. Der Herjosl. Aemter und Sdeltheihen. 

Da die Polizei, Gewalt der Herzogl. Aemter nicht außer 
den — angewleſenen Diſtrikten ausgeuͤbt werden darf, außer 
daß eine wechſelſeitige Verfolgung der Verbrecher und Sicher⸗ 
heitsſtoͤrer im Herzogth· um unbedingt, im Ausland aber nach 
den beſtehenden Konventionen erlaubt iſt; fo koͤnnen jene nur 
nach vorgaͤngiger Uebereinkunft gemeinſchaftlich mit benachbarten 
Lokal⸗Behoͤrden Vorkehrungen zur Herſtellung der gefährdeten 
Sicherheit treffen, dürfen folhe aber ohne Unſer Vorwiſſen und 
Genehmigung nicht auf ganze Diftrikte des Kerzogtäums ausdehnen. 

§. 4 

Die Herzogl. Aemter unterſuchen und beſtrafen alle Ueber⸗ 
tretungen ber Sicherheitsgeſetze nach dem F. 17. des Edikts vom 
Januar d. J. beſtimmten Straf⸗Maaße. In äweifelgaften 
Faͤllen find fie bei m —— verpflichtet, Ä 


Die Saultheißen fahren Bl dem unſange der zu — 
Gemelnden gehörigen Gemarkungen zur Handhabung der oͤf⸗ 
fentllichen Sicherheit, unter, der -Leitung der Herzogl. Beamten, 
die oͤrtliche Poltzels Auffihe und haben alle Verbrecher, na 
mentlich aud alle verdäctige Fremde, Bettler, Kollektanten, 
Landftreiher, Deferteurs, Refraftärs, Sigehacereer Ic. ꝛc. 


En einziehen zu laffen. 


Es iſt ihnen erlaubt, in Allen Fällen, wenn Widerſtand 
und Ungehorſam gegen geſetzliche Beſtimmungen bewieſen oder 
angedroht wird, die Thaͤter nach dem Maaß der ihnen zuſte⸗ 
henden Befugniſſe zu beſtrafen. | 

| C, Pflichten der Unterthanen. 
1. Zur Befärderung ber perfönligen Sigerpeit. 
| . 6. 

a. Geſetzlicher Nahrungsſtand, und fändiger Wohhfik: 

Sjeder Unterthan muß zufolge des $. 2. der erlaſſenen 
Gemeinde s Verwaltungs ; Ordnung in. der Negel in eine Ge 


— 
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meinde aufgenommen fein, und durch den Wefls eines Hauſes, 
oder durch. eine Mietwohnung für ſich und feine Familie einem : 
fländigen Wohnfig erworben haben, und ſich daſelbſt aufhalten, 
auch einen erlaubten. Nahrungszweig gewaͤhlt haben, durch wel⸗ 
den er ſich und feine. Familie zw ernähren im Stande iſt. 

- Diejenigen Einwohner, weiche fih und. ihre Familien 
wegen anerkannter Hülfsbedärftigkeit umd Arbeitsfähigkeit, nicht 
ernähren. können, fallen ganz oder yellmelie der oͤffentlichen 
sie anbeim. 

| er m 
b.. Angabe der nie | 

Die Herzogl. Aemter find ermächtigt, ſo oft befondere 
und, auffallende Verdachtsgruͤnde vorhanden find, daß jemand 
auf unerlaubte Art ſich naͤhrt, von demfelden über feinen Nahe 
rungsbetrieb und die Hälfsquellen, welche ihm und feiner, Has 
milie Unterhalt verfchaffen, im Allgemeinen aan — 
eiatnes zu verlangen. | 
i ‚9 


Wird diefe nur — gegeben und entſteht hler⸗ 
durch gegruͤndeter Verdacht, daß der Mefragte auf — 
Art ſich und ‚den ‚Seinigen Unterhalt verſchaffe; fo. wird, mit 
Beobachtung. der. gefeglichen. a r gegen. un eine. * 
terſuchung eingeleitet. | 
Die Herzogl. Beamten haben zu. —— daß die 
etwa auf dieſem Weg gemachten Entbeifungen. über bie Vers - 
mögens, Umflände Einzelner nicht Fund, und diefe Befugnlß 
nicht zur Erforfhung von Famillen⸗Geheimniſſen ausgedehnt 
werde, überhaupt nicht. der. Vorwand zu Beunruhigung einzel: 
ner Einwohner diene, deswegen. ſollen auch allgemeine er 
| ſeinliq⸗ — genden, 


| 8. 2 

4 Vorſchriften beim Beberbergen der Fremden. | F 
Durchreiſende dürfen. nur in. der Regel in den mit Schild 
und perfönlicher Wirthſchaftsgerechtigkeit verfehenen Gaſthaͤuſern 
beherbergt werden, wenn ſie ſich durch Paͤſſe und Sicherheits⸗ 
Karten befriedigend ausweiſen oder hinlaͤnglich bekannt find, - 
und feinen Verdacht gegen ſich erwecken. Die Wirthe dürfen 
ſolchen -Durchreifenden ohne gegründete Urſache diefe Beherber⸗ 


' 
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gung nicht verweigern, dagegen find fie verbunden, diefelben im 
ihre Fremdenbuͤcher veinzufchreiben, tworaus täglich deren Orts⸗ 

ſchultheißen oder etwa befonders angeordneten Orts ı Pollgeh 
Beamten ein getreuer Auszug vorzulegen iſt. 

- Diejenigen Wirthe, welche nur Leute. aus den. letzten 
Voltsklaffen beberbergen,: find außerdem verbunden, mit dem 
Nachtzettel die Päfle ber. bei ihnen — ER aus 
Unterſuchung mit einzufenden, | | 

6. 10.. 

Hlerdurch iſt aber die Erlaubniß von Privat » Perfonen 
nicht beichränft, ihre Verwandte oder Bekannte, für deren gute 
Auffuͤhrung fie bürgen, auf der m oder zum Beſuch 
kei ſich aufzunehmen. | 

: WM h 
| Wollen Fremde, melde in Saft oder Delvathäufern eins 
gekehrt find, nachdem fie ſich bei ihren Wirthen und der Pos 
Nigel» Behörde durch Vorzeigung ihrer Päffe gleich. in den erften 
Tagen ausgewiefen haben, auf längere Zeit dafelbft verweilen; 
ſo muß diefes von dem Beherbergenden der Polizei; Bun 
angezeigt, und deren Worfchrift befolgt werden, | 

Zu einem Aufenthalte auf acht Tage kann der Orte 
ſchultheig, und zu dem auf. ſechs Wochen das Herzogl. Amt 
Erlaubniß ertheilen, auf laͤngere Zelt muß bei Uns um dieſelbe 
nachgeſucht werden, außer an. Bades und Kur / Orten, wo uns 
—_.— . v Formlichkeiten nicht — er 
| 5. 12. 

A. Ver ever uldung und Beherbergung von Landſtreich ern 
Verbo D — e frei und 


Landſtreicher, Bettler unter allen Geſtalten, verdaͤchtige 
Menſchen, welche ſich über ihr Herkommen und Nahrungsſtand 
nicht ausweiſen koͤnnen, in⸗ und. auslaͤndiſche Deſerteure und 
Refraktalre duͤrfen zwar von jedem Unterthan zur Beherber⸗ 
gung aufgenommen werden, indeſſen muß ihr Daſein ſogleich, 
von Bewohnern einzeln und entfernt. liegender Gebaͤude aber, 
ſobald dieſes ohne Gefahr für. fie geſchehen kann, dem Ortes 
ſchalthelden und von . dem * angezeigt — 
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. ren, wird mit Audrohung der geſetzlichen Strafe und der Kom 
fistation ernenerta Hlerdurch iſt die Erlaubniß der Reiſenden, 
zu ihrer Sicherheit offen Saͤbel und Piſtole in walftern. u 
ſich zu nehmen, nicht beſchraͤnkt. 


IL zur Aufrehthaltung der — katee 
welche perfönlide Sigerpeit begründen. — 
14 | 
Werden den gefeglichen : Vorſchriften zuſolge, zur Auftecht 
Saftung der Öffentlichen Sicherheit, Verfügungen erlaſſen, und 
liegen nicht legale Befreiungen und begründete Verhinderungen 
vor; fo muß jeder Untertban den Aufforderungen zum Deiftand 
und Mitwirkung alsbald vollſtaͤndig Genäge leiften, auch muß 
er diejenigen Gemeinden: Dienfte, womit Polizei: Auffiht, Strei⸗ 
fen, Bewachen und Transportiren. der Gefangenen bezweckt 
wird, unweigerlich übernehmen, wenn diefe den Gefegen und _ 
Obſervanzen gemaͤß, nach der Reihenfolge zu verſehen ſind. 
III. en BWiederherfellung der bereits gefaͤhrde⸗ 
ten Sicherheit. . 
| F. 15. | 
Bei wirklicher Crbrüng der Sffentlichen Siderheit durch 
Werfuche, Drohungen oder veräbte Verbrechen, haben die Eins 
wohner des Drts, wo jene. vorgefallen find, der Obrigkeit ihren 
Beiftand arizubieten, und deren. Aufforderungen zur Huͤlfe aur 
genblicklich Gehorfam zu leiften. Es iſt Pflicht derſelben, fi 
der Ruheſtoͤrer zu bemächtigen‘, nnd der Obrigkeit alle Sicher, 
heits ſtoͤrende Verbrechen, von denen fie Kenntniß erhalten, mit 
alten Nebenumftänden anzujeigen. Eine Unterlaffung diefer 
Voeſchrift fol den Umſtaͤnden nad) — beftraft werden, 
sin 56. 16. 
Zuſammenrottirungen und Bolfsaufftände in der Abſicht, 
um ſich obrigkeitlichen Verfuͤgungen zu widerſetzen, durch Ge⸗ 
walt oder Eigenmacht von den. Vorgeſetzten etwas zu erzwin⸗ 
gen, oder an dieſer Rache zu nehmen, ſollen durch die zu re⸗ 
quirirenden Reſerve⸗Kompagnien geſtoͤrt werden. | 
Diejenigen, welche nach der. erften Aufforderung des pe⸗ 
lizei / Beamten oder des. mit der Lokal, Polizei» Aufficht. beauf⸗ 
tragten Ottsſchultheißen, ſich ruhig nah Hauſe zu begeben, und 


Br) U | u: 
Gegwalt nicht abyutmerien, feine golge — und bei elnem 
ſolchen Aufſtande betroffen werden, ſind den Geſetzen nach ſtraf⸗ 
bar, wenn fie auch weiter keinen thaͤtigen Antheil an den fres 
velhaften mit Aufftand verbundenen Handlungen genommen haben, 

$; 17. 
Bon jedem Unterthan wird ohnehin erwartet, daß er ſich 
ſolgſam und ehrerbietig gegen obrigkeliliche Perſonen und im 

Dienſt Vorgeſetzte bezeige, ſie nicht in Ausübung ihres Amts 
und Dienſtes -ftöre oder, beleidige; daß er ſich bei dem Gottes⸗ 

dienſte und den religiöfen Handlungen aller Glaubensgenoſſen 
— anftändig betrage, bei Volksverſammlungen und auf Märkten 

ruhig verhalte Indem Störungen der Ruhe, Beleldigungen und 


Wißhandlungen an diefen Perfonen und Drten durch die Ge⸗ 


ſetze ganz vorzuͤglich verpoͤnt ſind. 

Tobendes Geſchrei auf den Straßen, Störung ber — 
lichen Ruhe durch Laͤrmen und Drohen von Thärlichkeiten, gehös 
ven eben fozu den vorzüglich verpänten ruheftörenden Handlungen, 


D, Ban der Unterthanuen “auf perſoͤnlichen Schutz. 
$. 18, 
Jetder Unterthan und Schutzverwandte hat von dem Her⸗ 
zogl. Amte, in deſſen Bezirk er ſich aufhält, gegen perſoͤnliche 
Beleidigungen und Angriffe Schutz zu erwarten. Er kann auf 
Schadloshaltung gegen daſſelbe klagen, wenn ihm dieſer ver⸗ 
weigert worden, ‚oder eine erweisliche Nachlaͤßlgkeit zu ſeinem 
Nachthell vorgefallen iſt. 
$.' 19. 


Auf gleichen Schutz haben Inlaͤnder und Fremde bet 
‚ Ähren ‚Reifen innerhalb den Grenzen des Herzogthums Anſpruch 
zu machen, doch muß jeder den Folgen einer ‘gegen ihn gerich 
teten Unterfuhung fi unterwerfen,“ went er, ohne ſich fonft 
Über feine Perfon ausmweifen zu koͤnnen, im Lande ohne. Sicher⸗ 
heit, Karte oder Paß eine Reiſe unternimmt, und nicht einer 
oder zwei rechtliche angefeflene Einwohner für Ihn buͤrgen. Zu 
Reiſen der Inlander im Herzogthum werden diefe Sicherheits 
Karten von den Herzogl. Aemtern ganz unentgeldlich ausgegeben. 
F. 20. 
Die Wohnungen rechtlicher unterthanen duͤrfen ohne ſchrift⸗ 
* er” der Herzosl. Aemter, und der mit de⸗ Polizei⸗ Auf⸗ 
f cht 


* 
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ſicht beauftragten· Schultheißen, weder Bei Tage noch bei Nacht, 
und im letzten Falle nie ohne die dringendſte Noth durchſucht 
werden. Ju' dieſem Befehi HE jedesntal die Urſache der Nach. 
ſuchung auszudruͤcken, und dieſe muß in Gegenwart des Schult⸗ 
beißen oder’ feines Stellvertreters mit Zuzlehung verpflichtete 
Diener und‘ der Haus bewohner, oder wenn dieſe abweſend ſind, 
der Nachbarn vorgenommen werden. 7* 

J —FF—7—— ER: J — | 
Ber ſich nach Vorzeigung dieſes ſchriftlichen Befehls einer 
ſolchen obrigkeltlich angeordneten Nachſuchung widerſetzt, iſt nicht 
nur geſehlich ſtrafhar, ſondern es werden aach auf, Anordnung. . 
des anwefenden Schultheißen oder feines tellvertreters_ dieje⸗ 
nigen Maaßregeln ergriffen, welche nöthig find, um die Unters 
ſuchung zu vollziehan. J 
— Se 

Segen Diebe und: Räuber, melde Umzäunungen und 

Mauern bewohnter Gebäude überfteigen, und‘ in diefe mit Ges 
walt einbrechen, odet mit Gewehr und mörderifchen Inſtrumen⸗ 
ten bewaffnet fich einfchleichen oder eindringen, kann, wenn nicht 
deren Feſthalten Teiche möglich iſt, der in den Gefeßen über die 
Nothwehr begründete Widerſtand geleiftet werden. a 
Es muͤſſen alle Nachbarn auf die verabredeten oder von 
den Hemtern vorgefchriedenen Signale und auf das erfte Huͤlfe⸗ 
eufen zum Beiftand der Bedrängten bewaffnet Herbeleilen. 

Solgende Verordnungen werden erneuert, und durch den 
Druck in diefem Verordnungsblatte zur allgemeinen Kenntnig 
. gebracht: —— | 

a) das Edit vom 
Juden; | 

b) die Regiminal- Verfiigung vom 12, Auguft 1813, wodurch 
de Schulthettzen, melde es nice verhindern, daß Ein, 
wohner ihrer Gemeinde bettelm, ſelbſt geftraft werden fol, 

len, und J 

c) die Mintfterläls Verfügung vom ”ız, Februar ısır, bie 
den Landfägern, jest den Referviften, für Einbringung 
vwitklicher Verbrecher bewilligte Prämie: betreffend. 


3% März 1809 gegen dag Betteln der 


’ 


"ihn. Heft ur kb ' 
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E, Vorſchriften gegen Landſtreicher und Devise. 


$. 23. 
41) Gegen Landfireicher im Lande geboren: _ 
Die Landftreicherei ift nach dem geltenden Gefegen als 
Pollzeigeſetz⸗Uebertretung anzuſehen, wenn auch von den {us 
dividuen, welche darauf betroffen werden, keine ſicherheitsſtoͤrende 
Verbrechen oder. Vergehen begangen worden find, 


$. 24 
Als Landftreicher wird derjenige betrachtet und beftraft, 
wæelcher ohne fländige eigene oder gemiethete Wohnung von Drt 
zu Ort berumftreift, und entiweder keln Gewerbe dder Handel 
treibt, oder von diefen ſich und feine Samitie nicht ernaͤhten 
kann. 
F. 25. 

| Sind RITTER welche fich Feiner Verbrechen fchuldig 

machten, in fofern fie fchon bereits nach den beftehenden Ges 
“ fegen in eine Gemeinde recipirt find, innerhalb der Grenzen 
des Herzogthums geboren, und haben nicht bereits im Auss 
sande Unterthanens oder Belfaffenrechte, oder einen dauernden 
Schuß erlangt; fo muß ihnen ein ftändiger Wohnfig angewieſen 
werden. Hierauf haben ebenfalls ihre rechtmäßigen Weiber und 
Kinder ein Recht. Perſonen weiblichen Geſchlechts aus diefer 
Klafie Im Herzogthum ermweislich geboren, welche einen Auss 
länder geheirathet oder diefem beigehalten haben, koͤnnen mit 
Ihren Kindern auf Landesfhug nach den — See Fels 
nen Anſpruch machen. | 

ß. 26. 
2) Gegen auslaͤndiſche Landſtreicher. 

> Sm Auslande geborene oder dahin gehörige Landflreicher, 
tole auch fremde im Herzogtum: betroffene Verdaͤchtige, werden 
‚mit Beobachtung ‚der befondern Vorſchriften von den. Herzogl. 
Aemtern an die betreffenden Herzogl. Kriminalgerichte abgelies 
fert, und nach verbäßter Strafe über ‚die Grenze gefchafft. 


S. 27 . 
3) Gegen Verdächtige 
Diejenigen, melde wegen Verbrechen gegen bie Sicher⸗ 
heitsgeſetze und wegen Landſtreicherei geſtraft worden ſind, na⸗ 
mentlich die, welche Zuchts oder Korrektions⸗Hausſtrafe erlitten 


| 2.98 


haben, ferner, welche durch wahrſcheinllch⸗ Anzeigen verdächtig s 
werden, Umgang und Gemeinfchafe mit gefährlichen. Menfchen 
"zu Haben, und endlich die, welche’ nicht nachweiſen tönnen, auf 
welche erlaubte Art fie fih und ihren Familien Unterhalt ver⸗ 
ſchaffen, werden als, den geſeblichen Vorſchriſten gemaͤß, Ver⸗ 
daͤchtige betrachtet. 
6§. 28. 
Um als ſolche behandelt , und. unter befondere Pollzels 


Auffiht genommen werden zu Fännen, müffen von: dem betref⸗ 


fenden Herzogl. Amte ſaͤmmtliche Unterſuchuugs⸗Protokolle an 
Uns eingeſendet werden, worauf der von Uns gefaßte Beſchluß 
dem — Individuum bekannt — wird. 


$. 26. J 

In dlieſem Beſchlaß witd mit“ Aalahrung ber Verdachts · x 
gründe beſtimmt, in welcher Art: nach ‘den. vorliegenden Um: 
ſtaͤnden, die befondere Polizei» Auffiche geführt werden ſoll, ob 
dem Verdächtigen die Entfernung von feinem Wohnort unter⸗ 
ſagt, ob bei Tag und Macht ohne iweltere Foͤrmlichkeit und 
ohne beſondern Aulaß Nachſuchung in’ feiner Wohnung ſtatt 
finden ſoll, ob wegen notoriſch ſchlechtem Betragen und der 
Beſorgniß einer ſchlechten Erziehung feine Kinder. von ihm eut⸗ 
fernt, nnd bei rechtlichen Leuten untergebracht werden follen. 
Hat ein ſolcher Verdaͤchtiger bisher das Recht zum Beherbergen 
oder Bewirthen von Fremden gehabt; ſo verliert er ſolches 
nach den beſtehenden Geſetzen in dem Augenblick, wenn ee 
verdächtig erklärt worden iſt. 

$. 30. 

Beträge fi ein unter Aufficht —** Verdaͤchtlge, nach 
dem Zeugniß des betreffenden Herzogl. Amts in der naͤchſten 
Zeit tadellos, und iſt deſſen Beſſerung hoͤchſt wahrſcheinlich; ſo 
kann gr nad Ablauf von ein oder zwei Jahren um Aufhebung 

diefer Fe nachſuchen. 


$. 
z 4) Gegen Gefährliße. | 
| Sat ein folcher Verdächtiger nach Verlauf einer geraumer ° 
Zelt, nachdem er unter Polizeis Aufficht geſetzt worden If, fih 
ſicherheitsſtoͤrende Handlungen zu Schulden kommen laſſen, oder — 
I ausgeſtoßen, und“ wird auf diefe Art fortdauernd 
N: n2 


* 
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bie, Sffentfiche left: durch hm. "gefährbet;, ‚fo. wird nad), 


vorheriger: Feſtſetzung des Thatbeſtandes und, vollendeter Unters, 
ſuchung durch einen. von Uns im, vorgefchriebenen, Weg der 
Ordnung zu erlaſſenden Beſchuß als ein. der oͤffentlichen Si— 
cherheit ‚gefährlicher. Menſch „erklärt, und ‚feine, ———— im 
Korrektlonshaus angeordue, Er 
32. 
a, — Besen Gefeblofe. 

Werden. ‚ein oder mehrere: Derfonen. * RR eine e Art 
verlarvt, oder in unkenntlichen Verkleidungen auf. Landftraßen, 
Feldern, In. Wäldern oder ſonſt an andern Orten, oder Raͤuber 


‚und Diebe, welche mit Waffen oder moͤrderiſchen Inſtrumenten 


verſehen find, angetroffen, und machen Anſtalt zur Flucht oder 
zum Widerſtand, wenn ſie aufgefordert werden. fish. zu ergeben 
und. bie. Waffen niederzulegen; ſo fol. auf ſie in Gemäßheit 
des. in der Weplarifchen Komvention. yom 23. Jayuar 1801 auf's 
neue beftätigten Kur⸗ und... Oberrheinifchen Krelsſchluſſes vom 
4, September. 1748. $. 2.: unbefümmert um: jeder Folge, als ges. 
feglofe Feinde der Öffentlichen Sicherheit ſcharfes euer gegeben, 
und jede Worfehrung diefelben todt oder lebendig zu INN, 
er und nad); Umftänden belohnt werden... 
F, Beſtrafung. 
5. 33. 
a. Der UBER gegen die zfentliche Sicherheit. 
Verbrechen gegen die oͤffentliche Sicherheit begangen, nas 
mentlich Mordthaten, Straßenräubereten, Einbrüche, Theilnahme 
an denfelben, Hehlereien, DVerlegungen und QVerwundungen von 
Menfhen, wenn fie gefährlich find, Anftiftung von Aufruhr ıc. 
werden In Gemäßpelt der beftehenden Gefege peinlich beftraft, 
9.34%. 
b. Der Hebertretungen der Poligeigefehe oder Vergehungen. 
Als Webertretungen der Gefeße oder Vergehungen, werden 
nad dem im $.17. bes landesherrlihen Edikts vom * Januar 
d. 5. polizeilich geſtraft: 
a) mwörtlihe Injurien unter Prlvatperſonen nah dem ges 
feglihen Grade, 
b) gleiche Beleidigungen obrigkeltlicher Perfonen und deren 
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„Diener tm Amte, wahrend des Gottesdlenſtes, auf Maͤrk⸗ 
ten oder an oͤffentlichen Orten und bei verſammelter Menge 
begangen, werden nach den beſtehenden Geſetzen ſchaͤrfer 
geahndet. 
c) Bel Real » Injurien und minder bebeutenden Verletzun⸗ 
geil, nach jener Scheldung findet außer dem Schadener⸗ 
ſatze ebenfalls die gefegliche Beſtrafung flat. ; 
cd) VBeherbergungen von Fremden ohne Vorwiſſen und Er⸗ 
laubniß der Obrigkelt, follen in Gemaͤßheit der hierüber 
beftehenden Verordnung mie einer Geldftrafe von wenigs 
ftens fünf Rthlr., und böchftens funfzehn: Rthlr., oder - - 
wenn biefe nicht erlege werden kann, mit verhältnißmäs 
Bigem Arrefte -gerüge werden. .. 
Iſt der Freinde als verdächtig oder gefährlich befuns 
den worden; fo wird jedesmal das Marimum diefer 
Strafe erkannt. Wirthe, welche fih aber zum brittens 
mal dleſer Polizeigeſetz Uebertretung ſchuldig machen, wer⸗ 
den geſetzllch mit dem Verluſte der Schildgerechtlgkeit 
oder der Konzeſſion beſtraft, und jede unterlaſſene Eins 
ſchreibiing eines unverdächtigen Gaftes In das Fremden, 
buch mit zo kr., deren verweigerte Aufnahme, ohne voll; 
gguͤltigen Grund aber mit einen Gulden gebüßt. 
| e) Wegen: PoltzeisMergehens der Landſtreicherei, werden 6 
Wochen: nach Verkündigung diefer Verordnungs ; Erneues: 
‚rung diejenigen Inlaͤnder zu verhältnigmäßiger Einfperrung 
im ‚ Korreftionshaus: verurtheilt, welche unterdeſſen bei 
den betreffenden KHerzopl. Aemtern fich nicht gemeldet, 
und haͤuslich ſich nicht niedergelaſſen haben. 
Ausländifhe Vagabunden und verdaͤchtiges Geſindel, 
werden mit acht Tagen bis drei Wochen einſamen Arreſt 
in dunkeln Gefängniffen bei. ſpaͤrlicher Gefangenkoft be 
ſtraft, mit Beobachtung der dafür beftehenden beſondern 
Vorſchriften über die Grenze gefchaffte. Bei jedem Wie 
derholungsfall wird diefe Strafe verdoppelt oder ge 
lich gefhärf. | 
f. Widerfeglichkeit gegen Nachſuchungen in Wohnungen, wenn 
dieſe vorfchriftsmäßig vorgenommen werden follen,: bewle⸗ 
fener Ungehorſam bei angeordneter KHülfeleiftungen, vers 
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fäumter Beiſtand In eingetretener Sefahr bei Nachbarn, 
verweigerte Annahme von Gemeindeleiftungen , oder Nichts 
befolgung, der, erfafferien Befehle zu dieſem Zweck, und 
Gegenwart beim Aufruhr ohne thätige Theilnahme, wers 
den nad dem. Stade der Verfchuldung , mit gefeglichem 
| Arreſt beſtraft, und eine Verwandlung diefer Strafe In 
"eine Geldbuße kann nicht. von dem —— 
oder der Amtss Behörde Be werden. _ 


| Diefe Verfügung fol im — — und 
von den Herzogl. Beamten und Orts. Schultheißen allenthalben 
bel verfammelter Gemeinde befannt gemacht werden. 
u Wiesbaden, den 6. Zult 1916. 
Deriogl. Naſſauiſche Landes Regierung. 
Ibell. wi Medleus. 





| RX. 
: Verordnung wegen Aufnahme ber Fremden im Lande 
und Berforgung ber Huͤlfobeduͤrftigen. 


— t 


Von Gottes Gnaden Wir Heinrich dee Vier. - 


und Sunfzigfte, Stammes Aeltefter, Wir Heinrich 
der Zwei und Sechzigfte und Wir Heinrichder Zwei, 
und Siebzigfte, jüngerer Linie regierende Fuͤrſten Neuß, 
Grafen und Herren von Plauen, ‚Herren zu Greiz, Cran⸗ 
nichfeld, Gera, Schleiz und Lobenſtein cc. 


‚+ thun hiermit Eund und zu wiſſen: 


Da Wir wiederholt bemerken müffen, daß die, zahl. der 
‚ häffsbedrftigen#Perfonen im Unfern Landen, befonders durch 
das nicht hinlaͤnglich beſchraͤnkte Eindringen von Fremden verr 
mehrt worden iſt, und da Wir wahrgenommen haben, daß die 
bisher beftandenem Gefeße über die Verſorgung der Hilfsbes 

dörftigen im Lande unzureichend find; fo finden Wir Uns bier, 
durch bewogen, nach vernommenem Gutachten Unſerer getreuen 

Staͤnde, Folgendes zur allgemeinen Nochachtung für Unſere Un⸗ 
terthanen zu verordnen. 


‘ . . Mg, 
— | au 8 — * 
Allgemeine Bedingungen der Aufnahme von Fremden. 

Kein außerhalb Unſerer Lande Geborner fol als Bürger, . 
Unterthan, Schutzverwandter, Hausgenoſſe, oder einzlehender 
Pachter einer Guts Oekonomie in Unſern Landen augenennne⸗ 
werden, wenn er nicht 
a) fein Herkommen und Alter — durch ein Taufjeugniß, 

b) daß er bisher einen ordentlichen, ſtrafloſen Lebenswandel 
geführte, daß und wie er ſich mit den’ Seinigen reblih 
genähre Habe, und daß er Feiner Verpflichtung zum Mir 
litairdienſt in einem. teutfchen Bundesſtaate unterworfen | 
ſei — duch ein Zeugniß feiner vorigen Obrigkeit, | 

c) daß er ein wirkliches ſchuldenfreies Vermoͤgen, wenn er 
in einer Nefidenzftadt fich niederlaffen will, von wenigſtens 

300 Rthlru. Conv.s Münze, in einer Landftadt, oder auf 

‚einem Dorfe, von 200 Rthlru. Conv. . befige - — 

durch hinlaͤngliche Beweismittel 
glaubhaft LM und nachgemiefen — 

5. 2 
Beſonders beim Mitbringen von Finden. 

Bringt der neuaufzunehmende Fremdling Kinder mit Ins 
Land, fo muß er wegen zwei Kindern noch befonders soNthir. 
Conv.⸗Muͤnze, wegen drei, soo Rihlr., und wegen jedes weis 
teen Kindes noch so Rthlr. Conv.Muͤnze an mebhrerem Vers 
mögen wirklich befigen und folhes ausreichend nachweiſen. 
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- Nähere Beftimmungen über das erforderliche Vermögen. 
Das alfo zur Aufnahme eines Fremden erforderlihe Ders 
‘ mögen muß derfelbe wirklih und eigenthämlich befigen und Ins 
Land wenden; das erft durch Erbfolge oder fonft zu boffende 
Vermögen darf nicht berückfichtigt werden. Es foll audy Feine 
Buͤrgſchaft eines Inlaͤnders an die Stelle des Vermögens des 
aufzunehmenden Fremden zugelaffen werden; es wäre denn, daß 
‚der Buͤrge den. doppelten Werth des einzubringenden Vermoͤ⸗ 
gens an fhulsenfreiem Grundeigenthum im Lande befäße, und 
auf den Betrag des, von dem aufzunehmenden Fremden nach— 


zumelfenden Wermögens zur Verwendung im Fall feiner Huͤlfs⸗ 
beduͤrftigkeit, eine ſelbſtſchuldneriſche Verſchreibung ausftellte, 
und daruͤber eine gerichtliche, ins Conſensbuch einzutragende 
Hypothek auswirkte. Diefe Hypothek muß fo lange ungetilge 
bleiben, als der Meuaufgenommene lebt, oder’ nicht einen an⸗ 
dern ausreichenden Buͤrgen ftellt, oder den eignen Defis jenes 
DENE der WBürgfchaft nachweiſt. 

Dahingegen fol die meiftermäßige Kennenig eins Pros 
feffion ‚ einer ermwerbfichern Kunft oder Fabrikarbeit des Aufzus 
nehmenden,  fofern fie Hinlänglich nachgemwiefen ‚werden kann, die 
Stelle der’ Hälfte des einzubringenden: erforderlichen  Wermögens 
vertreten. Auch. darf das Mobiliare und namentlich das Hands 
werfsgeräth, nach. deſſen vorgängiger Lare, mit in Anſatz gu 
bracht werden. 

Der Ankauf eines Grundſtuͤcks von — Werth, 
oder defien Erwerb durch Erbfolge oder — it aber 
allein nicht fuͤr Binreichend zu achten. . 

Ueberhaupt fol, auch Fünftig allen Fremden, welche fiäde 
tiſche Grundſtuͤcke erben, oder ſonſt erwerben, wenn deren 
Werth fuͤr den Einzelnen nicht die Normalfumme erreicht, nur 
‚ ein EHrendärgerrecht ertheilt werden, wobei noch ausdrücklich 
die Verleihung der Rechte eines Inlaͤnders auszunehmen iſt, 
- nichts deftoweniger aber die bisher üblichen ‚Gebühren ‚fürs 
- Bürgerrecht zu erheben find. 

Sofern Jemand fein einzubringendes Kapital; Vermögen, 
fondern nur jährliche Renten befigt; fo ſoll deren, zur Aufs 
nahme des Fremden zu erfordernder und nachjumelfender Bes 
trag,. nach Maaßgabe des  Orpdet, Reglerungswegen beftimmt: 
werden. 


$. 4 
Veweis des Vermoͤgens, beſonders bei NERVEN Gelde. 


Die Art und Hinlaͤnglichkeit der Bewelsmittel uͤber den 
elgenthuͤmlichen Beſitz des erforderlichen Vermögens bleibt zwar 
der obrigkeitlichen Beurthellung anheimgeftellt ; doch" fol in der 
Regel, wenn der Beweis durch baure Aufzählung der beftimms 
ten Summe geführt wird, der aufzunehmende Fremde eidlich 
erhärten, daß das aufgezählte Geld fein wirkliches, wahres Ei» 
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genthum ſel, er — nicht p viele Squlden habe, daß diefe, 
Summe nicht fein freles Eigenthum- bleide, 
Pa J5. 
. Apndung verfchuldeter Gefaͤhrde. 

Sm: Fall ſich hinterher ergaͤbe, daß bei den beigebrachteit 
Zeugniſſen und Beweiſen ‘ein Betrug, oder eine Verfaͤlſchung, 
oder fonftige. Gefaͤhtde verfchuldee wäre; fo foll nicht nur der 
Neuaufgenommene des verliehenen Buͤrger⸗ Unterthatteis oder 
Schutzrechtes für verluſtig erklärt, -fondern auch nach Aberdem 
ſowohl ſelbſt, als mit allen, welche ihn dabei wiſſentlich unter⸗ 
ftügt haben, nach Befinden dev: — mit Geld Sefängs 
u ober: en. beſtraft — 

gie 3. = 
peu jur Aufnahme der Fremden. 

Wenn ein aufzunehmender Fremder den, Sr. f. beſtimm⸗ 
ten drei Bedingungen vollkommene Gnuͤge leiſtet; ſo ſoll deſſen 
wirkſiche Aufnahme zum Santeselmvohner, zwar dem Ermeſſen 
Unſerer Aemter und der Patrimonlal⸗Gerichtsherren anhelmge⸗ 
ſtellt ſein, indem es wegen der Aufnahme in den Städten. bet; 
der bisherigen, verfaffungsmäßlgen jedesmaligen Derichtserfkats 
tung der Stadträthe an, die. Landesherren, ferner bewendet, 
Wir machen es jedoch) jenen Behörden zur ausdrücklichen Pflicht, 
hierbei möglichfte. Vorſicht anzuwenden, alle beigebrachten Zeuge / 
niſſe und Bewelsmittel gehörig zu prüfen und im Original 
aufzubewahr n, beit Aufnahmeſchein nicht anders zu ertheilen, 
als wenn der aufzunehmende Fremde zuvor den Erbhuldiguags⸗ 
eid an den Spezlals Landesherrn nad) der mitgetheilten Form 
geleiftet Hat, und am Schluſſe jedes Jahres ein tabellarifches. 
Verzeichniß der neuaufgenommenen Fremden mit den dazu ges. 
hörigen Akten an Unſere Geſammt⸗Regierung einzuſenden. Wir 
werden diejenigen Behoͤrden, welche vorſtehenden Vorſchriſten 
aus Vorſatz, wegen perſoͤnlicher Verguͤnſtigung, oder aus. Un⸗ 
achtſamkelt entgegen gehandelt haben fiskaliſch belangen und 
ernſtlich beſtrafen, auch, bei ſich ergebender groben Verſch uldung, 


zur Verſorgung der widerrechtlich aufgenommenen Fremden aus 
eigenen Mitteln anhalten laſſen. 
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A 
Widerfpruchdrecht der Gemeinden. 
Sollte über die Hinlänglichkeit der beigebrachten Zeugniffe 
und Beweismittel, oder fonft über bie erforderlihe Aualififation 
des nenaufzunehmenden Fremden irgend ein Zweifel obmalten ; 
fo hat die Ortes Obrigkeit deshalb zuvoͤrderſt die Gemeinde, in 
welche der Fremde. aufgenommen werden fol, mit ihrer Erkläs 
rung zu vernehmen, und fodann ausführlichen gutachtlichen Bes 
richt am Unfere Geſammt Regierung zu erflatsen, und deren Ent 
fcheidung zu erwarten. Diefe fol, fofern über den Sinn diefer 
geſetzlichen Worfchriften ſelbſt ein Zweifel entflanden, und eine 
authentifche Interpretation noͤthig fen moͤchte, oder wenn eine, 
Uns wegen biefer gefeglihen Vorſchriften allenthalben vorbehals 
tene Dispenfation gefucht fein, follte, unmittelbar von Uns Res 
gierungswegen eingeholt werden. - 
Wenn aber auch ein aufzunehmender Fremder die $. 1, 
geforderten Nachwelfungen beigebracht Hat, fo foll deſſen wirk⸗ 
liche Aufnahme doch nicht eher erfolgen, als nachdem die Ger 
meinde, in welcher er feinen Wohnort nehmen will, von deſſen 
beabfichtigter Aufnahme durch oͤffentlichen Aufchlag unterrichtet 
worden, und von berfelben das freigelaffene Widerſpruchsrecht 
durch Anführung gegründeter und ermeislicher Bedenken Inner, 
bald ‚der naͤchſten 14 Tage nicht ausgeübt iſt. Erfolgt aber en 
Widerſpruch, defien Erheblichfeit die Orts⸗Obrigkeit nicht felbft 
anerfennt, fo muß darüber, wie oben beſtinimt Ift, die Entſcheidung 
Unſerer Gefammt / Regierung vor der Aufnahme des Fremden eins - 
‚geholt werden. 
Iſt an einem Orte Feine eigentliche Gemeinde vorhanden, 
fo bleibe die Entfcheidung über die Aufnahme eines Fremden 
im zivelfelhaften Fall zwar dem Ermeflen des Gerichtsherrn 
allein uͤberlaſſen; jedoch hat derfelbe im Verarmungsfall ftets 
auch allein für Unterbringung und Verſorgung der aufgenoms 
* nn im Bohne fubfidlarifch zu — 
‚za —— * —* a —2 $ 8. 
Aufnahme fremd Frauensperſonen. 

iften ſollen nicht nur, wenn ein frem⸗ 
bh aufgenommen werden will, ſon⸗ 





dern auch bei einzelnen aufzunehmenden fremden Frauensperſo⸗ 
. nen, fie felen ledig, Gefchiedene oder Wittwen, mit, ‚oder ohne 
Kinder, unabänderlic befolgt werden. Nur bei einzelnen, ins 

Land hetrachenden Frauensperfonen follen die ($. 1. — 3.) bes 
ſtunmten Nachweiſungen nicht. gefordert . werden. Sofern. fie 
aber. ein oder mehrere eheliche oder uneheliche Kinder mitbrin⸗ 
gen, fo find auch fie verpflichtet, vor der Trauung die. ($. 2.) 
befonders geforderten Nachwelſungen bel der Obrigkeit ihres 
kuͤnftigen Ehemannes beizubringen, und kein Pfarrer darf deren 
Aufgebot und Trauung eher vollziehen, als bis fie den. förmlich 


ausgemirften Aufnahmeicheln ihrer kuͤnftigen Orts Obrigkelt 


vorgezelgt haben. Allgemein ſoll auch Peine Unter, Behörde ohne 
Erforderung dee (H. 1. — 3.) beffimmten Nachweiſungen einem 
Fremden förmliche einftwellige Aufnahme länger, als auf 6 


Wochen zugeſtehen, fondern wegen weiterer r Aufenthalts: Verlan⸗ 1 


gerung hohern Orts anfragen. 
9 | 
| Boßmungsnedfe der — Be 
Da nach Unſerer Verordnung vom 9. Mai 1809 wegen 


Transportirung und Unterbringung der aufgegriffenen Waganten 


$. 1. die, allgemein fonft fortbeftehende, letzte Verbindlichkeit 
des Geburtsort zur Verforgung eingeborner Armen dadurch 


aufgehoben fein foll, went, dee Arme auswärts, oder Im Lande 
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an einem andern Drte eine förmliche Häusliche Miederlaffung-. 


gefunden hat; fü folen die oben ($. 1.) vorgefchriebenen Der 
dingungen auch in dem Fall gefordert und erfüllt werden, wenn 
ein Eingeborner wieder vom Auslande, wo er einen Wohnort 
burch foͤrmliche Aufnahme, oder ſtillſchweigenden zehnjährigen 
Aufenthalt genoſſen hat, ins Land zuruͤck, oder aus einem Fuͤrſtl. 
| Reubiſchen Fuͤrſtenthum Juͤngerer Linie in das andere ziehen 
und ſich niederlaffen wid, et dem Wechſel der. Wohnung 
eines Inlaͤnders aus einem Orte deſſelben Fuͤrſtenthums im eluen 
andern ſoll die Obrigkeit des neuen Wohnorts jedoch nur die 
Haͤlfte des, ſonſt zur Aufnahme erforderlichen Vermoͤgens ($.1.—4,) 
von dem Neuanfzunehmenden nachgewieſen verlangen dürfen, — 
Algemeine Ausnahmen koͤnnen Hierbei nur ‚Statt finden, 
| wenn. die Gemelnde des bisherigen Wohn: oder Geburtsorts ſich 
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anheiſchlg machte, den IUmziehenden auf den BerarmungsfaD wies 
ber bet ſich aufzunehmen und zn verforgen, oder wenn die Gemeinde 
bes neuen Wohndrts freiwillig dem Aufzunehmenden jene‘ Bedins 
gungen erließe, oder Wir, deshalb eine Ausnahme eintreten zu 
laſſen, fir gut fänden, wodurch jedoch die Verſorgungspflicht des 
vorhergehenden Wohn⸗ oder Geburtsorts nicht aufgehoben werden 
ſoll. Ben Frauensperſonen, welche: aus Ihrem Geburtsort weg—⸗ 
geheirathet haben, muß die Ruͤckkehr dahin, oder nach) Ihrem vos 
eigen Aufenthaltsort ohne Weiteres verftattet werden ‚ wenn ihre 
Ehe innerhalb der erſten fünf Jahre durch den Tod oder 
Scheidung getrennt worden und kinderlos geblleben iſt. 
$. 10. 

| » .„Perfonen ohne Wohnortsrecht. —— 
AB: Perfonen , welche auch als Fremde eines befondern 
Aufnahmeſcheins nicht beduͤrfen, deren Verſorgung Im Verar⸗ 
mungsfall aber auch der Gemeinde des Wohnorts nicht obliegt, 
find zu betrachten: 

A) alle Schuͤler, Studierende, Handlungediener, Handlungs, 
fehrlinge, Mitglieder der, einſtweilen im Lande zugelafs 
ſenen Schauſpielergeſellſchaften, Handwerksgeſellen und 
 gehrbliefche, auch einzelne Sabrikarbeiter ; 

7 alle bloßen Dlenſtboten, zu welchen auch Hof⸗und Schirr⸗ 
meiffer, Wirthſchaftsvoͤgte, Kaͤſemuͤtter, Gemeindehitten 
und Schaafknechte mit Ihren Familien gerechnet werden; 

0) Pächter von Gutswirthſchaften, welche ſi ſie nicht ſelbſt 

bewohnen; 

MD) Soldaten und alle Militair-Perſonen im aktiven Dienft 
in Bezug auf den Ort ihres Standquartiers; 

"BJ alle Perfonen, denen nur ein einftweiliger Aufenthalt 

and Schuß auf 6 Wochen -($. 8.) zugeftanden ift. 

Alle diefe Perſonen follen aber ‚auch, wenn fie verehlicht ans 
Herfommen, und eine eigene Wirthſchaft einrichten, oder wenn 
ſie? im Lande helrathen und einen abgeſonderten eigenen Haus—⸗ 
halt fuͤhren wollen, durch Beibringung dee (F. 1. f.) erforders 
tem Zeugniſſe und Nachwelſungen von der Obrigkeit des Dits, 
wo fie ihren Aufenthalt‘ neßirien tollen, einen formlichen Auf⸗ 


nahmeſchein auswirken, und "ohne ſolchen ſoll ihnen weder 
Auf⸗ 


oa⸗ 
Aufgebot und — noch bie auuld⸗ Niedetlaſſung ver⸗ 
ſtattet werden, 

rn: u. 

| ‚Aufnahme von Miethsleuten. | 
Jeder Hausbefiger, fo wie jeder Mierhsmann', es ſei in 
den Städten oder auf dem Lande, iſt nicht nur verpflichtet, 
von jeder längern Einkehrung eines Fremden bei fich die pos 
Uzelmaͤßlge Anzeige bei dee Orts; Behörde zu machen, fondern 
auch zu jeder bleibenden Aufnahme eines Fremden, als Mieths⸗ 
mannes, Aftermiethers, oder Hausgenoſſen, in fein Haus oder 
feine‘ Miethswohnung, die ſchriftliche Erlaubniß und Bewilll⸗ 
gung der Obrigkeit einzuholen. Die Uebertretung diefer Wors 
ſchrift foll nicht nur in jedem einzelnen Fall mit einem Neuens 
ſchock Strafe gebüßt- werden, fondern auch die perfönliche Vers 
pflihtung zur etwa nöthigen Verforgung des, ohne obrigkeitliche 
- Bewilligung alfo aufgenommenen, Gremden zur rechtlichen Folge 
haben. 
Die Viertelss und Difelktmelfter in den Städten, fo 
sole die Schultheißen und Nichter auf den, Dörfern, werden 
hierdurch verpflichtet, wenn eim Fremder länger, als 8 Tage in 
einem, ihnen untergebenen Haufe verweilt, beim Hausbefiger 
oder Inwohnenden Miethsmann nachzufragen, ob wegen deſſen 
laͤngern Aufenthalts bei der Obrigkeit Anzeige geſchehen fei? 
auch bejahenden Falls fich den nöthigen Erlaubnißſchein vor⸗ 
zeigen zu laſſen. Ergiebt ſich hierin ein Mangel, ſo haben ſie 
ſofort ſelbſt davon der Obrigkeit die Anzeige zu machen, oder 
zu gemärtigen, daß fie wegen verfchuldeter Pflichtverſaͤumniß 
den Umftänden nah um 2 bis 5 Thlr. werden beftraft werden. 
Obrigkeitliche Behörden, welche auf die, an fie gebrachten 
Anzeigen die,gebührenden Verfügungen vernachläßigen, find nach 

Befinden ber Umſtaͤnde mir y bis 10 Ar. in zu nehmen. 

8. 12. 
Verſabren bei ranungen = Ausländern und von ge 
ſchwaͤchten Frauensperſonen mit ihren Schwaͤngerern. 
Um allen Umgehungen der jetzt getroffenen Beſchraͤnkun⸗ 
gen in der _—— von BUN: vorzubeugen, verordnen 
Wir noch: 
Annalen. Sr, 1826. | F O0» 
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» daß — am Trauungẽort nicht geborne — 
eher aufgeboten werden ſoll, als bis ſie entweder einen 
Aufnahmeſchein von einer inlaͤndiſchen Drts ‚Obrigkeit, oder 
ein. Zeugniß einer auswärtigen. Obrigkeit, daß fie unter 
deren Gerichts Bezirk ſchon wohnhaft fei, oder mit der 
anzutrauenden Ehefrau dort werde aufgenommen werden, 
beigebracht und abgegeben hat; 

2) daß die bisherige Obſervanz, nach welcher Perſonen, die 
in Unehren zuſammengekommen ſind, ohne alles Aufgebot 
getrauet worden, fuͤr die Zukunft aufgehoben ſein ſoll, 
und ſolche Perſonen alſo, gleich allen Andern, in Ruͤck⸗ 
ſicht des Aufgebots und anderer nm Vorſchriſten 
behandelt werden ſollen. 

Jeder Geiſtliche, welcher dieſen Vorſchriften entgegen han⸗ 
* ſoll jedesmal unnachläßig um 20 Rthlr. geſtraft werden. 


$. 13. 
Verſorgungspflicht der Verwandten. 
Die gemeinrechtliche Vorſchrift, daß zunaͤchſt die Ehegatten 


gegenſeitig, demnaͤchſt der Water und, in deſſen Ermangelung, 


die Mutter, dann die Großaͤltern zur Aufsahme und Verſor—⸗ 
gung ihrer Hälfsbedärftigen Gatten, Kinder und Enkel; fo 
wie umgekehrt auch die, durch Vermoͤgensbeſitz, oder Arbeitsfäs 
higkeit zur Huͤlfleiſtung geeigneten. Kinder und Enfel zur Ver— 
forgung der Aeltern und Sroßältern verpflichtet find, ehe noch 
die Gemeinde des MWohns oder endlich des Geburtsorts "des; 
halb in Anfpruch genommen werden ann, iſt zwar unverändert 
zu befolgen, und wird hierdurch ausdrücklich beftätig. Es 
follen aber auch in deren Ermangelung die leiblichen und Stiefr 
geſchwiſter, fofern fie für felbftftändig angejehen werden können und, 
unbefchadet der Pflichten gegen ihre eigenen Familien, dazu vers 
mögend find, zu gleicher Verſorgung, oder wenigſtens zu einem 
befondern Beitrag an die verforgende Gemeinde nach dem Er 
mefien der Orts Obrigkeit angehalten werden, 

In Ruͤckſicht auf die Verſorgung unehelicher Kinder bis 
zum. zutückgelegten ı3ten Lebensjahr behält es bei den Verbind⸗ 
lichkeiten, welche dem Water und der Mutter das gemeine Mecht 
auferlegt, ſein Bewenden. Bei — des Vaters ſoll 
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aber ber vitetlice Großvater zur Verſorgung des unehellchen 
Entkels gleichen Beitrag leiſten, wie ihn der muͤtterliche Groß⸗ 
vater giebt, im Außerften Nothfall aber nad dem Ermeſſen der 
Orts, Obrigkeit auch zum alleinigen Unterhalt angehalten werden, 


N $. 14. 
Verſorgungspfiicht des Wohnorts. 
Wenn verarmte Perſonen von den naͤchſten Verwandten 
(vor.$.) gar nicht, oder nicht volftändig unterftügt und erhalten 
werden koͤnnen; fo tritt zumächft die Pflicht zur Werforgung der 
Verarmten für den Wohnort ein, In Ruͤckſicht aller dort ans 
fäßigen und gefegmäßig aufgenommenen Hausväter, deren Frauen 
oder Wittwen und aller dort gebornen, oder mitgebrachten Kins 
der bderfelben, fo wie aller einzeln, als Eingeborne, oder vermöge 
ausdruͤcklicher Aufnahme als Einwohner, oder Schutzverwandte, 
dort lebender Manns und Frauensperſonen, fo lange von allen 
dieſen Perfonen Eeine einen eigenen Wohnſitz anderswo erwirbt. 
Die Witwen und Kinder aller. öffentlich .angeftellten Perfonen, 
geiftfichen und weltlichen Standes, fo wie andere, in herrſchaft⸗ 
lichen Gebäuden Wohnende genießen mit andern Einwohnern: 


Hierin. gleiche Rechte, fo wie fie auch Fünftig Beitraͤge zur 


WVerſorgung der Orts, Armen leiſten ſollen. 

Auch ſoll in den Doͤrfern kuͤnftig hierin unter den Ge⸗ 
meindegliedern und Rittergutshaͤuslern weiter keine Abſonderung 
und Sein Unterſchled Statt finden. So wie das Widerfpruches _ 
veche der Gemeinden ($. 7.) auch bei der Aufnahme der Frems 
den unter den Nittergutshäuslern eintreten und berücfichtige 

werden foll, fo follen auch zur Verforgung aller Hülfsbedürftts 
gen eines Orts fowohl die’ Gemelndeglieder, als die Ritters 
gutshaͤusler Künftig verhälfnigmäßtg beitragen, und von den 
Ritterguͤtern felbft ein vergleichemäß!g feftzufegender Zufchuß nach 
jedesmaligem Beduͤrfniß eben fo entrichtet werden, wie folcher 
son den Landesherrlich ausgekauften Nittergütern hiedurch zu⸗ 
geigert wird. 

Alle einzeln gelegenen Mühlen; Hämmer und Wohnhäufer 
ſollen „ ſofern fie nicht ſchon zu gewiſſen Gemelnden gehören, 
in Hinſicht der Aufnahme der Fremden und Verſorgung der 
— yon Unſeru Aemtern an beſtimmte, nahe gele⸗ 
| Doope | 


ga8 A u 
gene Gennuinden getstefeh wetden, und darin mit deren Glle— 
dern siehe Rechte und Pfilchten in biejer N Bu | 


m 
Berforgungöpfliche des Geburtsorts. 

Die letzte Verpflichtung zur "Aufnahme und Verforgung 
huͤlſebeduͤrftiger, im Lande geborner Perfonen tritt endlich für 
deren Geburtsort alsdann ein, wenn weder fie ſelbſt, noch ihre 

Aeltern im Lande, oder auswärts einen beftimmten Wohnfig 
‚erworben haben ($. 10.), deſſen Gemeinde zu ihrer Aufnahme 
zunaͤchſt verpflichtet waͤre. ‘Die bloße Erziehung von andern 
| Perfonen, Als den eltern, legt dem Erziehungsort keinerlei 
Verbindlichkeit zur Verſorgung des daſelbſt Erzogenen auf. 
85 16. u 
Aufnahme unehelich Gefchwängerter und unehelicher Kinder. 

Sollte eine unverheirathete. Frauensperfon, welche, feinen 
eigenen Wohnfig erworben hat, gefchwängert zu ihren Eltern 
oder Verwandten zurückkehren, oder zum Behuf der abzumars 
tenden Entbindung an fie vermwiefen werden; fo foll. diefelbe 
iwar dort aufgenommen werden; allein der, zur Aufnahme der, 

geſchwaͤchten Frauensperfon verpflichtete letzte Wohnort ihres 
Vaters flets und unverändert, auch rechtlich als Wohn, und 
Geburtsort des unehelichen Kindes in Nücficht der Aufnahmes 
pflicht betrachtet werden. Kinder, welche während eines Wer 
fuches, oder einer Reife der Mutter an einem andern, als des 
ren Wohnort geboren werden, fallen, wenn fie ehelich find, 
dem Wohnort des Vaters, unehliche ſowohl in diefem Fall, 
als allgemein dem ehr der Mutter wegen der Verſor 
gung zur Laſt. 

Men. 
Aufnahme gefchiedener Frauen. 

Auch geſchiedene Ehefrauen muͤſſen am Wohnorte ihrer 
gefchledenen Männer aufgenommen und untergebracht werden, 
wenn fie gleich felbft geborne Ausländerinnen find; es waͤre 
denn, baß fie fofort nach einer, in den erſten 5 Jahren nad 
der Verhelratfung erfolgten Trennung ihrer Ehe an ihren Ges 
burts» oder frühern Aufenthaltsort zuruͤckgekehrt, und dort wie⸗ 
der aufgenommen worden wären, 


Verpflichtung der Aufgenommenen zur Selbfterhaltung. 

Die Verpflichtung der naͤchſten Verwandten ($. 12.) dann 
des Wohn⸗ ($$.7.13.) und endlich des Geburtsorts ($$. 14.15.) 
in. Ruͤckſicht ernannter Perſonen, bleibt auf die Aufnahme und 


das Verfchaffen einer Wohnung fofern befchränkt, als diefelden 
ihren Unterhalt ſich ſelbſt zu verſchaffen fählg ſind. Es haben 


daher die Obrigkelten von Amtswegen, ſo wie auf Anſuchen 


der Gemeinden, die Arbeitsfählgen, da noͤthig duch Zwangs⸗ 
mittel, zum Brodterwerb durch Arbeit moͤglichſt anzuhalten. 
Erwerbs/ Unfaͤhlge ee (ar Drei, doch ie „ u 
verſorgen. 


| Ss 19. ' 7 
Wodenproderedt gegen Verheirathungen von Perfonen. 2 
u ohne eigene Wohnung. | Ä 


Sowohl ien zur Verſorgung verarmter Paſeuen vun 
pflichteten Verwandten ($. 13.), als den biezw verbundenen 


GGerichtsherrn ($. 7.) und Gemeinden ($. 14, 15.) wird hier⸗ 


durch das Recht zügeftanden, der Verhelrathung folder Pers 
foren, welche eine abgefonderte eigene Wohnung für fih und 
eine Famllle Haben, fo lange zu wider ſprechen als ſie deren 
Beſitz nicht nachweiſen. Dieſer Widerſpruch iſt dann ſowohl 
bei dem, zur Trauung befugten Gelftlichen einzulegen, welcher 
deshalb mit der Trauung bis zur entfchiedenen Sache Anftand 
zu nehmen bat, als bei der Dres, Obrigkeit anzuzeigen, welche 
folhen fummarifch zu erörtern und zu entfchelden, im zwmeifels 
haften Fall aber der Negierung zur weltern Beſtimmung zu 
unterlegen verpflichtet if. 


Bertuf des ZB. TER 
Aufgenommene Fremde, welche nachher - MWerhalb Landes 
einen neuen Wohnort aufſchlagen, verlieren allgemein dadurch 


ſofort wieder. ihr Recht auf Aufnahme und Verſorgung in hie⸗ 
ſigen Landen. 
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> Du 
9, au 


Berpfichtung aller Aeltern zum ordentlichen Saulbeind 
der Kinder, 


Da Unwiſſenheit und Mangel an ſittlicher Bildung ale 
Hanptquellen der Hülfsbedürftigkeie zu betrachten find, fo wer⸗ 
den die Orts Obrigkeiten verpflichtet, genaue Aufſicht zu fuͤh⸗ 
ten, daß alle Kinder vom Sten Lebensjahre an, zum ordentiis 
hen Schulbefuch angehalten werden. eltern, welche ihre Kins 

- der dazu nicht anhalten, follen von Amtswegen duch die Obrig« 
keit zue Verantwortung gezogen, und bei fortgefeßter Vernach⸗ 
läßigung mit Geld, oder Gefängnißftrafe belege werden. Für 
arme Kinder: muß das Schulgeld von der Gemeinde des Wohns 
orts beſtritten werden, fofern nicht eine befondere Freiſchule 
befteht, oder ein Schullehrer zu Ertheilung — — Un⸗ 
terrichts an dieſelben verpflichtet iſt. 

| Wie befehlen daher Kraft diefes allen — Beamten 
und Dienern, fo wie allen obrigkeitlichen Behörden, geiſtlichen 
und weltlichen Standes, und allen Unſern Unterthanen, fo - 
ernftlich als gemeflen, vorftehenden Unfern Vorſchriften allents 
halben genau nachzuleben, und denfelben auf keine Weiſe ent; 

gegen zu handeln, Indem Wie zugleich ſowohl die, im Jahr 

1752 ergangene Verordnung wegen Verſorgung ber Armen im 

Lande, als Unſere im Jahr 1809 erlaffene Verordnung wegen 

Transportirung aufgegriffener Vaganten in fofern für aufgehos 

ben erklären, als fie hiermit unvereinbarlich. find. Ä 

Gegeben Schloß Lobenftein, Schloß a und — 
Ebersdorf, den 26. Oktober 1822. 





X, 


Auszug aus der Verordnung des Fürften zu Salm⸗Salm, 

die Aufnahme neuer Unterchanen und ben Aufenthalt der 

Fremden i im Lande, wie auch ven Erwerb und Berluft ver 
ze. und Gemeinheitss Rechte betreffend, vom 

% 6. November 4806. 









> — 3— “Kein Ausländer fol künftighin im Fuͤrſtenthume ſich 


Be niederlaſſen dürfen, oder als Bürger, Belſaß oder Gemein⸗ 
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heiter Mitglied in Städten, Wigbolden, Dörfern oder Bauerſchaften 
auf und angenommen werben, der nicht zuvor von unferer Regierung 
die Erlaubniß dazu erhalten haben, und als Landes⸗Unterthan recipirt 
fein, auch feinen Receptloneſchein der eiwwſchlaglichen Behörde vors 
gelegt haben wird. 


$. 2, Die Reception wird nur denjenigen, die über ihre ehr Le 


liche Aufführung und freien Stand hinreichende Zeugniffe beibrin⸗ 
gen, und übrigens, ber Negel nach, unter der im Receptionsſcheine 
auszudrüdenden Bedingung verftattet, daß der Recipirte diejenige 
Gemeinde, unter welche er fich begiebt, durch eine angemeffene Buͤrg⸗ 
ſchaft im Falle ſeiner Verarmung elilgermaßen vor Schaden und 
Beläftigung ficher fiel. 

$. 3. Sothane Buͤrgſchaft fol für Städte und Wigbolde in 
200 Rtl. M. G., für Dörfer und Bauerfchaften in 100 Rtl. befteben, 
welche der recipicte Unterthan entweder auf fein im Lande etwa erwor⸗ : 
benes, oder zu ertverbendes Immobiliar, Vermögen hypothekariſch zu 
verfichern, oder durch Darlehn an die Gemeinheits⸗Kaſſe, durch Hin⸗ 
terlegung ſattſam befeſtigter Obligationen, oder auf fonftige fichere Art 
alſo anzuweiſen hat, daß erwähnte Summe zur Atmen, Waiſen⸗ oder 
Gemeinheits: Kaffe ohne KHinderniß oder MWeiterung gezogen werden 
konhe, fobald der Convent oder deffen Familie, oder Nachkoͤmmlinge 
voͤllig, oder groͤßtentheils von gedachten Kaſſen unterhalten werden 
= möffen ; und verfteht fich übrigens von ſelbſt, daß fo lange dieſer Fall 
nicht "eintritt, der Eigenthämer des allenfalls zur Buͤrgſchaft an⸗ 
gelegten Kapitals die Zinſen davon benutze. 

$. 5. Unſerer Regierung wird vorbehalten, nach Maaßgabe 
der Umſtaͤnde, z. ©; wenn Eheleute mit vielen Kindern ſich im Lande 
niederlaffen wollen, die vorbeftimmte Cautions Summe zu erhöhen,’ 
oder auch einem oder andereny Unterthan, als vorzüglich geſchickten 
Künftlern oder Pröfeffioniften, desgleichen Standes: Perfonen und 
fonftigen Individuen, deren Aufenthalt im Lande dem gemeinen We⸗ 
fen von großem Nutzen fein kann, diefe Caution ganz oder zum Thellzu 
erlaffen, oder wenigftens zu geftatten, daß folche bloß ſidejuſſoriſch 
‚geleiftet werde. Dergleichen Abweichungen follen, in dem erteilten 
Receptlonsſchein ausdrücklich erwähnt werden. 
| $.8. Nach bewirkter Neception und Verpflichtung foll der neue 
Unterthan, innerhalb eines Jahrs und fechs Wochen fich als Bürger 
ober reſp. Semeinheitgs Mitglied bei der betreffenden Behörde, nem; 
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lich An Städten oder Wigbolden bei dem Magifktat, in Dörfern und 
Bauerſchaften bei dem Receptor und Vorfteher aufs und annehmen zu 
laſſen, gehalten fein, und dafür zur Stadts- oder Wigbolds⸗Kaſſe 24 
- Kel..oder refp. zur Dorfss oder Bauerfchafts ertraordinairen Kaffe 12 
Rtl. M. G., und nebft demals Gebühr fürden Magiſtrat 2 Rtl., oder 
für. den Receptor und Vorfteher 1 Rtl. entrichten. Diefe. Gebühren 
werden unter die Magiftratsglieder hergebrachtermaßen, unter den 
Receptor und die Vorfteher Hingegen zu einer Hälfte. fie erſteren 
und zur andern fuͤr letztere vertheilt. 

$., 19. Fuͤr einen mehr als ſechswoͤchigen Aufenthalt. haben 
diefelben an. den Beamten fich zu wenden, der ihnen dazu nad) 
Bewandtniß der Umftände den Erlaubnißſchein auf ein volles 
Jahr ertheilen mag. 

Für. einen mehr ale jährigen Aufenthalt aber, oder wenn 
ihnen die vom Beamten, Magiſtrat oder Receptor geſuchten Er⸗ 
laubnißfcheine abgeſchlagen werden, ſollen dergleichen Fremde ſich 
mit. einer Erlaubniß fürftliher Regierung verfehen, oder ſolche 
bei fürftl, Regierung zu erwirken fih bemuͤhen, die won ihren 

nad Befund auch die Leiftung einer Caution erfordern kann. 
Für einen Erlaubnißſchein auf vier Wochen werden 4 Ggr., 
auf ein Jahr 12 Ggr., und auf weitere Zeit. ı Rthlr. an die 
Behörde entrichtet, 
5. 24. Diefe Verordnung fell auf die feit dem 1. December 
1802 ins Land gezogenen und darin noch wohnhaften Fremden 
in ſoweit ruͤckwirkende Anwendung finden, daß dieſelben, ſie 
mögen übrigens von Unter⸗Behoͤrden aufgenommen und vers 
pflichtet fein, oder nicht, innerhalb drei Monaten vom Tage der 
Publikation an, um ihre Neception oder reſp. Erlaubnig zu 
ihrem ferneren Aufenthalte im Lande ‚bei fürftlicher Regierung 
einzufommen, mit der Warnung angewieſen werden, daß fonften 
wider fie und Ihre Hauswirthe Te Manfgabe des $.a0, ver⸗ 
fahren. werden ‚wird, | | | 
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— 8 I. PART m — 
Allgemeine Verwaltunge ⸗Sachen. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an den 


Herrn Ober⸗Praͤſidenten N. N., bie Berichts-Erſtat⸗ 
tungen an die — Miniferien betreffend. 


E.. — theile ich Kubi in Beglanbter- — Die 
Kabinets⸗Ordre mit, welche des Königs Majeftät uns, 
term 20ſten d. M. auf Anlaß Ihres Immediatz Berichts 
som zoten,ejd., die Ueberlaſſung eines der. dortigen 
Stadt zugehörigen, anf Feftungs: Terrain belegenen Platzes 
an den N. N. ohne vorgängige Licitation betreffend, an 
mich erlaffen haben, indem ich, da ich meinerfeltö gegen 
den von Ihnen gemachten Antrag nichts zu erinnern 
babe, Ihnen üderlaffe, in Getnäßheie der Allerhoͤchſten 
Entſcheidung das Weitere einzuleiten. 

Mebrigens erfuche ich Ew. Hochwohlgeboren ergeBenft, 
in Sälfen diefer Art künftig die Berichte an mich zu rich- 
ten, da die Herren Ober-Praͤſidenten durch ihre Inſtruk⸗ 
tion 8. 12. nicht ald Sr. Majeftät dem Könige unmittels 
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bar untergebene Behörden bezeichnet Mid, Auch dem Mir 
nifterium des Innern die Weberficht der Verwaltung vers 
foren gehen, und die Bewahrung der Einheit der Grund- 
fäge unmöglich werden würde, wenn in dergleichen und 
ähnlichen Fälten die Herrn Ober: s Präfidenten mit Ueber⸗ 
gehung der eh ſich — an des Könige 
Majeftät wendeten. + 
SEN, den 30. December 1826. 
Der Minifter :des Innern. 
v. Shudmann. 





Reſcript der Königl. Miniſterien des Innern nnd der 
Finanzen, an den Königl. RegierungssPräfidenten Herrn 


N. N. zu N., die, Rangverhaͤltniſſe der. Provinzial: 
Steuer» Direktoren betreffend. 


— — > 


Nach der; für die. Provinzials Steuer i Diveftoren von. 
Seiten des geſammten Königl. Staats⸗Miniſterii vollzo⸗ 
genen Dienſt⸗ Auweiſung vom 26. Junius 1823 |. 3., 
fiehe der Provinzial: Steuer: Direktor in einem gleichen 
"Verhättniffe als die Ober-Berg: Aemter und deren Bor. 
geſetzt e. Von lepteren aber. rangirt nach Se 5:,des Rang⸗ 
Reglemenis vom 7. Februar 1817 der Berghauptmann mit 
den Praͤſidenten, der, Dber » Bergamts · Direktor. ‚mit dem. 
Direktor der Provinzial: Kollegien. Es iſt daher. die Chas. 


‚ tafterifirung der Provinzials Steuer Direktoren. als. Ges 


heime Finanzraͤthe nicht als eine, bloße Titels Verleihung, 
fondern als Dezeichnung, des aus ihrem Amte ſelb ſt 
hervorgehenden Rangverhaͤltniſſes anzuſehen, und eben des⸗ 
halb die Rangirung der mehrgedachten Beamten vor den 
Abtheilungs⸗Dirigenten der Regierungen anzunehmen. Das, 
gegen kann es aber auch keinem Zweifel. unterliegen, daß 
da, wo diefelben mit Kegierungs s Direktoren, welche jetzt 


als Abtheilungs> Dirigenten fungiren, zufammen kommen, 


der. Vorrang fih nach dem Dienflalter in der gleich 
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ſtehenden Rans · Kaffe, wozu bie fräferen Megierungs-Dir 
rektoren gehörten, zu richten „hat. —— 3 
Hierdurch werden Em. Hochwohlgeboren Sich’ auf den 
‚Bericht nom; zıten.v. M. befchieden finden. - 

Berlin, den 15. December 1826. | | 
Der Dinifter des Innern. Der Miniſter der. Finanzen, 

v. Shudmann. | v. Motz. 





| 3. . | A PER 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern an bie 
Koͤnigl. OberPräfidien der Provinzen Brandenburg und 
VPommern, die Wahl der Landraͤthe und Kreis⸗ 
et Deputi en betreffen. = 


% 
— ———— 


Se. Koͤnigl. Majeſtaͤt Haben, mittelſt der in beglaub⸗ 
ter Abſchrift angeſchloſſenen Allerhoͤchſten Kabinets⸗ Ordre 
vom roten d, M. (Anl. a.) die Verordnung vom 22, Yus 
guft d. F., betreffend die Wahl der Fandräche und Kreis⸗ 
Deputirten, zu deklariren geruhet. Im Verfolg des Er⸗ 
laſſes vom 29. Auguſt d. J. werden Ew. ıc. beauftragt, 
die Megierungen Ihres Ober: Praͤſtdial⸗ Bezirks zur Der 
folgung dieſer Allerhoͤchſten Drdre anzumeifen. 
Berlin, den 14. November 1826. 

Der Mitifter ded Innern, 
v. Schuckmann. 
a. 


Da ſich auf Meine Verordnung vom 22. Auguſt d. J. ), 
die Wahl der Landraͤthe in den Provinzen der Mark Bran⸗ 
denburg und Pommern betreffend, Zweifel daruber erhoben 
haben, welche Beſitzzeit über das ausſchlleßende Hecht der Buts, 
befiger zur Wahl der Landräche entfcheide, fo beffimme Ich 
hierdurch, daß hierin der Beſitz bis zum Jahre 1906 entſchei⸗ 


) Im äten Hefte, ©. 593 | 
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dend fein. fol. Sch welſe Ste an, hiernach die Behorden zu 
inſtrulren und ſich In vorkommenden Fällen m achten. — 
Berlin, den 10. November 1826. — 
Sriedrich ie 


* une ne 
4. e ‘ 
Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern an den 
Heren Dbers Präfidenten zu N. N., diefelbe Un 
—— betufenb, 

Die dem von Ew. Excellenz in Ihrem EEE 
Bericht vom ıgten.d. M., über die Form ber in Zukunft 
abzuhaltenden Eandraths Wahlen, geäußerten Sentiment: 
daß bei entfiehenden Zweifeln über die. Berechtigung von 
Nittergutd, Befigern an den Landrathswahlen Theil zu neh⸗ 
men, in Gemaͤßheit der Allerhoͤchſten Rabinetd- Hrdre vom 
10. November c, auf den Befigfiand bis zum Jahre 1806 
zuruͤckzugehen if, bin ich ganz einverflanden. 
Die Wahl der Maafregeln, um die Anfertigung voll⸗ 
ſtaͤndiger und zuverlaͤßiger Matrikeln von den zur Theil⸗ 
nahme an den Landraths⸗Wahlen berechtigten Ritterguͤtern 
in den Kreifen zu erleichtern, überlaffe ich Ew. Excellenz 
ergebenft. | 

Derlin, ben 22. December 1826. 

De Minifter des Innern. _ 
v. Schuckmann. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an ben 

Koͤnigl. wirklichen Geheimen Rath und Ober⸗Praͤſiden⸗ 

ten Herrn Sack Excellenz zu Stettin, die Vertretung 
der Landraͤthe durch die Kreis⸗Deputirten betreffend. 


Unter Bezugnahme auf den Erlaß vom r4ten d. M., 
das Verfahren bei den Fandrathe, Wahlen betreffend, 
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finde ich mich — Ew. Excellenz ruͤckſichtlich der Ver⸗ 


| ‚ tretung der Landräthe in Abweſenheits⸗ oder fonfligen Bes '. 


Hinderungds Fällen durch einen der Kreis-Depntirten: bes ” 
merklich zu machen, wie es die Abfiche ift, daß diefe Stell 
versretung in allen Faͤllen eintrete, wo die Landräthe ſich 
außer Stande gefegt fehen, die obere Aufficht über den 
| Gefhäftöberrieh ſelbſt zu führen. . | 

‚ » Dabei wird. jedoch vorausgeſetzt, daß die Landraͤthe 
bet, der Abweſenheit von ihren Geſchaͤfts⸗Bureaux, wie 
lange folche auch dauern mag, jene obere Aufficht allemal 
- forszuführen ſich im Stande befinden, wenn fie ſich nicht - 
‘außerhalb ihrer Kreiſe aufhalten. 

Ä Uebrigens ift e8 ganz in der Ordnung, daß in ders 
gleichen Stelivertretungs » Fällen der zuerft erwählte Kreis⸗ 
Deputirte den fpäter ermählten und, fofern beide gleich- 
zeitig erwählt fein möchten, der ‚Ältere an Jahren den 
jüngeren ausfchließt. 

Wenn fih aber einer von beiden in dem Falle der 
Behinderung befinden möchte, fo verſteht es fich von feldft, 
daß alddann unbedingt der andere Kreiß - Depntirte die 
Stellvertretung des Landraths übernehmen muß. 
| Eommiffarifche DVerrichtungen anderer Arc können die 
Landraͤthe beliebig. demjenigen Kreißs Deputirten Übertragen, 
den fie dazu ans. geeigneteften finden. 

Berlin, den 17. November 1826. 
un De Miniſter des Innern. | 
v Schuckmann. 


Abſchrift diefes Erlaffes zur gleichmäßigen Beachtung \ 
an den Königl. Ober» Präfidenten Herrn v. Baffemwig 
Hochwohlgeboren zu Potsdam, und an des Könige. Ges 
heimen Staats» Minifterd Herrn von Klewig Ercellenz 
zu Magdeburg, in Anfehung der Altmärkfchen: Kreiſe. 

Berlin, den 17. November 1826. 

Der Miniſter des Fr | 
N | Shugmann.“ 
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Reſcript der König, Minifterien bes Innern und ber 
dinanzen, an ben Herrn Regierungss Präfidenten zu 
N. N., bie Verhaͤltniſſe der Titularraͤthe betreffend. 
Em. Hochwoht eboren erwiedern A ‘auf den Bes 
richt vom 7ten d. M., daß, da die Landrentmeifter. 
fchon nach ihrem amtliöhen Charakter vor den Titular⸗ 
Näthen rangiren, die in Antrag gebrachte Verleihung des 
Eharafters als Hofrath für den dortigen Landrentmeifter 
N.N, als eine Auszeichnung nicht angefehen werden Fann. 
Daffelde gilt vom der vorgefchlagenen Charafterifirung des 
bisherigen Rechnungsraths N. N. als Finanz> Rath, ins 
dem beide Titel iin Mange gleich fliehen, und müflen wir 
daher auch diefen Antrag ablehnen. | 
Berlin, den 25. December 1826. 
Der Minifter des Innern, Der Minifter der Finanzen. 
v. Shudmann. | v. Motz. 


| —— — 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, das Verfahren gegen 
‚ehemalige, auf Kündigung im Civildienſte angeſtellte, 
aus Ießterem aber wieder entlaffene Militair-Perfonen, 
in Beziehung auf bie. Gewährung bes früheren 
Wartegeldes, ae 
| Der: Rönigt. Kegierung wird us Veſcheidung auf 
Ihre Anfrage vom 27ſten v. M., 
ob denjenigen ehemaligen Dilitairs Derfonen, welche 
einftweilen oder auf Kündigung eine Eivil- Verforgung 
erhalten haben, in. -dem Gate, daß fie nah Verlauf 
von einigen Jahren mieder außfcheiden muͤſſen, das 
früher bezogene Wartegeld mieder zu gewähren ſet? 
eröffnet, daß Fälle der Art nach der Circular s Verfügung 
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vom 10: Juni 1825 ®), und nach '$.’a. des Venfond.Be | 


glements vom 30. April deſſelben Jahres zu beurtheilen 
find, indem andere Vorſchriften, — zum rate dienen 
Eönnten, nicht vorhanden find. 

Berlin, den 28. December 1936. 

 Minifterium - des ana —— —2 

| "Köhler. 





f 
) ' 
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Circular e Reſertpt des Koͤnigl ginang ⸗ Minifteriunis an’ 


fämmtlihe Königl. Regierungen und an die Provinzial 


Steuer» Directorate ꝛc, die Anrechnung. der vor. bem 


Feinde geleiſteten Kriegsdienfte bei Penfionirung der, 


früher. im Militair geſtandenen Civil» Beamten 


— 


Zur VMiltuns der über über bie ——— des niten 
6. des Civil⸗Penſions-Reglements entſtandenen Zweifel, 


ruͤckſichtlich der doppelten Anrechnung des vor dem Feinde 


geleiſteten Kriegs⸗Dienſtes bei Penflonirung der früher im 
Militair geftandenen Civil: Beaniten, werden der Koͤnigl. 
Regierung, mit Wiederanfnahme der derfelben bereit un» 


ter dem 18. Maid. J. ertheilten Vorfchriften, folgende 


von dem Königl. ‘ Krieges: Minifterio mitgerheilte Aller⸗ 
höchfte Befiinimungen bekannt gemacht. 

1) Der Feldzug im Jahre 1806 wird nicht als Kries 
ges⸗Jahr doppelt, der Feldzug von 1807 aber bers 
geſtalt berechnet, daß beide Feldzuͤge von 1806 bis 

zum Tilſitter Frieden 1807 für ein Krieges» Jahr, 

’ der’ Feldjug von 1807 in Preußen und Schleſien 

"aber ebenfalls (wenn Damit ‘der’ kurze Feldzug von 


u 1806 auch“nicht verfmüpfe geweſen iſt) für ein * | 


ml anzunehmen, und doppelt: zu rechnen find. 
- Die Feldjägetvon 1812, 1813, : 1814 und 1815 
werden als — ‚Jahre doppile" —— — 


Jahrs 103, RT AL RE 


— 
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Dagegen find. die Feldzůge von 1790 bis 1795, 
fo: wie die fruͤheren, wine als Kriegeds Jahre z 
doppelt zu rechnen. 

2) Die doppelte Berechnung der Kriegeds Jahre 1813, 

1814 und 1815 kommt nur denjenigen Militair- Pers 

fonen. zu Statten, welche auf die: Krieged-Denkmünge 
für Combattanten Anfpruch haben. 

3) Bei den MilitairsBeamten ift die Berechtigung 
zur doppelten Anrechnung der Kriegeds Fahre nur 

denjenigen zugeftanden,. welche durch ihren Beruf 

- verpflichtet geweſen find, den Truppen ind Gefecht zu 

folgen, oder ſich anſteckenden Krankheiten in den Feld⸗ 

Lazarerhen auszuſetzen, wie dies bei dem ärztlichen 

Perfonal der. Fall if. Andere Militair Beamten 

muͤſſen ihren Anfpruch auf jene Berechtigung durch 

genägende -Attefte darüber, daß ihre Dienfte fie‘ fol 

cher Gefahr des Lebens, oder der Geſundheit dauernd 
7, ausgefegt haben, nachweifen. 

Die Koͤnigl. Regierung har fih in vorfommenden Fäls 
fen, dei Ausmittelung der Dienfizeit der zur Penfionirung 
in Vorfchlag zu bringenden Indioiduen nach dieſen De 
fiimmungen zw richten... 

Was die Beweisführung über die vor. dem geinde pr: 
leiftete, Militairs Dienftzeit betrifft; ; ſo fchreibt das Pens 
fionds Reglement im ııten $. zwar vor, daf die Dauer ' 
derfelben in den Militaie: Abfchieden ausdruͤcklich -befcheis 
niget; auf den nachträglichen Nachweis aber nicht einges 
gangen werden foll. | 

Da jedoch die. Armee. erfi unter dem -ı;-Yugufl v. 
3. angewiefen worden ift, nach dieſer Vorſchrift, bei Ers 
theilung der Abſchiede, ſich zu richten; fo. kann folche erft 
von da ab. firenge zur Anwendung kommen, und ed dem 
zu Penfionirenden. nicht zum Nachtheile gereichen, wenn in 
feinem ‚früher audgefertigten Abſchiede dieſe Befcheinigung 
wicht enthalten fein. ſollte. 

In dieſen Faͤllen iſt vielmehr eine, nachtraͤgliche Bei⸗ 
bringung derſelben zulaͤßig, wenn ſolche uͤberhaupt noth⸗ 
wendig und bei den fruͤher aus dem Militair geſchiebenen 
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Individuen nicht ſchon aus den vorhandenen Beweismit⸗ 
teln die Zeit der vor dem Feinde geleifteten Militair⸗Dienſte 
mit Ueberzeugung“ zu entnehmen iſt. J 

Uebrigens bleibt die Koͤnigl. Regierung im Allgemei⸗ 
nen fuͤr die zuverlaͤßige Angabe der Militair⸗Dienſtzeit bei 
Venſtons⸗Antraͤgen verantwortlich. wir 

Berlin, den 24. Dftober 1826. ö 
| Dreer Finanz⸗Niniſter. 


a ee en, | 
Refeript des Königl. Minifteriums des Innern, an bie 
Königl. Regierung zu Danzig, daß jüdifche Glaubens 


genofjen wegen. freiwilliger Theilnahme an den Iegten 


Feldzuͤgen Feine Verſorgungs⸗Anſpruͤche geltend 
— machen Fönnen. . 


Der Königl. Regierung wird zur Beſcheidung auf 
Idhdre Anfiage im dem Berichte vom zoflen v. M. eröffner, 
daß, wenn der mofaifche Glaubensgenoffe N. N. durch 
bie‘ freiwillige Theilnahme an den Feldzuͤgen vom ıgı3 
gleih Anſpruͤche auf eine Verſorgung im Staatsdienſte 
erworben hat, er ſolche doch des jüdifchen Glaubenswegen 
nicht geltend machen kann, indem die allgemeine Vorfchrift 
bes Edikts vom 11. März 1812 im $. 9. ohne irgend 
eine Ausnahme in Anwendung gebracht werden muß. 
-Berlin, den 28. November 1826. 
Minifterium ded Innern. Erſte Abtheilung. 
| Köhler. 


942 

| a0 

Schreiben des Koͤnigl. Minifleriums des Innern, an 

das Militai-Defonomie-Departemene im Königl. Kries 

' ges- Minifterio, die nur nad). der wirklichen Dienſt⸗Ka⸗ 

tegorig ben Beamten zu bewilligenden Diäten und 
Reiſekoſten betreffend. 





Einem Hochloͤblichen Militair⸗Oekonomie⸗Departe⸗ 
ment tm Koͤnigl. Krieges⸗Miniſterio erwiedern wir erge⸗ 
benſt auf das geehrte Schreiben vom 6ten d. M., wegen 
| Vergütung der Diäten und Neifefoften für fommiffarifche 

Gefchäfte in Königl. Dienftangelegenheiten, daß wir die 
darin entwickelte Anficht niche theilen koͤnnen. Ä 

Unſeres Dafuͤrhaltens wird nemlich der Anfpruch eis 

ned Beamten auf Diäten und Transportmittel bei Dienfts 
reifen Sediglich durch fein Dienftverhäleniß, nicht durch 
den Amts»Titel beſtimmt. Eine andere Auslegung glaus 
ben wir dem $. 2. der Verordnung vom. 28. Juni v. %. 
'niche geben zu können; denn wenn in diefem $. außer 
dem Dienftverhältnig auch vom Range (in Verbindung 

mit der Art der Befchäftigung) die Rede tft: To fcheine 
hierunter wohl nur der mir dem Amte, als foldem, 
nicht aber der mit dem zufälligen Amts: Titel verbundene 
Hang gemeint zu fein. _ 
Berlin, den 17. November 1826. 

Minifterium ded Innern. erie asien 
| u Köhler 


A 
Circular⸗Reſcript der Könige. Minifterien des Innern 
und der Finanzen, an fämmtliche Königl. Regierungen 
und Provinzial» Steuer Direktoren, die Bewilligung von 
Nebenfoften bei Dienftreifen mit der ordinaiven Poft 
betreffend. . 


Der Königl. Regierung wird bierneben eine Abfchrift 
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der unterm 17ten d. M. ergangenen Allerhöͤchſten Kabi⸗ u 
nets · Ordre (Anl. a.), Inhalts welcher Se. Königl. Das 
jeſtaͤt machzugeben geruht haben, daß, obgleich die fonft 
bei Reifen mit der ordinairen Poft üblich gemefenen ‘Pos 
ſtilions » Trinfgelder wegfallen, die zur Ertrapoft nicht bes 
rechtigten Offizianten, welche in Dienft Angelegenheiten 
mit der.ordinairen Poſt reifen, zu andern Eleinen Neben⸗ 
audgaben ferner, wie biöher, 5 Ser. pro Station Aa 
Meilen liquidiren dürfen, zuc Kenntnißnahme und Beach 
tung zugefertigt. Ä 

Berlin, den 20. Dftober 1826. . \ 
Der Minifter ded Innern. Der Dinifter der Sinanzen. 
0 Shudman.. v. Moß. | 

Be | A. ‚ \ = 

Auf Ihren Antrag vom sten v. M. will Ich genehml⸗ 
gen, daß, ohnerachtet die ſonſt bei Reiſen mit ber ordinalren 
Poſt üblich geweſenen Poſtillions⸗ Trinkgelder wegfallen, zu ans 
deren- Kleinen Hrebens Ausgaben, die zur Ertrapoft nicht berech⸗ 
tigten Offizlanten, welche in Dienfts Angelegenheiten mit der 
ordinalren Poſt reifen, ferner, wie bisher, 5 Sgr. pro Station 
A 2 Meilen liquidiren dürfen. i 

Potsdam, den ı7. Oktober 1826. E 
— Friedrich Wilhelm. 


An. | 
die Staats» Minifter. v. Schuckmann 
2 und v. Mob. BR 
£ 


12 I 
Refeript des Königl. Miniſteriums des Innern, an bie 
Königl. Regierung zu Düffeldorf, die Haltung der Amts⸗ 
biätter von UntersBehörden, welche Bureaufoften 
beziehen, betreffend. | 
Die Anfrage der Königl. Regierung im Berichte vont . 
ı7ten v. M., | 
ob auch denjenigen Unters Behörden Ihres Vezirks, wel⸗ 


\ 
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che Bureans Koften ‚beziehen, die aimitdiditer unentgeld⸗ 

lich zu verabfolgen ſind? 
erledigt ſich aus der unzweideutigen Beſtimmung des $. 1. 
der Verordnung vom 9. Juni 1819, wodurch die vorher⸗ 
gehende des $. 6. ihre Einfchränfung ‚erhält, und ift hier⸗ 
nach die von Fhr gemachte Diftinkeion nicht zulaͤßig. 
. Berlin, den 10. November 1826. 

Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 


13. 
Gircular  Refeript bes Königl. —— an 
fämmtliche Landes Juſtiz⸗Kollegien, die Befchränfung 
Öffentlicher Befanntmachungen durch die Amtes 
blätter betreffend. 

Seine Majeftär der König haben dur die Aller⸗ 
hoͤchſte Kabiners-Drdre vom 31. Auguſt 1824 zu befeh⸗ 
len geruhet, daß alled Ernftes auf Verminderung der Kos 
ſten der Amesblätter, Bedacht genommen werden folle. 
Zu diefem Behuf wird fefigefegt, daß alle Anweiſungen 


+ 


der Unter» Yuftizs Behörden, welhe für das Publikum 


fein Intereſſe haben, und jenen mohlfeiler durch gefchries 


bene oder gedruckte Eircularien befannt gemacht werden 


Finnen, überhaupt aber alle amtliche Bekanntmachungen, 
zu deren Öffentlicher Mittheilung Feine Nochwendigkeit und 


- Sein dringender Anlaß vorhanden iſt, aus den Amtsblaͤt⸗ 


tern weggelaſſen werden möüffen: - 
Hiernach haben ſich fämmeliche Serie menax zu 
achten. 
Benin, den 30. Oktober 1826. 
* Juſtiz⸗Miniſter. 
Graf v. Danckelman. 





9 
‚»» Nr 14. nn | 
Refeript ber Koͤnigl. Minifterien an bie Rönigt. gRiegie⸗ 
rung zu Erfurt, das Verfahren bei Amts⸗Suspenſionen 
und —— Entlaſſungen zffenuichn Be⸗ 
amten betreffend. 





Die SER FEINE: Riniferien eröffnen der — 
Regierung auf Ihren mittelſt Voti des Herrn Geheimen 
Staats/-Miniſters v. Klewitz Excellenz eingereichten Be⸗ 
ritht vom 17. Juni d. J., betreffend: das Verfahren bei 
Entſetzung der Schullehrer und. Schulzen, daß nach 5. 5. 
Noi:6. der Regierungs; Infteuftion vom 23. Oktober 1817 
‚die Suspenfionen und: unfreiwilligen Entlaſſungen von oͤf⸗ 
fentlichen Beamten zum Reſſort des Pleni gehören. . Die 
Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 31. December pr. be⸗ 
ſtaͤtigt ausdruͤcklich die Feſtſetzungen des $. 5. eit. nur 

mit der hier einflußloſen Einſchraͤnkung, daß ſie auch be⸗ 
deuntendere Landes⸗ Meliorationen an das Plenum ver 
weiſet, und ihm die Anſtellung der Subalternen der Re⸗ 
gierungen und Ettheilung der Abſchiede für. fie entzieht, 
und letztere dem Praͤſidenten zuweiſet. Die Geſchäfts⸗An⸗ 
weiſung vom 31. December pr. bat hierin ebenfalls nichts 
geaͤndert; ſie beſtimmt, daß auch Entlaſſungen von Beam⸗ 
ten, die auf Kuͤndigung angeſtellt ſind, nur nach vorgaͤn⸗ 
giger Inſtruktion durch einen Beſchluß im Pleno erfolgen 
ſollen, wodurch die Regel, daß Entlaſſungen vom Plenum 
allein beſchloſſen werden koͤnnen, indem demſelben ſelbſt 
die minder wichtigen Subjekte, welche auf Kündigung dies 
nen, unterwiefen werden, noch mehr beftätigt if. -  . 

Es iſt hiernach nicht zweifelhaft, daß alle unfreiwils 
ligen ‚Entlaffungen vor das Plenum der Regierungen ges 
hören, und diefe Einrichtung ift der Wichtigkeit des Ges 
genflandes auch um fo angemeſſener, als nach $. VII. 
der Allerhoͤchſten Kabinets⸗-⸗Ordre vom 31. December 1825 
die Entfcheidung einer am eine Abtheilung der Regierung 
gewiefenen Sache lediglich von der übereinftinnmenden Ents 
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ſcheldung des Vorgefegten der Ubtheilung und des Präs 
fidenten abhängt. | 
Berlin, den. 6. November 1826. — 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗ Unter, - Miniſterium des Innern 
richts⸗ und Medizinal Une ⸗ und 
gelegenheitien. dcer Polizei. 
v. Ultenfein. ,. dv. Schuckmann. 
| Minifterium der Finanzen. 
unser ne 6 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, 
an fämmtliche Kbnigl. Regierungen: und General⸗Kom⸗ 
miffionen,: fo wie: an das PoligeiPräfidium in Berlinac;, 
die Penſions⸗Nachweiſungen betreffend. 


| Nach einem Beſchluſſe des: Koͤnigl. Staats⸗Miniſterii 
fo jeder Penfiond> Bewilligung ‚eine: beſondere Nachwei⸗ 
fung der perfönlichen Verhaͤltniſſe Behufs der Rechnungs⸗ 
Reviſton beigefügt werden, worin namentlich das Geburts⸗ 
Jahr und die Dienſtzeit der Denfionairs, unter genauer 
Bemerkung: der Zeit der: erften Unftellung und Bereidi- 
gung, aufzunehmen if. Hierauf iſt daher bei den fünftig 
einzureichenden > Penfiond » Anträgen : beſonders zu: ruͤck ſich⸗ 
tigen; auch muͤſſen die Emolumente und die Einnahmen 
aus Neben⸗Bedienungen ausſuͤhrlich angegeben werden. 
Im Uebrigen iſt das bisher benutzte Schema für vie 
Penſtons⸗Antraͤge, welches noch die Gründe. der Penſioni⸗ 
"rung, die Cenſur der Dienſtfuͤhrung und die ſonſtigen Ver⸗ 
haͤliniſſe der Penſtonairs nachweiſet, ferner beizubehalten, 
and bleiben die gemachten Angaben unter den Nachwei- 

ſungen ald richtig zu-befcheinigen. ee, m 
Hiernach hat Sich die Königl. Megierung zu achten. 

Berlin, den 26. December 1826: +. 
Minifterium des Innern. 
v. Schuckmann. 


— — 
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Sircntar»Sihreiben des Königl, Staats ⸗ Minifkeriums, 
die Wiedereinziehung oder Belaſſung von Penſionen 
ober Wartegeldern der wiederangeſtellten oder beſchaͤf—⸗ 
tigen Militair⸗Perſonen und Beamten betreffend. 

. Seine Majeftät. der - König haben auf ben: Bericht 
des Staats: Minifteriums, in Betreff der: Wiedereinziehung 
oder Belaffung von Penfionen, oder Wartegeldern- folcher, 
mit Verſorgungs Anfprächen verfehenen Militairs Perfonen 
und Beamten, welche wieder angeftelle oder befchäftige wer⸗ 
den, durch die Allechoͤchſte Kabinets-Ordre vom’ 4. Dftos 
ber d. J. folgende Grundfäge als Richtſchnur zu — 
geruhet: 


A. $ür Offiziere und, Militairs Beamte 


: 2) Die Penfion (das Wartegeld) wird nach F. 14. des 
Militair⸗Penſtons⸗Reglements vom 13: Junt v. J. 
eingezogen, wenn der Peniionair wieder angeftellt wird. 
Es ift daber gleich, ob..die Anſtellung im Staates 
oder im Communal⸗Dienſte erfolge, oder: ob fie de, 
‚finitio, interimiſtiſch, verſuchsweiſe oder, auf Kuͤndi⸗ 
gung geſchieht. Exreicht das Einkommen aus der 
Stelle jedoch den Betrag der Penſion nicht, oder iſt 
die Stelle ſo gering dotirt, daß daſſelbe, nach Abzug 
des darunter etwa mit begriffenen Betrages zu Aus⸗ 
gaben fuͤr Dienſtbeduͤrfniſſe, ſich auf nicht mehr, als 
2850Rthl. belaͤuft; ſo kann, beſonders wenn mit der 
Anſtellung nicht: eine nahe Ausſicht auf Verbeſſerung 
verbunden: iſt, nach Maaßgabe der Umſtaͤnde die Be⸗ 
laſſung eines Theils der Penſion oder auch der gan⸗ 
— zen Penſton von der Gnade Sr. Majeſtaͤt des Königs 
‚erbeten werden... Die diesfälligen, gehörig zu motis 
virenden Unträge gehen von dem. detreffenden Ders 
waltungs: Chef und dem Kriegs⸗-Miniſter gemein. 
ſchaftlich aus. 
— 2) Bei vorübergehenden Befchäftigungen gegen Diäten 


I 
f 

‚oder anderweite Remuneration darf, ohne Ruͤckſicht 
. auf Dauer, die Fortgewaͤhrung der Militairs Penfion 
nach Lage der Verhältniffe theilweiſe oder ſelbſt ganz 
Statt finden, aber nur auf ausdräckiche Allerhoͤchſte 
Genehmigung, welche daher‘ in ‚jedem fpeziellen Falle 

einzuholen bleibt. 
3) Vorſtehende Beftimmungen beziehen fich nicht auf 
folche Wartegelder, welche, wegen der Einziehung von 
: Stellen, oder aus ähnlichen Veranlaffungen, den einfts 
weiten außer Thaͤtigkeit gefommenen, für ihr. Dienſt⸗ 
Verhaͤltniß nach geeigneten Beamten gewährt wer⸗ 
den. ‚Vielmehr finden auf diefe die Vorſchriften der 
| Anerböchften KabinetösDrdre vom 25. Mat ‚1820 

Anwendung. 


B, Für Unter-Chirurgen, Feldwebel, Wacht⸗ 
meiſter, Unteroffiziere und Gemeine. 


4) Das Gnadengehalt (Wartegeld) wird eingezogen, wenn 
ein Indalider diefer Chargen definitiv, interimiſtiſch, 
verſuchsweiſe oder auf Kündigung im Staat; oder 
Eommunal: Dienfte angeftellt wird. 

Erreicht das Einkommen jedoch, nach Abzug des 
Darunter etwa mit begriffenen Betrages zu Ausga⸗ 
ben für Dienftbedärfniffe, nicht den Sag. 

a) von so Mehl, bei dem Gemelnen, ---- 

b) — 72 Rthl. bei dem Unteroffizier, 

c) — 100 Rthl. bei dem Unter » Chirurgus, Feld 

webel. und Wachtmeifter; 

fo kann den Invaliden, nach Maaßgabe ihrer Chars 
sen, bis zur Erfüllung dieſes Sabed das Fehlende 
aus ihrem’ Gnadens Gehalte Seitens des Krieges 
Minifteriums gewährt, und-felbft das ganze Gnaden⸗ 
Gehalt, im Falle das Fehlende eben fo viel oder mehr 
beträgt, neben dem Einkommen der Stelle belaſſen 
werden. 

5) Bei vorübergehenden Befchäftigungen gegen Diäten, - 
Remuneration oder ſtuͤckweiſe Bezahlung zc. bleibt der 

Invalide im .. Genuffe feines ZUR 

w. 
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Ew. Excellenz — das Staats⸗Miniſterium 
nicht, die obigen Beſtimmungen ganz ergebenſt mitzuthei⸗ 
len, mit dem Erſuchen, danach kuͤnftighin in dem Umfange 
Ihres Reſſorts gefälligft verfahren zu laſſen. | 
Beceerlin, den 27. December 1826. 

Das Staats: Minifterium. 
Friedrich Wilhelm — | 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v: Lottum. 
Gr. v. Bernforfl. v. Hake. Gr. v. Danckelman. 
v. Motz. 
den Koͤnigl. wirklichen Gebeimen 
Staats⸗ a = Innern Minifier 


Hm. v. Schuckmann 
Ereellenz. 


17. j 
Reſcript der Könige. Minifterien des Snnern und der 
Finanzen, an die Königl. Regierungen zu Coblenz und 
Trier, die Penfionss Beiträge und Penfionss Anfprüche 
niederer, fo wie der auf Kündigung angeftellten 
‚Beamten — 


— 


Die Konigl. Regierung wird in Beſcheidung auf Ihren 
Bericht vom gten v. M., 
betreffend die Beitragspflichtigkeit der Kreisboten ıc. zum 
Penfiohd » Fonds, 
auf die unter dem 14ten v. M. ergangene Circular-Ver⸗ 
fügung und deren sten $. verwiefen, wonach diejenigen 
Beamten, bei deren Anftelung eine unbedingte-Ründigung 
vorbehalten ift, von den Beiträgen zum Penfions: Fonds 
freizulaffen find, und daher aus ihren Dienft- Derhältniffen 
feinen Anfpruch auf Denfion erhalten 
Ehemalige Militair »Perfonen, melde in diefer Art 
angeftelt werden, und fchon im Genuffe einer Milttairs 
Denfion waren, werden nichts deſtoweniger ruͤckſichtlich der 
ihnen bei ihrer Entlaſſung wieder zu gewaͤhrenden Militair⸗ 
Penſionen nach dem$.2. des Penſi ons / Reglements behandelt. 
ceunnalen. Qeft IV, 1826. Quaq | 
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+, Diejenigen von der Koͤnigl. Regierung erwähnten Bes 
aniten , welche vor ihrer Anftelung franzöfifche oder naſ⸗ 
fauifhe Militair» Benfionen bezogen haben, in deren Ges 
nuß fie bei dem Ausſcheiden aus dem Dienfte wieder zus 
rücftreten, und deren Beträge die der reglementimäßigen 
Penfionen, welche "ihnen zu Theil werden würden, fchon 
überfteigen,, find von den Abzigen zum Penfions, Sonde 
freizulaſſen. 

VUebrigens iſt keinesweges beabſichtet geweſen ‚ dur 
die Verfügung vom 6. März d. J. in ber biöherigen 
Befiimmung, wonad die Kreid: Boten und andere ih⸗ 
nen ähnliche Unter Beamten, z. B. Wegemwärter ıc. in 
der Regel auf Kündigung angeſtellt werden follen, et> 
was zu ändern, fondern nur auf die Verſchiedenheit der 
Behandlung folcher Beamten, rückfichtlih der Penfiones 
Beiträge, und der Penfiond > Anfprüche, ee zu 
machen, je nachdem früher bei Anſtellung derfelden bie 
Kündigung unbedingt oder-nur bedings für den Kal vor⸗ 
‚ behalten war, wenn fie ſich Ordnungswidrigkeiten is 
Schulden kommen Iteßen. 

Berlin, den 3: December. 1826: 
Der Minifter des Innern. Der Dee > der — 
v. Schuckmann. | . Motz. 


18. 
Extrakt aus dem. Schreiben der Königl. Minifterien des 
Innern und der Finanzen, an das Königl. Juſtiz⸗Mi⸗ 
niſterium, diefelbe Angelegenheit betreffend. 

Wir find damit einverftanden, daß Perfonen, welche 
auf unbeſchraͤnkte Kündigung angeſtellt find, auch im Falle 
unverſchuldeter Dienftentlaffang, Leine Penfion fordern 
können, alfo auch keinen Penfiond> Beitrag entrichten dürs | 
fen, und daß Iestere Befreiung auch dann Anwendung 
findet, wenn dergleichen. Beamte bei eintretender Kündis 
gung in die ihnen aus früheren Militair⸗Verhaͤltniſſen 


| — ——— 
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competirende Penfion zurücktreten muͤſſen. Ueber die Frage 
aber, welche Beamte auf beſchraͤnkte, und welche auf uns 
beſchraͤnkte Kündigung Anzunehmen find, ſteht eine ganz 
beſtimmte Regel nicht feſt; doch pflegt letztere nur bei 
ſolchen Leuten vorbehalten zu werden, deren Dienſte mehr 
die Natur gemeinen Tagelohns haben, oder bei denen die 

Dauer der Beſchaͤftigung ſelbſt von Umſtaͤnden abhaͤngig 
iſt, welche ſich nicht vorher ſehen laſſen. | 
Berlin, den 9. December 1826. | R 
Der Diinifter des Innern. Der Miniſter der Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Motz. 





19. | 
Circular⸗Reſcript der König. Minifterien des Innern 
‚und der Finanzen, an fämintliche Koͤnigl. Regierungen, 
bie Verhaͤltniſſe und Penſions⸗Beitraͤge ber Kreis 


und Kreis-Raffen- Boten betreffend; 





Da in den mit dem Berichte der Königl. Regierung 
vom 27. Januar d. J. eingereichten DBeftallungs » Forms 
laren für die Boten bei den Kreis⸗Kaſſen und bei den 
Sandräthen, die Kündigung diefer gente- keinesmeges unbes 
dingt, fondern nur für den Sag vorbehalten iſt, wo legtere- 
ſich Drönungswidrigkeiten ‚, Ungehorfam ıc. zu Schulden 
kommen laſſen, die ganze Klauſel daher in der Wirklich⸗ 
keit nur einen kürzern modum procedendi bei einer von 
den Angeſtellten ſelbſt verſchuldeten unfreiwilligen Dienſt⸗ 
Erntlaſſung bezweckt, nicht aber die Entlaſſung auch in den 
Faͤllen begruͤndet, wo wegen anderweiter ohne Verſchul⸗ 
den der Beamten eintretender Urſachen von deren Dien⸗ 
ſten kein weiterer Gebrauch gemacht werden will; ſo muß 
fuͤr dieſe, wie fuͤr alle in gleichem Dienſt⸗Verhaͤitniſſe ſte⸗ 
hende Beamten, ſowohl der Penſtons⸗Abzug eintreten, als, 
letzterem gegenuͤberſtehend, auch die VPenſtons⸗ Berechtigung 
anerkannt werden. ei | | 
— Dies Ießtere kann uͤberdies hier um ſo weniger ei⸗ 

nem Zweifel unierliegeij, als zu den — Rede ſtehenden 
— 0 Adgz | 
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often nur verforgungsberechtigte Invaliden angenommen 
werben dürfen, dieſen aber bei unverfchufdeter Dienf-Ents. 
faffung doch jeden Falles und mindeftend dasjenige an 
Penſion gewaͤhret werden muß, worauf fie nach ihrem 
früheren Militairs Verhältnife Anſpruch haben. 
Dasß aber bei diefen, wie Bei allen anderen Beamten 
eine verſchuldete Dienft»Entlafung den Anſpruch auf Pens 
ſion ganz aufhebe, verfteht ſich von ſelbſt, und ed. kann 
“darum, daß über die Verſchuldung feibft bei den mehrges 
dachten Beamten auf eine ſummariſche Weiſe, mie bei 
‚Höher ſtehenden Offizianten, zu judiciren iſt, eine Abaͤnde⸗ 
rung in der allgemeinen Penſtons⸗Berechtigung und in 
der damit in genauer Verbindung ſtehenden Beitrags⸗ 
pflichtigkeit zum Penſions-Fonds nicht motivirt erſcheinen. 
Biernach wird daher der Penſions⸗-Beitrag für die 
Sandräthlichen Kreis⸗Boten und für die Kreie⸗Kaſſen⸗Bo⸗ 
ten ſowohl nachtraͤglich pro 1825, als fuͤr die Folge zu 
erheben fein. | u 
Berlin, den 5. März 1826. | 
Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
v. Schuckmann. >. Motz. 


die —— zu Trier. J | 
Abfchrift vorfiehender Verfügung. zur. Nachricht am 
alte übrige Königl. Regierungen. An E 
Berlin, den 6. März 1826. 
Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
v. Schumann. Mo 





- 20. 

Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, an bie 

Königl. Regierung zu Königsberg, die Penfionss Bei; 
träge von vakanten Gehältern betreffend. 
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Die Koͤnigl. Regierung wird aus der hr zugegan⸗ 
genen Verfügung der Miniſterien des Innern und der 
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Finanzen vom ı4ten 9. M. erfehen, daß das Koͤnigl. 
Staats⸗Miniſterium den Beſchluß gefaßt hat, daß auch 
von den vafanten Behältern der PDenfions » Beitrag fort: 
gezahlt, und Die etwanige. interimiftifche Dispofition über 
dergleichen Gehälter zur Stellvertretung vder zu fonfüigem 
Behuf, nur auf den nach Abzug des Penfionds Beitrages 
bleibenden Gehaltstheil gerichtet werden ſoll. 

Wenn nun gleicy der Eingangs gedachte Grundfaß erft 
Fünftighin allgemein durchgeführt werden fol, fo muß er 
dennoch auch für die Vergangenheit in den Fällen . wo 
ſchon nach dem gleichen Prinzip verfahren worden, ange 
wandte bleiben. = ee J 

Berlin, den 6. December 1826. 
WMiniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
00 Böhler. 





. « 21. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die 

Penſions⸗Abzuͤge von den Gnaden⸗Monats und 
Duartals: Beträgen betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf die Anfrage in hs 
sem Berichte vom 2ten d. M. hierdurch eröffnet: daß jest 
allerdings auch von den Gnaden-Monats und Quartalss 
Beträgen der Abzug zum Penſions-Fonds gemacht wer: | 
den muß. | | | 

Berlin, den 23. November 1826. | 

"Der Miniſter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
| v Schuckmann. Ä v. Motz. 
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| 22, Zu - 
. Refeript der Koͤnigl. Miniſterien des —— und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Minden, die 
Ruͤckzahlung der Penſions⸗Beitraͤge an bie in Gefolge 
bes Reichs» Deputations» Schluffes an Preußen 
übergegangenen Beamten betreffend. 





Der Konigl. Regierung wird auf die Anfrage — Ih⸗ 
rem Berichte vom 15. September d. J. hierdurch zu er⸗ 
kennen gegeben, daß die Zuruͤckzahlung der bon dem Dienft- 
Einfommen der auf den Grund des Reichs-Deputations⸗ 
Schluſſes vom 25. Februar 1803 an’ Preußen übergegans 
genen Beamten feit dem Jahre 1825 innebehaltenen Pens 
fions» Beiträge unbedenklich, und zwar im der deshalb 
vorgefepriebenen Art erfolgen Fann. 

Berlin, den 23. November 1826. 
Der Minifter des Innern. Der er der Finanzen. 
v. Shudmann | Ras | 


en J 1. | 
 Staatd » Einkünfte 
| A. ie 
Finanz: Berwaltung im Allssmeinen. 
CireularsRefeript der König. Minifterien des Innern 
und der Finanzen, an ſaͤmmtliche Königl. Ober⸗Praͤſi⸗ 
bien, und an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen ıc., die 
Goldantheile bei den Befoldungen ber „Beamten und. 
die von Ieteren zu entrichtenden Penfionsbeiträge 
betreffend. 


Wegen des Gold» Agios von dem Ztel der Befoldun: 
gen und wegen der Beiträge zum Penfiond, Fonds, wird 


% . 


der Koͤnigl. Regierung Folgendes betaunt gemocht, um dar 
nach zu verfahren, und das Noͤthige zu ——— 

1) Did Königs Majeſtaͤt Haben, mittelſt Allexhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 24ſten v. M. das Gold⸗Agio 

von dem fuͤnften Theile der en. wie im 
Sabre 1826, auch für die Zukunft auf Zehn Pros 
zent, und unter der biöherigen Bedingung feßzuſetzen 
gerubet, daß die Gold sZahinng - gegen. dieſes Agio 
wieder allgemein an bie zu Deren Supfange Berech⸗ 
tigten eintrete. | 

2) Bel diefer allgemeinen Befktummng: fol, nach einem 
Befchluffe des Könige. Staats, Minifieriuns, das 
Gold» Agio mit 10 Procent von ziel, alfo mit 2 
Procent von der ganzen Beſoldung dei: denjenigen 
Stellen, mit welchen, nach ber Allerhoͤchſien Kabi: 
nets⸗Ordre vom 29. Mai 1314 Geſetz⸗Sammlung 

2233) die Berechtigung zum Empfange ded Gold» 

Antheils verbunden if, in den Etats gleich in 
Abzug gebracht werden, To daß defien beſondere Ver: 

eiunahmung und Ablieferung zur General: Stantös 
Kaffe dann nicht mehr erforderlich iſt. 

3) Wegen der Penſſons⸗Beitraͤge hat das Koͤnigl. Staats⸗ 
Miniſterium bereits unter dem 14 April d. J. bes: 
ſchloſſen, daß ſolche Fünftig von dem Gehalte felbft, - 
fo Jange daſſelbe als zahlbar auf dem Etat belaffen 
and nicht etwa ald erfpart ganz abgefegt, oder zu 
anderen Gehältern gelegt wird, entrichtet, mithin 
auch von dem vafanten Gehalte der Penfond s Bei: - 
trag fortgezahle und die etwanige interimiftifche Dis- 

poſition Aber diefed Gehalt zur Stelfvertretung, oder 
zu fonjtigem Behufe, nur auf deu mach. Abzuge des 

Penſions⸗-Beitrages klenende⸗ Gehaltstheil gerichtet 

werden ſoll. 

4) Nach dieſem und einem anderweiten Beſchluſſe vom 
5. Juli d. J. ſollen, zur Erleichterung im Kaffens 
und Rechnungs-Weſen, die Beiträge zum Penflond- 
Fonds Fünftig in den Etats von den Befoldungen, 
eben fo mie das ni, gleich in Abzug ges 
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= bracht, und nur ber Ueberreſt als zahlbare Beſoldungen 
ausgeworfen werden; fo daß die beſondere Bereins 
nahmung und Abtieferung derſelben Fünftig wegfaͤllt. 
Die Beſoldungs⸗ Etats ſind daher kuͤnftig ſo an⸗ 

auflegen: 

3Bleibende Befoldungen, 

Ertraordinaire Gehälter und perföntiche Zulagen, 
Summa (darunter in Golde), 
Davon ab: Beitrag zum Penſions, Sonde, 2 Pro⸗ 
cent für die Goldzahlung, 
Bleibt zu zahlen,“ | 
- and dieſe letztere Summe iff dann diejenige, welche 
die Kaffen in ihre Bücher und Rechnungen als Soll⸗ 
Ausgabe vortragen, und worüber auch nur von den 
Empfängern zu quittiren iſt. 

5) Bei denjenigen Stellen aber, für untere Beamte, 
die grundfäglich nur auf Kündigung angeftelt wers 
der, und welche, wenn die Anſtellung in diefer Arc 
erfolgt, nach $. 2. des Penſions-Reglements, feinen 
Anfpruch auf: Penfion, alfo auch feine Penſions⸗ 
Beiträge zu zahlen Haben, wird in ten Etats der 

Penſtions-Beitrag nicht abgefegt. Iſt oder wird in 
eine folche Stelle jedoch ein Beamter bleibend, oder 
ein folcher angeftellt, der ans feinem früheren Vers 
hältniffe fchon Anfpruch auf Penfion hatte, fo wird 
der Benfiond: Beitrag in der biäherigen Art einges 
zogen, und muß dann beſonders in Ennahme geſtellt 
werden. 

Beamte, bei deren Anſtellung die Kuͤndigung nicht 
unbedingt für: jeden Fall, wo von ihren Dienſten 
Fein weiterer Gebrauch gemacht werden will oder kann, 
fondern nur für den Fall eine dienfiwidrigen Beneh⸗ 
mens vorbehalten if, werden Hinfichtd der Penflonds 
Berechtigung und der Penfionss Abzüge den bleibend 
angeftellten Beamtengleich behandelt, wie dies fchon 
in der Verfügung vom 6. März d. J. vorgefchrieben ift.- 

6) Dei Beamten, welche auf Tantieme gefegt find, wird 

der Penjionds Beitrag nach dem etatsmaͤßigen 
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Betrage der Tantieme berechnet) und in den Etats 


abgeſetzt. Auf den Mehrs oder Minder, Ertrag der 


Tantieme wird demmächft nicht weiter Nückficht ges 


nommen, und hört, die bisher am ‚Jahres s Schluffe 


deshalb Statt gefundene Abrechnung mit den De 
amten auf. 


7) Auf Zulagen, melde ein Beamter erhäft,. durch 


welche der Procent/ Satz des Penſions⸗-Beitrages er⸗ 
hoͤhet werden koͤnnte, iſt im Laufe der Etats⸗Periode 


nuicht Ruͤckſicht zu nehmen, ſondern bei dem. Etate 


ſtehen zu bleiben, bis dieſer bei der naͤchſten Etats⸗ 
Fertigung berichtigt wird. 


8) Beziehet ein Beamter fein Einkommen aus mehre 


ren Kaffen, fo muß vorfehriftsmäßig dasjenige, maß 
er aus einer anderen noch zu beziehen bat, in den 
Etatd vor der Linie bemerfe werden, und ed ift in 
folhem Falle der Penfiond- Beitrag in jedem Etat, 


“nach dem für das ganze Einfonmen geltenden Pros 


cent⸗Satze, abzufegen. Bei den im Laufe der Etats⸗ 


Periode etwa entftehenden Bafanzen, muß dann aber 


. 


dem Nachfolger, wenn er nicht das ganze Einkommen 
feined Vorgängers erhalten, und er daher einen ges 


ringeren Penfionz Abzug zu erleiden haben follte, das 


im Etat züolel abgefegte Bid zur nächten Etatß: Re⸗ 
gulirung beſonders verguͤtigt werden. 


9 Da der laufende Penſi onds Beitrag in den Etats 
gleich von der Beſoldung abgeſetzt wird; fo iſt künf⸗ 


tig auch nur der Beitrag des einen Zwblftheiis von 
neuen Beſoldunzen und Zulagen von der nach Ab⸗ 
zuge des laufenden Beitrages bleibenden Summe der 


Beſoldung zu erheben. 


10) Diefe Beiträge des tels find bei denjenigen Kaſſen, 


welche Ueberſchuͤſſe abzuführen Haben, befonders zw 
vereinnahmen und unter den Weberfchüffen abzulies 
fern, ohne daß es einer befonderen De£laration ders 


ſelben bedarf. 


Bei den übrigen Provinzial⸗ Behörden und Kaffen 
aber iſt der Ertrag des „iteld, wie bisher, an die 
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Negierungs » Hanpts Kaffen abzuführen, welche folche 


vereinnahmen und den Ueberfchäffen zurechnen. 
Ganz daffelbe gilt von den laufenden Penflond: 
Beitcägen, welche in den unter 5. erwähnten Fällen 
in den Etatd nicht abgefegt find, aber dennoch be 
fonderd erhoben werden. Auch die Penfionds Bei, 


| ‚ träge von denjenigen. Wartegeld » Empfängern, welche 


ihr ganzes Einkommen beziehen, jedoch auf keinem 
Beſoldungs⸗-Etate ſtehen, find in gleicher Art zu der 
handeln. 


11) Da diefe Beftimmungen wegen Abfegung des Gold 


Agios und der Penfionss Beiträge in den Etats erf 
nad und ach. kei Aufſtellung neuer Etats zur Aus, 
führung kommen koͤnnen, fo iſt bis dahin bei der 
Berechnung beiderlei Arten von Ahzuͤgen noch nad) 
den biäherigen Borfehriften zu verfahren, jedoch mit 
der Maaßgabe, daß 
a. vom 1. Januar 6. J. in ähnlicher Art wie un⸗ 
tee No. 10. beſtimmt worden, das Gold⸗Agio 
und die Penſions⸗-Beitraͤge bei denjenigen Kaſſen, 
welche Ueberfchäfe abzuliefern haben, unter bes 
fonideren Titeln vereinnahmet uud den Ueberſchuͤſ⸗ 
fen zugerechnet, von, den übrigen Behörden nnd 
- Kaffen aber an die. Regierungs: Haupt Kaffen ad» 
. geliefert, von diefen in Einnahme geſtellt, und 
unterden Meberfchüffen zur General⸗Staats⸗ 
Kaffe abgeführt werden, und daß 
b. die Beſtimmung unter No. 3. ſchon jegt in Ans 
wendung kommt, bei welcher nur noch darauf anf 
merffam gemacht wird, daß bei interimiftifchen 
Anſtellungen und auf Probe, dem Anzuftellenden 
nur die Befoldung nach Abzuge des Penflond 
Beitraged gezahlt werden kann, und daß bei den 
Gnaden » Quartalen und Gnaden: Monaten eben 
fans der Penfiong+ Beitrag zuruͤckbleiht. 
Berlin, den 14. November 1826. 


Der Miniſter des Innern. Der Weiner der Finanzen. 


v. Shurfmann. v. Motz. 
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24. | 

— der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt a. D.,. 
biefelbe Angelegenheit betreffenv. 


— 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihre die Beitraͤge 
‚zum Penſions-Fonds betreffenden Anfragen von zoten | 

dv. M. folgendes eröffnet: 

ı) Bei Beurtheilung ded $. 7. der Eirenfar+ Verfügung 
vom ı4ten v. M. müffen zuvor die $. $. 3. und 4. 
berückfichtige werden, nach welchen die Penfions« 

- Beiträge künftig nicht als eine perſoͤnliche Abgabe 

von den Empfängern der Befoldungen zu entrichs 
ten find, fondern in dem Etats und Kaffens Bis 

ern von den Befoldungen fogleih in Abzug ges 
bracht werden, und nur deren Ueberreſt als zahlba⸗ 
rer Betrag ausgeworfen wird. Hiernach kommt alfo 
von jeder Stelle, welche der Etat enthält, der Pens 
fiond» Beitrag der Kaffe zu Gute, und hat die Bes 

. + förderung eines Beamten ans einer niederen im eine 
höhere Stelle feinen meiteren Einfluß auf dieſen 
Beceeitrag, weil der Beförderte aus feiner höher dotirs 
- ten Stelle nur denjenigen Betrag empfangen kann, 

— weelcher für diefelbe, nach Abzuge des höheren Pens 
fiond » Beitrages, als zahlbar ausgeworfen iſt. Dars 

aus folgt, daf die Beſtimmungen des $. 7. bei den 
Beförderungen im Laufe des Etats⸗Jahres von eis 

ner Erars» Stelle in eine höhere feine Verluſie für 

die Königl. Kaffe herbeiführen fönnen. Diefer $. 
findet nur dann Anwendung, wenn ducch Zulagen 
der Procent⸗Satz, nach melden in dem rat 
von der Beſoldung die Penfionds Beiträge berechnet 
find, fih erhöhen würde, 3. B. der Etat ftände fo: 

. Stelle 1000 Rthlr., davon Penfions + Beitrag zu 

15 Procent 
- 15 Rthle., bleiben zahlbar 985 Rthlr. 
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ate Stelle 800 Rthlr., davon Penſtons⸗ Beitrag zu sz 
| Procent 
| 12 Rthlr., bleiben zahlbar 788 Rthlr. 


Wenn nun im Laufe des Etats» Jahres die zte Stelle 
vafant wird, bei Wiederbefegung derfelben aber des 
ren Fünftigem Inhaber nur 600 Rthlr. Befoldung, 
die übrig bleibenden 200 Rthlr. aber dem Inhaber 
der ıflen Stelle beigelegt würden; fo würde der legs 
tere, nach dem Etat, 1187 Rihir., der andere aber 
591 Rthlr. aus. der Colonne des Zahlbaren ers 
halten. Durch die Zulage der 200 Rthlr., durch 
welche der Inhaber der iſten Stelle in eine Beſol⸗ 
dung von 1200 Rthlr. tritt, würde fich aber, nach 
dem $. 21. ded Penſions-Reglements, „der im Etat 
angenommene Prozent-Satz des Penfionds Beitrages _ 
erhöhen, indem von jenen 200 Rthlr. nicht mehr 14, 
fondern 2 Procent zu entrichten fein würden... 


Auf dieſe Erhöhung nun fol, nach jenem $., fın 
Laufe des Etats: Jahres, zur Erleichterung der Kaffe 
und der Berechnung, nicht Nitekficht genommen: vers 
den, und bei der Seltenheit derartiger Fälle iſt das 
von eben Fein bedeutender Verluſt für bie Koͤnisl. 
Kaſſe zu erwarten. 


Wuͤrde jedoch ein Beamter mit einer e Zulage bes 
theiligt, welche nicht aus dem im Etat als zahlbar 
andgefegten Betrage erfolgt, von welcher alfo im. 
Erat noch, Fein Penfiond- Deltrag abgefegt iſt; fo 
muß diefer alsdann befonders eingezogen und nad 
Anleitung des $. 10. der erwähnten Eircular s Bers 
fügung berechnet werden. 


2) Was die aus mehreren Kaſſen fließenden Beſoldun⸗ 
gen einzelner Beamten betrifft, ſo iſt der Penſions⸗ 
Beitrag von derſelben nach dem Procent⸗Satze für 
die Sefammtfumme des Einkommens, wie vorgefchries 
ben, zu berechnen, und dann pro rata auf die aus 
den verſchiedenen Kaſſen erfolgenden Theile des Ein: 
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kommens zu repartiren. — von Pfennigen 
ſind dabei, nach bekannter Vorſchrift, zu vermeiden. 

Berlin, den 31. December 1826. 
Der Miniſter des Innern. Der — der Finanzen. 
v. Schuckmann. | Mo. 





1 | 25. Ä 
Schreiben der Königl. Minifterien des Innern und der . 
Finanzen, an des Koͤnigl. Öenerals der Infanterie und 
wirklichen Geheimen Staats» Minifters Herrn von Hake 
Greellens, dieſelbe Angelegenheit betreffend. 





Em. Ercelfenz erlauben wir ung, auf das —— 

Schreiben vom 2uſten d. M., 

betreffend die Beiträge zum Penſions-Fonds, | 

ganz ergebenft bemerklich zu machen, daß, bei Beurthei⸗ 
fung des $. 7. der diesfeitigen desfallfigen Circular s Ber 
fügung vom ı4ten v. M., zuvor die F. F. 3. und 4. ders 
felben zu berückfichtigen And, nach welchen die Penſions⸗ 
Beiträge künftig nicht als eine perfönliche Abgabe von 
den Empfängern der Befoldungen betrachtet, fondern im 
den Etats und Kaffen- Büchern von den Befoldungen fürs 
gleih in Abzug gebracht werden, und nur der Ueberreſt 
derfelben als zahlbarer Betrag audgeworfen wird. Hier⸗ 
nach kommt alfo von jeder Stelle, welche der Etat ents 
hält, der Penfionds Beitrag der Kaffe zu Gute, und bat 
die Beförderung eines Dffizierd oder Beamten aus einer 
‚niederen in eine höhere Stelle auf diefen Beitrag weiter 
feinen Einfluß, weil der Beförderte aus feiner höher dos 
tirten Stelle nur denjenigen Betrag empfangen fann, wels 
cher für diefelbe, nach Abzuge des höheren Penfiondr Beis 
trages ald zahlbar ausgeworfen iſt. 

Hieraus werden Ew. Excellenz Sich gefaͤlligſt über 
zeugen, daß durch die Beſtimmung des $. 7. der gedachten 
Verfuͤgung, bei allen Geförderungen im Laufe des Etats 
Jahres, ein Verluſt für die Könige. Kaffe nicht herbeige⸗ 
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führs wird, Diefer $. findet nur dann Unpenbung, wenn 
durch Zulagen der Procentfag, nach welchem in dem Etate 
von der DBefoldung die Penfiond, Beiträge berechnet ad, 
fich erhöhen würde. 3. B. der Etat fände fo:- 
uſte Stelle 1000 Rthlr., deren Penfiond- Beitrag zu — 
— 13 Procent, 
15 Rthlr., bleiben zahlbar 985 Rthlr. 
ate Stelle 800 Rthlr., deren Penſions⸗Beitrag zu 1J 
Procent, 
12 Rthlr., bleiben zahlbar 788 Rthlr. 
| Wenn nun im Laufe des Etats⸗Jahres die zte Stelle 
vafant ‚wird, bei Wiederbefegung derfelben aber deren kuͤuf⸗ 
sigem Inhaber nur 600 Rthlr. Befoldung und die übrig 
bleibenden zoo Rthlr. dem Inhaber der erften Stelle beis 
gelegt werden follten, fo würde der Iegtere, nach dem Etat, 
2182 Rthl., der andere aber 591 Rthl. aus der Colonne 
des Zahlbaren erhalten. Durch die Zulage der 200 Rthl., 
durch welche der Inhaber der ıflen Stelle in eine Des 
foldung von 1200 Rthl. tritt, würde fich aber, nach dem 
$. 21. des Denfi ons: Neglementd der im Etat angenoms 
mene Procentfaß des Penſions-Beitrages erhöhen, indent 
con jenen 200 Rthl. nicht mehr 15, fondern 2 Procent 
zu entrichten ſein wuͤrden. Auf dieſe Erhoͤhung nun ſoll, 
nach jenem $., im Laufe des Etats-Jahres, zur ‚Erleichtes 
rung der Kafle und der Berechnung, nicht Ruͤckſicht ges 
pommen werden; und bei der Seltenheit derartiger Fälle 
ift davon eben kein bedentender Verluſt fuͤr die Kaſſe zu 


erwarten. 


In dem $. 9 , der erwähnten Circulars Verfügung, 
nach welchem der Seitcag des einen Zwölftheild von neuen 
Befoldungen und Zulägen von der nach Abzuge' des laus 
fenden Beitrages bleibenden Summe der Befoldung- erhos 
ben werden foll, ift hinter dem zweiten Worte: Befoldung, 
das Wort: „und Zulagen“ deshalb weggelaffen, weil es nach 
dem vorhin Gefagten entbehrlich war, 

Die Beftimmung im$. 11. b. nach welcher auch von den 
Gnaden- Quartal und Gnaden:Monatd-Berrägen, die Pens 
fions-Beiträge zuruckdebalten werden ſollen, iſt bolde der in den 


$.$. 3. und 4. gegebenen Vorfchriften; indem auch für die 

GnadensQuartale und Guadens Monate nice mehr ges 

zahlt werden kann, als der Etat ald zahlbar auswirft. 

| Berlin, den 31. December. 1826. 

Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen, 
v. Schuckmann. v. Motz. 


26. | 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Finanz Minifteriumg an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, wegen Uebertragung 
der perfönlichen Zulagen und Gehalts: Zufchüffe auf 

die betreffenden Perfonals Befoldungss Etats. 


— 


Mehrere Gehalts⸗Eutſchaͤdigungen und jahriche Ge⸗ 
halts⸗Zuſchuͤſſe an Beamten zur Gewaͤhrung ihres fruͤhe⸗ 
ren Einkommens ſind mit der Beſchraͤnkung feſtgeſetzt, und 
bei den Wartegeldern etatsmaͤßig geworden, | 

„daß die Zahlung mur in fofern erfolgen darf, ald fols 

„he nicht durch die jedesmal nachzumweifenden Acciden⸗ 

‚„jien oder Tantiemen gedeckt werden. * 

Namentlich findet dieſe Beſchraͤnkung auch bei Steuer⸗ 
Offizianten ſtatt. 

Da nun der neueren Beſtimmung gemäß die obigen 
Zuſchuͤſſe kuͤnſtig unter der Rubrik „ertraordinaire Gehalte 
and perfönliche Zulagen“ zu berechnen, und bei ten Bes 
foldungen etatdmäßig zu machen find, fo wird die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung hierdurch veranlaßt, darauf zu halten, 
daß Hei, Keuen Etaräfertigungen vorgedachte Zufchäffe auf 
die betreffenden Perfonal s Befoldungs: Etatd übertragen, 
und in der Rubrik „ertraordinaire Gehalte und perfönliche 
Zulagen“ andgebracht, dagegen aber bei den Penfiond, 
und Wartegelder »Etatd wieder in Abgang geftellt werden. 
Außerdem bleiben die vorerwähnten befchränfenden Bes - 
merfungen nach Maaßgabe der Feftfegungen jedesmal den 
betreffenden Befoldungs » Etatd zuzufuͤgen. 
| Uebrigens kann die Verrechnung der in Dede fiehens 


den Gehalts⸗Zuſchůſſe bis dahin, daß ſich die Abfegung 
und Webertragung derfelben bewirken läßt, noch bei dem 
Penſions- und Wartegelders Fonds erfolgen, jedoch Hat die 
Königl. Regierung die in dieſer Angelegenheit erforderlis 
chen Anordnungen ohne Auffchub zu treffen, damit folche 
bei den neuen Etatöfertigungen beachtet und gehörig aus⸗ 
gefuͤhrt werden. | 
Berlin, den 31. März 1825. 
Finanz; Minifterium. 
Dillaume. Maaßen. 


—— 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, dieſelbe Angeles 

| genheit ben betreffend. 


| Um einer ungemiffen Auslegung ber Derfügung vom 
zıflen v. DM, I. 1174. wegen Uebertragung der perfönlis 
chen Zulagen und Gehalts » Zufchäffe auf die betreffenden 
Derfonal»Befoldungs- Etatd zu begegnen, wird der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung im DBerfolge jener Verfügung hiedurch bes. 
fannt gemacht, daß die darin enthaltenen Beflimmungen 
auf alfe perfänliche Zulagen und fonflige Gehalts-Zuſchuͤſſe 
am active in etatdmäßigen Stellen fiehende Offizianten, fie 
» mögen bezogen werden, von wen fie wollen, auszudehnen 
ift, und daß daher die Ausgaben diefer Art ohne allen 
Unterfchied in die betreffenden Beſoldungs-Etats bei einer 
‚neuen Anfertigung vderfelben übernommen, dagegen aber 
von den Penſions⸗ und Wartegelder- Etats zu der nemlis 

chen Zeit wieder in Abgang geftellt werden müfen. 
Hiernach werden nur die eigentlichen Wartegelder in 
den Penfiond: und Wartegelder: Etats unter dem diesfaͤl⸗ 

ligen Titel ferner ftehen bleiben. 
Berlin, den 30. April 1825. 
Finanz : Minifterium, Ä 
. | v. Klewitz. 

| 28. 
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Circular ⸗Reſcript bes Königt. Finanz : Minifteriums, an 

fämmtliche Königl. Regierungen, die ‚Einreichung jaͤhr⸗ 
licher Penfionss Nachweifungen betreffend. 





Das Finanz: Minifterium findet ed unnoͤthig, daß 
über die ihm zugetheilten Penſions⸗Fonds aus den für 
emeritirte Stoatd» Diener und aus den für Wirtwen und. 
Kinder verftorbener Staats: Beamten befiimmten Summen 
jährlich förmliche, mit Belaͤgen verfehene Etats aufgeſtellt 
werden. Damit jedoch der Zufland diefer Fonds am 
Schluſſe eines jeden Jahres volftändig überfehen, und die 
Refultate der hiefigen Controlfemit den bei den Regierungen ges 
führten, verglichen, und, Falls fi) etwa Abweichungen fin- 
den, folche aufgeflärt und berichtigt werden können; fo 
wird die Könige. Kegierung angemiefen, zu bieſem Be⸗ 
hufe jedesmal mit dem Jahres-Abſchluſſe eine Penſions⸗ 
Nachmeifung nach dem bisherigen Schema des Penfiond- 
Etats einzureichen, aus welcher die im Laufe des jahres 
bei gedachten Fonds in dem dortigen Bezirke vorgefallenen. 
Veränderungen, fo wie die für das folgende Jahr zahlbar 
bleibenden Jahres: Beträge zu erfehen find, welche leßtere 
dann wieder die Grundlage zu der nächftfolgenden Nach⸗ 
weiſung bilden werden. 

Der Beifuͤgung von Belägen über die vorgefallenen 
Veränderungen bedarf es micht, jedoch ift bei jeder neu 
binzugefommenen Poft dad Datum der diesfalfigen Mis 
nifterial- Berfügung und bie Journal Nummer genau ats 
zugeben. 

Auch uͤber die mit jebesmaligem Bezug auf die Cir⸗ 
cular⸗Verfuͤgung vom 29. Maͤrz d. J. aus dem Fonds 
zu Gnaden, Bewilligungen angewieſenen Zahlungen, braucht 
ein jährlicher Etat nicht angelegt zu werden, es wird aber 
eine gleiche N mit jedem Jahres» Schluffe er; 
wartet. 

Annalen. Heft IV. 1826. Rrr 
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Bet der angeorbneten Einrichtung ber Quartal⸗Nach⸗ 
weiſungen muß es uͤbrigens verbleiben, um auch im Laufe 
des Jahres die disponiblen Fonds uͤberſehen zu koͤnnen. 
Damit aber dieſe Quartal⸗Nachweiſungen alle eine 
und. diefelbe Form erhalten, hat bie Koͤnigl. Regierung 
ſich dabei des (sub lit, a) anliegenden Schemas zu be- 
dienen. | | | Ä 
Berlin, den 9. November 1826. 

| Finanz » Minifterium. 


General» Verwaltung für das Kaffens Wefen. 
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1. Beim Fonds fuͤr emeritirte Staats— | 
Diener. 


a) Durch neue Bewilligungen. 
b) Durch Ueberweiſung von anderen Regierungen: 


— 


U. Beim Fonds-für Wittwen und Kinder 
verſtorbener Staats-Diener. 


2) Durch neue Bewilligungen. 
b) Durch Ueberweiſung von anderen Regierungen. 


m. Bei dem Fonds zu beſonderen Gnaden—⸗ 
Bewilligungen. 


a) Durch neue Bewilligungen. 
b) Durch Heberweifung von anderen Regierungen. 


hl 


Abgang. 








Uefach des 
| ——— 
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— Beim Bonds Für emeritirte Staats— 
Diener. 


a) Durch wirkliche Erledigungen. 
b) Durch ueberwelſung am andere Megierungen. 


uU. Beim Fonds für Wittwen und Kinder 
verſtorbener Staats⸗Diener. 


a) Durch wirkliche Etledigungen. 
byDurch Ueberweiſung an andere Regierungen. 


Ul. Bei dem Fonds su befonderen Gnaden— 
Bewilligungen. 


a) Durch wirkliche Erledigungen. 
b) Durch Heberweifung an andere Regierungen. 


Inh 
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29. | 

Circular⸗ Reeſcript des Koͤnigl. Juſtiz⸗ Minifterlums, an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Juſtiz⸗Behoͤrden, dns Verfahren 

bei Einholung des Gutachtens der General⸗Muͤnz⸗Di⸗ 

rektion uͤber die in Beſchlag genommenen Muͤnzen, und 
hiernaͤchſtige Abgabe des corpus delicti. 


— 


Das Koͤnigl. Kammergericht wird mit Bezug auf die 
Verfügung vom 2, Jannar d. J. die in Unterfüchungss 
fachen wegen Müngverbrechen zu erfordernden Gutachten 
betreffend, und im Gefolge eines Aandermweiten Schreibens 
des Könige. wirklichen Geheimen Staats : Minifterd, Herrn 

“Grafen von Fottum Ercellenz, vom rn v. M. anges 

wieſen: 

die Requiſition wegen Einholung eines Gutachtens über 
die in Befchlag genommenen Münzen von der Königl. 
General: Münzs Direktion offen an die Königl. Regie⸗ 
sung zur weitern Beförderung zu überfenden, indem 
diefe ald Derwaltungss Behörde von allen Angelegens 
heiten, welche falſche Münzen betreffen, Kenntniß ha⸗ 
ben muß. 

Auch iſt das corpus delicti nad rechtskraͤftig abge⸗ 
urtelter Sache an dieſe Behoͤrde abzugeben. 

Zur Beobachtung eines gleichen Verfahrens ſind auch 
die Untergerichte zu inſtruiren. 

Berlin, den 11. September 18326. 

Der Juſtiz⸗-Miniſter. - 
Graf y. Danckelman. 


An 
das Koͤnigl. Kammergericht. 


Die obenſtehende Verfügung wird zur Kenntniß aller 
übrigen Landes-Juſtiz-Collegien bebracht, um ne ebens 
falls darnach zu achten. 

Berlin, den a1. September 1826. 

Der Iaftige Deinifter. 
Graf » Dandelman, 
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30%, 


Bekanntmachung des Koͤnigl. Saats⸗Miniſterii, wegen 


Circulation der Manofelber Ausbeute⸗Thaler. 


| Des Königs Majeſtaͤt Haben auf Anfuchen der Ge⸗ 
werkſchaſt der Mansfeldſchen Bergs und Hüttenwerke, 
mittelft Alterhöchfter Kabinets-Ordre vom 30. Maid. J. 
zu genehmigen geruht, daß von einem Theile ihred gewon⸗ 


nenen Silders, einem uralten Gebrauche gemäß, eine Quan⸗ 


titaͤt fogenannter Ausbeute» Thaler geprägt werden, in 


welchen die auffommende Ausbeute bezahlt werden foll. 


In Folge diefer Allerhoͤchſten Genehmigung find in 


der biefigen Königl. Münze, und nach Vorſchrift ded Ges 
ſetzes über die Muͤnz⸗Verfaſſung in den Königl. Preuß. 
Staaten, vom. 30, September 1921 bergleichen Ausbeutes 
Thaler geprägt worden, welche demnach weder im Feinge⸗ 
halte noch im Gewichte irgend einen Unterfchied, auch fonft 
feine andere Abweichung von der Form gegen die übrigen 
nach. dem allegirten. Gefeg ausgeprägten Thaler haben, als 
daß auf dem Revers ſtatt des Koͤnigl. Wappens, die Worte: 
PO Segen. des Kr 
Mansfelder 
. Bergbaues 


MW 


befindlich ſind, dieſe werden von derſelben Inſchrift einge⸗ 


* 


faßt (Ein Thaler XIV, Eine F. M.), welche bei den. 


übrigen Preuß. Thalern das Königl. Wappen einfchließt. 


Da jene Ausbeute» Thaler gleich allen anderen Preuß. 


Thalern überall in, Circulation kommen können, fo wird 
Vorſtehendes hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 15. Oktober 1826. | 
Koͤnigl. Staats: Minifterium. 
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| — | | 
Refeript des. Koͤnigl. Staats Minifteriums an die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung zu Stralfund, daß die fremden Zwei 
drittelftücfe nicht mehr als currente Landesmuͤnze 
angefehen werben follen. 

Die Verordnungen des vormaligen Königf. ſchwedi⸗ 
ſchen Statthalters und der Regierung zu Stralſund vom 
10. December 1777 und vom 9. Februar 1790, durch 
weiche „wegen Mangels an Silbergelde, den nach dem 
Leipziger Fuß von 1690 ausgeprägten vollwichtigen. Kurz 
fächfifchen, Brandenburgfchen, Braunſchweig⸗ und Lünes 
burgſchen Zweidrittelftücken der gefeglishe Landes: Cours 
bis auf anderweite Verfügung geftattet worden ift,“ wer⸗ 
den, da der Beweggrund Diefer Berordnungen nicht mehr 
vorhanden, und deren Zweck durch die in dem Herzogthum 
Neu» Vorpommern zur Ausführung gebrachten Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes uͤber die Muͤnzverfaſſung in den Preuß. 
Staaten vom 30. September 1821 (Geſetzſammlung No. 
673.) bereits erreicht, fo wie auch die. Annahme aller frem⸗ 
den Muͤnzſorten bei den Koͤnigl. Kaſſen durch die Alters 
hoͤchſte Kabinet3-Drdre vom 25. Dftober 1821 (Gefeg- 
ſammlung No; 678.) ſchon unterfagt if, hierdurch nach 
. dem Antrage der Königl. Negierung in dem Berichte vom 
20. April 1825 und der Petition der zum Neun: Vorpoms 
merfchen Communal⸗Landtage verfammelten Stände vom 
14. April 1826 gemäß, ausdrücklich und mit der Beſtim⸗ 
mung aufgehoben: daß die im Eingange diefer Verfügung 
genannten Zweidrittelftücke vom 1. Januar 1827 ab nicht 
mehr als currente Landes - Münze angefehen, fondern in 
ihrem Werthe nach der DBergleichungs- Tabelle vom 27. 
November 1821 (Öefeßfammiung No.685.) gefhägt wer, 
den ſollen. Auf die privatrechtlichen Werhältniffe aber, 
welche während der gefeglichen Wirkfamfeit der ſchwediſch⸗ 
pommerfchen Negierungs + Verordnungen vom 10. December 
1777 und vom 9. Februar 1790 durch Verträge entftans 
ben find, Hat die gegenwärtige Sefimmung feinen Einfluß, 


' 


Erz j | 95 
indem die aus Verträgen entfpringenben. rechtlichen Fol⸗ 
gen, nach den Grundfägen der zur Zeit der Abfchliefung 


des Dertrages befichenden Gefeggebung: ſich regeln, und 


wo unter den Contrabenten deshalb Streit entfteht, von 
den ‚Gerichten (denen übrigens überlaffen bleibt; ob im 
einzelnen Faͤllen ein Gutachten des General: Münz- Wars 
deins zu erfordern) folchergeftalt zu beurtheilen.fein werden. 
— Die gegenwärtige: Verordnung iſt durch das Amts⸗ 
blatt der: König. Regierungen zu Stralfund. und zu Stet⸗ 
tin zur allgemeinen Kenntniß zu Orfagen, — | 
Derlin, den 23. November .1826. 
Koͤnigl. Staats: Minifterium, | 
| Sriedrih Wilhelm, Kronprinz. 
v. Altenſtein. v. Shudmann. Graf v. Lottum. 
Gr. v. Bernſtorff. v. Hake. Gr. 9. Danckelman. 
v. Motz. — 





32. | ig 

EircularsRefeript des Königl. Finanz Minifteriums an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Inſertions⸗Gebuͤh⸗ 
ren für Befanntmachungen in. Domainen- und Forſt⸗ 
veräußerungss und Berpachtungs- Angelegenheiten - 

Ä betreffend. Ä 





Es iſt Bisher in Hinfiche der Bezahlung und Wie 
dereinziehung der Inſertions⸗Gebuͤhren für Bekanntma⸗ 
chungen in Domainens und Forft - Veräußerungds und 
- Berpachtungs » Angelegenheiten; nicht überall gleichmäßig 
verfahren worden, und fehe ich mich "daher veranlaßt, die 
Koͤnigl. Negierungen hierüber mit folgender Anweifung zu 
van ei — 

In die Amtsblaͤtter müfen alle Bekanntmachun⸗ 
sen, fie mögen- die Veräußerung oder die Verpachtung von 
Domalnenz und Forft- Grundftücen betreffen, unentgelds 
lih aufgenommen, und dürfen dafür fo wenig den Käus 
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fern oder‘ —*8 als der Königt. Kaffe die Roften y zur 
Laft gelegt . werden: 
u In die Intelligenzblätter, deren Ertrag durch 
die Generals PoftsKaffe zu dem Revenuͤen des Militairs 
Waifenhaufes in Porddam fließt, muͤſſen die Bekanntma⸗ 
chungen von Weräußerungen ebenfalls unentgelvlich aufs 
.. genommen werden, Bekanntmachungen in Berpachtungss 
- Angelegenheiten werden aber in diefelben und in fofern 
unenzgeldlich- aufgenommei, als die Licitationen oder Sub⸗ 
miffionen fruchtlos abgehalten worden; kommt dagegen der- 
Dertrag zu Stande, fo müffen die Inſertions⸗Koſten bes 
zahlt werden, und es iſt daher nöthig, daß bei Verpach⸗ 
sungen durch Licitation oder Submifiion die Tragung 
derſelben den Pächtern zur Bedingung gemacht werde. 
Bei den nfertionen in die Zeitungen und ans 
“dere Öffentliche Blätter kommt es zunächft auf den 
Inhalt der Privilegien and Conceffionen der Unternehmer 
an. Gind Iegtere danach verpflichtet, die Befanntmachuns 
gen unentgeldlich aufzunehmen, fo ift von diefer Berpflich- 
‚tung ſtets Gebrauch zu machen, und namentlich auch das 
bin zw fehen, daß den Pächter die Tragung von Inſer⸗ 
tions⸗Koſten, welche die Unternehmer zu fordern fein echt 
haben, nicht aufgebärder werde 
Sind die. Unternehmer dagegen zur anentgetdlichen 

Aufnahme der Bekanntmachungen nicht verpflichtet, ſo 
find die Inſertions-Koſten in Veräußerungs-Angelegenhei⸗ 
ten. dennoch „nicht den Erwerbern beſonders zur Laft zu 
legen, fondern. aus den dazu beflimmten Fonds zu bezah— 
len; in ‚Berparhtungs» Angelegenheiten. ift. aber. in dieſem 
Falle die Tragung derſelben den Pächtern zur Bedingung 
zu machen, und. deren Zahlung aus der Königk Kaffe nur 
dann zu deiften, wenn: die Licitation oder die Submiſſion 
fruchtlos ausfällt, und die Unternehmer die Bezahlung 
deffen ungeachtet zu. fordern berechtigt find.  - 

In den Veraͤußerungs⸗Bedingungen bedarf es hier— 
nach uͤberall einer beſondern Beſtimmung wegen der. Jr 
fertiond - Koften nicht. Dei VBerpachtungen im Wege. der 
Licitation oder Submifion tft dagegen zur Vermeidung 
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eines Auſpruchs an die Koͤnigl. Rufe bie. Bedingung ſtets 
dahin zu ſtellen, 

daß Paͤchter, in ſo weit die Inſertion nicht unentgeld, 


lich gefchehen muͤſſe, die Koften der Bekanntmachung E 


durch die Öffentlichen Blätter zu tragen haben. 
Uebrigens wird in Hinſicht der hiefigen Woffifchen 
und Daude und Spenerſchen Zeitungs» Erpeditionen- 
noch bemerkt, daß fie die Bekanntmachungen von Domai; 
nen» and Forfis Deräußerungen unbedingt, von Verpach⸗ 
tungen aber nur dann unentgeldlich in ihre Zeitungen 
aufzunehmen haben, wenn die Licitation oder Submiſſion 
erfolglos abgehalten wird. 
Berlin, den 11. November 1826. 
Finanz⸗-Miniſterium. 
General⸗Verwaltung fuͤr Domainen und Forſten. 


33 
—* aus dem Circular⸗Reſcript der General⸗ Direktion | 
der Steuern, an fämmtliche Königl. Regierungen und 
Provinzials Steuers Direftionen, die Fünftige Verwal 
tung des Kalenders Stempelwefens betreffend. 


' „Da in der Allerhoͤchſten Kabinet3-Drdre vom 31. 
December 1825 unter D. II. No. 4. feflgefegt ift, daß 
auch die Bearbeitung des Kalenderwefend an die Provins 
zials Steuer » Direktoren übergehen und in den Provinzen, 
wo Steuer: Direktoren nicht beſtellt find, der für die Ver: 
waltung der indirekten Steuern angeordneten Abtheilang 
der Negierung obliegen foll; fo wird für die Fünftige Der: 
waltung diefes Gegenftandes bierdurch nachftehende allge 
meine Anmweifung ertheilt. 


S .. 4. 
Wegen der Materialien zu dem ———— afiro⸗ 
nomiſchen und genealogiſchen Theile ihrer Kalender und 
der Nachrichten uͤber das Poſtweſen und die Jahrmaͤrkte, 


J 14 


gT6 De | 
muͤſſen die: inländifchen Kalender Verleger, nach wie vor) 
fih unmittelbar an die, hiefige Königl. Kalender -Deputa> 


tiion wenden, fo wie ihnen auch. ferner obliegt, Bei der 


Eenfurs Behörde fih durch Vorlegung der von der Königl. 
Kalender: Deputation durch ihre Unterfchrift und Unterfies 
gelung volljogenen Kalender Materialien darüber auszu⸗ 
weifen, daß die Kalender, für welche fie die Erlaubniß zum 
Druck nachfuchen, in Hinficht des gedachten Theils ihres 
Inhalts mit diefen Materialien übereinfiimmen. Die Kos 
fien «Beiträge, welche die Kalender - Verleger für diefe Mas 
terialien zu entrichten haben, und die für das Tauſend 
der Auflage | 
a. bei Quart» Kalendern, acht Thaler, | 
b. bei Dftav» und Duodezs Kalendern, zwei Thaler, 
c. bei Sedez⸗Kalendern aber einen Thaler 
betragen, werden fernerhin von der Königl. Kalender» Des 
putation erhoben. ’ 
Berlin, den 14. September 1826. u 
- Der Generals Direktor der Steuern. . . 
| Maaſſen. 


34. | . 
Publifandum der Königl. Provinzial: Steuer-Direftion 
| zu Colln, diefelbe Angelegenheit betreffend. 





In Gemaͤßheit der Alterhöchften Kabinetö: Drdre vom 
31. December 1825 und einer Verfügung des Herrn Ge 
neral= Direktord der Eteuern vom 14. September d. J. 
wird die Bearbeitung des Ralenderwefend vom 1. Januar 
k. J. ab, am die unterzeichnete Behörde übergehen. Für 
die künftige Verwaltung diefed Gegenſtandes find folgende 
allgemeine Vorfchriften gegeben worden. | 

3) Die Stempelung der im Inlande verlegten Kalen⸗ 

der fo. wie die Erhebung der Abgabe für deren Stems 
pelung wird, von dem vorbemerften Zeitpunfte ab, 
bei dem Haupt⸗Zoll⸗ oder dem Haupt⸗Steuer⸗Amie 
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des Bejirks Statt finden, in welchem der Verleger 
ſeinen Wohnort hat. | 

9 Die Stempelung der aus dem Auslande eingehen⸗ 
den Kalender wird dagegen den Haupt-⸗Zoll Aemtern 
"Übertragen, in deren Bezirk dergleichen Kalender zus 
erſt die Könige. Staaten berühren. | 

a» Wegen der Materialien zu den chronofogifchen, aflros 
nomiſchen und genealogifchen Theile ihrer Kalender 
nund der Nachrichten über das Poftwefen und die Jahr⸗ 
maͤrkte, müffen die inländifchen Kafender Verleger 
fich nach wie vor unmittelbar an die Koͤnigl. Kalen⸗ 
— der⸗Deputation zu Berlin wenden, fo wie ihnen auch 
ferner obliegt, bei der Eenfur- Behörde fih durch 

Vorlegung der von der Königl. Kalender» Deputation 

durch ihre Unterſchrift und Unterfiegelung vollzogenen 

> Kalender » Materialien darüber auszuweiſen, daß die 

Kalender, für welche fie die Erlaubniß zum Druck 

nachſuchen, in Hinſicht des ‚gedachten Theils ihres 
Inhalts mit dieſen Materialien Abereinſtimmen. 

Die Koſten Betraͤge „welche die Kalender-Verleger 

für diefe Materialien zu entrichten ul Ze " die te fir das 
CTauſend der Auflage 

a) bei Quart/Kalendern acht Thaler; | 

b) bei Oktav⸗ und Duodezs Kalendern zwei Thaler; 
0) bei Sedez⸗ Kalendern einen Thale 
betragen, werden fernerhin von der Koͤnigl. Kalender. Des 
putation erhöben. 

4 Auf die Beachtung der beſtehenden Vorſchrift, daß 
die ganze Auflage eines jeden Kalenders unmittelbar 
hinter einander zur Stempelung gelangt, wird auch 
fernerhin ſtrenge gehalten werden, indem den Kalen⸗ 
der⸗-Verlegern nicht geſtattet werden kann, daß fie 

einen Theil der Auflage ungeſtempelt unter dem Bors . 
wande zurückbehalten, ihn nach Maaßgabe ihres Bes 
dürfniffes nachftempeln laſſen zu wollen. | 

Es muß daher, fobald- eine folche Nachftempelung vers 

langt wird, glaubhaft machgewiefen werden, daß der ganz 
ungewöhnliche Fall einer zweiten Auflage eingetreten ift, 


” 


— — — 
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widrigen falls die verſaͤumte rechtzeitige Kalender⸗Stempe⸗ 
lung als eine Kalenderſtempel⸗ Contrabention geruͤgt und 
‚beftraft werden foll. 

5 Bei der Entfcheidung, zu welchem Formate: die zur 
Stempelung vorgelegten Kalender. gehören, wird die 
Bogengröße von 15 Zoll Höhe und 18 Zoll Breite 
zum Grunde gelegt werden. Kalender, welche. auf 
Papier von größern Dimenfionen gedruckt find, müf- 
fen daber, wenn ſie fuͤr Kalender in Oktav ausge⸗ 
geben werden, wie Kalender in Quart; wenn ſie für. 
Kalender in Eleinerem als Duodez »Sormate ausgege⸗ 
ben werden, wie Kalender in Duode; geftempelt amd 
verfieuert werden. - 

6) In Hinficht der Kefiitutionen für Kalenderſtempel 
findet daffelbe Verfahren wie. bei- andern Stempel⸗ 
Reſtitutionen Statt; fie müfen daher von den Kas 
lender » Verlegern bei dem Haupt: Amte ihres Wohn: 
orts nachgefucht, und durch Beifügung der. eſtem⸗ 

pelten Bogen ſelbſt zuflifizire werben. 

7) Bis zum Ablaufe des Jahres 1826 wird die Ka⸗ 
lender⸗Stempelung noch bei der Koͤnigl. Regierungs⸗ 
Haupt⸗Kaſſe durch die damit beauftragten Beamten 
in der bisherigen Art bewirkt werden. 

Coͤlln, den 17. November, 1826. 


Der Geheime Ober⸗ Finanz⸗ Rath und Prosimal, Steuer 


Direktor. 
v. © 54 * 


35. J 
Circular⸗ ‚Refcript des Königl. Finanz: Minifteriums an 
die Koͤnigl. Regierungen zu Magdeburg, Merfeburg, 
Erfurt, Minden Muͤnſter und- Arnsberg, die Ablöfung 
der Fleinen DomanialsRenten betreffend *). 


Des Königs Majeſtaͤt Haben mittelft Allerhoͤchſter Ka 


*) Im 2ten Hefte, ©. 308 befindet ſich uͤber diefen Gegenſtand 
ein ——————— vom 25. April 1826 abgedruckt, welches 
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binets⸗ Ordre, vom 12ten d. M. auf. meinen Antrag zu 

beſtimmen geruhet, daß 

s) die nach der Allerhoͤchſten Kabinets / Drdre vom 30. 
Juni 1823 für die Provinzen jenfeit des Rheins, 
und nach der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 30. 
November 1824 für den ganzen Umfang der Mo: 
narchie nachgelaffene Abloͤſung der kleinen Domanials 
Renten bis zum Jahresbetrage von Einem Thaler 
einſchließlich, in Gelde oder Geldeswerth und der bei 
den Renten einzelner Zahlungspflichtigen, über volle 
Thaler überfchießenden Grofhen und Pfennige. zum 
ı5fachen Betrage oder zu 6% Procent, fo wie auch 
die bei Abloͤſung folcher Natural-Renten, welche hier⸗ 
nach zum ısfachen Betrage abgelöft werden Fönnen, 
geftattete Werthsberechnung derſelben nach dem Gage 
von 3 Theilen der Durchfcehnittöpreife der. legten 14 
Sabre mit Abzug der 2 thenerften und der 2 — 
feilſten Jahre nur noch bis zum Schluſſe d. J. 
Statt finden, von dieſem Zeitpunkte ab aber dieſe 
Erleichterungen, woruͤber die Koͤnigl. Regierung durch die 
Verfuͤgung vom 7. December 1824 mit Anweiſung 
verſehen iſt, aufhören ſollen. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher hiervon mit der 
Anweiſung in Kenntniß geſetzt, ſich nach dieſer Aller⸗ 
hoͤchſten Beſtimmung zu achten, und ſolche durch das 
Amtsblatt zur oͤffentlichen Kenntniß zu brins 
gen. Gleichzeitig haben des Koͤnigs Majeſtaͤt durch 
die vorgedachte Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom ı2ten 
d. M. zu genehmigen gerubet, daß: 

2) in den Provinzen zwifchen der Elbe und dem Rheine 
der Ablöfungsfag auf dem asfachen Geldbetrag des 
abzuloͤſenden Objekts fefigefegt werde, und daß, 

3) in denjenigen Landestheilen, für welche das Gefeg 
vom 21. April 1825 über die Nechtöverhältniffe der 
 Grundbefiger gegeben ift, bei Ablöfung von Dienften, 
feiner unuellhändigen Aufnahme Wegen, und richtiger unterm 


28. ejd. erlaflen, durch die gegenwärtig bier aufgenommenen 
Verfügungen erſetzt wird, 


.- 
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Natural⸗ und Geldleiftuugen, welche dem Domainen⸗Fis⸗ 
tus von Grundſtuͤcken zuftehen, die eigenthümfich oder zu 
Erbpachts⸗ oder Erbzins⸗Rechten befeffen werden, die Grunds 
fäge der Ablöfungs- Verordnung vom 7. Juni 1821 einfls 
mweilen in der Art zur Anwendung kommen dürfen, daß 
die Beſtimmungen dieſes Gefeged bei der freiwilligen Ue⸗ 
bereinfunft mit den Präftationspflichtigen den Regierungen 
zum Anhalt dienen follen, um da8 maximum der Bewil⸗ 
ligungen zu ermeffen, welches fie den Pflichtigen bei freis 
willigem Webereinfommen von Seiten der Domainen Ver⸗ 
waltung einzuraͤumen, ermaͤchtigt ſind. 

Auch hiernach hat die Koͤnigl. Regierung daher ſich zu 
achten, und bedarf ed alſo insbeſondere auch nach der Ge 
ſchaͤfts⸗Anweiſung vom 31. December v. J. Seite 7. Ab⸗ 
ſchnitt C. in allen Fällen, wo die Abldfungen in den von 
dem Gefege vom 21. April 1825 betroffenen Landesthei⸗ 
len nach den Grundfägen der Verordnung vom 7. Junt 
1821 regulire werden, und den Neluenten ein Mehreres 
als hiernach zuläßig iſt, nicht eingeräumt wie: ment 
Genehmigung nicht. , 

Berlin, den 28. April 1826. 

Der AERO . 
v. Motz. 





BEER En 36. | J 
Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums, an die Koͤ— 
| nigl. Regierungen zu Trier und Aachen, diefelbe 
Angelegenheit betreffend. 


Des Königs Majeftät Haben mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom ızten d. M. auf meinen Antrag zu 
beflimmen gerubet, Daß 

(wie in der vorhergehenden Eircular » Verfügung bis zu 
den Worten: zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen.) 

Gleichzeitig haben des Koͤnigs Majeſtaͤt zu genehmi⸗ 
N daß 

2 


2) es jenſeit des Rheins ‚bei: den Abloͤſungsſaͤtzen des 
⸗ofachen Geldbetrages für die Geld» und des > 5fas 


hen Öeldbetraged für: die Natural: Renten vorerſt 
werbleibe, dagegen/alle Geld⸗ und Natural ⸗Renten, 
26fuͤr welche ed der Verwaltung an hinreichenden Er⸗ 
A hebungs⸗Titeln fehlt mit Einſchluß derjenigen, die 
ſeit dem⸗ Jahre 1855 durch freiwilliges Anerkenntniß 
BPder Debenten wieder fluͤſſig geworden ſind, fernerhin, 
zum 14fachen Geldbetrage abgeloͤſt, oder dafür an 
7 dritte Perfonem eventuell verkauft werden dürfen. Auch 
hiernach hat die Koͤnigl. Regierung ſich ferner zu achten. 
Saniorr Berlins; iden a8. Aprikıga6s; > — 
m ,,,!3— Den Finanz ⸗Miniſter. Niro 
EC TIT me te Bpt on, ge 9. M tz. u 





Fr HEIEIR — uso ze MIETE 
Refeript des nigt. Finanz⸗ Miniſteriums an die Kb. 
nigl. Regierungen. zu. Düff eldorf und Coͤlln, "dies 
— ſelbe Angelegenheit betreffend. 


— 
11 


Des Koͤnigs Majeftät haben mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinetd-Dröre vom 12ten d. M. auf meinen Antrag zu 
beſtimmen geruht, daß ee * 

F ‚(mie in dem vorhergehenden Reſcripte) 
Gleichzeitig haben des Königs Majeſtaͤt zu genehmi⸗ 
gen geruht, daß — Tr 
2) in den Provinzen zwifchen der Elbe und dem Rhein 
der Abloͤſungsſatz auf den 2 sfachen Geldbetrag des 
abzulöfenden Objekts feftgefegt werde, daf 
3). es jenfeit des Rheins bei den Ablöfungsfägen des 
2ofachen Geldbetrages für die Geld und des 25fachen 
Geldbetraged für die Natural: Ienten vorerft ver: 
bleibe, dagegen alle Geld: und Natural ⸗Renten, für 
welche es der Verwaltung an hinreichenden Erbes 
> bungs- Titeln fehle, mit Einſchluß derjenigen, die feit 
dem Jahre 1833 durch freiwillige Anerkenntniß der 
Debenten wieder fläffig geworden find, fernerhin zum 
Annalen. Heſt IV. 1826. a Sss 


* 
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sachen Geldbetrage abgeloͤſt, oder dafür am dritte 
Derfonen eventuell. verfauft werden — und 
9 daß in denjenigen Landestheilen, uͤr welche das 
Geſetz vom 21. April 1825 uͤber die Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe der Grundbeſitzer gegeben iſt, bei Abloͤſung von 
Dienſten, Geld, und Natural⸗Leiſtungen, welche dem 
Domainen⸗Fiskus von Grundſiuͤcken zuſtehen, die ei 
genthuͤmlich oder zu Erbpachts: oder Erbzins⸗Rechten 
beſeſſen werden, die Grundſaͤtze der Abloͤfungs-Ver⸗ 
ordnung vom 7. Juni 1821 einſtweilen in der Art 
zur Anwendung kommen duͤrfen, daß die Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Geſetzes bei der freiwilligen Uebereinkunft 
mit den Praͤſtationspflichtigen den Regierungen zum 
Anhalt dienen ſollen, um das maximum der Bewil—⸗ 
ligungen zu ermeſſen, weiches fie den Pflichtigen bei 
freiwilligen Uebereinfommen von Seiten der Domais 
nen» DVerwaitung einzuräumen ermächtigt find. Au 
biernach hat die Könige. Regierung ſich daher zu 
achten, und bedarf es alfo insbefondere auch nad 
der Gefchäftd- Anweifung vom 31. December. v. 9. - 
Seite 7. Abſchnitt C. in allen Fällen, wo die Abt 
fungen in den von dem Gefege vom ar. April 1825 
betroffenen Landestheilen nach den. Grundfäßen der 
Verordnung vom 7. Juni 1821 regulirt werden, und 
ben Neluenten ein Mehreres als biernach. zuläßig if, 
nicht eingeräumt wird, der diesfeitigen N 
— 
Bess den 28. April 1826. 
Der DIRARE ABRUFEN OR; 
' \ v.Mo tz. 


Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums an die Kb 
nigl, Regierung zu Coblenz, biefelbe ae 
| betreffend. | 





| Des Königs Majefät haben mittelſt Auerhöͤchſet Ka⸗ 
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binets⸗Ordre vom ı2ten d. M. auf meinen Antraͤg zu 


beftimmen gerubt, daß 


(wie in dem vorangegangenen Nefcripte 


Gleichzeitig haben des Königs Majefär zu genehmi⸗ 


gen gerubt, daß 


* 


2) in den Provinzen zwiſchen der Elbe und dem Rhein 


ber Ablöfungsfag auf den 25fachen Geldbetrag des 


abzuloͤſenden Objekts feftgefege: werde, daß | — 
3) es jenſeit des Rheins bei den Abloͤſungsſaͤtzen des 
20fachen Geldbetrags für die Geld und des 25fas - 


chen Geldberrags ‘für die Watural: Renten vorerſt 
verbleidbe, dagegen alle Geld: und ‚Natural: Renten, 


fuͤr welche es der Verwaltung an hinreichenden Er⸗ 
hebungs⸗Titeln fehle, mit Einſchluß derjenigen, die 
ſeit dem Jahre 1835 durch freiwilliges Anerfenntniß 


der Debenten wieder flüffig geworden find, fernerhin 
zum ısfachen Gelöbetrage adgelöft, oder dafür-an 


dritte Perfonen eventuell verkauft werden dürfen. Auch 
hiernach hat die Königl. Regierung fich ferner zw achten. 


Berlin, den 28. April 1826. 
| Der Sinanz = Minifter. 





Mög. 


39. 


| Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Finanz-Miniſteriums an 
die Koͤnigl. Regierungen: der Provinzen Mark Brans 
benburg, Pommern, Preußen und Schleſien, dies 


felbe Angelegenheit betieffenv. 


Des Koͤnigs Majeftät Haben mittelſt Allerhoͤchſter Ras 
binets⸗Ordre vom 12ten d. M. auf meinen Antrag zu 
beſtimmen geruhet, daß die nach der Aderhöchften Kabis 
net8= Dridre voni 30. Junt 1823 x. (wie in dem vorher⸗ 
gehenden Reſcripte, sub Nro. 35. bis zu den Worten: zur 
oͤffentlichen Kenntniß zu bringen.) 


Berlin, den 28. April 1826. 
Der Finanz» Miniſter. | 
‚ a v. Moß, 
S88 2° 


y 


osss. 
Pr DE ee On 
Refeript des gonigi. Miniſteriums der — an die 
Koͤnigl. Regierungen zu Poſen und Bromberg, 
dieſelbe Angelegenheit beiteirend. 





Des goͤnigs Majeſtãt Haben mittelſt Allerhoͤchſter Ka- 
ee vom. ı2ten. d, M. auf meinen Antrag zu 
— geruhet, daß 

«(wie in dem sub No. 35. vorangegangenen Circular- 
Recript⸗ bis zu den Worten: „aufhörgn ſollen.“) 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher hiervon mit der 
——— in Kenntniß geſetzt, ſich nach dieſer Allerhoͤch— 
ſten Beſtimmung, wonach alſo die Abloͤſungen im dortigen 
Bezirke vom. 1. Januar 1827 an, ohne Unterſchied der 

—7*8* der Rente nur zum 2ofachen Betrage derſelben ge⸗ 
ſchehen dürfen, zu achten, und ſolche durch das Amts: 
blatt zur Öffentlichen, Kenntniß zu. bringen. 

Gleichzeitig haben des: Königs Majeftät durch bie 

vorgedachte Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom. ı2ten d. M. 

zu genehmigen geruhet, 

2) daß in dem Großherzogehum Poſen bei Abloͤſung 
von Dienften, Natural⸗ und Geld-Leiſtungen, welche 
dem Domainen⸗-Fiskus von Grundſtuͤcken zuſtehen, 

die eigenthuͤmlich oder zu Erbpachts- oder Erbzins⸗ 
Rechten beſeſſen werden, die Grundſaͤtze der Abloͤ⸗ 
ſungs-Verordnung vom 7. Juni 1821 einſtweilen 
in der Art zur Anwendung kommen duͤrfen, daß die 

Beſtimmungen dieſes Geſehes bei der freiwilligen Ue— 
bereinkunft mit den Praͤſtationspflichtigen den Regie⸗ 
rungen zum Anhalte dienen ſollen, um das maxı- 
mum der Bewilligungen zu ermeffen, welches fie den 
Pflichtigen bei freiwilligem Webereinfommen, von Geis 
‚ten der Domainen: Berwaltung einzuräumen ermaͤch⸗ 
tigt ſind. 

Auch hiernach hat die Koͤnigl. Regierung ſich da⸗ 

ber zu achten, und bedarf es alſo nach der Ge: 
fchäfts » Anmweifung vom 31, December v. J. Seite 7. 
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Abſchnit C’ in allen äen, iv die Abldſangen im 
Großherzogthum Poſen nach den Grundſaͤtzen der, 
Verordnung vom 7. Juni 1821 regulirt werden, und 
den Reluenten ein Mehreres als hiernach zulaͤßig 
iſt, nicht eingerãumt wird, meiner Genehmigung 
nicht. * — 
Berlin, den 28. April — a, 
Der — rt = 

' v. me 





Steuwerm, 
41. 
Publikandum des Koͤnigl. Finanz: Miniſteriums, einige 


Abaͤnderungen in den Beſtimmungen der Hebe⸗Rolle 
vom 19. November 1824 betreffend. | 





Des Königs Majeftät haben gerubet, einige Abäns 
derungen in den Beſtimmungen der Hebe-Nolle vom 19. 
November 1824 erläuternd zu verordnen, welche in. Ges 
mäßbeit der Seflfegung F. 26. des Gefeged vom 26. Mai 
1818 biermit befannt gemacht werden, und wonach vom 
1. Januar k. J. an zu verfahren ift. 

ı) Bon Roheifen, welches nach der zweiten Abthei- 
lung Artikel 6. Lit. a. der Ausgangs- Abgabe von 
15 Sgr. für den Zentner unterivorfen war, ift fünf: 
-tig in den öftlichen Provinzen nur eine Ausgangs, 

- Abgabe von 

„Sieben Ser. 6. Pf. für den Zentner“ 
zu entrichten. 

2) Art. 33. Nr. 2. find auch die in die weftlichen Bros 
vinzen eingehenden Steinfohlen mit der Eingangs: 
abgabe von Drei Silber. für den Zentner be⸗ 
troffen. 


986 UP 0% 
Ausnahmen hiervon treten auf. der Grenzfinie von 
Groten rath bei Geilenkirchen (Haupt⸗Amts ⸗ Bezirt 
Waſſenberg) bis Twisteden bei Kaevelaer (Haupt: 
Amts⸗Bezirk Kaldenkirchen) einſchließlich der auf beide 
Orte führenden Zollſtraßen ein, auf welcher Grenz. 
firecfe die biöherigen Eingangsabgaben von Einem 
Silbgr. für den Zent ner Steinfohlen ferner er; 
2 hoben werden. — Er 
3) Der in der Heberolle Abſchnitt IV. Nr. 2. auf 3 
Sgr. für den Zentner feftgefegte Zollfag für die 
Waarendurchfuhr auf dem Straßenzuge über Lügen 
und Eefartöberga, wird mit der in. Erfart zu erhe⸗ 
benden Durchgangs⸗-Abgabe vereinigt, und auf den 
Betrag von „Fünf Sgr. für den Zentner“ feb 
gefeßt. 2 | | | 
" Berlin, den 27. Dftober 1826. 
ie? Der Finanz⸗Miniſter. 
— v. Motz. 
— 42. | 
Publikandum der Königl. Provinzial: Steuer-Direftion 
zu Magdeburg, die Steuerverfaffung in dem vom Zoll 
verbande ausgefchloffenen Landestheile des Erfurter 
Regierungs» Bezirks betreffend. 





| In Zolge der im ızten Stuͤcke der diesjährigen Ge⸗ 
feßfammlung . abgedruckten Allerhoͤchſten Verordnung vom 
3. Oktober c, : | Er 7 
über die Regulirung der Steuern in dem vom Zollber⸗ 
bande ausgeſchloſſenen Landestheile des Erfurter Regie⸗ 
rungs= Bezirks, er | 
und in Gemaͤßheit einer wegen Ausführung diefer Beſtin⸗ 
mungen unterm ı2ten d. M. ergangenen Verfügung des 
Heren General-Direftord der Steuern, wird dem Publ’ 
kum binfichtiich der Behandlung des Verkehrs zwiſchen 
diefen Sandestheilen und dem gefchloffenen. Lande im Al⸗ 
gemeinen Folgendes bekannt gemacht: | | 


{ 


N \ 


— Vehandlung der in der Stadt Erfurt nach 


7 


den Gefegen vom 8. Februar 1819 und 30. N 


Matıg20overfiguerten und nach dem ge ſchlo ſ⸗ 
fenen Lande gehenden Gegenfiände. 

ı) Branntwein, Effig und Bier, in Erfurt gefertigt, 
geht, auf Deklarationdfcheine des dortigen Hauptfieneramtes, 
über Haupt⸗Zoll⸗Aemter und das Deebens Zoll-Amit ıfler - 
Drdhung zu Sömmerda abgabenfrei ein. 

2) Mühlenfabrifate, Back⸗ und Zleiſchwaaren wer⸗ 
den vom Hauptſteueramt Erfurt in gleicher Art nach dem. 
Zollverbande abgefertige, müffen aber, wenn fie nach einer 
- mahls und. fchlachtftenerpfliggtigen Stadt des legtern be⸗ 
ſtimmt find, außer dem Deflarationdfchein noch mit einem 
Verſendungsſchein jenes Amtes bezettelt ſein. 


11. Verſendung unverſteuerter Gegenſtaͤnde aus 
Erfurt, unter Begleitſchein⸗Kontrolle nach 
dem gefchloffenen Lande, 


Diefer Fall kann nur bei fremden Branntwein, Ar · 


rak und Rum, der unverſteuert auf dem Packhofe zu Er⸗ 
furt gelagert hat, und demnaͤchſt nach*dem Zollverbande 
geſendet werden ſoll, vorkommen. Dergleichen Braune 
wein ꝛc. geht in ſolchen Fällen unter Begleitſchein⸗Kon⸗ 
srolle ded Hauptfieueramtd zu Erfurt ganz unverſteuert 
aus der Stadt, und dad Haupt⸗Zoll-Amt des. Einganges 
bat, ivenn nicht die Eingangsabgabe dort erlegt wird, den 
Begleitſchein bloß zu vifiren, und den Branntwein ıc. zur 
Derfieuerung beim Hauptamte des SE ab⸗ 
zulaſſen. | 
III. Unverfienerte, von Packhöken im geſchloſ⸗ 
fenen Lande nach Erfurt gehende Gegenſtaͤnde. 
Die Spezial⸗Heberolle für die Stadt Erfurt vom 
3. Dftober c, fegt in der 4ten Abtheilung unter VII. feft, 
va ausländische Waaren, die im allgemeinen Tarif vom - 
19. November 1824 mit mehr ald 15 Sgr. Eingangs⸗ 
abgaben pro Centner belegt find, von den Haupt=Zoll: 
Aemtern und aus den öffentlichen Wanrenniederlagen in» 


— 
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nerhalb der Zolllinie mit Begleitfcheinen nach Erfurt ab⸗ 
gefertigt werden koͤnnen. Gegenſtaͤnde dieſer Art gehen 


ganz unverſteuert unter -Begleitfchein Kontrolle nad: Er⸗ 


furt, wo ſie die dortigen Eingangsabgaben zu erlegen ha⸗ 


— 


* 


ben, ‚Die Begleitſcheine über dergleichen Waaren müffen 
dem Graͤnzausgangsamte zur Viſirung vorgelegt werden. 


IV. Gegenſtaͤnde, die aus dem freten Verkehr 


des geſchloſſenen Landes abftammen und abs 
gäbenfrei in die Stadt Er furt eins oder 
durchgeführt werden follen 
Gegenſtande dieſer Art werden nach den Vorſchriften 
des Inſtruktions⸗Anhanges vom 12. Januar 1819 bes 
handelt, folglich ‚mit Deklarationsfcheinen zum freien Eins 
gange nad) Erfurt - abgefertigt. 


V. Gegenfiände, die mit der Beffimmung * 
Erfurt vom Auslande eingehend, vorher das 
gefhloffene Land berädren. 


1) Sind ſolche Gegenftände durch die alfgemeine He: 


| berolle mit keiner hoͤheren Abgabe als 15 Sgr. pro Cent⸗ 
ner belegt, ſo erhalten dieſelben gegen deren Entrichtung 


beim erſten Graͤnzeingangsamte ihre vollſtaͤndige Abferti— 


gung, und gehen demnaͤchſt auf Declarationsſcheine abga⸗ 


benfrei in Erfurt ein. | 

2) Befteht der Transport aus höher ald mit einer . 
Eingangsabgabe von ı5 Sgr. belegten Artikeln, fo werden 
die Waaren vom Gränzeingangsamte, dem die Beftims- 
mung derfelben nach Erfurt fofort beim Eingange des 
Elarirt werden muß,  unverabgabt unter Begleitſchein⸗ Kon⸗ | 


| troße nach Erfurt abgelaſſen. 


Das Gränzausgangsamt, welches im Begleitſchein 


benannt ſein muß, revidirt die Ladung, und verſieht, wenn 


alles in der Ordnung iſt, den Begleitſchein mir einem Pafs 
fageatteft, und fo gelangt derfelbe mit der Waare an das 
Haupiſteueramt zu Erfurt. 

Wenn Gegenſtaͤnde, die nach der allgemeinen Erbes 
bungeroffe nur der Eingangenfgabe von 15 Sgr. BNIEEANOGEN, 
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mit höher impoftirten zugleich geladen find, fo wird nur 
von dem erfteren an. der Graͤnze die Eingangsabgabe erhos 
den. Diefer Theil der Waare geht auf den Grund des 
Hegleitfiheind und der über. die erlegten Zollgefaͤlle vom 
Ansgangsamte befcheinigten Quittung, oder wenn die Waare- 
' gleich beim Eingange in "freiem. Verkehr geſetzt worden iſt, 
auf Deklarationsſcheine abgabenfrei in Erfurt ein, woge⸗ 
gen bei den hoͤher beſteuerten Objekten das eben zu 2. be⸗ 
ſchriebene Verfahren Platz greift. 


VL. Gegenftände,, die vom Ausiande eingehend, 
zuvor das gefchloffene Land, und hiernaͤchſt 
auf ihren weiteren Transport. ing Ausland | 
die Stadt Erfurt nor berühren. 


| 1) Bon diefen Gegenfländen wird im geſchloſſenen 
Lande die dort tarifmaͤßige Durchfuhrabgabe erhoben; das 

Graͤnzausgangsamt viſirt die daruͤber ertheilte Quittung 

uunter Beſtimmung der Guͤltigkeitsfriſt fuͤr den weitern Trans⸗ 


port bis Erfurt, wo dann die Waare fret von der oͤrtli⸗ 


chen Durchgangsabgabe tranfitirt. | 
Der Durchgang durch das gefchloffene Land unters- 

liegt zur Sicherung des dortigen Öteuerintereffe, unab⸗ 
hängig von der DBeflimmung- nach Erfurt, der gewoͤhnli⸗ 
chen DBegleitfcheins Kontrolle. | 
2) Sind bei folchem Durchgange, theils fuͤr Erfurt 
ſelbſt beſtimmte, theils weiter nach dem Auslande gehende 
Gegenſtaͤnde geladen, ſo muͤſſen mehrere Begleitſcheine ge⸗ 
nommen, und die Abfertigung nach Maaßgabe vorſtehen⸗ 
- der. Bedingungen verfchieden behandelt werden. 

| Diefe Einrichtung findet nur auf folche Ladungen Ans 
wendung, die Direft durch das gefchloffene Land und durch 
Erfurt tranfitiren. Gegenftände, welche dagegen als Spe⸗ 
ditions⸗ oder Kommiffionsgut im zwifchenliegenden 
Ausdlande umgeladen werden, haben auf Anrechnung 
der bereitd im ‚gefchloffenen Lande erlegten Durchfuhrab⸗ 
sabe. feinen Anſpruch „ſondern werden in Erfurt fo be 
Handelt, als wären fie unmittelbar vom Auslande gekommen. 
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VII. Gegenfiände, die beim Ueberſchreiten der 
Zoll⸗Linie einer Ausgangsabgabe 
liegen. 
Die Ausgangsabgaben von denjenigen Segenfänden, 
welche die allgemeine Heberolle mit einer folchen belegt, 
fommen beim Ausgange aus dem gefchloffenen Lande ohne 
Ruͤckſicht auf die Beſtimmung der Ladung nach Erfurt oder 
den übrigen ausgefchloffenen Eandestheilen zur Erhebuns. 


VIIL Poſtverkehr. 
1 Die vom Auslande mit den Fahrpoſten in die 


ausgeſchloſſenen Landestheile, incl. der Stadt Erfurt ein» 
‚gehenden Gegenftände bedürfen der begleitenden. Deflaras 


tion nach $. 1. der Bekanntmachung vom 27. September 
1825 wegen der mit den Fahrpoſten ein, oder ausgeben: 
den Waaren nicht. Poſtſtuͤcke, welche in die Stadt Er: 
furt eingeben, find von den befiimmungsmäßigen Empfäns 
gern beim Hauptfietteramte eventuell mach dort erfolgter 
Mevifion und Verfteuerung in Empfang zu nehmen. 

2) Gegenftände, die aus den ansgefchloffenen Landes⸗ 
theilen mit den Sahrpoften in das gefchloffene Land über: 


geben, mäflen wie die vom Auslande dorthin kommenden 


Poſiſtuͤcke mit jener im $. 1. der Bekanntmachung über 
den Pofiverfehr vorgefchriebehen Erklärung begleitet- fein. 
3) Beſtehen die sub 2. gedachten Poſtſtuͤcke in fols 


‚chen Objekten, die auf Deklarationsfcheine abgabenfrei in 


das gefchloffene Fand eingehen, fo treten fie gleich nach. 
Erreichung des erfien Gränzamtes ins freie Verkehr; der 
zum Poftfiück gehörende Deklarationgfchein aber begleitet 
daffelbe bis zum Beftimmungsorte,. und bleibt dort als 


Belag des Pofteingangs - Conti. 


4) Gegenfiände, die aus dem freien Verkehr im ge: 
ſchloſſenen Lande abftammen, und mit der Poft nah Er; 
furt gehen, werden, wenn der Abfender den abgabenfreien 
Eingang derfelben in die Stadt Erfurt in Anfpruch nimmt, 


ganz fo behandelt, wie die aus dem Zollverbande durch 
das Ausland wieder nach dem gefchloffenen Lande gehen⸗ 
den Pofftüce, Ä 
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Der Abſender muß, wenn fihrim Verſendungsorte 
ein Hauptamt befindet, dergleichen Paͤckereien mit Dekla⸗ 
tionsfehein, amtlicher Abfertigung und DVerbleiung verfehen, 
zur Poſt befördern, oder denfelben eine offene Erklaͤrung 
beifügen, anf deren Grund die entfprechende Abfertigung 
und der Eolliverfchluß von der Steuerftelle des Ausgangs⸗ 
ortes beſorgt wird. 

Das Steuer⸗ Regulatid für Erfurt” wird uͤberhaupt 
hinſichtlich des Verkehrs zwiſchen dort und dem benachbar⸗ 
ten Zollverbande noch nähere Beſtimmungen enthalten. 

Was endlich 


IX, den Eingang von Erjengniffen oder Sabre. 
faten der PR auheniyeike ans 
belangt; Ä | 


fo wird diefer Verkehr nad den” hierunter beſonders er⸗ 
gangenen miniſteriellen Beſtimmungen behandelt. 
Saͤmmtliche Hauptaͤmter der hieſigen Provinz ſind 
nah Maaßgabe gedachter Anordnungen von mir mit In⸗ 
firuftion über  diefen Gegetiftand verfehen ; eben fo die 
verfchiedenen Abfertigungsftellen in dem von der Zoll-Linie 
ausgefchloffenen Theile des Erfurter Departements, und 
- jeder Gewerbtreibende kann bei ihnen — in dieſer 
Angelegenheit finden. 
Magdeburg, den 28. December 1826. 
Königl. Provinzial Steuer «Direktor. 
Sad. 


43. 
EircularReferipe ber Königl. Miniſterien d des Innern und 
der Finanzen, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Ge⸗ 
werbftenerpflichtigfeie der augländifchen Handmwerfer - 
‚betreffend. 

Der aan. Regierung wird auf den Bericht. vom 

5. Juni d. J. eröffnet, daß mit Aufhebung der in dem 
gemeinſchaftlichen Circular der Minifterien des Handels 
und ber: Finanzen vom 22. März 1822 enthaltenen Bes 
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fimmungen, toonach ausländifche Handwerker, welche ihr 
Gewerbe im Inlande betreiben wollen, felbft dann, wenn 
ſie ohne Gehülfen arbeiten, Gewerbeſteuer erlegen müffen, 
biernach allgemein feftgefegt wird: daß ausländifche Hands 
werfer, welche im Inlande ihr Gewerbe treiben wollen, 
Gemwerdfteuer zu entrichten nur unter denfelben Voraus⸗ 
fegungen verpflichtet find, unter denen die Gewerbſteuer⸗ 

pflichtigfeit inländifcher Handwerker eintritt, 

- Sie find jedoch ſchuldig, allen PolizeisVorfchriften, . 

‚welchen die Inlaͤnder Genüge Jeiften müffen, bei Vermei⸗ 

‚ bung der, auf die Nichtbeachtung gefegten Strafen fich zu 
unterwerfen, und möäffen auch dem $. 19. des Gewerbe: 
feuer» Gefeged vom 30. Mai 1820 gemäß, der Communals 
Behörde die vorgefchriedene Anzeige von dem Anfange und 
dem Aufbören ihres Gewerbs:Betriebed machen, mwidrigens 
‚fall fie in. die durch den $. 39. ibid. angeprdneten Stra⸗ 
. fen verfallen. Dinfichtlich des Gewerb3: Betriebs der Aus⸗ 
Jänder im Umherziehen, bat es bei den Vorſchriften im 
$. 12. des Negulativd vom 28. April 1824 fein Bewenden. 
: Berlin, den 17. September 1826. 


An 
die Koͤnigl. Regierung zu Erfurt. 
Abſchrift zur Nachricht und Achtung an ſänmtiche 
Koͤnigl. Regierungen. 
Berlin, den 17. September 1826. 
Der Minifter des Innern. Der Finanz: Minifter. 


v. Shudfmann. v. M:o$. 


44 j 
EireularsRefeript bes Koͤnigl. Finanz» Minifteriums an 
fämmeliche Königl. Regierungen, die. Gewerbefteuer 
der Schiffer betreffend. 
Es iſt verfchiedentlich, bemerft worden, daß bei der 
"Erhebung der Gemwerbfteuer von dem Schiffer-Gewerbe mit 
Stromſchiffen und Lichterfahrzeugen die ..gefeglichen Vor⸗ 


I 
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fchriften nicht überall richtig angewendet worden find; es 
wird daher hierdurch in Erinnerung gebracht und zur Nach ; 
achtung Seitens der Königl. Regierung feflgefegt: 
u ı) Die. für das Schiffer - Gewerbe mit Stromſchiffen 
und Lichterfahrzeugen nach Maaßgabe ihrer Tragbarkeit 
zu entrichtende Gewerbſteuer iſt ein Jahresſatz, der zu ſei⸗ 
nem vollen Betrage, ohne Ruͤckſicht darauf entrichtet wer⸗ 
den muß, wie lange im Jahre das Gewerbe wirklich be⸗ 
trieben worden. 
2) Es müſſen daher Schiffer, welche ihr Gewerbe 
erſt im Laufe des Jahres anmelden, die Steuer fuͤr die 
bereits verlaufenen Monate ſogleich nachzahlen, und auch 
dann, wenn fie ihr Gewerbe abmelden, doch für den er 
berreft des laufenden Jahres die Steuer fortzahlen. 
3) Schiffer, die feinen beſtimmten inländifchen Wohnflg . 
haben, mo die laufende Steuer in monatlihen Terminen 
von ihnen erhoben werden kann, oder die außerhalb diefeß | 
Wohnfiged, ihr Gewerbe bei der. zur Erhebung der Ges 
wwerbes Steuer angeordneten Behörde anmelden, find ver⸗ 
pflichtet, ſofort die ganze Jahresſteuer zu entrichten, da fie 
unter der gedachten Borausfegung völlig denjenigen gleich 
ſtehen, welche ein Gewerbe im Umherziehen betreiben. 
4) Ein höherer Steigerungsſatz muß ſogleich ange» 
wendet werden, ald das Maximum der Laſtenzahl für den 
vorausgehenden Steigerungsfag überfteigen wird, fei es 
auch nur um eine Laſt; es findet alfo Anwendung der 
Steuerfaß von 4Rthlr. auf alle Schiffe von mehr als 12 
bis zu 18 Laften Tragbarkeit einfchließlich, der Steuerſatz 


- von 53Rthlr. auf ale Schiffe von mehr ald 18 Laften 


bis zu 24 Laſten Tragbarkeit einfchließlih u. f. w. 

5) In den, dem Eirculare vom 21. November 1822 
gemäß, deffen forgfältige Befolgung allgemein in Erinnes 
rung gebracht wird, den Schiffern auf einem gedruckten 
Sormulare zu ertheilenden Befcheinigungen ift ausdrücklich 
die Zahl von Laſten zu bemerken, welche der Schiffer als 
diejenige angegeben hat, die fein Schiff zu tragen vermag, 
. and find. die Steuer: Behörden an Orten, wo fehiffbare 

. Slüffe und Kanäle fich befinden, nach Unterfchied unmirtels 
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bar oder — Requiſi tion des Probinzial⸗ — Direk⸗ 
tors anzuweiſen, daß fie nicht allein dem Ciheular vom 
21. November 1822 gemäß, durch Vorzeigung der vorges 
ſchriebenen Befcheinigung ſich darüber Auskunft geben lafs 


fen, dag Überhaupt die Gewerbfteuer für das laufende Jahr 


- 


berichtige wird, fondern auch, wenn durch Vergleichung der 
dem Schiffer über die Gewerbſteuer ertheilten Beſcheini⸗ 
gung mit den übrigen amtlichen Schiffs- Papieren ſich er- 


geben follte, mwie er die Tragbarkeit feines Schiffes um 
mehr als 6 Laflen zu gering angegeben hat, ‘die auf ſolche 


Weiſe entdeckte Gewerbiteuers Defraudation fofort der Koͤ⸗ 


| nigl. Regierung, in deren Bezirk das Gewerbe von deu 


Schiffer angemeldet war, unter Einfendung einer beglau⸗ 
bigten Abfchrift der von. dem Schiffer producirten Beſchei⸗ 
nigung über die Gemwerd: Steuer, auf welcher zugleich, daß 
ſolches gefchehen, bemerkt werden nıuß, zur Veranlaſſung 
der Beſtrafung des Schiffers auzeigen. 

6) Bevor dem Schiffer die Beſcheinigung über die 


Ä Gewerbſteuer fuͤr das laufende Jahr ausgehaͤndigt wird, 


% 


iſt derfelbe zur. Produktion der feinem Schiff im abgewi⸗ 


chenen Jahr erteilten Befcheinigung anzuhalten, um dar⸗ 
aus Kenntniß zu nehmen, ob die Gewerbſteuer berichtigt, 
und gegen bie behauptete Tragbarkeit des Schiffes nichts 
erinnert worden. 
Berlin, den 13. Oktober 1826. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
v. Mo tz. 


45 — 
Publitandum der rKonigl. Regierung zu Stettin, bie von 
der Rhederei zu entrichtende Gewerbeſteuer betreffend. 





Zu Beleitigung von Mißverftändniffen, welche fich in - 
Beziehung auf die von der Rhederei zu entrichtende Ge⸗ 
twerbefteuer eingefchlichen zu haben feheinen, wird in Ges 
maͤßheit höherer Verfügung hiedurch bekannt gemacht: 

1) daß zwar dann, wenn der, Correſpondenz führende 


’ 
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Rheder aufmaun iſt, und ſelbſt einen Ancheit am 
dem Schiffe befigt, von der Nhederei eine ——— 
Gewerbeſteuer nicht erhoben werden ſoll; 
2) Daß. jedoch im entgegengefegten Falle, wenn nemlich 
der Correſpondenz⸗Rheder einen Antheil am Schiffe 
nicht befißt, die. Gewerbeſteuer — von ‚der 
Rhederei zu berichtigen iſt. ö 
— Rheder, auf welche der ‚Sag zu 2) Anwen -⸗ 
dung findet, werden daher hiedurch bei Vermeidung der 
Gewerbeſteuer / Contraventionsſtrafe aufgefordert, ſofort den 
Betrieb ihres Gewerbes bei der PEN — - 
Behörde anzumelden. | 
zu Stettin, den 28 Derenfie 1826. 
asp rn 
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Pubtifandum der Koͤnigl. Regierung zu die, die Ge⸗ 
werbeſteuer der Handwerker ruͤckſichtlich der Fe 
beftimmung betreffend. J 
Dlie Vorſchrift der uͤber die Ausfuͤhrung des Gewerb⸗ 
Mine Gefeges unterm 23. November 1820 erlaffenen Ins 
firuftion $. 6. 

„daß Dandiverker, bei denen die Zahl der Gehuͤlfen ab⸗ 
„uuwechſeln pflegt, z. B. Maurer und Zimmerleute, wenn 
„ſie auch nur einige Zeit im Jahre zwei Gehülfen Hals 
„ten, für das ganze Jahr als ſteuerpflichtig zu halten 
„find,“ 

wird hiermit, auf den Grund einer höheren Ortes ergan⸗ 
genen Beſtimmung dahin erläutert, daß dieſelbe ſich ei— 
gentlich auf ſolche Handwerker, in deren Gewerbe es liegt, 
daß es nur während eines Theils des Jahres oder wäh: 
rend der demfelben günftigen Jahreszeit betrieben wird, 
bezieht. | 
In Hinſi cht dieſer muß es dabei bleiben, daß ſie fuͤr 
die ganze Dauer des Jahres gewerbſteuerpflichtig ſind, wenn 
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‚fie auch nur während der: günftigen Jahreszeit das Ge: 
werbe ‚im fteuerpflichtigen Umfange betrieben haben. Bet 
allen anderen Handwerkern. aber muß geflattet werden, 
„daß fie die Beſchraͤnkung ihres Gewerbes, durch welche es 
ſteuerfrei geworden, Behufs der Befreiung: von. der Steuer 
auch. im laufenden Jahre anmelden dürfen. . 

Die Kreis: und Communals Behörden haben hiernach 
zu verfahren; zugleich werden ſie angewieſen, in den Ab: 
gangs⸗Liſten jederzeit den Tag anzugeben, an welchem, Sei 
tens der Segtgedachten ‚Handwerker. die Abmeldung einge 
gangen iſt, um demnach beurtheilen zu ringe er wie 
lange die Steuer entrichtet werden muß... . . 
| Trier, den 13. November 1826. 

N Ä FORMEN Regierung. 


| 47: 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu er bie Se 
| werbefteuer ber Agenten von — 
| ten „betreffend. _ En 


Des Herrn Finanz» Minifters; Ercelenz haben auf 
dieffeitige Anfragen mittelft „hohen .‚Neferiptd vom 17ten 
v. M. entfchieden, daß mit Nückficht auf die Allerhoͤchſte 
in ı0. Stück der diedjährigen Geſetzſammlung abgedruckte 
Kabinets⸗Ordre vom 11. Juni d. J. gegenwärtig feinen 
Zweifel unterworfen if, daß auch Agenten in= und aus 
ländifcher Verficherungs-Anftalten gewerbefteuerpflichtig. find. 

Indem wir diefe Entfcheidung zur allgemeinen Kennt: 
niß bringen, weifen wir die Communal- und Kreis-Behoͤr⸗ 
den hiermit an, die Agenten der Verſicherungs-Geſellſchaf⸗ 
ten mit der Gewerbſteuer vom Handel ſofort zu belegen, 
und die Betraͤge in die naͤchſte Zugangs:Liſte aufzunehmen. 
Sollten dergleichen Agenten aber umherreiſend ihr Gefchäft 
betreiben; fo find fie außerdem zur Löfung eines Gemwerb- 
ſcheins anzuhalten. | 

Trier, den 11. November 1826. 

Königl. Regierung. 
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Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Chlln, die Li⸗ 
midirung der unbeibringlichen Klaſſen- und Gewerbe⸗ 
ſteuer⸗Quoten betreffend. 
Durch eine Verfügung der‘ Konigl Ober /deechnunze 
Kammer iſt beſtimmt worden, daß die, durch Zahlungs: 
Unvermögenheit der Steuerpfliätigen bei der Klaſſen⸗ und 
Gewerbeſteuer entftändenen Ausfälle in der Rechnung uns 
ferer Haupt» Kaffe mit den von den Steuer, Einnehmern 
darüber anzufertigenden Liſten belegt werden follen, welche 
bei jedem einzelnen Steuerpflichtigen die Urfachen der Ruͤck⸗ 
ftände und die perfänlichen, die Niederfchlagung begründen . 
den Verhäfeniffe, wozu der Mangel an Exekutions⸗Objek⸗ 


ten allein nicht ausreicht, fobald der Debent arbeitsfähig . 


ift, Verdienft Hat, in Lohn ſteht u. f- w. enthalten müffen. 
Sodann find diefe Liſten von der Ortds Behörde, dem 
Steuer» Kontrofleur, und dem Landrathe volftiändig zu bes 
gutachten, und uns in duplo zur Entfcheidung vorzulegen.” 
Wenn felbige alddann von der Drid-Behörde dahin ats 
teftirt worden, daß die von ung niedergefchlagenen Beträge 
in der Rolle gelöfcht, und die Debenten davon in Kennt: 
niß geſetzt find, fo find dieſelbe ald Kechnungs: Beläge ge 
nügend, ohne daß. ed der Quittirung durch die einzelnen 
Nachlaß: Bewilligten fernerhin bedarf. 

Die Steuer : Einnehnier werden daher hierdurch an⸗ 
gewieſen, die fraglichen Liquidationen von dem laufenden 
Jahre an, nach dem nachſtehenden Schema anzufertigen, 
und in duplo den Koͤnigl. Landraͤthen einzureichen, welche 
dieſelben, nach eingeholtem Gutachten der Orts-Behoͤrden, 
mit den erforderlichen Anträgen verſehen, an und zur Ente. 

feheidung zu befördern haben. 

Coͤlln, den 10. November 1826. 


Koͤnigl. Regierung. 
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Antrag deß 
Steuer— 
Einnehmers. 


Da die vorgedach⸗ 
ten Steuer⸗Quoten 
“aus den vorſtehend 
foeztel angeführten 
Gründen nicht bel⸗ 
‚zubringen find, ſo 
wird aufdieNtieder- 
ſchlagung der Sum⸗ 
me. non 


hiermit angetragen. 
N. de 


nv. 
Der Steuer- Ein⸗ 
nehmer. 


Schluß⸗Guta ch— 
ten des Buͤr— 
germeiſters. 


Durch Einſicht der 
Heberollen habe ich 
mic) davon über- 
zeugt, daß die qu. 
Steuerquoten noch 
hal fi ad, er 
von die 
aus den — * 
geführten Gründen 
uwneinziebbar find; 
ferner. wird befcheis- 
nigt, daß die Deben- 


ten weder pfändbare 


Mobilten, noch fonft 
Verdienſt haben, wo⸗ 
durch die Berichti- 
gung der Steuer ers 
zielt werden koͤnnte, 
endlich (jedoch nur 
beider Gewerbeſteu⸗ 
er), daß diefelben die 


Gewerbe nichtmehr 


betreiben, resp. ih⸗ 


nen gelegt worden 
fd. geleg 


Der Bürgermäifer 


u N.N. zur Niederſchlagung 





INBNE 


Anträge des 
Steuer - Kon- 


trolleurs und 


Randratbs. 


Unter Bezugnab- 
me auf die vorſte⸗ 
benden beſondern 
Bemerfungen wird 
auf einen Nachlaß 
zur Summe von 

N. N 


mit der Befcheint- 
gung angetragen, 
aß nach den einge- 
fehenen Egefutiong- 
Liſten die zuläßigen 
————— zur 
ehdri ge Zeit und 
In ge riger * Ir 
ohne € | 
— — 


Der Steuer⸗ Der 
Kontrolleur. Land⸗ 
rath. 


+ 


nur me- = — — 


x .999 


Belheinigsung bes Bürgermeifters übe 
f gung A— r die erfolgte 


Daß, da inzwifchen auf die erlaffenen Steuerquoten gemäß der - 
Heberollen Feine Zahlung erfolgt if, die niedergefchlagenen Potter 
nunmehr in der Rolle geloͤſchet, und Die Debenten davon in Kennts 
Sin gefept worden find, befcheinigt 3 

——— 

Der Buͤrgermeiſter. 


| — 49. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, wegen 
bes Verkaufs laͤndlicher zur Nahrung dienender Erzeug— 
niſſe in mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdten und 
deren ſteuerfreien Einbringung in Quantitaͤten un⸗ 
| u ter 7. Bentner. ' | 





Im dolge Hohen.Neferipts des Herrn Finanz Minis 


ſters Ercelenz vom 16ten v. M. No, 17289. wird dem - 


Publifo die im Amtöblatt pro 1825 sub No, 35., Seite 
86 erlafiene Bekanntmachung vom 29. Januar v. J. 
wornach zu den Erzeugniffen, welche Landleute ohne 
Haufir sGewerbefihein auch außer den Markttagen durch 
Umhertragen in den Straßen feil bieten können, nicht 
Mehl gehört, und Hinfichtlich ded Mehlverfaufs außer 
den Markttagen der $.,4. des Danfir: Negulativs vom 
28. April 1824 nur auf das von den. Müllern ſelbſt 
gefertigte Mehl Anwendung finder; auch Bäder, Schlaͤch⸗ 
ter und Mehlhaͤndler, welche außer der halben Bann 
- meile einer mahl» und fchlachtfieuerpflichtigen Stadt 
wohnen, in Gemäßbeit jenes Negulativs nur auf den 
Wochenmärften, und außer denfelben nur auf vorgän- 
gige Beftelung an beflimmte Abnehmer ohne Gemwerb> 
ſchein verkaufen dürfen, wogegen fie zum Berfauf au: 
Ber der Marktzeit einen Gewerbſchein loͤſen müffen, 
hierdurch in Erinnerung gebracht, und es wird gleichzeitig 
bemerkt, daß nach $. 15. Litt. e, des Mahlfteuer:Gefeges 
vom. 30. Mat 1820 — .conf.. ertraordinaire Beilage zu 
Stuͤck XXXIX. pag. 23: des Amtsblatts pro 1820 — 
Stt2 
— 
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derjenige ſich — — ſchuldig macht, 
welcher die im F. 14. des gedachten Geſetzes benannten 
Waaren zum Handel in Duantitäten unter „z Zentner 
| mittelſt Wiederholung einbringt oder einbringen läßt. - 
Dergleichen Eleinere Quantitäten eingehender Mehl: 
und Fleiſchwaaren muͤſſen daher beim Eingange in mahl- 
und fehlachtftenerpflichtige Städte in den Thor -Rontroff- 
Aemtern oder Steuers Hebeitellen angemeldet werden, wenn 
felbige nicht in prozeſſualiſchen — RR werden 
Sollen. 
” Oppeln, ben 2. Noveimber. — 
ar Preuß. NEBEN: 


50. 

Circular⸗ Reſcript des — — Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Unterſuchungen ge 
gen auslaͤndiſche Hauſirer wegen Gewerbeſteuer⸗ 

Contraventionen betreffend. 

Da in dem 9.4. des Geſetzes wegen Entrichtung der 
Gewerbeftener vom 30. Mai 1820, auch anf die $.$. 9: 
und 92, der Steuer-Drdnung vom 8. Februar ı819 bins 
gemwiefen worden, wonadh folche, einer Steuer - Contraven- 
tion Befchuldigte, welche der Flucht verdächtig find, per, 
föntich angehalten und dem naͤchſten Gericht übergeben 
. werden müffen, von dem Untergerichten aber wegen Steuer: 
Eontraventionen eine Unterſuchung nur eingeleitet werden 
darf, wenn die darauf gefegte Strafe, einfchließlich des 
Werths des Confiscats, nicht die Summe von 50Rthl. 
uͤberſchreitet; fo find zur Befeitigung der Schiierigfeiten, 
welche. hieraus. in dem Verfahren gegen, der Flucht vers 
daͤchtige unbeſugte Hauſirer aus dem Auslande hervorge⸗ 
gangen, indem die, von dieſen verwirkte Strafe, einſchließ⸗ 
ich des Werths der zu confiscirenden Waaren in, der Re⸗ 
gel die Summe von 50 Athle. überfleigt, fämmtliche Ober: 
gerichte in den Provinzen, wo die Gerichts DOrdhung: eins 
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geführt ift, durch den Herrn Juſtiz⸗Miniſter Excellenz ans 
gewieſen worden, die Üntergerichte im Allgemeinen zu be 
auftragen, daß fie fich der Unterfuchung wegen Gewerb⸗ 
- fieners Contraventionen gegen folche ausländifche Haufirer, 

deren perfönliche Verhaftung von der Könige, Verwal⸗ 
tungss Behörde für nörhig erachtet wird, fofort, als ihnen 


die Alten überliefert werden, auch dann unterziehen, wenn 


die Strafe inclusive des Werths der confiscirten Sachen, 
auch die Höhe von so Rthlr. Überfchreiter, in welchem 
letztern Falle jedoch die Alten zur Abfaffung ded Erkennt: 
niſſes an die Dbergerichte werden eingefchickt werden. 
Die Koͤnigl. Regierung hat dies durch das Amisblatt 
zur Kenntuiß der Steuer/Erhebungs-Behoͤrden zu bringen. 
Berlin, den 5. Dftober 1826. 

Der Sinanz» Minifter. | 

v. Mo. 


| sı. | 

r GicutaroReferip des Koͤnigl. Juſtiz⸗ Miniſteriums, aht 

faͤmmtliche Könige. Provinzial: Sufkizs Behörden, 
biefelbe Angelegenheit ———— 


— ræ — — 


gu den Antrag des Herren Finanz s Minifterd wird 
das Königt. Ober⸗ Landedgericht angewieſen, die linterges 
richte feines Bezirks im Allgemeinen zu beauftragen, fich 
der Unterfuchung - wegen nen ges _ 
‚gen folche ausländifhe Hauſirer, deren perfönliche 
Berhaftung von der Königl. Verwaltungs, Behörde für 
nöthig erachtet wird, fofort als ihnen die Akten überliefert 
‚worden, auch dann zu unterziehen, wenn die Strafe in- 
‚clusive ‚des Werths der confiscirten Sachen auch die Höhe 
von 50 Rthlr. uͤberſchreitet; in welchem letzteren Falle je⸗ 
doch die" Akten zur Abfaſſung des Erkenntniſſes an das 
Königt. Dber Landesgericht einzufchicken ſ nd 
Berlin, der 18. September 1826. 
Der Juſtiz-Miniſter. 
WMW —— ———— 
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Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und ‘ber 


Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Bes 


ſtrafung der von untergeordneten Behörden und Beam 


een begangenen Stempel-Kontraventionen betreffend. . 


‘ Die Koͤnigl. Regierung verkennt in Ihrem Berichte 


vom sten d. M., die Feſtſetzung von Stempel:Strafen ges. 


ir 


gen die Ihr untergeordneten Behörden und. Beamten bes 


treffend, daß StempelsKontraventionen, melde eis 
nem Beamten bei feiner Dienft-Berwaltung zur Laſt fal⸗ 


‚Ien, ſich von andern Steuer-Uebertretungen ſehr weſent⸗ 


lich darin unterfcheiden, daß der Beamte in der Regel fein 
perfönliches Intereſſe dabei hat, den Stempel zu umge 
ben; daß Falls er die Beobachtung des Stempel: Geſetzes 
in ſeiner Amtsfuͤhrung vernachlaͤßigt, das ihm zur Laſt 


fallende Vergehen feiner. eigentlichen Natur nach in der 
Regel keine Steuer - Defraudation, fondern ein reines Amts⸗ 


Vergehen ift, das nur darum mit derfelben Strafe, mie 
die Defraudation der Abgabe geahndet werden fol, weil 
in den meiften Faͤllen die Verkürzung der letzteren durch 
ein folches Amts Vergehen wirklich herbeigeführt wird. 
Die Ruͤckſicht auf die wahre Natur eines. folchen 
Vergehens hat auch offenbar die. gefegliche Beftimmung 
herbeigeführt, daß die Feftfegung ‚der dadurch verwirkten 
Strafe von der dem Beamten vorgefegten Behörde auds 


+ gehen fol, und es ift Fein hinreichender Grund vorhanden, 


von diefer ganz allgemeinen Regel, lediglich in Dinficht 
auf die der Könige. Regierung untergeordneten Beamten, 
eine Ausnahme zu machen, zumal ‚auch bei denjenigen Kö- 
nigl. Degierungen, welchen noch jeßt die Verwaltung der 
indireften Steuern obliegt, bei richtiger Anwendung. des 
Stempel-Gefeges dergleichen Straf: Feftfegungen doch nicht 
von der Abtheilung der indirekten Steuern, ſondern von 
derjenigen Abtheilung ausgehen muͤſſen, welche die dem 
Beamten vorgefeßte Dienft> Behörde if, 

Auf jeden Fall koͤnnte eine ſolche Ausnahme, als die 
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Fönigt, Regierung in Antrag bringt, nur er eine Abs 
änderung des Gefeßed, welche von dem Gefeßgeber feibft 
- ausgehen müßte, feftgefegt werden. Die MWeitläuftigkeir, 
die durch die beftehende Verfaffung angeblich in das Straf- 
Verfahren gebracht wird, läßt fich Teicht abkürzen, wenn 
die Königl. Negierung zunächft nur die Erklärung des An⸗ 
geſchuldigten über die ihm zur Laſt gelegte Kontravention, 
das corpus delicri -aber erſt dann einfordert, wenn des 
Angeſchuldigten Verantwortung Anlaß giebt, — Kennt⸗ 
niß von letztetem zu nehmen. 

Was aber den beſonderen Fall betrifft, der zu dem 
vorliegenden Berichte Veranlaſſung gegeben bat, fo wild 
ed: darauf ankommen, ob gemöhntiche — als 
wirkliche Beamten, und ob namentlich der N. N. dafuͤr 
anzuerkennen ſei, da haͤufig und wohl in der Kegel, auch 
folhe am Prte zur Ausübung der Wundarzneitunft ap: 
probirte Individuen, die weder Gehalt beziehen, noch fonit 
einen amtlichen: Charakter befigen, als. ——— be⸗ 
zeichnet werden. 

Berlin, den 19. December 1826, 
Der Minifter, des Junern. Der. Zr der Finanzen. 

v. Shüdmann. m Mop | 


Schreiben der Königl. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an bes: Königl. wirffichen Geheimen Staate: 
und Kriegs: Miniffers Herrn v. Hafe Excellenz, die 
Nichtanwendung von Stempelftrafen rücfichtlich der 
bei den Militair- Verwaltungs» Behörden und Truppen- 
—— s ungeſtempelt eingehenden Sn be 
Ä — 

Ew. Erin, erwiedern wir Yan ‚ergebenft auf das 
geehrte Schreiben vom -2ıflen v. M., daß, da in dem. 
Stempel » Tarif vom 7. März 1822 unter „Geſuche“ der 
Gebrauch des — nur fuͤr ie En ans. 
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geordnet if, welche ein eig. Intereſſe zum Gegenſtande 
haben, und bei ſolchen Staats» und Communal⸗ « Behörden 
oder Beamten eingereicht werden, denen die Ausübung eis 
ner richterlichen oder polizeilichen Gewalt übertragen ift, 
oder welchen die Verwaltung öffentlicher allgemeiner Ab⸗ 
gaben obliegt, nach unferer Anficht für die. bei den Mill. 
tair» Berwaltungs= Behörden und Truppen: Ronmando’s. 
ungefiempelt eingehenden Gefuche, meder eine. Stempel⸗ 
firafe feftgefeßt, noch ein Stempel nachgefordert, oder der 
$. 23. de Stempelgefeges in Auwenduns — wer⸗ 
ben kann. * — 

Berlin, den 13. Oklober 1836. 
Der Minifter des Innern. Der Diälfer der Sinanen. 

v. Schuckmann. v. Mog, 
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Reſcript der Koͤnigl. — bes — und — 

Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N.-N,., die 

Stempelpflichtigfeit der Gefuche um Confetirung unbe⸗ 

ſoldeter Buͤrgermeiſter⸗Stellen in den Rheinpro⸗ nr 
vinzen betreffend. 


— t — 


Es iſt ganz unzulaͤßig, die Stempelpflichtigkeit eines 
Geſuchs von den Motiven abhängig. machen zu wollen, 
welche den Bittſteller dazu bewogen haben fönnen, und 
an fich alfo gleichgültig, ob derjenige, welcher ſich um die 
Stelle eines unbefoldeten . Bürgermeifterd bewirbt, durch 
ſein Intereſſe fuͤr das oͤffentliche Wohl, oder durch andere 
Gründe dazu beſtimmt wird: vielmehr genügt es, daß 
dergleichen Geſuche zu ſolchen Verhandlungen nicht gehoͤ⸗ 
ren, welchen der F. 3. im Geſetze vom 7. Maͤrz 1822, 
oder der Stempel, Tarif die Stempelfreiheit zugeſichert hat, 
daß ihr Gegenftand aber nach Gelde nicht fchägbar ill, 
und wird dadurch die Anſicht des Provinzial» Steuer Dis. 
rektors zu Coͤlln, gegen welche die Königl. Diegierung im. 
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Ihrem Verichte vom 6ten v. M. Sich geaͤußert, als voͤl⸗ | 
Ks begründet gerechtfertigt. 
Uebrigens beweifen die Neelamationen entlaffener Bir 


germeifter, in welchen oft. behauptet wird, daß diefelben J 


mit ihren Familien durch die Entlaſſung brodlos gewor⸗ 
den ſeien, daß man in den Rheinprovinzen die Buͤrger⸗ 
meiſterſtellen nicht als unentgeltlich verwaltet anſieht, viel⸗ 
mehr die Buͤreaukoſten als Beſoldung betrachtet. 

Es wird indeſſen genehmigt, daß fuͤt die Pergangmn- 
heit die Nachforderung: der Stempel und die: Einziehung 
von. Strafen in den von den u En bereits 

defectirten Faͤllen ausgeſetzt bleibe. | n 
| Berlin, den 14. December 1826. 
Der Minifter ded Innern, Der Diniſter der Stone 
2. Shudmanm ...... m. Mob 


z ze; 
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Cirular-⸗Reſeript des Koͤnigl. Finanj⸗Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die ——— 
na" an ‚von ie ee ai a 


EA U SEE, 


“Bi 8 is je genntaiß des Fnanz⸗Miniſteri gekommen, 
Daß die Vorſchrift im F. 9. Litt. e. des Stempel-Öefeges 
von 7 Maͤrz 1822, wo es heißt: 

„bei Fidei-Kommiß⸗ Anfänen wird nicht der Werth der 
„Subſtanz, fondern nur der Werth der Nugung, nach 
„der $. 4. Lite c. enthaltenen Seftimmung, als ſtem⸗ 
"„pelpflichtiger. Erwerb’ ängefehen* | 

verſchiedentlich auch auf Lehnsanfaͤlle angewendet worden iſt. 

"Eine ſolche Auslegung des Stempelgeſetzes iſt aber, 
womit auch’ das Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterium ſich einver⸗ 
ſtanden erklaͤrt hat, aus dem Geſetz nicht zu begründen, 
indem nach den allgemeinen Rechtsgrundſaͤhen ubekdana⸗ 
loge Anwendung der Geſetze, aus einer für einen beſtimm⸗ 
ten Gegenftand ausnahmsweiſe ‚getroffenen geſetzlichen Be⸗ 

—— eine Ne andere rn gültige gel nicht. 
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abgeleitet werden kann, wie folches gerade im vorliegenden 
Falle auch dadurch deutlich wird, daß die Anwendung: der 
Litt. e. F.9. des ‚Stempelgefeges, wenn ſie auf - Anfälle 
von Lehnen zu ‚geftarten wäre, auch auf Anfälle: der in 
"den $$. 680 seq. Tit. 18 Theil J. des Allgemeinen Lands 
rechts bezeichneten Grundftücfe würde geſtattet werben muͤſ⸗ 
fen. Dei Berechnung des Erbfchaftäftempels von Lehn- 
anfallen, iſt daher allerdings der Werth dei —— als 
ſtempelpflichtiger Erwerb anzuſehen. 
Be aM 26. September. 1826. 
a} Der Ben F 5 
| Ä * Mor. 





Publikandum der Provinzial⸗Steuer⸗Direktion in Cölln, 
die Anwendung des Stempels bei Beglaubigungen 
i ‚von Unterſchriften betreffend. 





& * von — Behörden: und — die An- 
fiht aufgenommen worden, daß: auf die Beglaubigungen 
von Unterfehriften die Beftimmung im Stempel-Tarif vom 
7. März 1822 bei dem Worte: | „egalifation: von Urkuns 
den“ anwendbar ſei. 

Unter dem Worte: „gegalifätion®. find jebech nur At⸗ 
teſte daruͤber zu verſtehen, daß der angebliche Ausſteller 
einer Urkunde, feiner angegebenen Qualität zufolge, zu de⸗ 
ren Ausftellung befugt gewefen. Zeugniſſe darüber, daß 
der unter der Urkunde: Unterzeichnete ‚wirklich derjenige fei, 
für den er fich ausgiebt, oder wirklich die Urkunde unters 
zeichnet babe, koͤnnen hierher. wicht gerechnet werden, viels 
mehr find ſolche als Rekognitions-Atteſte für fih dem 
Stempel von 15 Sgr. unterworfen. 

Nur Bei nicht amtlichen (Privat) Atteften if nachge⸗ 
laſſen worden, daß die Beglaubigung uͤber die Perſon 
des Ausſtellers von Seiten der Orts-Behoͤrde, in ſofern 
dieſe Beglaubigung auf das ausgeſtellte Atteſt geſetzt wird, 
ſtempelfrei behandelt werden Bf 


| | a 1007: 
Aus Veranlaffung eines Reſcripts des Herrn Gene 
abs Direftord der Steuern vom. 23ften v. M. made ih 
‘ die betreffenden Behörden und Beamten: hierauf auſmerkſam. 
Coͤlln, den 7. Oktober 1826. 2 
Der Geheime Ober Finanz⸗Rath und Prooinꝛial⸗-Steuer⸗ 


Direktor. : 
in wi ® — N % 


Se ee 
Eircular⸗ — des Koͤnigl. Miniſterums des Innern 
an ir Königl. Regierungen, die 
eines Wegegildes —— 


€ 





AL 


| Es if ber Sarf Borgeforhinen ; ** — — 
Kreiſes eine Straße chauſſeemaͤßig gebauet, und hinterher 
von demſelben die Berechtigung zur ——— eines We⸗ 


F Le nachgeſucht worden ift, 


' Des Königs Majeſtaͤt haben auf: wen, Allerhoͤchſtden⸗ 
| ſelben hieruͤber erſtatteten Bericht, bei Gelegenheit der 
Entſcheidung über den einzelnen Fall, zu beſtimmen geru⸗ 
bet, daß, wenn auch der chauffeemäßige Bau der Neben⸗ 
firaßen die möglichfte Beförderung verdiene, ‚doch die. bes 
treffenden Behörden nicht nach eigener Willkuͤhr einen fol 
chen Dau einleiten follen, vielinehr, wenn der Kreis‘ den 
Koftenerfag in Anfpruch nehmen wolle, die erforderliche 
. "Genehmigung zuvor auszuwirken ſeii. 

Der Könige. Regierung wird dieſe Allerhoͤchſte Be⸗ 
ſtimmung mit dem Auftrage bekannt gemacht, ſolche zur 
Kenntniß der betheiligten Unter-Behoͤrden zu bringen. 

Nach dieſer Beſtimmung werden kuͤnftig nachtraͤgliche 


Geſuche wegen Bewilligung von Erhebungs-Berechtigungen 


für Straßenanlagen, die nicht zuvor von dem Minifterium 
genehmigt worden find, unbedingt zurüsfgemwiefen werden. 
Berlin, den 29. Auguſt 1826. 
Minifterium ded Junern. Zr 
u Schuckmann. 
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Forſt- und Jagd Verwaltung. 


. — ‚DB 58. 

Reſcript des Königl. Juſtiz-Miniſteriums an das Koͤ⸗ 

nigl. ObersLandesgericht zu Frankfurt a. D., daß Forſt⸗ 

Beamte von dem Ausfalle ver Holzdiebſtahls⸗Unter⸗ 
fuchungen in Kenntniß zu ſetzen ſeien. 

Auf wiederholte Berwendung des aonigi. Finanz⸗ 
Miniſteriums iſt jetzt der Juſtiz⸗Miniſter damit einverſtan⸗ 
den, daß in denjenigen Holz-Diebſtahls⸗Sachen, welche 
ſich nach ſ. 30. 31. und 32. des Geſetzes vom 7. Juni 
3821, zum peinlichen Verfahren eignen, von dem Ausfall 
einer folchen Unterfuchung den Forſtaͤmtern ex oflicio’ 
Nachricht ertheilt werden fol. 

Das König. Dber » Landeögericht Hat ſich hiernach 
ſowohl ſelbſt zw achten, als auch die — ſein es 
ee darnach anzuweiſen. 

—— den 15. September 1826. 

Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Graf v. Dandelman. 





D. 
Don Verwaltung. 


— 

Ercakt aus dem Generals Girculare des Königt. Gene⸗ 
ral⸗Poſtamts an ſaͤmmtliche Poſt⸗Aemter, Poſt-Ver— 
waltungen und Poſt⸗ Erpeditionen, verſchiedene Poſt—⸗ 
ee und — enthaltend. 





Berufs und portofreie ERS Trennung derſelben 
bei Verſendung mit der Poſt. 


2) Es iſt in Bemerkung gekommen, daß Behörden 
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bei Sendungen in foichen Angelegenheiten, wo die Kors 
refpondenz oder die Schriften überhaupt die Portofreiheit 
‚genießen, Gelder und Packete aber portopflichtig ſind, der⸗ 
‚gleichen Gegenftände ungetrennt mit einer Adreſſe unter 
portofreier Rubrik zur Poft liefern, auch wohl gar die 
portopflichtigen Gelder, namentlich, wein bie Abfendung 
in Kaffen : Anweifungen gefchieht, den Schriften beipacken, 


und mit diefen unter einen Converte und unter portos 


‘ freier Rubrik abſchicken. Diefed Verfahren. ift wider die 
‚Ordnung, and etſchwert befonderd die richtige: Anwendung 
der Tare. Es wird daher Hiedurch beſtimmt, daß in allen 
Sälfen die portofreien Gegenftände jederzeit von dem. portos 
pflicheigen getrennt, und ‚mit befonderer Adreffe zur Poſt 
‚geliefert werden müffen, worauf die abfendenden Behörden 
bei vorkommenden Veranlaffungen durch die colligirehden 
Bofl-Anflalten auf beſcheidene Weiſe aufmerkſam — ma⸗ 
chen ſind. 
Fahrpoſt-⸗Verbindung zwiſchen Rom und Neapel hat — 
4) Die bisherige Fahrpoſt-Verbindung zwiſchen Rom 
and Neapel hat ſeit kurzem aufgehört, und es koͤnnen des⸗ 
halb bis auf weitere Verfuͤgung, keine Gegenſtaͤnde der 
Fahrpoſt fuͤr das Koͤnigreich beider Sicilien weiter zur Poſt 
angenommen werden, als nur ſolche, welche für dort be⸗ 
findliche Oeſtreichiſche Militair⸗Individuen beſtiumt fi ind, 
und durch Feld: Poft:Couriere befoͤrdert werden. 
Saͤmmtliche Poſt-Aemter und Poſt-Anſtalten haben 
ſich hiernach zu achten, und alle andere für das Könige 
reih Sicilien beſtimmte Pärfereien zuruͤckzuweiſen. 


Portofreiheit der Korrefpondenz, welche den Juftizs Beamten, 
die fih auf Dienft-Relfen befinden, nachgefandt wird. 


5) Bei den Dienft:Neifen der Juſtiz-Beamten in ihs 
rem .Gerichtöfprengel laſſen fich dieſelben die nach ihrem 
Wohnorte "adreffirte Eorrefpondenz oft nachfenden. = 

Da es für die Partheien hart fein würde, wenn ih⸗ | 
nen durch dienftliche. Abmwefenheit des Nichterd das Porto 
erhöht würde, fo fol erlaubt fein, daß die Nachfendung 
die fer. Eorrefpondenz, gleichviel ob. fie portofrei oder pors 


— 


⁊ 
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topflichtig iſt, unter einem mit herrſchaftlichem Rubro ver, 


ſehenen Couvert geſchehen darf. Das Couvertiren muſi 


aber von der Poſt⸗Anſtalt ſelbſt geſchehen, welche zu dem 


"Ende die eingehenden? Briefe, in Händen behalten und fich 
den Det, wohin die Briefe 'nachgefandt werden follen, ent: 
. ‚weder von dem Nichter,. vor, deffen Abreife, angeben laſ⸗ 
‚fen. oder in feiner Behanfung erfragen muß. Diefe Bes 


fimmung finder übrigens nur auf die weiterherfommende 


Correſpondenz Anwendung; die ans. dem Wohnorte des 
Richters an ihn abgehenden portoflichtigen Briefe fi nd in 
J ——— Art zu behandeln. — 


Won ſelbſt verſteht ſich hiernach auch, daß jenen Con- | 
et, Familien⸗ oder andere Privat-Briefe,; welche Weiters 
iherfommen bei Vermeidung. der, gefeßfichen Strafe nicht 
beigefchloffen werden! dürfen. Eben fo müflen die Juſtiz⸗ 
Beamten bei Urlaubs⸗ und DBergmügungsdteifen, went fie 


- die in ihren Wohnort eingehende Dienft-Correfpondenz; durch 


die Poſt fih nachfenden laſſen, das taxmaͤßige Porto fuͤr 
dieſe Sendung zahlen. 
Rr cuebiaus in Oteuer/ Ange legende kan namentlich in Steuer⸗ 
Contraventionen. | 
6) Da durch die Eircular-VBerfügungen vom 13. April 
41825 und vom 27. Februar 1826 feftgefegt worden iſt, 
daß bei alfer Eorrefpondenz der Koͤnigl. Negierungen, wo⸗ 
bei ein Privat» ntereffe concurrirt, namentlich auch bei 
Steuer » Eontraventionen Porto gezahle werden: foll, fo 
folgt daraus, daß dag, bei der Correfpondenz der Juſtiz⸗ 


1 


Behörden in ähnlichen Fällen Statt findende Porto⸗Reſer⸗ 


viren, bei der Correfpondenz der Königl. Regierungen Feine. 
Anwendung, findet. | 

Die Poſt-Amts-Vorſteher werden hierauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, indem ſie die Folgen zu vertreten haben, 
welche durch Nichtbeachtung dieſer Beſtimmung etwa ent- 
ſtehen möchten. | 
Perſonengeld; Zuruͤckzahlung deffelben, wenn der Relſeude * 

‚einen Platz im bedeckten Wagen erhalten kann. 


13) In dem Circulare vom 8. December 1823 No, 


J 
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7. iſt beſtimmt worden, daß das einmal gezahlte: Perfo: 
engeld und Porto der Paͤckerei unter Feinen Umſtaͤnden 
urüchgegeben werden folle. . Diefe Beftimmung. muß je⸗ 
‚och in dem Falle eine Ausnahme erleiden, wenn ein 
Reiſender, welcher ſich zur Poſt hat’ einfchreiben Iaffen, 
dieſelbe deshalb nicht benugen will, weil er, da die ordis 
naire Poſt bei ihrer Ankunft befegt iſt, einen Sig auf den = 
offenen Beimagen erhalten fol. In diefem Falle iſt 
ſowohl das Perfonen-Geld, als die Einfchreibe- Gebühr umd 
das Franko für: die Paͤckerei des Reiſenden, in Gemaͤßheit 
der Beſtimmung des $. 8. Abfchnitt 12. der Poſt⸗Ordnung 
demfelben zurück zu erflatten. vs u 
Geldbriefe nach Oeſterrelch; wenn zu ſolchen Packete gehören, 
muͤſſen letztere mit einer befonderen Adreſſe abgehen. 


| 16) In den Kaiferlich Defterreichfchen Staaten wer⸗ 
den Briefe mit Geld befchwert, zu denen gleiche: 
zeitig Packete gehören, nicht zur Poſt angenommen, 
‚fondern ed muͤſſen in ſolchen Zälen zu den Packeten 
ſtets befondere Adreffen angefertigt werden, fo wie 
denn"überhaupt Geld und andere Packete nur mit befons 
deren Adreſſen verfehen, zur Poft gegeben werden koͤnnen. 

Den ſaͤmmtlichen Poſt-Anſtalten wird folches nach⸗ 
richtlich eröffnet, um die nach den Kaiferfich Defterreichfchen 

Staaten oder durch diefelben tranfitirenden Geld. und 
Pader: Sendung, nur mit befonderen Adreffen ‚verfehen, 
zur Poſt anzunehmen. — | 

Retourbriefe aus‘ Frankreich. 

17) Die aus Frankreich als unbeſtellbar zuruͤckkom⸗ 
menden Briefe, weiche bisher von Aachen ab in Folle an 
die hier beftehende Kommiffion zur Eröffnung der Netours 
Brieſe eingefendet worden find, -follen, um das unnöthige 
Her: und Hinfenden zu vermeiden, von jegt an durch das 
Ober⸗Poſt⸗ Amt in Aachen mit dem Porto vom Abfendungss 
bis zum Beſtimmungs-Orte belegt, durch einen eigends 
dazu beffimmten Stempel mit 

2 „retour mit Porto de“ — 
bezeichnet, und ſodann mittelſt direkter Kartenſchluͤſſe un⸗ 


> 
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ter Anrechnung des ganzen Portos Betrages an dad coflis 
:girende Poft-Amt zur weiteren Beranlaffung remittirt werden. 
DDen Poſt⸗Anſtalten wird folches zur Nachricht und 
Achtung hierdurch bekannt gemacht. Ä 
Portofreiheie der Gehalts-Zufhuß Gelder, welde an die Ges 
n richts⸗ Behörden eingehen. — 
18) Den, aus den Haupt⸗Landes-⸗Gerichts/Salarien⸗ 
Kaffen an die. Gerichts-Behörden ‚unter der Rubrik 
z3Herrſchaftliche Beſoldungs⸗Zuſchuß⸗ Gelder“ 
verſandt werdenden Gehalts-Zuſchuß-Geldern, welche bis⸗ 
ber nur in einzelnen Provinzen die Portofreiheit genoſſen, 
ift folche von jege, ab, allgemein bewilligt worden. 
| Sämmtlichen Poft-Anftalten wird Died zur genauen 
Befolzung hierdurch bekannt gemacht. | = 
Gewerbe zu treiben, ohne vorher "die Genehmigung des Generals 
"Polls Amts dazu erhalten zu haben, ift den Poſt / Beam; 
— ten nicht erlaubt, 4 
19. Sämmtlichen PoR- Beamten wird die Vorſchrift 
der Geſetze vom 2. November. 1810 $. 19. und 7. Sep⸗ 


u tember 1811 $. 81. Gefegfammlung vom Jahre 1877 


Seite 79, 263, nach welchem ed Feinem Staatädiener er⸗ 
Lande ift, ohne ausdrückliche fehriftliche Genehmigung ſei⸗ 
ner Dienft: Behörde ohne Gewerbefchein, und ohne das 
Hürgerrecht oder die Mitgliedfchaft in einer Gemeine ges 
wonnen zu haben, irgend ein Gewerbe zu treiben, zur ges 
naueſten Achtung eingefchärft. Dieſe Gefege haben. in 
Folge der DVerordnung vom 9. Juni 1819 Geſetzſamm⸗ 
Jung vom Jahre 1819 Geite 148 und des Gefeged vom 
30. Mai 1820 Gefegfammlung vom Jahre 1820 Seite. 
- 147 auch in "denjenigen Provinzen des Staats verbindliche 
Kraft, in welcher dad Allgemeine Landrecht noch nicht ein 
geführt if. Diejenigen Poft- Beamten, Unters Beamten _ 
mit eingefehloffen, die irgend ein Gewerbe, welches fie mit 
Kaufleuten, Lieferanten, Krämern, Viktualienhändlern und 
Lohnfuhrleuten gleich, oder mit diefen in Verbindung feßt,. 
treiben, oder durch ihre Angehörige‘ treiben laſſen, = 

| | = 9 außer 
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außer ‚den‘, in dem Gefepe vom 30, Mat 1820 $. 40, 
und 41. auf. die unbefugte Führung eines Gewerbes be 
ſtimmten Strafen, für die unterlaffene Nachſuchung der 
Genehmigung ded Generals Poft-Amts, die in dem Allge⸗ 


- meinen Landrecht Theil I. Tit. 20. $. 333. seq. feflges 


festen Strafen pflichtwidrig Handelnder Staatsdiener. Dies 
gilt. auch von Beamten, welche ohne erhaltene Genehmis 
gung, Gefchäfte, als Lorterie- Coleftenrd machen. Die 
Amtsvorſteher, welche dergfeichen Verkehr der ihnen uns 
tergebenen Beamten wiffentlich dulden, aus Nachficht ges - 
fchehen laflen, oder denen folches. aus Mangel vorfchriftss 
‚mäßiger Auffiche über ihre Untergebenen. unbefanne bieibe, 
‚werden in Unfehung der nach Unterſchied der Fälle fie 
treffenden Strafen und Verantwortlichkeit, auf die Vor⸗ 
tchrife des Allgemeinen Landrechts a. a. D. $ 344 — 347. 
verwieſen. 


Portoftelheit der Waffen, und Armatur ⸗Stuͤcke. 


20) Die in dem General⸗Circulare vom 26. Auguſt 
d. J. ad 7. enthaltene Beſtimmung, wegen der Porto2 


Sreiheit der Waffen; und Armatur» Stüde, wird zur Vors 


beugung unrichtiger Auslegungen, dahin declarirt, daß: 
1) fowohl von den Waffen: Fabriken in Solingen, als 
von allen denjenigen Milttair» Behörden, welche nach 
Maaßgabe der Circular⸗Verfuͤgung vom 28. Mai 1825 

“ als einzelne Truppentheile anzufehen find, nämlich: 
| Kegimenter, Bataillone, die Stäbe der Landwehr⸗ 
Bataillone, die Artiferie-Brigaden, Pionier⸗Abthei⸗ 
lungen, Handwerks⸗, Garnifons und Invaliden⸗ 
Eompagnien, deren Standquartiere aus den ges 
druckten Rangliſten erfichtlich find; außerdem auch 
Eskadrons, Artilleries Compagnien und einzelne 
Commandos, welche detachirt ſtehen; 
an einem Poſttage an mehrere Truppentheile zugleich, 
Packete bis 20 Pfd. mit Armatur⸗Stuͤcken und ans 
i * Militair⸗ -Effekten, portofrei abgeſendet werden 

koͤnnen. 


2) Daß ein einzelner Truppentfei an einem Poftage 
Annalen. Heft IV, 1826, Umu 


' 
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mehrere Packete bis 20 Pfd. mit erwähnten Gegenftäns 
den portofrofrei empfangen ann, in ſofern diefel- 
ben entweder von verfchledenen - Truppentheilen. an 
einem Pofitage, oder, von einem und demfelben. Trup⸗ 
pentheile, an verfchiedenen Poſtiagen abseſendet wor⸗ 
den ſind. 

3) Verſchiedene Truppentheile koͤnnen mehrere beeglei⸗ 
chen Packete an verſchiedene Truppentheile, an einem 
Poſttage abſenden, und eben ſo auch portofrei em⸗ 
pfangen, da von einer Zufammen-Nechnung der pofls 
täglih überhaupt portofrei beförderten Packete die⸗ 
fer Gattung, nicht die Rede fein kann. 

Mm in den Fällen, wo die. Adreffen zu mehrgedachten 
Gegenftänden, den diftribuirenden Poft:Anftalten nicht mit, 


telſt direften Kartenfchluffes von den colligirenden Poſt⸗ 


Anftalten zugehen, erfleren, fo wie der Geheimen Calcu- 
latur, die Gemwißheit zu verfchaffen, daß die Bedingungen 
ad 2 nicht überfchritten find, werden die colligirenden Poft- 
Anftalten hiermit angemiefen, auf der Ruͤckſeite folcher 
Adrefien, außer dem Stempel, noch den Pofttag (durch 
Benennung des Worhentages: Sonntag, Montag zc.) und 


"die Poſt, mit der diefelben befördert werden, desgleichen 


den Abfender zu bemerfen. 
Den Speditions »Pofts Anftalten aber, ‘welche ber 


gleichen Adreſſen umfartiren, wird aufgegeben, diefe Be 


merfungen auf den Xdreffen, voliffändig in die Karten 
auf die diſtribuirenden Poft-Anftalten aufzunehmen. Go 
bat 3. B. das Poſt⸗Amt in Solingen auf die nach Dan: 
zig —— Adreſſen zu bemerken: 
»Sonntag“ „Dienſtag“ 
‚per Minden, per Caſſel, 
Fabrik von Knecht &. Haſenclever; 


das Hof-Poſt-Amt in Berlin in der Karte auf Danzig; 


aus Solingen, Sonntag per Minden 
von Knecht &. Hafenclever. 
Die Geheime Calcufatur ift angemwielen, auf genaue 
Befolgung diefer Veſtimmungen zu — 
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Die, in den Paffagier-Styben — Beſchwerde⸗Buͤcher 
ſollen vor Abgang der Poſt nachgeſehen werden. 


| 23) Die nach dem Circulare vom 4. März c, in den 
Poſt⸗Paſſagier⸗ Stuben ausliegenden Befchwerde s Bücher, 
find vor dem Abgange einer jeden Poft, auf welcher ſich 
Derfonen befinden; von dem Erpedienten oder einem ans 
dern damit zu beauftragenden Beamten nachzufehen, um 
etwa niedergefchriebene Beſchwerden, ungeziemende Bemer- 


kungen oder Beſchaͤdigungen ded Buchs, auf der Stelle zu = 


erörtern und resp, zu ermittelt. 
Berlin, den 4. December 1826. 
Der General — | 
v. NRagler: 


60. | 
Circulare des adaigl Generals Poflamis, an ſammtliche | 
Königl: Poſt⸗Aemter, die Prüfung und —— 
der Poſtſchreiber betreffend. 


Die fortwaͤhrend — Anträge, junge Leute⸗ 
die nur ſehr mangelhafte Schulkenntniſſe beſitzen, als Pofts 
Schreiber aufzunehmen ; veranlaffen mich ‚\ hiedurch anzus 
ordnen, daß Fein junger Mann mehr in Vorfchlag ges 
bracht werden foll, der nicht ein Atteſt vom Rektor eines 
inländifchen Gymnaſiums darüber beibringt, daß er dieje⸗ 
nigen Schulkenntniſſe erworben habe, die ein Schüler der 
zweiten Klaſſe eines Gymnaſiums beſitzen muß. Eben ſo 
‚wenig dürfen die Poſt⸗Anſtalten ſich ferner erlauben, Poſt⸗ 
Erpediteur » Gehülfen, die bei ihrer Genehmigung in dieſer 
Eigenfchaft auf Weiterbeförderung im -Poftdienft verzichten 
-  müffen, fpäter dennoch zur Approbation als wirkliche Poſt⸗ 

Schreiber und zur Aufnahme in Poſt⸗Aemtern vorzufchlagen. 
Docie nun feit einem Jahre befichende Einrichtung, 
“ wonach jeder angehende Pofl:Beamte, der auf Beförderung 
Anfpruch macht, fich einer Prüfung unterwerfen muß, bat 
ſich nach bisheriger Erfahrung als ſehr nuͤtzlich bewaͤhrt. 
Uuu 2 


\ 
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Ste hat den entſchledenſten Einfluß ar die Ausbildung 
der jungen Beamten, wovon die guten Folgen fuͤr den 
Dienſt ſelbſt, ſich im Laufe der Zeit mehr und mehr zeigen 
werden. Aus den mir von der Pruͤfungs⸗Kommiſſion 
vorgelegten Liſten habe ich mit Zufriedenheit erſehen, daß 
von der nicht unbedeutenden Anzahl, von Pof-Schreibern, 
welche fih in dem abgelaufenen Fahre zur Prüfung ge- 
meldet haben,’ bei weitem die Mehrzahl im Examen mehr 
oder weniger gut befanden hat, und nur Wenigen das 
Atteſt beftandener Prüfung, entweder. ganz hat verfagt 
werden müffen, oder nur bedingungsweife hat zu Theil 
werden Finnen. Wo dieſe Nothwendigfeit eingetreten ift, 
ift fie ohne Ausnahme aus der Mangelhaftigkeit der ſchrift⸗ 
lichen Probes Arbeiten hervorgegangen. Es ift Dabei wahr: 
genommen worden, daß die Unkunde in Abfaffung vom 
Berhandlungen, Berichten, Anfchreiben an Behörden 1. 
banptfärhlih im Mangel an Uebung ihren Grund hat. 
In diefer Beziehung ift meiner in dem. Circulare No. 60, 
vom 5. November 1825 geäußerten Erwartung, nicht von 
allen Amts/-Vorſtehern entfprochen worden. Ich kann die 
Entſchuldigung nicht gelten laſſen, daß es zu folchen Les 
bungen an Gelegenheit oder an Zeit fehle, bei eifrigem 
Wien laſſen fih alfenfallfige Hinderniffe in diefer Bezie⸗ 
bung leicht beſeitigen. Es ift nicht genug, daß die ange 
henden Beamten fich, in den mehr mechanifcher Arbeiten 
- Sertigkeit erwerben ; ihre Ausbildung muß ſich fo viel als 
möglich auf alle Zweige ded Dienſtes erfirecfen. Hierin 
liegt zugleich. dad Mittel, die Fähigkeiten der jungen Leute 
näher. fennen zu fernen. Der Dienft fann dabei nur ger. 
innen, der gut 'geartete Beamte wird eine fo umfichtige 
‚Leitung mit Dank erkennen, und der Amts-Vorſteher wird 
fich des belohnenden Bewußtſeins erfreuen, zu dem lkünfti⸗ 
gen Fortkommen der feiner Leitung anvertrauten jungen 
Leute redlich mitgemwirft zu. haben. 
Bon den Iehteren fcheinen viele die Meinung zu bes 
gen, daß fie, um ihre Beförderung zu befchlennigen, nicht 
früh genug zum’ Eramen gelangen könnten. Diefe Mei: 
nung iſt irrig. * beſtandene Examen if jivar nn 
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gung ber Anfettung; bei der Anſtellung felbft Fomme.aber, 


nach mie vor, hauptſaͤchlich die Dienfizeit und die im prak⸗ 
tiſchen Dienfte bewährte Brauchbarkeit, in Betracht. Schon 
jege ift eine anſehnliche Anzahl eraminirter Poft» Schreiber 
vorhanden. Es koͤnnen alfo die jüngeren von ihnen durch 
Befchleunigung der Prüfung in Hinficht auf frühere Ans 
ftelung nicht gewinnen; wohl aber werden fie die Prüs 
"fung mit mehr Slcherheit beſtehen, wenn fie mehr Erfah⸗ 
rung geſammelt haben. 

Ich mache es den Herren Amts⸗Vorſtehern ausdruͤck⸗ 
lich zur Pflicht, die jungen Leute hierauf um ſo mehr auf⸗ 
merffam zu machen, als von den im der letzten Zeit ein— 
getretenen Poſt⸗Schreibern hinſichtlich der fchriftlichen Ars 
beiten mit Recht mehr gefordert werden kaun, ald von: 
den Älteren PofisSchreibern bei billiger BeräceR tigung 
der früheren DVerhältniffe zu verlangen fleht. 

: Wer dennoch fich voreilig zur Prüfung ſtellt, wird 
ſich allenfallſige nachtheilige Folgen ſelbſt betzumeſſen ap 
Berlin, den 8. November 1826. 
De Generals ai 
v. Naglen 


6, 


Circulare des Koͤnigl. General-Poftamts an ſaͤmmtliche 


Poſt⸗Anſtalten, die Erläuterungen zu dem Porto⸗Regu⸗ 
lativ vom 18. Dechr. 4824 und die Herausgabe eines 
Handbuchs über ſaͤmmtliche Porto⸗Tarife betreffend. 

Dem PoftsAmte zu N. N. wird in der Anlage, daß 
mit volftändigen Erläuterungen verfehene Porto: Regula; 
tiv vom 18. December 1824 nebft volftändigem Resiſter, 
zum Dienſtgebrauche mitgetheilt. 

Die darin enthaltenen Beflimmungen follen vom 1. 


* 


Januar 1827 an, vollſtaͤndig zur Ausführung Fommen. 


Es werden daher von gedachtem Zeitpunfte an, alle früs 
heren auf die Anwendung des gedachten Porto: Regulativs 
Bezug habende es mufgepoben. 


- 
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Fur sches der ae oft: Anſtalten, erfolgt 
- ein Eremplar des obigen Negulativs anbel. 
Ueber den richtigen Empfang der bezeichneten 'Exrems 
‚ plare, haben die Poſt⸗Aemter dem Geheimen Calculator: 
Bello binnen 14 Tagen eine Quittung zu überfenden. 
Es iſt die Abfiche, ein Handbuch über die Porto— 
Tarife aller Preußischen Poft-Anftalten herauszugeben, wor⸗ 
in außer dem Tax⸗Regulativ und delfen Erläuterungen 
eine möglichft vollſtaͤndige Ueberfi ht von allen Local⸗Porto⸗ 
Zaren im Preußiſchen Staate, fo wie die befannten Locals 
Zaren der mehreften benachbarten Grenz⸗Poſt⸗Aemter, und 
Huͤlfstabellen über Porto⸗Erhebung enthalten fein ſollen. 
Jedem Poſt⸗Amte wird ein Exemplar dieſes Werks 
gratis verabfolgt werden. 

Der Preis deſſelben wird etwa auf Vier Thaler zu 
ſtehen kommen. 

Die Poſt⸗ Beamten, — ſolches zu haben wuͤn⸗ 
ſchen, koͤnnen ihre Beſtellung bei der Seheimen Verifica⸗ 
tur machen. 

—— den 16. December 1826. 

. Der Generals Poftmeifter. 
v. Nagler. 


| | 62. | ee 
Circulare des Koͤnigl. Generals Poftamts an ſaͤmmtliche 
Poft: Anftalten, erelufive der im Anhaltſchen belegenen, 
die Ausführung ber gegen die Anhaltſchen Herzogthüs 
j _ mer angeordneten Steuer-Maafregeln betreffend. 





In der Circular⸗Verfuͤgung vom 18. Sebruar 1825 *) 
find die Poft, Anftalten angewiefen worden, Behufs der 
vollſtaͤndigen Ausführung der gegen die Anhaltſchen Hers 
zogthümer angeordneten Steuer» Maaßregeln ‚ alle vom 
Auslande kommende, für das Anhaltſche, excluſive den 


Jahrg · 1825, iſtes Heft, ©: 76. 
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bern ‚Theil des Herzogthums erndurs beſtimmte Paͤcke— 
eien, nicht unmitielbar. auf die im Anhaltſchen gelegenen 


Preußiſchen Poſt⸗Aemter, ſondern auf die Preuß. Grenʒ⸗ | 


Doft » Aeınter gegen Anhalt: zu encartiren. 
AInmittelſt ift des Heren Herzogs von Anhalt» Bern: 


zurg, Durchlaucht, auch mit dem. übrigen Theile feiner 
Staaten ‚in welchem die Städte Bernburg, und Coswig 


belegen find, dem Preußifchen Steuer » Syftem- beigetreten. ' 

Hinfichtd der Steuer » Berfaffung werden mithin nuns 
mehr. die Poſt⸗ Aemter Bernburg ‚und. Coswig, als im: 
Preußifchen gelegen, behandelt, und es gilt in diefer- Des 
ziehung. für die genannten Orte alles, was bisher im All⸗ 
gemeinen für die Preußiſchen PoſtAnſtalten in den Cireu⸗ 
lars DBerfügungen vom 27. November 1825, 13. Januar, 
31, Januar, 27: Februar und 18. Mai 1826 angeordnet iſt. 

Ebenmäßig wird die Eingangs gedachte Circular⸗Ver⸗ 


ordnung vom 18. Februar 1825, in Beziehung auf die . 


Foft-Anflaken in Bernburg und Coswig wieder aufgeho- 
ben, und find die fämmetlichen, aus dem Auslande für die 
ſelben eingehenden Päckereien unmittelbar dahin, und. 
nicht mehr auf die Davor gelegenen Preußiſchen Grenz⸗ 
Poſt-Anſtalten zu encartiren, indem die Verſteuerung in 
Vernburg und Eoemig fe erfolgt. 

In Folge des: Beitrittd des unterh Herzogthunis 
Bernburg zum Preußiſchen Steuer⸗Syſiem, ſind auch die 
Herzoglich Coͤthenſchen Aemter Guͤſten und Warmsdorff, 
und. dad Herzoglich Deſſauiſche Amt Sandersleben ihrer 
oͤrtlichen Lage wegen mit in die Steuer⸗Linie enclavirt 
worden, da Preußen aber innerhalb dieſer Aemter weder 
Steuer: Abfertigungs Stellen, noch das Recht der Steuer⸗9 
Erhebung Hat, fo muͤſſen die vom Auslande fuͤr Guͤſten,“ 
Warmsdorff und Sandersleben eingehenden Poſtguͤter nicht 
unmittelbar dahin, ſondern, nach Maaßgabe des F. 6. der 
Bekanntmachung vom 27. Septbr. v. J. auf diejenige, 
dem Beſtimmungs⸗Ort zunaͤchſt gelegene Poſt⸗Anſtalt en⸗ 


cartirt werden, wo zugleich eine geeignete Preußiſche Steuer⸗ 


Stelle vorhanden iſt, um dort dieſe Poſtguͤter, Behuf der 
Ermittelung und Erhebung der Steuer, zurück zu behalten. 


I m 
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Nach Sefchaffenpeit der —— Lage kann die 
Encartirung der für genannte Orte aus dem Auslande 
eingehende Paͤckereien auch auf Bernburg erfolgen, wo, 
wie ſchon gedacht, wegen Erhebung der ‚Steuern, Einrich⸗ 
tungen getroffen ſind. 

Hinſichtlich der uͤbrigen Poſt⸗Anſtalten in "den Hers 
zogehämern Anhalt bleibt ed bei den Derlunmuugen um 
Circular vom 18. Februar 1825. — 

Daß ıc. Poſt⸗/Amt hat fich hiernach genau zu achten, 
‚und die untergeordneten Poft- Anſtalten ſo weit es erfor⸗ 
derlich iſt, darnach anzuweiſen. 

Berlin, den 25. September 1826; | 

Ä General: Poft- Amt. F 
In Abweſenheit des General; Poftmeiſtets 
Piſtor. Ballhorn. Ulrici. Schmuͤckert. 
Naumann. Seidel. Stimme. 


63. 
Circulare des Königl. General: Yoftames, an  finmitiche 
Poſt⸗Aemter der Monarchie, excl. derjenigen in Erfurt, 
Wetzlar, Suhl und Schleifingen, den Waarenverfehr 
mit den vom Zollverbande.. ausgefehloffenen Lan⸗ 
destheilen durch die Fahrpoſten betenfiend.. 





9m Solge der in die Geſetſammlung No. 14. — 
genommenen Allerhoͤchſten Koͤnigl. Kabinets⸗Ordre vom 3. 
Oktober d. J. tritt mit dem 1. Januar 1827 die ange 
ordnete Steueuer-Derfaffung für die vom Zollverdande 
außsgefchloffenen Landestheile, in welchen die Poft-Anftalten 
Erfurt, Weblar, Suhl, Schleufingen und Gefell gelegen 
find, in Wirkfamkeit. - 

Es wird: deshalb in Bezug des Woarens Verkehrs 
diefer Landestheile mittelft der Fahrpoſten Folgendes be⸗ 
kannt gemacht. 

Gegenſtaͤnde, welche aus dem geſchloſſenen Lande nach 
den Staͤdten Erfurt und Wetzlar durch die Poſt verſandt 
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werben, — wenn der Abſender den abgabefreien Ein⸗ 
gang derſelben in beide Staͤdte erlangen will, nach F. 11. 
der Bekanntmachung und Anweiſung vom 27. September 

. pr. wie alle übrige im freien Verkehr begriffene, mit Bes 
zährung des Auslandes, aus. einem Ländertheil in den 
andern gehende Poſtſtücke behandelt. 

Alle aus den ausgeſchloſſenen Landestheilen mit den 
Poſten in den zZ oll⸗Verband eingehenden Gegenſtaͤnde müß 
fen’ mit —5 Deklarationen, wie fle der F. 1. der fo | 
. eben gedarhten Bekanntmathung vorſchreibt, verſehen fein, | 
ed muͤſſen dieſe Dektarationen offen dem Srachtzettel bei⸗ 
liegen, und es werden die Päcereien auf den Gtund ders 
ſelben an der Grenze des Zollverbandes fleneramtlich ab- 

gefertigt. Beftehen die einzuführenden Gegenftände in Ars‘ 
tikeln, welche verfaflungsmäßig Abgabefreiheit im gefchlofs 
fenen Lande genießen, oder in Fabrik» und Manufafturs 
Waaren der ausgeſchloſſenen Landestheile, fo vertreten die 
amtlich darüber _auszufertigenden - Deklarationd » Scheine, 
oder Urſprungs-Certifikate die Stelle der Deflarationen; 
die Waaren werden entweder gleich bei dem Eingange an 
der Grenze in freien Verkehr gefeßt, wenn fich bei der 
Reviſion gegen den Verſchluß oder die Identitaͤt derfelben 
nichts zu erinnern findet, oder fie bleiben gegen Befcheinis 
gung, des Urfprungsz Certififats bis zum Beſtimmungs⸗ 
Orte unter Verſchluß, um von der dortigen Steuer-⸗Be— 
hoͤrde außer Kontrolle gefegt zu werden, und die Deklas 
ration » Scheine oder Urfprungs: Certififate begleiten dag 
Poſtſtuͤck zum Beſtimmungs-Ort, wo fie zum Belage des 
Duft: Eingangs, Eonto dienen. 

Das ꝛc. Poſt⸗Amt Hat fich hiernach an feinem Theile 
genau zu achten und die untergeordneten Poſt⸗Expeditio⸗ 
nen, für welche Exemplare dieſes Circulars hierbei erfol⸗ 
gen, dazu anzuweiſen. | 

Berlin, den 29. December 1826. 

General: Poftamt, 





v. NRaglen 


Pibfitanbum bes Königl. General: Doflames, Deflaran 
tionen von ber mit ‘der Poft zu verſendenden Du 
fumenten betreffend. 


—— 


Es wird zur Vermeidung von wäh Deflaras. 
tionen. bei DVerfendung von Dokumenten zur Kenntniß des 
Publikums gebracht, daß das Porto fuͤͤ 
a Banco⸗Interimsſcheine, außer Cours geſetzte Bancoz 
. Obligationen, , Banco⸗ Anweifungen auf beſtimmte 

Inhaber (gegen, Giro und, Legitimation) wie für 

Wechſel, nach der Schrift taxe erhoben wird; 
—* wird fuͤr 

..b) Banco» Obligationen, alte und neue, daB, Porto. für 
| ‚conröhadende Papiere, um. WR 
und. für | 
— Banco⸗Scheine (d. I auf jeden Inhaber lautende 
Banco⸗Noien) . imgleichen See » Handlungsfcheine, 

| Kaffen »Vereinfcheine, Pommerfhe Ritterſchafts⸗Bank⸗ 
ſcheine ꝛc. und für ähnliche, dem baaren Gelde gleich. 
zu. achtende, ‚auf jeden Inhaber lautende nicht cours⸗ 

babende Papier das ‚Porto für Papter⸗Geld i 
erhoben. 
Bel den Verſendungo⸗ Gegenſtaͤnden ad.b,und c, 
darf daher niemals die gefegliche richtige Deklaration ‚des 
Real⸗Werthes auf der Brief-Adreſſe ten, widrigeytau⸗ 
die geſetzlichen Strafen eintreten. 438 

Berlin, den, 16. December 1826, | 

Der General. Poftmeifter. | 
| m Nagler, 


226 7 3 


1095; 


a 1, 


Refeript des Könige, Minifteriums des Innern, an bie- 


- Kurmärfifche und Neumärkifhe General: Land: Feuers 


Societaͤts⸗Direktionen, die Portopflichtigfeit, und Portos 


Sreiheit in “deren Angelegenheiten betreffend. 


. Die Kurmärfifhe Generals Land Feuers Societärd, 
Direktion erhaͤlt beifommend abfchriftlich (Ant. a.) die von 
dem Herrn General⸗Poſtmeiſter unter dieſſeitiger Zuſtimmung 
entworfene, und mit demſelben gemeinſchaftlich unterm g9ten 
d. M. vollzogene Inſtruktion uͤber die Portopflichtigkeit und 
Porto⸗Freiheit der Korreſpondenz, Packet⸗ und Geldſen⸗ 
dungen im Angelegenheiten der Provinzial, Feuer⸗Societaͤ⸗ 
ten, um Sich darnach nicht nur Selbſt zu achten, ſondern 
auch die Ihr untergeordneten Kreis-Direktionen mit An⸗ 
weiſung zu verſehen. "> 
Beerlin, den 22. December 1826. | 


Der Minifter des Innen. . 0... 


19 Schuckmann. 
a. ” | | J— 
Inſtrufktion 


über die Portopflichtigkeit und Porto⸗Freiheit der Korres⸗ 
pondenz⸗, Packet⸗ und Geld⸗Sendungen in Angelegenheiten 
der Provinzial⸗Feuer-Sozietaͤten, für die Land⸗Feuer⸗ 
Societaͤten der beiden Marken. 


Ueber die Portopflichtigkeit und Porto⸗ Freiheit der Kor⸗ 
reſpondenz⸗ Packet: und Geld Sendungen in Feuer /Sozietaͤts⸗ 
Angelegenheiten, werden zur Sicherung des Poſt Intereſſe und 
zur Befeitigung der bisherigen Ungewißheiten, hiemit unter 
ausdrüclicher Aufhebung aller hierüber bisher beſtandenen Vor⸗ 


ſchriften folgende vom 1. Januar k. I. ab allgemein gültige 


Beſtimmungen gegeben. 


* 
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| Abtheitungl. | 
.. Portopfligtig find 
Briefe und Padete,” we 


Die Korreſpondenz über die Anftellung, Beftallung und 
Beſtaͤtigung der Generals Direktoren, und der Beamten bei den 
ö General » Direktionen, fo wie der Kreis; Direktoren und Kreises 

Kaffe» Beamten in allen den Fällen, wo für die Aüsfertiguns 
gen Gebühren und Stempel angefegt werden, ferner alle dies. 
jenige Kotrefpondenz, welche das perfönliche Sjuterefle diefer 
Beamten betrifft, wozu auch die Cautionss Angelegenheiten ders 
felben ‚gehören. —— | | 
» Ya 2. 
Der Schriftwechſel ber einzelnen Intereſſenten, Commu⸗ 
nen und Corporationen mit den Generals und Kreis: Direftios 
nen, den Beitritt zur Sozietät, oder Ihren freiwillig geſchehe⸗ 
nen Austritt aus derfelben betreffend. ae 
J | $. 3. - 
Die Korreſpondenz-⸗, Aktens und Packet Sendungen in 
Unterfuhungs s und Zar Angelegenheiten, wenn die obengedach⸗ | 
ten einzelnen Intereſſenten dazu durch unrishtige Deklarationen | 
2c. die Veranlaſſung geben. | we 
: 4 | 
Die Anzelgen der General» und ‚Kfels; Direktoren und 
Kaſſen an die einzelnen Intereſſenten der Sozietät über die ihr , 
nen angewieſenen Entfhädigungs s Gelder, fo wie bie Anzeigen 
über angeriefene Prämien» Gelder, ferner die Sendungen der 

Dulttungen über die von den Sozletäts » Mitgliedern an die 

Generals und Kreis, (Speytal,) Kaflen erfolgten unmittelbaren 

Eimzahlungen der Heiträge, und endlich die Duittungen der Mitglie⸗ 

der. ac, über empfangene Entſchaͤdigungs- und Prämien Gelber. 


..5 — 

Alle Erinnerungss und Exekutlons-Verfuͤgungen an Bu 
amte, Communen, Corporationen und an die einzelnen Do⸗ 
zletaͤts , Mitglieder. ; 

i §. 6 ann 
Außer den vorgedadhten Gegenftänden iſt auch alle die 


\ 4 
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jenige Korrefponden) portopflichtig, die: überhaupt ein Privat, 
Intereſſe * Zweck hat, oder fiempel, und — * 


Ze. 
Gelder. 
Die, Geld Beiträge. der einzelnen Sozletäts, Mitglieder 
an die Generals und Krelss m a erſte Res 
zepturen. 


a‘ 


| Die Geldfendungen von —— Raffen an bie 
einzelnen Sntereffenten, Communen und Corporatiönen. 


} 6. 9%.» | 
‚Die Gelder, welche von den Generals und Kreis, (Spes 
zial⸗) Kaffen bei den Staats» und anderen Geld, Snftituten 
zinsbar belegt werden, fo wie die Ruͤckſendungen von denfels 

ben, fie mögen Zinss oder Kapital: Zahlungen betreffen, 
Io, 


2a Cautions⸗ Depafiten und Strafgelder, 


Abtheilung I. j 
Portofrei find. 


6 Ha 
Briefe und Padkete. 

Au⸗ Sendungen in Angelegenheiten der Sozietät zwi⸗ 
ſchen den Provinzials, Generals und Kreis-Direktionen unter 
einander, und zwiſchen diefen und anderen Königl. und Coms 
munal / Behörden, und eben fo mit den einzelnen Sozietaͤts⸗ 
Mitgliedern ıc., worunter auch die Aucſchrelduugen der lermin⸗ 
lichen Beitraͤge mit gehören. | 

12, 

Die Korrefpondenz in "euer » Sopleräts, Angelegenheiten 
zwiſchen den vorgedachten Behörden ꝛc. und folhen Behörden 
und Inſtituten, denen die Porto: Freiheit für ihre eigenen Ans 
gelegenheiten durch befondere Geſetze oder Verfügungen zuftehet, 
und in fofern dabei das Intereſſe u he na ‚betheis 

ligt iſt. 


Dieſe — «üb Snflitute ſollen den Gaeri, Di⸗ | 
- reftionen von dem Generals Poftamte fpeyiell bezeichnet werden. 


FO, 
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gäcker von Domatnen und FRA einzelner Ss 
fitute und Corporationen koͤnnen aber auf diefe Porto» Freiheit 
für die Sendungen, in Teuer; a ie feinen 
din machen. 

S. 14. 
Gelder x 
Alle Seldfendungen ‚im Intereſſe der Sozletaͤt, 

a) zwiſchen den General⸗Kaſſen unter einander, 

b) zwiſchen dieſen und den ihnen untergeordneten Kreis; 

(Spezial) Kaffen, und 

c) zwifchen ‚den Generals und Kreis, (Spejlat,) Kaſſen, 
an andere Koͤnigl. Kaſſen, und von letzteren an erſtere; 
ſo wie von allen dieſen Kaſſen an die im $. 13. bemerk⸗ 
ten Behörden und. Inſtituten, oder von dieſen an erfiere, 

in fofern fie nemlich aus deren eigenen Adminiftrationg; 

Fonds entnommen werden, oder für diefe beftimme find. 

Abtheilung IL 
Defondere Beſtimmungen. 
— 
Bezeichnung der Briefe und Addrefien. 

Die hiernach zur Portos Freiheit geeigneten Sendungen 
find mit der Bezeichnung: 

i Feuers Öozietäts: Angelegenheiten, 

die portopflichtigen Sendungen aber, mit der Bezeichnung : 
portoflichtig 
zu verſehen. 

Alle von den Feuer ; Sozletaͤts/ Behörden abgehende Kor⸗ 
refpondenz, fo wie bie Addreffen, Packete und Gelder. mäffen 
mit dem Dienft: Siegel oder Eu verſchloſſen und verſe⸗ 
ben fein. — 

$. 16. 
Strafen fuͤr Mißbraͤuche. 

Wenn Beamte und einzelne Sozletaͤts-Mitglieder bie pors 
tofreie Rubrik bei portopflichtigen Sendungen zum Nachtheil 
der Poſt⸗Kaſſe mißbrauchen, fo find die Generals und Kreis⸗ 
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— To le die anderen Behörden verpflichtet, die Kon⸗ 
travententen: dem General⸗Poſt / Amte zur Beſtrafung anzuzei⸗ 
gen, und die Entſcheidungen deſſelben hierre zu befolgen. 

— 
Die Smf, Gelder fließen zur Poſt ⸗ Straf, Kaſſe. 
59. 18. 

Der Mißbrauch eines Dienſt⸗Siegels in Privat⸗Angele⸗ 
genheiten der Beamten, wenn ‚damit zugleich eine Poft: Cons 
traventlon begangen worden, wird noch befonders geſetzlich ge⸗ 
ahndet. 

$. 19. 
Schluß. 

Nach vorſtehenden Beſtimmungen haben ſich die Provins 
zial⸗Feuer-Sozletaͤtsſo wie ſaͤmmtliche Koͤnigl. und Commu⸗ 
nals Behörden, Eorporationen, Anſtalten, und die einzelnen Sos 
zietäts, Mitglieder als Ipntereffenten, fo welt es Jeden angehet, 
‚gebührend zu achten,’ das Poſt-Inteteſſe In den hierin bezeichs 
neten Angelegenheiten geriffenhaft wahrzunehmen, und vors 

kommende Zweiſel dem ee zur Entſcheldung 
vorzutragen. | 

Berlin, den 9. December 1826. 
- Minifterium des Innern. General Bolt Amt. 
v. Shudmann. dv. Nagler. 


| 66. 

Circulare des Königl. General: Poftamts an fämmtlihe 

Poft-Anftalten, die Anwendung der Portofreiheie in Vers 
forgungss Angelegenheiten der Invaliden betreffend. 





In Mebereinkunft mit dem Militair » Defonomie - Des 
partement im Koͤnigl. Kriegs, Minifterio fol für die Cor⸗ 
reſpondenz in Verſorgungs-Angelegenheiten der Invaliden, 
von jetzt an, in nachſtehend beſtimmten Sällen die Porto: 
Freiheit eintreten. 

A, Hinfichtd der Bewerbungen der ea um Eis 
vil⸗Verſorgung. 
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Denienigen Invaliden, welche ſich bei der Poſt⸗ 
Anſtalt ihres Wohnorts als zur Verſorgung qualifis 
zirt ausgewieſen haben, ſoll nachgegeben fein, viertel⸗ 
jaͤhrlich einen Brief in Anſtellungs-Sachen an ir⸗ 
gend eine beliebige Behörde unter portofreier Rubrik 

“abzufenden, und eben fo oft eine Reſolution in der⸗ 

gleichen Angelegenheiten portofrei zu empfangen. 

B. In Anfehung der Correfpondenz der Invaliden mit 

dem Königl. Militair, Defonomie: Departement, 

1) Portofreie Beförderung erhalten alle an gedach- 
tes Departement gerichtete Gefuche der Invali⸗ 
den, vom Feldmwebel abwärtd, um Berleihung 
von Sinvaliden  Benefizien, ald: Civil: DVerfors 
gungs-Scheinen, Wartegeldern, Gnadens Gehäls 
tern, oder Aufnahme in Invaliden⸗-Kompagnien 
oder Häufer, Erhöhung ihrer Penfionen oder 

. Wartegelder, Unterflügungen, in fofern fie darauf 
Anſpruch haben, fo wie alle auf dergleichen Ges 
fuche an die Invaliden zu erlaffende Kefolutionen. 

2) Diejenigen Befcheide, welche auf Immediat-Bitt⸗ 
fchriften erfolgen müffen, fo wie auch Nefolutios 

nen, welche Belehrungen über Reſſort-Verhaͤlt⸗ 

. niffe enthalten, Falls etwa die Invaliden aus 
Unmiffenheit Gefuche an das Koͤnigl. Kriegs: Mir 
nifteriund richten, die nicht zu deffen Reflort ges 
hören, find ebenfalls portofrei zu befördern. 

3) Abfchlägliche Nefolutionen auf unzuläßige Geſu⸗ 
che der’ Sjnvaliden, werden dad erſte Mal por: 
tofrei befördert; dagegen find wiederholte Anträge 
diefer Art und die darauf erlaffenen Beſcheide 
der Portopflicht unterworfen. 

Nach vorſtehenden Beſtimmungen hat ſich das — Poſt⸗ 

Amt genau zu achten, und die ihm untergeordneten Poſt⸗ 
Anſtalten darnach zu inſtruiren, zu welchem Zweck Exem⸗ 
plare dieſer Circular⸗Verfuͤgung erfolgen. 

Berlin, den 15. November 1826. 

Der General⸗-Poſtmeiſter. 
v. Nasler. 
IT. 
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a je: — | 
National⸗Induſtrie und" Landes / Kultur. 
67: 


Kefiripe des KRönfgti- Miniſteriums des Janern an die 

Koͤnigl. Regierungen zu Potsdam, Magdeburg, Merſe— 

burg und efitee, bie. Erweiterung des Gefchäftsfreifes 
dee = Konigl "General Rommiffion gu Stendal ber 

I „; ‚Lreffend.: | * 


* —,— 
44 


* Koͤnigl. Regierung wird Pe Bekanntmachung 
wegen der der General⸗Kommiſſion zu. Stendal überwie⸗ 
ſenen, der hieſtgen Generals Kommiffion bisher — 
geweſenen Landestheile der Provinz Sachſen hiebei (Anl. a.) 
zugefertigt, um ſolche durch Ihr Amtsblatt —— a“ 
laſſen. 
+. Berlin, den 8.December 1826. 

Minifterium des Innern. Zweite Abtheiling 

RE | ‚Köhler. 
 ' :, | F 

Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt haben auf den — der Stände 
der Provinz Sachen mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets-Ordre vom 
22, September d. J. zu beſtimmen geruhet, daß die Leitung 
der Gemeinheitstheilungen, die Regulirung der gutsherrlich⸗ 
baͤuerlichen Verhaͤltniſſe, ingleichen der Abloͤſungen von Dien⸗ 
ſten, Natural sLeiftungen u; ſ. w., welche bisher der General | 
Kommiffion zu Berlin in einem Theile der Provinz Sad 
fen übertragen: waren, fernerhin von der Generals Kommilfion 
zu Stendal reffortiren und bearbeitet werden follen. Dem 
gemäß wird, die. letztgedachte Behörde bie. Leitung jener Ges 
fchäfte vom 1. Januar k. J. ab für, die ganze ae Sad: 
fen übernehmen, 
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Publikandum der Koͤnigl. —* 1 Oppeln * nic 
—— der Rarrstfelr? Pfla a betreffend, 


Jundem wit bei: dem. — Mißrathen der Kar⸗ 
toffeln, zur.Erfparung derſelben, anſtatt des Pflanzens Br 
zer oder zerfehnittener Kartoffeln ,. die laͤngſt befannte Bez, 
nugung der bloßen Kartoffels Augen, we ee Süßer. ihr 
Frühjahr ausgeftiochen, und ausgelegt‘ zu werden pflegen, 
hierdurch zur beliebigen Befolgung in Erinnerung bringen, 
müffen wir zugleich auf neue Berfuche der ———— * 
Kartofſel⸗Augen aufmerkſam machen. 
Es ſind ſolche in der Manfgahe; angefteilt worden, 

daß dieſe Augen nicht: erſt im Frühjahr, fomdern fehon. im 
Herbft und Winter, in der Größe einer ſtarken Hafelnuß 
aus. den Kartoffeln vorfichtig geflochen werden, alddann 
an einen gegen Kälte und Feuchtigkeit gehörig gefchägten - 
Drte eine Unterlage vom srocdenem Sande einen oder zwei 
Zoll Hoch geſchuͤttet, darauf eine Schichte ausgeſtocheñer 

Kartoffel⸗Augen einige Zoll hoch gelegt, und hiernaͤchſt 

soieder mit Sand und Augen fehichtmweife abgewechfelt wird. 
Zeitig im Frübjahre werden die Augen zur Vermeidung 

des Auskeilmens aus dem Sande herausgensmmen, auf 
einer trockenen Tenne oder einem Ähnlichen trockenen Plage 
maͤßig hoch ausgebreitet, bisweilen "vorfichtig umgefchaus 
felt, und auf diefe Weife Bid zum Ausſtecken aufbewahrt, 

Hierdurch werden die Kartoffeln felbft fchon für den Witi« 
ter nutzbar, und die etwas muͤhſame Arbeit des Ausſte⸗ 
hend der Augen blos gelegentlich zur Winterzeit verrich⸗ 
te Man’kann ſich dazu eines im Oeſterreichiſchen uͤbli⸗ 
chen und befonders' geeigneten Ausftecherd bedienen. Bei 
dem Andlegen ſelbſt, im Zrühjahr, muͤſſen die Kartoffel⸗ 
Angen in der Erde ſtets nach oben: gerichtet, und nicht 
weiter als drei Zoll auseinander gelegt werden. | 
Dbgleich das Auslegen bloßer Augen überhaupt in 

trockenen Jahren für den Kartoöffels Ertrag felbft vielleicht. 
mißlich erſcheint, fo wird insbefondere noch durch mehr⸗ 
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38 und zuverlaͤßige Verſuche das neuere Verfahren 

Ausſter ens der Augen waͤhrend des Winters über 
zeugender, als bisher bewährt: werden müffen, und daher 
anjetzt nicht gerade zu allgemein anzurathen fein. 
a Indeß wird ſich ein jeder denfende Landwirth durch 
die Vnſtellung ſolcher Verſuche und durch die oͤffentliche 
Mittheilung feiner mehrjaͤhrigen und ſorgfaͤltig erprobten 
Erfahrungen um die Beförderung-ded Wohls feiner Mit⸗ 
. bürger verdient machen, wozu wie durch diefe Bekannte 
machung attregen zus wollen hauptſaͤchlich die 

: Dppeln, den 23. November 1836. 

Br — — Regierung. 





—Cuil "ft u dr: 
Sofkatisn bes Königl., Konſiſtoriums zu Mori, für 
die evangelifchen Schullehrer, auf dem Lande,. welche zus ' 

Bu das Amt eines Vorleſers oder Luͤſters ver⸗ 
| walten. 

Da tn in uehteren Faͤllen wahrgenommen worden 
iſt, daß Schullehrer ihre amtlichen Obliegenheiten und ihr 
geſehliches Verhaͤltniß zu den Predigern ihres Ortes nicht 
immer richtig etkennen und puͤnktlich beobachten, ſo ſehen 
wir uns veraulaßt, nachfolgende Vorſchriften, welche in 
den beſtehenden Geſetzen begruͤndet ſind, hierdurch in Er⸗ 
innerung zu bringen, und diejenigen, welche ſie betreffen, 
zu genauer Befolgung und Aufrechthaltung derſelben an⸗ 
zuweiſen. | 
1. Der Prediger ift überall als Lokat⸗ Inſpettor der 
naͤchſte Vorgeſetzte des Schullehrers, ſowohl in Schul⸗ als 
auch in Kirchenſachen, ſofern mit dem Schulamte ein Kir⸗ 


Hemdienft verbunden iſt. 
Fre 2 


PP 
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2. Det Schullehrer iſt daher dem tom vorgeſehten 
Prediger in allen Amtsangelegenheiten puͤnktlichen Gehor⸗ 
fam ſchuldig, und hat ſich in Allem, was feine Amietub⸗ 
rung betrifft, zunaͤchſt an ihn zu wenden, 5 
3. Sollte det Schullehrer glauben, daß ihm von ſei⸗ 
nem Ptediger etwas Ungebuͤhrliches zugemuthet werde, ſo 
hat er zwar deſſen ungeachtet vorerſt Folge zu leiſten, es 
ſteht ihm aber frei, demnaͤchſt Anzeige davon bei dem Su; 


'  perintenidenten des Kirchenkfreifes zu machen. 


4. In allen Angelegenheiten eines Schullehrets, wel- 
che durch Hälfe oder Vermittelung des Dres. Predigers 
nicht befeitigt werden koͤnnen, ift deſſen nächfte «Behörde 
der Superintendent des Kirchenkreiſes, und er hat denfel- 

ben, wo nicht befondere Umftände eintreten, bei feinem 
Anbringen nicht zu übergehen. Glaubt er fich bei deflen 
Entfcheidung nicht beruhigen zu koͤnnen, ſo ſteht es ihm 
frei, ſich an die Könige. Regierung zu wenden. 

5. Beim Kirchendienfte darf der Schullehrer fih nie 
von einem Andern vertreten, oder. einzelne Gefchäfte defs 
felben durch Andere verrichten laffen, wofern er nicht die 
ausdrürfliche Erlaubniß feines Predigers dazu eingeholt hat. 

6. Dem Schullehrer, der zugleich Kirchendiener if, 
geziemt es, daß er beim oͤffentlichen Gotteödienfte, fo wie 
bei andern kirchlichen AmtdsBerrichtungen, in fchwarzer 
Kleidung erſcheine. Die Superintendenten und Prediger 
haben demnach darauf Dlagamirten, daß dies möglichft übers 
all beobachtet werde. 

7. Beim Drgelfpielen fol er Alles vermeiden, was 
gegen die Wuͤrde des Gottesdienſtes ſtreitet, namentlich 
zum Ausgange nie Volkslieder, Maͤrſche, Taͤnze oder aͤhn⸗ 
liche, die Andacht zerſtreuende, Muſikſtuͤcke ſpielen. 

8. Die Kirchenlieder ſoll er von dem Prediger, zu 
der von dieſem beſtimmten Zeit, ſelbſt abholen, und ohne 
beſondere Verhinderung und diesfalls anzubringende Ent 
ſchuldigung, fie nicht von Andern abholen laäſſen. 

9. Währent des Gottesdienfted fol der Schullehrer 
fih nicht aus der Kirche entfernen, auch über die dort 
verſammelte Schuljugend ſtets Aufſicht führen. 
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20. Bei. Amtshandlungen des. Prebi tn. ber Ges 
meinde bat der Schullehrer, als re denfelßen 
in ſchwarzen Kleidung zw begleiten, und die Lu sacra zu 
ragen. Der Prediger wird Darauf fehen, daß ſolche Amts⸗ 
handlungen, wo irgend möglich, nicht in die Schufzeit fallen. 

11. Wo der Prediger. verhindert wird, den öffentlis 
chen. Gottesdienſt zu halten, darf der Schullehrer fich nicht 
weigern, an deſſen Statt. und nach. defjen Anweiſung eine 
gedruckte Predigt vorzulefen, oder mit ber Schuljagend zu 
katechiſiren. 

43. In kelnem Galle var der Schullehret etwas 
Anderes in der Kirche vorleſen, als was ihm vom Predi⸗ 
ger dazu gegeben iſt, nie aber eigene Arbeiten. 
143. Beim Vorleſen oder Katechifiren in der Kirche 
darf-der Schullehret die Kanzel oder den Altar nicht des 
treten. 
| 14. In feinem Schulamte darf ſich der Schnilchrer, 
ohne Bewilligung des Predigerd, durch einen Audern nicht 
‚vertreten, ‚noch fi von einem Andern Huͤlfe eſſten laſſen. 

1. Die Anordnung des Lektionsplanes ſteht unter 

Genehmigung des Superintendenten dem Prediger zu. 
Dieſer wird den Schullehrer dabei hoͤren; es darf aber 

letzterer den Plan weder eigenmaͤchtig abändern, noch will⸗ 

kuhrlich von ihm abweichen. 
16. Die jeden Orts feſtgeſetzten Schuiſtunden ſoll 
der Schullehrer puͤnktlich halten, ſie weder abkuͤrzen noch 
willkuͤhrlich unterbrechen, auch nicht um eines Nebenge⸗ 
ſchaͤfts willen eine derſelben eigenmaͤchtig ausſetzen. 

‚17. Beim Unterrichte ſoll der Schullehrer jedesmal 
vollſianbig und anſtaͤndig bekleidet fein, auch ſich während 
defielben jeder Mebenarbeit, und noch vielmehr des Eſſens, 
Tabackrauchens oder anderer Unfchieflichfeiten enthalten. 

18. Der Unterricht fol täglich, Vors und Nachmitr 
tags, mit Eurzem Gefange und Gebete anfangen, auch mit 
Geſange befchloffen werden. 

29. In allen Schulfachen. hat der Schullehrer den 

Anweiſungen des Predigers nacth ı, 2 und 3 Folge zu 
lien, und feine Winfe zu benutzen. Menue Methoden umd 
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Lehrbücher hören, ah nicht ohne Genehmigung des 
Superintendenten, letztere nicht ohne Genehmigung — 
Provinzial⸗ Schulbehoͤrde, eingefuͤhrt werden. Be 

20. Nächft dem Unterrichte hat der. Schulfehrer RN 
für die fittliche Erziehung der Schuljugend an ſeinen Theile 
zu ſorgen, und zu dem Ende die Schul⸗Disciplin mit 
weiſem Ernſte und ruhiger Beſonnenheit zu handhaben. 

21. Die Ordnung des Schulbeſuchs anlangend, ſoll 
der Schullehrer die halbjaͤhrlichen Schul⸗Liſten und die 
taͤglichen Verſaͤumniß⸗Tabellen unausgeſetzt und‘ ſorgfaͤltig 
forifͤhren. Letztere ſind dem Prediger monatlich vorzule⸗ 
gen, und der Schullehrer hat aus denſelben bei eigener 
Verantwortlichkeit, denjenigen Auszug monatlich anzuferti⸗ 
gen, deſſen ſich der Prediger weiter bedienen wird, um 
weben der einer Nüge oder Ahndung bedürfenden Der, 
ſaͤumniſſe, dem vorgeſchrlebenen Geſchaͤftsgange ‚gemäß, das’ 
Noͤthige zu beſorgen. J 

22. Die Schulſtube fol ſtets reinlich * — 
gehalten‘, und’ Bloß für den Schulzweck 'ben — 
Hiervon iſt, wo das Schulhaus außer der — —* noch 
eine beſondere heizbare Wohnſtude enthaͤlt, wicht die ger 
ringſte Aüsnaͤhme, zu Gunſten der Familie oder der Wirth⸗ 
ſchaft zu geftatten. Wo dies der Fall noch nicht ift, muß 
wenigſtens ‚während der Schulzeit Alled vermieden werden, 
was die Nuhe und die Aufmerffamfeit ‚fört, Ober. ‚dem 
Anſtande zumider ift. 

23. Alles, was zur Vorbereitung des Unterrichtes 
gehört, ald das Vorſchreiben, die Durchficht und Korreks- 
tur fchriftlicher Arbeiten und dergleichen , dat der" Schul⸗ 
lehrer außer der Schulzeit zu beforgen. 

u 24. Zu jeder Neife, fo wie zu jeder Entfernung von 

dem Schulorte, bedarf der Schullehrer die Genehmigung 
ſeines Predigers. Soll die Reiſe laͤnger als acht Tage 
dauern, ſo iſt auch die Genehmigung des Superintenden⸗ 
ten noͤthig. Ueberhaupt aber kann dieſe nur dann ertheilt 
werden, wenn nachgewieſen iſt, wie die Schule waͤhrend 
der Abweſenheit des Lehrers verwaltet werden ſoll. 

25. Die Zeit und Dauer der Schulferien wird von 
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dem Prediger mit Genehmigung des Superintendenten be» 
flimmt. Auch einzelne Schulfiunden, fo mie ein halber 
oder ganzer Schäfläg) dürfen nur mit Erlaubniß des Pres 
digers freigegeben werden. 

26. Bon alfen, in Obigem nicht ausdrücklich benanns 


ten Obliegenheiten, welche einem Schullehrer oder Kir⸗ 


—35 Beftallunz, zukommen, hat Keiner ſich dadurch, 
aß derfelben bier tsine Erwähnung gefhehen, für ent 
bunden zu Halten. e aſa 


Poſen, den 14. Oktober 1826. er 
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miele dal Ina 2: 2musssg med Iad ng uz 
Reſolution Bar Konigin Minifkekien: dir: Gelftlichens nz 
terrichtss und Mebizinals Angelegenheiten, ſo wie des 
Innern, an den Rabbiner NN, wegen der den Sur 
den⸗ Gemeinden zuſtehenden Wahl detjenigen Perſonem, 
deren ſie ſich zu ihren religiöfenn Verrichtungen bes 
! - 3 dienen wollen.» 
A EHEN sole DR BEER ı 7 Da EEE 
Die unterzeichneten Minifterien eröffnen Ihnen auf 
Ihre Vorftellung vom ı. September d. J., daß Ihr Ge - 
fuh, Sie zum Dber-Nabbiner von Preußen zu ernennen, 
nicht zulaͤßig iſt: denn da die juͤdiſche Neligion: im Preu⸗ 





ßiſchen Staate blos heduldet wird, IB. haben die Bekenner 


— 


derſelben keine kirchliche Offizianten, welche als ſolche von 
der Obrigkeit zu hyſtaͤtigen, ‚oder wohl gor zu ernennen — 

Die Wahl der Perfonen, deren die Juden-Gemein⸗ 
ed 3 ihren religioſen Verrichtungen oder. ſonſtigen 
religiöjen Gebraͤuchen ‚bedienen wollen, bleibt lediglich ihr, 
ugnfelbit, uͤberlaſſen. — 4 r x h 


erlin, „den 13. Dftober 1826... er 
N | srium der Geiſtlichen⸗ Unter⸗ Minifterium des Innern“ 
nn und Medizingl. Ange . ., und 4 
ist unge BRUDER. >, der Polizei. 


v. Altenfrein. 9. Shudmann. 
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a, A vn Barıdy ei rg 
‚ Heffentiiger Unterricht, 
71. 


— —* Koͤnigl. Miniſtentenn dee Seiten, 

Unterrichts und Mevizinal-Angefegenheiteh, fo wie "bes 

Innern und ber Polizei, den, wiedergefattefen Beſuch 
der Univerſi taͤt Tuͤbingen betreffend. 


—* 
Des Koͤnigs Majeſtaͤt * allergnaͤdigſt — 
das unterm 21. Mai 1824 an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Unter⸗ 
thanen erlaſſene Verbot, auf der Univerſitaͤt Tuͤbingen 
zu ſtudieren, bei den gegenwaͤrtig auf letzterer beſtehenden 
Einrichtungen, durch die Aulerhochſte Be. — Ron 
arten d. M. ‚aufzuheben, .: 

Berlin, den 14 Dktober a4626. 113% b 
| Diniferiam der Seien; Unten, tg des —* | 


richts⸗ und: Medifimab Anger, : 1 u: MD) 
legenheiten. der dJeilei 
v. Altenſtein. —o. Schuckmann. 
en 7 
a a Re * 72. Eu were * ya 


Eircular / Verfügung des Koͤnigl Kon —* — 
Provinzial» Schul: Kollegiums zu Magdeburg, die Gren⸗ 
zen im Unterrichte der mathematiſchen ae 

= auf ben Gymnaſi ien ci — 2233 


In unferer allgemeinen, die Brifhngsaifeiten. der 
Abiturienten betreffenden, Eircular» Verfügung vom 17. 
Auguft d. J. hatten wir, unter Nummer 8. noch beſon⸗ 
ders ausgeſprochen, daß der wahre Zweck der mathemati⸗ 
ſchen Gymnaſial⸗Studien ſtets im Auge zu behalten und 
das Ziei, das man hierin zu erreichen beabſichtige, nicht 
jenſeit der Grenzen des — tariaet zu ſetzen ſei. 


— 


— 
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+. Da, wie. ‚eben daſelbſt bemerkt wurde, das jüngfie 
Reviſions⸗Protokoll über die Abiturientenprüfungss Verbands 
lungen anfuͤhrt, daß. auf vielen Gymnaſien jene Studien 
mit ansgezeichnetem Eifer and. mit, glücklichem Erfolge ges 
trieben werden: ſo behielten wir ‚und vor, um fo mehr 
über dieſen Gegenfiand, ‚die nachfolgenden Beſtimmungen 
zu erlaſſen, als frühere. und fpätere. Beobachtungen uns 


7 * # 


zweibeutig ‚ergeben, daß ‚man die hierin zu beachtenden 


Wenn in den neuern Zeiten. Der Unterricht. in den 
mathemarifchen, Wiſſenſchaften in den, Lehrplänen unſerer 
Gpmnafien den Rang und die Stellung genommen har, 
welche ihm gebühren, „fo muß es doch. leitendes Prinzip 


bleihen, ihn ſtets in ‚einem richtigen Verhaͤltniſſe zu den 


klaſſiſchen Studien, deren Betrieb jedem. Öpnafium - feinen 
Charakter giebt, zu erhalten und weder durch den Umfang, 
den, man ihm beſtimmt, ‚noch Durch die Stundenzahl, die 
man ihm zumiffet, och. durch die. Arbeiten, die man dem 
Privatfleiße der Schüler anweiſet, die klaſſiſchen Studien 
zu beeintraͤchtigen. | 

Diefed Prinzip infonderheit muß erſtlich über den 


Umfang der mathematifchen Studien entfcheiden, Und 
ſo werden Darin, als außer feinen weſentlichen Grenzen 
liegend, nicht aufgenommen... Die, rein, analptifhe 
Behandlung. der, KRegelfpnitte, die, Curven ‚höherer Ord⸗ 
ung;, die Theorie der höhern Gleichungen; der Polpnos 
miſche Lehrſat ‚in feiner Algemeinheit; , die Entwidelung 
der, Logarithmen und der trigonometrifchen; Funktionen; in 
Reihen, auch wenn; die Darſtellung elementgr iſt; die Dife 


kerential⸗ und Integral-Nechnung; ‚die angewandte Mar 


thematik in ihrer Ausfuͤhrlichkeit. Dagegen umfaßt der, 
Unterricht, / wobei ppraudgefegt werden muß, daB. derfeißg 
in der Quarta beginnt, und die gemeine Arichmetif, 
weshalb wir uns auf, das Circular vom.,7. April 1826 
beziehen, mit ihren Anwendungen auf das bürgerliche Les 
ben. in. den untern Klaffen gründlich ‚gelehrt und geübt 
wird, folgendes: Ä Br 

a) aus der allgemeinen oder hoͤhern Arith⸗ 
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methike die Rechnungsarten in entgegengeſetzten Größen ; 
Vie" allgemeine Bruchrechnung mie Einſchluß der Ketten⸗ 
Brüche; die augemeine Rechnung in Potenzen und Wurzel⸗ 
groͤßen; die erſten "Elemente der Tombinationsiehre für die 

‚ Dürftellung des Prodüktes aus Binsthiälfaktoren” von der 
Form a x br x in unbeſtiinmter Anzahl und 
des Binomifchen oder Newtonfchen Theoremes für ganze 
pofit ive Exponenten; die allgemeine Lehre von, der arith⸗ 
metifchen und geomerrifihen Propoktion und von der arith⸗ 
metiſchen uhd der geomerrifchen Reihe; die elementare 
Sheorie der gemeinen Logarithiren mit dem Gebrams 
che der logariihmiſchen Tafeln und Anwendung anf arith⸗ 
mietiſche Objekte, zB. der Zins Fiund Rentenrechnung 
wi By ans der Algebra: Die einfachen und die” a: 
dratiſchen Gleichunge n 
ae) aus den geometrifchen Wirfenfchaften. "77 
ga) Diet EIementargevimetrie, wie dieſelbe in 
den ſechs erſten Büchern und im eilften und zwölften 
Buche des Euklides vorgetragen if; 

" bb) Anwendungen der Algebra (ad bRauf elementar⸗ 
geometriſche —3 — in Verbindung” mit der geome⸗ 
Ahen Anaygee main aaa a 
ece) Die ebene Trigonometrie mit Anweiſu 9 gucrtr fer) 
tiger’ Gebranthe der trigonomeitiſchen · Tafelin. 

dd) Dte AppolionifheiKegeifehnirte nach der 
Methode der Alten behandelt, wozu die Werte don 
Hamiteon und Simfon‘ Anleitung geben, "und wie oh 
Ans" Archimedes "Schrift" von der Parabel 'ergiebt. Wenn 
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nun zwar hiernach der Vortrag uüber diefe Gegenftände die - 


ſynthetiſche Form haupefächlich anzunehmen hat, fo wird 
68° doch nichto unzbeckmaͤßg fein), den Schuͤlern don der 
anaiytiſchen Behandlungsweiſe derſelben eine nur 60 

fige Kenntniß zu geben. TE n. . 


“ —— 


9) Ans der angewandten Mathematik gehoͤrt für Ir | 
na die mathemathifche Geographie im ihren Elementen." 


Was die Mer hide des Unterrichtes'jweirens über 
haupt betrifft, ſo iſt fie fo anzuwenden, daß zwar ein Acht 
‚mathemäatifher'Geift geweckt,. daß Aber Hierin’ nicht 


« 
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ausſchließlich der Zweck des mathematiſchen Unterrichtes 
auf Gymnaſien geſetzt werde — Vielmehr hat dieſer Un⸗ 
terricht neben der formellen Bildung der Schuͤler auch 
den Zwerf, daß dieſelben den Inhalt dieſer Wiſſenſchaft 
for weit er ſich, nach den obigen Andeutungen fürdie Gym⸗ 
naſien eigner, gruͤndlich und tuͤchtig erlernen, und das 
durch befaͤhigt werden, das Studium der Mathematik auf 
der Univerſitaͤt mit Erfolge fortzuſetzen und demnaͤchſt im 
praktiſchen Leben von ihren‘ mathematiſchen Kenntniſſen eis 
nem’ geeigneten "Gebrauch! zu machen." Eine vorzug biche 
Sorgfalt iſt aber auf das Studium der Geometrie nad 
ſynthetiſcher und conſtruetiver Methode zu wenden?Dieſe 
Wiſſenſchaft muß ſtets der Hauprigegenftand"desd- mar 
thematiſchen Untetrichtes auf den Gymnaſien fein „daß 
Arithmetiſche nicht das Mebergewicht erhalten, fondern dem 
Inhalte und der Zeit nach" mie verhaͤltnißmaͤßiger Kürze, 
unbefchader ' der — 288 und —E——— — regen 
werden. | 

Der grivarfleiß der Schüler ift im weifächee pe 
ficht zu befchäftigen. Die fohriftlichen und die mündlichen: 
Hebungenmüffen mit einander verbunden werden, einander 
unterſtuͤtzen und ergänzen. x Es kommt nicht darauf an, 
daß der Schüler über den Vorttag jeder Stunde ſchrift⸗ 
liched ausarbeite, vielmehr wird es, wenn ihm fuͤr die 
klaſſiſchen Studien und feine‘ Privatfeftäre der alten Aus 
toren der noͤthige Raum bleiben, und feine Kraft nicht 
überfpanne werden. fol, genägen,. wenn er von Zeit zu 
Zeit über einzelne wichtige CTheoremen und Problemen, oder 
über einzelne Abſchnitte, um ſich deren Ueberſicht wieder 
klar zu machen, nach dazu erhaltener Anweiſung eine 
ſchriftliche Arbeit liefert, welche aber von dem Lehrer ge⸗ 
nau durchgeſehen und in der Klaſſe recenſirt werden muß. 
Neben dieſen ſchriftlichen Uebüngen find Uebungen in muͤnd⸗ 
lichen Vorträgen über vorgetragene Gegenſtaͤnde anzuſtel⸗ 
len. Jenes, wie dieſes, muß ſodann dem Schüler Gele⸗ 
genheit geben, fih auch. im Erfinden der Beweiſe und 
Auflöfung folcher Theoremen und Problemen vielfach zu 
verfuchen, die im Öffentlichen Unterrichte nicht: vorfommen, 
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aber mit demſelben in. engen Zuſammenhauge ſlehen, und 
die: vyrzuͤglich aus der. Geometrie zu waͤhlen ſind, wobei 
Eullides eben angefuͤhrte Bücher im Grundtexte, von wel⸗ 
chen es jetzt verſchiedene, fuͤr den Schuͤler brauchbare Aus⸗ 
gaben giebt, mit benutzt werden muͤſſen. Die Combina⸗ 
tion dieſer Uebungen, die fleißig anzuſtellende Pruͤfungs⸗ 
wiederholung in der Klaſſe nicht ausgeſchloſſen, wird bei 
dem Unterrichte, eine umſichtige, gruͤndliche, das richtige 
Zeitmaaß beobachtende Lehrmethode allerdings voraus geſetzt 
den. Erfolg: haben, daß der Schüler in formeller und wiſ⸗ 
ſenſchaftlicher Hinſicht bei woͤchentlichen vier Lehrſtunden, 
nach und noch die Vorbereitung erwerben „. mit welcher er 
zur Abiturienten» Prüfung. tommen foll.: Die: Gegenſtaͤnde 
zu. ben fepriftlichen. Prüfungsarbeiten müffen ji dem Vorigen 
gemäß, ſo qusgewaͤhlt menden, daß fie den Schülern nur 
da zu veranlaſſen, feine erworbenen Kenntniſſe mit Ein⸗ 
ſicht in ihrem. innern Zuſammenhange, mit erſchoͤpfender 
Vollſtaͤndigkeit, mit buͤndiger Klarheit vorzutragen, und 
feine. Geuͤbtheit in der Combinieung ſeiner Kenntniſſe zu 
in, ren — — R 
Dieſe Gegenſtaͤnde muͤſſen daher vorzugssweiſe aus 
der. Geometrie entlehnt werden, und dürfen; niemals bloße 
Aufgaben des Ealeuld fein. =. 0... 
- s Magdeburg; den 1, Dftober 1826.. 3:16» 
Konſiſtorium und Provinziafs Schul; Collegium. 


8— n@treular- Berfügung — 
an die Direktoren und Rektoren der Gymnafien, 
ara he die Grenzen des mathematifchen Un- 
tereiches und die mathemattichen Prüfungsarbeir -' in. 
nn ten der Avitnrienten. 
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RE — 73 
Publifandum des Königl. Provinzial: Schul-Kollegiums 
zu Münfter, die Beibringung von Schul⸗Abgangs⸗ 

| Zeugniffen betreffend. 





Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob eis Schüler; der 


og 


nicht Wimieteder don einer öffentlichen: Anftalt in eine 
andere 'überteitt, fondern dazwiſchen Privatunterricht genof- 
fen bat, ein Abgangs⸗Zeugniß von der vorigen Anftakt 
beibringen müfle, um is die, andere aufgenommen (werden 
zu fönnen. 
| Wir beſtimmen darüber für: die Gößeren Anſtalten un⸗ 
ſeres Verwaltungs⸗Bezirks, daß jeder Schüler, der ins 
nerhalb zweier. Jahre vor feiner , Aufnahme, in ein, Gpms 
naſium oder. Progpmnafium eine ‚andere oͤffentliche Anfialt 
befucht hat, ohne ein Abgangs » Zeugnif von derfelben nicht 
aufgenommen: werden dürfe. Die Vorficher der befagten 
Anſtalten werden fich daher. bei neuaufzunehmenden ‚Scüs 
lern, welche fein Zeugniß einer ‚andern Anftalt beibringen, 
und deren biöherige Laufbahn fie auch nicht näher fens 
nen, zuvor durch einzufordernde Zengniffe überzeugen, daß 
biefelben innerhalb der beiden lehten Jahre keine offentliche 
Schule beſucht haben. 
Muͤnſter, den 1. December 1826. 
— Schul⸗ Kollegium. 


| ‘74. a 
Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums der Geifklis 
chens, Unterrichtss und. Medizinals Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Konfiftorien und Provinzial: Schuß 
Kollegien, daß die gelehrten Schulamts- Kandidaten fich 

vor’ iprer vefinitiven Anftellung im praftifchen Uns 
i terricht üben ſollen. | 





Nach der bisherigen Erfahrung iſt die eine Probe⸗ 
lektion, welcher ſich die gelehrten Schulamts s Kandidaten 
in Folge der Beſtimmungen in den $.'$. 3. und 8. des 
Allerhoͤchſten Edikts vom 12. Juli 1810 bei ihrer Prüfung 
pro facultate docendi unterziehen muͤſſen, nicht außreis 
end, am die praktiſche Brauchbarfeit der Kandidaten und 
ihre Lehrers Gefchicftichkeit fo genamw Fennen zu lernen, als 
es für die betreffenden Behörden zur richtigen Würdigung 


⸗ 
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derer, die ſich zu einer Anſtellung im gelehrten Schulfa 
melden oder vorgefchlagen werden, wuͤnſcheuswerth und 
nothwendig ifl, - = Bea 

Das Minifterium: ſieht fich daher veranlaßt, Folgen⸗ 
des anzuordnen: re any" 

1) Sämmtliche pro facultate docendi geprüfte und 

mit einem desfallſigen Zeugnife einer Königf. wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Prũſungs⸗Kommiſſion verfehene Schuß 
Amts: Kandidaten, folfen ‘von jegt am wenigftend Ein 
Jahr Sang bei einem Gymnaſio oder einer höheren 
Bürgerfchufe fich im Unterrichten praktiſch üben, und 
hierin ihre Befähigung ausweiſen, "bevor: fie ſich zu 

irgend einer Anftellung im gelehrten Schulfache mel⸗ 
den dürfen. RER ” 

2) Die Wahl der gelehrten oder hoͤhern Buͤrgerſchule, 
in welcher die gelehrten Schulamts-Kandidaten ihre 
praktiſche Befaͤhigung im Unterrichten nachweiſen wol⸗ 
fen, ſoll ihnen zwar frei ſtehen; doch dürfen an kei— 
nem Gymnaſio und an Feiner Höheren Bürgerfchule 
zu gleicher Zeit mehr als zwei gelehree Schulamtss 
Kandidaten angenommen, auch feinem mehr, ald acht 
wöchentliche Lehrfiunden übertragen werden. Nur in 
dem Falle, daß Krankheit eines Eehrerd der Anftalt, 
welcher die gelehrten Schulamts: Kandidaten fich zus 
geſellt haben, oder eine andere - gültige Urfache: ihn 
hinderte, feine Lehrfiunden abzuwarten, follen die eben 
gedachten: Kandidaten verpflichtet fein, Die betreffende 
Anſtalt durch Uebernahme mehrerer Vicariats-Stun⸗ 
den, deren Zahl ſich aber nicht uͤber ſechs erſtrecken 
darf, zu unterſtuͤtzen. g et | 

3). Der Benseheilung der Direktoren. oder Rektoren der 
Gymnaſien und höheren Buͤrgerſchulen bleibe die Des 
fimmung der Klaffen überlaffen,. in welchen fie den 
gelehrten Schulamts + Kandidaten die von denſelben 
zu übernehmenden Lehrfiunden anzuweiſen für zweck⸗ 
dienlich -erachten; die Uebertragung diefer Lehrſtunden 
kann auf ein halbes oder ein ganzes Jahr geſchehen, 
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e nachdem ber — der betreffenden gelehrten 


ehrte Schulamts⸗Kandidaten beigeſellen, ſondern auch 


die Ordinarien der Klaſſen, in welchen die Kandida⸗ 


* 


ten zu unterrichten, haben, follen die Lehrfiunden ders 
‚felben fehr ‚oft, beſuchen, ſich über, Materie und Forin 
ihres Unterrichts mis ihnen freundfchaftlich. befpre- 
chen, fie auf. Mißgriffe, welche fie in der. Lehre. oder 
bei Ausübung der Disciplin etwa begehen koͤnnten, 
aufmerkfam machen, und ihnen überal mir ihrer fchom - 
‚gereiften Erfahrung und ihrem- fachfundigen Rathe 
gegenwärtig fein,» — 


5) In Hinſicht alles Dis eiplinariſchen follen die gefeht’ 


ten Schulamts- Kandidaten. dem Direftor oder Neftor 
der gelehrten oder hoͤhern Bürgerfchufe, an weicher 
fie unterrichten, überall unterworfen und verpflichtet 
fein, ſich bei Webernahme ihrer Lehrfiunden mie dem 
befiehenden Discipfinar;Gefegen bekannt zu machen, 
und diefe überall in Ansübung zu bringen; eben ſſo 
müffen fie fich in Hinficht auf das. Penfum ihres 
Unterrichts der Verfaſſung der, betreffenden Anſtalt 
und der Klaſſe, im welcher fie zu lehren haben, ſorgz⸗ 
faͤltig anſchließen. — 


6) Den gelehrten Schulamts⸗Kandidaten ſoll, dam.it 


fie ſich Kenntniſſe von den Disciplinar-Geſetzen, von 
deren Ausuͤbung und dem Tone, der im Ganzen in 
der betreffenden Anſtalt herrſcht, verſchaffen und ſich 
durch Anhörung von Vorträgen gebildeter und er— 
fahrener Lehrer eine Anſchauung einer zwechnäßigen 
Methode erwerben können, während der erfien Mo— 
nate ihres Aufenthalts an einer gelehrten-oder bölyes 
ren Buͤrgerſchule die Verpflichtung obliegen, während 
der Tagesftunden, wo fie nicht ſelbſt zu unterrichiten 
haben, in den verfchiedenen Klaſſen der Anſtalt ben 
Lektionen der übrigen Lehrer als Dospitos beizuwohmen. 
7) Um fie in der pädagogifch » discipfinarifchen Kunſt zu 
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üben, for ihnen von dem Direkte oder Rektor der 
betreffenden Anſtalt aus den Klaſſen, in welchen ſie 
zu unterrichten haben, von Zeit zu Zeit und auf un⸗ 
beſtimmte Dauer die befondere Aufſicht und Kuratel 
über einzelne rohe, träge oder ſonſt verwahtloſete Schiks 
"  /Jer' übertragen werden, um diefe' durch Anwendung 
uweckmaͤßiger Disciplinar » Mittel, als Ermahnungen, 
Barren bei ihren Arbeitei u. f. w. zum Fleiße 
"und zur Drönung und Sittlichkeit zu gewoͤhnen; uͤber 
die ganze von dem gelehrten Schulamts » Kandidaten 
hiebei beobachtete Berfahrungsart ſollen fie nach ges 
endeter glücklicher oder ungläcklicher Bemühnng dem 
Direftor oder Rektor der betreffenden Anftalt in eis 

nem fchriftlichen. Auffage Rechenfchaft geben. 

8) Sie follen "während ihres Aufenthalt an einem 
Gymnafio oder einer höheren Buͤrgerſchule als wirk⸗ 
liche Lehrer betrachtet werden, und daher auch das 
Recht und die Pflicht haben, ihre Stimme bei den 
Cenſuren, jedoch unter Reviſton der betreffenden Klaſ⸗ 
fen» Drdinarien abzugeben, bei den Conferenzen der 
‚Lehrer zugegen zu fein, den Öffentlichen und Privats 
"Prüfungen, beizumohnen, die. Grundfäge der Disci⸗ 
plin und der Methode, und das Aneinandergreifen 
der einzelnen Theile der Anſtalt Eennen zu lernen, 
und fich fo zu einem jeden Standpunkte in den Schul 

ämtern fählg zu, machen. 

9) In den Lehrftunden fol es ihnen frei ſtehen, nach 

den beſtehenden Disciplinar⸗Geſetzen der Anſtalt klei⸗ 
nere Vergehungen und Unregelmaͤßigkeiten auf eine 
ihnen zweckmaͤßig ſcheinende Art zu ahnden; doch darf 
dieſe Strafe nicht Über die Grenze der Klaſſe hinaus⸗ 
gehen, und darf alfo auch nicht in Degradationen, 
und Zurückverfegen in eine niedere Klaffe beftehen. 
Bei größeren Vergehungen, welche nicht eine augens 
genblickliche Beſtrafung verdienen und noͤthig machen, 
müffen fie fih allemal an den betreffenden Klaſſen⸗ 
Drdinarius — und ihm die weiteren Schritte 
uͤberlaſſen, im erſten Falle aber die geſchehene Beſtra⸗ 
fung 
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- fung. dem Direktor oder Set Lanzeigen, und die 
Nothwendigkeit derſelben vollſtaͤudig vertreten, ſich 
auch den etwanigen näheren Beſtimmungen auf Ein⸗ 

In ſchraͤnkungen fuͤr die Zukunft willig gefallen laſſen. 
* Die Lektionen, welche von ihnen, uns ihre Lehrer⸗ 
Geſchicklichkeit naͤher nachzuweiſen uͤbernommen wer⸗ 
den, ſollen fie waͤhrend des erſten Jahres ihres Auf⸗ 
enthalts ꝛan einem Gymnaſio "oder; einer Höheren 
Buͤrgerſchule zwar in; der ⸗Regel unentgeldlich erthei⸗ 
len; doch will das Miniſterium in billiger Muͤckſicht 
auf die beſchraͤnkten oͤkenomiſchen Verhaͤltniſſe der 
meiſten gelehrten Schulamts⸗-Kandidaten gern erlau⸗ 
— ben, daß ihnen für ihren Unterricht, eine angemeſſene 
Remuneration auf den: desfallſigen Antrag des Di⸗ 
rektors oder Rektors den: betreffenden Anſtalt, in ſo 
weit es die Fonds derſelben geſtatten, von den: Koͤ⸗ 
nigl. Konſiſtorio und Schul⸗Kollegio bewilligt werde 


11) Die Direktoren oder Rektoren ber. Gymnaſien und 


höheren Buͤrgerſchulen haben “den: gelehrten Schul⸗ 
amts⸗Kandidaten, nachdem ſie ein Fahr: lang auf 

die im Obigen vorgeſchriebene Weiſe an einer Anſtalt 
als Lehrer thaͤtig geweſen find, auf ihr Nachſuchen 
ein foͤrmliches Zeugniß auszuſtellen, das zugleich von 

- den Ordinarien der Klaſſen, in welchen die Kandis 
Daten unterrichtet haben, unterzeichnet fein und fich 

©. Aberiden: Grad der von ihnen bereits erlangten Lehr⸗ 
geſchicklichteit und praktiſchen Brauchbarkeit mit Be⸗ 
ſtimmtheit gusſprechen muß; den Djrektoren oder 

Rektoren wird die ſtrengſte Gewi iſſenhaftigkeit bei Aus⸗ 

ſtellung dieſes Zeugniſſes zur Pflicht gemacht, auch 
haben fie Abſchrift eines jeden ſoichen von ihnen aus: 
geftellten Zeugniſſes unmittelbar an das Miniſterium 
einzureichen. 

2) Nur die mit. einem ſolchen Zeugniſſe verſehenen ge⸗ 
Alehrten Schulamts⸗Kandidaten ſollen von jetzt an zu 
einer ordentlichen Anſtellung an den gelehrten Schu⸗ 
len ſich melden duͤrfen oder vorgeſchlagen und ange⸗ 
nommen ‚werden; bei den. Mitgliedern des Seminars 

i Annalen. Heft IV. 1826. Yyy 
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fuͤr — Schulen in — Breslau und 25 
nigsberg muß. dieſes Zeugniß von dem Direktor des 

Seminars ausgeſtellt, und von dem Direktor oder 
MRektor der Anſtalt, an welcher die Seminariſten un 

terrichtet haben, mit unterſchrieben ſeinn. 
Obige Beſtimmungen werden dem Koͤnigl Konſiſterio 
und Schul⸗Kolleglo zur: Nachachtung und mit dem. Auf- 
trage bekannt gemacht, hiernach das weiter Erlorderliche 
zu verfuͤgen, und insbeſondere die Direktoren und Rekto⸗ 
ren der Gymnaſien und hoͤheren Buͤrgerſchulen ſeines Be⸗ 
zirks mit der noͤthigen Anweiſung verſehen. 

Schließlich behaͤlt ſich das Miniſterlum vor, fo -wie 

überhaupt, fo infonderheit bis: zu dem Zeitpunfte, wo eine 
hinreichende Anzahl von gelehrten Schulamtss Kandidaten 
sorhanden fein wird, die.) in: Betreff: ihrer Lehrgeſchicklich⸗ 
keit. mit. dem ‚erforderlichen: Zeugniſſe verſehen find; von der 

Bebringung defleiben. bei: anderweitig ee. befonderer. 
| ——— des Subjekts zu dispenſiren. a 5 4 

Berlin, den 24. September 1826, ns 

Binperium der Sein⸗ Unterichts⸗ und Dediinats 


Angelegenheiten. 
tr: . w Mir 12 20 BE .d  Alsenfein: 
sl. M > — 
HN Ss + Y mil 'b 2 Man , 
T Ann * *Bi⸗t. RABun ih 7 


Ä Circylare Refeript des Rönigt. Ninifkerinme der € Seift 
lichen⸗ Unterrichts und Medizinal⸗ Angelegenheiten, an 
— * Regierungen, a und’ Pro- 


— EEE * 
Die nunmehr don faſt fämmtlichen König. Deglerins 
gen eingegangenen Nachweifungen der von Perfonen im 
jugendlichen Alter: begangenen Verbrechen geben dem Mis 
nifterio zu folgenden ‚allgemeinen Beinerfungen Veranlaffung. 
Bei Einforderung dieſer Nachweiſungen de * — 
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koinesweges nur die —— ſich in den 
reach Au: feßen, um daraus eine vergleichende 
Zuſammenſtellung der einzelnen" Prosinzen hinſichtlich der 
Moralität der Jugend, oder einen Maaßſtab für'die Bes 
urtheilung des Fortfchrittes oder Raͤckganges in ſittlicher 
Bezßiehung zu erhalten/ ſondern der unmittelbare und naͤchſte 
et iſt geweſen, die einzelnen Faͤlle ſelber “und das rück 
chtlich ihrer Won den Behoͤrden beobachtete Verfahren 
naͤher und moͤglichſt zenau kennen zu lernen. 

Ob in andern Zeiten ſolche Verbrochen oͤfter oder 
feltner vorgekommen find, © bedarfütemer Nachforſchung; 
genug, daß: fie in gegenwaͤrtiger Zeit nur allzuhaͤuftg ſich 
zeigen. Wenn Ridge: blos Betrug, Diebſtahl und Kirchen ⸗ 
Fauß; ſondern Moͤrd /Brandſtiftung, Sodomie und Selbſt⸗ 
mord wiederkehrenden Erſcheinungen ſind, wenn in gewiſſen 
Provinzen und Gegenden dieſe, in andern aber wieder an⸗ 
dere Verbrechen vorzugsweiſe unter! der: Jugend zum Vor⸗ 
ſchein kommen /Aſorrerfordern ſolche Miß⸗Erzeugniſſe die 
ur Aufmnerlſamkeit/ damit rheils den Quellen nachge⸗ 

t/ und dieſe berſtopft, theils der Anſteckung vorgebeugt, 
theils endlich die" fruͤhe verirreten Unglücklichen ſelbſt wo 
nidglich von’ der Bahn un ent: und ——— u 
——— ᷣnumat nau⸗ 

Auf den letzt TE Aibech * PA in ver meue 
fen Zeit die Fuͤrſorge vieler Privat» Perſonen nnd Vereine 
mit beſonderer Theilnahe gelenkt, wovon die ſich immer 
mehrende Anzahl von Rettungsanſtalten Zeugniß giebt; 
auch bei den oͤffentlichen Straf und Befferungshäufern 
ſind Schulen and“ Erziehungs⸗Anſtalten neu gegruͤndet, 
oder erweitert; oder zweckmaͤßiger eingerichtet wordeii;: und 
endlich find Hie und da ſchon beſtehende Waifenhänfer vor⸗ 
zugsweiſe der verwahrloſeten u eig Jugend 
| ‚geöffner worden." 

Be che —* de Befferungs Anftalten 
* auch doppelte Aufmetkſamkeit noͤthiggedaß ihr Zweck 
wirklich erreicht, und daß dazu die dienlichſten und wirk⸗ 
famfennWeittet angewendet werden, damit nicht Ungeſchiet 
Sber unberſtandigern Eifer ’oder witkiche »Werkehrtheit: ſich 

VYph 2 
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der Ausführung bemädhtigen, und die gehofften — 
tigen Wirkungen vereitelt, oder gar ſtatt der Beſſerungs⸗ 
Haͤuſer, Wohnſtaͤtten und» Fortyſlanungẽͤrter der umu⸗ 
gend und des Laſters geſtiftet werden. 
Die betruͤbenden Erfahrungen, welche darüber — 
ſind, legen die Pflicht der ſorgfaͤltigſten Wachſamkeit auf, 
und erheiſchen vor allen Dingen eine klare und beſtimmte 
Verſtaͤndigung über die Mittel und Eintichtungen, durch 
welche der wohlthaͤtige Zweck jener Annalten am ſicherſten 
erreicht: werden muß. : 
Es kann dabei ‚für, ‚jest. auf ſich beruhen, ob es nicht 
aberau rathſam ſei, diejenigen Auſtalten, worin wirkliche 
junge Verbrecher, welche Strafe verwirkt haben, aufbe⸗ 
wahrt werden, von denjenigen, worin blos Verwahrloſete 
oder ſolche, die ihre: Strafe: boreits abgebuͤßt haben, dee 
Beſſerung und Erziehung wegen aufgenommen find, aͤu⸗ 
ßerlich zu trennen, da, bis auf das Maaß der Freiheit; 
welches in beiderlei Haͤuſern verſtattet wird, die innere 
eo und Behandlungsart nicht weſentlich verſchie⸗ 
den ſein kann. Die Erziehung der Jugend beruht auf 
feſten Grundregeln, und die Beſchraͤnkung der Freiheit, ſo 
wie die Disciplin amd die Strafen, müſſen ſich auch- bei’ 
den verdorbenſten Individuen immer Bach dem richten, was 
richtige Grundfäge, der Erziehung hierüber au: die Hand 
geben, und fih in. den hiernach nothwendigen Schranken 
haften. Wäre der Grad der Verdorbenheit und der Boͤs⸗ 
artigfeit der Individuen. fo groß, daß mit. diefem Maaf 
nicht . auszukommen wäre, fo würde: allerdings Feine Ers 
ziehung fiatt finden. koͤnnen. Diefer Fall wird. nicht leicht 
vorkommen. In einem, folchen aber, würde es datauf an⸗ 
kommen, durch. eigentliche Zwangs» und Strafs Anſtalten 
einen: Zuftand herbeizuführen, wo die Erziehung eingreifen 
kann. Es ift wichtig, daß die Erziehungs» Auftakt nicht 
in ‚eine Zwangs⸗ und Straf⸗Anſtalt ausarte, und daß man 
von den. Bmangd« und Strafanfalten nicht. Erziehung er⸗ 


u warte. J 


Es kommt bei der Einwirkung anf. die. unglddiichen 
Gefchönfe, mußt: folgen, Anfalten; anbeim ‚fallen. zuerft 
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darauf an, daß — eine gattz neue Welt ver⸗ 
ſetzt werden, im welcher fie von ihren bisherigen. Gewohn⸗ 
heiten nichts wieder ‚finden, ;fondern mo allenthalben Ord⸗ 
nung, Regelmaͤßigkeit, Ruhe, Stille und Reinlichkeit ihnen 
entgegen: tritt, wo Beſchaͤftigung mit Unterweiſung abwech⸗ 
ſelt, und immer: etwas Nägliches ‚oder, Nothivendiged vor 
genommen :mwerden muß, wo man .alle ihre Handlungen 


und: Reden beobachtet, und ihr: ganzes Verhalten fortwäh: 
‚rend beaufſichtigt, wo ſie der; Freiheit nur in dem Maaße 


mehr theilhaftig werden, als ſie fich ihrer würdig machen, 


und wo endlich allenthalben Fürforge, Antheily Liebe: un— 


verfennbar Kind, Ernſt und Strafe. aber: ald die nothwen⸗ 
digen Folgen; der; eigenen Dandlungen und als eine uns 
vermeidliche Erfüllung-der Pflicht der Gerechtigkeit erſcheinen. 
Au genaueſter Uebereinſtimmung mit dieſer Discipli⸗ 
nar⸗ Behandlung; muß aber auch der eigentliche Unterricht 
ſtehen, und das: nemliche ‚Ziel. verfolgen. - Nicht auf; blos 
Ges Mittheilen und Einprägen von Kenntniſſen und Ges 
ſchicklichkeiten, darf: es ausſchließlich abgefehen fein, ſon⸗ 


dern zugleich auf Entwickelung der Selbſithaͤtigkeit auf 


Erregung der Luſt an nuͤtzlicher Einſicht und ganz beſon⸗ 
ders auf Erhellung der bei ſo verwahrloſeten Geſchoͤpfen 


immer hoͤchſt verworrenen und dunklen Begriffe, und -folgs 


* 


lich auf allmaͤhlige Gewoͤhnung an ein beſonnenes klares 
und folgerichtiges Denken und Urtheilen. 
Wenn nun aber endlich bei einem laſterhaften und 
verberbten: ‚Menfchen an wirkliche Umkehr und Beflerung 
nicht eher zu denfen iſt, als bis die Gefinnung und der 


Entſchluß dazu. im ihm gegründet iſt, und wenn: diefer nicht 


eher. erwartet. werden kann, als bis das Gefühl des Ab- 
ſcheues gegen die. früheren. Vergehungen lebendig gewor⸗ 
den ift, und wahre Neue empfunden wird, und wenn biefe 
Neue nur. dann von Achter Art: if, fobald fie nicht ihren 
Grund in. den ‚äußern "Solgen der: Sünde hat, fondern im 
dem Schmerze, den Willen Gottes verlegt zu haben; ı fo 
folgt daraus auch zugleich die Nothwendigkeit, es zulegt auf 
Bewirtung einer ſolchenReue, und auf die daraus hervorge: 
hende Sefinnung der Gottesfurcht und Froͤmmigkeit anzulegen. 


* 
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‚Sehr unwelſe * PTR: man jedoch ver⸗ 
führen wenn mar diefe Bußgeſtnnung "ass dasjenige "Bes 
trachten Wollte, worauf hingewirkt werden ol er and 
zunachſt bel denen, deren Beflerung: nianhrabficrigt. Mar 
wird Ach vlelmehr hi Anfange Degnügen len; thnnen, 
nur die: &elegenheit: zur Sünde zu denchmteni;ifieife nach 
und nach davon zu entwoͤhnen ‚und ſie“ dagegen erſt in 
einigen Stuͤcken zur’ Ordnung und Geſetzmaͤtigkeit anzn · 
halten. Hat man es ſo weit‘ gebracht dann darf man 
nie den Anfotdetungen ſteigen, ſie zurPfiehterfünung des 
ſtimmter antreiben, dieſe ihnen lieb zu machen ſuchen, Lih⸗ 
nen Freude am Gttingen: -emfögen, Muth und Vertrauen 
in ihnen erwecken, und fol die Faͤhizkeit · des gut en Ent⸗ 
ſchluſſes wieder in ihnen hervotrufen MDannerſt iſt es 
Zeit, fie auf eine Vergleihung ihres gegenwaͤrtigen Zus 
ſtandes mit dem früheren hinzuleiten oder vielmeht ſie wer⸗ 
den vor felbſt dahin gefuͤhrt werden; und’ nun⸗ kann auch 
die mähre‘ Neue erſt zum Worſchein kommen "diejenige; 
welche achte Früchte der Bußea eraͤgt und welcher auch der 
Troſt der Verſoͤhnung und die Gewißheit · der Wiederher⸗ 
ſtellung liche” fehlt. Wetoes aber uingetehrt anfangen; 
und gletch Reue und Zerknirſchung verlungen wer wohl 
gar ſiatt der Milde und Nathſicht, ——— fo ſehr 
bedurfen, Ungeduld und Strenge beiveifen,) und durch Aus 
ßere Gewalt erzwingen: wollte, was d doch? nur aus mnerer 
Freiheit entfpringen Fann, der würde Uebel nur r ma⸗ 
chen, und zu den vorhandenen Untugenden noch die größte 
hinzufügen, nemlich Heuchelet der Srömmigkeiti "Und hier 
ift eine große Gefahr: vorhanden, und die ſorgfaͤltigſe Wachs 
ſamkeit noͤthig, wie dies dutch. die Geſchichte mancher al⸗ 
teren Anſtalt und durch neuete ‚Erfahrungen! hinlaͤnglich 
bewieſen wird. UT TER 

Das PMinifterium tann nicht dringend’ genugidie Aufs 
merffamfeit der Könige, Regierungen auf dieſen Gegen⸗ 
ſtand lenken, und ihnen nicht 6168 genaue. Aufſicht auf die 
Dehandlungsart in denjenigen Beflerungsr, Erziehungs⸗ 
And Baifenhäufern zur Pflicht machen, die ihrer Obhut 
anvertraut find, fondern auch ala dieſer Hin⸗ 
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ficht auf die etwa” von PrivarsPerfonen oder Vereinen 
geftifteten oder hoch zu ſtiftenden Anſtalten denjenigen Ein- 
fluß auszuüben, welcher ohne die felbfiftändige Wirkfamfeit 
jener Perſonen zu befchränken, oder ihren mwohlgemeinten 
Eifer zu laͤhmen, durch Antheil, Rath, Fürſorge und doͤr⸗ 
derung irgend gewonnen werden fann. 
Wo es aber an dergleichen Auſtalten überall noch 
fehlen follte, oder wo eine unzweckmaͤßige und nachtheilige 
allzugenaue Verbindung mit den Strafs Anftalten für Erz 
wachſene Start finden möchte, oder wo Waifenhäufer ohne 
| Verlegung der Abſicht ihrer Stiftung für diefe wohlthäti- 
en Zwecke eingerichtet werden innen, da erwartet das 
Miniſterium, daß die Könige. Regierungen dad nach Zeit, 
Drt, Umftänden und Perföntichfeiten Angemeſſenſte veran- 
laſſen, und den gegebenen Andentungen gemäß die Vers 
mehrung der BellerungssAnftalten und ihre erforderliche 
Einrichtung fih mit befonderem Eifer gern angelegen fein 
laſſen werden. 
Außer und neben der Sorge fuͤr die Mittel zur Beſ⸗ 
ferang und Erziehung verwahrlofeter und gefallener Kin- 
der muß aber auch eine gleiche Aufmerkſamkeit darauf ge 
tichtet werden, daß die Quellen der Verwilderung und des 
Verderbens unter der Jugend erforſcht und verſtopft werden. 
| Nach den, dem Minifterio vorliegenden Erfahrungen 
und Notizen haben diefe frühe traurigen DVerirrungen vor: 
nemlich in folgenden Umftänden und Anlaͤſſen ifren Urfprung: 
in dem Unglücke dee unehelihen Geburt, wo 
durch die ‘Kinder der firengeren väterlichen Aufficht 
und Erziehung beraubt, einer leichtfinnigen oder uns 
verſtaͤndigen Mutter uͤberlaſſen, der Armuth und oft⸗ 
mals der Verachtung hingegeben find, und daher 
leichter verwildern und verderben; 
2) in den ſchlechten Beiſpieten der Eitern, 
die durch Wort und That ihre Kinder zum Böfen 
reizen, und oft zu wirkliche Verbrechen anleiten; 
3) in Bernahläffigung des Schul: und be 
fonders des Religions-Unterrichts, welche 
hie und da in der fehlechten Befchaffenheit der Schule 
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| des —— ſo ie in der Sorglofigkeit ‚der 
Lehrer und, Geifilichen, häufiger aber in Verwahrlo⸗ 
ſung und uͤblem Willen der Eltern und Angehoͤrigen 
ihrer Grund hatz- aber auch nicht ſelten durch 
4) vagabundirende Lebensmweife bewirkt. wird, 
wobei Fein ordentlicher Unterricht in Schule und Kirche 
Statt ‚finden und «ontrollirt werden. kann, daneben 
. ſchlechte Beiſpiele in den Bettlerherbergen gefeben 
werden, und zu einer geregelten. Thätigkelt alle Ge⸗ 
—8 legenheit und Ermunterung Fehltz „,.»% 
5) in dem fruͤhen Hingeben der. Kinder zu Diene 
ſten befonderg Hirtendienften,. MD. entweder im 
Hauſe verdorbenes erwachſenes Geſinde und deren 
— Sittenloſigkeit oder auf dem Felde die Langeweile 
und Verfuͤhrung zur Verletzung der Unſchuld zu gto⸗ 
ben fleiſchlichen und andern Laſtern und Verbrechen 
hinziehen, und der Unterricht, wenn auch nicht ganz, 
doch größtentheild, wenigſtens zur Sommers. und 
Herbſtzeit verfäumt wird. Gleicherweiſe gehört bies 
bin das Austhun der Kinder, zu Sabrifarbeiten, 
wobei nicht nuc alle die Nachtheile zu beforgen. find, 
die das Zufammenfein mit rohen und fi ttenlofen Ers 
wachfenen, fo wie die Berfäumniß der Schule mit 
ſich führt, fondern auch der. Gefundheit des Leibes 
oft unmwiederbringlicher Schaden. ‚zugefügt,. und. durch 
die. fortwährenden mechamifchen Beſchaͤftigungen zu⸗ 
gleich die Geiſtesfaͤhigkeit gelaͤhmt und abgeſtumpft 
wird. Endlich 
6) in der Verfuͤhrung zu den geheimen Sünden 
der Unkeuſchheit, wodurch die Kräfte des Leibes 
und der Seele zerſtoͤrt, die edleren Gefuͤhle erſtickt, 
Traͤgheit, Unluſt und Unſtetigkeit erzeugt, und vor 
allen Dingen Offenheit und Wahrhaftigkeit des We⸗ 
ſens benommen werden. — 

Die traurigen Beweiſe, durch welche die unglück 
liche Verbreitung diefee Peſt des jugendlichen Alters 
außer Zweifel gefegt wird, fordern dringend zur Ab⸗ 

: huͤlfe auf, | 


x 
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Was num; die Mittel betrifft, durch welche die hier 

angegebenen Quellen der Verbrechen, im jugendlichen Alter 

moͤglichſt verftopft werden: koͤnnen; w ſchenen folgende zu⸗ 
naͤchſt die zweckdienlichſten zu fein: | 

* 1. daß unehelich en Kindern PAR: cb. ij. Tit.2. 

S. 614. des Allgemeinen Landrechts uͤberall Bors 
nn muͤnder und zwar ſolche beſteilt werden, von deren 
Einſicht und Rechtſchaffenheit ſich erwarten laͤßt, daß 
fie ſich wirklich um Die: Erziehung. ihrer Muͤndel nach 

Aflicht und Gemiſſen bekuͤmmern koͤnnen und werden, 

ſo wie auch daß ihre thaͤtige Einwirkung vorzüglich 

— in Beziehung auf das: Anhalten der Pflegebeſohlenen 
zur Schule ernſtlich in Anſpruch genommen werde. 

ad 2. daß offenbar ſchlechten Eltern, wenn die Er⸗ 

mahnungen der Geiſtlichen und die Drohungen der 

Polizeis Obrigkeiten: nicht. fruchten, nach: der gefeglis 

—chen Vorſchriſft (Allgemeines Landrecht Th. II. Tir. 2, 
5. 90. und. ſi die Erziehung genommen und, 
wo immer moͤglich, die Kinder in beſſere Familien 
oder gute Anſtalten untergebracht ‚werden; 

a Ber daß. nicht; nur Die; beſtehenden Votſchriften wegen 
regelmäßigen. Schulb eſuchs durch Mitwirkung 
aller concurrirenden Perfonen. und „Behörden ſtreng 
‚durchgeführt, Sondern auch ernftlich :Darauf gehalten 

‚werde, daß die Geiftlichen den ihnen obliegenden Dies 

Ä ligiong » Unterricht, namentlich die Evangeliſchen den 

. „‚Gonfirmanden : Unterricht pflichtmaͤßig beſorgen. Bei 

.., den hierüber. befiehenden. beſtimmten Vorfchriften bes 

darf es nur der fortyefeßten- Wachſamkeit, daß den: 

ſelben überall; nachgelebt, Nachlaͤhßigkeiten aber nicht 

Sseduldet, ‚fondern nanachfpeii gerät: und. geftraft 
„werden; 

ad 4. daß vanabnndirende Berfongn,: —4 fe betroffen 

„werden, mögen, fofort aufgegriffen. und in die Lands 

armenhaͤuſer gebracht, deren Kinder aber unterrichtet 

oo, am zur Thätigkeit überhaupt angehalten werden; 

ad 5. daß das Viehhüten durch Kinder, den beſtehen⸗ 
den Verordnungen gemaͤß, nicht geduldet, in allen 
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Faͤllen er und mit befeer Wachſamkeit auf die 
in Dienfte‘ gegebenen oder zu Fabrikarbeiten benutzten 
Kinder die Beſtimmungen der $.$.43—46. Tir.ı2, 
Th. II. des Allgemeinen Landrechts ſtreng gehalten wer⸗ 
den, wobei das Miniſterium noch bemerkt / daß baldigſt 
uͤber die Benutzung der Kinder zu Fabrikarbeiten noch 
beſondere Vorſchriften werden erlaſſen we, und 
a dd 
ad: 6. daß -die rechten Mittel * Ausrottung der gehei⸗ 
men Suͤnden, beſonders zur Verhinderung der 
Annſteckung und zur Beſſerung der ungluͤcklich — Vers 
irrten angewendet werden: Aus der Natur der Sa⸗ 
che geht hervor und die Erfahrung hat es hinlaͤng⸗ 
lch beſtaͤtigt, Daß, wo dieſe Lafler vor der herannas 
2. henden Entwiefelung der Mannbarkeit fich zeigen, im⸗ 
mer und nur mit den allerſeltenſten Ausnahmen, Vers 
“© .: führung ihre Duelle iſt. Es bedarf daher vor allen 
son. Dingen der Mittel zur Verhiätung der Anſteckung. 
‚531g dieſe freilich in haͤuslichen Verthaͤltniſſen ihre Urs 
ſache hat, da iſt wenig auszurichten, deſto mehr aber 
kann in Schulen und beſonders in Erziehungshäus 
sun. fern gethan werden. Ununterbrochene Wachſamkeit, 
Werhinderung des heimlichen Zuſammenſeins, ſtrenges 
Halten auf Schaamhaftigkeit in Wort und That und 
unnachſichtliche Strafe, wo ſie verletzt wird, werden 
pre heilſamen Dienſte nicht verſagen. 
er Viel ſchwieriger jedoch ift die Eutdeckung des 
2 ügafters’ bei den ſchon gefalfenen oder’verführten Eins 
5 zelnen, und ed erfordert nicht "geringe Erfahrung, 
WMenſchenkenntniß und Weisheit, um hier die rechten 
ar Maaßregeln nicht zu verfehlen. Zu welchen Miß: 
griffen ein lieblofer oder ungeduldiger oder unver: 
Aſtaͤndiger Eifer verleiten, und im ‘welcher Art ein un: 
Aweiſes Benehmen feinen Zweck zerftören, ftatt Offen⸗ 
heit und Neue, Verſtocktheit und Hartnäcigkeit her, 
vorbringen, oder gar bei ungegründetem Verdachte 
die Reinheit trüben, die Schaambaftigkeit verlegen, 
und gerade zur Befanntfchaft mit denjenigen Suͤn⸗ 


-r 
.. 
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©. dem führen ckoͤnnen, die vormeintlich gehoben werben 
©» follenz darüber: diefert die Gefchichte der neueren Paͤ⸗ 


—Andagogik hoͤchſt traurige und faſt unbegreiftiche: Beläge 


Es kann die Abſicht dieſer Verfügung nicht ſein, und 
iſt uͤberall unmöglich‘, sein’ Verfahren nuͤher bezeichnen zu 
wollen ; welches ip : jedem‘ einzehnen Falle ganz:laus der 
Perſoͤnlichkeit des Lehrers noder Geiſtlichen und des einzel⸗ 
nen Kindes, aus dem Vertrauen und der Wiebewelche 
jener ceinzuüflößen undsididfess zu hegen vernng;unnd au 
indioiduellen Verhaͤltniſſen und augenblicklichen· Veranlaſ⸗ 
ſungen hervorgehen mußg und nur im Allgemeinen kann 
hier angedeutet werden. daßrallet Mittel ſowohl der Schutz⸗ 


wehr aldi den: Beſſerung nicht bloß von Außerlicher 5 


ſchaffenheit/ ſondern vorzugswelſe auf⸗ das Annete auf 


Erregung und Befeſtigung derniſtetlichen Kraft gerichtet 


ſein müſſen:oun sinn ma mer Serena rd 
' Wenn ſchon bern eigene unſtraͤfliche Wandel des Leh⸗ 
rers, feine Zuͤchtigkeit in Wort dund That, und ſein un⸗ 


verhohlenern Abſcheu gegen sale Anreinheit "und" Hemlichs 


keit nicht «werfehlen werden, : aͤhnliche Geſinnungen in ſei⸗ 
. men Schulkindern zu gruͤnden; ſo ſtehen ihm Außerdem die 

mannichfaltigſten Gelegenheiten und Mittel zu Gebote auf 
unmittelbarem Wege und zwar nicht in ungewiſſen Andeu⸗ 
tungen, ſondern in klaren ‚und beflimmtehn A⸗ußerungen 
anf Schaamhaftigkeit, Zucht und; Ehrbarkeit zw wirken; 


* 


und die Geſinnung und den Entſchluß der Keuſchheit her· 


vorzubringen.Antheil und Liebe werden? Ahm "Neigung 
und: Vertrauen erwerben hd ifo wird ernauch im Stande 
fein," die Einzelnen· nach ihren >Bedärfniffen zu behandeln, 
bie Reinen und Unverdorbenen zu bewahren und zu befe⸗ 
figen, die Leichtſinnigen und Schwankenden zu warnen und 
zu ermahnen, und die Gefallenen wieder aufzurichten und 
zu leiten. Vor allen anderen aber haben die Geiſtlichen 
bei dem Religions, Unterrichte, bei der Vorbereitung zur 
Confirmation und bei der Ausübung ſpezieller Seelſorge 
Anlaß und Pflicht zu der allererfolgreichſten "Einwirkung. 

> Das Minifterium hat hier nur im Allgemeinen die 
Aufmerkfamfeit der Koͤnigl. Regierungen auf dieſen hoͤchſt 
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“ wichtigen: Gegenftand Senken wollen. Was in jebem eins 
zelnen ‚Regierungd» Bezirfe nach der. etwa ſchon vorhandes 
nen Kenntniß von dem Umfange :oder. dem beſtimmten 
Sitze des Uebels zu thun ſein wird, oder in welcher Art 
die erforderlichen Nachforſchungen erſt noch: angeſtellt wer⸗ 
den müſſen, und welche beſondere Mittel und. Organe zur 


Abhuͤlfe in Wirkſamkeit zu ſetzen ſind, das muß dem ein⸗ 


ſichtsbvollen und vorſichtigen Ermeſſen jeder Koͤnigl. Nie 
gierung um ſo mehr uͤbetlaſſen bleiben, als ſich erwarten 
laͤßt, daß dieſelbe nicht durch bloße generelle Verordnungen 
und Cireularien, durch welche nur: ein unnoͤthiges Aufſe⸗ 
ben grmacht, und das Mißtrauen der Eltern. gegen die 
Schulen gelenkt werden müßte,: ſondern durch ſpezielle Eins 
wirkung, nach setwaniger Ruͤckſprache mit erfahrenen Geiſt⸗ 
lichen ‚und. Schulmaͤnnern, und beſonders durch die bei 
den Schulreviſionen von dem Schulrathe nach: Befinden 
der Umſtaͤnde zu treffenden Maaßregeln das Noͤthige und 
Angemeſſenſte werde veranlaſſen wollen. Be 
eberhaupt aber muß, aush, in Besiehung: anf: die 
übrigen in dieſem Reſeripte nambaft: gemachten . Quellen 
der frühen: Verderbeheit und auf die angegebenen Gegen⸗ 
mittel, bier noch ausdruͤcklich bemerkt werden, daß das 
Miniſterium nur: die Abſicht gehabt hat, einige der all⸗ 
gemeinen Urſachen anzufuͤhren, und wie ſolchen begegnet 
werden muͤſſe, zu zeigen. Welche ſonſtige Anlaͤſſe in den 
Verhaͤltniſſen der Oertlichkeit nnd in ſpeziellen Umſtaͤnden 
zu ſuchen ſind, woher: namentlich in gewiſſen Gegenden 
diefe, in ‚anderen andere Verbrechen häufiger ‚vorkommen, 
und. welche Maaßregeln der Abhülfe dagegen angewendet 
werden: müflen, das muß. lediglish. den Beurtheilung einer 
jeden, Koͤnigl. Regierung nach den deshalb veranlaßten Ers 
mittelungen und Nachforſchungen überlaffen bleiben, und 


das Miniſterium wuͤnſcht nur, von den Nefultaten, zu 


melchen Diefelbe gelangte fein. wird, fo ausführlich wie mög» 
2 ‚in. Kenniniß gefegt : zu: werden. | 

‚Unabhängig aber von den bisher eroͤrterten allgemei⸗ 
neren Maaßregeln, nemlich von der Sorge für die Mittel 
und, Anſtalten zur Beſſerung und Erziehung der verwahrt: 


% 
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Infeten Kinder: — von -der Ermittelung und Hemmung 
der Quellen des frühen Verderbens, uf, num auch in je⸗ 
dem einzelnen Falle das Noͤthige geſchehen, damit nes 
ben dem befonderen; Zwecke der Behandlung und Befferung 
des jedesmaligen Individui auch ‚der allgemeinere, dem 
Verderhen unter. ber Jugend aͤberhaupt Endeit zu thun, 
moͤglichſt erreicht werden koͤnne. 2 
Es reicht daher nicht Hin, für die. jungen Verbrecher 
und Uebertreter ſeibſt auf zweckmaͤßige Weiſe dahin zu fors. 
gen⸗daß das fruͤher Verſfaͤumte moͤglichſt ‚nachgeholt, fie. 
ſelbſt in guͤnſlige Verhaͤltniſſe unter redliche Vormunder 
zu wohlgeſinnten Lehr⸗ oder Dienſtherren, oder in gute 
Anſtalten gebracht und: in. fortwaͤhrender Aufſicht ‚gehalten 
werden, ſondern es muß auch in jedem -einzelnen. Falle 
noch genau. nachgeforſcht werden, weicher Schuid etwa El⸗ 
tern; Pflege: Eltern, Bormänder, Angehörige, Dienfderrs 
ſchaften, Lehrer, Geiſtliche und Behörden. durch Vernach⸗ 
Vahigung.ibrer ‚Pflichten, oder durch Fahrlaͤßigkeit in ‚dee 
Aufſicht ſich theilhaftig gemacht haben, um wenn fich ‚ders 
gleichen: ergiebt, die Schaldigen zu. der ernſtlichſten 
autwortung entweder ſelber zu ziehen, oder durch. bie, * 
thigen Requiſitionen ziehen zu laſen. 
Wie ein ſolches Verfahren, wenn es unauegeſetzt 
beobachtet: wird, ſchon Dusch: Mich: ſelbſt wirkſam ſein, und 
die Wachſamkeit verpflichteten ‚Perfonen ‚; ‚namentlich des 
Geiſtlichen und. Lehrſtandes und der Behörden, mindeſtens 
um den, Mirhenghoit: zu entgehen, #008; ‚erhalten. und mit 


auch "Diefe fpezielle one. — ——— 
den Urſachen und Anlaͤßen zu den Vergehungen junger 
Perfonen überhaupt auf die Spur zu kommen, und dar⸗ 
nach allgemeinere Maaßregeln der. Abhuͤlfe zu nehmen. 
Aus dieſem Geſichtspunkte hauptſaͤchlich muß die General⸗ 
Verfuͤgung vom 30. November v. J. und die darin an⸗ 
geordnete Einreichung der ierteljäßrigen Nachweiſungen 
nn werden. 

Das Miniſterium Hat 4 mit Wohigefallen, bemerkt, 
* mehrere. — Regierungen; die Abſicht IE Ders 
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faͤgung wohl erkaunt haben, und mte Antheil und Ueber⸗ 
zeugung "auf hren Zweck eingegafigenöfind; und wenn von 
anderen ein Gleiches bisher nicht geſchehen tft, ſo wird es 
nur der hier gefuͤhrten Auseinanderſetzung beduͤrfen, um 
die wohlthatige Surention!der ergangenen Beſtimmungen 
erkennen zu laſſen, und zur ſorgfaͤltigon Mitwirkſamkeit 
für einen Zweck zu bewegen, derneben ſo ſehr fuͤr eine 
Pfticht der Menſchlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit als der 
Sorge für das allgemeine Landeswohl gehalten werden muß 
Das Miniſterium erwattet "Daher nunmehr zuverſicht⸗ 
fh, daß allenthalben nach den hier gegebenen Anleitungen 
mit Antheil und Nachdruck werde verfahren, "Folgkich. den 
betreffenden / von !ven Koͤnigl. Regierungen reſſortirenden 
Perſonen und Behoͤrden, alſo den Lehrern und Geiſtlichen, 
den Polizei⸗Behoͤrden, den ·ſtaͤdtiſchen Schul · Kommiſſto⸗ 
en und den landräthlichen Dffisien die noͤthige Inſtruk⸗ 
tion und Vorſchrift werde Lertheilt⸗ mit den richter lichen 
Behoͤrden; die erforderliche Abrede werde genommen eine 
unqusgeſehzte wächfaftie Kontrolle werde gefuͤhrt / in jeden: 
ein elnen Falle das Zweckdienliche werde verfuͤgt/ und die 
angeordnete regelmäßige Bertichts erſtattung nicht werde 
verabfäumt werden. 3 ER NEST in Nana 
2 RI aber etwa bereits von: den Koͤnigl Regierungen 
in der Adftcht:"des Circulars vom "30, Novemberin ii 
aus eigenem Antriebe verfahren worden if, da laͤßt ieh 
erwarten," daß auch "die Rechenſchaſt daruͤber aufs beteit⸗ 
willigſte werde Abgelegt werden / damit der Höchften- Des 
hoͤrde nicht blos "die" Ueberzeugung, daß das Rechte ge⸗ 
ſchleht, ſondern auch Gelegenheit verſchafft werde, die ein⸗ 
zeinen Erfahrungen von ihrem höheren Standpunkte zu 
augemeitlen Zwecken und zur ‚Herbeifüßrung der. nach den 
Umſtaͤnden nörhigen generellen. adminiftrativen oder legis⸗ 
fativen Maagregeln "zu benngen. io a Bw 
Ehen deshalb muß es auch bei der ergangenen Feſt⸗ 
ſetzung, daß die Nachweiſungen vierteljaͤhrig einzuſenden 
ſind, fuͤrs Erſte noch bleiben. BIP RER —[—[— 
Se aber dieſe Nachweiſungen übereinftimmend 
eingerichtet ſeien, und die Ueberſicht und Vergleichung er⸗ 


\ 
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- ‚Jäichtern;, ik ed noͤthig/ * fe nach: bolgenden Mubriken 


abgetheilt werden: ai } «f TEELTTETGE an | 
T) laufende Rulamircı ul u suhnge > Ss 
2) der Aandrächliche Kreis; 4 ers 


3) Bor» und Sunafnen deß Verbrechers J | 
4) Geburts⸗ und Aufen haltsort beſſelben; nn ii * 
5— Siand und Verhaͤltniſſe der, Eltern, mohgi anzufüße 
en iſt, ob ſie noch leben ‚oder. eine, Oder. ‚beide ‚vers; 
| ſiorben ſind, und hamenilich ob. daß Rind, — Be 
zeugt iſt νν⏑ TRATEN 
6). Alter des Berbreherd; —X und sd an : 

7) Religion; X 
hiebei iſt zu — daß diefe ——— va: 
Religion der Eltern, und bei gemifchtemi Ehen: nach 
.r den. gefeglichen : Beftimmungen Th. I. Titi2. 9.76, 
des Allgemeinen Landrechts anzugeben. iſt, es waͤre 
Dann, daß nach zuruͤckgelegtem anno discretionis die 
beſtimmte Annahme einer anderen Religion, als der 
elterlichen oder resp. — — můtterlichen 

‚Statt gefunden haͤtte; — 

8) der empfangene Schul⸗ und Reliion · untericht und 
die darauf bezůglichen Notizen, alſo: ob: das Kind. 

confirmirt oder zum erſten Abendmal — - 
oder nicht und dergleichen mehr; AR | 
9) das Verbrechen; - 

ro) Nähere Lebensverhaͤltniſſe, befondere: in Baichung 
auf diejenigen Umſtaͤnde, welche das Verbrechen ent⸗ 
ſchuldigen oder erſchweren; 

11) Gerichtliches Verfahren; hiehin gehoͤrt die Angabe, 
ob bereits die Unterſuchung eingeleitet iſt ob ſie noch 
ſchwebt oder ob das Ertkenntniß erfolge iſt; und im 

letzterem Falle, 06 und welche Strafe verhängt und 
wie e8 mit deren Dolziehung gehaften iſt oder wird 
gehalten werden. 

i2) Die von der König.’ Regierung eingeleitet oder 
genommenen Maaßregeln, ſowohl zur Ermittelung der 
Schuld, welche wegen ai oder Amts 
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Nachlaͤßigkeit — oder Behoͤrden trifft, als auch 
‚zur Beſſerung des Uebertreters. 
Dieſe Nachweiſungen ſind jedesmal mittelſt Segleiten» 

den Berichtes einzureichen, zu ‚welchem etwanige Spezialien 
einzelner merkwürdiger Fälle, die Nefultate der gemachten 
Erfahrungen und Beobachtungen, Vorſchlaͤge zu fünftigen 
oder Nachrichten von getroffenen zweckmaͤßigen Einrichtun⸗ 
gen, das ‘mehr oder minder eifrige Zufammenmwirfen der 
-Untergebenen, fo wie überhanpt günftige oder hindernde 
Umfiände, vergleihende Zuſammenſtellungen der’ verfchiedes- 
nen Theile des Regierungs-Bezirks und mancherlet Bes 
merfungen, die bei antheilvoller Behandlung: des: Gegen» 
ftandes ſich von felbft — den —— Son 
hergeben werben. "- -- 

Jedenfalls aber find in dieſem Berichte, die, vou den 
Juſtiz⸗-Behoͤrden noch nicht abgemachten Fälle noch beſon⸗ 
ders: zufammen zu ſtellen, und in jedem folgenden Berichte 
mit der Angabe, ob und tie: fie entfchieden, und ſo lange, 
bis. die: Entſcheidung erfolge äh, immer. aufs: * zu er⸗ 
waͤhnen. R2 or 

Endlich wird noch bemerkt, daß: Verdrecher, die — 
das 16te Jaht zuruͤckgelegt haben, in’ die Liſten yicht aufs 
zunehmen ſind, es waͤre denn, daß beſonders merkwuͤrdige 
und fuͤr den Zweck der Nachwetſungen — Um⸗ 
ſtaͤnde es rathſam machten. 

Berlin, den 2. Oktober 1826. 
— ‚ders Geiſtlichen⸗ Unterrichts⸗ und: Reinat 
— Angelegenheiten. 
v. Atenfein. 


z 


mitte Königr. Regierungen. 

Abſchrift vorſtehe nden Eircular ⸗ Neferiped jur Kennt 
nißnahme an ſaͤmmtliche Königl, —— und Pto⸗ 
vinzial⸗Schul⸗Kollegien. 

Berlin, den 2. Oktober ı 826. 

Minifterinm der Geifllichen :, Unterrichts und Medizinals 
een 
v. Altenftein. 
VL 


‘ 
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VI, | 
— Communal⸗Weſen. 
A 76. | 
. Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, an. den 
Herrn: Ober» Präfidenten. N. N, betreffend die Befegung 
ber Bürgermeifter- Stellen in Städten, wo die Stäptes 
Orpdnung noch nicht -eingeführe if. 
: Ew. Hochwohlgeboren fende: ich anliegend ein Gefuch 
des Stadtraths zu N. N;,: die Wahl des dortigen Buͤr⸗ 
germeifterd betreffend, zur; gefaͤlligen Entfcheidung zu, und 
bemerke dabei, damit im. Sale einer. Reklamation unfere 
Anfichten: deſto ficherer uͤbereinſtimmen mögen, daß zwar 
ein Wahlrecht den Communen nur durch das Gefeg 
verliehen. ;werden kann, es jedoch nicht nur unbedenklich, 
ſondern rathſam ſein duͤrfte, bei Beſetzung der Buͤrgermei⸗ 
ſterſtellen in ſolchen Städten, von deren Repraͤſentanten 
man ein verſtaͤndiges Urtheil erwarten kann, die letzteren 
über die etwa von ihnen zu dergleichen Stelfen gewünfchs 
“ten und das Öffentliche Vertrauen genießenden Perfonen 
zu hören. Der Regierung flieht es natürlich frei, fich 
„auf jedem am fich zufäßigen Wege von den Umftänden, zu 
unterrichten, welche bei Defegung einer Buͤrgermeiſterſtelle 
in Betrachtung kommen, und ein weſentlicher Umſtand, der 
niemlich: ob ein Kandidat im Beſitze des Vertrauens der 
Buͤrgerſchaft ſei? wird ſich immer am ſicherſten aus dem 
Gutachten der Commune⸗-Repraͤſentanten ergeben. Dabei 
wird es immer den Regierungen leicht fein, der Meinung 
vorzubeugen, daß fie den Communen ein Wahlrecht zus 
geftehe, und durch deren DVorfchläge in der eigenen Aus⸗ 
wahl beſchraͤnkt ſei. J 
Berlin, den 27. Oktober 1826. 
| Der Minifter, des Inner. 
| v. Shudmann, ' 


Annalen. HeftlV. 1826, 35 


1062 


77. 
Refeript bes Konigl. Miniſteriums des Innern, an den 
Magiſtrat zu Erfurt, die Wahl und Anſtellung der 
ſtaͤdtiſchen Medizinal⸗ Perſonen betreffend. 





Der Magiſtrat zu Erfurt erhaͤlt die Anlage Seiner 
Vorſtellung vom 10ten v. M. mit dem Eröffnen hierneben 
zuruͤck, daß das Verlangen der dortigen Stadtverordne⸗ 
ten, die Stelle des Arztes bei dem evangeliſchen Kranken⸗ 
hauſe dortſelbſt zu beſetzen, nicht geſetzlich begruͤndet iſt, 
indem ſelbſt da, wo die Städte» Ordnung gilt, den Ma⸗ 
gifträten, und nicht den Stadtverordneten das Hecht zu: 
ſteht, die ſtaͤdtiſchen Aerzte anzuſtellen, wie dies aus einer 
unter 15. Februar v. J. dem. Magiſtdat zu Berlin ers 
tbeilten, (Ant. a.) abſchriftlich hier beigefügten: Reſolution 
fih ergiebt, weiche, den. Stadtverordneten befannt zu 
machen, dem Magiſtrat zu Erfurt. überlaffen bleibt. 

Berlin, den 1. Movember 1826. e 
ie des — Erſte Abtheifung. 
urn r. 

Dem Magifträt hierſelbſt wird auf den unterm 13. Auguſt 
v. J. anderweit uͤber die Mahl und Remuneration der hieſi⸗ 
gen Armen⸗Medizlnal⸗Beamten erſtatteten Bericht zu erkennen 
gegeben, daß, da die Minifterien der ꝛc. Medlzinals Angelegens 
beiten und des Innern darüber einverſtanden find, daß duch 
unbeſoldete Armen Augenärzte der Zweck nicht mit Slcherhelt 
zu erreichen ift, Derfelde wegen Annahme befoldeter eben fo, 
wie bei Annahme anderer ftädtifcher Dffizianten verfahren mag. 

Wenn übrigens die Stadtverordneten In dem von dem 
Magiſtrat eingereichten Schreiben vom 24. Juni v. J. fih, um 
ihre Befugniß zur Wahl der Medizlnal-Perſonen zu beweiſen, 
anf den 6. 47. der Städte: Ordnung beziehen, fo werden dies 
felben diefe Meinung in den $. $. 30. und 199. 1. c. Himert: 
hend widerlegt finden, Indem außer den Magiftratsftellen nur 
Wlipe Aemter, welche fein Bürger ausfchlagen darf, von den 
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Stadtverordneten aͤbertragen werden, wozu aber das Amt eines 
Arztes, oder vielnehr der kunſtinaͤßig von demſelben zu leiſtende 
Dienft nicht gehoͤrt. oe la RABEIRE U 
Berlin, dem: ag: Februar gap nn. 0 
Miniſterium des Junern: Erſte Abtheilung. — 

wi llniziiu 5 as nei ae 
den Mägifrat biefiger Refideng. — 
. 78. * SE OH 

Refeript des Königl. Mirifteriums des Innern, an den 

Magiftrat in Berlin, die Wahl und Einberufung ber 
| Stadtverordneten⸗Stellvertreter betreffend, 
Dem im Bericht vom 23ſten v. M. enthaltenen Ans 
trage des Magiſtrats hierſelbſt, zu genehmigen, daß die 
Einberuſung der Stadtverordneten⸗ Stellvertreter nicht, wie 
bisher, nach der abſoluten, ſondern nach der relativen 
Stinimen-Mehrheit erfolge, kann, den zeitherigen Grund⸗ 
ſaͤtzen gemaͤß, und da derſelbe nach den in dem beiliegen⸗ 
den Extrakt einer Verfügung an die Königl. Regierung zu 
Stettin vom 2. Mär; 1824. (Ant. a.) enthaltenen Grüns 
den kaum rar auszuführen iſt, nicht ſtatt gegeben 
werden. Es bleibt Aber dein Magiſtrat, wenn uͤberhaupt 
der Eintritt det Stellvertretet fo oft flatt findet, daß eine 
Uenderüng für Hinreichend motibirt geachtet iverden ann, 
überlaffen , wegen gleichmaͤßiger Eintheilung der Bezirke 
Einteitung zu treffen. 
Betrlin, den 26. Oktober 1846. | 

Miniſterium des Innern: Erſte Abtheilung: 
| RE, 
Da had "der Staͤdteordnung 6. in; dad Maximum und 
Minimum der Bezirke im mittlern und kleinern Städte auf 
1000 und 400 Seelen feftgeftelle iſt; da es ſich treffen kann, 
daß gerade im Fleinften Bezirke eine verhältnigmäßig große Ans 
\ 313 2 | 
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zahl nicht ſtimmfaͤhlger Bürger wohne; da ferner nirgends bes 
ſtimmt iſt, wie viele Buͤrger zur Stadtverordneten⸗Wahl ers 
ſchelnen muͤſſen, vielmehr nad $. 83. die ausgebliebenen durch 
die Befchläffe der anmefenden ‚gebunden bleibenz fo iſt cs bes 
ſonders bet: einer nicht inmfichtigen Bezirks Eincheilung, deufs 
bar, daß in einemeinzelnen Falle die SIUTRRMING nur 
aus z. B. 10 Perſonen beſtehe. 
| Haͤtte nun in einer ſolchen Verſammlung eln Kandidat 

3 Stimmen erhalten, im einer Wahlverſammlung von hundert 

Perſonen aber ein anderer 79, fo Ift es augenfcheinlich, daß der 
erſtere (nach ‚der im Regierungs-Berichte enthaltenen Verglei⸗ 
chunge/Berechnung) ein Uebergewicht an Bierhundert ſieben und 
dreißig Theilen gewinnen, und daher dem legten, ungeachtet 
diefer faſt zehnmal foviel Stimmen’ aus der Geſammtheit für 
fih hätte, In der a der — — 
werden muͤſſe ꝛe. * 

RN den 2. Marz — 

| ‚De Ringer des 5 Janern. 

a v. Sau Amann. 


An 
die Konigĩ. Regierung [4 äh. 


ar Eee | 
Reſch des Koͤnigl. wieeanhme des —— an bei 
| — in Berlin, dieſelbe Ungelgenbri bes 
‚seetfend. 

Die von ba Magifirat hierſelbſt im Bericht vom 
ten d. M. geäußerte Anſicht, daß die Verfügung an die 
Könige. Regierung ꝛc. vom 2.Mär; 1821, wovon Dem⸗ 
felben ein Ertraft mitgetheilt worden, Seine Meinung über 
den Eintritt der Stadtverorbneten s Stellvertreter beflätige, 
läßt faft vermuthen, daß ihm eine umrichtige Abfchrift zus 
gekommen fei. Denn in diefer Verfügung ift deutlich aus⸗ 
gefprorhen, daß die Stelfvertreter nicht nach Bezirken, und 
nach der relativ in felbigen erhaltenen Stimmenzahl, fons 
dern aus der gefammien Gemeinde, und aus folcher dies 
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jenigen eintreten muͤſſen, welche Überhaupt: die -meiften 
Stimmen: für ſich erhalten Haben. Dabei iſt ausgefuͤhrt, 
daß, wenn jene relative Meprpeit im Bezirke den Eintritt 
befimmen follte, auch „47: einer Stinime den: Ausſchlag 
geben würde, was ſich als unpraktiſch darſtellt. Je groͤ⸗ 
Ber die: Stade iſt, um fo unpraktiſcher wird das: beabſich⸗ 
tigte Verfahren, da es noͤthig ſein wuͤrde, das Verhaͤlt⸗ 
niß der Abſtimmungen in allen Bezirken kalkulatoriſch zu 
ermitteln, um denjenigen aufzufinden, welcher bei vielleicht 
ſehr wenigen Stimmen die relative Mehrheit vermittelſt eines 
vielleicht ganz unbedeutenden Bruchtheils fuͤr ſich hat. Da 
nun auch der Eintritt der Stellvertreter nach Bezirken nicht 
Rate finden kann, indem nach $. 71. der Städte Ordnung 
auf: drei Stadtverordnete immer ‚nurd Ein Stellvertreter 
erwaͤhlt wird, fo.muß es bei der feit 1809 in ber ganzen - 
Monarchie beobachteten Einrichtung auch in: Berlin .fo fange 
bewenden, bis ein Anderes verordnet wird. & 
Berlin, den 23. Movember 1826. 

reg des re * Abtheilung. 

— 





| | a | R 
Kefeript bes — Miniſteriums des Innen; an bie 
san Regierung zu Sranffurt, die Sportul⸗ und Ges 
 bührens Erhebung bei den untern Adminiſtratlons⸗ 
— Becehoͤrden betteſſend. 

"Da Sportuifreißeit bei wa Apnrinifirationd»Bebir: F 
den als Regel beſteht, in den Faͤllen aber, in welchen 
ausnahmsweiſe Sportuln und Gebuͤhren erhoben werden 
duͤrfen, immer der billigſte Satz eintreten muß; ſo bin ich 
auf den Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 2ıflen v. M., 
mit Ihr ganz einverſtanden, daß es bei analoger Anwen⸗ 
‚bung der Untergerichts⸗Sportul⸗Taxe auch bei den Mas 
gifträten der größeren Städte lediglich fein Bewenden bes 
halte, daher denn auch die Königl. Regierung, wie Sie 
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ohnehin Willens ift, Ihre Verordnung in Betreff der Eres 

cutionen, ‚deren: Gegenſtand „weniger als zwanzig Thaler 
beträgt, modificiren, and dafür billige Pauſch⸗Quanta fefts 
fegen, oder: den Magifträten. felöfi, unter Borbehalt Ihrer 
Moderation. bei vorkommenden Befchwerden, ;-feflzufegen 
überlaffen mag. Der Magiſtrat zu Frankfurt iſt durch eis 
nen Ertraft gegenwärtiger Verfügung hiervon : benachrich⸗ 
tigt worden. 

Was den Entwurf zu einer Sportul s Tape für die 
Magifiräte anlangt, fo würde, dafern .er als allgemeines 
Geſetz gelten folte, zu deſſen Erlaffung die bei ‚anderen 
Gefegen erforderliche Vorbereitung und die Genehmigung 
- Gr. Majeftät des Königs erforderlich fein, dafern er aber 
nur ald Reglement zu Ausführung der beſtehenden Grund» 
fäge dienen follte, die Koͤnigl. Regierung meine -Öenehmis 
gung bazu nicht bebürfen. 
| Da aber alle. Fälle, im welchen Sportufn zu erheben 
fein werden, ſchwer voraus zu beſtimmen fein, daher aber 
die beabfichtigten ſpeziellen Vorfchriften nicht ale Zweifel 
Iöfen, vielmehr. Öfterd noch dergleichen erregen würden: 
fo ſcheint es zwecfmäßiger, mit der Erlaffung eines folchen 
Reglements Anftand zu nehmen, den Magifträten die in 
der Verfügung vom 7. Januar d. 3. *) enthaltenen als 
| gemeinen: Grundfäge zur Nachachtung bekannt. zu machen, 
und bei. einzelnen Befchwerdefälen danach zu entfcheiden. 
Sollten Zweifel in Hinfiht der Gebühren bei Polizei-Cons 
traventionen eintreten, fo wird vorzufchreiben fein, daß 
ſolche nach den Sägen erhoben werden follen, melde die 
Gerichte hei ganz geringen Injurien umd fisfälifchen Uns 
terſu chunss / Sachen zu erheben berechtigt ſind. 

Berlin, den 14. November 1826. 

— Der Muniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 


) Im iſen Hefte ©. 7. 
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u Her. 81. 

u — * Koͤnigl. Miniſteriums des — an die 

Koͤnigl. Regierung zu Coͤslin, die Befugniß der Kreis⸗ 

ſtaͤnde, ihre Communak Fonds durch befondere Beamten 
verwalten zu Jaffen, betreffend. 


Das unterzeichnere Minifterium kann weder in der 
dem Berichte der Koͤnigl. Negierung vom 28ſten v. M. 
beigefügten Atterhöchften Kabiners,Drdre vom 11. Auguſt 
d. J., noch fonft einen Beftimmungsgrund erfennen, wes⸗ 
halb die Kreisftände, wenn fie ed vorziehen, ihre Commus 
nals Fonds durch befondere Beamten, an Stelle der hiezu 
verpflichteten Kreiss Kaffe, verwalten zu laſſen, daran zu 
verhindern wären. 

Berlin, den 20. November 1826. 

Miniferium des Innern. Erſte Abtheilung. 

| EA Köhler. 
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£ 82. | 
Nefeript des Könige. Minifteriumg des Innern, an bie 
Königl. Regierung zu N. N., die Örenzen des adminis 
ffrativen und gerichtlichen Reſſorts in Beitreibung der 
Communals und nftitutens Gefälle betreffend. 





Auf Deranlaffung eines von dem Herrn Juſtiz-Mi— 

nifter anher mitgeteilten Berichts des dortigen ıc. Gerichts 
über die Grenzen des Adminifirativen und gerichtlichen Reſ— 
fort8 bei Einbringung von CommanalsGefällen, hat das 
Miniſterlum des Innern ſich über die Sache fo erklärt, 
wie das (sub lit. a.) in Abſchrift beigefügte Schreiben vom 
13. Dftober d. J. befagt. 
Mit den darin. aufgeflellten Grundfägen einverfian: 
den, hat der Herr Fufliz: Minifter das ıc. Gericht mir dem 
ebenfalls (sub lit. b.) abſchriftlich angeſchloſſenen Beſcheide 
vom ıoten d. M. verſehen. 
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Hiernach *— die König. Regierung auch Mrerſeits 
in vorkommenden Faͤllen Sich zu achten. 
Berlin, den 23. December 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheiluns. 
— | an 
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Mit dem — Schreiben Ew. Erselen; vom — 
v. M., und dem hierbei zuruͤckfolgenden Berichte des ꝛc. Ges 
richte zu N. N. bin ich darin einverftanden, daß die dortige 
. Regierung gefehle hat, wenn mach Ihrer Anordnung wegen Bets 
treibung der Communals und Sinftituten Gefälle auch diejeni⸗ 
gen derfelben, welche auf einen fpezielen Nechtstitel beruhen, 
durch adminiftrative Erecution eingebracht werden, folen, und 
nur erft bei erhobener Klage die Einftellung der Execution ans 
befohlen ift, Benn aud) nach den früher angezeigten und Em, 
Ercelleny unterm 7. März v. J. mitgetheilten Thatfachen es 
zum größten Vortheile der Glaͤudiger und Schuldner gereichen 
würde, die adminiſtrative Execution auch in Fällen dieſer Art 
an die Stelle der gerichtlihen zu feßen:: fo bin ih doch darin 
ganz einverfianden, daß dies im Allgemeinen nur durch ein Ges 
fe gefchehen könne, und daß bis dahin alle privatrechtliche Ans 
gelegenheiten der Communen und anderer ihnen gleichzuftellens 
den Eorporationen glehh denen der Privat; Perfonen behandelt, 
die denfelben daraus zufommenden Einnahmen jeder Art alſo 
auf dem Mechtsmege beigetrieben werden muͤſſen. 

Anders ftelle fid) aber die Sache in Beziehung auf die 
Communal⸗ Steuern, Die Erekutions; Ordnung der vori— 
gen Negierung uͤberlleß, mie das ze. Gericht anzeigt, den Ju— 
ſtiz-Aemtern auch die Eintreibung der Steuer Ruͤckſtaͤnde, und 
diefe festen folche fort, bis die Debenten Einwendungen mad 
ten, über welche das zc. Gericht zu entfcheiden hatte, 

Diefe Einrichtung ſtimmt mit der Preußiſchen Geſehzge⸗ 
bung und Juſtiz⸗Verfaſſung nicht überein, und iſt mit deren 
Einführung für aufgehoben zu achten. Mach Preußiicer Wer 
faffung ift die Juſtiz und Aominiftration. getrennt, und die ers 
ftere auf ihre ſehr umfaflende und ehrwürdige Beflimmung, 

Über bie Drivatseßtofteiigteiten und über die Schuld oder 
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| Unfchuld der dm Verbrechens — und deren Strafe 
oder Strafloſigkeit zu entſcheiden, dadurch aber den oͤffentlichen 
Frieden zu erhalten, zurückgeführt, Wet der Adminlſtration hat 


‚fie dagegen keine Mitwirkung, und weder ein Juſthzamt noch 


‚ein Dbergericht kann. darüber entfcheiden, ob eine von der Coms 
mune eingeführte, von der höheren Adminiſtrations/ Behörde 


genehmigte Steuer rechtsgültig ansgefchrieben, ob daher die 


von einem Einzelnen dagegen angebrachte Einrede gegründet fei, 


oder nicht? Das allgemeine Landrecht legt, ungeachtet früher. 


auch in den alten Provinzen Adminiftrationund Juſttiz nicht 
ſcharf gefondert waren, doh &. 130, Tit. 8. Thl. 2. des A. 2. 
N. der Dolizeis Behörde das. Recht der Einforderung und Eins 
ztehung von Abgaben und. Polizei: Strafen bei, und wenn 6, 
131. bei Entſtehung von Streitigkeiten über : die Werbindlichkeit 
zu' deren Entrichtang die Eutfcheidung dem Richter überlaflen 
ft, fo, iſt im Allgemeinen die Ungenanigkeit diefer Vorſchrift 
voohl der damaligen Verbindung der Adminiftration und Juſtiz 
zuzuſchreiben) gegentwärtig aber, da die letztere überall der obs 
gedachten Beſtimmung ausichlieglid zurückgegeben iſt, nur auf 
diejenigen Fälle zu. befchränfen, in melden mirklid ein zur 
Eognition der Juſtiz gehöriger privatrechtlicher Titel eintritt, 
Ohne daraus für jetzt weitere Folgerungen zu ziehen, da 
die Sache in der Allgemeinheit, ſich in Folge. der Verhandluns 
gen ‘über die Regulirung des Communal: Wefens in dortiger 
Provinz erledigen wird: fo bin ich doc In Beziehung auf die 
Verordnung vom 9, Februar 1830, welche die zwiſchen den Mis 


nifterien der. Juſtiz und: des Innern verabredeten Grundfäge 


enthält, der Meinung, daß folche durch die Publikation des 
Landrechts im dortiger. Provinz in Beziehung auf die Einzies 
hung der Communal; Steuern volllommen anwendbar geroorden ſei. 

Wenn Ew. Excellenz hiernach die Gerichts » Behörde zu 
beſcheiden geneigt find, jo werde ich die Regierung nach biefen 
Srundfägen mit Anwelfung zu verfehen nicht Anten nehmen. 

Dein, den = Dftober 1826. 


v. S ch u m a n n. 
des on! Fan, Siauts und Ath wininers 


en am 


2070 
Aus dem in Abfchrift anliegenden, in erfolg des We; 
richts des. Königl. ꝛc. Gerichts vom zz. uni d. J. wegen des 
Verfahrens bei Beitreibung der Communals Gefälle, an mich 
gerichteten : Schreiben des Königl. Minifterii des Innern, wird 
das Collegium: einehmen, daß der. von Demfelben gemachte 
Antragz: ”: _ 
in Bezug auf die Siſtirung der — wegen der Com⸗ 
munal, und — — welche auf einen ſperiellen 
Rechtstitel berahen, 
gegründet befunden worden iſt.⸗ 
Hinſichtlich der VBeitreibung der Communals Steuer trete 
Ah der Anfiht des Köntgl, Minifterii des Innern bei. Das 
Königl. ꝛtc. Gericht Hat Sich daher darnach zu achten, unt die 
reſſortirenden Behörden demgemäß zu inftrwiren. 
Berlin, den 10. December 1326. 


Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Graf v. Danckelman. 


das König sc. Gericht zu N. N. 


83. 
Reſcript des Koͤnigl. Min ſiriums des Janan, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, die Genehmigungs⸗Er⸗ 
theilung zur. Annahme von Gefchenfen und Vermaͤcht⸗ 
‚iffen für Korporationen betreffend. 
Die Rönigt. Regierung fraͤgt in dem Berichte vom 
aten v. M. 
die Geſchenke oder Vermaͤchtniſſe an Corporationen be⸗ 
treffend, 
Über die Auslegung des $. 8 3. zit, 6. z; u. des Als 
“gemeinen -Landrecht8 an. 

In diefem $. iſt verordnet, daß Corporationen oder 
Gemeinen ohne Einwilligung der ihnen vorgeſetzten Behoͤr⸗ 
den, unbewegliche Sachen weder an ſich bringen, noch ders 
äußern oder verpfänden ſollen. 
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Dieſelbe wünfche nun daruͤber Befiimmung, ob hier⸗ 
nach ruͤckſichtlich der Ihr untergebenen Gemeinden und 
Eorporationen, Sie oder das Miniſterium des Innern die 


. Behörde fei, welche dieſe Einwilligung zu. ertheilen habe. 


Das; unterzeichnete Minifterium kann nicht anders 
dafür. annehmen, als daß: im dem angeführten: F. die zus 
naͤchſt vorgefegte Behörde, folglich die Negierung- gemeint 


ſei; auch, würden fonft. die Minifterien mir. zu vielen ‚Des 


tails bebelliget werden, wenn fie bei jeder Erwerbung und 
Veräußerung einer Stadt, einer Dorfgemeine oder einer 
fonftigen Gefelifchaft, welcher Eorporationg > Rechte verlies 
ben find, eine. Genehmigung, zu ertheilen hätten. 

Es verficht ſich jedoch von felbft,. daß dem Miniftes 
rio unbenommen iſt, in Angelegenheiten feines Reſſorts für 
gewiſſe Fälle die Cognition hierüber unmittelbar vor. fi 
zu ziehen. 

Endlich wird daran erinnert, daß dieſes Reſcript 
mit der Genehmigung, welche bei Vermaͤchtniſſen und Schen⸗ 
kungen an pia corpora erforderlich iſt, und. welche auf 
einem ganz anderen Fundamente beruhet, nichts gemein 


hat. Ruͤckſichtlich der letzteren ſind beſondere Vorſchriften 


vorhanden, welche mit den oben gedachten F. 83. nicht 
verwechſelt werden duͤrfen. 
Berlin, den 4. Oktober 1826. 
EG, des Innern. Erſte Abtheilung. 
BAU r. 





84. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an den 
Koͤnigl. Staats⸗Miniſter Herrn von Ingersleben Ep 
cellenz, zu Coblenz, die Verhaͤltniſſe der Beiſaſſen in den ehe⸗ 
maligen Naſſauiſchen Landestheilen ıc. betreffend. 





Ew. Excellenz überfende ich anliegend eine Beſchwerde 
des Vorſtandes der Gemeinde N. N. über, die derfelben 
unterfagte Erhebung eines Beifafien » Einzugdgelded, und 
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theile Ihnen hogleich Abſchtift Anl a.) einer Verfügung mit, 
weiche ich in Bertehung Auf diefen Begenftand an die Königl. 
Diegierung zu Coblenz unterm 7. Mat v. J. erlaffen habe. 
| Hiernach ‘wird allerdingd ein Beifaffens Geld d. 5. 
eine Gemeindes Abgabe, welche die Beiſaſſen, als folche, 
für den bloßen Schug der Gefege innerhalb der Gemeinde 
zu entrichten Haben, ſowohl Hach der Naſſauiſchen Geſetz⸗ 
gebung ald nach den allgemeinen Preußischen Verwaltungss 
Grundfägen nicht flate finden koͤnnen. Allein weder jene 
noch diefe verbieten es, denjenigen, welche in Folge ihres 
Einzuges in die Gemeinde als "Bürger. oder Gemeinde 
Glieder an gewiſſen Nugungen derſelben Theil zu nehmen 
haben, und hierdurch die Antheile der ſchon vorhandenen 
Gemeinde» Angehörigen ſchmaͤlern, dafür entweder ein bil⸗ 
Jiges Averfional Quantum, als Einzugsgeld, oder eine ver⸗ 
aͤltnißmaͤßige jährliche Abgabe am die Gemeinde Kaffe ans 
zuſinnen. Mur muß darauf gefehen werden, daß eins 
oder das andere fehr mäßig fei, und nicht zum’ Deckman⸗ 
tel gehaͤßiger Erſchwerungen oder des Brodneides werde: 
Em. Excellenz erſuche ich demnach, von dieſem Ges 
ſichtspunkte aus, die Sache nochmals zu prüfen, und ent⸗ 
weder dem Antrage gemäß, die Beſchwerde abzuſtellen, oder 
mir uͤber die Lage der Sache gefaͤlige BL zu geben 
und ihe Öutachten zu eröffnen. 
Berlin, den 14. Deceniber 1826. 
Der Minifer des — 
v. Schuckmann. 


a. 


Aus dem Berichte der Königl. Regierung. vom sten v. 
M. erfehe ih, daß das MVerhältnig der Belſaſſen und Bürger 
in den vordern Naſſauiſchen Gemeinden. Ihres Bezirks nits 
gends durch Geſetz, fondern nur durch Obfervanz normirtt ift, 
indem die erft nach der Abtretung jener Landestheile an Preus 
fen von Naffau publicirte Gemeinde» Ordnung vom 5. Juni 1816 
natuͤrlich dort keine gefeglihe Gültigkeit hat. 
Da nun die Beiſaſſen oder Gchugvermandten nad) der 
Obſervanz dort nicht mur Gewerbe betreiben, fondern auch 
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Grundſtuͤcke be tonnen: fo: * der Zweck, Niemanden zu 


verhinbern / nfich da niederzulaſſen/ wo er nach feinen Verhaͤlt⸗ 
niſſen und Faͤhigkelten ſich ai beſten zu naͤhren im Stande 
iſt, vollkommen erreicht, wenn jedem, welcher die Faͤhlgkeit ſich 
zu ernaͤhten, nachweiſt, die Miederlaſſung an jedem ‚Dite er⸗ 
laubt and auf unbegruͤndete Remonſtrationen der Gemeinden 
keine Ruͤckſttht geuommen wird. Hiernach hat die Koͤnigl. Re⸗ 
gierung, wenn es bloß die Riederiaffnits vn; FERN 
gilt, auch ‘ferner zu verfahren. 

Die Thellnahme: an RER Semeindeht utzungen 
iſt aber hlervon unabhängig, und es erſcheint weder gerecht 
noch zweckmaͤßig, jedem neuen: Anſiedler, auch wenn er ſeiner⸗ 
ſeits der Gemeinde nichts zu bieten haben ſollte, dieſe Theil— 
nahme zu geſtatten; nicht gerecht, weil die übrigen im Beſitze 
befindlichen Gemeinde/ Genoſſen, ohne eine Erleichterüng in Ihe 
ven Laſten zu ertragen, dieſen Beſitz durch jeden neuen Ads 
fiedler geſchmaͤlert fehen würden, — nicht zweckmaͤßig, weil nach 
diefem Grundfage gerade diejenigen, welche nicht Luſt Gaben, 


ſich fediglich ‚auf ihre Thätigkeit zu verlaffen, angereizt werden koͤnn⸗ 


ten, fich In folchen Gemeinden niederzulaffen, wo ein’ bedeutendes 
Communals Vermögen ihnen bie größte Unterſtuͤtzung in ihren 
Trägheit verfpricht, daher denn dergleichen Gemeinden am mels _ 
ften der Gefahr ausgeſetzt fein würden, ſich durch — Mit⸗ 
glieder; vermehrt zu. ſehen. 

Wie daher, wenn nur die Niederlaſſung eins Indlvidui 
in Frage kommt, es bei dem allgemeinen Naſſauiſchen Verwal⸗ 
tungs / Örundjägen auch dort ſein Bewenden behalten muß: 
fo. iſt dagegen, ſobald ein Anfiedler auf Thellnahme an den 
Gemeinde: Nugungen Anfpruh macht, nicht minder auch in 
Deziehung auf das Stimmrecht in Gemeinde Angelegenheiten, 
lediglich auf, die frühere Obſervanz zurückzugeben, und es iſt 
unbedenklih, von den Belfaffen, die irgend eine Theilnahme 
an. den Nutzungen prätendiren, jo wie von den Vuͤrgern, die, 
vollen Antheil daran verlangen, ‚die früher obfervanzmäßig ge; 
wefene Qualifikation zu verlangen und die’ früheren Einkaufs; 
gelder, jährlichen Abgaben u. f. w. vorbehaltlich der Befuguig 
der Könige. Neglerung, bdiefelben in den Schranfen der Maͤ— 
Bigkeit zu erhalten und in Beſchwerdefaͤllen feftzujeßen, erheben 
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zu laſſen. Wo bergleihen Obſervanzen nicht völlig ſicher find, 
rird die Königl. Regierung ſo viel als möglich unter Einvers 
fländnig mit der. Gemeinde geroife Srundfäge — feſtzu⸗ 
ſtellen haben. 

Daß Schmauſereien, welche früher. ein’ neuer: Gemeinde 
Genoß den alteren bat geben müfjen, Mißbraͤuche find, - 
daher, wenn Beſchwerden ‚eingeben; a N — 
verſteht ſich von ſelbſt. 

Hiernach hat die Koͤnigl. — zu verfahren, und 
die reflamirenden Gemeinden: zu beſcheiden. 

Die Beilagen Ihres — felgen — vurde. 

en den 7. Mal 1815. 5 ©... j 
un ee. des Junern. 1 
Pr u SHudmann. 


die abnige Resierung zu Coblenn. 


Reſcript der ahiigl Minifeien. ber Beiflihen, Uns 
terrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten, ſo wie des 
Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Kon⸗ 
kurrenz der Stadtverordneten⸗Verſammlung bei der Ver⸗ 
aͤußerung von den, den Kirchen gehoͤrigen Grund⸗ 
— ſtuͤcken ‚betreffend. 


Aus ber Anlage wird die Koͤnigl. Regierung erſehen, 
was die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu N. N. in 
Betreff ihrer Konkurrenz bei Veraͤußerung eines der dor, 
tigen Kirche gehörenden Grundftäcks unterm 2ten v. W. 
befchwerend angezeigte hat. Nun coneurriren zwar bei 
Veräußerung eined Kirchenauts die Stadtverordneten, als 
Vertreter der Stadtgemeine, nicht, fondern ber Pas 
tron, die Kirchengemeine, durch ihre nah F. 159% 
Tit. II, Thl. 3. des Allgemeinen Landrechts zu. beftellenden 
Nepräfentanten, und die geiftlichen Oberen, conf. $. 647. 
l. c. Wenn aber die Stadtverordiieten auf bie Errichtung 
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der $. 175. 179. a. der Staͤdteordnung vorgefchriebenen 
Deputation für die Kirchen s Angelegenheiten, welcher die 
Wahrnehinung des flädtifchen Patronatrechts quoad exter- 
na, alfo auch bei ſolchen Veräußerungen obliegt, dringen, 
fo haben fie diefes Geſetz für ſich, und dann Steht ihnen 
die Wahl der beiden and der Kirchen s Gemeine zu beſtel⸗ 
Senden: Mitglieder dieſer Deputation nach F. 175. 1, c. zu. 
Hiernach hat die Koͤnigl. Regierung die Bittſteller 
zu beſcheiden und das weiter Noͤthige anzuordnen.’ 
Berlin, den 20. December 1826. — 
Der Deinifier der Geiſtlichen⸗ Unter» Der Miniſter des Innern. 
richts⸗ und Medizinal- Ange · v. Schumann : 
| legenheiten. | — — 
v. Altenſtein. — 


. 
4413 
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Refeript bes Könige. Minifteriums des Sunern, an bes 

Koͤnigl. Staats» Minifters und Oben Präfiventen ‚Herrn 

von Ingersleben Excellenz zu Koblenz, die: Aufbrin⸗ 

gung der Koſten in Communal⸗Ptozeſſen, ſo wie die: 
Aufbringung der Gemeindebeduͤrfniſſe betteffend. 


— 


Fr 
— 


Ew. Erceleng erwiedere ich auf die mit aiterm agten 


d. M. vorgelegten Fragen Folgendes: 
de ade. 


"Die Koften für die don den Commmimen ju führenden 
Drozefie, gehören zju den Communal⸗ Bedürfniffen, und find 
gleich diefen und mit diefen aufzubringen. | 

Nach der allgemeinen Hegel Eönnen zu Communals 
Beduͤrfniſſen, folglich auch zu Prozeß⸗Koſten, Zufchläge 
zur Gewerbes Steuer nicht flatt finden. Machen aber be; 
fondere Verhältniffe eine Ausnahme hiervon nothwendig 
oder rathſam, fo wird das Sachverhaͤltniß beſonders ers 
mittelt, und die Reſolution der Miniſterien eingeholt wer⸗ 
den muͤſſen. | ' 


” 


4. 


| 1076. 


er ad 2°: nt 
Ein. Broich, welcher ‚nicht Die, ganze Gemeinde, ſon⸗ 


bern nur eine Klaffe derſelden, z. B. die Grundſtuͤcks⸗ Bes 


ſitzer betrifft ‚ iſt eigentlich kein Gemeinde⸗Prozeß. 
Den Litis⸗Conſorten wird. zu. ‚überlaffen. fein, - wie. fie ‚die 
Koften, unter. ſich aufbringen ‚wollen. Eine adminiſtrative 
Einwirkung dab wird in, het Degel nicht erforderlich fein. 
| ad. 3. 
Wenn ein. gnzelnes Migti, der Gemeinde ‚gegen. 


die Koften tragen.muß, zu Beftreitung der lehzteren aber 
beſondere Communal⸗ Steuern aufgebracht werden muͤſſen, 
ſo kann allerdings angenommen werden, daß der Einzelne, 
der in dieſer Beziehung nicht zur Gemeinde gehoͤrt, ſon⸗ 


dern ihr vielmehr als Gegenpartei gegenuͤber geſtanden hat, 


zu den Koſten beizutragen nicht verpflichtet ſei, daher, 


wenn ſchon die Sache auch eine entgegengeſetzte Anſicht 


darbietet, doch nach der früheren Sranzöfifchen Entſchei⸗ 
dung immerhin wird verfahren werden koͤnnen. 

Bietet die Communal-Kaffe ohne Communal:Steuern 
die nöchigen Fonds dar, :unsidie. Prozeß, Koften zu beſtrei⸗ 
ten, fo. wird man den Commanals Behörden deren Beftreis 
tung aus dieſen Fonds überlaffen und abwarten koͤnnen, 
ob in der Folge, wenn noch Anlagen nöthig werden, der 
Betheiligte darauf Anſpruch macht, daß ihm diejenige Rata 
der früheren Prozeß-Koſten, welche, wenn ſie beſonders 
aufgebracht worden wären, auf ihn wuͤrde repartiret wor⸗ 
den fein, zu Gute gerechnet werden möge. In dieſem 
Falle iſt nach Lage der — zu entſcheiden. 

ad 4. 

Dieſe Frage betrifft die. Veranlegung von Steuern 
auf die Pfarr: Gemeinden, daher ich Em. Excellenz übers 
laffe, Sich deshalb an den Herrn Staasd+ Minifier Frei⸗ 
herrn von Altenſtein J wenden. 


5. 

In der Regel möfen allerdings die — wenn 
die Gemeinde⸗-Bebuͤrſniſſe durch Zufchläge zur Grundſteuer 
aufgebracht werben, diefe mit il ri wie ſich ſchon 

aus 
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aus der Diäpofition des Geſetzes vom 7. März 1824 Ser. 
ergiebt.. Um aber die Prägravarion der Grundeigenthůmer 
‚ Überhaupt, und die der Forenſen insbeſondere vorzubeu⸗ 
gen, wird hier bei vorkommenden Beſchwerden darauf ges 


Halten, daß das Beduͤrfniß nicht auf die Grundſteuern as · 


lein, ſondern nach gleichen Zuſchlage⸗Saͤtzen auch auf die 
Llaſſen⸗ oder Mahl⸗ und Schlachtfiener gelegt werde, Die 
Regietungen werden vermoͤge ihres Oberaufſichtsrechts hier⸗ 
nach auch ſelbſt Remedur treffen, und den allgemeinen ge⸗ 
ſetzlichen Grundſatz aufrecht erhalten koͤnnen: dag Gemein- . 
de⸗Laſten von allen Gemeinde-Gliedern nach ihren Kraͤf⸗ 
ten möglichft gleichmäßig getragen, und Praͤgrava⸗ 
tionen einzelner Klaffen vermieden werden muͤſſen. 

Dieſer allgemeine Grundſatz, bei deſſen Aufrechthal⸗ 
tung die Regierungen alles, was Gerechtigkeit und Billig⸗ 
keit erfordert, werden berückſichtigen koͤnnen genuͤgt für die 
Communal⸗Ordnung, in welcher man fi nicht auf eine 
mweitläuftige Kaſuiſtik wird einzulaffen haben, Letztere würde 
bei aller Ansfüprlichkeie immer mangelhaft Bleiben, da es 
unmöglich if, jeden einzelnen Fall voraͤuszuſehen. 

Berlin, den 30. December 1826. | 


Der Minifter des Innern. | | 
Zu J dv. Schuckmann. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an 
den Oberamtmann Herrn N. N., die Heranziehung der 

Domainen zu den Kreislaſten betreffend. 

— — 2 . Ä 

Auf Ihr Geſuch vom räten v. M., wegen Befreiung - 
ber Domainen von den Beiträgen zu den Kreis » Commus 
nals Koften, gereicht Ihnen zum Befcheide, daß die Kreis- 
Ordnung von 17. Auguft v. $. nirgends einen Grand 


darbietet, die Domainen, wo fie früher zu den Kreis⸗La⸗ 
Mndialen: Heft iv. 1826. en Haan 


» 


1078 | 
ſten beitragspflichtig geweſen, davon auszunehmen, und 
am wenigſten hierbei auf den Widerfpruch eines einzelnen 
"Domainenpächterd Nückfiche zu nehmen if; daher ich auf 
Ihren Antrag nicht eingehen kann. 

Berlin, den 27. Oktober 1826. | 
Der Minifter des Innern. 


dv. Schumann. 





| u 88. 
Reſcript der Koͤnigl. Minifterien der Geiftlichens, Uns 
terrichts> und Medisinals Angelegenheiten, fo wie bes 
Innern, an die Königl. Regierung zu N. N. in Weft- 
phalen, die Abgaben: Freiheit der Geiftlichen ber 
| treffend. 


Da, wie der Koͤnigl. Regierung auf Ihre Anfrage 
vom 8. September d. $., die Abgaben: Freiheit der Geift- 
lichen betreffend, eriwiedert wird, die Mitglieder der Doms 
Kapitul mit dem Bifchofe die Kirche der Dioͤzes repräfen: 
tiren, und wenn fie auch nicht ald paröchi curati fungis 
giren, doch insgeſammt alle Rechte und Pflichten der ins 
neren nnd äußeren Kirchen: Jurisdiktion und das Ordo 
in fich vereinigen, demnaͤchſt aber das Charakteriſtiſche ei- 
nes benificii simplicis gerade darin’ befteht, daß es Rechte 
und Pflichten begreift, ‚die auf die Kirchen» Aurisdiktion 
und den -Ordo nicht Bezug haben: fo irrt bie Koͤuigl. 
Kegierung, wenn Sie die Domkapitularen den Inhabern 
von beneficiis simplicibus gleichſetzt. Und da nach der 
Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 30. Januar 1817 die 
Geiftfichen von allen Communal⸗Steuern von ihren Amts- 
Einkünften befreit find, zu den legteren aber die Einkünfte 
von ihren Grundftücken gehören, welche daher durch Com⸗ 
munals Steuern nicht geſchmaͤlert werden koͤnnen; fo hat 


Ä 1079 
die König. Regierung dieſe Befreiung tm vorliegenden 
Safe zu verfügen. 
Berlin, den 6. December 1826: 
. Der Minifter der Geiſtlichen⸗, Uns Der Minifterdes — 
terrichts⸗ und Medina Um | v. Schuckmann. 
gelegenheiten. 0 As: 
v. Altenfein. 


89. 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, an ben 
Magiftrat zu Stettin, die Verpflichtung der Intendan⸗ 
turs Beamten, auch von Serpife Communals Abgaben 
zu entrichten, betreffend. 





In Beſcheidung auf den Bericht vom ıgten v. M. 
toird dem Magiftrat zu Stettin beigehend die auf die dies- 


feitige Communifation erfolgte Erklärung des Königl. * 


Kriegs⸗Miniſteriums vom 20ſten d. M. (Ant. a.), betref⸗ 
fend die Verpflichtung der Beamten der Intendantur des 
zweiten Armee⸗Corps, auch vom Servis die Communal⸗ 
Abgaben zu entrichten, in beglaubter Abſchrift zugefertigt, 
um auf den Grund derſelben das Weitere einzuleiten, 

Berlin, den 23. November 1826. 

Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung 
— Köhler 
| 2. J 

Bei Ruͤckgabe des mit dem geehrten Voto Eines Koͤnigl. 
Hochloͤblichen Minifterii des Innern vom iſten d. M. brevi 
manu anhero gefaͤlligſt mitgethellten Berichts des —— 
zu Stettin vom ısten v. M.: 

betreffend die von den Beamten ber Sntendantur des aten 
Armee» Corps zu entrichtenden Commiunal« Abgaben, u 
kann fih das Kriegs, Minifterlum mit dem Inhalte des ober⸗ 
waͤhnten geehrten Voti aus den darin angeführten Gründen nur 
Yaaaz 
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dahin einverflanden 'erklären, daß Die gedaditen Beamten allerdings 
verbunden find, die Eommunal Abgaben außer von ihrem wirk⸗ 
lichen Gehalt, auch von dem Servis, dem fie beziehen, zu ent: 
richten, und wird Einem Königl. Hochloͤblichen Meinifterio bes 
Innern ganz ergebenft anheim geftellt, hiernach den Magiſtrat 
gefäfligft beſchelden zu wollen, 

Der Intendantur iſt dieſſelts das Noͤthige eröffnet worden. 

Berlin, den 20. November 1826. 
v. Hake. 


90. ur 
Extrakt aus dem Reſcripte des Königl. Minifteriums 
des Innern, an die Königl. Regierung zu Düffeldorf, 
das Beitrags» Verhältniß der Staatsdiener zur Commu⸗ 

nals Einfommenfteuer in den ehemaligen Bergi⸗ 
ſchen Landestheilen betreffend. 





Ich * mich bewogen gefunden, über die. der Koͤ⸗ 
nigl. Negierung bei Einführung einer Einfommen, Steuer 
zu Deckung des KämmereisBedürfniffes der Stadt N.N. 
beigegangenen Zweifel an des Könige Majeftät zu berich- 

‚ten, und: darauf diejenige Allerhoͤchſte Reſolution erhal 
ten, welche Sie. aus der in Abfchrift beigehenden Kabiners, 
Ordre vom g9ten d. M. erfehen wird. 

Mas den. Schluß der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre 
anlangt, fo wird, wenn in der Bergiſchen Geſetzzebung des 
Falles, daß eine EinfommensSteuer in- einer Commune zu 
Deckung ded Deficit nothwendig fein möchte, und des 
Beitrags⸗Verhaͤltniſſes der Staatsdiener in dieſem Falle 
nicht gedacht Hat, alſo eine Luͤcke in der Gefeggebung iſt, 
das Gefeg vom 11. Juli 1822 zu Ergänzung derfelben 
unzweifelhaft Anwendung finden. ıc. 

Berlin, den 23. Dftober 1826. 

Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 





i 
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91. 

Reſcript des adnigl. Miniſteriums bes Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, das Recursverfahren 
in ſtreitigen Kriegsſchulden⸗Sachen betreffend. 

Der Koͤnigl. Regierung wird in Erwiederung auf den 
Bericht vom 12ten dieſes, | 
die Appellation gegen Entfcheidungen fireitiger, aus ber 
Regulirung des Krieges; Schuldenweſens entfpringenden 

Gegenftände betreffend, 
hiermit eröffnet, daß der Recurs auch bei Sachen unter 
50 Rthl. — ſtatt finder. 
Berlin, den 24. November 1826. 
Minifterium des Innern. Erſte «Aheum 
. — Koͤhler. 





| 92 / 
Refeript des Könial. Minifteriums bes Sage an ben Ä 
Magiſtrat zu N. N., die erefutivifche Beitreibung der  \ 
ben Communen aus privatrechtlichen Titeln zuſte⸗ 
henden Präftationen betreffend, 

Das DMinifterium bes Innern verfennt zwar Bei Be 
urtheilung der von dem Magifirat zu N. N. mittelft Eins \ 
gabe vom 16ten d. M. vorgetragenen Sachen wegen bed 
Seitens der dortigen Erbpachts» Müller ruͤckſtaͤndigen Cas 
nond die Verlegenheiten nicht, welche in einzelnen Faͤllen 
für den Communal- Haushalt daraus entfiehen koͤnnen, 
daß Leiftungen, welche die Communen aus privatrechtlis . 
chem Titel zu fordern haben, von ihnen nicht ſelbſt execu⸗ 
tiviſch beigetrieben werden können. So lange jedoch die 
Geſetzgehung hierunter nicht im Allgemeinen etwas anders 
beſtimmt, kann von Seiten der Verwaltungs⸗Behoͤrde es 
nur bei dem zeitherigen Gange belaffen, und daher, den 
Communen nur die Eintreibung der auf privatrechtlichen 


1082 ; ; 
Titeln beruhenden weaſatonen im Rechtswege uͤberlaſſen 
werden. 
Berlin, den 27. Oktober 1826. 
WMiniſterium des Innern. Erſte Abtheilung 
| we Köhler 


| 93. 
"Keferip deg Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Nichtanwendung von 
Exekutions⸗Maaßregeln auf adminiſtrativem Wege in 
Anſehung des judenſchaftlichen Gemeine⸗ ⸗Abgaben⸗ 
| weſens betreffend. 


— 


Das unterzeichnete Minifterium muß Bedenken tra⸗ 
gen, die König. Regierung: nach Ihrem. Antrage in dem 
Berichte vom 16ten d. M. zu antorifiren, die von eint- 
gen Mitgliedern der Judenſchaft zu N. N. ruͤckſtaͤndigen 
- Beiträge zu den 'gefellfchaftlichen Zwecken ihres Gemeins 
weſens im adbminiftrativen Wege executiyiſch beitreiben zus 
laffen. Denn die Religions Gefehfchaften der Juden koͤn⸗ 
nen im Anfehung ihrer Innern und äußeren Nechtöver- 
häftniffe nur nach den Grundfägen und Vorfchriften des 
allgemeinen Preufifchen Landrechts (confer. Th. IL Tir. 
XL $. 20, und Tit. VI $. 11. segq.) beurtheilt und 
behandelt werden. 

Da es nun aber mit den letzteren nicht in Vereini⸗ 
gung zu bringen ſein wuͤrde, wenn die Staats⸗Behoͤrde 
fih darauf einlaffen wollte, die executiviſche Beitreibung 
der von den Mitgliedern einer blos erlaubten Pripat Ges 
ſellſchaft zw Geſellſchafts⸗ Zwecken anfzubringenden Bei⸗ 
träge im abminiftrativen Wege zu verfügen, fo Fann einem 
folchen Verfahren. namentlich auch in Anfehung des ju⸗ 
denſchaftlichen Gemeine⸗Abgabenweſens nicht ſtatt gegeben 
werden, indem Juden⸗-Gemeinen, als Religions/Verbin⸗ 


EN 


dungen Betrachter, in die — lolcher erlaubten ie 
vatgeſellſchaften gehören. 
Berlin, den 30. November 1826. : 
-Minifterinm des Innern. ° Erfie Abtheilung. 
| | Köhler. 


J 
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Reſcript des Königl. Miniſteriums bes Innern, an bie’ 
Königl. Regierung zu Bromberg, die Güter-Erwerbung 
von Seiten jüdifcher Ölgubensgenoffen betreffen. 

Das unterzeichnete Minifterium Hält ſich zu der von 
der Koͤnigl. Regierung mittelſt Berichts vom 7ten v. M. 
in Antrag gebrachten reſtriktiven Erklaͤrung des landes⸗ 
herrlichen Decrets vom 19. November 1808, welches die 
Erwerbung von Guͤtern durch Juden verbietet, fuͤr nicht 
befugt, indem unter die allgemeine Kategorie von „Guͤ⸗ 
tern“ auch Bauerguͤter gehören, und es auch überdem zur 
zeit am bewegenden Gründen fehlt, diefe von bem Ders 
bote auszufchließen, 
Berlin, den 3. November 1826. 

Se des Innern. Erfie Röhl 
ler. 


95- Ä 
Refeript des Königl. Ninifteriums des Innern, an ben 
Magiftrat zu N. N,, im Großhergogthume Pofen, bie 
Haͤuſer⸗Swerbung von jůdiſchen Glaubensgenoſſen 
betreffend. 

Da der earirat dem Staate das Recht⸗ nicht wird 
beſtreiten wollen, juͤdiſchen Bewohnern der Städte die eis 
genthũmliche Ermerbung und die Benutzung vormals chriſt⸗ 
licher Hänfer außerhalb der Hin und wieder noch beſtehen⸗ 
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den Juden⸗Reviere nach eigener freier — zu 


verſtatten; fo findet das unterzeichnete Miniſterium ſich 
auch nicht bewogen, die in Anſehung des Juden N. N. 
dortſelbſt erlaſſene Verfügung, wobei es fein Bewenden 


behält, gegen den Magiftrat zu rechtfertigen. 


Dies gereicht den Bittſtellern auf die Vorftellung vom 


28ſten v. M. zur Nefolution. ’ 


— 


Berlin, den 10. November 1826. 
Miniſterlum des Innern. Erſte — 
| Be Köpfen. - 


96% 
GircularsRefeip bes Königl. Miniſteriums des Innern, 
an die betreffenden Königl. Regierungen, die Verhütung 
des verbotmidrigen Anfiedelns ber Juden aus dem Groß . 
herzogthum Pofen in den andern Provinzen bez 
treffend. | 


— 


In der, auf Veranla ſung der EIER der 38 
nigl. General= Direktion der Steuern an die Königl. Ne 
sierung vom 16. Juni d. J., wider die jüdifchen Handels, 
leute N. N, aus Meferis und Zirfehtiegel, wegen began⸗ 
gener Steuer s Eontraventionen, eröffneten Unterfuchung 
haben bie Denumtiaten eingeftanden, daß fie feit refpeftive 
6 und 3 Jahren ihren Wohnort im Großherzogthume Pos 
fen verlaffen, in der Provinz Brandenburg fih aufgehal⸗ 
ten umd dafelbft Handel getrieben haben. - Der N. N, 
bat fich fogar verehlicht, und. feine Ehefrau fol in Treuen⸗ 
briegen wohnhaft fein. Beide haben, da ihnen die Nie 
derleffung in der Provinz Brandenburg nicht geftattet fein 


- würde, refpeftive in Meferig und Zirfchtiegel die Gewer⸗ 


befteuer vom fiehenden Handel entrichtet, und find dort in 
den Rollen aufgeführt. Abgefehen davon, daß hierdurch 
eine Verkürzung der Staats⸗Kaſſen in Hinficht der Ge 
werbeftener » Abgabe bewirkt ift, indem Meferig und Tirfch- 
tiegel zu der Zten Gewerbeſteuer⸗Abtheilung gehören, wäß- 


. F 
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rend Berlin und Potsdam, wo die N. N. fi aufgehal⸗ 

ten, zu der ıflen und aten Gewerbeſteuer⸗Abtheilung ges 
rechnet werden,‘ ift der Jahre lang fortgefeßte, und durch 
einen nicht blos als temporair zu betrachtenden Aufenthalt 
bedingte Verkehr diefer beiden Juden in hiefiger Provinz 
offenbar in fraudem des Geſetzes über die Bürgerlichen 
Verhältniffe der Juden gefchehn, und befonders die Vers. 
beirathung des N. N. mit einer in Treuenbdriegen wohnen. 
den Füdin hätte den Dris-Polizeis Behörden, bei ſchul⸗ 
diger Aufmerkſamkeit, die Augen darüber öffnen ſollen, dag 
von diefen Juden nichts anders beabfichtigt werde, als i 
verbotswidrig in die Provinz Brandenburg überzuziehen,- 


und den Wohnſitz im Großherzogthum Pofen nur zum 


- Scheine beizubehalten. Die Koͤnigl. Regierung wird daher . 
hierdurch aufgefordert, den ꝛc. N. N, und den N. N. 
fofort nach ihrer Heimath anszumweifen, auch den polizei: 
lichen Unter» Behörden .eine firengere Kontrolle über ders 
gleichen Handeltreibende Juden aus andern Provinzen zur 
Pflicht zu machen, damit der Befuch der Jahrmärkte von 
denfelben nicht gemißbraucht werde, um ſich verbotswidrig 
einzuniften. - > 

Berlin, den 24. November 1826. : 

Minifterium ded Innern. , 

v. Shudmann. 


| An - 
die Königl. Regierung zu Potsdam. 


Abfchrift zur Nachricht und Achtung an die Königl. 
Regierungen zu Frankfurt, in Schlefien, Alt : Pommern, 
‚und Preußen, und an das biefige Polizeis Präfdium. 

Berlin, den 24. November 1826, 
Minifterium des Innern, — 
v. Schuckmann. 





u 1086 . | | ”\ 
en | 97: = 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Danzig, ben dem jübifchen Ges 
finde aus den neuen ober wieber eroberten Provinzen 
zu geflattenden temporairen Aufenthalt betreffend. 


£ 





Der Königl. Regierung wird zur Beſcheidung auf ben 
Bericht vom 23ſten v: M. eröffnet, daß, wenn der Zus 
laſſung der aus einer neuen oder wiedereroberten Provinz 
gebürtigen Juden, welche in das Verhaͤltniß von Dienfts 
‚boten treten, aus polizeilichen Ruͤckſichten nichts entgegen 
ſteht, Ihr Seitens des unterzeichneten Miniſterii ohne Des 


denken überlaffen bleibt, diefen Fndividuen den temporai- 


ren Aufenthalt innerhalb Ihres Verwaltungs» Bezirks zus 
geſtatten, indem dieſer von der Niederlaffung, womit das 
echt des Wohnfiges verbunden, wohl zu unterfcheiden ift. 
Berlin, den 15. November 1826. 
Miniſterium des Innern. =. Abtheilung. 


öhler. 

vu.“ | 

yo ılız i. 
A. 


Im Allgemeinen. 


| 98. | 

Reſcript des Königl. Minifteriums bes Innern und ber 

Polizei, an das Königl. Polizei⸗Praͤſidium in N. N, 
das Verfahren bei der Anftellung von Polizei 
— Sergenten betreffend. 

Auf die am zoſten v. M. erneuerte Anfrage, wegen 

des bei der Anfielung von Polizets Sergenten fünftig zu 
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beobachtenden — wird dem Koͤnigl. Polizei⸗Praͤ⸗ 
ſidium erwiedert, daß es nicht fuͤr angemeſſen erachtet wer⸗ 
den kann, die Polizei» Sergenten nach dem Vorſchlage des 
Koͤnigl. Polizei: Präfidiums auf Kündigung anftelen zu 
laffen. Eine ſechsmonatliche Probezeit, verbunden mit ges 
hoͤriger Vorficht bei der Wahl, feheint vielmehr ge 
lich, um ihre Tauglichkeit kennen zu lernen. 
Berlin, den 12. Juli 1826, - 
Vuigerin des Innern und der Polizei. 
Köhler. 





99. ———— 

Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Rationsfäge 
für die Pferde der Land: Öendarmerie betreffend. 


Es iſt im Einverfländniß mit dem Chef der Gendars 
merie befchloffen worden, daß es fernerhin den Wachtmeis 
fiern und Gendarmen der Land: Gendarmerie nicht über 
Saffen bleiben fol, die Nationen für ihre Dienfipferde nach 
ihrer Willkuͤhr zu empfangen, und daß vielmehr nach ber 
urſpruͤnglichen Beflimmung nur Kationen | 
zu 3 Meben Hafer 

5 Pfund Heu und 

8 Pfund Stroh 
erhoben werden follen. | 

Die Königl. Regierung wird hierdurch aufgefordert, 

nach dieſer Feftfegung vom 1. Januar 1827 am zu vers 
fahren, jedoch mit dem Beifügen, daß in den Faͤllen, 
wo bereits eontraktmäßig der Rationsſatz von 

33 Megen Hafer, 

3 Pfund Hen und 

4 Pfund Stroh 

für das eünftige Fahr fpezielf fefigefegt worden, und mit 
den Entrepreneurd nicht ohne Nachtheil des Fourage⸗Fonds 
eine anderweite Vereinigung wegen der Lieferung in Ras 
tionen zu 3 Megen Hafer, 5 Pfund Heu und g Pfund 
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Stroh zu vermitteln fein möchte, die Lieferung bis zur 
Beendigung der Kontrakt, Zeit noch nach dem ftipufirten 
Satze von 35 Megen Hafer, 3 Dfund- Heu und 4 Pfund 
Stroh erfolgen muß. | 
Berlin, den 4. December 1826. 
Der Minifier des Innern. 
v. Shudmann. 
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Cucular⸗ Reſcript des König. Miniſteriums des Innern, 
on fämmeliche Königl. Regierungen und an’ bas Polizei⸗ 
Praͤſidium hierfelbft, Die Penfions- Abzüge von ben 

Gendarmerie⸗Loͤhnungen betreffend. 


— 


Den Mitgliedern der Land> Gendarmerie vom Wacht⸗ 
meifter abwärts, find feit dem Monat Januar v. J. ‚die 
gewöhnlichen Beiträge zum Penfions, Fonds von der vol- 
len Löhnung, und zwar in monatlichen Naten nach fol 
genden Sägen abgezogen worden, nemlich: 

‚einem Wachtmeiſter von 360 Rthl. jäßrfich mit 
3 Rthl. 15 fgr. 
einem berittenen Gendarmen von 260 
Rthl. jährlih mt . . . 2.» 15» 
und einem unberittenen Gendarmen son | : 
240 Rthl. jährlich miit28 — ⸗ 
Nah dem von Seiner Majeflät vollzogenen neuen 
Etat für die Land: Gendarmerie find jedoch bloß den un» 
Berittenen Gendarmen die Penfiond +» Beiträge noch ferner 
hin nach dem bisherigen Sage von 2 Mehl. abzuziehen, 
den beiden erfien Kiaffen aber follen die fortdauernden 
Heiträge nur von dem reinen Einfommen, nah Abrech⸗ 
nung der von, jeber jährlichen Loͤhnung zum Pferde» Ans 
frbaffungs » Fonds fließenden zo Rthl., mithin: 
einem Wachtmeifter von 340 Rtl. jährlich mit 3 Kt. und 
einem berittenen Gendarmen von 240 Rtl. 
jaͤhrlich mit 28Rtl. 
einbehalten werden. | 
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Die abaii. Regierung wird hiervon mit dem Be⸗ 
merken in Kenntniß geſetzt, daß: 


1) dieſe Säge vom 1. Januar 1825 ab zur Anwen⸗ 


dung gebracht werden muͤſſen, und daher dasjenige, 


was uͤber die Gebühr in Abzug gebracht iſt, zuruͤck⸗ 


gezahlt werden muß, 


2) bei Ausmittelung des zum Penſions-⸗Fonds fließen⸗ 
den 12ten Theils der Verbeſſerung eines neu ange⸗ 
ſtellten Wachtmeiſters oder berittenen Gendarmen eben⸗ 
falls nur das reine Dienſt⸗Einkommen deſſelben ats 
zunehmen ift, da das Uebrige als Indemnitaͤt für 
den Dienfi- Aufwand betrachtet werden muß; 


3) fonach den Wachtmeiftern und berittenen Gendar⸗ 
men nicht nur die ad ı gedachten fortdauernden 
‚Beiträge, fondern auch den neu Angeftellten die Vers 

Ä —— Ange pro 1825 und 1826 zu erſtat⸗ 

Die Königt. Regierung hat nunmehr die Ruckzahlun⸗ 

gen an die betreffenden Individuen, fo wie die Anrech— 
nung der erftatteten Beträge bei der General⸗Staats⸗Kaſſe 
zu veranlaffen. Zugleich wird Ihr ein Schema zur des⸗ 
fallſigen Nachmweifung zur Berücfichtigung zugefertigt. 
Da indeſſen den berittenen Gendarmen fuͤr die ver⸗ 
floſſenen Monate d. J. bereits mehr an Penſions-Beitraͤ⸗ 
gen abgezogen worden iſt, als ihnen nach den jetzt bes 
flimmten Sägen für da8 ganze Jahr beizutragen obliegt, 


fo ift es nicht ausführbar, die deshalb nöthige Ausglei⸗ 


dung pro 1826 durch die Loͤhnungs⸗ Lifien d. I zu 
bewirken. | 

Es wird daher Seflimmt, daß den Wachtmeiflerh und 
berittenen Gendarmen die Penfionds Beiträge für die Mo⸗ 
nate November. und December d. J. noch nach den alten 
Sägen abgezogen und in den Loͤhnungs⸗Liſten beider Mo⸗ 


nate nachgewiefen werden. Die / diefen Mannfchaften an. 
fortdauernden Beiträgen und Verbeſſerungs/-Abzuͤgen zu⸗ 


 rüczujahlenden Betraͤge aber ſind demnaͤchſt der General⸗ 
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Staatss Kaffe von der Haupts Kaffe der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung mittelft zweier, für jedes Jahr befonderd angefer⸗ 
tigter, und gleich den monatlichen Loͤhnungs⸗-Liſten atte- 
ſtirter unbelegter Naschweifungen, nach dem beigefügten 
Schema gefertigt, vor dem Finals Abfchlufe pro 1826 
anzurechnen. | 

Berlin, den 15. November 1826. 
Miniſterium ded Innern. 
v. Schuckmann. 
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BERRITERI: 
| der 


den Wachtmeiftern und berittenen re 
| um Regierungs+ Bezirk N. 


auf bie 


erlittenen Abzüge zum Penſions⸗ Fonds geleiſteten 
| Ruͤckzahlungen 


fuͤr das Jahr 182 


2098 














Fruͤheres Gegen⸗ 
gefielt- Ä waͤrtig es 
oder ber reines 


fördert im Dienſt⸗ Einkom⸗ Einkom⸗ 
Monat. Verhaͤltniß men. men. 


Neu an— 





Laufende No. 


Mel: fa vf Rtlaſapf 
1. Im Sabre 182 neu angeſtellt oder 
— befoͤrdert. 
240 - B3— 


IIN. N. — Januar ven a. 


ſter 
2IN. N. berit. Gen-| Februar unknf b 
darm. fizier 15011] 2401 
3IN. N idem | März unberitt. 
Gendarm. | 240—1=} 240)—— 


II. Schon früher bei der Gendarmerie 
| gedient. 


JE N. N. | BWadıtmei- 
fer. 
I» 1... 36. 





Betrag 





# 10m 
* 


— 






Verbeſſerung 
Betrag 
der abzuzie- 
Verbeſſe⸗ hen gewe— 
rung. 


ſen. 


Xtl.ſa vf. Rtl. ſg. pf. 


400 —68 10⸗ 


9] 7 15— 


— —e— — — — 


Zum Penſions 
find wegen der 








Fonds 


mithin find zu reſti⸗ 
tuiren, 


8 10] — 
915-1 1 120 
1 j201— | 4 |20 


ik 


Annalen. Heſt V. 1826, 


— 
| 
| 
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Bemerkungen, 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regietungen, die Zurüdzahlung 

der Penfiongs Beiträge an ausgefchiedene Öendars- 
meries Offiziere betreffend. 


x‘ 


Im Verfolg der Verfügung vott taten v. M. mes 
gen Verrechnung der den GendarmeriesOffizieren zurücks 
zuerfrattenden Penfiond: Beiträge, wird die König, Regie⸗ 
rung hiermit im Einverfländniffe mit‘ dem Königl. Kriegs 
Minifterio angemwiefen, den ſchon früher nach dem 1. Ja⸗ 
nuar 1825 mit Inactivitaͤts-Gehalt ‚oder Penſion ausge⸗ 
ſchiedenen Dffizieren der Sand» Gendarnierie ebenfalld Die 
bis zu ihrem Ausfcheiden ‚gezahlten Penfions » Beiträge in 
der vorgefchriebenen Art zurückerftatten zu laſſen, und hier⸗ 
nach die weitere Anordnung zu treffen. JE 
Berlin, den 13. Dftober 1826. | 
Miniſterium des Innern, Erfte-Abtheilung. 
— Koͤhler. 


— — — J 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums bes Innern, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen. und das Königl. 
Polizei» Präfivium hierſelbſt, die Entlaffung und Pens 

fionirung der Gendarmerie-Wachtmeifter und Gens 

| barmen betreffend. ig 
Des Königs Majeftaͤt haben Allerhoͤchſt zu beſtimmen 
geruhet, daß die Anerkennung der Invaliditaͤt der Wacht⸗ 
meiſter und Gendarmen der ne ſo wie 
ihre Penfionirung, Fünftig in eben der Art, wie dies ſchon 
mit den Offizieren des Corps der Fall iſt, durch das Koͤ⸗ 

nigl. Kriegs Minifterium erfolgen ſol. 
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| Die Rönigl. Regierung wird hiervon in Verfolg der 
Verfügung vom 3. April c. nachrichtlich in Kenntniß gefeät. 
Berlin, den 4. Dftober 1826... 
Minifterium des Innern. Erf sheiang, 
| Be 


103. 


Lircular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an das Koͤnigl. 
Polizei⸗Praͤſidium in Berlin, die Zahlung des Sterbes 
. Monats an die Hinterbliebenen der ——— | 
Wachtmeifter und Gendarmen beesftend, 


— — — 


Es iſt der Fall vorgekommen, daß die von dem * 
Chef der Gendarmerie unterm 12. September 1823 an die 
Königt.. Brigadierd erlaſſene Eircufar - Befimmung, wegen 
der bei Verabfehiedungen, Entlafungen und Entfernuns 
gen von Wachrmeiftern und Gendarmen fattfindenden Bes 
rechnung des Soldes von so zu 10 Tagen, aus Mißver⸗ 
ſtaͤndniß auch bei dem in den erfien Tagen eines Monats 
erfolgten Tode eined Gendarmen auf die Hinterbliebenen 
deffelben angewendet, und von felbigen zwei Drittheil des 
am ıflen ausgezahlten monatlichen Gehalis⸗ Betrages zu⸗ 
rücfgefordert worden ſind. | 
So unbedenklich es nun auch iſt, die ergangene, die 
Aufrechthaltung der militairiſchen Disziplin bezweckende 
- Anordnung auch fernerhin genau zu befolgen, fo wird die 
Koͤnigl. Regierung jedoch zugleich Hierdurch angemiefen, bei 
Sterbefällen der Wachtmeifter und Gendarmen ‘den 
Hinterbliebenen den Gehalts⸗Betrag für den Sterbe⸗Mo⸗ 
Hat unverkuͤrzt zu gewähren und zu belaffen. 
— ‚Berlin, den 7. November 1826. 
A rl De ——— des Innern. Z 
edit BUT v. Sanamanm. 


Bbbb'⸗ 
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; 104. x j 
Kefeript des gonigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, das poli—⸗ 
zeiliche Strafverfahren gegen beurlaybte Landwehrmäns 
ner und zur Kriegs-Reſerve entlaffene — 
betreffend. 
Der aonigl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 

22. September d. J., betreffend das zu beobachtende Vers 
"fahren wider beurlaubte Landwehrmäanner und zur Kriegs⸗ 
Reſerve entlaffene Soldaten bei verübten Polizei: Contras 
ventionen, nach vorheriger Communikation mit den Koͤnigl. 
Minifterien des Krieges und der Juſtiz und im Einvers- 
ftändniffe mit denfelben hierdurch eröffnet, daß fich bei der 
Kompetenz der Polizei Behörden in folchen Sachen und bei 
-der analogifchen Anwendung der Verordnung vom 22. 
‚Februar 1823 auf die zu deren Cognition gehörigen Vers 
gehungen nichts zu erinnern gefunden bat. 
Ä Es unterliegt ferner keinem Bedenken, daß beur⸗ 
laubte Landwehrmaͤnner und zur Kriegs-Reſerve entlaſſene 


Mannſchaften wegen Bertelnd und Vagabondirens zur 


Korreftion in ein AN oder Arbeitshaus gebracht ers 
‚den koͤnnen. * 

| In Bezug auf die in folchen Anftalten eingeführte 
Disziplin, wird demnaͤchſt der Anficht der Könige. Regie⸗ 
rung dahin beigetreten, daß Förperlihe Züchtigung gegen 
Individuen, die zur erften Klaſſe ded GSoldatenflandes 
gehören, nicht Statt finden darf. 

Nur die wirklich durch gerichtliches Erfenntniß er 
folgte Verfegung in die zweite Klaſſe ded Soldatenftans 
des, nicht aber die bloße Dualififation zu diefer Ber 
fegung verftattet die E£örperliche Züchtigung gegen eis 
nen Soldaten, dad Vergehen mag von einer Art fein, 
von welcher ed wolle. Es werben daher, Falls fich der 
Detinirte noch nicht in der zweiten Kaffe des Soldaten 
ftandes befinden follte, andere Korrektionsmittel gegen ihn 
anzutenden fein. 


* 
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Diejenigen Individuen Dagegen, die zur Verfegung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenflandes verurtheilt worden 
find, koͤnnen unbedenklich mit Eörperlicher Züghtigung bes - 
legt werden, wobei ed der Anweſenheit eines Feldwebels 
oder Unteroffiziers nicht bedarf. 
Nur werden, in Gemaͤßheit der Verordnung. vom 
22. Februar 1823, an die Stelle der Peitſchenhiebe, Stock⸗ 
ſchlaͤge treten muͤſſen. * 
Die Koͤnigl. Regierung’ hat daher biernach zu vers 
fahren ‚und das Erforderliche demgemäß zu veranlaffen. 
. Berlin, den. 30. December 18266 


| . Der Miniſter des Innern. 
| v. Saudmann. 





108. | a 
Referipe t des aonigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die 
| Denunzianten+ Antheile bei Polizeiſtrafen betreffend. | 





Der Könige. Regierung wird auf die Anfrage im _ 
Berichte vom 12. September d. J. wegen des Denunzian⸗ 
ten⸗Antheils bei Polizeiſtrafen eröffnet; dag da, wo das 
Gefeg dem Denunzianten nicht: ausdrücklich einen Antheil. 
zubilligt, dies von Derfelben nicht angeordnet werden kann. 

Berlin, den 18. November 1826. 

PIE.) bed Innern und der Polizei. 
| Köhler. 
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—— Deines 
Be - "106. 
GieculanRefeript des Königl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtl. Koͤnigl. Regierungen, wegen 
der ceſſirenden Einſendung des Frei⸗Exemplars von Zei⸗ 

tungen c. ꝛc. an die Geheime Resiftsomg bejfelben. 


— —— 


Da bei der RR Verſaſung des Cenurwe⸗ 
ſens der: Hauptbewegungsgrund der unterm 11. Auguſt 
1816 angeordneten Einſendung eines Frei-Exemplars aller 
in dem Bezirke der Koͤnigl. Regierung erſcheinenden Zei⸗ 

tungen und andern Zeits-und Flugſchriften an die Gehei⸗ 
me Regiftratur des Polizei» Minifterit, mwegfält, fo kann 
auch, wenigſtens für die Dauer der jegisen Cenfur- Vers 
faffung, diefe Einfendung eingefielt werden. Die Koͤnigl. 
Megierung wird daher veranlaßt,. das Erforderliche unges 
faumt zu verfügen, Damit folche vom 1. Januar k. J. ab 
aufhöre, wogegen es in Anfehung der Einfendung eines 
Sreis Eremplars jener Schriften an das Statiſtiſche Bü— 
reau bei der bieherigen Einrichtung verbleibt, 

Berlin, den 12. December 1826. 
Der ARiniker, des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


107. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Snnern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Erfurt, die 
Cenſur der Privats Kalender betreffend. 





Der Könige, Regierung wird auf den an das Königl. 
Minifterium der Geiftlihens und Unterrichts-Angelegenheis 
ten erflatteten, von Wohldemfelben aber zur weiteren Vers 
fügung hieher abgegebenen Bericht yom 31. Anguft d. J. 


: j 


1099 


wegen. der Beſtimmung des Michaelids. und Erndtefeftes 
eröffnet, daß, nach der vom der Königl.: —— | 
28. Januar 1773 wegen Befchräntung ber. ‚Zeiertage, in 
Dem den Verlegern von Privat⸗Kalendern von beſagter 
Deputation zugehenden Preuß. Normal ⸗Kalender (wie auch 
fuͤr das laufende Jahr geſchehen) uͤberall und ſtets das 
Michaelis⸗-Feſt am naͤchſten Sonntage vor, das Erndte⸗ 
feſt aber am naͤchſten Sonntage nach dem Michaelis⸗Tage 
angeſetzt ‚wird; wenn dieſer Tag aber ſelbſt auf einen 
Sonntag faͤut, ſo iſt dieſer zur Feier des Michaelis: Fe 
ſtes, und. der Sonntag darauf zu der des Erndie⸗ 
feſtes beſtimmt. 

Wenn alſo einige-Kalenders Verleger: A dortigen Ne 
gierungs: Bezirk die gedachten Feſte anderd als im Nor⸗ 
mal+Kalender angefegt haben, fo ift. dies auf ihre Vers 
antwortlichkeit gefehehn. Die Kalelder , Deputation aber, 
welcher eine Durchſicht oder Cenfur der Privat» Kalender : 
nicht zuſteht ift dabei, gegen die Meinung der Königl. Re⸗ 
gierung ganz außer Schuld. 

Die ungebuͤhrlichen verſchiedenen Angaben in den dor⸗ 
tigen Privat⸗Kalendern uͤber dieſe Feſte ſind in Zukunft 
nur durch die Cenſur zu verhindern, und es iſt dieſerhalb 
ein Schreiben an das Koͤnigl. Ober⸗-Praͤſidium von Sach⸗ 
ſen von hier aus heute erlaſſen worden. 

Berlin, den 15. November 1826. 
Der un des Innern und der Polizei. 
v. — 


108. ä u 
Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Geheimen Staats: Minifter 
Herrn von Klewig, Epeellenz, zu Magdeburg, 
diefelbe Angelegenheit betreffend. 


Indem Ew. Ercellenz ich in der abfchriftlichen Anlage 
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eiine Verfügung an die Negierung zu Erfurt "ganz erges 

benſt mittheile, erſuche ich Dieſelben, hinſichtlich der unge⸗ 
buͤhrlichen verſchiedenen Angaben in den im Erfürter Re⸗ 
Hierungs s Bezirk 'erfcheinenden Privars Kalendern: über das 
- Michaelis: und Erndtefeſt, die dortigen. Eenforen. gefaͤlligſt 
| sur Aufmerffamkeit anmweifen zu wollen. 

Zur Vermeidung künftiger Abweichungen diefer re 
dürften die Eenforen zu belehren fein, daß fie die Kalen- 
der» Verleger anhalten, ihrem Gefuche um das Imptima⸗ 
tur die von der Königl. Kalender »Deputation erhaltenen 
Materialien zu dem Kalender beizufügen, da’ nur durch 
Dergleichung diefer Materialien: mit dem zu cenfiremden 
Kalender ſich der Cenfor eigener DVerantwortlichkeit — 3. 
B. bei den genealogiſchen Nachrichten — wird entziehen 
koͤnnen. 

Berlin, den 15. November 1826. 

Der en des Innern und der — 
v. Schuckmann. 


109. 
Relaiper des Konigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an das Koͤnigl. Ober⸗Cenſur⸗Kollegium, 
dieſelbe Angelegenheit betreffend. 





Sn der abſchriftlichen Anlage wird dem Koͤnigl. Ober⸗ 
Cenſur⸗-Kollegium eine Verfügung vom 15. November d. 
J. an die Regierung zu Erfurt, die Cenfur der Privats 
Kalender betreffend, fo wie ein Schreiben an den König, 
Geheimen Staats: Minifter v. Klewitz von gleichem Das 
tum mitgetheilt, damit Daſſelbe auch die Übrigen Königl. 
Dber » Präfidien zur gleichmäßigen Anweifung der Cena 
ven davon in Kenntniß feßen möge, 

Berlin, den 29. December 1826. 
Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Schuckmann. 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifterlums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen 
und an das Polizei-Präfivium zu Berlin, die Ausfer: 
. tigung ber Gefindes Entlaffüngsfcheine und: Aufbrin⸗ 
gung des Stempels zu zu felbigen betreffen. 


Das ee des —— Koͤnigl. Po⸗ 
lizei⸗Miniſterii vom 12. Auguſt 1816 bat ſich zwar das 
hin ausgeſptochen, 

daß die Herrſchaft den im F. 171. der Geſinde⸗ Dre 
mung vorgeſchriebenen ſchriftlichen Abſchied dem abzie⸗ 
henden Geſinde in jedem Falle, auch wenn daffelde. ihn 
nicht verlangen ſollte, geben’ müffe. ö 
Dieſe Anficht ſcheint indeffen in dem gedachten Ge 
feße nicht begründet zu fein, ed können allerdings Fälle 
vorkommen, in welchen dem Gefinde ein folcher Schein " 
nicht weiter'nöthig ift, namentlich, wenn es fich verheirathet, 
oder fonft den Stand ‚der Dienftboten verläßt. Indem 
daher die oben bemerkte in dem Reſcript vom 12. Anguft 
1816 enthaltene Aeußerung hiedurch zurückgenommen wird, 
. erledige fich auch zugleich der von der Königl. Negierung 
in dem Berichte vom zten d. M. erhobene Zweifel daruͤber, 
wer in dem Falle, wenn das Geſinde einen Entlaſſungs⸗ 
fchein nicht verlangt, den Stempel m a zu 
bezahlen babe. 
Berlin, deu 20. Dftober 1826. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v ERATMAER. 
die æznigt ———— zu Merſeburg. 

Abſchrift hiervon ſaͤmmtlichen uͤbrigen Koͤnigl. Re⸗ 
giernngen zur Nachricht und Achtung. 
| Berlin, den 20. Dftober 1826. \ 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 
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— 
Zu und Fremden Polizei. 


III. 


Kefeript bes Königl. — des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., daß die 
— abgelaufener Paͤſſe nicht ſtau finden 

Vuͤrfe. 





Die Koͤnigl. Reeglerung muß auf Ihre Aufrage in 
dem Berichte vom 12ten d. M. ob die Prolongation eines 
abgelaufenen Paſſes, wenn ſie durch die Behoͤrde, welche 
den Paß ausgeſtellt hat, erfolgt, nachgelaſſen werden koͤn⸗ 
ne? lediglich auf die diesfaͤllige Beſtimmung der Circular⸗ 
Verfuͤgung vom 11. Juli 1821 *), welche von Ihr bei 
Erſtattung des vorliegenden Verichts uͤbetſehen worden iſt, 
verwieſen werden. | 
Berlin, den 28. December — 
Miniſterium des Innern und — Polizei. 


Koͤhler. 
D. | 
Sicherheits ; Bolizei. 
112. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierungen zu Frankſurt a. O. und Potsdam, 
die Diaͤten⸗Saͤtze für Inquirenten und Protokollfuͤhrer 
in unvermoͤgenden Krürinals uuterſuchungen be⸗ 
treffend. 
Auf eine vom Magifrat der Stadt Franffurt a. D. 
Allerhoͤchſten Orts gemachte Anfrage, wegen des in uns 
*) Jahrg. 1821, 3tes Heft, &. 663. 
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vermögenden Kriminals — anzuordnenden Diäs 
tenfages für den Inquirenten und Protofofführer, haben 
des Königs Majeſtaͤt mittelſt Kabinets »Drdre vom. 17tem 
v. M. zu entfcheiden geruhet, daß der Magiſtrat die Diäs 
ten in folhen Unterfuchungsfachen nicht. nach dem Regu⸗ 
fativ. vom 28. Juni v. J., als welches‘ ſich ausdruͤcklich 
auf Diäten: Zahlungen aus Staats » Kaffen befchränfe, ſon⸗ 
dern nach demjenigen vom 14. December 1793 zu bezah⸗ 
len verpflichtet fei, und der Mehrbetrag, wenn die Beam⸗ 
ten nach dem Regulatio vom 28. Juni pr. folchen zu li⸗ 
guidiren befugt feien, ihnen aus dem Fonds der Salarien⸗ 
Kaſſe des Gerichts verguͤtet werden muͤſſe. 

Der Koͤnisl. Regierung wird dieſe Allerhoͤchſte Se 
fegung, zur ‚Nachricht und Beachtung 'in vorkommenden 
Baden befannt gemadt. 

‚Berlin, den 21. November 1826. :. 
Rinccuan des Innern. — — 
a 


i 
113. 
CircularsRefeript des Königl. Minifteriums des Innern, 
an die Königl. Regierungen zu Münfter, Minden, Eos - 
blenz, Cölln, Trier und Aachen, die Befleidungs: Säge 
in den Etats für die Strafe und Befferungss Ans 
falten betreffend. 





Es iſt beſchloſſen worden , daß künftig in den Bes 
kleidungs⸗Etats für die Strafs und Befferungs> Anftalten 
eben fo, wie es nach den Militair-Etats feftfteher, für 
eine tuchene Jacke und ein Paar Tuchhofen einer erwach⸗ 
fenen Dannöperfon nicht mehr als 4 Ellen % breites Tuch, 
und für ein Manns-Hemde nicht mehr als 47 Ellen ız 
breite Leinewand zum Etat gebracht; alle etwa vorfgms 
mende leberfchreitungen diefer Säge und des hierbei zur 
Richtſchnur genommenen Militair: Etats, ſowohl bei den 
Duantitäten, als bei den Preifen, aber ſpeziell nachgemwies 
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fen und bei Einreichung der Etats⸗Entwůrfe gehoͤrig ge⸗ 
rechtfertigt werden ſollen. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher hiermit aufgefor⸗ 
dert, Sich hiernach zu achten, und demgemaͤß die erfor 
derlichen Anordnungen zu treffen. 

(Zufäge in den Verfügungen an die Rs 
nigl. Regierungen gu Trier und Aachen.) 

Wobei Derfelben zugleich wiederholentlih die Einfuͤh⸗ 
sung der Holjfchuhe bei den Sträflingen anempfohlen wird, 
Da die in dem Berichte vom 12. Auguſt c. entgegengeftell- 
ten Gruͤnde nicht ausreichend, erfcheinen, der Gebrauch der 
Holzſchuhe fih ſchon in mehreren ähnlichen Anftalten als 
angemeſſen und Koften erfparend bewährt hat, die Anfer: 
tigung derfelden aber dort Feine Schwierigkeiten finden kann. 

Zugleich aber wird Derfelden eröffnet, daß vom ı. 
Sanuar £. I. ab, bei der dortigen Gefangen⸗Anſtalt nur 
3 Paar lederne Schuhe und 2. Stuͤck Hemden. für die 
Derfon jährlich in Rechnung paffiren dürfen, und daß an 
die BausGefangenen zu Juͤlich ebenfalls nicht mehr vers 
abreicht werden darf. 

Berlin, den 7. December 1826. 
Miniſterium ded Innern. Erfte Abtheilung. 
| — Köhler. 


114. 
Kefeript des Könige. Minifteriumg bes Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Merfeburg, wegen des Verfahrens 
gegen Verbrecher, welche bis zur — de⸗ 
tinirt werden Din, 





Wenn dad gegen einen Verbrecher ergangene Krimi⸗ 
nal⸗Erkenntniß ausdruͤcklich beſtimmt, daß derſelbe nad 
verbuͤßter Strafe noch bis zur Begnadigung detinirt wer⸗ 
den ſolle; fo kann die Einleitung des diesfaͤlligen Verfah— 
rend, wie das DOberlandesgericht zu Naumburg in feinem 
dem Berichte der König. Regierung vom a v. M. ads 
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fchriflich beigelegenen Antwortſchreiben ganz richtig geäus 
Bert hat, nicht vor dem Ablaufe der Strafzeit eintreten. 


Die von Ihr in Bezug genommene Alterhöchfte Kabinets⸗ 
Ordre, sub dato den 8: Juli 1821, febt auch nichts Ans 


deres feft, fondern fie mißbilfige ed nur, daß die Berichtds 


erflattung, welche nach Ablauf der Strafjeit fofort ers 
folgen ſollen, in dem bezeichneten Falle verfpätet worden iſt. 
Died gereicht der Könige. Regierung auf Ihre An 
| frage zum DBefcheide. | 
- "Berlin, den 1. December 1826. 
u. des gay Erfie Abtheilung. 
Koͤhler. 


115. 
Kefeript der Koͤnigl. Minifkerien des Innern und ber 
auswärtigen Angelegenheiten, an die König. Regieruns 


gen zu Merfeburg und Erfurt, die Michterftattung ber - 


Detentionsfoften in Ausübung der mit dem Großhers 


zogthume Sachfen- Weimar rüdfichtlih der auszulie⸗ 


fernden Verbrecher ic. beftehenden Konvention ber 
a treffend. 


» — t 


Die unterzeichneten Miniſterien nehmen keinen An⸗ 


ſtand, in Anſehung der Detentionskoſten fuͤr die aus den 


Koͤnigl. Staaten in das Großherzogthum Sachſen⸗Weimar 
oder aus Letzterem in Erſtere abgelieferten Verbrecher, wie 
der Koͤnigl. Regierung auf den Bericht vom 25. Septem⸗ 
ber d. J. Hierdurch eröffnet wird, ſich dem von der Groß⸗ 
herzogl. Landes : Regierung ausgefprochenen Grundfage, nach 
welchem diefe Koften nicht zu den conventionsmäßig zw 
erffattenden baaren Auslagen gehören, anzufchließen, da, 
abgefehen von der beziehungsweife, geringen Bedeutung 
des Gegenftandes an fich, ed im. Wefentlichen nut daranf 
ankommt, die hierbei obwaltende Derfchiedenheit der Ans 
fihten mit Zugrundelegung des an der Gegenfeitig: 
eek, — I ceetzetecgen. — F 


2 qu; 


In 


5 106 


Die Königl: Regierung hat Sich in diefem Sinne 
gegen die gedachte Landes⸗-Regierung zum Zwecke der Se fts 


ſtellung des Reciproci zw äußern und 2 dem anges 


nommenen Grundfaße: zu verfahren. - 
DHerlin, den 4. November 1826. 
Minifterium des. Innern  Minifterium der auswärtigen 
und der Polizei. —— Angelegenheiten. 
——— v. Schoͤnberg. 


die ahnigh Regierung zu Merfeburs. 
Abfchrift der obigen Verfügung zur Nachricht und 
zum gleichmäßigen Verfahren an, die Könige. Regierung 


zu Erfurt. 
Berlin, den 4. November 1826. 


Miniſterium ded Innern Miniftertum der auswärtigen 


und der Pole. Augelegenheiten. 
Köhler. J v. Schoͤnberg. 


116. 

—— der Koͤnigl. Regierung zu Minden, das 
Verfahren bei Landesverweiſungen und bei Annahme 
der vom Auslande zugeſchobenen Vagabonden 

betreffend. | 





In Betracht, daß diejenigen Verfügungen, welche 


wegen ded bei FLandesvermweifungen und Annahme vom 


Ausland zugefchobener Vagaboden zu beobachtenden Vers 


fahrens vorgefchrieben ‚worden find, von den refpeftiven 


Doligeis Behörden nicht immer gehörig beobachtet werden, 
finden wir es möthig, die diefen Gegenftand betreffenden 
zerſtreuten Bekanntmachungen zuſammen zu faſſen, und 
verordnen mit Bezug auf die rigen 


Seh na er En 
Auf die —— — vemnth * eoife 
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nen auslaͤndiſchen und einheimiſchen Vagabunden iſt die 
groͤßte Aufmerkſamkeit zu richten, und es muß die Ab⸗ 
ſendung nicht bloß auf deren Angabe geſchehen, ſondern 
wenn nicht andere Thatumſtaͤnde dieſe bewahrheiten, muß 
deshalb "zuvor Erkundigung bei der ‚Empfangs » Behörde 
eingegogen werden. Die abfendende Behörde Hat dag 
Protokoll, zu welchem der Trandportat wegen richtiger Anz 
. gabe feiner Heimath nach Vorfchrift der Allgemeinen Kri⸗ 
minalsOrdnung verwarnt worden, dem Transportzettet 
beizufügen. u | 


ABl 2. gen E 
Die abfendende Behörde muß die Behörde des Bu 
ſtimmungsorts des zu. Verweifenden vom der bevorſtehen⸗ 
den oder der erfolgten Abſendung benachrichtigen. a ent 


Ser Transport erfolgt in der landesuͤblichen Art-Kie 
zur Polijeis Behörde des. Grenzortes;, welche" alsdann die 
Ablieferung an die nächte Stadt oder Amts: Polizei: Ber 
boͤrde ded Auslandes, went der Transportat demſelben 
angehört, beſorgt. Eben dieſes findet Statt, wenn der 
Transportat oder der Verbrecher den unmittelbar angren⸗ 
zenden Staat nur durchreiſet, um zu ſeiner Beſtimmung 
zu gelangen. | | | 


Iſtein ſolcher Transport offenbar unrichtig geleitet, 
ſo kann der Transportat von der naͤchſten Behoͤrde zuruͤck⸗ 
geſendet werden; fie muß ihm aber behalten und mir der 
abfendenden Behörde Fommuniziren, "wenn dag Verſehen 
irgend zweifelhaft iſ. an ka en 


Ä —— S5. 
Leichte polizeiliche Vergehen, oder unerhebliche, keinen 
Verdacht begruͤndende Mängel in Paͤſſen und bei deren 
Viſirung, follen bei Ausländern nur die Ruͤckweiſung mit 
Marſchrouten (befchränften Paͤſſen) zur Folge Haben. Mes 


ab Jia 


% 


\ 
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vorheriger Benachrichtigung mit den: Amts⸗ oder Lokal⸗ 
Hehörden: des — — zu treffen. 


Vor der Abſendung * "Bagabunden nach dem RE, 
nigreich Hannover muß durch glaubhafte Papiere, oder 
durch .eine Erklärung der Orts-Obrigkeit des Transpors 
taten. die Annahme deffelben in beftimmten- terminis be 
ſcheinigt fein, weil * dieſe die ia dort verweis 
gert wird. 


8. 

Bei Annahme der om Yuslande zugefchobenen Das 
gabunden ift von den Grenz. Behörden, — der Transpors 
tat mag zur Nückkehr in fein angeblich Preußifches oder 
fein ausländifche8 Domizil abgegeben werden follen — bie 
groͤßte Vorſicht zu beobachten und ift firenge zu prüfen, 
ob die Annahme zuläßig fei oder nicht? Alle Transportas 
ten aus dem Auslande müffen daher vor ihrer Annahme 
über den Dre ihrer Geburt oder ihres legten Wohnſttzes 
vernommen, ihre Angabe, Urkunden pder Befcheinigumgen 


- darüber gehörig geprüft, und, wenn Zweifel obwalten, muß 


unmittelbar bei uns angefragt, bie definitive Annahme 
mithin bis zu unſerer — verwelgert werden. 


Als Befcheinigungsmittel zur Begründung der Ans 
nahme durch die Königl. Staaten zu transportirender 
Bagabunden find --erforderiih und gültig: 

a. ein von der Gefandtfchaft ded Staats, welchem der 

: Seanipatiat zugeführt werden fol, unter beſtimmter 

Angabe, daß der Inhaber Unterthan des in Frage 

fiehenden Staats fei, ausgeſtellter oder unter eben 

diefer Angabe vifirter Paß; 
bs ein von einer Behörde. jenes Staats. gleichergefalt 
ausgefertigter Transportzettel ; 

c. eine Erklärung der. Orts: Behörde des Beflimmungss 
12 ortes oder einer andern Eompetenten Behörde, dag 
. der, Transportat angenommen werden: folle, und 

= Tanffcheine, Patente and andere dergleichen Urkun— 
den über die Geburts⸗ und Nahıungdverhältniffe des 
Trans⸗ 


Fr r10g 

— ‚ in ſofern deren Yin unzweifels 

haft iſt. 
10. 


| Endlich wird daran erinnert, daß fremde Bettelmuſi⸗ 
kanten, Marktſchreier, Kammerjaͤger, überhaupt‘ alle Pers 
ſonen, welche aͤhnliche Gewerbe treiben und Almoſen er⸗ 
betteln, ſo wie auch Olitaͤtenhaͤndler, von der Grenze zu⸗ 


rũckgewieſen werden ſollen. Eben fo wird ſorgfaͤltige Auf/⸗ 


merkſamkeit auf alle vagirende auslaͤndiſche Gewerbtrei⸗ 
bende empfohlen, die mit ganzen Familie betroffen werden, 
oder einen Kram mit ſich führen, mit deffen Handel fie 
ſich nicht ‘ernähren können, daher fie als verdächtig oder 
nicht gehörig fegitimire anzubalten find, und nach Umſtaͤn- 
den gegen fie gefeglich verfahren werden muß. 

- Die Nichtberolgung diefer Vorſchriſten zieht jedesmal 
angemefiene Drdnungsftrafen nach fich. ” 

Minden, den 28. Dftober 1826. 

König. Regierung. 


117. 
Reſcript des Königl. Minifteriums bes ea; und ber 
Polizei, an. die Königl. Regierung zu Münfter, die Aus 
mittelung, des .Domizils in Beziehung auf Landesvers 
weifungen, und die Conftituirung des erftern nach 
uͤberſtandener Strafzeit betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
aten d. M., den Zuchtling N. N. betreffend, bemerklich 
gematht, wie bereits die Kriminal» Ordnung $. 264. vor⸗ 
fehreibt,, daß die Inquirenten die Vernehmung der Ange⸗ 
klagten auf ihre Domiziliar⸗Verhaͤltniſſe richten ſollen, von 
welchen demnaͤchſt abhängt, ob das Erkenntniß auf Lans 
desverweiſung gerichtet werden muß. Sollten die inqui⸗ 
rirenden Juſtiz⸗Beamten dabei nicht ſorgfaͤltig genug vers 
fahren, fo bleibt der Königl. Regierung überlaffen, dag 
Annalen, Geft IV.\ 1826. Cece 


\ 42 
1110 


Königl. Dber Landesgericht daſelbſt daranf aufmerkſam zu 


en. — 
Was den Zuͤchtling N. N. betrifft, ſo mag Dieſelbe 
ihn nach Ablauf der Strafzeit entlaſſen, jedoch denfelbers 
der PVolizei- Behörde desjenigen Orts, wohin er ſich bes 
giebt, zur Beauffichtigung empfehlen. Be. 
' Mebrigens hat fein‘ Dre dad Necht, Jemanden bloß 
deshalb, weil er Verbrechen begangen, und dafür Strafe 
erlitten bat, zu vermehren, ſich daſelbſt aufzuhalten, oder 
. ein Domizil zu conflituiren, | Su 
Berlin, den 25. November 1826. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
| | Koͤh ler. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung in Bromberg, die 
Bewachungs-Koften ‚für PolizeisÖefangene ber 
| treffend. a en 


m —— nn 


Nach einer Verfügung der Königl. Ober⸗Rechnungs⸗ 
Kammer zu Potsdam vom zten v. M., können Bewa⸗ 
chungs⸗Koſten für Polizei: Gefangene fünftig bei den por 
lizeilichen Dispofitions » Fonds in der. Regel nicht in Aus—⸗ 
gabe zugelaffen werden, da die Lokal⸗Polizei⸗Gefaͤngniſſe 
von folcher Befchaffenheit fein müflen, daß Bagabonden 
und andere. Polizei» Gefangene darin aufbewahrt werden 
können, und alfo die wegen etwaniger fchlechter Beſchaffen⸗ 
beit der Lofals Polizei Gefängniffe norhwendig werdenden 
Bewachungs⸗Koſten demjenigen zur Laft fallen muͤſſen, wel 
en verfaffangsmäßig die Erhaltung dieſer Gefaͤnguiſſe 
obliegt: ne | 
Die der unterzeichneten Königl. Regierung nachge⸗ 
orditeten Poltzei:Behörden werden angemiefen, dieſen Grund 
fag in vorfommenden Fällen genau zu beachten. 

Bromberg, den 9. December 1826. 

| Abtheilung des Innern. 


Armens Polizei. 


119. 
Ertrakt aus dem Reſcripte des onigl Miniſteriums 
des Innern, an das Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidium zu N. N., 
betreffend die Nichteinfuͤhrung einer beſonderen Armen: 

feuer, wo folche niche ſchon ſtatt gefunden. 

| Zugleich theile ich Ew. ꝛc. (sub litt. a. ) einen Aus⸗ 
zug aus einer unterm 22. Januar d. J. an mich ergans 
genen Alerhöchften Kabineis⸗Ordre, bie Beſtimmung ents . 
baltend, daß da, wo eine beföndere Armenfteuer jeither 
nicht ftatt gefunden, folche auch kuͤnftig nicht eingeführt 
werden fol, ergebenft mit, um bei der Entfcheidung in 
vorliegender Sache Sich nach diefer Seftimmung Sr. mn 
jeftät des Königs richten zu Können. 
| Berlin, den 27. September 1826. 
/ Der Mintfter des Innern. 
; v. Schuckmann. 
a. 
€ te att 

Ich beſtimme daher, daß überall, wo eine beſondere Ars 
imenfteuer In dieſer Form bisher nicht erhoben worden, die 
Aus ſchreibung und Einziehung einer zur Unterhaltung der Ars 
men beftimmten befonderen Abgabe, unter der Benennung einer 
Armenfteuer oder einer ähnlichen Bereihmung nicht weiter ſtatt 
finden ſoll. ꝛc. 

Een den 22. Januar 1826. | 

Seiedric Wilhelm; - 


den ran» inte v. Schuckmann. 


Ccete 


sta 


— 
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120. | 
Kefeript des Koͤnlgl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Berhältniffe zwifchen 
Gutsherrſchaften und Dorf» Gemeinen in Beziehung 

auf Armenpflege betreffend. 
Auf. den Bericht vom 17ten dieſes, i 
die Unterftügung des gemuͤthskranken N. im Dorfe N. 
betreffend, | ' 

wird der Koͤnigl. Reglerung eröffnet, daß dad Minifteriums 
des Innern ſtets von dem Örundfage ausgegangen iſt, daß 
gemeinrechtlich zwifchen den Gutsherrſchaften und den Dorf 
Genieinen ruͤckſichtlich der Armenpflege Feine Socialitaͤt ſtait 
finde, indem das Allgemeine Landrecht Th. IE Tit. 7. 9 
18. sequ. die Dorfgemeine faſt in allen Beziehungen als 
‚eine vom Dominio abgeſonderte Sozietaͤt darſtellt. Daß 
auch in den ehemaligen Theilen der Lauſitz durch Provin⸗ 
zial⸗Geſetze, wie z. B. in Schleſien, ein Anderes feſtgeſetzt 
worden, bat die Koͤnigl. Regierung nicht behauptet, we⸗ 
nigſtens der an Sie geſchehenen Aufforderung ungeachtet 
kein ſolches Geſetz allegirt. Der von Derſelben heraus⸗ 
gehobene Umſtand, daß dort das laſſitiſche Verhaͤltniß ob⸗ 
walte, iſt in der fraglichen Beziehung von keinem Einfluſſe. 
Daſſelbe Verhaͤltniß hat auch in der Mark und in Pom⸗ 
mern ſtatt gehabt, und beſteht hin und wieder noch; deſſen 
ungeachtet iſt in dieſen Provinzen keine Sozialitaͤt ange⸗ 
nommen.“ Dazu kommt, daß das in Rede ſtehende Dos 
minium in der Eingabe vom 20. Juli d. J. Fol. 9. der 
eingeſandten Akten bemerkt, daß die Gemeinen "beider Un 
theile des Dorfes eine gemeinfchaftliche ArmensKafle has 
ben, aber nicht dabei anführe, daß dazu dad Dominium 
beitrage. Es ift daher allem Anfehen nach in dem Dorfe 
N. felöft die Trennung ded Dominit von der Gemeine 
hinſichtlich der Armenpflege Hergebracht. Demgemaͤß bat 
auch das Dominium nach feiner Angabe den fraglichen 
Kranken feit 15 Jahren bereits allein unterſtuͤtzt, ohne die 

Gemeine heranzuziehen. 
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Es kann nicht — werden, daß das Dominium 
dies aus. bloßer Liberalitaͤt gethan habe, und kann die 
Gemeine hiernach nicht ohne richterliches Erkenntniß aus 
dem Beſitze der Befreiung geſetzt werden. Vielmehr wird 
die Koͤnigl. Regierung hierdurch angewieſen, das von Ihr 
an die Gemeine erlaſſene Mandat zurückzunehmen, und 
dem Dominio zu überlaffen, ob daffelde im Wege des 
Prozeſſes die Gemeine zur Mitleidenheit in Anſpruch * 
men will. 
Berlin, den 28. November 1826. 
Miniſterium ded Innern. a. Abtheilung. 
Koͤhler. 





121. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des — an die 
Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Unterſtuͤtzung ver⸗ 
armter a Bau — Pe 





- Der Königl.. Regierung wird auf den Veriche vom 
ııten dieſes, | 
die Unterftägung des — Chauſſee⸗ Aufſehers N. 
N. und deſſen Familie betreffend, 
hiermit zu vernehmen: gegeben, daß der N, N. überhaupt 
nicht in die Kategorie der Beamten zu ziehen fein dürfte, 
da er. nur als Auffeher beim Ehauffee» Bau gegen einen 
monatlichen Lohn befchäftige worden if. Sodann hat er 
aber, felbft wenn er für einen Beamten geachtet werden - 
Fönnte, dennoch an feinem Drte einen bleibenden Aufent⸗ 
halt genommen, weil er, je nachdem der Chanffee- Bau 
vorräckte, immer von einem Drte zum andern gezogen iſt. 
‚Unter diefer Umftänden wird die Koͤnigl. Negierung hier⸗ 
durch autoriſi irt, dem N. N. aus dem auf den Etat Ih⸗ 
rer Haupt: Kaffe befindlichen Unterfiügungs: Fonds eine 
monatliche Unterftägung vorläufig auf Ein Jahr, entwes 
der unmittelbar, . oder mittelbar durch den Magiſtrat zu 
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NN —— zu — und dann den Megifrer 
zu befcheiden. 

‚Derlin, t den 22. December 1826. 


Der entnifer des Innern. 
x v. Sandmann. 


—— 122. ' 

Reſcript bes Königl. Minifteriums des Innern, an bie 
Königl. Regierung zu Erfurt, in wie weit Medizinals 
Perſonen zu Kurkoſten fuͤr arme Kranke — 

‚tigt ſind. | 
Auf den Antrag der Konigl. Regierung im Bericht 
vom zıflen v. M. win ich zwar hiermit genehmigen, daß 
die Kurs und DVerpflegungss Koften für den Einwohner 
N. N., aus dem Almofen » Sonde Ihrer Haupt Kaffe 
Eu Berichtige twerden Können. Ich muß jedoch hierbei bemers 
Ten, daß das Recht der Medizinals Perfonen, in Fällen, 
wo fie arme Perfonen kurirt haben, Verguͤtung aus oͤffent⸗ 
lichen Kaſſen zu fordern, nicht ganz unbedingt anerfannt 
' werden "Tann; vielmehr wird ed der Megel nach zumächft 
darauf ankommen, ob fie zu der Kur von einer Öffentlis 
chen Behoͤrde beauftragt worden. 
ka ben 16. November 1826. 
Der Minifter ded Innern. 
v. ae 





123, 
GirculatsKefeript bes Königl, Minifteriumg des Innern, 
an ſaͤmmtl. Königl. Regierungen in ben Rheinprovins 
zen, bie Beſtreitung ber, Verpflegungsfoften. für Kinder 
“ inhaftirter und unpermögender Verbrecher betreffend. _ 


— 


Nah einem von dem Koͤnigl. Ober⸗Praͤſtdium am 
Rhein über die Verpflichtung zur ————— der Kinder 


— 
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undermogender und im Verhaſt ſich befindender Verbre⸗ 
cher erſtatteten Berichte, findet bei den dortigen Regie⸗ 
rungen ein derſchiedenartiges Verfahren ſtatt, indem theils 
die betrefienden Gemeinden deshalb ſubſidiariſch herange⸗ 
zogen, theild die Koften auf den Polizeis und Zucht:Pos 
Sigeis Gelder s Fonds angewiefen, theild aber * aus all⸗ 
gemeinen Staatsmitteln uͤbertragen worden. Es iſt noth⸗ 
wendig, daß dieſe Ungleichartigkeit abgeſtellt werde. 

Wenn nun die Kinder inhaftirter und unvermoͤgen⸗ 
der Verbrecher alsdann unzweifelhaft zu denjenigen gehoͤ— 
ven, deren Unterhaltung ‚als von den Eltern DVerlaffener 
aus dem Polizei: Strafgelder / Fonds befiritten werden muß, 
und unter. der franzöfifchen Verwaltung auch beftitten wor⸗ 
den ift, wenn ihr DVerforger zur Verbüßung einer Strafe 
in der Straf-Anflalt aufbewahrt wird, dagegen bis das 
hin, daß die Verhaftung ald Strafe audgefprochen, alfo 
während bes Unterfuchungs s Verfahrens, deren Verpflegung 
ans Staatd>Fonds zu leiſten ift: fo hat die Königl. Re⸗ 
gierung bei ben vom nächfitünftigen Jahre ab. eintretens 
den Fällen, nach diefen Grundfägen Sich zu achten, und 
die deshalb nöthigen Verfügungen zu treffen. | 

Berlin, den 3. November 1826. 

Der Miniſter des Innern. 

v. Schuckmann. 





124. 
Reine d des Koͤnigl: Miniſteriums des Innern, an bie 
— Rrglerung zu Coͤlln, ag Angelegenheit 
betreffend. | 


Nach dem Berichte des Ober⸗Praͤſidii zu — 
vom 18. Oktober d. J. hat bis jetzt in dem Bezirke der 
Koͤnigl. Regierung die Einrichtung ſtatt gefunden, daß die 
Verpflegungs⸗Koſten für Kinder unvermoͤgender in Vers 
baft fich befindender Verbrecher, ohne Unterfchied, ob der 
Arreſt während der Unterſuchung oder der Strafe wegen 
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entſtanden, ans dem Ertrage der Polizei⸗ und Zucht» Por 
lizei⸗Gelder, und bei deren Erfchöpfung, aus denjenigen 
- Sufchäffen beſtritten worden, welche die Staats⸗Kaſſe nach 
dem Defrete vom 19. Januar 1811 zur. Ergänzung zu 
gewähren werbunden geweſen. Tür die im der Verfügung 
som sten v. M. bezeichneten Fälle tritt daher fünftig Dies 
ſes Iegtere Veryältmiß ein, und ed wird mithin ‚der dar⸗ 
- aus entfiehende Aufwand am Angemeffenften bei dem Titel 
für Allmoſen und Unterfügungen zu verrechnen fein. 
Died gereicht der Könige. Regierung auf Ihre Ans 

frage im Berichte vom 16ten v. M. zum. Beſcheide. 

Berlin, den 1. December 1826... 7 
. Minifterinum ded Innern. Erſte Abtheilung. 





Köhler . 
Gewerbe: Polizei. 
| 125. | | 


Reſolution des Könige. Minifterlums des Innern, an 
die Pfandverleiher N. N. zu Breslau, die Erhebung 
des Zinſen⸗Satzes von verliehenen Kapitalien ber 
treffend. | | 


— — 


Da die Pfandverleiher N. N., wenn ſie die Zinſen 
von achte Prozent im Voraus abziehen, folglich nicht das 
‚ ganze Kapital auszahlen, wirklich nicht acht Prozent Zins 
fen, fondern 8% Prozent, folglich mehr erheben würden, 
als dad Gefeg vom 13. März 1787 erlaubt; da au 
dieſes Gefeg, indem ed ‘den Pfandverleihern. acht Prozent 
Zinfen zu erheben nachlaͤßt, und auf dieſen Zinsfag Die 
Erhebung befchränft, nirgends den Abzug. der Zinſen inz 
Voraus ohne Verminderung des Prozentfaged ausdruͤcklich 
geflattet, daher aber durch das, was ſich $. 60. Nro. 4 
und $. 118. beiläufig bemerft findet, den über die Zins⸗ 
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— beltehenden — Vorſchriften, wie ſolche 
Am Allgemeinen Laudrecht Ih. I. Tit. 11. 6. 817. und 
Th. 2. Tit. 20. $. 1277. 1278. und 1279. ausgedruͤckt 
find, nicht derogirt ift, fo iſt auf die unterm 25. Juli d. 
J. erhobene Beſchwerde nicht einzugehen, vielmehr hat es 
‚bei der unter den hierbei zuruͤckgehenden Beilagen befind⸗ 
lichen. Rebisrungd» Refolusion vom 6. — dv. 5. er 
lich fein Bewenden. Ä 
‚Berlin, den 13. Dftober 1826. - | 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| — | Köhler. 
. — 
126. 


Sircular+Referpt des Königl, ——— des — 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Handwerks⸗ 
verhaͤltniſſe der dafuͤr beſtimmten Annaburger ang * 
| litair⸗Zoͤglinge betreffend. ns 





Die Koͤnigl. Regierung empfaͤngt beikommend eine 
vidimirte Abſchrift der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 
Zzten d. M. (Anl. a.) wodurch des Koͤnigs Majeſtaͤt zu 
beſtimmen geruht haben, daß die Zoͤglinge des Militair⸗ 
Knaben⸗Erziehungs⸗Inſtitut zu Annaburg, welche in die 
bei dieſer Anftalt, errichteten oder noch zu errichtenden 
Werkftätten aufgenommen, darin ausgelehrt, und durch 
ein von dem Lehrmeifter: und dem Direktor des Inſtituts 
ausgeſtelltes Atteſt als -qualifizirt anerkannt werden, den⸗ 
jenigen, die ein Handwerk zunftmaͤßig erlernt, und von 
dem Gewerke ihre foͤrmliche Losſprechung erhalten haben, 
gleichgeachtet werden ſollen, um die in Ihrem Bezirke vor⸗ 
handenen Dandwerközünfte, durch die derfelben unterges 
pröneten Magifträte hievon zu benachrichtigen, und diefe 
Allerhoͤchſte Feſtſetzung durch Ihr Amtsblatt um Öffentlis 
‚Sen Kenntniß zu bringen. | : 

Berlin, den 29. December 1826, 

*  Minifierium des Innern. 
v. Sch uckmann. 


— 


zıı8 
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Ich beftimme, Ihrem gemeinfchaftlihen Antrage vom 24ſten 
v. M. gemäß, daß die Zöglinge des Milttairs Knaben: Erstes 
hungs/Inſtituts zu Annaburg, melde in die bei diefer Anſtalt 
errichteten, oder noch zu ertichtenden MWerkftätten aufgenommen, 
darin ausgelehrt, und duch ein vom Lehrmeifter und von dem 
Direktor des Inſtituts ausgeftelltes Atteft als qualifiziert aners 
"Tanne werden, denjenigen, die ein Handwerk zunftmäßig erlernte, 
und vom Gewerk ihre förmliche Losſprechung erbeiten haben, 
gleichgeachtet werden ſollen. 
ai ben 3 December 1826, . 
Friedrich Wilheim. 


An 
die Staats⸗ "Dinte ve S u uckmann 


127. 
Allerhoͤchſte FE die Beſchraͤnkung der 
neuen Mühlen: Anlagen betreffend. 

Die Sandespolizeiliche Befngniß zur Befchränfung neuer 
Mühlen: Anlagen, ift im $. 8. des Gefeged vom 28.0% 
tober 1810, durch welches der Mahlzwang aufgehoben 
worden, bereitd enthalten. Ich will jedoch, mit Nückficht 
auf die in Beziehung auf das Mühlenwefen gemachten 
Anträge der Provinzialftände der Mark Brandenburg und 
Pommerns, nach dem Gutachten ded StaatdsMinifteris 
amd, hierdurch noch befonders feflfegen: - 
daß die Landespoligei- Behörde den Bau und die Vers 
änderung einer jeden Mühle, die nicht auf das eigene 

Beduͤrfniß des Eigenthämers derfelben, es fei ein Guts⸗ 
herr, eine Korporation, oder eine Gemeine, befchränft, 
fondern gleichzeitig, oder ausſchließlich auf fremde Mahl⸗ 
Gäfte berechnet ift, zu verfagen befugt und verpflichtet 
fein fol, wenn die vor der Ertheilung der Genehmis 
gung jederzeit zu veranlaffende polizeiliche Ermittelung . 
ergiebt, daß die in der Gegend ſchon vorhandenen Muͤh⸗ 


# 
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"fen hinreichen um das Beduͤrfniß der Anwohner. voll» 
ftändig zu befriedigen. 
Die gegenwärtige Beftimmung bezieht fich übrigens 
nur auf diejenigen Provinzen, in welchen das Gefeß vom | 
28. Oktober 1810 gefegliche Kraft hat, mithin weder auf 
die Landestheile der Provinz Preußen, für welche das. 
Geſetz vom 29. März 1808 ergangen ift, noch auf die 
feit 1814 mit der Monarchie vereinigten Provinzen und 
Ortſchaften, in welchen es bei den daſelbſt beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften verbleibt. Das Staats⸗Miniſterium har dieſen 
Befehl zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 23. Oktober 1826. 
Friedrich Wilhelm. 


— 


An | 
das Staats: Minifierium. 


128. 


Reſcript des Königl. Minifteriums des ... an bie. 
Königl, Regierung zu Frankfurt a. O., dieſelbe 
Angelegenheit betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
23ften v. M., die Ausführung der Allerhoͤchſten Kabinets⸗ 
Drdre vom 23. Dftober d. J. wegen Befchränfung der 
neuen Mühlen  Antagen betreffend, zuvoͤrderſt eröffnet, daß 
die Beflimmungen der gedachten Kabinets⸗Ordre fich nach 
der unzmweifelhaften Faſſung derfelden nur, wie die Koͤnigl. 
Megierung auch richtig angenommen bat, auf Mahl⸗ 
Müplen, keinesweges aber auf Schneiden, Walt: und 
andere dergleichen Mühlen» Anlagen beziehen. 
ad 1. des "gedachten Berichtes wird demnaͤchſt bemerkt, 

daß der Anſicht, welche die Koͤnigl. Regierung hier 
entwickelt hat, nicht beigeſtimmt werden kann, ins 
dem auch jede Erweiterung ſchon vorhandener 

Mahl: Mühlen, Anlagen, wenn dieſe auch Bloß in 

der Hinzufügung -eines neuen Mahlganges oder in 

der Erbauung einer” neuen Müpte in der Nähe der 


“ 
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alten, Behufs der dollſt ͤndigeren und raſcheren Foͤr⸗ 


a... 


derung des Gemahls, beftehen möchte, nach dem buch⸗ 


ſtaͤblichen Inhalte jener Allerhöchften Kabinets-Ordre, 


welche nicht allein von dem Bau, fondern auch von 
der Veränderung einer jeden auf fremde Mahl 
Säfte berechneten Mühle fpricht, allerdings auch in 
ähnlicher Art, wie bei einer neuen Anlage von 


. ber zur Kompetenz der. Regierungen gehörigen Bes 
urtheilung der. Frage. im Betreff des polizeilichen Bes 
dürfniffes abhängig ift, da durch dergleichen. Erwei⸗ 


terungen jeden Falls eine größere Konkurrenz mit 
anderen benachbarten Mühlen, als ſeither eingetreten 
ift, herbeigeführt wird; wiewohl übrizend bei Be 
ſtimmung jened Urtheils natürlich die bloße Verbeſ⸗ 
ferung einer ſchon vorhandenen Mühlen Anlage noch 


> mehr Anfpruh auf Ruͤckſichten der Billigkeit hat, 


ald die Erfchaffung ar ganz neuen. Mühlen: Eros 
bliſſements. 
Was ſodann 


ad 2. die Anlage oder Erweiterung ber zumächft nicht zur 


Befriedigung ded Bedürfniffed der Umgegend, fons 


dern für einen merfantilifchen Abfag in weite Ents 
fernungen, namentlich auch nach den Hauptſtaͤdten 


beſtimmten Mahl, Mühlens Werke und die Frage: ob 


sticht die Zuläßigkeit der Konceffionirung folcher 
Anlagen oder Ermeiterungen als Regel anzunch 
men fei, betrifft, fo läßt fich dieſerhalb im Allge 
meinen feine fefle Norm aufftellen. 

Die Königl. Regierung hat vielmehr in jedem eins 
zelnen . Galle nach den örtlichen Verhaͤltniſſen umd 
fonft zu berückfichtigenden. Umftänden billige Beſtim⸗ 
mung zu treffen, bei entfiehenden erheblichen Zwei⸗ 
fein darüber aber, den betreffenden Spezial⸗-Fall 


dem Minifterio des Innern zur Entfcheidung anzu 


E ‚zeigen. 


. Sn derſelben Art hat die Koͤnigl. Regierung und 


ad 3, wegen der Mühlen» Anlagen in der Mühe großer 
volkreicher Staͤdte zu verfahren. 


In Betreff beöjenigen, was die Koͤnigl. Reglerung 
demnaͤchſt 
ad 4. Ihres Berichtes uͤber die Grundſaͤtze nach welchen 
außer den zu 2. und 3. angegebenen Faͤllen das po⸗ 
lizeiliche Beduͤrfniß zu ermeſſen, und uͤber die Zulaͤ⸗ 
ßigkeit neuer Anlagen zu entſcheiden ſein werde, aus⸗ 
gefuͤhrt hat, kann Sie im Allgemeinen nur auf 
dasjenige verwiefen werden, was hr oben zu 2 
zu erkennen gegeben worden iſt. 

Die Vorausſetzung der Koͤnigl. — daß 
bie in Gemaͤßheit des $. 6. des Edikts vom 28. Ok⸗ 
tober 1810 zu erlaffenden Proclamata, gegenwärtig. 
auch auf die aus der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre 

vom 23. Dftober d. J. berzuleitenden Widerfprüche. 
der nahe belegenen Müller zu richten fein würden, 
ift jedoch, worauf ich die Königl. Negierung ſpeziell 

aufmerkſam zu machen file nöthig halte, irrig. Denn 
die Beurtheilung der Frage rückfichtlich ded Beduͤrf⸗ 
niffed der Anlage neuer oder der Ermeiterung fchon 
vorhandener Mühlen, ift Lediglich dem billigen po⸗ 
lizeilichen Ermeffen überlaffen. 

Den Befigern fchon vorhandener Mühlen ſteht das 
ber aus der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 23. 
Oktober d. J. kein Widerſpruchs-Recht zu. 

Dadurch erhält auch dasjenige, was die Koͤnigl. 

Megierung ad a. b. und c. Ihres Berichtd wegen 

der befonderen Fälle, unter denen dergleichen Widers 
fpräche der Müller zurückzumeifen fein würden, noch 
ausgeführt hat, feine Erledigung. 

Berlin, den 15. December 1826. 
Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 
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| 129. 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, an die 


Königl. — zu Stettin, dieſelbe Angelegen⸗ 
heit betreffend. 


Der aorigl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
ugten d. M., die Anlage neuer Mühlen betreffend, hier⸗ 
durch eröffnet, daß eine nähere Anweiſung Hinfichtd der 
in diefer Beziehung durch die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre 
vom 23. Dftober d. J. getroffenen Beſtimmung nicht zu 
erwarten if. Es wird der Königl, Regierung jedoch eine 
Abſchrift des wegen diefer Angelegenheit unterm ısten d. 
M. an die Negierung zu Frankfurt auf eine diesfällige 
Anfrage derſelben erlaffenen Reſcripts zu Ihrer Recriche 

hierbei zugefertigt. 


Was demnaͤchſt die bei dieſer Berantafung von der 
Koͤnigl. Regierung in Antrag gebrachte Beflimmung Dins 
fichts der Kontrolle derjenigen Individuen, welche eine 
Muͤhle bloß zur Befriedigung ihres eigenen Bedürfniffes 
anzulegen beabfichtigen, fo wie die Beflrafung von dergleis 
chen Eontraventiond: Fällen betrifft, fo wird bemerkt, daß 
ed einer fpezielen diesfaͤlligen Kontrolle um fo weniger 
bedarf, als wohl zu erwarten ift, daß die benachbarten 
Müller die allgemeine polizeiliche Kontrolle unterſtuͤtzen 
werden. 


Bei Ertheilung des Konfenſes zu einer ſolchen Muͤh⸗ 
5* iſt jedoch in der diesfaͤlligen Konceſſion zu be⸗ 
merken, daß ſie nur zur Befriedigung des eigenen Beduͤrf⸗ 
niſſes verliehen, die Benutzung der Mühle für fremde 
Mahigäfte aber ausdrücklich ausgefchloffen fei, und etwas 
nige Contradentionen eine winfäpetiche polizeiliche Strafe 
zur Folge haben ‚würden. 


Da übrigens die Königl. Hegierung ben vorliegenden 
Bericht zugleich auch an das König. Finanz⸗ Minifterium 
gerichtet hat, fo wird Diefelbe darauf aufmerkfam gemacht, 
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daß der darin zur Sprache gebrachte Gegenſtand aus⸗⸗ 
ſchließlich das Reſſort des Miniſterii de& Innern berührt. 
Berlin, den 30. December 1826. 
Der. Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 


130. | 
Reſcript des Königl, Minifteriums des Innern, an die 


Rönigt. Regierung zu Potsdam, den Betrieb des 
Schornfteinfegers Gewerbes betreffend. 





Auf den Bericht vom 25. v. M., 

den Antrag des Schornſteinfegers N. N, zu N, auf 
Anſtellung als Meifter für die außerhalb der Stadt ges 

legenen Gemeinen betreffend, 
wird der Königl. Regierung hiermit Folgendes zu erken⸗ 
nen gegeben. 
Wenn auch, was dahin geſtellt bleiben mag, in dem 
Privilegio der Berliniſchen Schornſteinfeger vom Jahre 
1734 vorausgeſetzt iſt, daß Schornſteinfeger nur in den 
Staͤdten wohnen: ſo iſt doch nach Erſcheinung der Edikte 
vom 2. November 1810 und 7. September 1811, der Re⸗ 
gel nach, irgend ein Gewerbe an die Städte nicht gebuns 
den. Es ift auch dazu Fein Grund vorhanden, da nach 
der jegigen Steuer» Verfaffung durch Einführung der Klafs 
fene Steuer die frühere Ungleichheit der Beſteuerung auss 
geglichen ift. Auch kann aus dem Grunde, daß ſchon hin⸗ 
laͤnglich Subjekte für ein Gewerbe vorhanden feien, gleich. 
fand der Negel nach die Anfegung mehrerer Gewerbetrei⸗ 
benden nicht beſchraͤnkt werden. Zudem iſt dies in der 
vorliegenden Sache nicht einmal der Fall, da die Gemeinde 
zu N. N. ſich dermalen, wie der Supplikant anfuͤhrt, und 
die Koͤnigl. Regierung nicht beſtreitet, eines drei Meilen 
weit entfernten Schornſteinfegers bediene. Es iſt nicht 
abzuſehen, warum den Einwohnern nicht der Vortheil der 
aus der Concurrenz hervorgehenden Preis⸗Erniedrigung 
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auch bei. dieſem Gewerbe zu ſtatten kommen ſollte, zumal 

da die polizeiliche Kontrolle dieſes Gewerbe⸗Betriebes auf 

dem Lande fo gut wie in einer Stadt geſchehen kann, und 

auch, wenn der Schotuſtein keger in der Stadt wohnet, ge⸗ 
ſchehen muß. 

Daß endlich der ı. N. N. im Auslande geboren, 


‚ if ein irrelevanter Umftand. Derfelbe ift fhon fieben Jahre 


im Lande, und ed conftiret über ihn nichts Nachtheiliges; 
“auch ift es keinesweges unerwünfcht, daß brauchbare Ges 
werbetreibende aus dem Auslande einwandern. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher hiermit angemies 
fen, dem Antrage ded N. N. zu deferiren. 

Berlin, den 4. Dftober 1826, 
Diniferium. des —— nr — 
Höhlen, 


. 
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Kefeript ber Konigl. Miniſterien des Junern und der 
Finanzen. an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., daß es 
zum Verkauf und Ankauf auf Wochenmarkten 
keines Gewerbeſcheins bedoͤrfe. = 





Die Koͤnigl. Negierung erhält in Urfchrife die Vor⸗ 
ſtellung der verehelichten N. N. vom 28ſten v. M., um, 
unter Ruͤckreichung derſelben, die dieſen Prozeß betreffenden 
Akten an den mit unterzeichneten Finanz-Miniſter einzu⸗ 
reichen. Die in dem gegen die Bittſtellerinnen ergangenen 
Reſolute ausgeſprochene Anſicht, daß auch zu dem Ankauf 
auf Wochenmaͤrkten, außerhalb des Wohnorts, der Aufkaͤu⸗ 
fer eines Gewerbeſcheins beduͤrfe, koͤnnen wir nicht billigen. 
Es wird zwar $. 5. des Regulativs vom 28. April 1824 
feſtgeſetzt: 

„Zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gehört ferner 
„auch das Gefchäft derjenigen Perfonen, welche im Lan: 
„de umperreifen, um in Privathänfern und Gaſthoͤfen, 
„oder auf offener se Waaren irgend einer Art zum 

„Wieder⸗ 


⸗ 


N 
' 


ann, * 


„Wiederbertauf — oder um Waarenbeſtellungen zu 
Fſuchen. Es gehoͤrt aber nicht. dahin dag Vereiſen der 
 nMefien und. Sahrmärfte, um daſelbſt Waaren zum 

„Wiederverkauf einzuhandeln; Auer 
es ift aber daraus, daß hier - der Wochenmaͤrkte — ers 
waͤhnt iſt, keineswegs zu folgern, daß es zu dem Ankauf 
auf dieſen eines Gewerbeſcheins beduͤrfe. Vielmehr muß 
daraus, daß in der erſten Periode des $. nur der Ankauf 
in Privathäufern, Gehöften oder. auf, offener Straße zum 
Gewerbebetriche im Umberziehen gerechnet wird, gefolgert 
werden, daß an andern ald den genannten Orten, der 
Aufkauf ohne Weiteres geſtattet iſt. Daß nun aber der 
Handel auf den Wochenmärften, dem ‚Handel in Häufern, 
Gehöften und. offener Straße entgegengeftellt wird, zeigt 
der $. I. des Regulativs, wo auch das Feildieten an dies 
fen Orten, dem Seilbieten auf den Wochenmaͤrkten entges - 
gengefegt wird. Es bedarf daher weder zum Verkauf noch 
zum Ankauf auf Worhenmärkten -eined Gewerbſcheins. 
Berlin, den rı. Oktober 1826: 
Der Minifter des Innern. Der Finanz⸗ pe 
v. Schuckmann. m — 





* 


N 


132.. 
Reſcript des ig. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Königsberg, den 
— Betrieb der Schlaͤchter in den Haͤuſern 
betreffend. 


x as — — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
30. Auguft d. J., das Geſuch der unzuͤnftigen Schlaͤchter 
betreffend, in ihren Haͤuſern ſchlachten zu duͤrfen, hier⸗ 
durch eroͤffnet, daß es im Folge desjenigen, was früher 
wegen des Gewerbes Betriebe der Sihlächter in Königs: 
berg verfüge worden, nicht zuläßig iſt, die unzänftigen 
Schlaͤchter zu N. N. zu zwingen, tür Dieb auf dem, dem - 


‚ dortigen Gewerfe gehörigen Sodlachthofe zu ſchlachten. 


Annalen. HeftIv. 1326. . D d »d 
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Letzteren kann vielmehr unbedenklich, wie es felbſt in der 
hieſigen Reſiden; geſchieht, geſtattet werden, in ihren Haͤu⸗ 
ſern zu ſchlachten, da ein ſolcher Zwang, als bisher in 
N. N. dieſerhalb zur Anwendung gekommen, durch die 
Erleichterung, welche, wie die Koͤnigl. Regierung anfuͤhrt, 
das Schlachten auf dem Schlachthofe Hinſichts der poli⸗ 
zeilichen⸗ und Steuer⸗Kontrolle gewaͤhrt, nicht zu begrüns 
den iſt. 

Die Königl. Regierung. hat daher hiernach die vors 
fiegende Befchwerde der Gupplifanten, welche demgemäß 
befchieden worden find, zu erledigen. Au: 

- Berlin, den 3: Dftober 1826. 
| Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


133» 

Refeript des Königl. -Minifterinms bes Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, die Vers 
vayaını der Domanials Schanfs und Gafthäus 

ſer betreffend. | 


Der Königl. Regierung wird in ter abfchriftlichen 
Anlage ein am mich gerichtete Schreiben des Herrn Fir 
nanze Minifter8 vom 23ſten v. M., das von Ihr über die 
Zuläßigkeit der Verpachtung der Domanlal- Schanfs und 
Gafthäufer aufgeftellte Bedenken betreffend, mit dem Aufs 
trage zugefertigt, Hinſichts diefer Schanf» und Gafthänfer 
nach den nemlichen Beflimmungen zu verfahren, welche 
durch die an Sie ergangene Verfügung vom 9. December 

1824 *) in Betreff der Communal:Schankhäuferx. 
resp. genehmigt und getroffen worden find, da bier ganz 
die nemlichen Rückfichten, namentlich auch in Anſehung der 
Afterpächter der Domainen- Beamten, welche in anderen 
Gebäuden ihr bisher als Pächter von Domanial :Schanfs 
ſtellen betriebenes Gewerbe fortfegen wollen, eintreten. Ein 
Mehreres kann aber auch den Domainen» Beamten nicht 


*) Jahrg. 1824, Ates Heft, ©: 1168. 
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nachgegeben, die Zulaßigkeit neuer Schanfanfagen ders 
felden mithin nur nach den allgemeinen Vorſchriften der 
$. 55. und 133. des Gewerbe Polizei» Ediftd vom 7. Sep⸗ 
tember 1811 und des Circular— Refeipts * 7. Januar 
»823 *) beuriheilt werden. | 
Berlin, den 9. November 1826. ie 5 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
=) Sands. 


Ä 134. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium und an den 
Magifttat in Berlin, die polizeiliche Beſtrafung nicht 
erlaubten Gewerbebetriebe betreffend. 


———— 


Auf den Bericht des Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſtdii vom 
aten v. M. wird hierdurch genehmigt, daß, auf den Grund 


des F. 11. Abſatz 2. der Regierungs-Inſtruktion vom 23. 


Oktober 1817 und des $. 1. des Getverbe Polizei, Evifts 
vom 7. September 1811 jeder, der ein Gewerbe, zu deffen 
Betreibung ein polizeiliches Qualifikations-Atteſt oder die 
Gewinnung ded Bürgerrecht erforderlich if, anfängt, ohne 
jenes Atteft oder das Bürgerrecht erhalten zu haben, in 
eine Polizei: Strafe von 5 bis 50 Rthl. genommen werde, 
‚ Berlin , den 2. November 1826. 

v. Shudmann, 


das — Boliel Yedfbtum 
| Abfchrift zur Nachricht an den Magiſtrat hieſelbſt. 


Berlin, den 2. November 1826. 
v. Schuckmann. 


H Jahrg. 1823; 1ſtes Heft, ©: 164. 


Dddd = 


— 
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— G. R * 
Baus Polizei 


MW: ._. 135. 


Schreiben des Königl. Minifteriums des Innern an das 


Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterium, die für bie Königl. Ober; 
Baus Deputation zu fertigenden Kopien von Anfchlägen 
und Zeichnungen größerer Öffentlichen Bauwerke 

| | betreffend. F 





Die. Ober⸗Bau⸗Deputation iſt nach ihrer Allerboͤchſt 
vollzogenen Inſiruktion vom 26. September 1809. befugt, 


por allen Anſchlaͤgen und Zeichnungen Öffentlicher Bau⸗ 


werke, in Nücficht deren fie es für gut findet, ein Exem⸗ 
plar zu ihren: Archiv einzufordern. Dieſelbe hat nun kuͤrz⸗ 
fich vorgeſtellt, daß es für die Unterhaltung größerer Baus 
werke von befonderem Intereſſe fei, deren Conſtruktion bis 
in das Fleinfie Detail zu kennen, indem es hierdurch nur 
moͤglich werde, den fich fpäter zeigenden, durch Zeit umd 
Umftände herbeigeführten, Mängeln gründfih und mit Det 
möglichften Koſtenerſparung abzuhelien. Gie bat dedhalb 


‘dahin angetragen, fih von jedem öffentlichen Waſſer⸗ oder 


Laudbau, den ſie dazu befonderd auswählen werde, eine 
genaue Copie der betreffenden Zeichnungen umd Bauan⸗ 
ſchlaͤge zur Aufbewahrung fuͤr ihr Archiv von den Pro⸗ 
vinzial⸗Behoͤrden einfordern zu duͤrfen. 

Ich habe es jedoch, da die Ober⸗Bau-Deputation 
in der Regel wegen der Bauausfüͤhrungen mit den Ne 
gierungen nicht unmittelbar Forrefpondirt, zur Erreihung 
des Zwecks auf dem fürzeften Wege, und um in jedem 


einzelnen Falle nach den Umftänden gleich beſtimmen zu 


koͤnnen, in welcher Art die. Copien, theild ohne zu große 
Beläftigung der Banbeamten, theild mit dem geringften 
Koftenaufwande, zu befchaffen fein werden, für angemeflen 


erachtet, und die Anordnung getroffen, Daß. die Ober⸗Bau⸗ 


Depntation bei Erfiattung der NRevifiond » Berichte an dab 
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Minifterium, demſelben diejenigen Anfchläge und Zeichnuns 
gen. wichtiger Bauwerke, von denen diefelben Copien zu 
ihrem Archiv zu nehmen noͤthig findet, zu bezeichnen. habe, 
damit ſodann von dem Minifterium dfe Anfertigung und 
Einreichung der Eopien verfügt werden. inne. : 
Ew. Excellenz benachrichtige ich hiervon gätiz erge⸗ 
benſt, mit dem Erſachen, in vorkommenden Fälen Ihres 
Reſſorts auf Die diesfaͤlligen Anträge der Ober: Ban: Des 
putation das Erforderliche, gefälligft zu veranlaffen. 

Die Ober Baus Deputation wird übrigens von ih⸗ 
ver Befugniß nur bei Bauwerken von befonderer Wichtig: 
keit Gebrauch machen. 25 u | 

Berlin, den 25. December 1826.. FR Ä 

R | R v. Schuckmann. 

des Aöntgl. Geheimen Staats» und 
Juſtiz⸗Miniſters, Heren Grafen . 

9% Dandelman | 

Excellenz. 

| 136. | 
Reſcript des vormaligen Königl, Miniſteriums für Hans 
del und Gewerbe an die Königl. Regierung zu Erfurt, 


die Beforgung von Flidarbeiten durch ungeprüfte 
Zimmerleute betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
sgten v. M., ob und unter welchen Bedingungen und‘. 
Einfohränkungen auch den ungepräften Zimmerlenten die 
Beforgung von Slickarbeiten zu geflatten fei? anliegend 
(sub lit, a. und b.) Abſchrift zweier Circular » Verfügungen 
vom 3. Mai und 21. Juni 1814 an fänmtliche damalige 
Regierungen mit dem Auftrage zugefertigt, nach deren In: 
halt Ihrerſeits ebenfalls zu verfahren. =: 
Berlin, den 15. April 1825. Re 
See 70. Graf o. Bülow, 

R R Ä 


- Su dem Edikte vom 7. September 1811 über die polls 
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zeilichen Verhaͤltniſſe der Gewerbe, ift zwar bei Beroifligung der 


Gewerbſcheine auf Mauerflickarbelten die Zimmerflickarbeit nicht 
ausdruͤcklich erwähnt, fie ift aber auch dort nicht unterſagt. 


Wenn nun aus Ueberſchreitung der Grenzen der Zimmer⸗ 
fllckarbeit bei weitem nicht der Nachtheil erfolgen kanu, als 
wenn ein Mauerflickarbeiter fih z. B. erlauben follte, neue 
Feuerungen anzulegen, fo finden wir fein Bedenken, auf den 
Bericht der. Könige. Pommerfhen Regierungs , Pollzel- Deputas 
tion vom sten v. DM, die Erteilung der Gemwerbefheine auf 
- Zimmerflicfarbeiten bierdurch nachzugeben, doch iſt dieſe auf 
nachfolgende Gegenſtaͤnde zu beſchraͤnken; 


1) auf Reparatur der Dachlatten, 

2) desgleihen auf fchon vorhandenen Fußböden ‚ja ſelbſt Le 
gung von Fußböden, 

3) auf Anfertigung von Thuͤren und. Fenfterladen, 


4), desgleihen von Treppen vor den Haͤuſern in kleinen 
Staͤdten und auf dem platten Lande, 


5) auf Reparatur von Stacket- und Bretterzäunen, 


® auf Anfertigung und Reparatur einzeln flehender Kleiner 
Ställe und ähnlicher. landwirthſchaftlicher kleiner Behaͤl⸗ 
ter, und 


7) auf Reparatur des Belags von Rn und beren Or 
länder. 


Die Aufführung neuer Stacdets und Beetterzanne an Stel; 
Ien, wo nod) feine vorhanden maren, wird ausgenommen, weil 
wegen der Grenzgerechtigkeit in den Städten befondere Vor— 
ſchriften Statt finden, welde den Zimmerflickarbeitern unbe 
kannt bleiben möchten, In Abficht ber Prüfung der erforder 
lichen Eigenfhaften zur Zimmerfiicarbeit Ift es wie bei der 
Mauerflickarbeit zu: halten. Es muß nemlich in Folge des 
Edifts vom 7. September ıgır $.ıor. vor Bewilligung des 
Gewerbeſcheins ein Atteft des Kreis;Baubedienten und die für 
Maurer in des Verordnung wegen Prüfung der Bauhandwer⸗ 
fer vom 14. November ıgı2 $. 12. angeordnete Nachweiſung er 
fordert werden, daß der Slicfarbeiter wenigftens zwei Sabre bei 


" aıgı 


einem oder —E geſetzlich ‚geprüften Meiftern zu beren Zus 
friedenheit gearbeitet habe. 
Berlin, den 3. Mat 1814. 


An 
die Yoltzei-Deputation der Königl. 
Pommerſchen Regierung 
zu Stargard. 


— 


Abſchrift der vorſtehenden Werfäguig an ſammtliche Abrige 


Koͤnigl. Regierungs s Polizei s Deputationen, zur Nachricht und 
Achtung, imgleihen an die Koͤnigl. Ober; rg 
und an das Köntgl, Polizet » Präfidium hleſelbſt. 

Berlin, den 3. Mai 1814. 


| Devarteriint für die Gewerbe und Handel im Miniferio 


des Innern. 
FE u Kunth. 
b. 
Auf den Bericht der Koͤnigl. Pommerſchen Reglerunge⸗ 
Poliget s Deputation vom 260ſten v. M., wird unter: den anges 


führten Umftänden Hierdurch genehmigt, daß die Zimmerflickar⸗ 


beiter auch zu Aufrihtung neuer ai a und ai 
berechtigt gemacht werden fönnen, 
Berlin, den aı. Sunt 1814. 


die Dolkiehn Deputation der Abnigl. 
- - Hommerfchen Regierung e 
zu Stettin N 

Abſchrift der worfiehenden Beſtimmung an. fämmtliche 
abrige Königl, Regierungs Polizei» Deputationen in Verfolg 
der Verfügung vom 3. Mai d. J. zur gleichmäßigen Achtung, 
img, an die Könige. Ober, Bau» Deputation und an das Koͤ⸗ 
uigl. Polizers Präfidium hieſelbſt. 

Berlin, den 1. Juni 1814. 

Departement für die Gewerbe und den Handel, 

Kunth. 


— 
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— 137. Deu | 
Reſcript bes Königl. Miniſteriums des Innern, an den 
Magiſtrat zu Jaſtrow, die Wegſchaffung der, ge⸗ 

klebten Schornſteine betreffend. | 





Dem Magiſtrate zu Jaſtrow wird in Beſcheidung auf 


die Eingabe vom 7. Juli d. J., J en 
. betreffend !deffen Befchwerde‘ über. die Unordnung zur 
Wegſchaffung der geklebten Schornfteine, | 

nachdem darüber zuvoͤrderſt von der Koͤnigl. Regierung zu 
Marienmerder Bericht erfordert worden, nunmehr hiermit 
zu erkennen gegeben, daß Derfelbe, ald untergeordnete 
Polizeis Behörde, Sich der Anfertigung und Einreichung 
des yon dem landraͤthlichen Amte erforderten Verzeichnifs 
ſes von dem dort noch vorhandenen hoͤlzernen und gekleb- 
ten Schornfteinen nicht entziehen Fan. Es bleibt dem 
Magifirate Dabei unbenommen, die individuellen Umftände, 
ſowohl der gegenwärtigen Befiger der betreffenden Gebaͤu⸗ 
de, ald auch die bei diefen leeren eintretenden beſonde⸗ 
ven Verhaͤltniſſe Behufs der Berückfichtigung bei den weis 
teren Verfügungen bemerklich zu machen. 

Was die ſucceſſive Fortſchaffung diefer in der That 
feuergefaͤhrlichen Gegenftände betrifft: fo ift folche in den 
DBorfchriften der Feuer⸗Ordnung vom 3. Juli 1770. Tit. J. 
ſ. 7., fo wie des Weſtpreußiſchen Feuer⸗Sozietaͤts⸗Regle— 
ments vom 14ten December 1785 begruͤndet, auch wohl 
zu erwarten, daß der Magiſtrat Sich von der Nuͤtzlichkeit 
dieſer Maaßregel uͤberzeugen, und auf Befoͤrderung der 
Ausführung derſelben nach allen Kräften hinwirken werde. 
- Damit jedoch diefe Maaßregel den Einzelnen nicht druͤckend 
falle, hat die: Könige. Regierung bereitd unterm 5, Juni 
1824 die Andentung erhalten, folche zunächft auf diejenl⸗ 
gen Höfzernen Schornfteine zu befchränfen, die ſich als bes 
fonders fenergefährlich darſtellen, oder die neu zu erbauen 
find. Und da von der Negierung gegenwärtig angezeigt 
worden ift, daß das Sandräthliche Amt zu Dentfch- Erone 
Anweifung erhalten babe, auch dort biernach zu verfah⸗ 


ven, und — Ruͤckſichten nach * obwaltenden Ver⸗ 
haͤltniſſen eintreten zu laſſen: ſo erſcheint die gefahrte ae 
ſchwerde völlig erledigt. 
Berlin, den 10. November 1826. 
Miniſterium des Innern. aa Abtheilung. | 





Köhler. 
gr 
Beyer Polizei, 
138. « 


Circular Reſcript des Koͤnigl. Miniſterlums des Inuen 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Einreichung der 
Plane zu neuen Chauffee-AUnlagen betreffend. 


— 


‚Der auterhöchſen Vorſchrift gemäß, müffen die Ges 
nerals Commandos von allen Planen über Eunfimäßig ans. 
zulegende Straßen in Kenntniß gefegt werden, damit das 
bet das militairiſche Intereſſe gehoͤrig beruͤckſichtigt werden 
koͤnne. 

Dieſe Vorſchrift iſt neuerlich vom mehreren Regie⸗· 
rungen außer Acht gelaſſen, und ed wird daher der. Koͤ⸗ 
nigl. Megierung aufgegeben, die gedarhte Allerhoͤchſte Bes 
ſtimmung genau zw beachten, und bei Einreichung der 
Plane zu neuen Chauffees Anlagen, jedesmal die Erfläs 
rung des Königl. General: Commandos beizufügen. 

Berlin, den 22. November 1826. Ä 

Miniſterium des Innern. 
m —— 





134, 


DE 2 139. | 

Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, 

an fämmtliche Königl. Regierungen, bas Ausweichen 
der Poften auf-den Landſtraßen betreffend. 

Der Könige. Regierung wird im abfchriftlichen Ans 
ſchluſſe (Ant. a.) eine unterm heutigen dato vollgogene 
Bekanntmachung, worin die Gefege wegen des Ausweis 
chend der Poften auf den Landflragen in Erinnerung ge 
Kracht werden, mit der Anweiſung, ſolche in Ihr Amtss 
Blatt aufzunehmen, zugefertigt. | 

Berlin; den: 24. December 1826. er 

Miniſterium ded Innern. Erfte Abtheilung. 

N Köhler. 
8. - 
JJ Bekanntmachung. | 
Die Gefeße (conf. Chauffees Tarif vom 29. Mal 1922) 
verordnen, daß jedes Fuhrwerk den Poften und Ertrapoften auf 
den Ruf des Poſthornes, bei Strafe von Fünf bie Funfzig 
Thalern, ausweichen fol. | E77 
Da dieſe gefeglichen Beftimmungen tin. verfchledenen Ge 
genden micht gehörig beachtet werden, fo werden ſolche hiermit 
in Erinnerung gebracht. AR 
Berlin, den 24. Derember 1526. 
Der Mintfter des Innern : Der General, Poflmeifter. 
und der Polizei. v. Nagler. 
u. Schuckmann. | 


— — — en 
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VII. | 


Medizinal - Weſen. 


— | 7 | 
Kefeript des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſteriums an das Koͤ⸗ 
nigl. Kammergericht, die Kommunikation der Gerichte 

mit den Medizinal⸗ Kollegien betreffend. | 





Die Verfügung vom 21. April d. J., betrefeud die | 
Kommunikationen der Gerichte mit der obern Medizinals 
Behörde, 

(von Lamp Jahrbücher ar db. ©.283) 
bat zu dem Misverftändniffe Veranlaſſung gegeben, daß 
auch die vorfshriftgmäßige Mittheilung der Obduftiondvers - 
bandlungen nicht mehr an die Negierungen, fondern an 
die Medizinals Kollegien gefchehen müffe. Diefes ift jedoch 
nicht die Abficht gewefen, indem jene Mittheilung in mes 
dizinalspolizeilicher Nückficht erfolge, die Medizinal: Polis 
zei, imgleichen. die Disziplin aber nach wie vor zum Ges 
ſchaͤftskreiſe der Regierungen gehört... Die Kommunifation 
mit dem Medizinal» Kollegium der Provinz befchränfe fich 
daher auf Diejenigen Fälle, in welchen das technifchswifs 
fenfchaftliche Gutachten der oberften mwiffenfchaftlichen Mes 
bizinals Behörde der Provinz einzuziehen iſt, und ed ver⸗ 
bleibt namentlich dabei, daß die über die Obduktion von 
Leichnamen und über die IUnterfuchung des. Gemuͤthszu⸗ 
flandes eined Menfchen aufgenommenen Protokolle, im⸗ 
* gleichen die erftatteten Ärztlichen Gutachten, der Regierung 
abſchriftlich mitgetheilt werden. 

Hiernach hat das Koͤnigl. Kammergericht ſich nicht 
allein ſelbſt zu achten, ſondern auch die Untergerichte zu 
einem gleichmaͤßigen Verfahren anzuweiſen. 

Berlin, den 29. December 1826. | 

Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Graf v. Danckelman. 


— 
das Koͤnigl. Kammergericht, 


„136 
Ä | | rar. 
| Pubtifandum der Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, das 
| Bm gegen ſchwach⸗ und blödfinnige — 
nen betreffend. 





er fonmen Säne vor, wo die Hiechafe oder ver⸗ 
nachlaͤßigte Behandlung gemuͤthskranker Perſonen, oder 
das mangelhafte und verſpaͤtete Einſchreiten der Polizei⸗ 
Behoͤrden das Uebel vermehren, oder vielleicht gar un⸗ 
heilbar werden laſſen. Zur moͤglichſten Vermeidung der⸗ 
artiger Verſaͤumniſſe, oder Mißgriffe, wird hiermit Fol⸗ 
gendes zur allgemeinen Nachachtung bekannt gemacht: 
| Geiſteszerruͤttung iſt als moralifcher Tod nicht nur 

für das Individuum, welches darein verfällt, das größte 
Unglück,. fie ift auch Lin Beziehung auf die ganze buͤrger⸗ 
liche Gefelifchaft durch das Unheil, welches ein Wahnſin⸗ 
niger anrichten kann, ald ein gemeinfchädliches Uebel zu 
betrachten, mithin in doppelter Hinſicht ein Ereigniß von 
- der größten Erheblichkeit. 

Der Fall, wo bei einem Menfchen Geiſtesberwirrung 
eintritt, iſt daher als ein beachtungswuͤrdiger Vorfall ſo⸗ 
gleich zur Anzeige bei der Kreis-Behoͤrde zu bringen, und 
jede Orts-Obrigkeit iſt von Amtswegen ſchuldig, dieſe An⸗ 
zeige ſofort zu erſtatten. 

Die Herren Landraͤthe haben, wenn ein ſolcher ſich 
ereignet, ohne weiteres, unter Zuziehung des Kreis⸗Phypſi⸗ 
kus, das zweckmaͤßigſte Verfahren mit dergleichen Perſonen 
anzuordnen, und demnaͤchſt unverweilt uns mit gehoͤriger 
Ausfuͤhrlichkeit und Beifuͤgung des ſachverſtaͤndigen Gut⸗ 
achtens des Kreis-Phyſikus Bericht zur Anordnung des 
weitern Verfahrens zu erſtatten. Iſt Gefahr im Verzuge, 
nemlich iſt ein Gemuͤthskranker ats fo gefaͤhrlich für ſich 
und andere zu erachten, daß er ohne Gefahr nicht aufbe⸗ 

wahrt, oder ſeine Aufbewahrung nur durch ſolche Mittel 
geſichert werden kann, wodurch ſein Zuſtand verſchlimmert 
werden möchte, fo iſt in ſolchen Fällen, die jedoch nur ſel⸗ 
ten eintseten werden, der Gemuͤthskranke fofort unter ſiche⸗ 


1137 
rer Begleitung und dei —*** an und zu bewirkender 
motivirter Berichtserſtattung in das Irren⸗VInſtitut zu 

Halle, an die dortige Direktion, abzuliefern. 
Nach der Allerhoͤchſten Beſtimmung vom. 5. April 
1804 und den gemeinfchaftlichen Beſchluͤſſen der Hohen 
Minifterten der Geiftlichen,, Unterrichts⸗ und Medizinals 
Angelegenheiten und der Juſtiz, vom 25. November 1825 
und’s. Januar d. J., können Gemuͤthskranke, ohne vors 
hergegangene gerichtliche Erdrterung ihres Zufiandes und 
ergangene Erkenntniß darüber, in des Irrenanſtalten pro⸗ 
vifſorifch aufgenommen werden; jedoch ſoll nach der Auf 
nahme eines ſolchen Unghicktichen fofort dein betreffenden 
- Gerichte Anzeige erflattet werben, und iſt dieſes gehalten, 
auf jeste Yinzeige von Amtswegen nach - Borfehrife der Su 
fege zu verfahren: Die Gerichtss Behörden find hiernach 
infirgiet, und veranlaffen wir die Herren Landräthe, Übers 
alt nach. diefen Beſtimmungen, da, wo Gefahr im Verzuge 
iſt, oder wo nur firenge Zwangsmittel den in Wahnfinn 
verfallenen Menfchen unfchädlich machen Finnen, zu vers 
fahren, und. bei der Ablieferung an das Irren-Jnſtitut 


in Halle fierd. schriftlich zu bemerken, ob die gerihtliche 


Unterfuchung uͤber den Zufland des Bloͤdſinnigen ſchon 
angeordnet, oder erſt noch anzuordnen ſei. Die Direktion 
des Irren-Inſtituts zu: Halle aber weiſen wir hierdurch 
an, wenn die letztere Benachrichtigung bei einer Abliefe⸗ 
rung erfolgt, ſofort davon dem competenten Gerichte (dem 
des bisherigen Wohnſitzes des Bloͤdſinnigen) Anzeige zu 


machen, und wie und wo dies geſchehen, unverzüglich an. | 


und zu berichten, 

Die harte Behandlung der Gemuͤthskranken durch 
Anlegung derſelben an der Kette, Aufbewahrung in dun⸗ 
keln und ungeſunden Gefaͤngniſſen, Mißhandſung durch 
Schlaͤge, wird hiermit ſtreng unterſagt, und den Herren 
Landräthen beſonders zur Pflicht gemacht, nach Ruͤckſpra⸗ 
che mit dem Kreis⸗Phyſikus, fuͤr dieſe Ungluͤcklichen eine 

| zweckmaͤßige Behandlungsweiſe vorzuſchreiben, wonach die 
Orts-Behoͤrden puͤnktliche Folge zw leiſten haben; ſo wie 
ed den Letztern obliegt, dafür Sorge zu tragen, daß von 
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den Communen, in Ermangelung des eignen Vermögens 
der Gemuͤthskranken, oder der dazu verpflichteten Angehös 
‚rigen derfelben, die erforderlichen Koften zu den anzuwen⸗ 
denen Helle und Sicherungsmitteln beſchafft werden. 
Merſeburg, den 23. November 1826. 
Koͤnisl. Preuß. Regierung. Abtheilung des an 





a | n 142. 
viommn der Koͤnigl. Regierung zu Minden, das 
Verfahren bei Ruhrkrankheiten betreffend. 


| Hei der jegt ſich häufig zeigenden Ruhr, bringen 
wir ‚folgende Bemerkungen über dieſe gefährliche, und bei 
Vernachlaͤßigung fo oft tödtliche Krankheit zur öffentlichen 
Kenntniß, indem wir Prediger und Schuflehrer, fo wie die 
Dre» Beamten beauftragen, fie nach Möglichkeit dem Land⸗ 
manne befannt zu machen, und auf die Befolgung der an⸗ 
gegebenen Maaßregeln nach Kräften hinzuwirken. 

Die Ruhr fängt in der Negel mit. fieberhaften Zus. 
flande, Froſt und wechſelnder Hige, Leibfchmerzen, fehr oft 
- Erbrechen an; bald ſtellt fich heftiges und häufiges Draͤn⸗ 
gen. zum Stuhigange, ‚ein, ohne daß andere Ausleerungen, 
als etwad Schleim, und bald auch Blut erfolgen; dieſe 
Ausleerungen find immer mit heftigem Erampfhaften Schmerz 
im Maſtdarme verbunven. 

Gewöhnlich ſtellt fih diefe Krankheit im Sommer 
oder am Ende ded Sommers ein, und ift Folge von Ers 
fältung jeder Art; daher diefe, befonders das Erfälten des 
Unterleibes, der plögliche Genuß falten Getraͤnks, fauren 
Bierd u. dergl. in der Hige, oder beim Schweiße dei 
Körpers, auf alle Weife zu vermeiden, und, wo es fein 
kann: eine flaneline Binde wenigſtens um den. Unterleib 
zu tragen if. Da fich aber bei der fchon Herrfchenden 
Ruhrkrankheit, diefe durch Anſteckung fehr leicht verbreis 
tet, fo vermeide man allen Umgang mit den Ruhrkranken, 
welche, wo möglich, ihr eigned Zimmer, und ihre eigene 


4 
# 


1139 


Märter haben — die u den übrigen Hausgenoͤſſen 
wenig in Beruͤhrung kommen. Da dies bei den Landleu⸗ 
ten nicht immer gut in Ausführung zu bringen iſt, ſo iſt 
es wenigitens notdwendig, daß alles mas die Anſteckung 
verbreiten kann, fo gut und fo oft es irgend möglich if, 
entfernt werde. Dahin gehört die fleißige, eigentlich jedess 
malige, Wegfchaffung des Abgangs, der entfernt vergraben 
werden muß, das Reinigen“ des’ Nachtgefchirrd, welches 
während der. Dauer der Krankheit von feinem Gefunden 
gebraucht werden darf. Aber auch die Betten, Kleidungs⸗ 
ſtuͤcke, Trink⸗ und Es Gefchirre muͤſſen ſtets gereinigt und 
dürfen von Gefunden nicht benutzt werden. 
| Die an der Ruhr Verſtorbenen muͤſſen an einen tih⸗ | 
Ien Ort gebracht, und fobald fichere Zeichen des Todes 
fich einftellen, beerdige werden. Leichenſchau und Gefolge 
bei der Beerdigung tft auf keine Weife zu geftatten. 
Sobald jemand die erften Spuren diefer Krankheit 
bemerkt, lege fich derfelbe fofort ind Bette, mache warme 
Umfchläge über den Unterleib, und fuche den Schweiß auch 


durch häufiges trinfen von HolunderzThee zu befördern. 


Dabei find ſchlelmige Getraͤnke, vorzüglich Hafer- Gerſten⸗ 
und Reisſchleim zu genießen, alle hitzige Getraͤnke, vor 
allem Kaffee, Branntewein oder Wein, aufs ſtrengſte zu 
vermeiden. 

Stellt ſich die Krankheit mit Erbrechen und belegter 
Zunge ein, fo thut der Kranke woh:, ſich ſofort ein Brech⸗ 
pulver ans Ipekakuanha, von dem naͤchſten Arzte vers 
ſchreiben zu laſſen. Dabei ſind taͤglich 3 bis 4 Klyſtiere 
von einer Taſſe Schleim aus Staͤrkemehl bereitet ſehr 
wohlthaͤtig. 

Das Zimmer des Kranken muß taͤglich einigemale 
mit Eſſig ausgeraͤuchert, und dann geluͤftet werden, wobei 
jedoch aller Zug fuͤr den Kranken zu vermeiden iſt. Bei 
dem oͤfteren Drange zum Stuhle, muß das Geſchaͤft wenn 
es irgend angeht, im Bette verrichtet werden; wo dies 
nicht thunlich iſt, bedecke ſich der Kranke, beim jedesmali⸗ 
gen Aufſtehen, und ſuche jede neue Erkaͤltung zu vermei⸗ 
den. Dabei gebe man dem Drange ſo wenig wie moͤglich 
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nach, da alles gemwaltfame Zwängen ohnehin fruchtlos iſt, 
und fuche das Wette fo ſchnell wie möglich wieder zu ers 
reichen. .. Sollte. bei. diefem. Drängen der Maſtdarm bers 
vortreten, fo. ift derfelbe fogleich, durch die in Del getanch⸗ 
ten Finger, fo fanft wie möglich zurüc zu bringen, und 
lege man.Läppchen mit kaltem Waſſer darauf. 

>. Sollten ſich die Zufaͤlle hiernach dennoch verſchlim⸗ 
mern, fo fuche man baldigſt die, Huͤlfe eines Arztes. Sehr 
oft aber. iſt das vorfiehend angegebene Verhalten ſchon 
hinreichend, das Fortfchreiten der Krankheit zu verhindern, 


— und fie wird fih in wenigen Tagen bei Ruhe und ‚mars 


men Derhalten, mit dem Genuſſe fehleimiger milder Ges 

tränfe und Speifen verlieren. ir 
Aber auch wenn dies. der Fall ift, und alle jene ſchmerz⸗ 
hafte Erfcheinungen fich verloren haben, muß der Genefende 


jenes Verhalten. noch einige ‚Tage fortfegen, bis fich. alle 


- Zufälle gänzlich verloren ‚haben, , und mit dem Appetite 


auch die Kräfte wieder zurückgekehrt find. 
Minden, den 14. Septemser 1826. 
| König. Regierung. - 


% Ä 143. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Bromberg, 
Mittel gegen die Lungenfäule des Rindviehes bes 

| treffend, 

Nachftehendes Mittel (Anl. a.) gegen die Lungenfaͤule 
des Rindviehes, — von einem Gutsbeſitzer in den 
Rheinprovinzen bewährt gefunden worden iſt, wird hie⸗ 
durch zur Benutzung Öffentlich bekannt gemacht. 

Bromberg, den 15. November 1826. 
Abtheilung des Innern. 
ds ) - 
5 Dfund Gerfte In 10 Quart Wafler gekocht, und zwar 
fo fange, bis felbige geplagt, die Brühe fehleimig und nad 
NER dem 


Tue | | “0,114 


den Abfeihen und Ausdrücken nue 45 bis 5 Quart ‚Sfr E 
ſigkeit übrig bleibt. ° 

12 Loth feingefegnittene grüne Hollunder = Wurzel und 4 
Loth trockene HollundersBlächen in 6 Quart Waffer ges 
kocht, fo lange, daß 4 Quart Flüffigkeit davon gewonnen 
wird. Diele beiden Fluſſigkelten werden zuſammengemiſcht 
und hinzugeſetzt. 

8 Loth Salpeter, 6 Loth Glauberſal und 8 Loth Kuͤchen / 
ſalz, jedes einzeln zu Pulver, damit es ſich ſchnell aufloͤſt. 

Dieſes wird nun in einem ſteinernen Gefäß aufbewahrt, 
und nach ı3 Stunden kann man davon Gebrauch machen. 

Hiervon giebt man dem Franken Vieh alle Stunden £ . 
" Duart ein, und fährt damit fort, wenn. nicht früher Beſſe— 
rung erfolgt, bis die ganze Dofis nad) und nad) eingegeben _ 
ift, welches jedoch nur felten der Fall war, indem die mehr: 
ſten ſchon In der Hälfte His % und 3 Zeit zur Geneſuns 
uͤbergingen. 

Es iſt dabei zu bemerken: 

Dem kranken Vieh wird vor dem — des — Tranke 
»1 Quatt Blut am Halſe genommen, und zeigt ſich in der 
Hälfte des Gebrauchs dieſes Mittels noch feine Beſſerung, 


ſo muß /ein zweiter Aderlaß von 4 Quart ſtatt finden, Bei 


ſehr ſchwachem Vieh kann man oo jedem Aderlaß & Quart 
Blut abbrechen. Einige Dampfbaͤder von Gerfle mit, £ 
Quart Effig vermifht, find während dem Gebrauch dieſes 
Mittels von ſehr großem Nutzen. 

Dieſes iſt nur für ein Stuͤck Vieh berechnet, 
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Militair » Sachen, 

| | 144.. — | 
Reſcript des König. Minifteriums des Innern an ben 
Königl. wirklichen Geheimen Rath und Ober⸗Praͤſiden⸗ 
ten, Herrn von Vinke, Excellenz, zu Münfter, die Zus 
laſſung der ſich zu Lehrern für Volksſchulen bildenden 

jungen Leute zum einjährigen freiwilligen Militairs 

dienfte betreffend. | J 

Eine Erweite.ung der bisherigen Beſtimmungen, Hin⸗ 
ſichts der Zulaſſung der ſich zu Lehrern fuͤr Volksſchulen 
bildenden jungen Leute zu einjährigen freiwilligen Mili⸗ 
tairdienſte, in der Art, wie ſolche von Ew. Excellenz in 
Ihrem Berichte vom 25. Auguſt d. J. gewuͤnſcht worden, 
kann, wie ich Ew. Excellenz, nach vorheriger Communika⸗ 
tion und im Einverſtaͤndniſſe mit dem Herrn Kriegs Mi 
nifter eröffne, nicht für zuläßig erachtet werden. 

Die fidy in Seminarien zw Volksſchullehrern aus bil⸗ 
denden jungen Leute, wenn ſie nach der Allerhoͤchſten Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 16. Maͤrz 1818 als Freiwillige zum ein⸗ 

jaͤhrigem Dienſte einzutreten beabſichtigen, aber zur. Zeit 
einer ſie treffenden Aushebung zum Militair⸗Dienſte noch 
nicht das Zeugniß der Faͤhigkeit zu einem Schulamte ha⸗ 
ben, werden jedoch von den Kreis⸗-Erſatz⸗ Kommiffionen 
auf ein Jahr zuruͤckgeſtellt werden koͤnnen, wo ſie dann 
im Laufe dieſes ihnen geſtatteten Jahres, wenn ſie ſonſt 
den Beruf zum Schulfache haben, wohl Gelegenheit finden 
werden, das ihnen zur Annahme als einjaͤhrige Freiwillige 
erforderliche Zeugniß ihrer Vorgeſetzten zu erhalten. 

Hierbei muß es indeſſen um ſo mehr ſein Bewenden 

behalten, als den ſich dem Schulfache widmenden jungen 
Leuten auch noch die Miniſterial⸗Beſtimmung in der Cirs 
eularVerfügung vom 26. Juni 1822 zu Statten kommt. 

Berlin, den 8. Dftober 1826. 

Der Minifter des Innern. 
2 | v. Schuckmann. 
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| CLircular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an den Mili⸗ 
tair⸗Kommiſſarius zu Berlin, die Kontrolle der zum drei⸗ 
iaͤhrigen freiwilligen Militairdienſte deſignirten jun⸗ 
| "gen Leute betreffend. 


— 


* — ich der Anſicht, welche die Koͤnigl. — 
in Ihrem Berichte vom 3. September d. J. aufgeſtellt 
hat, dahin beiſtimme, daß die Kontrolle der militairpflichtis 
gen Individuen den Erfog-Kommiffionen bis dahin verbleiben 
muͤſſe, daß felbige wirklich zum Militair⸗-Dienſte eingeſtellt 
worden find, und daß daher. auch eine bloße vorläufige 
Anmeldung zum drefjähbrigen freimilligen Dienfte bei 
einem Truppentheile nach den beſtehenden Vorſchriften die 
Ausſchließung von der Loofung nicht begründen koͤnne, fo 
erfcheint ed doch auf der anderen Seite bedenklich, das 
freisoiffige Engagement zum. dreijährigen Dienfte in der 
Art: zu. befchränfen, daß junge Leute, die fich zum drei⸗ 
jährigen. Dienfte bei einem Truppentheile melden, auch als 
brauchbar erfannt und angenommen werden, jedoch wegen 
mangelnder Vakanz nicht ſofort eingeſtellt werden Eönnen, 
deſſen ungeachtet zur Erſatz⸗Aushebung herangezogen und 
einem anderen als dem von ihnen gewählten Truppen⸗ 
theile uͤberwieſen werden. 

Das Bedenken der Koͤnigl. — ſolche bloß 
vorlaͤufig angenommenen Freiwillige von der Looſung aus⸗ 
ſchließen zu laſſen, wird ohnehin jeden Falles dadurch ers 
ledigt, daß die gedachten Individuen nach einer Verfuͤgung, 
welche der, Herr Kriegs⸗Miniſter im Einverſtaͤndniſſe mit 
mir an die Koͤnigl. General, Commandos zu erlaſſen beab⸗ 
ſichtigt, von deu Truppentheilen fofort vereidigt, und mit 
Atteften über ihre erfolgte Annahme und DVereldigung wer: 
ben verſehen werden. 

- Bon- den - Minifterien de Innern und des Krieges 
iſt daher beſchloſſen worden, daß die mit dergleichen At⸗ 
teſten verſehenen jungen Leute nach der Beſtimmung des 

| Eeee 2 F 
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$. 33. ber Erſatz⸗ Inſtruktion vom — Oil v. J. bes 
handelt, folglich nicht zur Looſung herangezogen werden 
ſollen, ſondern daß bloß von den Erſatz⸗ Behoͤrden das 
Noͤthige in den Aushebungs⸗ und. Lodſungs⸗Liſten zu bes 
merken, zugleich aber darauf zu ſehen ſei, daß ſolche Frei⸗ 
willige auch wirklich ihren Militair⸗Dienſt antreten, und 
ſpaͤteſtens bei der, ihrer vorläufigen Anmeldung zumächft 
folgenden Geftelung von Erſatz⸗ Mannfchaften zu den Fah⸗ 
‚nen ihref Truppentheile eingeſtellt werden. 

Der Könige. Regierung wird dies zu Ihrer Nach⸗ 
richt und Achtung, und um darnach die Landraͤthe Ihres 
Departements zu inſtruiren, bekannt gemacht. 
| Der Herr Kriegs: Minifter wird in ähnlicher Art, die 

Militair- Behörden anweifen. | 
| Berlin, den 10. November 1826. 
Der Minifter des Innern. 
p. Schucmann. 


pie Pe Resterung gu Düffelborf. 
| Abfchrife vorfiehender Verfügung zur Nachricht und 
zum ‚gleichmäßigen Verfahren an fämmtliche. übrige. Königt. 
Diegierungen und an den Militair⸗Commiſſarius zu Berlin. 
Berlin, den 10. November 1826. | 
Der Minifter des Innern. | 
v. Squctaaun | 


146. 
Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Miniſterinmot des — 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an den Koͤnigl. 
Militair⸗Kommiſſarius zu Berlin, den Uebertritt der dis⸗ 
penſirten Militairpflichtigen zur Landwehr betreffend. 

In der Circylars Verfügung vom 7; Auguſt d. 3. 
gegen Modififation der Erſatz-Inſtruktion vom 13. April 
v. J. ifi ad $. 37. der letzter en beflimmt worden, Daß die 
zweimal megen bürgerlicher Berhältniffe biöpenfirten Mis 
litairpflichtigen im zten Jabre, wenn alddann ihte Die ’ 
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venſation beſtimmungéemabig nochmals anetkaunt wird, mie. 
mittelbar zum erſten Aufgebot der Landwehr Abergehen ſollen/ 


Im Einverſtaͤndniß nic dem Herrn Kriegs⸗ Miniſter 


iſt nun noch naͤher feſtgeſtellt worden) daß jene Indivie 


duen auch in den Falle der’ etwanigen Vollzaͤhligkeit der 
betreffenden :Landiwehr - Bataillons beider Landwehr ein⸗ 
tteten muͤſſen/ weil ſonſt dergleichen Perſonen Bon ber Er⸗ 
fuͤllung ihrer Militairpflicht ganz‘ befreite werden wuůrden. 


Die Könige Regierung wird hiervon benachrichtigt, 


um Ihrer Seits die Civil ⸗Mitglieder der Kheids Erfage 
Koinmiffionen "deingemäßanzumeifen,; alle dieſe Leute j 
doch nur, in ſofern von ſolchen nie Rede iſt, die, wenn 


fie nicht zuruͤckgeſtelt "worden wäre)? nach ihrer geſetzi⸗ 


hen Reihefolge zum Aushebung fuͤr das ſtehende Heer ges 
kommen fein würden, mitzugeſtellen/ damit wenn die 
Nothwendigkeit ihrer dritten Dispenfatlom) gefeglichimmen. 
Fannt wird, ihre Ueberweiſung zur Landwehr uͤberall gleich 
zur Gtelle erfolgen kann. ser na Shit! weauc 
Die Koͤnigl. General⸗ Commandos werden hlernach Sei⸗ 
tens des Herrn Kriegs⸗ Minifters ebenfalls inſiruirt werden. 
Berlin, den 9. November 1826. 
2 Der Minifter, des Innern. 
ut re Sem — 5 » Schuckmann. 


it. ‚147. —— Er 

Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu: Danzig, wegen 

Auszahlung der. den; Hinterbliebenen: verſtorbener Mili⸗ 
tair⸗Penſionairs bewilligten Onaden-Monatsbeträge. 


Pr 
at * 
N u» 
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ments für die. Invaliden vom 14. Oktober 1820 (Bekannt⸗ 


machung vom 22. Februar 1821 ‚No. 11. pag.157..pro, " 


1821) wonach die Zahlung ‚der, den Hinterbliebenen vers, 
ſtorbener Mititaig - Perfonen durch die Allerhoͤchſte Kabinets⸗ 
Drdre vom 27. Mai 1816. bewilligten, Gnaden⸗Monats⸗ 
besräge nicht nur den Witwen und Defcendenten der Mi— 
Itair > Penfionaire und Gnadengehaltd: Empfänger, ohne 
Unterfchied ihrer Grade, ohne foͤrmliche Legitimation, fon 


, Die Seniinig des ehemaligen. Königt, Depatte⸗ 


nn — —— — — 
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bern auch den Aſeendenten, Collateralen und ibritten, nad 
der Allerhoͤchſten Feſiſetzung vom 15. November 1819 dazu 
qualiſtzirten, Perſonen, ohne beſondere Anfrage, im dem 
Falle geleiſtet werden ſollte, wenn der Verſtorbene ſich bei 
denſelben aufgehalten hat und fie gehoͤrig nachweiſen, die 
Begraͤbnißkoſten beſtritten zu haben, iſt durch die Verfi⸗ 
gung des Koͤnigl. Hochloͤblichen Militair⸗ Oekonomie⸗De⸗ 
partements vom 3. d. M. wieder zuruͤckgenommen worden. 
Wir weiſen daher die Spezial⸗Kaſſen in unſerm Ver⸗ 
waltungs⸗ Bezirk, welche für Rechnung unſerer Haupt⸗ 
Kaſſe Zahlung am. Militair⸗Penſionairs oder. Invaliden 
leiſten, an, die Gnaden⸗Monatshetraͤge der letztern an 
Niemand anders, als an die Wittwen und Deſcendenten 
derſelben zu zahlen, und wenn beſondere Faͤlle eine And 
nahme ruͤckſichtlich der Zahlung auch an Aſcendenten, Col⸗ 
lateralen und ſonſtige, fruͤher dazu Berechtigte wuͤnſchens⸗ 
werth machen ſollten, hierüber jedesmal zuvor hei und an 
zufragen und die Entfcheidung zu erwarten. - 

> Danzig, deu 24; Dftober 1826. F 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern, 





| 148. 
Circular⸗KReſcript des König. Juſtiz⸗Miniſteriums, die 
Verſorgung ber an die Straf- Seftionen bei ben Gar 
ger a abzuliefernden Individuen der Land 
wehr und Kriegs⸗Reſerve mie Kleidungoſtuͤcken und 
nz deren Vergütigung betreffend. 

Durch die Eircular: Verfügung vom 2. Auguſt 199% 
Gahrbuͤcher Bo. 24. ©. 165) iſt beſtimmt worden, mi 
welchen Kleidungsſtuͤcken die an die Straf⸗Sektionen beit! 
Garnifon s Kompagnien abzuliefernden Individuen der Fand 
wehr und Kriegs: Meferve verfehen fein müffen, und 
hat bei den dort. ertheilten Vorſchriften, in Hinſicht al 
derjenigen Individuen, welche diefe Kleidungsſtuͤcke entwe⸗ 
der fchon befigem, oder fich ſolche aus eigenen Mitteln I 
befhaffen vermögen ‚ ingleichen derjenigen zur Anfchaffung 


1 


der ‚erforderlichen. Kleidungsſtücke unvermoͤgenden Straͤf⸗ 
linge, die zu einer mehr als neunmonatlichen Einſtellung 
in: eine: Strafſektion verurtheilt worden, auch: ferner fein 
Bewenden. Dagegen iſt ed zur Sprache gekommen, daß 
ed die Koſten der: Kriminat⸗Rechtspflege unnoͤthig vers 
mehrt, wenn unvermögende Individuen, die nur auf einige 
Monate:bei einer Straffeksion eingefiellt werden, zu dem Ende 
vorfehriftämäßig bekleidet, und mit diefen Kleidungsſtuͤcken 
biernächft entlaffen werden. Um dieſem Uebelſtande abzus 
helfen, wird von dem Herrn Kriegs: Miniſter die Einrich⸗ 
tung getroffen werden, daß’ dergleichen nur zu neunmonat⸗ 
ficher oder kürzerer Strafe verurtheilte Individunen für die 
Dauer der Strafe diejenigen Kieidungsftücke, welche: ihnen 
zur vorſchriftsmaͤßigen Bekleidung fehlen, aus dem Straͤf⸗ 
iingsbekleidungs⸗ Deyors der Feflungen - verabreicht, und 
dafür von den zur Tragung der Koſten verpflichteten Ge, 
richts . Obrigfeiten den Bekleidungs: Depots derjenige: Gelds 
Betrag Baar vergütet; wird, welcher fuͤr dieſe Bekleidungs⸗ 
gegenfiände nach. Verhaͤltniß dee Dauer der Strafe. und 
der beſtehenden jährlichen Eraröfäge zu — ie Diefe 
Säge find folgende: | 

” a) Kleine Montirungsfiüce; 

2 Paar Schuhe A 1Rthlr. 73 Ser. 2 Rh 15 Sgr. 

2 Paar Sohlen à 15 gr. . u: now 

1. 2 Hemden a2oeGgr. . .» . .. Lie * ⸗ 

h) Große Montirungsſtuͤcke: ei 

1 -tuchene Jacke W 3 Rthl. 5 Sgr. 85 Dr: 

ı Paar tuchene HDofen 1° 21.# 102 > 

1 Mü Ge .., ? ‘ IO & I 14 9 

ı Paar graue feinene Arbeitöhofen is⸗ 335 
Es find daher Fünftig die zu neun Monat und weniger 
verurtheilten unvermögenden. Sträflinge, an die Straffek: 
sionen mit den Kleidungsftäcen, welche fie bereit befigen, 
und welche jedenfalls fo befchaffen fein muͤſſen, daß fie für 
den Transport zur Feftung hinreichen, abzuliefern, und 
dagegen der in obenerwähnter Art zu berechnende Geld⸗ 
betrag für die an der vorgefchriebenen Bekleidung fehlen: 
den Gegenftänder der Köntgl. Sefunge-Kommandantur mits 
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zuſenden, oder anf: desfalls water — u. 
derſelben am ſie zu berichtigen.. 
Hiernach Find: die Gerieb: Baptrden ie una 


zu verfehen: ve. 
Berlin; den: * Noveniber — 
a Bere nen Miniſter 
RR Hr IE af. Dandeimen 
35* — 
rag." ce u BF — 


Circular⸗ Heferipe des — FREE an 
fämmtliche Juſtig⸗Behoͤrden daß — den Militair⸗Bo 
hoͤrden von den gegen Militair⸗Perſonen zum Zwedi: 
Bloͤdſinnigkeits⸗ oder Wahnfi innigfeitgerflgrung eingeli 

teten a 5 fo mie. von beren Ausfall, 
# Nachricht bt geben, ſollen. 


Da e6 5 iſt, daß die aß’ die Mitttait Behörden don dr 
durch. die Eivilgerichte eingeleitete” Unterfuchung des Gr 
muͤthszuſtandes einer Mititalr⸗ Perſon zum Zwecke der 
Bloͤdſinnigkeits⸗ oder Wahn ſinnigkeitserklaͤrung und von den 
Ausfalle des Urtels Kenntniß erhalten, fo wird das Kam! 
Kammergeriche hierdurch angeiviefen: 

in allen: Fällen, in welchen die unterſuchung des 6% 
mũths zuſtandes einer-aktiven Militair⸗Perſon Behuſs dr 
Entſcheidung über deren Bloͤdſinnigkeit oder Wahnſinn ur 
anlaßt worden, der Militair-Behörde ſowohl davon aldaud 
von dem Ausfalle des Erkenntniſſes Nachricht zu geben. 
Berlin, den 16. DEtober 1826. 
- Der Juſtiz⸗ Miniſter. 
Graf v. Dan delnen 


das König Kammergericht. 
Nach diefer Verfügung haben fich ſaͤmmtliche Der 
und Untergerichte zu achten. 
‚Berlin, den. 16, Dftober 1826. 
. Der. Iufliz- Minifter, 
Graf v. Dandelman. 
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1. 

Verordnung des Königt. Polnifchen Aominifteariong 
raths, die Einführung oͤſterreichiſcher und preußifcher 
Gefäße zum Transport von Produften, Bergwerks⸗ 
erzeugniffen und Sal; betreffend. 

Im Namen Sr. Majeftät Nicolaus L, "Raifer | 
. aller Reußen, König von Polen... 5 - 

Der Adminiftrationsrath. 


N, bet dem in der Wopwodfchaft Eracan herrſchenden 
Holzinangel die Berfertigung der zum VBerflöffen erforders 
lihen Gefäße (Galary) täglich Eofifpieliger wird, fo Hat 
der Adminiftrationsrath, um den Schwierigkeiten zu bes 
gegnen, welche beim Galjtransport für die Regierung, fo 


wie. beim Transport der Produkte und Bergwerkserzeug/ 


niffe, welche vorwärts des Przemka⸗ und Weichfelfiromes 
geladen werden, eintreten, auf den gemeinfchaftlichen. Ans 
trag. der Regierungs » Rommiffionen des — un ver 
Ban Folgendes beſchloſſen: — ee 
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| Es ift erlaubt, die gedachten Gefäge ans Oeſterreich 
und Preußen gegen Erlegung einer Zolabgabe von 4 Suls 
den poln. pro Stüd einzuführen. 

Dieſe Beflimmung fol von dem Tage ab, wo fie zur 
Keuntniß der. refp. Zolämter gelangt, in Kraft, treten, 
und fo lange aufrecht erhalten. werden, bis der mit, Dem 
flachen Dampfboͤten anzuſtellende Verſuch ‚ergeben, wid, 
ob dieſe Gefäße (Galary,) ‚durch: diefelden erfegt werden 
koͤnnen oder nicht. — 

Die Vollſtreckung der gegenwärtigen Verordnung wird 
den Negierungd- Kommiffionen ded Innern und ber It 
nanzen hiermit aufgetragen. = 

Gegeben, Warſchau in der Sigung des Adminiſtra⸗ 
tionsraths, den 31. Dftober 1836. , ; | 
Der präfidirende Staats» Mintfter. 

Balentin Sobolewski. 


> 


König, Sihffhes Mandat, das frähgeitige Heirachen 
der jungen Mannsperfonen und deren Ehegeldb⸗ 
J niſſe betreffend. d. 


Wir Friedrich Auguſt von Gottes Gnaden, König 
son Sachfen it.rc. ıc. finden Uns bewogen, im Betreff des 
Heirathend und der Ehegelöbniffe der jungen Mannsper⸗ 
fonen, hiermit Folgendes zu verordnen: *8* 
da ; — 
Den in Unſern Landen wohnenden jungen Manns⸗ 
Perſonen ſoll kuͤnſtighin das Heirathen vor erfuͤlltem ein 
und zwanzigſten Lebensjahre nicht geflattet werden. 9° 

WVon Publikation diefes Gefeged an haben daher alle 
zum Aufgebote und zur Trauung fich meldende junge Manns⸗ 
Derfonen, wenn deren Alter den Geifilichen, welchen dieſe 
Eirchlichen Handlungen verfaffungsmäßig obliegen, nicht 
fonft ſchon zuverlaͤßig bekannt ift, fich zuvörderft. dutch ein bei⸗ 
gubringendes Taufzeugniß bei felbigen zu legitimiren, und, 


4 
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daß fie das ein und zwanzigfte Lebensjahr bereitö vollſtaͤndig 
zurückgelegt Haben, gehörig zu befcheinigen. ' 


8. 3. 

Die Geiftichen aber, bei welchen das Aufgebot und 
die Trauung nachgefucht wird, haben, bei Vermeidung har⸗ 
ter Ahndunz und, nach Befinden, Suspenſion, hiermit fo 
fange anzujtehen, bis auf diefe Weife oder fonft völlig außer 
Zweifel gelebt ift, daß die zu verehlichende junge Mannsper⸗ 
fon das. obbeſtimmte Alter wirklich bereits uͤberſchritten habe, 


I. 4 

Sollte nicht3 deflo weniger eine im dieſem Alter noch 
nicht flehende junge Mannsperſon das vorfiehende Verbot zu 
binterziehen wiffen, und folchergeftalt dennoch. zu Vollzie⸗ 
bung der Ehe gelangen, fo iſt zwar diefe feldft nicht für 
ungäftig zu achten, es find aber dazegen die auf folche 
Weiſe zur Verehelichung gelangten Mannsperfonen, der bes. 
gangenen Eontravention halber, jedenfalls mit nachdruͤckli⸗ 
cher, nach Verhaͤltniß ihrer Vermoͤgens-Umſtaͤnde zu bes 
ſtimmender Geld⸗, oder auch, wo hierzu nicht zu — 
ir mit Gefängniß- Strafe zu en 


$. 
Was demnaͤchſt bie von OR Mannsperſonen noch 
vor erfuͤlltem ein und zwanzigſten Lebensjahre eingegangenen 
Ehegeloͤbniſſe betrifft, ſo ſoll das hieraus auch fernerhin 
noch entſpringende Recht, auf die Vollziehung der Ehe zu 
dringen, doch kuͤnftig weder eher, noch anders geltend ge⸗ 
macht werden dürfen, als wenn mis Einreichung der Died, 
fälligen Klage zugleich auch, daß der Verlobte feit Abs 
fchluß. des Verlöbniffed das mehrgedachte Alter bereits 
wirklich erreicht, und, daſern er inzwifchen zum Mititaier 
dienfte ausgehoben worden, auch überdies noch die zu ſei⸗ 
ner Verehelichung erforderliche Einwilligung des Oberſten 
oder Commantanten feined Regiments annoch erlangt habe, 
dur den deshalb beizubringenden Geburts⸗ und resp. 
gicenz » Schein befcheinigt wird. 
Wie nun die Conſiſtorien und Geiftlichen Unferer Lande 
Solches Alles gehörig in Obacht nehmen, und resp, auf 
defien puͤnktliche Befolgung ihr ſtrengſtes Augenmerk rich» 
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ten wecben, als haben ſich — ag Abeigen age, 
die es angeht, gebührend zu achten, und daran Unfern 
Willen und Meinung zu vollbringen. 
uUrkundlich haben Wir diefes Mandat, weiches. in Ge⸗ 
maͤßheit des Generalis vom 13. Juli 1796, und des 
Mandat vom 9. März 1818 $..4., zu publiziren if, eis 
genhändig unterfchrieben, und demſelben unſer Königt. 
Inſiegel vordrucken laſſen. J 
So geſchehen, Dresden, den 20. September 18: 
Sriedrih Augufl. 
LS.) Gottlob Adolph Ernft Nofig und 
Sändendorf. 
Dr. Marimtlian Oncief: 


* 


König; Sächfifches —88 die Ehen der Handwerks 
| oefellen und Ausländer aa | 


Tr 


Wir Frledeia Auguſt von Gottes Gtiaden, Fa 
von Sachfen ıc. ıc. fügen hiermit zu mwiffen, daß Wie, zu 
thunlichfter Verhütung der Nachtheile, welche die Verhei⸗ 
” rathungen der Handmwerfögefellen und folcher Ausländer, 
welche, mebft ihren Familien, dem gemeinen Wefen ſpaͤter 
zur Laſt fallen koͤnnten, der zeitherigen Erfahrung na, 
für die Hiefigen Lande und Unterthanen oftmals nach ſich 

stehen, Folgendes zu a Uns bewogen gefunden: 


$. 
Die in dem Mandate — Abſtellung verſchichener 
Innungsgebrechen vom 7. December 1810 Cap, III. z. 12. c. 
und 13. ertheilte Vorſchrift: 
daß arbeitsloſen Handwerksgeſellen, welche entwo ch 
erfolgtem Einwandern und Umſchauen feine Arbeit at Orie 
gefunden haben, oder aus ſolcher wieder entlaſſen worden 
ſind, der laͤngere Aufenthalt daſelbſt von der ee 
binlängliche Gründe nicht Sewillige werden ou, a 
wird andurch dahin erläutert: 2 
dag die vom einen folchen Handivertögefeilen, Ben 


in diefem Gefege alleuthalben zugleich Diener. 
burfche verfianden werden, am Orte ‚geht | 
rath ‚für: eine hinlaͤngliche Urſache zu deſſer lachte. 
Duldung. dafeldft in der Regel nicht, — der⸗ 
ſelbe vielmehr deſſenungeachtet, ſeiner B imniung ‚ge 
mäß, zum — — inhauten — BR? 


| "Die Pfarrer aller — plefiger Bat foflen | 
bun Handwerksgeſellen, jedoch mit Aus znahme der 
Maurers, Zimmers und. Buchdruckergeſellen, fo wie alle 
aus dem Auslande gebürtige Perfonen, nicht eher trauen, - 
bis ſolche ducch ein Zeugniß der weltlichen. DI rigkeit des 
von ihnen zunaͤchſt erwaͤhlten kauͤnftigen Wohnorts nicht 
durch dieſen ſelbſt beſcheinigt, ſondern auch, Falls ſolcher 
im Inlande liegt, zugleich dargethan haben, daß hie ges 
dachte Behörde von ihrem: Borbaben unterkichtet ſei, und 
nachſtehenden Vorſchriften 5 geleiftet m 


6. 
Die weltliche Obrigkeit Pi ſolchen Bade: 

a) inländifche- Handwerksgeſellen auf. Det. auge bob 
ans der vorher anzuftellenden. forgfältigen Unterfuchung ih⸗ 
ver Verhältniffe, die gegründete Beforgniß fich ergiebt, fie 
dürften, nebft ihren Familien, dem: gemeinen Weſen Fünftig 
zur Laft fallen, von ihrem Vorhaben, nach Befinden, nach⸗ 
druͤcklich abzumahnen, auch wohl ſolche, dafern außer de⸗ 
ren DVerehelichung, eine in den Gefegen hinlänglich begrüns 
dete Urfache dazu vorhanden ift, vom Orte ganz wegzumeifen. 

b) Ausländern, welche in hiefigen Landen nicht bes 
reitd nach 8. 4. einheimifch zu achten find, und im deren 
Betreff die vorfiehend sub a. bemerkte Deforgniß eintritt, 
hat die Obrigkeit erwähntes Zeugniß fo lange zu vermweis 
gern, bis diefelben einen Revers der Behörde ihrer Heimath 
beigebracht haben, worin fich diefe verpflichtet, einen folchen 
Ausländer, nebft defien Frau. und Kindern, oder auch im 
Falle des Todes, oder der Abweſenheit des Erfiern, deſſen 
Frau und Kinder alfein, fobald deren Ausweifung aus 
biefigen Landen noͤthig werden ſollie, unweigerlich >. | 
auf> und anzunehmen. 

Aunalen. Heft IV. 1826. Ffff 
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> > Hefe Reberſe find don der auswaͤrtigen Landes⸗ vder 

Prodinzial⸗ Regierungs⸗ Behörde, oder doch von der betref⸗ 
fenden Unterobrigkeit, mit ausdrücklicher Beziehung auf die 
Lkingeholte Genehmigung der Obers Behörde, auszuſtellen. 


—* Karen Be 
Ausgenommen vor der Worfchrift $.. 36, find nur 
diejenigen Ausländer, welche in Unfern Landen ausdrũcklich 
zu Unterthangnanfgenontineh worden find, oder ſonſt, mach 
den mit der "Regierung ihres‘ Vaterlandes, wegen’ wechſel⸗ 
feitiger Uebernahme der Vagabonden und Ausgeriefenen, 
beftehenden, gefeglich bekannt gemacht Verträgen, das Recht 
zum Aufenthalte in hiefigen Landen bereits erlangt haben. 
Dieſen iſt demnach, wenn der Grund der Ausnabme 
gehörig. erwieſen worden, daß F. 2. vorgeſchriebene Zeug⸗ 
nig bon der Behörde ohne Welteres zu ertheilen. 
urkuudlich haben Wir diefes 7 
Er Mandat“: - m Werne’ 
‚wonach fich ein Jeder, den folches angeht, gebührend zu 
achten hat; "eigenhändig unterfehrieden, und Unſer Kanzlei 
Siegel vordrucken Safien. ron 
So ‚gefchehen, zu Dresden, am ro, Oktober 1826. 
une Friedrich Auguſt. 
(LS) Gottlob Adolf Ernft Noſtiz und 
Sändendorf. .::' “- 
D, Johann Daniel Merbach 





Koͤnigl. Sächfifches Mandat, die Ausdehnung und Er- 
läuterung des, wegen der Legitimationen der wandern 
dernden Diener, Gefellen und Mühlburfche, ‘unterm 
28. Januar v. J. ergangenen Mandate betreffend. 
Wit Friedrich Auguſt, von Gottes Gnaden, König 
von Sachfen ic. ꝛc. thun Hiermit Fund und fügen ju wiſſen, 
daß Wir, zu genanerer Feſtſtellung und vollſtaͤndigerer Ers 
reichung ber Unferm Mandate vom 25. Januar v. J. die 
gegitimationen ber wandernden Diener, Geſellen und Muͤhl⸗ 


,, x 
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burſche betteffend, zu Grunde liegenden p ilichen Free 
Bolgendes annoch zu — für noͤchig den. 


Die Vorſchriſten des "Mandate 00m 23. —* 
I. ſo wie nachſtehenden Geſetzes, find hinführo, ſo weit 
ſich ſolche nicht auf das Zunftverhältnig der Handwerks⸗ 
gefellen inebefondere beziehen, :auch auf zeifende Jaͤger, 
Gaͤrtner und Branntweinbrenner, ingleichen auf Brauer, 
ſo weit letztere nicht ohnehin ſchon zünftig find, anzuwenden. 

Dieſen allen iſt demnach, auch wenn fie Inlaͤnder 
ſind, das Umherziehen in hiefigen Banden, um einen Dienft _ 
oder Erwerb zu ſuchen, vo nicht weisen, erlaubt, 


Die Vorſchrift des 5: — ten Mandats, wird 
für die Zufunfe dahin beſtimmt, daß allen ausländifchen, 
ſowohl Handmerkögefellen, als ‚reifenden Jaͤgern, Gaͤrtnern, 
Branntweinbrennern and unzuͤnftigen Brauern, das Wans 
dern in hleſigen Landen in folgenden Faͤllen nicht geſtattet iſt: 

a) wenn ſolche durch den Paß das Wanderbuch, oder 
ſonſtige Zeugniß der Behoͤrde ihrer Heimath ausdruͤck⸗ 

Sich auf das Wandern innerhalb ihres Vaterlandes 
befchränft find, oder 

b) das vierzigfte Lebensjahr bereits erreicht haben, oder 

ce) bei dem Eintritt in hieſige Lande mit einem Zehr— 

gelde von wenigſtens drei Thalern nicht verſehen find, 
oder 

d) durch erfolgtes arbeltsloſes Uniherzieheh während der 
nächft vorhergehenden vier Wochen, oder fonft dem 

Verdacht des Vagabondirens wider ſich erregen, 


§. 3. 

Ale Handwerksgeſellen und andere F. 1. genannte 
Derfonen, welche ihr Wanderbuch oder ihre fonftigen Les 
gitimationen verloren zu Haben-vorgeben, find, wenn fie 
Inlaͤnder find, vom der nächften Obrigkeit, welche dieſen 
Mangel wahrnimmt, anftatt ded Cap. IIL $. 9. des 
Mandatd vom 7. December 1810 vorgefchriebenen Ver⸗ 
fahrens, mittelft Marfchronte, worin die Veranlaffung zu 


in und jede le von dem genau vorzuſchrei⸗ 
f2 
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benden eg HR Vermeidung härter Ahndung und; nad 
Befindet, "des Schubtransportis in’ deren Heimath / zu un« 
serfagen ift, zum Behufe der Erlangung einer neuen Legi- 
timation, an "denjenigen Ort zuruͤckzuweiſen, 100 die ge⸗ 
dachte aͤltere Legitimation deren Derfichern nad, zuletzt 
viſirt worden fetn ſoll, und es hat deffen Behörde dergleichen 
Herfonen, wenn ſich, da nöthig, nach vorher eingezogener 
Erfundigung, “deren Anfüpren beftätige , mit einem neuen 
Wanderbuche oder Paſſe zu verſehen, widrigenfalls aber 
das ſonſt erſorderliche in deren Betreff zu verfuͤgen, und, 
nach Befinden, des ferneren Verfahrens halber, zur Lan⸗ 
ded ‚ Regierung "ober ‚Fesp: Ober Amts⸗ Regleruns zu be⸗ 


richten 

ik Mit Auelindern ift, wenn fie nicht fich wegen. der 
Eermangelung ihrer Wanderbücher, oder ſonſtigen Legitima⸗ 
tionen, ſofort hinrelhehd zu rechtfertigen im Stande find,. 
öder durch die, nach Befinden, über fie einzuziehende Er 
kundigung ‚genügend ‚gerechtfertigt werden, als in welchen 
beiden Faͤllen der Vorſchrift des Mandats vom 7. Decem⸗ 

ber 1810 “Cap. UI. $. 9. in fine ihrenthalben ferner nach» 
zugeben "It, nach den wegen der Vaganten beſtehenden 
Vorſchriften zu verfahren. 

Nach gegenwaͤrtigem Mandate, von welchen ein Erems 
plar in“ * JInnungsherberge anzuſchaffen ff, Haben ſich 
“Alle, die es angehet, ’gebührend zu achten. | 
A vom 22. Suremte 1826. , u 7. 


Friedrich Augufl, 
AS) Gottio Adolph Ern ſt Noſtit a 
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zitetatur 


u — | 
— Berfud 
ER er eines ne 
deutſchen dkonomiſchen— 
Reallexikons und Idiotikons— 
oder erklaͤrenden Verzeichniſſes aller, im Gebiete der geſammten 
Landwirthſchaft der Acker⸗ Wieſen⸗, Garten; Forft-, Jagd⸗ Fiſcherei⸗ 
und Hauswirthſchaft in Deutſchland, und den einzelnen deut⸗ 
ſchen Provinzen und deren Mundarten vorkommenden Kunſt- 
Woͤrter oder Ausdruͤcke, und Benennungen der landwirthſchaft⸗ 
lichen Thiere, Pflanzen und Geraͤthe ꝛc. insbeſondere. 
—— von ya — 
Dr. Friedrich Benediet Weber, 
Profeſſor in Breslau. =y 


2 Bände, in Lexicon · Format. 


Unter dieſem Titel erfcheint ein Werk, welches eine ſchon io oft 
und jo jebr gefühlte Luͤcke in der dfonomifchen Literatur ausfüllen 
fol, die Frucht eines mehr als zwanzigidhrigen faſt täglichen fleißi- 
gen Sammelns, und. mebr als zweiiähriger eigentlicher Bearbeitung. 

Wenn es nemlich allerdings auch feinesweges an vielen größern 
und Fleinern, ältern und neuern, zum Theil fehr guten dkonomiſchen 
Wörterbüchern fehlt: fo leiden doch faft alle an zwei Hauptmängeln; 
eiumal, daß fie, als bfonomifche Real: Encyflopädieen, die über die 
gefammte Landwirthſchaft nach aluhabetifcher Ordnung der Mate- 
‚rien einen wiffenfchaftlichen Unterricht geben wollen, ihre einzelnen 
Artikel faſt immer von fehr verfchiedenem Gehalte und Werthe, 
einige ſehr gründlich und ‚ausführlich, „andere mehr oberflächlich und 
leicht bin bearbeitet liefern; und dann, daß fie nicht nur fehr ‚oft 
Feine. eigentlichen, feſten, Elaven Begriffe und Definitionen von den 
dkonomiſchen Dingen. und Gegenfländen ‚aufftellen,. auf die es doch 
dem Sachunkundigen meiſtens oder mur allein eben anfömmt, ſon— 
dern vornemlich , daß fie. auch die bEongmifchen Kunft-Whr- 
ter und Kunſt-Ausdruͤcke meiſt ganz unerklärt laſſen, fich. am 
wenigfien auf einig — V und, Erläuterung det probitt- 
teen Idiotignen im Gebiete der, Defononiie ausde in da- 
rer den Leſer allgemeiner oder fpezieller dköndmiſcher Schriften über 
die Landwirthſchaft einzelner deuticher Länder oder Gegenden, de— 
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ren Verfaſſer wohl auch felbft an die Erklärung der von — 
brauchten idlotiſchen und provinztellen Ausdruͤcke nicht denken, die 
fie vielmehr für allgemein befannt un wenn derfelbe fie nicht 
verfiehbt und verſtehen kann, und ihre Erklärung in jenen Woͤrter⸗ 
büchern fucht, größtentheils ganz unverathen und ohne Hülfe laſſen. 
Nur Krünikens Encyflopädie möchte bier eine Ausnahme 

machen, deren 140 Binde aber nur fehr ſchwierig dazu j gebrau= 
chen wären, und Die ohnedem auch noch unvolftändig iſt. — Die- 
fen Fehlern und Mängeln jener Werke fol num diejes nee Merk 
möglichit Abhülfe thbunz wenn es daher ſich fchon dadurd von je— 
dem andern bfonomifchen Wörterbuche unterfcheidet, Daß «8 vor 
— Gegenſtaͤnden der Landwirthſchaft in allen Ihren Thei⸗ 
- len, der Aders und Futterbau-, der Garten-, Forſt, Vieh⸗, Fagd-, 

Fiſcherel- und Hauswirtbfchaft, fo wie von Allem, was zur dEong- 
mifch « techniſchen Gewerbkunde, zum landwirthſchaftlichen Baumes 
fe und zu den jnridifchen, flantswirtbfchaftlichen und merfantill- 
chen Verhältniffen und Bestehungen gehört, Furze, »beilimmte und 
Have Begriffe und Definitionen, von allen naturwifienichaftlichen 
und naturgefchichtlicyen Gegenftänden, welche die den Landbau frei- 
bende Klaſſe intereſſtren, namentlich von denen: der Kenntniß des 
Landwirths werthen Prlanzen und Thleren kurze, deutliche Befchrei= 
bungen auffiellt, und fo befonders auch alle deutichen dkonomiſchen 
Kunſt⸗Ausdruͤcke und Kun Wörter erklärt; dann aber auch vor⸗ 
nemlich die provinziellen idiotiſchen Benennungen und Bezeichnuns 
gen der dkonomiſchen Gegenflände, der landwirthfchaftlichen Pilan- 
zen und Thiere aller Urt, der fchädlichen, wie der nüklichen, (ums 
ter jenen auch Insbefondere der Zierpflanzgen und Blumen, und un— 
ter diefen mamentlich auch dev Jagdthiere) ingleichen der land» 
wirtbfchaftlichen Geraͤthe, Mafchinen und Inſtrumente, Arbeiten 
und Gefchäfte, Manfe und Gewichte ic. dglichh volftändig zu⸗ 
fammenftellt und erklärts — ſo wird es nicht nur für den Lands 
wirth, fondern auch für jeden Gefchäftsmann, befonders für Juris 
fien und Rameraliften, vom größten Nutzen fein, und ihnen alles 
dag werftändlich machen, was ihnen in dieſem weitumfaffenden Ge- 
biete. neu und unbefannt if. 1 


beide zuſammen 40—50 Bogen in Lexleon⸗Format m 
um fühere im fich- faf 
Anhänge follen am Schluffe noch In einer Flöra'nn 
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Die unterzeichnete Buchhandlung hat den Verlag diefes hoͤchſt 
gemeinnüktgen und intereffanten Werkes eines unſerer ausgezeich- 
netſten Schriftitellers im Face der Defönymie und KRameralifif 
übernommen, und ladet’ zur 


Subfeription 


auf daſſelbe Hiermit ergeben ein. Gutes weißes Papier, fcharfe 
Lettern, möglichii fparfame typographiſche Einrichtung, ohne Hagıte 


der Deutlichfeit auch nur im mindeſten Eintrag zu thun, werden 


Das Ganze dem Aeußern mach. empfehlen, wie ſein innerer Gehalt 
jeden Abnehmer befriedigen wird. - .,. | 

Der Gubferiptionepreis, der bis zur Erfchelnung des Ganzer, 
bie fpäteftens zu Dftern 1828 zugefagt werden Fatn, ‚offen bleibt, 
ift auf Rehle. 3. 12 ar. feftgeftellt, der nachherige Ladenpreis dürfte 
wenigſtens um die Hälfte erhöhet werden. "Sammler vor Sub— 
feribenten erhalten, bei unmittelbarer Verhandlung mit 
dem Verleger das 10te Exemplar gratis. 


Leipzig im Januar 1827: J 
| ! —8 Engelmann. 





| gegründet-- / ’ Ä 
auf die besfallfigen, im Allgemeinen Landrecht, der. Kriminal: 
und Gerichts⸗Ordnung, fo wie in deren Ergänzungen. und Nach: 

trägen, ald auch in Minifterial» Refcripten enthaltenen, 
in extenso wmitgetheilten Borfchriften 
u von 
W. G. von der Heyde, 


Bürgermeiſter zu Calbe an der Saale. 





| fer Abſchnitt.“ | 
Ueber. das Verfahren bei den Unterfuchungen der Verbrechen, 
in ſoweit folches zu kennen für den Polizei: Beamten von 
BR Nußen iſt. ! 
Abthellung aa ber —— — 
. Veranlaffung zur nung ber Inter i 
3. Mon Beithellung des Thatseflanden 19 


/ 
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ee 7 
6. 
7. 


8. 


Bon Erdffnung det unterſuchun egen den Ange⸗ 
— * m von feiner Berkafane. s 


Bon den Wirkungen der Beweiſe und Vermuthungen- 


Befondere Diebftahlsfälle betreffend. . 

Heber das Verhaͤltniß der Polizei bei Ermittelung ei- 
nes Verbrechens. 

Bon Verbrechern, welche fremde. Gerichte durch die 
biefigen Staaten führen laſſen. 


ter Abſchnitt. 


Ueber die Poltzel » Verwaltung im Allgemeinen, nebft Anleitung 
im Betreff der Verfahrungsweiſe bei den polizeilichen 


Abtheilung 1. 


Unterſuchungen und Beſtrafungen. 
Leber dag Weſen und den Umfang der Polizei. 


‚Ueber den Begriff von Verbrechen und Dergeben- 
„Weber die Poltgei- Gerichtsbarkeit. 
‚ Heber die NRefiort- Berhältniffe der Polizei: Bebbrden 


im Allgemeinen und bei befondern Borfällen. 


«Weber die Ausübung der Polizei. 
. teber die fpezielle Angabe der Polizei - Straffälle. 
. Meber das Verfahren bei den Unterfuchungen der Po— 


lijei- Gontraventionen und den Recurs gegen poll- 
zeiliche Straf» Refolute. : 


. Heber die Vorladungen.. 
. Heber die Vernehmungen., 


Veber die Zeugen-Bernehmungen. 


» Meber die Vereidigungen. 
.Ueber die Beweife. 
. Meber die Abfaffung der Erkenntniſſe. 


teber die Publikation der Erkenntniſſe. 


. Meber das Verfahren in contumacıam, 

. Heber die Strafen überhaupt. 

. Meber die Geldfirafen. 

. Veber die Verwendung der Pollzei-Strafgelder- 

‚ Heber die Antbeile, welche der Denurciant in gemif 


fen Fällen von der. Geldfirafe erhält. 


. ever die Verbaftungen. 
. Weber die Gefaͤngniſſe. 
‚ Heber die Koſien der Verpflegung der Gefangenen und 


der Unterhaltung der Gefängniffe- 


. Meber die Schliefung und Züchtigung der Gefangenen. 
. Meber die Ein= und Ausfchreibe- Gebühren. 

. Meber die körperlichen Züchtigungelt. 

.Ueber die Exekutionen. 

.Ueber die Pfaͤndungen. 

. Meber die Verfolgung eines fluͤchtigen Verbrechers. 
.Ueber die. Hausfuchungen. * 

üeber den Gebrauch der Waffen Seitens der Poltijel⸗ 


Beamten. 


Ueber dag Svortulweſen. | 
Ueber den Stempel bet polizeilichen Nefoluten. 


Gedrudt bei Johann Sriedrid Starde 


- — 
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ze dienten betritt > 444 2663 RB. 28 for. 5 pi 
‚Ausgabe ya wa na, ME Br 
PR LEERE SIRTI 


mithin Heberfhuß i ET — 9H. 
er, am 15. Juni 1827. 


uni. ARTE TAT aaa Ta an Schmidt, Hofrath 


ne 
> 


Die Richtigfeit —*—* Haupt⸗ Rechnung wird vom mir 
nach geſchehener Prüfung, hierdurch beglaubigt, und. sugleich de 
merft, daß von dem nachgewleſenen Ueberſchuſſe: 

1) dem biefigen Vereine zur Beſſerung fittlich verwahrloſeter Kir 
der, für-den erfien Zögling,-ber vbllig gebeffert aus ber Im 
falt entlaffen wird, umd demmaͤchſt jelbüfländig im einem bür 
gerlichen SH ſich niederlaͤßt, als: Beibülfe zu feine 
Einrichtung | “= 3 8 = IMREH. — - —- 

2) einem angehenden, fehr Fk — jun · 
gen Staats⸗Beamten, am fucteffiven Un: ·· 
terſtuͤtzungen in größter ——— | 
tet Vefilben » +» =  - 140 Rthl. 2fge. Ir 

‚3) einem durch unverfchuldete ihaläitsfäne: 1 

“ md deli einer zahlreichen Familie in 

Elend gerathenen Beamten zur Aufhuͤlfe «+ —⸗— 
H der hülfsbedärftigen Wittwe eines ſehr 

verdienten Stants-Beamtet => =» 50: —. —: 
5) einem achtbaren "Literaten zur Unter | 

ſuͤtzung Ber ae langwieriger Krankheit Os ro 





6) einem armen ausgezeichneten Gymua- —— 
ec zu Anſchaffung von Süßen er Wr —: 
Kay in 5 RL 2 for. Ip | 
‚von * beſtimmt, und dahin abgeführt worden find. 
Berlin, am 28. Juni 4827. ° 
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Annalen 


Eu Preußiſchen — 
innern Staats-Verwaltung, 
N en | Ä | 


den Jahrgang 1826, 








Berlin, 1826. 
In der Expedition der Annalen, beim Hofrath Schmidt, 
im Königl. Minifterium des Innern und der Dune: 


(Preis 5 Sur.) 
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1. 
Chronologiſches Regifter. 





Datum. Bahr — — J 
von welcher bie Ver nbalt 
fügung erlafen I hr: an 
1818. worden. 


nen EEE EEE — 
11. Decbr. ER des In⸗ Praͤmlen für die Entdedung 
nern i von Baumfrevlern. 1. 36, 


1821. 
2. Märy | Miniferlum des Ju⸗ Wahl der Stadtgeroräneten. 
i nern. - 4. 1063. en 
1822. 
20. März Mintfterium * In⸗ Frei⸗E he der Amtsblat⸗ 
nern. ter für Gendarmerle- Offi⸗ 
ziere. 3. 567 
‚1823. F | 
‚10. Sannar | Minifierien. [Gerichts - Forum in Kran 
* ſchatden · achen. 1. 
4824. nn 
3. Decbr. Reg. 5 Stettin. Stempelung ber Butterge⸗ 


aͤße 
14. — Finanz ⸗ — odns — zu offentl. 
SGtaats-Bauten. 1. ui. 
' 4825. 


15., Februar winerum des Iu— Wahl und Anſtellung der adti. 
Ian edlunal⸗ Perſonen. 


418. März | Minifierten. [Berfauf tro teodner ‚Müblen- Ga 
| rifate. 3. 
31. März | Einen Minifierium. uebercragung ve Herfdnlichen 


* 963. 
15. April - | Minifterium für Hatt- Beforguing von, Flickarbeiten 
J del und Gewerbe. durch ungeprüfte Zimmer⸗ 
I | leute. 4. 1m 


Darum. Behörde, 


von welcher die Der: Saba Lt. 
X. Jahrgang. 1826. 
4825. fügung erlaffen a See. 2 
— — — — — — — — — 
22. Rovbr. Miniſterien. Diäten und Reiſekoſten. 2.. 


26. — | Minig..der@eift- un |Die Schulferien betr. 1. 92. 
| terrichts⸗ ꝛ⁊c. Angel. 

1. Dechr. Mintſt. der ꝛc. Medi- Reglement für die Staats⸗ 
j t dr rü an der Medizinal- 


zinal-Angel. 
erfone 4154. 
u Kabinets-Drdre. Babenläpe für: ns Milttair. 
* Juſtiz⸗Miniſterium. Gehalts - Abzüge yon Pen⸗ 
ſions⸗Fonds. 
u Minifterien. - Hauſi mit Baaren aus aus 
| - I Kupfer oder Meffin 
10. — Diefelben. | Liquidation der Ertrapofp e 
Ä * n . BT en 
| reifen 
14. — | Minifterien. ‘ Anwendung des Selig im in 
| — ek ⸗Seuche d 
15. — General: Kontrolle. —— m Pen⸗ 
19. — Mingerium des In⸗ Soderee für das Militale. 
4 — Reg. 4 Bromberg. Bertilgungdespausfämamns 
233. — Meg. z. Breslau. Befrafung der lchertreter ber 
Shane alizel-Btfebe. 1 
26. — | Kriegs-Minifterlum u. Geh- und Yadtet- Sendungen 
General⸗Poſt Amt. der Soldaten. 1. 62. 
27. — Minifterien. Gewerbfchelne zum dn- und 
J Aufkauf von Waaren. 2.427. 
28. — Kabinets⸗Ordre. Zulage der Soldaten fuͤr Eh⸗ 
| |  rengeichen. 1. 230. 
30. — Kabinets⸗ Ordre. GSeld- und Packer⸗Sendun⸗ 
YH der Soldaten: 1. 62. 
30, — Minift- der Beiftl.- Un⸗ |Prüfung der, roͤmiſch⸗katholi⸗ 
terrichtö= te, Angel ſchen Kandidaten. 1. 82. 
1826. 
I Januar Miniſterien. Zeugen⸗Vernehmungen in Un⸗ 


— —— 
— ltungs⸗Beboͤrden 

— — ars des In⸗ ei afe für unterlaffene Ju⸗ 
den Meldungen. 1 . 131. 


6° 


Datum. 


1826. 


2. Januar 


111 


ee — — — — — 


von w — v Ihda 
pn welcher Die See) x, . Jahrscn "1826. 
onen ! Heft: Sie. 


Minifterium des In⸗ Sittenzeugnife der zum drei» 
nern. jährigen Dienſte ſich mel» 
denden Freiwilligen. 1. 222. 


Reg. z. Danzig u Des —— aus 
Forſten. 

Miniſterium des Innern —— des militafeifhen 

und der Polizet. — - den Reife 


Ballen. 1 

Reg. z. Bromberg. [Einziehung es Militair⸗Ge⸗ 
haͤlts der im Civil angeſtell⸗ 
ten Halbinvaliden. 1. — 

Miniſter. der ꝛe. Me⸗ Aufnahme gemuͤthskranke 

dizinal⸗Angel. jenen in Hentiitge He 

alten. 1. 

— — des In⸗ Sportelverfahren bei den Un⸗ 
“terbebdrden. 1. 7- 

Si un Verwaltung der Einfünftenam 
Kommunikations Anflalten, 
welche mi ur Chauſſét 


| eböre 
inter des In⸗ eribelung i 4 „freien Buͤr⸗ 


gerrechts. 
pinifer. der 0. Mer ehe. Hnlverfiräts.Studten 
dizinal⸗ Angel. vu. Staats⸗Pruͤfungen. 1. 153. 
Dafielbe. J Diefibeingelegenbei. 1.20 1. 2 
Daſſelb Ibe Ang 


General- Poſtamt. in imichensm 
| gelegenbeiten. 1. 58. 
Reg. zu Minden. ang Dathengefchent ere 


iebenten Sohn. 
Minifterlen. Aufbebung der Bst Hhgabe 
Miniſter. der Geiſil. u. 






Baumwollen-Weber, ihre 
Fabrikate im Umhertragen 
zu bieten. 2. 432. 


ae ; 
Daſſelbe. Salbe der juͤdiſchen Kin- 
Magiſtrat In Berlin. Kontronieung der Handweris 
—— 398. 
Miniſterlum desgnnern |N verlaffung der uden dA. 
Miniſterien. | Erderung des Füdengelitet 
Miniſterlum des In⸗ —2 des Domijils. 1. 
nern. 
Miniſterien. —* der Leinen» ımd 


— von Berg eVer Inhalt. 
I. fügung erlaffen "1% Fabrgang. 1826. 
1826. —— ſ we Seite. 





13, Januar General⸗Poſt⸗ Amt und Guͤter⸗ Trans ort mit der 
ok Fahrpoſt. 1 12. — 
ektion 

erium des In⸗ Lebens Rettungs⸗Praͤmlen. 1, 

Dafielbe. = Einführung einer Hundefteuer. 


Daſſelbe. — der Dlenſtzelt 
m er rege bei 
enfiongvo en. 1. 15. 
Minif. der s. Medt- Stempel jn den Verpfitch- 
zinal-Angel. tungs-Protofollen der Mes 
dizinal» Perfonen. 1. 213. 
Reg. z. Breslau. Gnadengebalt der Hinterbite« 
benen der Invaliden. 1.229. 
General Yoflamt. Porto seißelt = Landwehr⸗ 


Offizier 9. 
1. — — des In⸗ ee er eldmeffer und 
Bau-Kondufteure. 1. 12. 
weg. "u Merfeburg. „[roeetabene el bei „oenpens» au⸗ 
gen, 1 ”» 
| Dintfechum des In- Kommunal = Beiträge » de 
: Staatsdiener. 1 


« 99. 
Reg. u Breslau. — der ibgaben⸗ it. 


Wink, der ıc. Medi- Gebühren fe: dhüotheter- Vie 
ginat Angel. fitationen 212. 
M ner bes In⸗ |Wittwen- "Safen-Beitröge 4. 


17. 

Dafielbe. Dienfelfungen der Gendar⸗ 
merie 

Reg. zu Breslau. Verpflegung der Garde⸗Land⸗ 
webhr-Mannfchaften. 1.228. 

Mintfierlum des In⸗ Zulage der Dane für Eh⸗ 

nern. renzeichen. 1 
te Sporteln von sffentl. Schau⸗ 


und der Polizei. ausſtellungen. 1. 113. 
ehe * Verhinderung und Aufhebung 


der. KRonfubinate. 1. 118. 
restislgägiin des In⸗ N ee für Va⸗ 
Mini. der ıc. Medi Suintslonen der Wundärzte. 4, 


J— des In gm nung der dreijährigen 
erium ⸗ & 
neck. relwilligen * e Kreis⸗ 


ontingente. 4. 2 


— 


8 


Datum. 


1826. 


Behoͤrde, 
vom welcher die Ber R Ssubalt. 
Y - Sabregang. 1826. 
——4 Heft. Seite. 


T—————— 
Kabinets-Drdre. Risteinführung einer Yrmen- 


22. Januar 


24. 


\ 
— 


» 
-— 


If 


MN Bas 


feuer. 4. 1111: | 
Reg. 5. Düffeldorf., Bablungen in Zins⸗Koupons. 
Minifterien. Abfchaffung der Heiratbs⸗Kon⸗ 
fenfe in den vormals Naſſaui⸗ 
ſchen Landestheilen. 1. 87. 
Miniſterlum des Innern Wegfangen der Singevdgel. 
[und der Polizei. 1.419. . 
Miniſt. der ıc. Medi- Anftelung der Kreis-Medizi- 
zinal-Angel. - nal-Beamten..1. 208. 
 Minifterien. - Titel und Charakter als Ober- 
8 ‚und Geh. Reg.- Rath. 1.4. 
JGeneral⸗Poſtanit. Geld⸗ und Padet-Sendungen 
| der Soldaten 1, 61. 
Minifterien. Befreiung der Pfarrei-Grund- 
—— | fe von den Bezirks: und 
| +) Gemeindelaften. 1. mı. 
e9. 3. Breslau. Geben der Oefen. 1. 150. 


’ f R 
Kabinets⸗Orbre. Perſonal⸗ Arreũ gegen Den- 


fionates und Wartegeld-Ems- 

* pfänger. 1. 17. 
Dber-Rehnungssfam- Buch- und Rechnun sführung 
mer in Potsdam. a. bie angefchaften Uten⸗ 
un tlien ze. 1. 23. 
Minifterium des In⸗ [Stempel zu Baugefuchen: 1. 
nern. 33. 


Reg. 3. Aachen. Verpflegung der Horfl-Straf- 
z Ä arbeitspflichtigen. 1.43. _ 
| Dber = Pröfivium zur Niederfekung des Königl. Kon⸗ 
Dofen. ſiſtorii 2c. 1. SO. 
Minifterilum des In⸗ Abnahme der Gemeinde-Rech- 
nern. nnngen. 1. 105. 
Reg. z. Metfeburg. Yufnabme von Befanntma- 
Hungen in die grtelligenz- 
| lätter. 2. 304. 
Reg. z. Potsdam. Dereidigung jüdifcher Medi⸗ 
sinalsPerfonen. 3. 825. 
Sinang- Minifkterium. |Könial. Pathengefchent fürden 
fiebenten Sohn 1. 18. 
Minifterium desgnnern |Brämien für die Entderfung 
und der Polizei, von Baumfrevlern. 1. 37. 
Beneral-Poftamt. Srachtzettel zu den aus dem 
Auslande eingehenden Pof- 
flücfen. 1. 53. ' 





: Datum. 


ww 


16. 


1826. 


—— 





Behörde | 
von Pine die Ver- x J — a 4 
u oe. Heft. Seite 


2 Februar Miniſterium des Innern Geld⸗ und Yadet-Sendungen 


—* Sons und | Der Soldaten. 1. 67. 

enera oſtamt. 

Reg. zu Oppein. Schulferien. 4. 92. 

Deinifierlum des In⸗ — fremder Juden 
2 — ſchen Juͤdinnen. 


Reg. z. Breslau. Einfuhr, weißer Kreide in das 
Königreich Polen. 1. 21. 

na Praͤſi dium zu Co⸗ Militairpflicht der Aſpiranten 

enj. des geiſtl. Standes. 1.226. 

Ren. 5. Breslau. OR der idiſchen Kin- 


Miniſterien. Beieihmung der Barbierſtu⸗ 
Reg. 3. Dansia. ruͤfun der Subalternen⸗ 

in; ii — Mominifrariong- Be 
Rep. z. Liegnig. Stemzel-Anmenbung bei Ver⸗ 


— — des In⸗ Wahl Vi Domijitg in Be= 
nern siebung auf Armenpfleye. 1. 


Daſſelbe. — ae der Staats: 
ner. 1. 
Miniſterlum des Innern Mebung des "Seh ndes. 1. 
und der Polizei. 


‚| General= Poftnmt. para ‚der Soldäten - - Briefe. 


Ober-Bergamtz.Bonn. Verordnung für den ‚Stein. 
bruchs- Betrieb. 1. 

Bm aBRIu ern. Holz- erabeelhung zu —* 
rg Staats» Bauten. 1. 


Staats-Minifierium. Bekoäfttuungde der Wartes elds⸗ 
eamte 

General⸗Direktion der Bebandlungdes@üter-Trang, 

Steuern in Berlin. ports mit der Fahrpoſt. 1. As. 

Miniſterium — Beſtrafung uͤbertretener Lan— 
und der Dolizei- desverweifung. 1. 128, 

Reg: z. Düffeldarf. Hülfsvereine der ausländi. 

fhen SKontinental - Geſell⸗ 

ſchaft zur Verbreitung chriſt⸗ 

licher Erkenntniffe. 1. 84, 
Miniflerien. —— der Srgelbau· Yn- 


— 


— — —h — — — 


17. Februar 


— 
21. — 


22. Ye 


| 23. = 


24. — 


2. — 
24. — 


24. — 
25. = 


25. — 
25. — 


u 1 


zZ — 


"Ze — 


28 — 


25. — 
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von —— Pr ’ Inba 
n telcher Die Ber) x adprgang. 1826- 
—— 8 Heft. * 


Miniſterium des Innern Anleguns von Leihbibliothe- 
und der v Poltzei, fen 114 
Minifterium des Sn“ Kusmandermnai-Ronfente für. 


nern. amilienväter and - berem 
. öhne. 1. 225. 
Kabinets⸗Ordre. Koſten bei Regulirun 


— Tg — — 
chen Verhaͤltniſſe. 

I Nee. z. Breslau. Penſions⸗Abzuͤge von vn Ge” 
| ’ bälterir der ab officio ſus⸗ 
vendirten Beamten. 1. 16. 


Minift. der ꝛc. Unter aa Alter Der, 
—— —— Kind 
vovinzial-Stener-Di- Steuer e —* en. 1. 29 
rektion z. Cdlln. ii iR — 
Miniſterium des In— Eenger der ſtatiſtiſchen Werke 
nern. und Landkarten. 1. 113. 
Daſſelbe. AnfchliegungderKäbne. 1. 117. 
Miniſterium des Innern Gehen ch. der Daf-Formulare.. 
und der Polizei. a1. 
Minifterien., Säiliesung ve: Eben unter 
ben Juden. 355» 
Miniſterien. Biquibation — bei 
— infehafel ihen Dienfi- 
reifen 
Miniit. der Geiftlichen- Seuer-Sojietäs — 
rꝛe. Angelegenheiten. der Kirchen. 1. 83. 
Minifterien. Quarantaine ⸗ Einrichtung 
beim Eingange des fremder 
| Rindviehes. 1. 219. - 
Kabinets⸗Ordre. Koſten wegen unierdrůckung 
dev Viehſeuchen. 1. 220. 
General: Pofiamt. Behandlung des Guͤter⸗Trans⸗ 
* mit der Fahrpoſt. 1. 
Daſſelbe. Portopflichtigkeit amtlicher 
Verhandlungen in Drivat- 
Sachen. 1. 55. 
Minifterium des In⸗ Unentgeldliche Berabfolgung 
nern. der Amtshlätter an die Pro⸗ 
Ä vrnlalz Steuer⸗Direltoren. 
Daſſelbe. Bern antunfder Chauſſeegeld⸗ 
Re; NN FE een 
N MN. efugniß der Reg 
| ———— — 


I . 


! 


. Datum. 


23. Februar 
4, März 


5. 


10, 


10. 


1826. 





— 1... 


— — 


Behörde 


fügung erlaffen 
worden. 


Finanz: Minifterium. 
Minift. der — — eines Stel — ar 


Untere, 20. Ungel. 


don Rn lite 





11 


X, Sähtaang. 186. 
Heft. Seite. 


a nn — 
€ FeneE Ba infändifchen Wei⸗ 


plars an.die K 
bliothek. 1. 


—— — des In⸗ —— des a | 
Ober» > ‚ Bergamt in Anwendung der Davyſchen 


Daftelbe, 
General Boflamt. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterium des In⸗ 
nern. 
Daſſelbe. 
X 
Juftiz⸗Miniſterlum. 
Daſſelbe. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterien. 
Diefelbern. 
ERIRENREN 
RR EEN 
reftion zu Stettin. 
Miniſterium des In— 
nern. 
gtinifesien. 
Miniſterium des Innern 


und der Polizei. 
aſſelbe. * 


icherheits⸗Lampen. 2.337. 
Dieſelbe Angelegenheit: 2.341. 
Bewirthung der — 

KR in den Paſſagierſtuben 


— Nfentlicher Luſtbar⸗ 
—* an den Vorabenden 
roher Kirchenfeſte. 1. 86. 
Einführung einer Hundeftener. 


—— eines, in der 
* Geſchaͤfts⸗Anweiſung 


efommenden Drudfeb- - 


itbclungen ‚ig junge 
Berbrecher. 1 

Ob ein Datrimoniai-Ridhter 
als ——— zu be⸗ 
trachten fei? 1. 

Reiſepaͤſſe in —— Spra⸗ 
chen betreffend. 1. 123. 

—* unterdenSchnaf 
beerden. 1. 221. 

——— Awiĩſcher Schaͤch⸗ 


Ye —— der Kreis⸗ 
un Kreisssaflen- Boten. 4. 


Durchfußeandel nah Mel- 
kenburg-Strelik. 1. 28. 
Holzverabreichung zu oͤffent⸗ 
—3 Staats-Bauten. 1. 


S enpegchigtet der Wan⸗ 


derpä 

Soldrate Ir neuen Anſtel⸗ 
Pe . 9. 
Beitrafung des feuergefährli: 
der end 1.135. 


2 * 


Datum. Beborde, 
| von welcher die Ver⸗ inhalt. 
fügung erlaffen X. Sale n 4, 1326. 
1826. = ‚worden. 





‚10. März | Rtntbertum des In⸗ | Miniterum des In jumpenfions-Bonds. 
14. — pinikerien. 6 bei Prafungen und 
| — der Staats⸗ 

| Beamten. 1. 6. 
12. — Reg: z. chin. Seele De bei der nieder und 

Jagd. 
2. — Minifterien. Maafregen gegen die DVer- 
— — fopbllitifcher 
rankheiten. 8. 

13. — Juſtiz⸗Miniſterlum. — — von den mit 


eig belegten Befoldun= 


300. 
Daſſelse. I der Kandidaten der 
Rechte. 3. 747. 
Miniſterium des In⸗ Gerichts⸗ Forum in „Krlegs- 
nern. fhulden-Sachen. 1. 102. 
Reg. J in⸗n Miſchung des W ers mit 
alauis Seh Feuerld chungen. 


16. — ‚Mint. ber sc. Medi⸗ Racrichten über ben Zuftand 
inal-Angel. r Heilquellen. 1. 216. 

1. — 10 er-Rechnungs-Rame [Die Befoldungs-Titel in den 
mer in Potsdam Rechnungen betr. 3. 652. 


3. — | 
18. — u . Düfederf Anfchliefung derKähme. 1.118. 


| ‚16. — 
u 


8. — Miniſterium —— Entbindung von der Einſen⸗ 
und der Polijel. dung der Verbrecher⸗Nach⸗ 
mweifungen. 1. 126. 127 
Miniſt. der Unterrichts⸗ Der Unterricht im Rechen 
se. Angelegenheiten. = & der in auf 
Gymnafien 1. 
—— — des In⸗ eines Patrimo⸗ 
nial F — eh ae | 
verordnneten-Borfieber.i 
I Mintfterien. Gebrauch der eftempelten 
Dunn Entlaſſungsſcheine. 


Juſtiz-Miniſterium. weite —— 
— — — 

eg. z. Danzig. BE un e8 — 
es vs fhen Pfluges. 1. 77. 

—— — des In⸗ Gendarmerie- Fourage- Liefe- 
rungen betr. 1. 111. 

Daflelbe. Beſchaͤftigung der Sträflinge 

| in den Suchtbäufe ern. 1.129. 

Minifterium — Anlegung von Weinſtuben. 1. 

und der a jel. 140. 


18. — 


Datum, 


22. Mir; 


22. 


1826. 


—— 





u en . 13 
—— JInbalt. | 
von welcher die Ber- X. , 
fügung erlafien J. 3 sro a us⸗ 


Oberlandesgericht zu Ablleferung der Stempel» - 


Marienwerder. —— 1. 34. 
Generals Poftamt. Portofreipeit in Refi-Wermwal« 
— *5 und Armen-Sachen. 
Keiegs-Minifterium. Einebung der Stempelfica- 
! en. 2. 323. 


f 
Minifierien. —— der Reglerungs⸗Ab⸗ 
theilungen. 1. 2. 
Miniſterlum des In⸗ |Koften wegen Unterdruͤckung 
nern der Viebſeuchen. 1. 220. 


Daffelbe. Unentgeldliche Verabfolgung 
AN der Amtsblätter an Die Do» 
vinzial » Steuer: Direktoren. 

I Minifkterien. ° uofcoßfreipeit mit Spanien. 

Minkſterium des In⸗ a chafung der Stroß-, Rohr⸗ 

nern: und Schindeldächer. 1. 133. 

Daſſelbe. EMS ber Strafgelder, 


1. 227, 
Minif. der ıc. Medi⸗ Gebuͤhren für Apothefen-Bi- 

zinal⸗Angel. ſitationen. 2. 449, _ 
Miniſterium des In— Unterlaſſung der Neujahrs⸗ ze. 

nern. Grarulationen. 1. 3. 
Minift. der zc. Medi |nmittelvare Korrefpondenz 

zinal= Angel. der Medizinal-Rollegien mit 
sm Gerichts-Behörden, 2. 
130. 


Minifterium des In⸗ IKur- und Verpflegungstoften 
nern. A erkrankte Reifende. 
1 








| Minifterien. [Zulage der ort für Eh⸗ 


renzeichen. 1. 2 i 

Reg. z. Coblenz. Begrenzung der Staats-Wal- 
dungen. 2. 326 

Ninikerium des In⸗ Anwendung der Davy'fchen 

nern. Sicherheits-Lampen.2. 336. 





Daſſelbe. Bewilligung von Prämien aus 
dem Praͤmien-Fonds. 1.26. 
I Daffelbe. | Ausübung der Forfimirth- 

Ä | Ihafts-Yoli;ei. 1. 35. 

Daſſelbe. Portofreibeit der Korreſpon⸗ 

denzen der Magifträte. 1.54. ' 


Minifterien. 





Penfionirung der Beamten. 
2. 296. 


— 


Datum. 


3. 
3. 


2% 


4. 


4826. 


April 


— 


re > Subalt. 
von welcher bie Pets x, L 
| fügung Ha iaſſen | Soc ei = 








Reg. z. Erfurt. Diäten fü En Forfi-Ronduf- 
Reg: b- Matienwerder. Boiiehung, ver „sord-Straf- 


Minifterium des In⸗ ——— in Doll Strafs 
Reg. z. Breslau. Bau: Henbanten« "antierne bei 
‚ Gnseeyiiiee Rantralten. 1. 


Minifterlum des In⸗ |Wahlen der Magifieatualen 
nern. auf Lebenszeit. 2. 384. 
Haupt⸗ Verwaltung der Eimbſung der rücändigen 


Staats ſchulden. Zins⸗Coupons. 3. 665 
Minifterium — Verbot der —3 an 
und der Polizei. den —— großer 
Kirchenfefte. 1 
Geheime Staats Mi- Den onen für Bennite nach 
niſterium. deren wirklichen Dienſt⸗Ka⸗ 
tegorie. 2. 295. 
Minifierien. — der Armengel⸗ 


ii Miniſterium Penſionirung der. früher im 

— ũ Militair — Civil⸗ 
Beamten. 3. 599. 

Meg. z. Merfeburg- Geattung des Aufenthalts 

einem. mit — rei⸗ 

Gender, Individuo. 2. 407. 

Reg. 3. Potsdam. ‚Beiträge jumpentions- Fonds. 


Minifterium des Ju⸗ —— der Beamten. 

nern. 

Heg. 3. Oppeln. Stempel zu Gefuchen. 2. 322. 

Meg: z. Frantfurt a. O. Verbaͤltniſſe des Gewerde⸗ 
Inſtituts in Berlin. 2. 422. 

Reg. z. Stettin. Se der Butterge 


Miniſterien. Verwendung der Klaſſen⸗ 

Ste —— 
rovin al⸗ Steuer⸗Di⸗ empelp gke er Ge⸗ 
vn z. Edln. ft —— EN: 


29: z. Gumbinnen. Beftmming des Manfes der 
Dig; 6 tberfchwänge, Dachpfan 
pn und Mauerfieine. 2 
Kabinets⸗Ordre. re E der Kriegs-Re= 
| — der Armeen 
: menter. 2 
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Datum. 


Bern April 


44. 
14. 
4a. 

1. 


15. 


21. 


1826. 


— 
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fügung erlaffen 
word bi 
Minifterten. ET der Beam- 
Diefelben. Behalte-Abzüge zumPenſions- 


Miniſt. der Geiſtlichen⸗ Einführungber neuen Agende. 
ꝛe. Angelegenheiten. 2. 3 


Miniſterſen. vaͤne Beuraae der Mili⸗ 

tair⸗Garniſon⸗Aerzte. 2. M7. 

Miniſterium des Innern Anlegung von Seifenſiede⸗ 
und der Polizei. teten. 3. 812, | 

Minifterien. Firma für die verfchledenen 


Abtbeilungen De Königl. 
Regierungen. 3. 568. 
Kabinets-DOrdre. EIG der S * Rohr⸗ 
chindeldaͤcher. 2. 415. 
— — des In⸗ —— der Zysk⸗Abgabe. 


Miniferhum der aus⸗ Unterthanen⸗Verhaͤltniſſe bei 
artigent Angelegen= | Annahme ‚eines Creditivs 
eiten. u. une fremden Macht. 


Miniſterlum des Sit: Refocke Merhäftnifte der * 


nern. | nigl, Dber-Präjidenten. 2 
Hanpt-Verwaltung der |Zinfen von provinzlellen 
— ——8 Staatsſchulden. 2. 311. 


Miniſterium des Fit Begutachtung der von Ge⸗ 
nern. meinden  abzufchließenden 
Ber ——— drei Rechts⸗ 
gelehrten. 2. 355. 
Ninifierhum des Innern Betreuung der Tiſchler⸗ und 
und der Polizei. Sal offer: Profelfion in Ei- 
m Lokal. 2. 419, 

—* Warienwerder. uig des Dffisler- Por- 
te=epeed und der Hutcor⸗ 

— ah Civil⸗Uniformen. 


3 
——g—n des is Wiederverfeipung bet arlegs⸗ 
Denfmünze. 2. 302 
Yinifeien Unterthanen-Berhältnifie bei 
ı Annahme eines Creditivs 


Minifterinm des Innern agab ER rans rte. 2. 
und, der Polijei. Br i — 


Yon a einer fremden Madıt- 


— ———— 


6 


Datum: Beboͤrde, — 
a von welcher die Ber) x uhren — 
uͤgung erlaſſen gang. j 

41826, ! s worden. Heft. Seite. 


— — — — 
21. April Miniſterium des Innern Geſtattung des Aufenthalts 
und der Polijei. einem mit Zwangs⸗Paß rei- 
fenden Individuo. 2. 408. 

— des In⸗ rn 
cher. 2. 414. 

‚Daftelde. unterägung für Invaliden- 


21. — E z. Danzig. »Be gelang — EINE 


22. — — — des In⸗ en 
22e. — Minift. der Geiſtl. Un= PYrufun in den barmaceu= 
terr. ıc. An ge » Ang Studien. 5 438.439. 
22. — General: Komm ion in — zu — Koſtenrech⸗ 
ungen. 
24. — gehte winiterium. — in Scanfge 
| | murupängelegeubeisen. 2. 
26. : — Miniſterlen. — Verfahren im 
Beziehung auf die mit dem 
—* e Sachſen befte- 
hende Konvention. 3. 636. 
28. — Finanz⸗ Miniſterium. J— on Doma- 
enten. 4. 978. 980. 
. 982. 983. u. 984. 
23 » Rep. j. Marienwerder, Saufen nn. — ge⸗ 
28. — inifteriurı des In⸗ air eilung des "ad errechts 
— al : 1 Minderjäbri € 386. 
28 — Red. pi Coblenz. Gebühren ehr Medisinal-Be- 
amten. 
28. — Miniſt. der sc. Medi⸗ Innere Praxis der Wund⸗ 
| zinal»Angel. Tre vreis-Chirurgen. 
29, — Kabinets-Drdre. Vergütigung der Diäten und 
JReiſekoſten. 2, 291. 
29. — Sinanz-Minifterium.. (Gattungen des Stempelva- 
Be . deren Gebrauch . 
29. — Reg. z. Potsdam. Stempelang derButtergefäße- 
30. — Minifterien. Amtliche Stelung der Ober⸗ 
ß forimelfter und Kaffenräthe. 


Datum. Behbrde, Re 
von alt. 
von welcher die Ver⸗x Ien b — 
fuͤgung erlaſſen — gang. FJ 
1826. worden. Heft. Seite. 


von Privat» und Kommu— 

| nal, Weg, Plafter- und 

| Brückengeldern. 2. 295. 

— Miniſt. der Geiſtlichen⸗ Beitritt zur Unlon. 2. 351. 


2. Mai: | Meg. zu Minden. Befreiung Köpigl. Beamten 


— ꝛc. Angelegenbeiten. 
—— Reg. zu Minden. en der Befoldungen. 
3. — General⸗Poſtamt. Vortofreihelt und Portopflich- 

* tigkeit der Korreſpondenzen 
der Magiſtraͤte. 2. 334. 
3. — Miniſt. der Geiſtlichen⸗, Beſetzung der Lehrer⸗ Stellen 
Unterr. zc. Angel. an gelebrten Schulen und 
j - 1, Oymnafien. 2. 357. 
— Miniſterium des Innern Paßertheilungen an heurlaub⸗ 
und der Polijzei. se Sendwehtmannfchaften. 

— General⸗Poſtamt. Verwaltung des Pofl-Armen- 

Ä aſſen⸗Fonds. 2. 329. 
— Miniſterium des In—⸗ Verhaͤltniſſe der Juden - Sy- 
nern. nagogen zur Feuer⸗Socie 

tät. 2. 414. | 
5. — Daſſelble. Mobiliar⸗ und Immobiliar⸗ 
R | | Brand-Berficherungen. 3. 
— . | Minifterium des In⸗ Abgabe von Öffentlichen. Tanz⸗ 

4 Bern. Infibarfeiten. 2. 420. 

7754 | Miniiierium des Innern Rechtsweg in Schanfgewerbg- 


und der Polizei. an pelegenpeiten. 2. 425. 

Reg. z. Oppeln. - Gauͤlt gfeit der alten Bratt« 

benburgfchen fupfernen Ein 
Li. >, Pfennig-Stüde. 3. 665. 

Minifterium des In⸗ Berechnung nach Schacht-Ru« 

nern. then und gubit⸗Fußen bei 
Bau⸗Anſchlaͤgen. 3, 819. 

9. — Miniſterien. Erwerbung von Grund ſtuͤcken 

| F katholiſche Kirchen. 2. 


Minifterium des In— Aufnahme von Befanntma- 
nern, —— die Wochenblaͤt⸗ 
1 ter. 2 . 
| Minifi.der Geiftlichen-, Berbeflerung des Land-Schul- 
Unterr. :c. Angel. weſens. 2. 367. 
Kriegs» Miniferium. Penfionirung der früher im 
Militair geflandenen Givil« 
Beamten. 3. 599. 


B 


12. — 
12. en; 


1 
18 


ig 


Datum. Beb 9 u 
von Ay die Ver⸗ : | 

‚fügung erlaſſen * ra & 8. u 

1826. - worden. DV 





Hi 


Meg. z. Trier. Anrecht: auf König. Unter⸗ 


Minift. der ıc. Medi- 
zinal-Angel. 
Minifterium des In— 


Diäten für Kreis- Chirurgen. 
yeanler für entdeckte Baum⸗ 


13. Mai 
förfterftellen durch Din in 
den Jaͤger⸗Coros. 2. 325. 
an General⸗Poſtamt. tet für Poli- Sefretaire- 
16. — Reg. j. Chslin. Per und „Stuafcheiften « Ta- 
46. Miniſterlum des In— — —* —* 
% nern. Reſerve der Kavallerie⸗ 
gimenter. 2. 458. 
16. — Nieren — eh, 
va 
ily im Minifterkum des Sn: LEE er Staats- 
nern. Diener zu den Gemeinde- 
| Initen. 2. 388. 
18. — General Poſtamt. Verfahren mit den vont Aus 
Mit nechende⸗ Pack eten. 
AK Oher⸗Bau⸗Deputation Koniruttion der Schornfiein- 
| y in Berlin. Roͤhren 
18. — WMiniſterium des In⸗ Anmel⸗ 
I. nern. Au, Di der u seien Frei⸗ 
willigen. 2. 
18. — Reg. 4. Potsdam. Snonliten + Gnaben- Gehalts 
Aflignationen. 
19. — Juſtiz⸗Miniſterlum. — * iſchen 
ra 
19. — Daſſelbe. BL niedergefchla= 
| genen Porto’s. 3. 736 1 
frevel. 2. 327. 
28. — Ei Seuer-osetäne-Yeltäge fr 
Kirchen und firchliche Ge- 
bäude. 2. 4, 
26. — Miniſterlum des In— —— nach Bra⸗ 
nern. illen 
26. ener-Sogietäts” Berbältuihe 
Kabinets-Drdre "rer Drlktnita@ehd 
26. — n⸗ [Edition und Debit der Amts⸗ 
* ee⸗ des J ** 3,06; — * 
— o onunze⸗ Ram: Form der Rechn 
mer in Potsdam. — og 


se l— 


m. m NEE 9 EU a a 
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| Behoͤrd | 
von telcher 3 Der= | | 6 tt.b. a It, 


u r LEE Fahr sung. ZEN 
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Reg Kbnigöberg: ahlungen der Kinder⸗Erzie⸗ 
A En * 


Kabinets-Drdre. F — ablungen = das 


‚Militair, 3. 842. 
Bifenfcaftlicht Yrde Abfonderung der Tentami- 
Fine ion zu num vor der Examinibus 
Bi? immatriculatione. 240 


Diefelbe. Meldungen zum Examen’ pro 
immatriculatione, 2..381. 


Minäfterium des In⸗ Entichädigungen für "Müller. 


nern. 
Reg. * eg „[oeatiesung des Geſindedien⸗ 
| ſtes nach dem Tode des 
Brotberen. 2 
Winiterien ———— eb Düren und 
efofteit. 


Minifierium des In⸗ 
Kubineis-Orber. 
Desgl. 


Reg. ; Magdeburg. Fr che a Bene die Schul⸗ 
amts⸗Kandibaten. 2: 366. 

Diniflerien. — und Einziehung 
r Stempelftrafen. 2.323. 

Minik. ber@eiftlichen-, een und 
Unterr. 20: Angel. SähuleprersSeminarten. 2, 


ſelbe. Dief elbe elegenheit- 2.363, 
Rute Ne Münfter. Derlabten aegen die aus den 
Strafanftalten entlaſſenen 

| B: RR und Häuslinge, 3 


Reg: z. Bromberg. * * der Unterſuchung der 

J ⸗ laſſen ⸗ Steuer⸗Kontraͤven⸗ 
tionen. 2.317. 

Provinzial-Steiter-Di: Stempel gu Kontraften. 2. 
reftion.-in Danzig. 

Minifterium bes yıment Kofien des Transports für 
und der Polizet. Nerbrecher. 2; 409. 

Minifierium des In⸗ Abſchaffung ‚bee Detag- Dal 
nern. DIOR Schindel-Daͤcher. 2. 


Minift. der Geiftlichen- [Führung der Pfarr-Regifirans 
sc. Angel: den. 2. * 


Hauſi — mit Zhrelbma⸗ 
terialien 






20 


Datum. Behbrde nbalt. | 





‚von. Welcher die Der- 346 
fügung Ku X. "ot. Ei ; 1826. 
1826. ‚ worden BETT: 5 
en ET 
10. Juni I Einfänrung der ae 
und-der Poli 
10. 1: Dber- Eandesgericht zu AN * —— 
| Königsberg. | Strafgelder. 3. 659. 
12. — Minifterium des Fi- — — ous· 
nern. Borichlä —— 
12. — Daſſelbe. Beopfandbr un "Sütern 
ni | und mon 2 
12. — Daſſelbe. Niederreißung von ee 
RE: mauern und Thoren. 2.388. 
12. —⸗Vinanʒ⸗Miniſterlum. |Königl. "Pathengefchent für 
fi eh — bebürftiger 
- ' ALLRE ern. l — 
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Ausbeutte-Thaler. 4 
Verfahren in Blödfinnigfeits- 

ıc. Prozeſſen gegen Mili- 

tair-Perfonen. 4. 1148. 


rn a 


Befuch der Univerſität Tu . 
en. 4. 1036, 


Nebenfoften bei Dienftreifenr | 


zit der ordinairen Poft. 4. 


943. _ 

Diefelbe Angelegenheit.4. 942. 
Ausfertigung der Gefinde- 
Entlafungs- Scheine und 
——— zu denſelben. 4. 


* 1104. DT 
Mintfterium des n- Beitrag der Staatsdietter zur 
nein. 


Communal = Einfommens 
Steuer. 4. 1080. 


Beſchrankung der neuen Mühe 


len⸗Anlagen. 4. 1113. 
Anrechnung der Kriegsdienfte 
bei Penfionirung der frü- 
‚ ber im Milttair geitande» 
‚ nen Gipil- Beamten. 4. 939. 
naden-Monatsberräge für 
die Hinterbliebenen verſtor⸗ 
} neh Militair-Penfionairg, 


. 1145. 

Wabl und Einberufung der 
Sfadtverordnneten-Stellver- 
freter. 4. 1063. 

Abänderungen im den Beftim- 
mungen der Hebe-Rolle 
vom 19. Novbr. 1824. 4. 985. 

Beſetzung der Bürgermeifter- 
Stellen. A. 1061. 


Heranziehung der Domainen 


zu den Kreislaften. 4. 1077, 
Epekutivifche Beitreibung der 
den Communen aus private 


rechtlichen Titeln zuſtehen⸗ 


den Praͤſtationen. A. 1081. 
Verfahren bei Landesverwei- 
fungen. 4. 1106. 
Befchränfung Öffentlicher Be- 
fanntmachungen durch die 
Amtsplätter. 4. 944. 


,% u 8 
Datum. Bebirde, 








b —Inbalt 
von welcher die Ver⸗ Ex . 
fügung erlaſſen x * * up a 1000- 
1826. worden. ira 
4. Rovor. | Minifierium des In⸗ [Wahl und Anftellung der ftäp- 
a nern 


ehem mechigal perca 


| . 1062. 
Reg: 3. Oppeln. Verkauf Ländlicher zur Nab- 
| | | rung dienender Ergeugnifie 
in mabl- und fchlachtiteuer- 
— ee , = 
eſtrafung .n erlaubten 
Gewerbebetriebe. A. 1127, 
Güter: Erwerbung von Sei- 
| ten_jüdifcher Glaubensge- 
noſſen. A. 1083. 
Daffelde. — für Rinder 


2 u 


Minifterlum des In 
netit.. 

Minifterium des In— 
nern. 





inhaftirter und unverm 
gender Verbrecher. 4. 1114. 

Detentionskoſten für die aus 
den Königl. Staaten in das 
GSroßherzogtbum Sachſen⸗ 
Welmar oder aus Lebterem 
in Eritereabgelieferten Ber⸗ 
brecher. 4. 1105. 

Verfahren bei Amts-Suspen- 
(ron en DITC EU EEE 


Minifterium des In: Zahlung des Sterbemonats an 
nern. 2 die Hinterbliebenen der 
k Gendarmen, 4. 1095. 
General» Poftamt. Prüfung umd Anftelung der 
| Yoffehreiber, 4. 1015. 
Finanz-Minifterium. Einreichung. jährlidher Ven- 
| — —— 


Miniſterlen. 


Miniſterien. 


—— 


* Miniſterium des\nnern Verpachtung der Domanials 
und der Polizet. | Schant- und Gafihäufer. 4. 
1126. 
9. — Miniſterlum des In⸗ Uebertritt der dispen 
Er ’ —— —— 
wehr. 4. 1144. 
N Kabinets⸗Ordre. Mahl der Landraͤthe. 935. 
10. — Riniſterium des In⸗ Haltung der AUmtsbläster von 
nern. Unterbebörden. 4. 943. 
10. — Reg. z Coͤln. Liquidiruug der unbeibringli- 


chen Klaflen» und Gewerbe» 

Heuer- Quoten. 4. 997. 

Minifterium des In⸗ |Häufer-Erwerbung von jüdi- 

nern. Idun Glaubensgenofien. 4. 
1033. 


— 
= 
| 


PR a 3 


40, Wovbe. 


Datum. Behörde, — ed 
von welcher die Ber-] x, % aba “ 
fügung exlafet, . x —ã 1826 





4826. worden 
— — — 


410. Novbr. | Minifterium des In⸗ 
— Ba ©: Kae a: 03 
10... — Daſſelbe. 


L 
AO 





Wegſchaffung der gellebten 
a ir AND ZEN 
Kontrolle der zum dreijähri- 
| gen freimiligen Militair⸗ 
Dienſie defignirten jungen 
9 a 3a] „gute, Ei = 
1. — Tginang- Miniferium, . |Srfertiong-Gebühren für Be- 
9 sun R —4— en ungen in Domal⸗ 
— 
J ⸗ erpachtungs⸗ 
Angefegeneiten. A. | 973 








‚4. — Reg. z. Trler. Gewerbeſteuer der Agenten 
von Verſicherungs-⸗ Anſtal⸗ 
Be: en 

3 — Diefelbe. Gewerbefteuer der Handwer- 
j fer rückfichtlich der Zeitbes 

j Rimmung: 4 995. j. 
Au — Minifterium des In⸗ wahl Der &ehipeune Ki 
I nern. Depntirten. 4. 935. 
14. — Miniſterien. WBGoldantheile bei den Beſol⸗ 
dungen der Beamten und 
⸗ die von letzteren zu ent— 
| A KIHEEBbEh Benkgnabtiträge. 
an = Miniſterium des In— Sportui⸗ und Gebähren-Er- 
nern. bebung bei den untern Ad« 
BE 2 4. 


065. — 
General ⸗-Poſtamt. Portofreiheit in Verſorgungs⸗ 


435% | 
Angelegenheiten der Inva⸗ 
| * au „len Hi oT, 7 
415. .— Minifierium des In-⸗ |Temporaiter Aufenthalt des 
ben herit. jüdischen Gefindes. 4.-1086. 
15. — Dafielbe, Penfiong - Abzüge von den : 
Ä A a ie 
45. — MWiniſterium des Innern Genfur der Privat: Kalender. 
⸗ und der Polijel. 4. 1098. 1099. 
’415.. —.,1Reg. 3. Bromberg- Mittel gegen die Lungen⸗ 
| Ile es Rindviehes. 4. 
4140. Ä 
76: — Miniiterlum des In⸗ Kurkoſten für arme Kranfe. 
‚nern. 4. 1114. ' 
41T... — Daſſelbe. Vertretung ber Landraͤthe 


durch. die Kreis⸗Deputir⸗ 
ten. A. u: 






bi 

«pr von welcher die 

ja. fuͤgung ie 
worden. 
















ar. Robbr niſter des In⸗ M und Reiſekoſten * 
Akttayd ee 3 ol 3 kommiſſariſche Gefchäfte in 
—V 3 —— EEE: D SR nangelegeh- 

— a 2 beitem 4 

mic ‚| Yeosimkal-ttueDi- Verwaltung des Kalender- 
a0 ua may a ne aan tem pelw ‘= 4. Ahr da 
In ee u —X Mi a theile 

* — F BR, Dolizei. Dolkei-Strafen, 4. 1097. 
Ba nenn ai ierium Ies In— — Rteisände, Ihe ihre 

Ev eh AMERH Commiumal = Fonds 
a⸗ ns) befondere Hermien sinnak, 


ten zu laffen: 4. 1067. 
as a — der Intendan⸗ 
* tur⸗Be zur Entrich⸗ 
| | tung der Communal- Ab- 
gaben. 4. 1079. 


ın u. 
15 ‚> I ‚ 
* u danu 
— 








m 
ln 1 des In⸗ Diäten S weiter 
1034 | email - uno dr otollfuͤhrer. 
ee an ip a Eineeldiing "der e „Dlane ——— 
en nr C wie 

Bee orten. | Penfions- Abzüge: vor Den 


' Guaden= onats- 
, F | Quartals · Beträgen. 3. 953. 
5 Pie Dieräben.. Rad blung der Penfions 
| 3 an die am Preu⸗ 
su fen übergegangenen Beam- 
t FIT ten. 
Stans Miniferium. Daß fremde Smweidrittelftäde 
a Sit, nicht mehr als curtente Lam: 
eye e — werden 


— Reg: ju Oppeln. Nin Verſuche der Kartofel⸗ 


4, 
| — des In⸗ en 4* Stadtverordne ⸗ 
ten-Stellvertreter. A. 1064, 
Dafelbe. Kommumnal-Abgaben der In= 
tendantur-Beamten.4.1079. 
Neg. zu Merfeburg. 6 eg et 
Fe. 


——— des In— Rekurs in Kriegs. 
fchulden- gretigen 4. 1081. 
Daffelbe. Anſiedelung der Fuden.A.10s4. 


— — — — 


* 


Haan am 
4. 


35 














Datum. J Behoͤrde, 
von welcher die Ver⸗ Irlbalbt. 
fügung erlaſſen J AL Fa 
1826. worden: 
24. Novbr. uſtiz-Miniſterlum. Kleidungsſtuͤcke für die, an 
Junn ß | die Straf⸗ Seftionen bei , 
R den Garniſon⸗Kompagnien 
abzuliefernden Andividuen - 
der£andwehr und derKriegs⸗ 
| Referve: 4. 1446. 
25... — Minifterium des Innern |Uusmittelung des Domizils 
und der Holisei. in Belebung auf Landes⸗ 
DIET verweifungen. 4. 1109. 
2 — Miniterium des In⸗ Verſorgungs⸗Anſpruͤche jüdi- 
| nern, Kdet Slaubensgenofjen. 4. 
RER Daſſelbe. Vechaͤltniſſe zwiſchen Guts⸗ 
® Hin 3 f . berrfchaften und Dorf-Ge- 
meinen in Bezlehung auf 
9 ı IEy Armenpflege. 4. 1112. 
20. — Miniſterlum des In⸗ Erefutlons» Manfregeln in 
M nern. 


nfebung des judenſchaft⸗ 


lichen GemeinesAbgabenwer ⸗ 


Jam | fens. 4. 1082. 

4. Decbr. I Preovinzlal- Schul-Rol- Beibringung der Schul- Ab⸗ 

I Aegium in Münfter. | gangs-Zeugniffe. 4. 1040. 

Miniterium des In⸗ Verfahren gegen Verbrecher, 
nern: welche bis zur Begnadigung 

en ah werden ſollen. 4. 


| Daffelbe. 1 Berpflegungsfoften für Kin- 
der inhaftirter und unver- 
mbggubet Verbrecher. 4. 


Penfions-Beiträge und Pen⸗ 
fions-Anfprüche niederer, fo 
wie der auf Kündigung an⸗ 
geftellten Beamten. 4. 949. 

I Rabinets-Drdre. Handwerks - Verbältniffe der 

dafür beſtimmten Annabur⸗ 

ger Militair- Zöglinge. 4. 

1 


| 4118. 
| General:Pofiamt. Poſtvorſchriften und Beſtim⸗ 
ratur -Bähe für die Pferde 

niiter des ns Ra ⸗ ü 
ia ——— der Land-Gendarmerie. 4. 


| 1087. 
affelbe. Denfiong- Beiträge von va— 
[ip fanten Gehältern. A, 9 


C 2 








u 
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36 \ 2 * 
Datum. Ä 
Behoͤrde, 
| von welcher die Ver] . Snbatt. 
fügung erlafen. I 7 a Ei, 1826. 
i 1826. worden. - £ 
6. Deebr. | Minifteriem. Ab ben rel = der Geiſtli⸗ 
on ‚chen. 4.1 . 4 
— 0 Minifterium des In⸗ |Bekleivungs-Sühe in dem 
Ä nern. | Etats für die Straf- umd 
Beilsmnge - Anstalten. 4. 
8. sb Daffelbe, u Erweiterung des Gefchäfts- 
| | Kreifes der General» Kom« 
miſſion zu Stendal. 4. 1029. 
De. Minifierien. Penſions⸗ Beiträge und Pen⸗ 
- 1 fong-Anfprüche der auf 
! | Ä Kündigung angefiehten Be⸗ 
9 Minifterium des Innern — — 1 d P 
ee eriu J ortopflichtigkeit und Porto⸗ 
‘m. General⸗Poſtamt. | freibeit —— 
der. Land⸗Feuer⸗ Socletdten. 
4. 1023. | 
N Reg. 5. Bromberg. Bewachungskoſten für Poll 
** zei⸗Gefangene. 4. 1116. 
10. — JZuſtiz⸗Miniſterlum. Beitreibung der Commumal- 
Gefälle. 4..1070. 
12. — Miniſterium desInnern Ceſſirende Einſendung des 
und der Polijzei. örei-Eremplars von Zeitu ·⸗· 
gen ꝛc. am die Dolizei-Mir | 
— ⸗Regiſtratur. 4. 
98. 
14. — Miniſterien. Stempelpflichtigkeit der Ge 
ſuche um Gonferirung um 
befoldeter Bürgermeifier- - 
Stellen. 4. 1004. 
14, — Minifterium des In-⸗ Verhaͤltniſſe der Beifaffen im 
‚nern. den ehemaligen Naſſaui-— 
ſchen Landestbeilen. A. 1071. 
15. — Miniſterien. Rang- Verbältniffe der Pro» 
— =» Steuer- Direftoreu. 
‚15. Minifterium des In— Beichränkung der nenen Ruͤh⸗ 
ner. len-Anlagen. 4. 1119. 
4 16. — General⸗Poſtamt. Erläuterungen zu dem Porto⸗ 


——— vom 18. Deecbr. 

x 1 und die Herausgabe 

einesdandbuchsuberfäimmp 
liche Porto-Tarife. 4. 1017. 

16. — Daffelbe. Detlarationen bei Berſendung 
von Dofumenten. 4. 1022. 





49. Deebr. 
20. | 


22. 


22, 


23. 


— 


J 


— 


+4 
ru 
— 
F 
u 
“ 


| 
| 
| 


* 


dont. welcher die Ver⸗ 


| 37 
Bebbrde J n b Der 
X. Jahrgang. _1926. 


und Juflituten- Gefälle. 4, 
1067. 


Ausweichen der Poften auf 
den Landftraflen. A. 1134. 


Berbältniffe der Titularräthe. 
4. 938. ’ 


der General Land = Feuer- 
Daffelbe und General- 
Poſtamt. 

Miniſterien. 

Kopien von Anſchlaͤgen und 
Zeichnungen groͤßerer oͤf— 
fentlichen Bauwerke für 
* FEED GEF AIR: 

. 1128. 


Minifterium des ” 
Minifterium des In— & Denfionge DFANIIREHTUNGER 
10. 


nern. 


betreffend. 4. 
Die Penſionen und Warte: 
gelder der wiederangeſtell⸗ 
ten oder befchäftigten Mi- 
litair-Perfonen und Beam- 
ten betreffend. A. 947. 
rüberes Wartegeld der aus 
dem Givildienit wieder ent=- 
laffenen Militair« Perfonent. 
4. 938. 
VAN ET — ——— 

rektion z. Magdeburg. ollverbande = 

* — * nen Landestheile des Er- 

DEE TR RBIERNG: 
. 986. 


nern. 
Staats-Minifterium. 


Minifierium des In⸗F 
nern. 


os —— 6 Heft. Seite. 
ER a I ————————— RD 
 Minifterien. Beitrafung der Stempel⸗Kon⸗ 
, traventionen. 4, 1002. 
Minifterien. Konkurrenz der Etadtverord- 
| neten:Berfammlung bei der 
— —* ya * 
rchen gehörigen Grund— 
ſtuͤcken. 1074. 
Minifterium des In- Wahl der Landräthe. 4.936. 
nern. 
Daffelbe. Portopflichtigfeit und Porto⸗ 
IT 256 -' freiheit der Korreſpondenz ıc. 
Feuer - Societäts- Direftig- ' 
nen. 4. 1023. 
Dafielbe. Unterſtuͤtzung verarmter Chauſ⸗ 
fee-Bau=Auffeher. 4. 1143. 
Daffelbe. Beitreibung der Communal- 


* 





Datum. Bebbrde | 
/ Inbalt. 

I von welcher die Ver⸗ | | 

fügung erlaſſen * a ec —— 
28. Dechr. | Reg. z. Stettin. Entrichtung Gewerbe 

ee ar von ve Rhederei. d. 
23. — Mintfterium des Innern u * Ptol siongation, e 

und der Polizel. —— 
nden dürfe. 4. 1102. 

29. — | General-Poftamt. — mit den vom 
Zollverbande ausgeſchloſe⸗ 
nen Landestheilen durch die 
Fahrpoſten. 4. 1020. 

29. — Miniſterium —— Cenſur der Privatkalenvder. 4. 

und der Polizei: » 1100. 

29. — Minifierium des In⸗ Handwerksverhaͤltniſſe der de⸗ 

nern. fuͤr beſſimmten Annaburger 

Militair⸗Zoͤglinge. 4. . 

29. — Juſtiz-Miniſterlum. — — der 3 
mit * Medizinal ⸗Kolle⸗ 
gien. 4. 1135. 

390. — — des In— Berichts-Erfattungen a 

Königl. Minifte 

30. — Daffelbe. Aufbringung ber De in 

——— —— ſo 

= die Aufbringung du 

GeneinitleYER e. 4 

.  — Daffelbe. Strafverfahren gegen is 
— ——— 

zur Krie erve entlaf 

Ä fene Soldaten. 4. 109. 
nn = | Daffelbe. Anlage neuer Mühlen.4 112. 


Minitterlen. | Beiträge zumfenfions- Fond. 
4. 959. 961. 


+ 


% 
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FA IR BE BR CET Une 
Ar gaben,'Abänderungen in den Beſtimmungen der Hebe-Rolle 
i für ferbtge, ©. 19. Nov. 1824, rückiichtlich des Roheiſens, 

| der Steinfohlen und der Durchgangs-Abgabe über Luͤtzen 
en Sud Erfartsverga. 4. 985: — deren Erhebung indem vom 
| Zollverbande ausgeſchloſſenen Eandestheile des Erfurter 
ER en Tee DE, 8. 4. 986—991. — (und: Gefälle), von 
felbigen Fünnen Niederichlägungen, welche durch geſetzli⸗ 

che Vorſchriften oder durch erwieſene Unvermögenheit be 

under find, durch die oberfrem Verwaltungs» Behdrden 

att' finden. 3. 651..— Erhebung derfelben von Öffentl. 
Zanzlüftbarfeiten zu Gunſten der Armen Kaſſen. 2 420. 

—. Siehe’ auch Steuern und Konimunal= Abgaben und 


Steuer, . 
Abgaben-Rüdftände, der Interthatten, deren KRömpenfation mit Ä 
5 den Anfprächen an Gtaats-Fonde. 1! 22. — deren Erbe \ 

bung durch Erekutlon auf adminiſtrativem Wege. 3. 576. , 

seq. 584: seq. — ſchiedsrichterliches "Verfahren ruͤckſicht⸗ 

lich derfelben in den ehemaligen Köhigl. Weſtphaͤliſchen, 
‚Bergifchen ac. Randestheilen. 3: 619. 629. seq. | Ä 
Abiturienten, Verfahren bei deren Prüfungen. 2. 373. — 4. 

1036. — Ausfertigung der Zeugniffe für feldige. 2. 379. 
Ablbſungen, Koflen-Aufbringung in feldigen von Geiten der 
Dartheien. 2. 344. — Regulirung der Grundſteuer bei 

felbigen. 3.670. seq. — der den Kirchen und dffentlihen \ 
Armen Anſtalten zugebdrigen Menten. 3. 807. — „kleiner 
 Domaniale Renten, Berfahren ruͤctſichtlich derſelben. 


23 978-985.” 
Abſchoßfreiheit, mit den Ländern der Spatifchen Monarchie. 
rue du 7 ** mit dem Koͤnigreiche Schweden und Nor⸗ 
wegen 3. 638. nr alalaT 
Abfchriften, vidimirte, Sporteln und Koplalien für felbige bei 
den ProvinzialBehbrden. 1.75. ’ 


ir," 
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ömintfrationtsBehdrhen fiebe ——*9 unterbehor⸗ 

ag 

Aerzte, Pre .. Aha. zur Ausuͤbung ber Praxis. 1- 
156. seq. — che, deren Mahl und Anfiellung. 4. 
1062. — — deren DVereidigung. 3. 825. — fiebe 
auch Militair- Aerzte und Medisinal-Perfonen. 


gende, neue, Berpflichtun *—* ertea⸗⸗ zu deren 


Annahme und Einfuͤhrung. 

Agenten, in=- und gr % find ge 
werbefteuerpflichtig 6. 

Alaun, faung des Waffers mit felbigem bei Feuerlbſchungen. 


Almofe . fiebe Unterfiähungen. 
Alter, kanonifches, für Kandidaten des geifil. Standes, wird mit 
ollendung des 2öften Lebensjahrs erreicht. 3. 741. 
_ —— iſt zur Wahl ſtaͤdtiſcher Burgemeiſter erfor⸗ 
derlich.. 3. 760. 
Altmarf, „Yrovins,, Unordnung eigener Kommuttal- Landtage für 


elbig 
Amtsblätter, Öffentliche —— der ausſchließlich durch ſel⸗ 
bige bekannt gemachten Geſetze und Verordnungen: 
— Dorfchriften für deren Edition und Debit. 2. 5h3. segq. 
— aus felbigen folen ale amtliche Bekanntmachungen, 
u ‚welchen fein —— * vorhanden iſt, wegge⸗ 


laſſen werden. 4., 944. in felbige muͤſſen die Befannt- 


machungen in Domainen und Korft-, Verduferungs- und 
Verpachtungs-Angelegenheiten unentgeltlich aufgenommen 
werden. 4, 973. — Aufnahme: von: Kaufs⸗ Verkaufs— 


Mietbg- Anzeigen sc. in den Äffentlichen Anzeiger dem 


felven, ohne Einrüdung in die provinzielen ntelligenz- 
blätter. 2. 304. — unentgeltliche Aufnahme von —— 
machungen der. Koͤnigl. Dber» Bergämter im felbige. 2. 
566. — umentgeltlibe -Verabfolgung  derfelben an die 
Yrovinzial-Steuer-Direftoren. 1. 2. seq. — von felbigen 
fünnen den Gendarmerie- Offisteren feine 
wohl aber folche von dem Öffentlichen Anze = derjelben 
verabfolgt werden. 3. 566. — Haltung —* ben — Uns 
terbebörden, welche Büreaufoften beziehen. 4. 

umts-Suspentionen, —— zur Entſcheidung * Regie- 
rungg «+ Pleni. 

Anhaltſche ——— Ausfuͤhrung der gegen ſelbige 
angeordneten Steuer-Maaßregeln in Beziehung auf dem 

Kuba Batnertebr: 3 ie fer 

nhakt- Bernburg, Herzogthum, Bereinbarung mit fe 

ruͤcſichtlich der gegenfeigen Erbzinsverhältniffe. 3. „eleieen 

Anbalt-Deffau, Herzogthum, Verordnungen wegen der Nieder⸗ 
laffungen sc. in felbigem. 3. 366: 

Ankauf * Waaren Gewerbefchein - Extbeilung zu felbigem. 2 

27. 3. 815. — auf, Wocenmärkten, dazu bedarf es 

feines « Sewerbefiheing, 4. 1124. 

Ansaburger Militair- dein Be Handwerkg-Verhältniffe derfel- 
WR — e in der Anſtalt ein —— ee 
aben. 4 

nriöbelungen, fiebe Riederlaſſungen und, Wobnſihe 


De en 
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Anſtellungen, im Koͤnigl. Staatsdienſte, Sportel Anwendung 
bei felbigen. 1. 6. — rücfichtlich derfelben künnen jüdi- 
che Glaubensgenoffer wegen freiwiliger Theilnabme an 
den lebten Feldzuͤgen Feine Anfprüche geltend maden. 4. 
941. — der Unterbeanten, auf befchränfte oder unbe 
fchränfte ame. 4. 951: — in ftädtifchen unterbe⸗ 
Dienten« Stellen, Beruͤckſichtigung verforgumgsberechtigter 
Militair» Jnvaliden bei felbigen. 3 761. — fiebe auch : 
Staatsdiener, Subalternen-Beamte, Poltzei-Sergeantenic. 

Anzeigen, ſiehe Bekanntmachungen und ——— 

Anzeiger, oͤffentlicher, zu den Amtshlättern, fiehe d efe. 

Apothefen- Bifitationen, Gebühren- Säge für felbige Im 

Wohnorte der Mebizinal- Beamten. 1. 212, 2. 419. — 
rücjichtlich der letztern finden folhe auf die Regier. Mes 
dizinal-Räthe feine Anwendung. 2. 450. ; ! 

Apotheker, (Bharmazeuten), deren Prüfung nach dem Regle⸗ 

„„ment_v. 1. Des. 1825. 1. 157. 170. 186. seq. | 
Arbeiten, dffentliche, deren Einftellung an Sonn» und Fefitagen 
während des Gottesdienftes. 2. 354. — der häusliche und 

rubige Gewerbebetrieb gehbrt nicht zu dieſer Befchräns 

fung. 2. 354 — wo folche unfichere, mit Zwangspäflen 

teifende Individuen finden, kann ihnen der Aufenthalt 

neftattet werden. 2. 407. seq. — Hole und Feuer-, fiehe 

Tischler -Profeffion. 

Arbeitsfcheine, deren Ertheilung an die im Berlin fich länger 
| ———— Handwerksgeſellen. 2. 396. seq. * 

Arithmetik, ſiehe Mathematik und Rechnen. 

Armaturſtuͤcke, Portofreiheit bet deren Beziehung aus den Fa⸗ 
brifen. 3. 725. — 4. 1013. 

Arme, als folche find Diejenigen nicht zu betrachten, welche fich 

J ernähren Fünnen, aber dazu feinen Willen haben. 1. 138. 
| — fönnen dazır, fo tote auch zur Anfchaffung einer Wobh- 
nung, Durch Zwang bis zur Einfperrang im Landarmen- 

hauſe angehalten werden. ibid. — franfe, im wie weit 
Medizinal-Perfonen zu Kurfoften für felbige berechtigt find. 

4 1414. — fiehe auch Reifende, arme erfrankte. 

Armen» Aerzte, flädtiiche, deren Wahl und Unftellung. 4, 1062. 

Armen-Anftalten, Berfahren bei Ablöfung der denjelben zu- 
fiehbenden Renten. 3. 807. | | 

Armen-Kaffen, Erhebung einer Abgabe vom äffentlichen Lanz 

Iufibarfeiten zu Gunften derfelben. 2.420. 

ArmensDflene, Verpflichtung zu felbiger in Beziehung auf neue 

Etabliffements. 3. 808. — Verbältniffe zwifchen Gutsherr- 
ſchaften und Dorf-Gemeinen ruͤckſichtlich venfelben. 4. 1112. 

Armens Polizei. 1. 138. — 2. 420. — 3 30G0 1111. 

Armen Sachen, Portofreibeit in felbigen. L 57: © 

Urmenfteuern, follen nicht befonders ausgeſchrieben, ſondern 
——— aus der Kommunal Kaffe gedeckt werden. 2. 
120. — 4: 41111. ’ . 

Armenweſen, Herzogl. Altenburgifches Regulativ über felbigeg. 
3: 892. — desgl. in den Herzogthuͤmern Schleswig und 
Holfiein. 3. 897. — desgl. in den Fuͤrſtenthuͤmern Neuß, 

-  Jüngerer Linie. 3. 918. ’ 
Arreſt, ſiehe Perfonal-Arreft. 


! 
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yet eff alas fi gebe Eretutions« Dolfeedungen 7 
Atteſte, — imations⸗ Atte 
ET 54 "Sacten, ganze e Familien dürfen deren a Eine 
3. 793. — müfjen. die in Berlin fich länger auf: 
enden Handmwe — hg Fi 395. 397., 
af a ein diichen Ehen, fiehe Jude 
auf. von > Bdaten, —— Ertheilung zu felötgem. 2, 


ER rate, deren Dehfung. 1 194. 

Auſel au, laͤndlicher —— Beſimmungen rüd- 
fichtlich 'deifelben. 3. 821—825, _ 

Ausf er gungen 9 — bei den Provinzlal⸗ Behörden, Sportelfäße für 


Ausgaben, htsmäölge, fiebe Etats. 
Ausgangs- Steuer, Verfahren rüd sichtlich derfelben in Beʒie⸗ 
| bung auf die mit den Sahrpofien nach dem Yuslande ge- 
2 — une ıneiölofen —— 
n.dem vom ⸗ —— eſchloſſenen Lan 
Bent: er Neo. aa 9%. — deren Erdehung von 
obeifen in end Her Provinzen. 4. 985. 
Ausl and, —— Verfahren. ruͤckſichtlich der von 
mit. der Poft eingehenden Dalete. 1. 43—53. — 2. 332. 
rg 2 9,,— 4: 990. — Verfahren gegen die von 
bigem dem preußifchen Staate —— Se Iben 
aber nicht mehr erielben un Perjonen. 3. 800 — 
Auslaͤnder, —— derſelben und ——— eines 
von ſelbigen im Inlande. 3. 768. seq. — die Verbeit 
thung mit: Dreh chen Hinterthaninnen iebt en d: 
fein Necht. 3. 7 in wie pelt felbigen d 
handel a if. 2. 433. ‚4. 992. — Unte 
gegen felbige wegen Gewerbe Steuer-Rontrave 
1000. seq, — dürfen mit. Töpferiwanren kein aufir= 
bandel treiben. 2. 433. — Gewerbefteuerpflicht feit der⸗ 
ba 6 ‚für, den Handwerfäbetrieb. 4. 991. — brauch» 
are awenbtischhende. Seflattung deren Eint x 


4 — Ans und Auffauf von a 
* ——— 2. 427. seqg. — Königl. hötide Der 
ordnung rücklichtlich deren Berbeltasbung en. 4. 1152. — 
Verfahren gegen rd im Großbritanien und ' . 3 
632. fiche auch Niederlaflungen und Bob * 
dusieilungen, öffentliche, in Berlin, für vaterländifche Fabrk 
| » Bedingungen rücdfichtlich derfeiben. 3. 36. 
—— * en, durch, ſelbige können die fruͤheren —— 
nen-Nechte und der ehemal. Wohnſitz im Julande 
ren Beben. a ‚800. — nach Braſilien, deren Verbinder 
ae PR u nfenfe, fönnen ‚auf ‚ milita 
wan erun e 
Aus Sbhne —38 17 Jahren und darüber für Kent 
—B werden. 1. 225. a 
Auswärtige oragten, Bepiiape zu felbigen- * Ru 






2 u 


Aus weiſungen von Verbrecher und e Lan⸗ 
— und Vagabonden. | ven. 


ww So u IF ze 
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we, 
| = A—— 
| x 


B ad ev, ‚ fiebe "Bewerbefcheine. 

art re Aa ‚deren Entfernung, aus. ben. Dörfern. 3. 833, 

ad —— — Mchtaͤnnahme fremder Dienfiboten und 
—* urſchen, ohne Nachweis der Schußpocken⸗JIm⸗ 

pfung de 632. — allgemeine. Verordnungen uͤber Nieder⸗ 
laſſungen 2. in ſelbigem 836—669. | 

Daraniie F Dart, * Masmisehung und Anweiſung fuͤr das 


398 ſiehe a 
atern, — — über die Snfäßigmadhung, Berebell- 
hung und über die Heimath in felbigem. ‚3.851. 873—853, 
Baͤllenſ len an den Vorabenden großer Kirchenfeſte, ſo wie um 
eil an Dielen. ſelbſt/ nicht ſtatt finden. 1. 80. 87. 
‚Bahfd-Anwei fung N 
a bilantionene deren Verſendung mit ber of 4,1022, 
Banko⸗Schelne, 
Bannrechte, Zwangs⸗, ſiehe Rechte. 
Barbierſtuben, (der Stadt⸗C —5 und der stoßen Barbiere) 
‚deren Untericheidung durch aͤußere Bezeichnung. 1. 215. 
Baus nichläge, Berechnungen. in felbigen nach Schachtruthen 
und Kubiffußen. 3. 819. 
Bau engdter, ‚Hanen, Juden m im Großherzogthume Poſen nicht 


.. dr 4 
Baͤ und uiöbersliche Verbaltni e, fi che gutsherrliche. 
Bau es! uche, in 2* rule Stempelp —— 1.33, 
Baubölzer, zu. Staatsbauten, deren Verabfolgung aus Köni 
orſten gegen den Tarwerth und Verrechnung der Schr 
! perase ge für felbige. 1. 141—1 
Baubolj- Tattieme, 5 olzvertäufe. 
Baus: * —B——— antieme, deren Aufhebung bei 
ntreprife- Bauten. 1. 144..— RATTE: nur von der auf 
| - Koflen —E heipgenen Bezahlung Liquidirt und verrech- 
„Bet werden. 1, 
Baus ondufteure, Befttiimung. des Diätenfahes für felbige. 
I 1, 12. — müfjen fich bei Sienſtreiſen auf den oe 
ia —— oft bedienen. 1. Al. 
Ä Bau-Mater akien, ( era Dadıytötin, Mauerfteine) 
a BERN für felbige. 2. 434. — deren Verferti« 
u gu ut angelegten Feldöfen. 1. 147. seq. 
B —J—— ewilligung von Prämien für deren Entdeckung. 
1: Be et — Zahlung diefer Prämien aus Öffentl. Fonds. 


2. .32 

Baumwollen Waaren⸗Weber, über. deren Befuanig, ihre 
Sabrifate im „Dnpexttoge feil zu bleteit. 

Baur paligei, 4. 141. — 2 434. — 3. 819. 

Balls urn deren Anordnung. bei Ländlichen Bauten, 3. 822, 


— St ats = Bauten, (d 39 Verabfolgung des Bau⸗ 
zu 38 u Königl. Sorden, ge den Tat» 
werth. 1. 141—144. — Nen- Bauten, rüd — derſel⸗ 
‚ben muß dem amtlichen Ermeflen der Polizei- - Behörde 
Raum gelaͤſſen worden, ohne gerade den Buchfiaben ei⸗ 


B: 


* 
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nes Geſetzes für ſid ſyrechen zu laſſen. 3. 813. — land⸗ 
liche, Be Hmmungen wegen des Auselnanderbaues Derfel- | 

en. 3. 821— 
Bauwerke, größere Öffentliche, von deren Anfchlä und Zec⸗ 
nungen ſollen Kopien angefertigt, und der 
putation eingereicht werden. 4: 1128. 

Beamte, fiehe Anftellungen, Staatsdiener, Kommurrtal: Beamte x. 

Beglaubigungen, fiebe Bivimations- Attefte. 

Begnadigung, der bis zu felbiger detinirten Verb er, fol 

nicht vor dem Ablaufe der Strafzeit eintreten. en 

Beifaf \ en, (Schußverwandte), in den ebemal. Naſſa 

destheilen, deren Nieberlaflung und Theilnahme an den 
Gemeinde-Abgaben. 4. 1071 
Belanntmahungen, amtliche, zu welchen fein ———— 

laß vorhanden ifi, ſollen aus den Amtsblättern w 
fen werden. 4. 944. — in Domainen- und Korfi- Bein 
Gerungs: * Verpachtungs⸗Angelegenheiten, 
der Inſertions⸗ — — ſelbige, went 
unentgeltlich 004 en. 4. 973. — Iofale, deren 
me in den bffentlichen —— der Amtsblaͤtter und 
Wochenblaͤtter, ohne vorherige Einruͤckung ins 
— 2. * — ſiehe auch Amtsblatter, Gefehe umd 

ntelligenzwefen 

Detlev - —5 etatsmaͤßige Feſtſetzung rs. für, die Sträf- 

ge in Straf- und Beflerungs- Unftalten. 4. 11 
—Aä der an die Straf-Sektionen bei d 
fon-Rompagnien abzultefernden Individuen der 

| aut —— Reſerve mit felbigen, und deren Bi 
4 46 

Bella donna, deren Gebrauch als Schupmittel bet usbrechen- 
den Scharlach-Epidemien. 3: 8 

Berä, ——— Großherzogthum, feyiedsrichterfichen Berfahren 

üdfichtlich der in deſſen uͤbernommenen Lahdestheilen 
— V Rechte des Grundbeſitzes. 
Beitrags-Verhaͤltniß der Staatsdiener zur Ro 
Einfommenftener in felbigem. 4. 1080. — Befldtigung de 
Privat- Förfter in felbigem von Seiten der Königl. Res 
gierungen. 3. 718. — Dber-Bergifche Landestbeile, the 
malige Ausübung der Forſtwirthſchafts · Polizel in ſelb 


—— Bekanntmachungen deren unentgeltliche 
nahme in die Amtsblaͤtter 3 56 un 
ll a — ieh ei RD y 
ergwerke ebrauch der Da vy' ſchen e — 
* — ſe eigen 2. — 
ergwerks-Regale, 1. — 
Berichte, deren Erſtattung von Seiten * Ober» Yehfbene u 
* die re ee 4: 933. 
ernburg, fiebe Anhalt Rt — 
Bef heide, ——— der Propinnial⸗ ae Bdoiielin. 
wendung bei felbi De 2: 3. m 
Berforgungs- Arge egehbeitent, f find Son 
Beſoldungen, Königl. "Staatshiener, deren ea 
rechnung. 2. 309. «= "3. 052.653. — 4.963. de. — 
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wendung und Verrechnung der. Erſparniſſe bei felbigen. 

| — — Zuſchuͤſſe zu ſelbigen die Gerichts⸗Bebor⸗ 

den find vortofrel. 4. 1012. — ſiehe auch Goldzahlungen 

md; Penfionsbeiträge: fh 

Defferungs-Anfielten, Befchäftigung der Sträflinge im fel« 
digen, ‚befonders mit Anfertigung von Padtuch. 1. 129. 

—Siliehe auch Straf-Anftalten. | 

Seen fiebe Bußtag. 

Detteln, Strafverfahren gegen die bei felbigem angetroffenen 
beurlaubten Landwehrmänner und Kriegs» Nefervifien. 4. 


1096. 
Betten, alte und neue, weber mit dei einen noch mit den an 
dern darf Hanfirhandel getrieben werden. 2, 430. | 
Bewachungskoſten, von Polizeigefangenen, deren Aufbringung 
‚von demjenigen, welchen die Erhaltung der Gefängniffe 


— egt.. 4. 1110. 
Biberfhmwänze, fiebe Bau-Materlalien. 
Biblietheken, Königliche und Univerfitäts-, Ablleferung von 
Srelexemplaren verlegter Drugſchriften an felbige, 1. 88. 
DBleififte, fiche Zeichnungs- Materialien. 37 —8 
Brandenburg, Provinz, (und RNiederlauſttz) Landtags-Abſchied 
für die Provinzialftände derfelben v. 17. Aug. 1825. 2. 
462—503. — Reglement wegen. des Verfahrens bei der 
ae der Eaupehspe und Kreis-Deputirten in felbigen. 


3. 593.- — 4. 935. 

. Brand-Entfhädigumgs-Gelder, deren Erhebung auf Res 
51, tabliffements-Attefle. 3. 804. \ 

Braud-Verfiherungen, fiebe ee 

Branntwein-Brennereien,, fieuerliche Meldungen ruͤckſicht⸗ 

lich deren Betrieb. 1.29-32.: 

Brafilien, Verhinderung, der Auswanderungen nach felbigem, 
und Verfahren rückiichtlich derfelben.. 2.307. — 3. 635. 

Brauer ri 9 ’ Reueeliche Meldungen rädjichtlich deren Betrieb. 


Bräune, unter den Schweinen, Heilmittel für felbige. 2, 452: 

Bremen, Herzogtbum, Errichtung eines Kredit- Vereins für die 
Nitterjchaft im felbigem. £.- 521—557- 

Briefe, mit Geld beichwert, derem Befbrderung mit der Poft 
nach dem Defterreichifchen. 4. 1011. — aus. Frankreich 
zurücdtehrende, Verfahren mit felbigen. 4. 1011. — der 

s Soldaten, fiebe Soldaten-Briefe. 

Brüden- Gelder, Vrivar- und Kommunal, Befreiung der Ko— 
nigl. Beamten von jelbigen auf Dienftreifen.-2. 295, — 

Befreiung der Poſt Landreiter, Lohnfuhr-Kontrofleure und 
Gendarmen von -felbigen. 3. 731: 

unmen, deren Anlegung bei Chauffeehbäufern. 3..820 

her, fiebe Druckſchriften und Verlags-Artitel- — auf Kofler 
des Staats angeichafft, ſiehe Htenfilien. 

händler, ſiehe Verlags-Artitel. | 

nd, geheimer und. bochverräthifcher,_ deſſen Entſtehung, Vers 

ie Beſtrafung der Theilnehmer an felbigem. 
— 34. 

Burgermeiſter, ſtaͤdtiſche, zu Deren Wabl gehört ein 25jährtaes 

Lebensalter. 3. 7602 — tönnen für die Veranlagung von 


83 .&%8 
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Staats - Steuer Feine befondere Remuneration fordern. 
ee ‚Qewiligung igung' des Gnaden- Dunttals für Deren 
nterbliebette 
Burgemeifier- Stellen, A Städten, wo die Städte - Ordnung 
noch nicht eingeführt Aft, deren DBefehung, nach Pemie 
hung des‘ Gutachtens der Kommune Mepräfeitfanten. 4. 
1061. — umbefoldete, in den ——— Befuße 
um Konferirung derfelben find ſtempelpflichtig 
Bürgerrecht, Verfahren rüdfih chtlich heben — Minder- 
jährige, welche ein ererbtes Grundſtuͤck gemeinfchaftlich 
beliben wollen. ‘2. 386. — freies, auf en Erneuerung 
haben ehemalige Mititatrpetfonen. auch bei Wohriortsver- 
re eG elher, Adndtiäe,fB Gerbindering 
ürgerrechts-Gelder, e, Fönnen zur Ve 
a leichtfinniger Anfiedlungen nicht verdoppelt‘ * oe 
Be geheime ‚Verbindungen auf ee 
beten, sandte DBerbreitung und Beſtrafu * se 


250. 
Buß⸗ und Berti an felbigem dürfen. Feine bffemtlt e Kira 
| Kelron ats Anvdh. 4. BG. BT, femmlich 
—— — deren Stempelung. 400. 4 


“ 2* tar 
er: * 


Ca "ehr Chr Cr, Cu, fiche Ra, et. wi Eh 
Gen r ſtati Mr und udkarten d 
ARAR: Bir im — ber im Stuslande — 


ee inlaͤndiſcher Buchhändler: 
— 978. in * —— * 
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au 
Banffeehäufen Bine ung von Brunnen 
aui34 neue, vor deren Anlegun 
2 nigl. Gerteral- Kommando’s darüber elite 
| Fer — von den — * auf 
egeld⸗Erhebung von felbigen. 3.-686. — 
Ebau free, Detigel-o Be trafbefimmungen fe ia 
n 
her en, fiehe ombärn te und Medieosch — 2 — * 
Chrifilibe Ertenntntffe, auslandiſche K 
aft für ſeibige, von letzterer follen eine 

m Inlande geduldet werden. 1. 


Dachpfannen, fiebe Bau: Materialien. Au u 


5 
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| ie el, Beten Berfest ung in aut an elehten. es ent. 1: 
Dass 2 —Maaßb lung für fe A * j h 
Damm ar a Befreiung der Pof-Landreitet, Lo nfu RAR . 

eure und Gendarmen von felbigen. 3, 731. — fiehe * 
— Weägegelder. * 

Day ſche Sicherheits— gomven, fiebe Lampen 
Denunzgianten-Antbeil, kann si Beligeitienfen, Hur da Alte 
“geordnet werden, wo das Gefeh folchen- —— zu⸗ 
billigt. 4. 1097. — deſſen Einziehung, Eriaß und Ders 

rechnung in Staner-Defraudationg-Sachen. 3. 658. 

— desgl. in Stempel- Konttaventions-Gacen 3. —— 
Detenttonen. von Verbrechern, ſiehe letzt. | 
Detentions=Koflen, (für. — Verbrecher, Nichter- 

0 fung berfelben, nach der m it Sachfen-Weimar- beſtehen⸗ 

den Konvention. 4105 
Diätarien,. Anrechnung «der als Solche geleifieten Dienfie bei 

fpätern Penfionirungen. 2. 296 
Diäten, Tonnen den Beamten nur oa ihrer wirflichen Dienff- 

Katbegorie, nicht nach den Amtstiteln, bewilligt werden. 
4, 942, — — — von ſelbigen, wenn bei: kommif⸗ 
farifchen Gefchäften in dffentlichen Gebäuden. freie Wob— 
mag, Heitzung und Licht gewährt wird... 291. 3. 
.592..— deren Vergütigung in Angelegenheiten von Pri- 
vatperſonen. 2. 293: — deren —* Fr 2 
und Bau» Kondufteurte, 1.12. — rFor ee 

—dufteure. 1. 40. — für ——— id oe 
ſten⸗Zzulage von 80 I 2. 291: — für, —— 

328. — hr Med int Perſonen. 2. 
Kreis MedizinaleBeamge, befonders Kreis —— 
e 


J 


— 


fr ‚solche, oder aber bei. gerichtlichen Er nen 
_ Jür die Landtags · Abs eor dn eten der l⸗Staͤnde. 
‚2. 466. 478. 507: — für Inquirenten eo —ãA— 


‚rer. — Pan it Kriminal- uno Behtafn 4, 1102. 
Diebftä —— e/ —I —— — und B ung * die 
tsbehörden 


Dienkboten fiebe Gelinde. 
Sin——— gen, unfreiwillige, das Ir ge 
2 "gehdrt zum Reſſort des Regterungs-Pleni. 4. ‚45. — der 
* u jeumplauna Si: en Buterbensifen, Verfahren ruͤck⸗ 
erſelben —9 
Dienfreifen, auf felbigen: find bie migh Beamten von Zah⸗ 
lung der Pribat⸗ und Kommunal», Weges, Dflafter - und 
| Br der befreit. 2. 295. — fiebe "ükrigens Diäten, 
Fuhrkoſten, Neifekoiten. 
Dientieh der Givilbeamten, deren 5— und Betgeint- 
sung bei Penſi tonirungen derfelben. 1. 296 


Dottorwürde 7 mebhinifehe, was zur deren Erlangung erforbert 
wird. 1. 204— — Ausdehnung. der Prüfungen ruͤck⸗ 
fi Kari, —— auch auf die pharmazeutiſchen Studien. 


Domainen, Königl., in wie weit. für Befanntmachungen in Ver⸗ 
| aͤußerungs⸗ und Berpacytungs= Angelegenheiten derjelben 
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ae 1 in ent ichten find. 4. 973. — deren 
ranziehung zu den Kreis⸗Kommunal-Koſten. 4. 1077. 
Domainen- Yemter, Benukung deren MWohnungsgelag bei 
| en Geſchaͤften in deren Angelegenheiten. 2. 
Domaln ae » Berabfolgung der zer ‚gu fe felbigen 
aus Königl. Forſten gegen den Tarmertb. 
Domainen-, Erb» nnd Zeitpaͤchter, u gegen felbige 
en — in adminiſtrativem Wege. 3- 
Domain — Sr — ſt uͤcke, Stempel-Anwendung bei deren Vers 


uf. 1 
Domain £ 1-1 ntendanturen, Sportuliren sense in Doll» 
ei = Kontraventiondg- und Straf-Sacen. 3. 782. 
Domai nlal-Wbgaben und — Abzweigung der mit ſel⸗ 
bigen belaſteten Grundflüde 1. 
| Damanisiı, Def und Scha aufe r, deren Verpachtung. 


11 
Domanial—⸗ Renten, Heine, Verfahren bei deren Ablbſung. 4. 


-98 

Domini e , fiebe Butsherrfchaften. 

: Domizil, fiebe Wohnſitz. 

Dorf- Gemeinden, — derſelben zu den Gutsherr⸗ 
ſchaften In Beziehung auf Armenpflege. 4. 1112. — Ude 
nabıne deren Rechnungen unter Konturren; der Landraͤ⸗ 

—tthe. 1. 105. — Siehe auch Gemeinden. 
Dorf ohne das Verfahren’ bet Amts- Suspenfionen und 
| unfreiwilligen Entlafungen derfelben gehört zum Reſſort 
des Regierungs-Pleni.. 4. 945. 

Drud-GSad en, Portoberechnung bei deren Werfendung mit der 

* unter Kreuzband. 2. 334. — desgl. bei deren Ber 
dung nach den Niederlanden. 3.730. 

Deu af a Firten, Ablteferung von Sreieremplaren an die Königl. 
“ und an die Iniverfitäts-Bibliothefen von Seiten der Ver- 
leger. 1. 88. — Einfendung jährl. Verzeichniſſe von felpi- 
en an das Minifterium der Geiſtlichen- und Unterrichts» 
ngelegenheiten. 2. 382. — verbotene, Bellrafung des 
- Handels mit felbigen. 3. 7386. — ſiehe auch ——— 

Dutägangs- Abgaben, Verfahren rücfichtlich derfelden im 
Beziehung auf die mit den re durchgehenden Gü- 
ter des Auslandes. 1. 43—53. — 4. 990. — deren Er- 
bebung auf dem ———— uͤber dahen, Eckartsberga 
und Erfurt. 4. 986. — desgl. in dem vom Zollverbande 
ee Landestheile des Erfurter Regierungs⸗Be⸗ 

zirks. 4. 989. 


E. 


Eben, „Kbnigl. Sachſiſches Mandat gegen deren zu u feet 
hltefung von Seiten junger Mannsperfonen. 4. 1150 

— ung Handmwerksgefellen und —— —— Sid» 

fifche Verordnung darüber. 4. 1152. — ilidifche, fiebe Ju⸗ 

den. — wilde, fiehe Konfubinate. — fiede rem 

ren⸗ 


m ie 49. 


dei Güter. 1. 43—53. — 4, 990. — deren Erhebung in 
dem vom Zollverbande ——— Landestheile des 
Erfurter Kegier. = Bezirks. 4. 

ze iu die weſtlichen Provinzen. eingehenden Steinfohlen. 


Einfommen-Steuer, Kommunal, in dem ebemal. Bergi— 
ſchen Landestheileh, Beitrags-Verhältnig der Stantsdiener 
zu felbiger. 4. .1080, Ä i 
Einnahmen, etatsmäfige, ſiehe Etats. wein A, | 
Eifen, (Rodeifen), Ausgangs-Abgabe für felbiges in den dfilichett 
VProvinzen. 4 985. * 
Eltern, Inder fol die Erziehung ihrer Kinder abgenommen 
werden. 


- thengefchenf. 
England, ehe Großbritanien. 


4. 1051. 1053. — von ſieben Söhnen, fiehe Par _ 


Erbpadts= und Etbzins-Grundfiüde, Stempelanwendung 


bei deren DVerfauf. 1. 33. 
Erbichafts-Stempel, defien Berechnung ‚bei Lehnsanfällen. 4. 


rbverpachtungen, von Hospitalgüterit, zu felbigen genügt die 
ua Genehmigung des Pinifteriums des nern. 2. 121 
Erbzins-Verhältniffe, Mebereinkfunft mit der Anhalt- Bern 
butgifchen Regierung rücfichtlich derfelben. 3: GAd. 
Erfurter Kegierungs- Bezirk, Negulirung der Steuern in dem 
vom Solverbande ausgefchloffenen Landestheile deſſelben. 
; 4. 986-991. .: ni 
Greenntniffe, in Holzdiebſtahls-⸗Sachen, deren Mittheilung an 
die Sorfiämter. 3. 722. — gerichtliche, gegen die Theil- 
nehmer am dem geheimen Bunde. 1. 245—284. — 3.783. 
Ernte:Fefl, Zeitbefiimmung für deſſen Feier. A. 1099. 
EelaUm PRRLATEER, fiebe Militair ıc. | 
rzeugniffe, (Produkte), ländliche, zur Rahrung dieitende, de: 
.. ren Verkauf in mabl- und fieuerpflichtigen Städten, und 
au Hanber Einbringung in Quantitäten unter „5 
eniner. Y99; 
Etabliffements/ neue, deren Verbältnifie zur Armenvflege. 3. 508. 
Etats, deren Sertioung unter eigener Verantwortlichfeit der be- 
treffenden Minifterien, und deren Mit-Revifion und Bol- 
ziehung von Seiten des Finanz Miniftertums. 3.646651. 
— deren Mittheilung an die Stantsbuchhalterei. 3. 649. 
— Verwendung und Verrechnung der darnach beftimmtert 
Ausgaben, fo wieder Erfparniffe bei felbigen. 3. 650.5eq. 
— für Perjonal-Befoldungen, Hebertragung der perfönit 
hen Zulagen uny Gehalts- Zufchüffe auf felbige, 4. 963. 
seq. — fiehe auch Penfions-Etats. 
Examina, fiehe Prüfungen. | f 
Eraminations-Kommtffion, DOber-, fiehe Dber-Eramina- 
| tiong-Kommiffion, medizinifche. z 
Erelntions-Bollfirelungen, Auzütıng der ewelterten Bes 
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fugniß der Replerungen bei felbigen.. 3. 570-589. — In 
Beitreibung der Kommunal» und Snfitiuten Gefälle, fo 
wie der Kommuna]-Stenern, Grenzen des adminifirativen 
und serie. Reſſorts rücfichtlich derfelben. 4. 1067 — 

. 4070. Verfahren rücfichtlich derfelden in ftädtifchen 
Schulden: Sachen. 3. 766: — desgl. in Beitreibung der 
- den Kommunen aus: privatrechtlihen Titeln zuſtehenden 
räftationen auf gerichtlihem Wege. 4. 1081. — Fünnen 
uf adminiſtrativein Wege in Anfehung des judenfchaftli- 
chen Gemeine: Abgabenmwefens nicht ftatt finden. A. 1082. 
Ertrasmon,, — der Pferdezahl - felbige bei gemein- 
fchaftlihen Dienftreifen. 1. 11. — 2. 293. 294. — 3.591. 
._ eh bei den Dienftreifen der Regierungsmitglieder. 

3. 589. seg. — fiehe auch Fuhr⸗ und Reifefoßen. _ 


Fß. 


a Sabeitarbeiten, Verwahrung der für felbige befitimmten Kin« 
Sue r vor a Euren. 1052. 1054. 
en Babeitate, batelämifde, deren öffentliche Ausfiellung in Berlin. 


Sährgelder, er der men, eobnfaßr- Kontrol- 
leure und Gendarmen von felvigen. 
sa rzeuge / ſiehe Kähne, ———— und ———— —— 
edern, ſiehe Schreibmaterialien 
eldmeſſer, Ära des Diatenſates fuͤr ſelbige. 1. 12. 
erten, ſiehe Schulferi 
efitage, Einftellung Bientiche —— —* den Voraben⸗ 
den derſelben. 1. 86. seq. a. dem Buß- umd 
Bettage felbft, fo wie amı Ch — tage an an dem Feſt⸗ 
tage zum Andenken an die Verilorbenen. ibid. — —8 
rend des Gottesdienſtes an ſelbigen duͤrfen keine 
liche Arbeiten ſtatt ſinden, dagegen iſt der ſaͤmmt tliche, 
rubige Gewerbebetrieb nicht zu unterfagen. 2. 354. — in 
den vormal. Saͤchſiſchen ee in wie weit deren 
kirchliche Feler flatt finden fol. 3. 742. 
Gehungsgefangene, von felbigen fon der Urppede- Eid nicht 
* a Eu Nindolehes; fieb 
euer, oder Hinterbrand, Krankheit des Rindvlehes; fiehe diefes. 
Yrbeiter, fiebe Schlöffer- Profeffion. 
euersb ehr fe, deren Löfchung durch Mifi fhung dee des Waſſers mit 
Alaun. 1. 134. — auf dem platten Lan g —— ne) 
Bo — zu deren Verhuͤtung. 3. 
———— — Verhaͤltniſſe der — zu ——— 

411. — Mobiliar⸗ und Immobiltar - ee 
“röjerungen in ee 3. 803. — desgl. der uden-Sy- 
nagogen. 2. im Großherzogthum Vofen, Beitritt 
der Königl. — Magazin» Gebäude, nicht aber der 
neuern Milttairgebäude zu felbigen. 2.412. seq. — Siehe 
auch Brand-Entichädigunag-Gelder. 

BeReaBa nei :Ungelegenheiten, ber Kurs und Pteu- 
märfiichen GeneralsLand-Feuer-Spzietäts-Direftionen, An- 


wendung der en und Portofreibeit in fel- 
bigen. 1023. — 


* 


— — \ 


* su 
euner- Sozietdts-Meiträge, derem Aufbringun 
& a ealine Gedune ees far Sieden 
EnnersänsietätseDiireftanen, deren Wahl in der Kurmarf. 
4 


Fideihbommiß—-Guüter, in wie weit felbige zur Bepfandbrlefung 
geeignet find. 2, 346. 

Kinanzrätbe, Rangverbältnifie derfelben. 4. 938. 

Sinanz- Verwaltung im Allgemeinen. 1. 21. — 2, 308. 
iscus, Sicherung defien Mechte umd Forderungen bei Exeku— 

a tions» Volfiredungen auf adminifkrativem Wege, ee 

535. seqg. — demfelben fiebt in dem Vermögen derieni- 

gen, mit welchen ex contrabirt bat, ein gefehliches Pfand» 


recht zu. 3..587. 
Fiskaliſche Geldßcafen, fiebe Strafgelder. | 
Flugſchriften, et jährl. Tabellen von felbigen an 

das Minift. der Geiſil. Unterrichts« sc. Angel. 2. 382. — 
| ſiehe auch Freteremplare. 
derdee an Staatsfonds, ‚deren Anrechnung auf Abgaben⸗ 

NRüdftände. 1. 22. aus Kriegs-Schuldenfaen ; fiehe diefe. 
HorfirUngelegenbeiten, technifche, deren Bearbeitung bei 

den Regierungen. 2. 287—289. . 
Forfi-Bauten, Verabfolgung des Bauholzes zu felbigen aus 
\ Königl. Forſten gegen den Tarwerth. 1: 141—144. 
Sorfi-Beamte, follen vom dem Ausfalle der Holzdiebfiahls- Un⸗ 
terfuchungen durch die Gerichte in Kenntniß gefeht wer- 


bei. 3: 122: une af . a x 

Forſten, Königl., in wie weit für Bekanntmachungen in Verdufe- 
rungs- und Berpachtungg - Aingele enbeiten Man In⸗ 
fertionstofien aufzubringen find. 4. 973. — Siehe aud) 
MWaldungen. € 

Foͤr ſter, Privat, im ebemal. Großberzogtbum Berg, deren Be— 

i ftätigung durch die Regterungen. 3: 718. 

Eörfier- Stellen, untere, auf felbige werden nur durch den 
Dienfi ‚bei dem Garde⸗Jaͤger ⸗Bataillon oder bei den Jaͤ—⸗ 
gerabtbeilungen Anfprüche erworben. 2. 325. 

Sorfi-Kondufteure, Diften Saͤhe für felbige. 1. 40. — müf- 
fen fich bei Dienfireifen auf den gewoͤhnlichen Poſtſtraßen 
der ordinairen Poſt bedienen. 1. 41. 

Sorfimeifter, amtliche Funktionen derfelben bei den Regierun- 
gen in Stelle der Dber-Korfimeifter. 2.237. oeq. — Siehe 
auch Dber- Forfimeiiter. 

Sörfi-Strafarbeiten, derem perfönliche Abbügung oder Ver⸗ 
mwandlung detfelben in Gefängnißfirafe. 2. 327. 

Forſt-Strafarbeiter, deren tägliche Verpflegung wird auf 2 

Pfund Brot feitgefekt. 1. 43. 

orfi-Berwaltung. 1. 35. — 2. 325. — 3. 718. — 4. 1008, 
orfiwirtbfchafts- Polizei, deren Verwaltung im Ober-Ber- 
gifchen. 1. 35: 

Sourage, derem Lieferung, Liquidation und Vergütigung für die 
Sendarmerie.. 1. 111. — Rationen, für die Pferde der 
Land-Gendarmerie, deren Feitfehung- 4. 1087. 

Sranfreich, Königreich, Verfahren mit den Metourbriefen aus 

| felbigem. 4. 1011, u 
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reie emuinte, von EHEN, — Ablieferung von den 
5 s Verlegern an die Königl. und an die Untverfitätsbiblio- 
thefen. 1. 388. — deren Einfendung fol nicht mehr an die 
Geheime —— des Polizei⸗Minifterlums, wobl aber 
noch an das ſtatiſtiſche — fiatt finden. 4. 1098. — 
von den Amtsblättern, fiche diefe 
TR. fiebe Ausländer, Nitederla aflungen m und d Wohn tz. 
remden=Polizet. 1. 121. — 2. 
remden-Regifirirungs- Bill, deren —— in Groß⸗ 
britanien und frland. 3. 632. 
u deren Eiquibation und — bei H gemeinfhaft 
Dienftreifen. 1. 11. — 2. 292. 
— —— derſelben von Seiten re 34 tinal- Be 
—443. — desgl. von Seiten der Reglerungss 
itolieder. 3. 589. seq, — Siehe auch Reifeto en. 


G. 
Garde-Landwe hr ſiehe 1 


Gaſthaͤuſer, Öffentliche, im felbt Ipen follen feine Haustranungen 
att — 3.,743. — Domanial⸗, deren Verpachtung. 


Gebäude, "Tändliche, Befitenmungen wegen bes Auseinander⸗ 
Baues derſelben. 3. 821—825 

Gebuͤhren, für Abotheten-Vifitationen. 1. 212. — 2. 449. — für 

| Medizinal»- Beamte in den Rhein— ve in Unter⸗ 
Fan und Straf: Sachen: 2. 442. seq. — ſiehe pn 
Prüfungs-Gebühren, desgl. Sportliten, Sporteln und 
Stener-Erheb er. 


e 
ge —— en anisgetäße. 
e 
e 


ei 5 RN fiebe lebt. ö 
Art iche, koͤnnen rücfichtlich ihrer Einfünfte — — = 
nal-Steuern nicht herangezogen werden. 4. 
gelifhe, deren Verpflichtung zur —ã e und Elefüh- 
rung, der neuen Agende bei Uebernahme von Pfarrfiellen. 
2. 348. — Fatholifche, aus dem rt re dee 
vafanten Pfarreien durch felbige. 3. 741. — Wfpiranten, 
Genügung der —— von Telbigen. 1. 226. 
— fiebe Briefe. 
rn, — — bel deren Verſendungen mit der 
2. 336. — nähere Bezeichnung der portofreien 
Rubeifen für felbiae. 3.731. seq. — der Sera Polls 
porto-Ermäßigung für deren Verfendung. 1. 61—69. 
Beldfirafen, für umterlaffene Anſchließung bee Kähne in den 
Grenzbezirfen. 1. 118. — fiehe auch Strafen, Strafgel- 
der und Bolisel-Geldftrafen. 
Geldzahlungen, an öffentliche Saffen, deren Leifiung in Zing- 


‘ 
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foupons von Staatsfchuldfcheinen. 1: 23. — fiehe auch 
Kaſſen⸗-Anweiſungen. hei 
Gemeinde-Abgaben, Theilnahme der Beiſaſſen und Schub- 
| verwandte an felbigen. 4. 1071. seq. — ſiehe auch Kom- 
munal- Abgaben und Kommunal: Steuert., 
‚Gemeinde-Bedürfniffe, folen von allen Gcmeindeglicdern 
möglichtt gleichmäßig getragen, und Prägravationen ein- 


zelner Klaffen vermieden werden. 4. 1076. seqg. — Beis 


trags⸗ Berhälmmiß der Staatsdiener zu felbigen in den 
! ehemal. Bergifchen Landestbeilen. 4. 1080. | 
Gemeinde-Laften :c., fie Rommunal-Laften. 


.Gemeinden, Aufbringung der Koften in den von felbigen zu 


führenden Prozefien. 4. 1075. — exefutivifche Beitreibung 
der. denfelben aus privatrechtlichen Titeln uſſehenden 
Präftationen auf gerichtlichem Mege. 4. 1081. — in den 
Rheinprovinzen, ii, der von felbigen abzufchlie= 
genden VBergleihe durch drei NRechtegelehrte. 2, 385. — 

fiebe auch Dorf-Gemeinden und Korporationen.' 
Gemeinheits-Theilungen, Koften-Aufbringung in. felbigen 
von Seiten der Partheien. 2. 344. — Regulirung der 
Grundſteuer bei felbigen.. 3. 670, seq. — Stempelpflich- 
tigkeit und Stempelfreiheit bei Vollmachten in felbigen. 


3 712. | 
Gemuͤthskranke, von deren Aufnahme in Brfentliche Heilartftal- 


ten. fol den Gerichten Anzeige gemacht werden. 1. 218. 
— die über deren Zuftand aufgenommenen gerichtl.‘ Pro= 


tofole find den Regierungen mitzutbeilen. 4. 1135. — . 
— allgemeine Vorſchriften rücfichtlich des Verfahrens 


gegen felbige. 4. 1136. — Militairperfoten, von den ruͤck⸗ 
schtlich derfelben eingeleiteten Unterfuchungen, fo wie von 
deren Ausfall, fol den Militair- Behörden Nachricht ge= 
eben werden. 4. 1148. 
‚General-Kommiffionen, zur. Regulieung der autsherrlichen 
— Verhaͤltniſſe ꝛe, Verbeſferung deren Ge⸗ 
richterlicher Entfcheidung der den Grundbeſiß betreffenden, 
aufgehobenen Rechte in den vormal. Königl. Weſiphaͤli— 
fen, Bergifchen zc. Landestheilen. 3. 619. seq. — For⸗ 
mular zu den Koflenrechnungen der Kommiffarien und 
—— bei felbigen, 3. 657. — Porto⸗Konto⸗ 
‚Führung für felbige und deren Spezial» Kommiffarten. 3. 
33. — diejenige in Stendal, Ausdehnung. deren Ges 
fodftsteehiee auf die ganze Provinz Sachfen. 4. 1029, 

General-Rontrolle, deren — 3. 646. 649. 
Gendarmerie, die Kommandirung derſelben zu Aufträgen ande- 
rer Bebbrden, kann nur von den betreffenden Negierun- 
gen und Kreis-Pollzei- Behörden ansgehen. 1.110. — Lis 
quidation und Vergütigung der für felbige gelieferten 
— 1. 111. — Rationsſaͤtze für die Dienfivferde der⸗ 
elben. 4 1087. — deren Befreiung von Damm⸗-Faͤhr— 
und Brüden- Geldern. 3. 731. — Hit von den Beiträgen 
zur Unterhaltung der Drtsfchulen befreit, muf aber für 


den Kinder» Unterricht ein mäßiges Schulgeld entrichten. : 


3. 1750. — Penſions⸗Abzuͤge vom deren Löhnungen. 4. 1088 


brung. 2. 472. 512. — deren Reſſort bet fchiede- _ 


— 41093. — die Entlafung und Pen — derſelben 
reſſortirt kuͤnftig von dem Koͤnial. Kriegs Minifterio. 4. 
1094. — Zahlung des Sterbes Monats am, bie Hinterblie- 
benen derfelben. 4. 1095. al — 
Gendarmerie-Dffiziere, ſollen nur von dem dffentlihen Atı- 
geiger der Amtsblätter, nicht aber von IERSeR Frelexempl. 
hrbalten. 3: 566. — nusgefchiedene, ZSurücdzaplung ver 
,.. Penfiong- Beiträge an felvige. 4. 1094. * 
Geometrie, ſiehe Mathematik. 
werat nisch; auf Koſten des Staats angekauft, ſiehe Uten⸗ 


ilien. — 
meraerel ehr (eb und MWeißgerbereien), deren Aulegung in 


tädten. 3. 812. 
Gerichte, denfelven fol von der Aufnahnte gemüthöftanter Per 
fonen in Öffentliche Heilanftalten Anzeige gemacht werden. 


4... 218: Be 
Gefandte, (Refidenten, Bevollmächtigte 1e-) für fremde Regie 
rungen, als preuß. Untertbanen, fiebe leht. 

Gefchenke, für Korporationen und Gemeinden, zu deren Annah- 
| me fünnen die Regierungen die Genehmigung War ra 
' 4. 1070. — für pia corpora, Genehmigunge Ertbeilung 
Befeh — N ch N p — 

eſetze, Verordnungen zc.), Deren gultige Pu | r 
—XX 


Gefeh⸗Samm ung oder durch die Provinzial⸗Am 


3: 561. | 
Gefesgebung, inländifhe, 1:1. — 2. 285. — 3, 561. — 4. 
933. — ausländiidhe. 1. 235. — 2. 521. — 3. 849. — 4 


| 1149, - au 
Gefinde, Verfahren bel deſſen Mietbung. 1. 115. — Gebraug 
„der geftempelten Dienft:Entlaffungs-Scheine für felbiges. 
1. 4116. — 2. 321. — bei Kinder unter 14 Jahren bedarf 
es der Löfung der letztern nicht. 1.116. — DB chtung 
deſfeilben zur Fortſetzung des Dienſtes nach dem Tode des 
Brotherren. 2. 391. seqg. — neu angebendes und armes, 
Anwendung der Stempelfreiheit . bei _obri feitlichen Atte⸗ 
fien für felbiges. 3. 712. —_ Verhaͤltniſſe der Schäfer 
fnechte der Stromfchifrer als folches. 3. 787. — fremdes, 
wird im Badenfhen ohne Nachmweis der Schutzpocken⸗ 
Impfung nicht aufgenommen. 3. 639. : 
Gefinde-Dienftibücher, deren Nichteinführung, 2. 390, 


Gefinde-Entlaffungs :- Scheine, deren NAUSTeFHSuNE und 


Aufbringung des. Stempels zu felbigen. 2.321. — 
Befuche, bei den Militair- Verwaltungs Behörden und Truppen 
Kommando’s eingehend, find ftempelfrei. A. 1003. — um 
Konferivung von rheinifchen Burgermeifier-Stellen, Stem⸗ 
pelpflichtigteit derfelben. 4. 1004. — in Berſo ungs-An« 
gelegenheiten der Invaliden, Portofreiheit berieiben. 4. 


1027. 
Betränfe- Steuer, Vorfchläge der Landftände ruͤckſichtlich der» 
ſelben. 2. 492. 515. | 7 
Getreide, Legitimarionsfcheine für deſſen Transporte im beit 
G oo en op Benmte 7 — * — 
ewerbe, duͤrfen Pof-Beamte ohne Genehmigung De . 

| Yoflamts nicht treiben. A, 1012. — deren häuslicher und 
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| 2 —* kann während des Gotteshiendes an Sonn— 
und Fefttagen nicht unterſagt werde 
Gemwer — b * rieb, unbefugter, deſſen — — 


———— dfeniliche Ausſtellung der durch felbigen ent⸗ 
ſtandenen vateriand iſchen Fabrikate in Berlin. 3. 736. 
| Gewsrher IRHÄENInE wir l.,. in Berlin, deſſen Einrichtung und 
eitimmu . 

ir dr — 2. 422. — 3. 811. — A. 1116. 

Beneuset eine, Er Ausdehnung auf mehrere Meglerungs- 
Bezirke findet ‚von ‚Seiten des Mintfteriums des Innern 
nur ausnahmsweiſe, befonders für -den Viehhandel flatt. 
2. 429. — in wie weit ſolche zum — An⸗ und Auf- 
fauf ertheilt werden fünnen. 2. A427. —ı3. 315. — ‚deren 
Löfung zum An- und Verkauf auf Wocenmärtten. 4.1124, _ 
— deren Ertbeilung auf Zimmer» und auter-Sllckarbel- 
ten. 4. 1129 [1315— deren Edfung von Bädern, Schläd: 
tern und Meblbändlern, welche außer der halben Bannmeile 
einer mahl= und UBER Stadt. Vene n, für den 
Verkauf außer der Marktzeit. 4 wie weit fol- 
che von Landleuten. zu dem Berta trodner Muͤhlenfa⸗ 
brifate in den u üdten. zu Tdfen find. 2. Sid — fiehe 
auch Hanfirhandel. 


Gewerbe-Öteuer, Borfchläge ber Landflände tüdfichtlich" der= - - 


elben. 2. 495. 515, — deren Erhebung auf dem platten 
ande gegen ae jr Hebegebübren. 3. 666—670. — der 
Handwerker, chtlich der Zeitbeflimmung. 4. 995. — 
deren Erbebung vom Ztegel- und Ra Denen 3. N 
— desgl. von ausländifchen Handwerkern. nt 
‚von ‚Lotterie - Einnehmern. 3. 708. deren —5 
fuͤr den Gewerbebetrieb im Umberfieben. ohne Gewerbe- 
fein. 3..817. — bei deren Defraudation ey die Trans- 
.‚portmittel der ohne Gewerbefchein umberziehenden’ Be 
werbetreibenden der Konfisfation nicht unterworfen. 
708. — deren Erhebung vom Sciffergemerbe mit Brom. 
—— und — — 4. 992, — desgl. von der 
bebderei. 4. 994. — von REM int» umd ausländifcher 
Berfi —— galien A 996. — unbeibringliche Quo⸗ 
„ten derfelben, deren Liquidation und Verrechnung. 4: 997. 
— fiehe auch. Gewerbefcheine. 
Bewerbe-Öteuer- Zenteeleutianin, angländifcher Hau- 
firer, deren Unterfuchung. 4. 
Belwerbe-Öteuer-Strafe, deren ‚Beftetung fü für den unbe- 
fugten Gewerbebetrieb Im Umherziehn. 817. 
Gewerbetreibende, brauchbare, deren —— aus dem 
Auslande. 4. 1124. — ſiebe auch Gewerbeſcheine, Gewer— 
be⸗Steuer und Hauſirhandel. 
Gewichte, ungeſtempelte, die fuͤr deren Gebrauch aufkommenden 
Strafen gebühren den Kommunen, 3. 818. 
GÖnaden-Bewilligungen, für dic aus dem dazu beffimmten 
; Fonds angewiefenen Zahlungen bedarf eg keines jährlichen 
Etats, fondern nur der Einreichung einer jährl. Nachwei- 
fung an dag Königl. Sinang Miniiterium. A. 965. 
Gngdengehälter, für invalide RUNAEE) deren Wiedereinzie⸗ 
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bung oder Belaffung bei Wicderanftellungen oder Befchäf- 
tigungen Im Staats= ‘oder Kommungldienfte. 4. 948. 

Gnaden- Monate, deren Zahlung am die Hinterbliebenen der 
mit Urlaubsgebalt entlaifenen Invaliden. 1. 229. — Desgl. 
an die Hinterbliebenen der Gendarmerie-Wahtmeifter und 
Gendarmen. 4 1095.— desgl. an die Wittwer und 
Defcendenten verfiorbener Militair-Penfionairs und in- 
validen. 4, 1145. — Entrichtung der Penjionsbeiträge von 
felbigen. 4. 953. 958: 962. ya 

Gnaden-Duartale, Penfions-Beiftäge von felbigen. 953. 

Ä 953. 962. — deren Bewilligung für die Hinterbliebenen 
ſtaͤdtiſcher Burgemeiiter. 3. 763° 

Gnaden- Thaler, der Invaliden ſiehe Tebt. 

Goldzablungen, bei den Gehältern Konigl. Beamten, deren 
Bewilligung a Verrechnung , gegen 10 Prozent Agio. 
4. 954. seqg. — füllen bei den Beh dungen neu angekell- 
ter Beamten wegfallen. 1, 9. — bei Wittwen-Raffen-Bei- 
trägen der Givil-Beamten. 1. 17. 

Gottesdienſt, deſſen Beſuch von Schulen duch während ber 
Schulferien. 1.92. 2.369: — während deſſelben an Eonn- 
und Fefltagen Fann der häusliche und ruhige Gewerbebe- 
trieb nicht unterfagt werden, wohl aber der Betrieb df- 
fentl. Arbeiten, 2. 354. —* 

Grastulationen, von Öffentlichen Behoͤrden, Militairperſonen 

und Beamten feither eritattet,  follen aufpdren. 1. 3. 

Graupen, fiehe Mühlen-Fabrifate. t 

Grenz-Zollbezirfe, Austellung don Legitimationsfchelnen für 

Sachtransporte in felbigen. 3. 686—689. 

Großbritanien, (und Frland) Köntgreich, Verfahren gegen die Aus— 

he in re bigem, nach der neuen Fremden-Regifirirungs- 
. 3,.632. 

Grundbefttz / fchiedsrichterliche Entfcheidung der denfelben be- 
treffenden Nechtsverbältniffe zc. im dem vormal. KHönial. 
Wefiphälifchen, Bergifchen 2. Landestheilen. 3. 619—631. 

Srundfieuer, deren NRegulirung bei Auseinanderfebungen nach 
den AgrarrGefepen. 3. 670. seq. — Zulage Mein an auf 
felbige. Behufs der Besirfs= und Gemeinde-Laften, Be 
freiung der Pfarrei-Grundfüre von felbigen. 1. 101, 

Grundfiüde, mit Domanial- Abgaben und Leitungen 
deren Abzweigungen. 1. 1. — deren Grwerbung von jü- 
difchen Staatsbürgern. 3. 781. — 4. 1083. — der fädtl- 
fhen Kirchen, deren Veräußerung. A. 1074. — zu deren 
Erwerbung für fatholifche Kirchen künnen die Dber- Drd- 
fidenten die Genehmigung ertheilen. 2. 355. — Gilehe 
auch Güter. & | E 

Grüße, ſiehe Müblen-Fabrifate. 

Gutachten, ärztliche, Von den Gerichten eingeforbert, deren Mit- 
tbeilung an die Negierungen. 4. 1135. | 

Güter, (Grundfiücde), deren Bepfandbriefung. 2. 345. — in 
Konfurg befangene, Beitreibung der Stener-Mefte von 
felbigen. 3. 715. — können Juden im Großbersogibum 
Pofen nicht erwerben. A. 1083. | 

Güter, Faufmännifche, mit den Fahrpoſten ein aus⸗ und d 
gebende, Verfahren mit felbigen ruͤckſichtlich Des 121 
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‚chen Intereſſes. ¶ 43-53. — Anfertigung der Frachtzet= 
tel — Deklarationen von felbigen. 1. 52, 53. — Siebe 

au aaren. | ' 
BGutsbeſitzer, welche ſich abwechſelnd in Staͤdten aufhalten, 
+ Heranziehung zu den ländlichen Kommunal-Steuern. _ 


« * 387« 
Gutsherrliche und baͤuerliche Berhältniffe, Koſten-Auf— 
*— —— aet, Deahlirung derjelben, von Seiten der Par- 
eien. . \ 
Gutsherrfhaften, (Dominien), Verhaͤltniſſe derfelben zu den 
Dorfgemeinen in Beztehung auf Armenpflege. 4. 1112. 
Gymuaſten, Befehung der Lehrerſteleu an felbigen. 2. 357. — 
Siehe auch Schulen, gelehrte. : 


Halb - Sinvaliden, fiehe letzt. 
Handel, mit verbotenen Schriften und Nachdrücden, deſſen Be- 
| firafung. 3. 786. — ſiebe auch Haufirbandel. 
Handwerter, Bewerbefieuer- Erhebung von felbigen vinckfichtlich 
ber Zeitbefimmung. 4. 995. — Berbältniffe der Anna- 
burger Militair « Zöglinge, wenn folche in der Anftalt ein 
Handwerk erlernt haben. 4 1117. — ausländifche, Bewer: 
bejieuerpflichtigfeit derfelben. 4. 991. 2, | 
Handwertspurfhen, (und Gefellen), bedürfen neben ſtempel⸗ 
pflichtigen Wanderpaͤſſen feiner. befondern Reifepäfle. 1. 
25. — anfommende und abwandernde, Reglement ber 
die Kontrolirung derfelben im der Haupt⸗ und Reſiden 
* Berlin. 2, 393—399. — Berpfiichtung derfeiben zur 
dfung von Aufenthaltstarten bei längerem Aufenthalte in 
jelbiger. 2. 395. — desgl. von Arbeitsfcheinen. 2. 396. - 
seq. — kranke, deren Unterfiükung aus der Gewerkskaffe 
2. 397. — Erfiattung der Kur- und Verpflegungstoften 
für_jelbige. — 3. 810. — jüdifche, Ertbeilung von Wan- 
päflen für felbige. 3. 791. —  Königl. Sächfifibe Verord⸗ 
nung über deren Ehen. 4. 1152. — desgi. über deren 
Wandern. 4. 1154. — fremde, dürfen im Badenfchei 
ohne Nachweis der Schutzpocken⸗Impfung nicht aufge⸗ 
nommen werden. 3. 639. 
Hannover, Königreich, Verordnung wegen Errichtung eines Kre— 
| dit- Vereins für die Kitteefchaft des Herzogthbums Bre- 
men. 2, 521—557. — Berfahren in felbigem bei Nieder- 
lafjungen. 3. 854. — Verfahren rücfichtlich der nach fel- 
| bigem abjufendenden NWagabonden. 4. 1108. 
Hanfentiihe Departements, ‚ebemal. franz., aufgebobene 
Rechte in felvigen, ſiehe Rechte. 
Hänfer, deren Erwerbung von Kuden im Großherzogthum Pofen, 
ſiehe Juden. — deren Bau, fiebe Bauten, 
Hauſirer, welche ohne Gewerbeſcheine umherziehen, deren Trans⸗ 
portmittel ſollen der Konfiskation nicht unterworfen fen. 
3. 708. — auswärts wohnende, follen vor. Ereheilung 
des Gewerbeſcheins über den berichtiaten Klaffeniteuer- 
Deitrag den Nachweis führen. 3. 706. — quslaͤndiſche 


und der Flucht verdächtig, Unterfuchungen gegen felbige 
wegen Gemerbefieuer-Kontraventionen. 4. 1000. 

banfirbandel, if mit Schreib- und Zeichen-Materialien, jedoch 
nicht mit Papier erlaubt. 2. 423. — kann mit rober Wolle 
Statt finden. 2. 429. — aber weder mit olten noch mit 
‚neuen Betten. 2. 430.,— if mit Waaren aus Kupfer und 
Meffing nachgegeben. 2. 431. — tiber Die ni der 
geineite und Baummolen-Waarett-Meber zu felbigem. 2. 
432. — folen Ausländer mit Töpferwasren nicht treiben- 

- 2. 433. — in wie weit folcher den Ausländern über 
geftattet werden fann. 2. 433. — ohne Gewerbefchein, 
deiien Beftrafung durch Nachzahlung ver Gewerbeftener. 


Hausſchwamm, deſſen Vertilgung durch en des unter - 
dem Namen Sublimat befannten Duedfilberfalges. 1.146. 
aus- Trauungen, fiehe let. . | 
Hebammen, deren Prüfung. 1. 192. 195. — Gebühren, zur Un- 
terfiühung der Land⸗Hebammen von Geburten und Trau⸗ 
—* au — dazu ſollen auch die Iſraeliten bei- 
ragen. 3. 832. 
Hebegebübren der Stener-Erhebet, ſiehe diefe- 
8338586 ſiehe Abgaben. | 
efen-Bereitung, aus Matfche, fteueramtliches Verfahren 
rüchfichtlich derfelben. 3. 705. | 
Heilquellen, (Bäder), von dem Zuflande derſelben follen jähr- 
liche Nachrichten an das Diinifierium der Mebdizinal- ı- 
Angelegenheiten eingefandt_ werden. 1. 216. 
ne und Hetmatbslofe, fiebe Wohn. 
eirathen, zwifchen Ausländern und preufifchen Unterthanin⸗ 
Sernftichen — ee Ra zur nt nn 
reußtfchen. 3. 769: — frühzeitige, junger Mannsperjo- 
nen, Könige. Sachſiſches Mandat darüber. 4. 4150. — 
Stebe auch VBerbetrathungen. x 
Helratbs-Konfenfe, deren Ertheilung an Königl. Beamfe, mit 
Berückfichtigung des. von den Braͤuten derfelben 
fiellenden Reverſes oder des Beitritts zur Wittiven- 
3. 615. — fir Unterthanen, deren Abfchaffung in dem vor- 
maltgen Nailauifchen Landestheilen. 1. 87. 
Heffen, Großherzogthum, Verordnungen wegen Der Niederlaffun- 
Set 22 * en ie 860. 24 * —— 
effen, Kurfürſtenthum, die von ben Kre ent 
ausgeftellten Reiſepaͤſſe find als vollgültig anzufehen. 3- 
790. — ——— wegen der Niederlaſſungen in ſel⸗ 
em. ⸗ 

—— ebene, ſiehe Gnaden-Monat und Snaden: Zuattal. 
Rialsil sent, Krantheit des Rindviehes; fiebe dieſes. 
Hochverrath, Sirafbarkeit deſſelben In einer derſelben 

tenden, gebeimen Verbindung. 1. 271. seg. 
Hofrätbe, Rangverhältnifie derjelben. 4. 938, ° 
Holftein, Herzogthum, DBerorbnungen über die Niederlaffungen 
und die Verforgung der Armen in felbigem. 3. 863. ‚897. 
ee ha dee Boribebien 
olsdieb e, Glaubwuͤrdigke e - 
a ten bei Knterfuchung ber eriiern. 2. 520. — it auf im» 
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geeimitiie angefleifte — nicht auszudehnen. 2. 


ittheilung der wegen 95 ergangenen Er- 
4. 1008, 


fenntniffe an die Foritämter. 3. 722 
Stier f ig Eeſen Anwendung bei der Klauenfeuch⸗ der Schaafe. 


z Setleidung der Straͤflinge mit felbigen. 4. 1104. 
Holzs-Berfäufe, aus Königl. Sorften, Erhebung des Pflanzgel- 


— 


bes und der Bau⸗ und Nutzholz- Tantieme von felbigen. 


1. 38. seq. — allgemeine Borjchriften — des 
Verfahrens bei felbigen. 3. 719 — in Gemet nheits⸗Thei⸗ 
lungs RR Stempelpflichtigfeit der Protofole uber fel- 
bige. 3. 712. — fiehe auch Baubälzer. 
Hospttalahter, zu deren Erbverpachtung genügt die Genehmi⸗ 
gung des Ministeriums des Innern. 2. 


Hunde, ‚Derzeitigfe, Prämien - Anweilung für deren Aufgrelfung : 


Hund se: ber:n Einführung foll auf den Antrag der Kommtits 
nen nachgegeben werden. 1.136.137. — 2,486, — 3.' '805., 
— deren Verwendung. ibid. 

Hutfordons, fiebe Dffizter- Portesepde ꝛe. 


* ypothekenbücher, Eintra Beihe fisfalifcher — in ſel⸗ 


bige, 2: —— 


ollſtreckungen auf adminiſtrativem 
Wege. 3. 576 


agd Mitt I» und niedere) nebaltun der ſel⸗ 
308 ;@ u % —— — derfelben anf nit 


Sand: — . 35. 2 3. 718. — 4. 1008. 

mmatriculatio, hehe Univerfitätß-&tunlen, 

immobilien, Brandverficherungen derfelben. ' 3. 803; 
mpfung der Schukpocden, ſiehe lebt: 

nauiresten, Didtenfäbe für felbige in unvernidgenden Krimi⸗ 

—1* nal⸗Unterſuchungen. 4. 1102. 

Snfertiong- Koſten, fiehe Amtsblaͤtter, Belanntmachungen und 

Intelligenzweſen. 
In kitufen-@e alle, fiehe Köntmunal-Gefäle. 
Ssutelligenzblätter, lofale Bekanntmachungen können in Wo⸗ 


chenblaͤtter aufgenommen werden, ohne in erſtere einge⸗ 


ruͤckt zu fein. 2. 303. 

Intelli enz⸗Weſen, Berechtigung deſſelben — Be 3chungen auf 
Drivat- Anzeigen und Bekanntmachungen 1 n — und 
‚andern Öffentlichen Blättern. 2. 304. — 3. poli⸗ 
tiſche Artikel, —* frühen Recenfionen Ems Inhalts, 
Anzeiger von Büchern find davon ausgefchloflen: 3. 617, 
— Aufbringung der aufeetonstofen ehe felpiges in Do- 
mainen und Forſt⸗ Verd Iuperungs und Berpachtungs-An« 
gelegenheiten. 4. 974. 

Antendanturen, fiebe. Miittair- ntendanturen und Militair⸗ 
Beamte, desgl. Domalnen- Tntendanturen. 

Indaliden, deren Unterflügung aus fädtifchen Armen - Konde 


neben dem Gnadentbaler, bet völliger Erwerbs. Unfähln. 
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keit derſelben. 2. 421. — verforgungsberechtigte, Beſetzung 
ftädtifcher Unterbedienten-Stellen durch felbige. 3. 761. — 
Anwendung der Portofreibeit in VBerforgungs- Angelegen- 
beiten derfelben. 4. 1027. — mit. Urlaubsgehalt aus den 
nvaliden- Kompagnien und frvalidenhäufern entlaffen, 
ablung des Ginaden- Monats an deren Hinterbliebene. 
4. 229. — Verfahren mit deren Gnaden«Gehalts-Affigna- 
tionen. 2.460. — Halb-, im Civil angeftellt, Einziehung 
des Militairgebalts berfelben. 1. 228. — Siehe auch 
. Gnaden- Gehälter. 

Inventarienftüde, auf Koften des Staats angefchafft, fiebe 

Htenfilien. 


FJIrland, fiebe Großbritanter. 
. Srren-Anftalten, Berfahren rüdfichtlih der Aufnahme ge 
muͤthskranker Perfonen in felbige. 4. 1137. 
Itallen, zu Ertheilung von Reifepäfien nach felbigem bebarf es 
* — bes Miniſt des Innern und der Poli- 
€ —Xä ⸗ 
Fuden, Regulirung der bürgerlihen Verhbaͤltniſſe derſelben. 2. 
469. 483. 510. — Schließung der Ehen unter ſelbigen, 
nach —— Aufgebot im der Synagoge. 2. 355. 
— Ddenfelben bleibt die Anfiellung qualifijirtee Schächter 
felb# überlafien. 2. 356. — die Beobachtung jüdifcher Re— 
ligionsgebraͤuche tft nur als Gewiffensfache anzufeben, und 
‚ baber kein Gegenfiand .obrigfeitlicher Zürforge. 2. 356. — 
fönnen fich dazu die Perfonen felbft wählen. 4. 1035. — 
Erwerbung von Grundfiücden durch felbige. 3. 781. — 4. 
1083. — Finnen wegen freiwilliger Iheilnabme an dem 
lebten Banzügen feine DVerforgungs = Anfprücdye geltend 
machen. 4. 941.— früher in dem: dltern Provinzen des 
Staats einbeimifch geweſen, deren Niederlafiung im Grof- 
herz. Pofen. 1. 107. — Strafbefiimmung für unterlaffene 
Anzeigen von den: bei felbigen vorfallenden Geburts⸗, Ster- 
» be: 26. Sällen. 1. 121. — Beiträge derfelben zu den Laud⸗ 
Hebammen-Unterftügungs-Geldern. 3. 832. — Verzeichniß⸗ 
Einfendung von dem Schulbefuche jüdifcher Kinder. 1. 9i. 
seq. jüdifche Aerzte und Wundärzte, deren Vereidigung. 
3. 825, — Ertbeilung von Wanderpdifen für jüdifche 
Handwerksgeſellen. 3. 791. — dürfen im Großherzogthu⸗ 
me Dofen feine Güter und Bauergüter erwerben. A. 1083. 
— denfelben kann Im lebterem die Erwerbung und die 
Benubung vormals chriftlicher Häufer auferbalb der Ju—⸗ 
‚ den-Neviere auf befondere Genehmigung geflattet werben. 
. 1083. — aus dem Großhearz. Pofen, Verhütung des 
verbotwidrigen Anſiedelns derfelben in den andern —* 
vinzen. 4. 1084. — fremde, Verhütung des Einſchlel⸗ 
chens derfelben- in die preuß. Staaten. 3. 801. — beren 
Verbeirathung mit einheimifchen Züdinnen und Mieder- 
laffung derfelben. 1. 109. | | 
uden-Beleitsabgabe, Verfahren ruͤckſichtlich berfelben. 
tuden=-Gelettsfheine. 1. 108. — 3. 801. 
Juden⸗Gemelnen, gehören nach den Geſetzen des yreuß. Staats 
| su den blos geduldeten Religions⸗Geſellſchaften. 2. 414. 
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— Nichtanwendimg von Exekutions⸗ Maaßregeln anf ad- 
muinAtafinen Wege in Anfehung derem Abgabeweſens. 4 


uden⸗Synagogen, innen von den Beiträgen zu euer⸗ 

3 Sopletäts- Kaffe nicht entyunden werden. 2 Pr 8 

Jüdiſches Geftnde, aus einer neuen oder wieder eroberten 
Droving Aufenthalts Geftattung defjelben als folches. A. 
1 


| | Jugend, Verhütung bon Verbrechen, Laften und geheimen Suͤn⸗ 
j den in felbiger. 4. 1046-1060. — Einfendung vierteliäh- 
eigen Nachweiſungen rücdfichtlih derfelden. 1. 95. — 
10 


Jungfrauen-Klöfter, In Pommern, beren Beibehaltung und 
Stellenbefekung. 2. 519. 
. SZuflitiarten, (Patrimonlal-Richter) gehören. nicht im die Klaffe 
der Staatsdiener, und find daher zu Stadtvergränetens 
Borfiebern wahlfähig. 1. seq. nr 
Juſtiz⸗Beamten, welche * auf Dienſtreiſen befinden, Porto- 
| freibeit der ihnen nachzufendenden Korrefpondenz. A. 1009. 
SFufig- Behörden, follen den — — von jungen, in Kri⸗ 
minal⸗ Unterfuchung gerathenen WVerbrechern Mittheilung 
machen. 1. 95. — amtliche Bekanntmachungen derfelben, 
zu welchen Fein dringender Anlaß worhanden if, follen 
aus den Amtshlättern weggelafien werden. 4A. 944. 


3 
ER 


. Kähne, (Nachen, Fahrzeuge) deren Anfchliefung an Strömen und 
Gewaͤſſern in den Grenzbezirten. 117. — Strafverfahs - 
ven tückjichtlich derfelben., 1. 118. — fiehe auch Schiffs- 


gefüße. 
Kalender, deren Genfur und Stempelung. 4. 975-978, — Ders 
fahren bei Stempel- Reftitutionen ruͤckſichtlich derfelben. 
= nn ” —— Verfahren ruͤckſichtllch deren Genfur. 
Kalenderweſen, deffen künftige Verwaltung durch die Provin⸗ 
Jal-Steuerdirektoren, und wo dieſe nicht befteben, durch 
De neo run gs gethbeuungen für die indirekten Steuern, 
‘ 19-318. 
Kalkbrennereien, Gewerbe-Steuer-Pflichtigkeit derfelben. 3.707. 
Kämmerei- Sachen, fädtifche, Anwendung . der Dortofreiheit 
—* ge: der Portopflichtigfeit in felbigen. 1, 54. seq. 
1 


2 

Kandidaten des geiſtlichen Standes, Genügung der Mi- 
litairpflicht von felbigen. 1. 226. — Hablfähigkeit derfel- 
ben zu Pfarrſtellen, nach wohlbeſtandener zweiten % fung 
und nach Erreichung des fanonifchen Ulters vom 25 ab» 
ten. 3. 740. — ausländifche, deren Zulaſſung zu den ruͤ⸗ 
fungen und Wahlfähigfeit derfelben. 3.740. — Des Rechts, 
deren — in Beziehung auf Schulwiſſenſchaften und 
auf die latein fche Sprache. 3. 74. — ſiehe auch Schul⸗ 
amts⸗Kandidaten. 

Kanoniſches Alter, ſiehe letzt. 


* 
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Kartoff N l a Verſuche für deren vortheilhafte Planzung. 


Kaffen-Anmetfungen, Königl. Preuß., rücfichtläch derjelben 
findet feine Swangszahlung bet Öffentlichen bi fatt, 

wenn lettere in Zinstoupons von Staatsichuld —— 
in ſelbigen A Hälfte die 


leitet werben: 1. 
et werden. 3. 


23. —— 
Qusantllihe ftädtifche Servis- Abgabe entrich 


KRaffensRäthe, deren Funktionen: und amtliche Stellung zu den 
Regierungs-Präfidenten- 2. 236. 288. seq. 
Kaufr Kontrafte, Stempel-Anwendung bei felbigem. 4, 33. 
Kaufleute, deren Gebülfen und veifende Diener, Fünnen zu Wir 
te Auftäufen. Geiverbefcheine erhalten. 
AT. — 3. 812. e 
Kavallerie Hesimenter, Kompletirung derem Kriegs-Referve: 
, . seq, 
. Kinder, Bellimmung des fchulnflichtigen Alters fürfelbige. 1.91.. 
— 3. 753. — Anbaltung derfelben zur. Schule und Aus 
übung der Schulgucht gegen felbige. 3: 752-760. — IM 
4053. — unter 14 Xabren, find zur Löfung von Ge 
finde s Dienit = Entlafiutigsfcheinen nicht verpflichtet 1. 
116. — follen zum Biebhuͤter nicht benußt werden. 4. 
1052, 1053. — zu Fabrifarbeiten beftimmt,_ deren befüns 
dere Beauffichttgung, zur Verbuͤtung ihrer Sittenverderb» 
niß. 4. 1052.1053. — mbaftirter und unvermögender Dit: 
brecher, in den Rheinprovinzen, Aufbringung der Ber 
pflegungstoften für deren Kinder. 4. 1114. seq. — min 
derjährige, deren Verhältniffe als Dien ſtboten, mad) dem 
Tode ihrer Brotherren. 2. 391. seq. — aus 9 
Ehen, deren Taufe nach dem Willen des Waters. 2. 352. 
— von fremden Eltern Im preußiſchen Staate 
erzeugt, gebören letzterem nicht an. 3 800. — Une 
deren Beauffichtigung zur Verhütung. ihrer Wermilderung 
und Verderbung. 4. 1051. 1053. — jüdifche, 
von DVerzeichniffen über den Schulbefuch derfelben- 1 
seg. — fiebe auch Verbrecher und Verbrechen, Im jugend» 
lichen Alter. | | 
Kinder-Erziebungs- Bert er, deren Muszahlung. 3. 66: 
Kirchen, (und Firchliche Gebäude) deren Verb Itniffe zu den Feuer⸗ 
Sonetaͤten und Ermäßigung der Beiträge für ſelbige !- 
83. — Yufbringung der lehtern. 2. 411. — Derfahren bei 
Abldfung den denfelben gebbrigen Renten. 3. = 
Konkurrenz der Stabtverordneten » Berfammlung, Lets 
Äußerung der dem erſtern gehörigen Grumdfiik a 
die Wahl von Deputirten für die KirchenAngel. 107. 
— Ffatholifche, zu der Ermwerbung von Grundfiüden füt 
felbige fönnen die Ober-Präfidenten die Genehmigung er⸗ 
theilen. 2. 355. — liebe auch pia corpora. 
— 958 See BRNO Ä | 
rchenfeſte, fiebe Feſttage. 
Kirhben-Draeln, Revifion der Bauanſchlaͤge für Kine kB 
Klaffen- Steuer, Vorfchläge der Landſtaͤnde ruͤckſich N richt 
ben. 2. 474. 493. 514. — Nachweis über deren * 
gung von auswarts wohnenden Hauſirern. 3. 706. 7 
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beibringlihe Austen vderfelben, deren Liguldation and 
Verrechnung. 997. 

Klaffen- Steuer - Kontraventionen, die Unterfuchungen 
derfelben follen in 2 Städten die Magifirdte 
dem platten Lande die Landrätbe führen, und darin die 
Refolute abfafen. 2: 317. — Einziehung und Verwendung 
der Strafen in felbigen. 2. 317. * 

Klaſſen-Steuer⸗-Tantieme, fol den Gemeinen Beamten un⸗ 
verfürzt-zufließem 2. 316. — 3. 666. 667. 

Klanenfeude, bei den Schafberden, Verhinderung deren Wer- 
breitung.. auf gemeinfchaftlichen Waldhuͤtungen und Kop⸗ 
pelmeiden. 1. 221. — Anwendung des Holzeffigs in fel- 


biger. 2. 451. 
Kleidungsfiüde, ſiehe Belleidungen. \ 
Kommiffarten, ſiehe General-Rommiffarleıt. 
KommunaleAbgaden, fiädtiihe, Befreiung der Staatsdiener 
von felbigen, wo das Einfommen der andern Einwohner 
ſteuerfrei bleibt, 1. 99. — find Intendantur-Beamte aud) 
vom Gervife zu entrichten verpflichtet. 4.1079. — fiehe 
auch Gemeindes-Abgaben. 
KommunaleAngelegenheiten, fädtifche, im tie weit dafür 
die Portofreihelt befieht. 1. 54. seq. 2. 334. 
ad Nö * * su Verfahren bei Interfuchungen gegen 
elbige. . 
Kommunal-Fonds, der Kreisfiände, könmen letztere durch bes 
ndere Beamte, in Stelle der dazu verpflichteten Kreig- 
| affe, verwalten Iaffen. 4. 1067. J 
Kommunal- (und Infituten-) Gefälle, deren Beltreibung im 
| Biene UNWBRGRORLIRFE oder gerichtlicher Erefution. A. 1067 
— 1070. 


0 

KommunalsLandtage und Kreis- Tage, deren Anordnung 
ür die Provinz; Brandenburg und Die Nieder-Laufib. 2. 

67. desgl. für Preußen. 2. 430—482. — desgl. für Pom- 

mern: 2, 507—510. Ä 
KommunalsLaften, die flärkere Be ju felbigen kann als 
Strafe für verweigerte Annahme fid une Poſten nicht 
angeordnet werden. 3. 762. — Heranziebung der Staats- 

diener zu feldigen, im Beziehung auf die Auslegung des 
Ausdruds: geſetzliche Worfchriften, im $. 13. des Ge- 

fees vom 11. Jul, 1822. 2.388. — (Beirfs- und Ge- 

meinde» Lajten) durch Zulage- Gentimen auf die Grund» 

— Befreiung der Pfarrei-⸗Grundſtuͤcke von ſelbigen. 


Kommunal⸗Prozeſſe, ſiehe Prozeßkoften. 
Kommunal-Steuern, deren Beitreibung im Wege ber admi« 
niſtratwen Erefution. 4. 1067— 1070. — zu felbigen fün- 
nen Geifiliche rücfichtlich ihrer Einkünfte nicht beranae- 
zogen werden. 4. 1078. — Iändliche, Heranziehung er 
abwechfelnd in den Städten fich aufbaltenden Gutsbeſitzer 
zu rd 2. 387. — ftädtifhe, Heramziehung zu felbi» 
gen in doppelter Kategorie als Staatsdiener und als ans’ 
fäßige Bürger. 3. 764. 
Kommunal-Wefen. 1. %: — 2. 384. — 3. 760. — 4, 1061. 
Kommunen, fiehe Gemeinden. 
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Kommunltations-undalten, welche nicht zur Chauffee 
bören, Verwaltung der Eintünfte von Mæerlt die 
Prov 
Sontublnate, (wilde Ehen), in wie er kauf deren Verhinde⸗ 
zung abi —— ein Einſchreiten der Polizei⸗Behoͤrde 
uden kann 
Ronturs, Beitreibung der Steuer efe von-den in felbigem 
befangenen Gütern. 3. 715 
K onf ———— in den Provin en, Refiortverhältniffe derfelbert. 
a — deren Organifation in der Provinz Schleſien. 


‚Koneinentel-@e -Sefellfhaft, ausländifche, fiebe drifklide 


a, (Bereiche) bei felbigen fol das Reſerviren der 
Stempel nicht flatt finden: 2.320. — von Gemeinden in 
Bor — —— Begutachtung ——— 
urch drei Rechtsgelehrte. 2, 
Kosialiem, ſiehe Abſchriften. | 
. Kopulationen, ſtehe Trauungen. - 
Korporationen, (Gemeinden), — — — 
Annahme von Geſchenken und Bermächtnifen für ige, 
von Seiten der Kegierungen.. 4. 1070 
x fen, hr Regulktung der gutsberrlichen und bäuerlichen Ver⸗ 
aͤltniſſe, der ——— und Ablbſungen, 
* ench ung. 2: 344. — Anfertigung der Rechnun⸗ 
z gen ber felbige von Seiten der Kommiffarlen und Fu 
verfländigen. 3. 657. — deren a — — bei Kom 
22 4. 1075. — ſiehe auch Fuhrkoſten, —* 
koſten, Transportkoſten, Kur⸗ und Verpflegungskoſten zc. 
Kouriere, fonen rüct ichtlich ihrer Paͤſſe nicht aufgehalten wer- 


Kranke, fiebe Arme, Kurkoften, Gemuͤthskranke, SHandwerksgefel- 
| len, Ruhrkrankheiten ꝛc. 
Kranten- Kaffe ‚ deren Errichtung „für die Tabacksſpinner⸗ Ge- 
fellen in Berlin. 3. 770—7 
Kraͤtze, die damit bebafteten eig folen von den Kersten der 
Polizei⸗Behoͤrde angezeigt werden. 2. 439. 
——— von einer fremden Regierung fuͤr dieſſeitige tinterthas 


n, fiebe letzt. 

Kredit: — eitterfchaftlicher beffen Errichtung für das 

| Herzogthum Bremen. 2. 521—5 

Kreide, *28 deren Einfuhr in das inigreich Holen. 1. 21. 

Kreis⸗Beboͤrden, bei felbigen kit das Sportuliten nur im bes 
—5* Bm: wie j. B. bei Ausfertigung vor Difen, 
er a ‘ 1. * 

Kreisb oten, deren Verhaͤltniſſe in Belebung uf Venſi ons · Bei⸗ 
träge und Penfions-Anfprüche. 4, 94A9—952 

Kreis- Chirurgen, fiebe Wunddrzte. 

Kreis-Deputirte, Reglement a deren Wahl in den Pro- 
vinzen Rranbenvirg, Piederlaufig, Pommern und Rügen. 
cn 593. ar 4.935. seg. — Bertretung der Landrathe durch 

Kreis- Beil sten, deren DVerbältniffe in Beste ung auf 
Denfions- Beiträge und Penft ons-Anfpräge. d. Er 
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Kreis-RommanelKofen, Sperangiehung der Domaine zu 
ſelbigen. 4. 1077 

KRreig-Med u atbeanee) ſiehe diefe. 

REREREIUU TEEN Borfchriften De deren Prüfung. 1.192. se 

deren Anſtelung und Verfehung. 1. 209. seqg. — tbeis 
nifche, le Entfchädigung og fe Dige in Unterſuchungs⸗ 
Straf-Sachen. 2. 442. 

Keeis-Stine ‚ können Ihre Kommunal. onds durch befondere 
Beamte, an_Stelle Be hiezu verpflichteten Kreis= Kaffe, 
verwalten laffen. 4. 106 

sun Zi e, fiebe Ko mm umalsGanbtage — 

Kreis-T erärzte, ſiehe lebt. 

SKriegs-Dentmünze, für Richt: Kombattanten, durch Ertenntuig 
abgefprochen , Mast iedererlangung durch die Krimina - 
Fuflize Behörde. 2. 302. 

Kriegs-Dienfle, vor dem Feinde geleiftet, deren ————— bei 
a onirungen der Givilbeamten. 3. 599. — 4. 939. 

Kriegs: NReferve, Strafverfahren gegen die zu felbiger entlafe- 
nen Goldaten bei ——————— ———— 4. 4096. — 
desgl. wegen Bettelns nnd Vagabondirens und Anwen— 
dung Förperlicher Züchtigung gegen felbige. 4. 1096. — 
Verſorgung der aus felbiger zu Straf: Sektionen bei den 
Garniſon-Kompagnien beflimmten Individuen mit Klei— 
dungsſtuͤcken und Verguͤligung der Iehtern. 4. 1146. — 
der Ravallerie-Megimenter, deren Kompletirhng. 2. 458.seq. 

Kriessinulden- Sachen, aus den Jahren aan berrührend, 
gehören vor das forum der gewöhnlichen Gerichte. 1.102. 

seg. — fireitige, in felbigen Jane, auch bei ——— unter 
50 RED. ber Rekurs ſtatt 4. 
Keiminal- Tabellen, fiehe Weiten 
KriminalsUnterfuhungen, unvermögende, Diätenfähe für 
Inquirenten und Protofollführer n ſelbigen. 4. 1102. 
- Rubitfuße, ſiehe Bau - Anfchläge. 
Kultus, im Allgemeinen. 1. Bi — 2. 348.— 3. 739. — 4 41031, 
Rupfermünze, fiebe preienäd 
Rupier DOREEN, mit felbigen Tantt Hahfirhandel fiatt finder. 
Kurfo hen deren nenne ung für erfrankte arme Handwerks er 
fell — Ihr arme Franke, in wie weit Med al 
SL Didier ſolch⸗ zu fordern berechtigt find. 4 1114. 
— für arme erfranfte Neifende, deren Aufbringung im 
den Mheinprovingen. 1. 139. 
19 Obligationen, ſucceſſive Einloͤſung der von 
ek ie eireulivenden ältern Zins-Koupons und Zingfchel« 
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den, eängelifche, auf dem Lande, AUROHEHEN für 4 4.1031, 
g. 
Lach — e, (oder Kiſten), deren Verſendung mit der Poſ. 3. 


Lampen, Sicherheits⸗, Davy'ſche, deren An endun in rgwer⸗ 
2* nik di w Berg 
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Landarm he Wiederherſtellung der fländifchen Vernal- 
tung defielben, unter Kontrolle und Oberaufficht der Staats« 
a Fra 2. 473. — deſſen Verwaltung in Oftprengen. 


Sandes- Kultur. 4 1029. 
- Randegsvermelfungen, Vorfchriften für das Verfahren bei fels 
‚ bigen. 4. 1106. seq. — Ausmittelung des Domizils rüd- 
fichtlich 'derfelben. A. 1109. — von den uftiz = Behörden 
—— die dadurch entſtehenden Koſten fallen dem 
Kriminalfonds zur Laſt. 2. 409. — uͤbertretene, deren Un⸗ 
— und Beſtrafung haͤngt von den Gerichten ab. 


Landkarten, deren Cenſur durch das flatiftifche, Buͤreau. 1. 113. 
ie — — auf Koften des Staats angefchafft, fiehe Utenfilien. 
Landleute, Verkauf trodner Mühlenfabrifate von felbigen im den 
Städten. 3. 8314. — desgl. ländlicher, zur Nahrung die 
| nder Erzeugniffe. A. 999, 
gandrätbe, fünnen für feins ihrer Amtsgefchäfte Sporteln be 
ziehen. 3: Po — Reglement wegen des Verfahrens bei 
deren Wahl in den Provinzen Brandenburg, Niederlauſih 
Pommern uhd Nügen. 3. 593. — ne des aus⸗ 
fchliegenden Rechts der Gutsbeſitzer zur Mahl derfelben. 
4. 935. seq. — Bertretung derfelben durch die Kreis-Dde 
putirten. A. 936. 
Landraͤthliche Nemter, bet felbigen iſt das Sportuliren mut 
in befondern Fällen, wie z. B. bei Ausfertigung von Dil: 
fen, erlaubt. 1. 7. — deren Konkurrenz bet Abnahme der 
Gemeinde-Rechnungen in den Dörfern. 1. 105. 
Landrentmeiſter, rangiren vor den Titularräthen. 4. 938. 
Landfchaftsbang, Kurs und Neumärkfches, in Berlin, wird den 
Ständen auf immer eigenthuͤmlich überlaffen. 2. 473. 
Landtage, ſiehe Kommumal:Landtage. 
LandtagssAbgeordnete der Provinzial- Stände, Diäten 
und Reifefoften-Bewilligung für feldige. 2. 466. 478. 507. 
Landtags-Abfchiede, für die Brandenburgifchen und Nieder 
mai | ih Provinzial=- Stände. 2. 462—476. — für die 
preußifchen Provinzial» Stände. 2. 476— 503. — für die 
pommerfchen Provinzial» Stände. 2. 503—520, 
TREE T berrichaftliche, portofreie Rır 
brit, deren fich nur die Staatsbehoͤrden in ſtaͤndiſchen An 
gelegenheiten bedienen dürfen. 1. 58, 
Landwehr, erſten Aufgebots, Uebertritt der zweimal bispenfirtet 
Militairpflichtigen zu felbiger. 4. 1144. 
Landwehrmänner, Verwendung der yon felbigen einzujlebens 
u den Strafgelder. 1. 227. — beutlaubte,: Verfahren rüd- 
fihtlich der Paferıheilungen an felbige, befonders wäh. 
rend der militatrifchen Hebungen. 2. A01. seq. — Ettaf” 
verfahren gegen felbige bei verübten Polizei- Kontraven- 
tionen. 4. 1096. — desgl. wegen Bettelng und Vagabon⸗ 
direns, und Anwendung fürperlicher Züchtigung gesen ſel⸗ 
bige- 4. 1096. — zu den Uebungen der Garde⸗Landwehr⸗ 
atatllone einberufen , erhalten neben ihrer militairiihen 
Dhnung nur freies Quartier. 1. 228. — zii Straf⸗ Seh 
tionen bei den Garnifon » Kompagnien befinmt, Verſor⸗ 
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gung derſelben mit Kleidungsſtücken und Verguͤtigung der 
lehtern. 4. 4146. — verabfchtedete, aber nicht verſorgungs⸗ 

| berechtigte, dürfen in ftädtifchen Unterbedienten- Stellen 

| nicht angeftelit werdet. 3. 761. 

Landwebr-Dffiziere, Portofreiheit im deren Milttatr- Dienft- 

. angelegenheiten. -1. 59. — beutlaubte, deren militatrifcher 
Charakter kann in. ihren Paͤſſen zu Reifen is Ausland 
oh en fen werden. Fr far . Mr 

Landwebr-Hebungen, erfien Aufgebots, Befreiung. der unent- 
behrlichen Schuſlehrer von felbigen. 3. 749. x 

Lafter der Jugend, fiehe lehzt. BET 

Eateinifhe Sprache, deren Anwendung bei den Prüfungen der 

BR: Medtzinalperfonen. 1. 166. — vergl. bei denjenigen der 

Rechts-Kandidaten. 3.747. — auf die Nebungen im Schrei= 
ben und Sprechen derielben fol auf Gumnafien mit Strenge 
gehalten werden. 1. 208: 
‚Zaufzettel, fiehe Poſt-Lauffettel. 
Laufitz, Nieder-, fiebe Brandenburg, Brovim. | 
Lebensalter, der Givilbeamten, deſſen Befcheinigung bei Pen⸗ 
* fiontrungen. 1. 14, 15. — fiehe auch Alter, 
Lebens-Rettungs- Prämien, deren Bewilligung muß auf 
den Scheintod befchränft bleiben. 1. 132. 
Leichname, fiebe Obduftionen. | 
Legitimationsfcheine, deren Ausftelung für Sac- Transporte 
in den GrenzZolbezirken. 3. 656-689. 
BAURAREFATL Berehnung des Erbfchaftsfiempels bei felbigen. 
4. 


Lehrer, deren Anſtellung an gelehrten Schuler und Seminarien, 
hängt von der Genehmigung des Minifteriumg der Geifll. 
und Unterrichtg= ıc. Angel.. ab. 2.357. — fiebe auch Schul: 


lehrer. 

Leihbibliotheken, deren Anlegung baͤngt von der ſpeziellen 
Genehmigung der Regierungen ab, 1. 114, 

Leinen-Waaren-Weber, Über deren Befugniß, ihre Fabrifate 
im Umbertragen feil zu bieten. 2. 432. 

£Lippe-Departement, ehemal., aufgehobene Rechte in felbigem; 
ſiehe Rechte. 

Lippe-Detmold, Fürkentbum, Verordnungen wegen der Nie— 
derlaffungen ꝛc. in felbigem. 3. 871. 

Lithurgie, fiebe Agende. 

Litteratur, flaatswiljenfchaftliche. 1. 242. — 2. 558. — 4. 1157. 

Lohgerbereien, fiebe Gerbereien. 

Lohnfuhr-Kontrolleure, deren Anftellung und Befreiung von 

amm-, Faͤhr⸗ und Brückengeldern. 3. 731. 

Lotterle-Einnehmer, Gewerbe- Steuer - Plichtigfeit derſelben. 

3. 708. — deren Gefchäfte dürfen Poſtbeamte ohne Ges 
nebmigung bes General-Pofamts nichtübernehmen. 4. 1013. 

Lungenfäule, des Rindviehes, Mittel gegen felbige. 4. 1140. 

£ufibarkeiten, öffentliche, follen an den Vorabenden grofer Kir— 
chenfeſte, fd * zum Theil an dieſen ſelbſt, nicht flatt 


nden. 1. 
Luſtſeuche, die damit bebafteten Perſonen follen von dem erster 


ber Polizei= Behörde angezeigt werden. 2: 439. — fiehe 
aud) venerifche Krankpeiten. * 
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Maabße, deren Beſtimmung für Ziegelmaaren. 2. 434. — unge⸗ 
ſtempelte, die für deren Gebraud auffommenden Strafen 
gebühren den Kommunen. 3. 818. 

Maginräte, in ‚weit tefbigen das Sportuliren nachgegeben 
Mt. 4 54 4. 1065. — Anwendung der Portofte- 
heit ab en der A ag Ha in deren Korrefvons 
denzen. 1. 54. seq. 2. 334. — deren Befugnif zur Mahl 

und Anftellung ftädtifcher Medizinal: Perjonen. A. 1062. 

Magifirat- .Merfonen, follen Fünftigbin feine Sportuln bejle 
ben, und , für diefe durch Gehalts-Erhöhung entſchaͤdigt 
werden. 1. 7. seqg. — deren Wahl auf Lebenszeit muf 
ei Miniſterio des Innern die Beflätigung erhalten. & 


Mabıfen — Vorſchlage der Landſtaͤnde ruͤckſichtlich derſelben. 


————— ang, aufgehobener, ſiehe Müller 
Mainz, an ‚ —— Verordnungen in elbigen wegen Nieder 
laffungen se 
Maifch- Steuer, alterhöchfte Genehtnigung und gefebliche Ar- 
- . wendbarfeit des vom Köntal. Finanz- Minifterio darüber 
unterm 1. Dechr. 1820 aufgefielten Regulativs. 3. 562. 
— ſiehe auch Hefenbereitung. 
Mansfelder Yusbeute-Zpaler, deren- Werth und BB 


ng 
Marfh-Routen, Er ehe Paͤſſe (Jwangs⸗). 
Marſch-Verpflegung, auf ſelbige haben die zu den Hebungen ei 

sn einberufenen Mannfchaften feine An 
pr 

Mathematik, der Unterricht in felbiger fol aut Gymnaſien eri 
in Quarta beginnen. 23 72. — Behandlung derfelben auf 
Gymnaſien überhaupt. 4. 1036. 

Maunerfteine, Maaßbeſtimmung für felbige. 2. 434. 

Bann An in wie weit darauf Gewerbeſcheine pt 
ertbeilen fin 

Maurer = Befellen, Sterpelfeeipet der Beglanbigungs-Atte 
für felbige. 3. 714. 

MediconChlrnrgen, deren Prüfung. 1. 169. — Giehe hun 


meduinhe Beate, Kreis, deren Anftellung und Gerfehung 
08— 212. — wegen der denfelben als folchen, ober aber 
bei gerichtlichen Expeditionen zufiehenden Diäten. 2. #6 
— — er für felbige in Unterfuß, und 
⸗ en na em Deer. v. 18. Jun. 1811. 
Medtzinale Kollegien, in den Provinzen, find zur *24 
"baren Korreſpondenz mit den — — über icr⸗ 
liche und wundaͤrztliche Gegenſtaͤnde befugt. 
1135. — deren Drganifation in der Dean "ein 
. 570, — deren Meflort, ruͤckſichtlich der Prüfungen dir 
Mebkinal-Perfonkh, 1. 179. seq. 190. 
Mebisinal, :derfonen, deren Prüfungen nach dem Reglement 
- vom 1. Decbr. 1825. 1. 153—203. — Prüfungs-Gebühten 
Entrichtung von felbigen. 1. 202. — Stempelgebrauc u 
den Verpfi REG derfelben. 1. 213. — Ber 
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fahren rückfichtlich des von ſelbigen aufzuftellenden Diä- 
tens und Reiſekoſten⸗ ıc. Liguidationen. 2. 440. — 3. 827. 
— Subrengefiehlung für felbige in Schutzpocken⸗ Impfungs⸗ 
4. n wie weit ſolche zu Kurto en für ar⸗ 
me Ktanfe berechtigt find. 4. A114. — ſtaͤdtiſche deren 
Wahl und Anitellung ficht den —BR— nicht den 
ph iu, 4. 1062, — jüdifche, deren DVereidis 

2. gung. 3. 

Medizinal-Prü ungs-Kommiffionen, befonderg ernannte, 
deren Beflimmung. 1. 155. 192,:seq. ; 


Meblhändler, fiehe Gewerbefcheine. 


Meilenzei 84 —— zc. die für die Entdeckung 


von immten Prämien find auf jene nicht 
Mekflenburg- Schwerin, Großherzogthum, Verordnungen 
wegen der Niederlaſſungen ıc. in elbigem. 3. 862. 
———— Strelttz, Grofbergogthum , Durchfuhrhandel 
nach ſelbigem. 28, — erordnungen wegen der Nie— 
derlaffungen in felbtgem. 3. -863. 
Meldungen, fieuerliche, fiebe Aebt. i 
Mei Ing: Batch, mit felbigen kann Haufichandel ſtatt ſinden. 


M erifo, fiehe Spanien. — 

Michnelig- Seit, Zeitbeffimmung für deffen Feier. 4. 4099. 

Militair, Anweifung ficherer Badeplaͤtze für daſſelbe In den Gar- 
Mon» Städten. 1, 131. 


 MilktalrsHerite, müflen fc bel ibter Gioll-Srapis Den allge 


* 


— 


meinen Polizeivorſchriften unterwerfen. 2. 439.— die in ben 
Garnifon-Drten-zualeich bei Straf- und Beſſerungs⸗An⸗ 
falten fungiren,. müflen auch in letzterem Verhaͤltniß Pen- 
fionsbeiträge leiften. 2. 447. Ä E 

Militair- Beamte, Anrechnung der Kriegsiahre bei deren Pen⸗ 
fionirung. 4. 940. — wieter angefiellte oder befchäftigte, 
Wiedereinziehung oder. Belaflung deren Denfionen oder 

Wartegelder. 4. 947. 

Militairdienit, vor dem Feinde geleiftet, deſſen Anrechnung 
bei Penftonirungen. 3. 599. 2: — 4. 939. — giebt jü= 
diihen Glaubensgenoſſen fe ne Civil-Verforgungs- Anfprii- 
he. A. Hut. — deſſen Befcheinigung bei Penfions - Anträs 
gen. 1. 14. 15. — deffen Leitung von Gelten der Aſpi⸗ 
vanten des geiſtlichen Standes. L 226. — Geftche wegen 
Eintritts in felbigen find ſtempelfrei, wegen Austritts aug 
felbigent aber ftempelpflichtig. 1. 34. — 2. 322. fiehe auch 
Milttair- Freiwillige. 

Milttair-Dienfi-Ausgeichnungen, —A wegen 
der Anſpruͤche auf felbige., 1. 232 — 234. — blieferung 
der Dekorationen derfelben rücfichtlich der Im Givildienfte 
verftorbenen Militairs. 3. 847. R 

Militair- Ehrenzeichen, die mit ſelbigen verfnünfte Zulage 

follen Soldaten Iebenslänglich aus Militair⸗Fonds gezaplt 

ebalten. 1. 230—232, 


J 
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Milttatr-Erfabm ennfchaften, Modifkationen hi über 5 
Ki Aerbesung ertheilten Inſtruktiſon v 13, April 1825, 


Ä anue — auf dreljabrige Dienfkjeit, milen 

| sich durch Be bringung von —— * niſſen zur Annab⸗ 
me legitimiren. 222. — ſollen bei Erſatz Aushebungen 
den einzelnen Kreifen und ba Bezirken zu gut 
—— werden. 1.,223. 224. — deren Annahme und 
Vereidigunq bis zur wirklichen Einfiellung. 4 1183. — 
auf etniährige D Dienſtzeit, —— Anmel⸗ 
dung als ſolche. 2. 457. — Zulafjung der Pa Lehtetn 
fuͤr ———— bildenden jungen Leute. ‚u 

Militair- «Gebäude, im Grofbergogthume fe, 1 en dem 
bortigen Feuer Sozietaͤts⸗Vereine nicht — nl 


MN FAIT-Bebalt, der Im Civil amgefleitten | Kalb + Smpalien 

deffen Einziehung. 1. 228. — Eiche a he 

Milttair- $ntendanturen, deren Ben auch vom 
Servife Kommunal» Abgaben zu enteiäten, werte 4. 


1079. 
Militair-Penſionairs, verfiorbene, Autzablung der den I 
— derſelben bewilligten Gnaden⸗ Monatsb 


Militaib— —— en, höbere, die vom ſelblgen dab. ja 
jeftät beim Kahresmechfel ze. dargebrachten a 
follen weafalten. 1 3. — im Staats: oder 
Dienfte verforgt oder befchäftigt, Bereit 
Belaſſ jung ihrer fruͤhern Penſionen oder Wa 
Nuf Kündigung tm Civil 20 Ba Mit 
sigung deren Milirair - Penfion bei —— * 2 
felben. 1. 14. — von dem gegen ih ge Nr 

Hlödfinnigkeits- oder Wahnfinntgfeits- Erklärung ein enge 
teten Unterjuchungen, fo wie von deren Kusfal, 
die Juſtiz Behorden dem —————— * richt ve 
ben. 4. 1146. — ebsmalige: haben auch bei Wohnort 
veränderungen auf die Ermenerung des freien * 
geräte Anfpruch. 1. 93, — fiehe auch Landwehr, 

ten und Martegeld. 

Milttairpflichtige, von 17 Jahren und darüber af 
fönnen die Uuswanderungs- Konfenfe für deren Bät 
ausgedehnt werden. 1. 225. — dispenfirte, bc 
tritt zum eriten Aufgebote der Landwehr. 4. 1 

Militair-Brediger, deren Beitritt zu einer * 
Kaſſen. 3. 739. 

Milttair- Sachen. 1. 222. — 2. 457. 3. 834. — 4. Il. 

Militaiv-Verpflegumgs- Gelder, eek On 
beit aD auch in Beziehung der ———— 


1. 60 
itair- ;sdglinge, rg ſiebe lebt. daft 


lich befien wollen, DVerfahren gegen —— 
der Gewinnung des Buͤrgerrechts. 2. 
en Brande Verſicherungen derfeiben * — 


Mil 

Minderidhrige, welhe ein ererbtes Grundfiüic si ih 
2: kun 
Mü SER -UnlsbtR, Maplmühlen), neue, deren Beſchran 


Eu 


— — - 
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nach dem Ermefien * 5** Pollzel⸗Behbrde. ¶ 1118. 
—1123. — ſchon vorhandene, Erweiterungen Ve 
find neuen paar an aletc w achten. & 4118. 1119. 
— den Befisern fchon —X Muͤhlen ſteht aus der 
allerhoͤchſten Kab.⸗Ordre v. 23. Oktbr. 1826 fein Wider⸗ 
fpruchsrecht zu. 4. 1121. — zur Befriedigung eigenen Be⸗ 
duͤrfniſſes, Konzeſſtons⸗Ertheilung fuͤr ſelbige, und Kon» 
troße , derfelben. 4. 1122. — dergl. Angelegenbeiten ge— 
bören re, zum Reſſort des Minifteriums des 
Innern 122 

Müplendefiper Berfahren bei Auszahlung der denfelben für 
den aufge obenen — bewilligten Entſchaͤdigun 3 
gelder. 424. hädigung derfelden ruͤckſicht 
neuer —n — — deren Entſchaͤdig ung 
für den — Mablzwang in den — König 
Weſtphaͤl. Bergifchen sc. Pandestheilen. 3. 622. 625. 

Mühlen- Sabrifate, trocne, deren Derkauf von Landleuten in 
den Städten. 3. S14. — 4. 999. 

Müngverbreben, Unterfuchung derfelben unter Konkurrenz der 
DRERFON: Direktion. 4. 970. 


: “ 
.:.% / ® N. 
Nandräde, von — und Büchern, Beſtrafung des Han: 
- 5 mit A M gen. 3. 786. 
N achen, he R 
Vactlg er ie des Wegfangens derſelben. 1. 119. 
Naffau, Herzogthum, —— der von den Aemtern in felbi- 
gem ausgeftellten Reiſepaͤſſe. 3. 790. — Verordnungen 
iiegen der Niederlaffungen und wegen der — 
Aa Sicherheit in felbigem. 3. 370. 907. 
Naf fanifie Ba: vormalige, Abſchaffung der Heiraths⸗ 
onfenfe in felbigen. 1. 87. — Niederlaſſung der Beiſaſ— 
fen in felbigen, und deren Theilnahme an den Gemeinde- 
Abgaben. A, 1071. 
National— 4 1. 77. - 2. 344. — 3. 736. — 4. 1029. 
Neapel, fiebe Sicilien. 
Neben: Modus, Real-Abgabe kleinerer Grundbeſi tzer in Vorpom⸗ 
mern, deſſen Beibehaltung. 2. 516. 
Neuiahrs- Gratulationen, Yon dfientlichen Beboͤrden, Mi⸗ 
| —— — und Beamten feither erſtattet, ſollen auf⸗ 
ren. 
Neumärkfce Interimsſch eine, fuceeffive Einlöfung der von 
felbigen cirfulirenden ältern Zinstoupons und Zinsfcheine. 


3. 
Niederlande, Königreich, uebereinkunft mit ſelbigem, wegen 
Behandlung der den Gemeinden des: einen Staats gehd- 
rigen, im — Staatsgebiete belegenen Guͤter und der 
daraus hervorgehenden Rechtsverhaͤltniſſe. 3. 640—645, — 
Portoſaͤtze für Sendungen von Drudfachen unter Kreuz: 
band nach felbigem. 3. 730 
Niederlaff hal and (Anfi edelungen) Zufammenftellung der dar- 
in den Staaten Deutfchlands beſtehenden Geſetze und 
een. 3. 849-932. — fiehe auch Wohnſitz. 


⸗ 


‘ 


‚ Dblaten, fiebe S 


er nn = u i 
3 rwegen, fiebe Sande 


% 


Noraten-Beantwartun en fiebe Re en. F 
a hehe —D—— 


O. 


Di uttlonen, menſchlicher Leichname/ die —** von ten Ge 


richten aufgenommenen —— ae find den Regie⸗ 
Ihnen mitzutheilen. 
Ober— DErBamts: Direfioren, Ransverhäktuig berfelben. 4. 


Dber-Eramtnationg, :Rommiffion, —— — deren Or⸗ 
ganiſation und, Beſtimmung. 1: 155. 


seg. 
DiewEnrümetfer amtliche »Stellung derfelben bei den Regie 


rungen. 2, 286—239, — erhalten zu den regulativmäßi- 
J Diäten von 2Rthl. noch 1Rthl. als Fuhrkoſten - Zu- 


291. 
Ober⸗ art — deren —— iſt durch die Fufteuf- 
tion v. 31: Deebr. 1825. (Geſetz Samm lung) beftinimt. 3. 
569. — follen nicht unmittelbar an des’ Königs Maieflät, 
fondern an ‚die Minifterien, ihre Berichte —— 4. 933. 
Reſſort⸗Verhaͤltniſſe derfelven zu den König iniflerien. 
2.285, — Ergelegenbetten der Dorffchaften und der Stadt- 
—— gehoͤren zu deren —— —— 1. 285. — m 
erverbe-Polizei-Ungelegenheiten, wozu A Inc Die Idfung 
der Berechtigungen gehört, ſteht ihnen Feine Entf uns 
R F 1. 285. — ftoͤnnen zu He von ee 
ür Fatholifche Kirchen die Geneh ertheilen. D.355. 
x — tönnen die auf länger als die ge che, * 7 a 
Wahlen der aohientonlen nicht — 2, 
en sceuude rätbe, ſiehe lebt. Ä | 
reibmatertalien. 
Defeh, was bei deren Anlegung im Zimmern wu —* #. 1. 


Deferecig, Saiferfiat, Berfahren bei Niederlaſſungen in ſelbi · 
| 3:.851. — Beförderung von Paͤckerelen umd Geld⸗ 
baten mit der Poſt nach felbigem. A. 104. 
Dffiziere, fiche Landmehr-Dffiziere und Militatr-Perforteit.. 
Dffizter-Porto-epce und Hutkordongs, dürfen von Benm- 
„ten an den Sivil= Uniformen nur getragen Werden, wenn 
“ fie entweder noch Landwehr: Offiziere find, oder die Ar— 
mee-Uniform * tragen beerechtigt ſind. 2. 302. 
 Dldenbnrg, Herzogthum, Verordnungen wu. ber NRiederla⸗ | 
fungen ꝛec. in — 3. 863. 903. 
‚Dpverateure, deren Prüfung. 1. 163. 
rgeln, fiehe Kirchen - Orgeln. 1 — 
roͤnungs-Polizei. 1. 113, — 2. 890. #3. 783, — & 1098. 


Packete, deren: Verſendung mit den Poſten fuͤr — I ge 
gen Ermäßigung des Porto’s. 1. 61—69. — deren 
derung mit der Poft nach dem — erreichifchen: — 
— kdnnen mit den Fahrpoſten mi t mehr nad Sicilien 
befördert werden. %. 1009. 


f 
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Packtu J— Zychaftlaung der Sträflinge, mit deſſen Anfertigung. 
Papier, mit felbigem darf fein Haufchandel getrieben werden, 2. 


Dapkere, geldwerthe und Kurs habende, deren Beſchlagnahme bei 
van Gtefutions-Bollfirefungen auf ee und 
deren Derfeuf. 3. 576. 585. — deren Verfendung mit der 


Poſt. 4. 1022. _ Ä | 
Daptergeld, bei defien Verfendungen finden kelne Porto⸗ Reftl« 
ttutionen flatt. 2. 336. \ | il 
Daflagier-Billets, deren Ausfertigung: und Guͤltigkeit für 
' Pofireifende. 3: 727. ee 

Paſſagier-Stuben, deren Bereithaltung auf den Poſtſtationen. 
| 1. 69. seq. — bie in felbigen vorliegenden’ Befchwerdes 

| Düner follen vor Abgang der Poſt nachgefehen werden. 

1015. v 


ı — 
äffe, für Standesperſonen zu Reiſen in's Ausland, Weglaſſun 
Fa, Dis Signalements' in felbigen. 3. 789. — Für — 
Landwehr⸗Offiziere zu. Reifen in's Ausland, in a. 
braucht der militnirifche Charakter der lehiern nicht be= 
zeichnet zu werden. 1. 124. — für beurlaubte Landwehr⸗ 
männer, Verfahren ruͤckſichtlich derfelden, befünders waͤb⸗ 
rend der milttairifchen Webungen. 2. 401. — für Hand« . 
werfsburfchen, befondere, neben flemvelpflidytigen Watı- 
derpäffen, find nicht erforderlich. 1. 125. —: deren Ertheis 
“lung zu Reifen nach, Italien. 3. 790. — wann folche zu 
Auswanderungen nach Brafilien zu verweigern find. 3.635. 
— Eingangs=, befondere, find bei Mitbringung auslaͤndi⸗ 
Ider, in fremder Sprache abaefaßten äffe nicht erforders 
ich. 1. 123. — von den Kreisrätben im Kurfuͤrſtenthume 
pefen und von Herzogl. Nafjauifchen Aemtern ausgeftellt, 
eren Gültigkeit. 3. 790, — Biyangs- Pälle (Reife Rou⸗ 
ten), deren Ertheilung und Beftimmung. 4.4107. — den 
mit felbigen verfehenen, unficheren Perfonen, kann da, 
wo fie Arbeit finden, der Aufenthalt geftattet werden. Z. 
207. — ausländifche in fremder Sprache, Verfahren ruͤd⸗ 
ſichtlich derfelben. 1. 123. — Kouriere dürfen. in Bestes 
bung auf felbige nicht aufgehalten werden. 1.123. — ab 
elaufene, dürfen nicht: prolongirt werden. 4; 1102. — 
ficbe auch MWanderpäffe: £ . 
Paß-Formulare, deren Gebrauch und Anwendung. 1. 121. — 
befondere für Besen mit Weglaſſung des Sig⸗ 
| nalements, find weder zulaͤßig noch erforderlich. 3. 790, 
Paßgebuͤhren, deren Erhebung. 1. 7. | 
Paß-Polizei. 1. 121. — 2. 401. — 3. 789. — 4. 1102. 
Pathengeſchenk, Königl., deffen Nachfuchung und Bewilligung 
ür den fiebenten Sohn. 1. 18. — 2. 304 — Anfprüche 
aranf müflen Innerhalb eines Zahres, von der Geburt 
des © pues an gerechnet, — gemacht werben. 1. 19. 
— daffelbe iſt Eigenihum des Sohnes, und dem Daten 
ſteht nur das Necht der Verwaltung und des Niefbrauchs 
u 1. 20. — fol, mit Aufhebung aller frübern Be« 
Immungen, fünftighin zum Betrage von 100 Rtbl. nur 
bei fieben, in einer Ehe, ohne Dazwifchentunft von Tich⸗ 
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tern, encten Sbhnen ſtatt finden, wenn noch 

en Rh Leben und in der eteicen ee und 
ege fin 

Hatrimontal- Richter, © fiebe Sufiitiarien. , 

Penſionairs, in wie weit gegen- felbige wegen Schulden. Perſo⸗ 
nal⸗Arreſt ſtatt inden kann. 11. — Punen zum Ven— 
ſi a ne nicht mehr. herangezogen werden, wenn auch 
deren Penfion die Höhe ihres frübern. Dienfieinfommens 

erreicht. 3. 603. — deren Wittwen dürfen zur ‚Penfioni- 

rung nicht in Vorſchlag gebracht werden. 3. 3.. 615. 

Denf kaum fönnen für Beamte nur nach deren. wirklichen Dienf- 
fathegorie, nicht mad) den Amtstiteln, bewilligt werden. 

2. 295. — bei deren Ermittelung bleiben diejenigen Ge 

base ausgefchloffen,. welche urfprünglich blos aus 
allerhoͤchſter Gnade als perfönliche Zuſchuͤſſe ——— wor⸗ 

den find. 3. 603. — in wie welt daraͤuf die auf Kündi- 

‚gung angeflellten Beamten Anfprüche erwerben. 3, 

— deren Bewilligung für Subalternen-Beamte ohne be- 

fondere allerböchtie Genehmigung- 3: 614. — auf felbige 

haben aud) die ſtandesherrlichen Werwaltungsbeamten An- 

fprüche: 3. 596.. — desgl. die. auf den Grund des Reich⸗— 

Deputations⸗Schluſſes an Preußen lbergegangenen Be- 

amten: 3. 597. — desgl. die bei der allgemeinen Witt- 
wen = Verpflegungs - Anitalt angejtellten Beamten. 3. 602. 

—; MWiedereingiebung oder Belailung derfelben rüdfichtlich 

der ‚wieder angelielten oder beſchaͤftigten Militairperfo- 

nen und Beamten. 4 947. — auf felbige haben die mit 
'n unbedingten Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündi- 
. gung im a —58 Beamten keine Anfprüche. 1. 

14: 956. lehtere treten ein bei 

bedingten a en Kündigungen. 3. 

Kandigu 956. — bei Militair = Perfonen wird für Fälle der 
Umbigung auf ihre früber bezogene Militair-Penfton zu- 
gegangen. 1. 14. — 4. 949. seq: — auf felbige baben 

N Mittiven verfiorbener Staatsdierter feinen rechtlichen 

Anfpruch. 3. 616. — dürfen für Wittwen Verfiorbener 

Penſi * nicht in Vorſchlag gebracht werden. 3. 615. 

— deren Bewilligung 2 invalide Poftilliong aus dem 

Dof-Armen-Fonds. 2. 3 
Penſ jonirungen, der ed Verfahren bei felbigen. 
—  Unterfuchung der wirklichen rin 

m ————— vorangehen, wobel beruͤckſichtigt 

ſoll, ob der Beamte nicht noch für ein anderes Sien 

haͤltniß brauchbar ift. 2. 298. — bei felbigen muß Das 

Lebensalter, die Dienfizeit, fo mie * ‚Dee * 

rairdien ſtes befcheinigt werden. 1. 

4. 946: — Berechnung der Biene chficpelich, derfel- 

ben» vom 1 Tage der eidlichen Verp Fe und vom An- 

fange des 21ften Lebensjahre ab. — 4 

Beruͤckſichtigung der Verpflichtung * Handicl 

Eidesftatt bei felbigen. 2. 297, — Unrehnung der 

zeit als Diätarien bei > 2. 296. — Berechnung der 
Sienfeit der ehemal. Südpreuf. Beamten bei felbigen 
2. 291. — follen den Beamten ein Dierteliahr vorher * 
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kannt gemacht werden. 2: 298, — ber früher Im Milt- 
tair geitandenen Civilbeamten, Anrechnung der Militair- ' 
dienfizeit bei felbigen. 3. 599. seq. — Desgl. der vor dem - 
Feinde geleiteten Kriepsdienfte. 4. 939. — Angabe der 
Emolumente und Einnahme aus Neben-Bedienungen bei 
felvigen. 4: 946. — bei der. Sendarmerie, reſſortiren fünfs 

Ä tigbin vom Kbnigl. Kriegs-Mintiterio. A. 1094 ' 
Penfions-Beiträge, der Königl. Beamten, ſollen nad dem 
Dienfigenuffe regulirt werden, welcher der Berechnung ber 

Penfion nad $. $. 12. und 15: des Penfions-Reglements 

zum Grunde gelegt wird. 3. 603. — follen fünftigbim nicht 

als eine perfönliche Abgabe: von den Empfängern der | 
Befoldungen entrichtet, fondern in den Erats und Kaflen- 

bücern von Leitern fogleich in Abzug aebracht werden. 
4: 959. — von den Gehältern der ab ofhcio fuspendir- 
ten Beamten. 1. 16. — von den mit Arreji belegten Be- 
foldungen. 1. 16. — 2: 300. — von vakanten Gehältern. 

4: 952. 955: — der aus dem Kommunal- in den Königl. 

Dienft uͤbergetretenen Beamten vom ganzen Betrage der 
neuen — 2. 299, — der — alet, 
wen fie als folche ihr ganzes früheres Dienfteinfommen 
beziehen. 3. — 4. 955. — von felbigen bleiben die 

aus allerhöchfter Gnade bewilligten verfönlichen Gehalts⸗ 

Zufchüfle befreit. 3. 603, — von Gnaden- Monats- und 
Quartals Beträgen. 4: 953. 958: 962. — in wie weit die 
auf Kündigung angeflelten Beantten dazu verpflichtet find. 

3. 604. — 4, 949. 956. — von felbigen find die Chauflee» 
Geldeinnahmen-Tantiemen der Wegebau-Beamten befreit. 
3. 608. — der Kreis⸗ und Kreis-Kafen-Boten, an gende- 
ter ıc. 3. 949—952. — der bei der allgemeinen Wittiven- 
Derpflegungs-Anftalt angeftelten Beamten. 3. 602. — der 
auf Tantieme gefehten Beamten. 4956. — von Gehalts: 
Zulagen. 4. 957. 959, 961. — der Militair- Garnifon- 
Aerzte, welche zugleich bei Straf- und Beflerungs-Anfiale 
ten fungiren. 2. 447. — der im fiandesherrlichen Gebie— 
ten angeftellten obrigfeitlichen Verwaltungs» Beamten. 3. 
596. — desgl. der auf den Grund des Reichs» Deputa= 
tionsfchlufes an Preußen üdergegangenen Beamten. 3. 
597. — 14,954. — deren etatsmaͤßige —— 2.309. 
— 4; 955, sey. — uͤberhobene, deren Zurüdzahlung und 
Berrechnung. 3: 609. — deren Einziehung und Berech- 
nung von Beamten, welche ihr Einfommen aus mehreren 
Kaſſen beziehen. 4: 957. 960. — bei interimiſtiſchen An— 
ttelungen und auf Probe. 4: 955. 958: — von den Gen⸗ 
darmeris Löbnungen. 4 1088—1093. — theilweife Zuruͤck⸗ 
zahlung derfelben an Gendarmen und an —— 
Gendarmerie»-Dffistere. A: 1089. 1094. — Zwblftelbes 
trag, von den Gehältern und Gebaltszulagen nen ange 
fielltev oder verbefferter Beamten, bei felbigen Fommt das 
frühere Militaireinfommen in Abrechnung. 3: 605. — vor 
Berbefjerungen neu angeftellter Gendarmen. 4. 1089. — 

deſſen ——— Berichtigung und Verrechnung. 3. 
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enfions- (Ab⸗ und Zugangs⸗ — en, deren De 
» tigung und r a) an das Königl. 9 Miniſterium 
nnertt. 3. 6109—614, — 4. 946. — —* an das nat 
inanz-Minifterium. A New 
Werfonal- Arreſt, in vote weit folcher gegen Menfionairs und 
Wartegelds-Empfänger wegen Schulden flatt finden kann 


Hfandbri eier deren Aufnahme auf Güter und Grundfiüde. 2 


Pfandrecht, geſetzliches, fiebt dem Fisco in dem Dermögen der 
jenigen zu, mit welchen er contrabirt bat. 3: 587. 
Pfandve eher die Erhebung — PERS es von dem, von ſel⸗ 
bigen — Kapitalien 
Aarren — Jar e, deren Befreiung von dem Berirfs- und 
q Geme * ale durch Zulage» Gentimen auf die Grund 
euer. 
Biahüele NER Verpflichtung der Prediger zu deren 
. 2. 352. — Anweiſung zu deren Führung. 3: 
Harefellen, „euenaelifihe Wahlfaͤ zu und Be⸗ 
ſetzung derſelben. 3. 7400 — Koͤnigl. Vatronats, 
Beſetzung unter Verpflichtung deg —— —*8 
chen zur Annahme und Einführung der neuen Agende 
a a — —— deren Beſetzung durch inländide 


Geiſt 
Pf ennigtüde, AARTeERe, alte Brandenburgifche, deren fernere 
tige “ 


Pferde, der Haufirer, ſiehe Transportmittel. 
Pf —— bei Holzverkaͤufen, ſiehe dieſe. 
Pflug, verbeſſerter Schwerzſcher, Anwendung deffelbent.. 4. nn 
Dharmaceutifhe Studien, Ausdehnung der Prüfung der 
Afpiranten des medisinifchen Doktorgrades * felbige. 2. 
438. — fiehe auch Apotheker. 
Dbuftter, fiehe Kreis-Phyſiker. 
Pia corpora, ——J— zur Annahme von Ge 
chenfen und DBermächtniffen für felbige. A. 1071. 
Dolen, — reich, in ſelbigem hürfen preubifche. Sch 
bei Strafe der Konfisfation, nicht verkauft, werde. 3 
644, — einfiweilige Einführung — und 4 
Bifcher Gefäße zum Transvort von Produftem, ee 
erzeugniffen und Salg in felbiges. 4. 1149. — Die fuht 
weißer Kreide in — 21 iſt erlaubt. 4. 086. 
VPolizeh im Allgemeinen. 1. 110. — 2.389. — "3. 782.— RR 
Polizei-Bebörden, Gportelverfabren bet felbigen, 1. 7. ME 
Dolizeigefangene, die Bewachungskoſten für: felbige 
von denjenigen aufgebracht werden, welchen d Die 
tung der Gefängniffe obliegt. 4. 1110. 
Volizei-Geldfirafen, in den Npeinprovingen, deren we 
nung und Verwendung für — und Sm 
fortirt vom Mintfterio des Innern. 
Polizel, Kontraventiong. und Stra — 
in abgefaßten Reſoluten fol das Gefek allegirt werdet, 
worauf die Strafe gegründet ift. 2. 389. — and) * 
in ſelbigen die Beftraften mit dem Rekursverfabren in 
kannt gemacht werden, 2. 389. — Gportelverfahren 4 


A A PT: 4 
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felbigen. 1. 7: seq. — — In ſelbigen. 1. 
7. — 4. 1066. — Bewilligung von Denunzianten-Antheis 
len in feldigen. 4. 1097. — Sportuliten der Domainen« 
intendanturen in felbigen. 3: 782. — Gtrafberfahren in 
‚telbigen gegen beurlaubte Landwehrmänner und zur Kriegs» 
' Reſerve entlaffene Soldaten. 4. 1096. 
Pollzei-Sergeanten,, können auf fechsmonatliche Probezeit, 
aber nicht auf Kündigung angeflellt werden. 4. 1086. 
Polizei-VBerwaltungs-Kofen, im den mittlern und fleinen 
Städten, für feldige fünnen aus Staats: Kaffen feine Zu- 
fhüffe bewilligt werden. 2. 485. | 
Pommern, Provinz, Landtans- Abfchted für deren. Provinzial- 
tände, v. 17. Auguſt 1825. 2. 503-520. — Reglement 
wegen des Verfahrens bei den Wahlen der Landräthe und 
Kreis-Deputirten in felbiger. 3. 593. — 4. 935! seq. 
Vommerfhe Ritterfchafts-Banffcheine, deren Verfen- 
dung mit der Poit. 4. 1022, 
Porte=epde, fiehe Offizier Porte-epde. 
- Porto, defien Berechnung für die unter Kreuzband zu verfenden- 
den Driitfachen. 2. 334. — desgl. bei Verfendungen der 
letztern nach den Niederlanden. 3. 730. — für geldwerthe 
Papiere und Dokumente. 4. 1022, — für die Beförderung 
der Soldatenbriefe mit der Keitpofi. 3. 729. — Niedera 
fchlagung deffelben für Metourbriefe der Soldaten. 3.726. 
— teferdirtes, Einziehung und Sicherſtellung deffelben. 3. 
735. — niedergefchlagenes, bei den Gerichten, ruͤcſtcht⸗ 
lich deilelben findet feine Erfiattung aus Könige. Poſi⸗ 
Kaſſen mehr flatt. 3. 736. 
Portvo-Ermäßfigung, für die Briefe, Geld, und Vadet- Sen- 
dungen der in Reihe und Glied fiehbenden Soldaten bis 
zum Feldwebel und MWachtmeifter aufwärts. 1. 61—69. 
Porto⸗Freiheit, fieht den Magifträten in. allen Polizei‘, Mills 
tair= und Staatsſteuer⸗Sachen zu. 1. 54. — 2 334. — in 
einigen Landestheilen auch in Rämmerel- und Kommunal— 
Angelegenheiten. 1. 54. seq, — in Neftverwaltungs- und 
Armen = Sachen. 1. 57. A; ftändifchen Angelegenheiten 
von Seiten der Staats-Behdrden. 4. 59. — in Milittairs 
Dienfiangelegenbeiten der Landwehr - Offiziere. 1. 59. — 
der Laufzettel rückfichtlich der fimplen Briefe. 3, 725: — 
für Waffen und Arınatur- Stüdfe. 3. 125. — 4. 1013. — 
der Korcefpondenz, welche den auf Dienfireifen ſich befin- 
denden Juſtiz Beamten Nnachgefandt wird. 4. 1009. — der 
Gehalts- Zufchuß-Gelder für die Gerichts- Behbrden. 4 ¶ 
012. — in Angelegenheiten der Kur- und Neumaͤrkſchen 
eneral- Land= Feuer- Sozietäts“ Direftionen. 4.1023. — 
in Verforgungss Angelegenheiten der nvaliden. A. 1027. 
— nähere Bezeichnung der bei Geld »DBerfendungen für 
felbige beflehenden Rubrifen. 3. 731. seq. — portofreie 
und portopflichtige Gegenstände, follen von den Behörden 
bei deren Verſendung getrennt werden. 4. 1008. 
Porto» Konto-Bücher, deren Führung für die General Kom- 
miffionen und ‚deren Speztal-Rommiflarten. 3. 733. 
Aete⸗ deren Anwendung in Kommunal- un 
Kaͤmmerel Angelegenheiten der Städte. 1: ä4.seg. 2.334. 


’ 


Be 
— amtlicher Verhandlungen In Privat- Sachen. 1. 55- 
57. — der Korrefpondenzen der Stände. 1. 59. — deren 
Anwendung bei den Korgefpondenzen der Köntgl. Regie 
rungen"in Steuer- Kontraventiong- Sachen. 4. 1010. — 
desgl. in Argelegenbeiten der. Kur- und Neumaͤrkſchen 
General-Land-Feuer-Sozteräts-Direftionen. 4 1023—1027. 
Reftitutionen, bet DVerfendungen von "Eilbergeld. & 
a finden für Sendungen in Papiergeld nicht flat. 
yes zarte fämmtliche, Herausgabe eines Handbuchs über 
‚ j € e 


Porto— 


e. 4. 1017. 
Poſen, Großherzogthum, Reffortverhältniffe des Konſiſtoriums und 
Ze des Provinzial- Schul- Kollegiums in felbigerh. 1. 80. — 
Prüfungen zur Aufnahme in die weltgeifilichen Seminas 
rien defjelben. 1: 82..— Aufhebung der Zysf- Abgabe in 
den Städten deffelben. 1. 103—105 — Hebertritt der Re 
ferendarien der Landgerichte im felbigem zu den Regie 
xrxungen obne weitere Prüfung, bei lehtere. 2. 290. — eine 
Verpflichtung des Fiskus, die Militair- Gebäude dem dor- 
tigen Feuer-Sozietäts: Vereine einzuverletven, findet nicht 
- Statt. 2 412. Sseq. — Erhebung der Brand = Entihädi- 
gungsgelder in felbigem, auf Netabliffements- Attefie. 3. 
804. — Verhältniffe der Juden in und aus felbigem; fiehe 


Juden. 

Poſt, ordinaire, Bewilligung kleiner Nebenausgaben fuͤr die mit 
ſelbiger reiſenden Beamten, a Sfgr. pro Station. 4. 942, 
seg. — mit felbiger können Feine Paͤckereien nach dem 
Königreiche beider Sicilien befördert. werden. 4. 1009. 

Poſt-Armen-Kaſſen-Fonds, deſſen Beſtimmung und V 
waltung. 2. 329, 

Poh-Beamte, dürfen ohne eg, des General» Poſtamts 

e fein Gewerbe treiben, auch feine Lotterie-Kollekte übers 
nehmen. 4. 1012. 1013. ' 

Poſten, denfelben müflen andere Fuhrwerke auf det Landfirafen 
ausweichen. 4. 1134. 

Poſt-Fußboten, hülfsbenüärftige, deren Unterſtuͤtzung aus dem 
Poſt⸗Armen⸗-Fonds. 2. 330. 2 | 

Poſtguͤter, vom Auslande eingebend, Verfahren mit felbigen 

; rücfichtlich des fteuerlichen Intereſſe's. 1. 43—53. — 4. 

990. — Frachtzettel: Führung für felbige. 1. 52. 53 33. — 
deren Abholung aus den Poſtaͤmtern von dem Steuer: de 
börden. 2. 332. — durch's Ausland tranfitivend, deren 
Plombiruna. 3. 729. . | 

Poſtillions, invalide, Penſionsbewilllgung für ſelbige aus dem 
Pofl-Armen-Raffen-Fonds. 2. 329. 

Yofl-Randreiter, deren Funktionen und Befreiung derfelben 
von Damm-, Faͤbr⸗ und Brüdengeldern. 3. 731. 

Poſt-Laufzettel, Portofreiheit derfelben ruͤckſichtlich der fimplen 
Briefe 3. 725.  ° N 

Pofl-Qutttungs- Bücher, über portofreie Gelder der Behot⸗ 
den, deren Fuͤhrung. 3. 723. 

Poſtreiſende, deren Bedienung und Bewirthung In eigenen 
Paflagterfiuben. 1. 69. seq. — Zuruͤckzahlung des Perfor 
nengeldes an felbige, wenn folche im bededten Magen 


feinen nam. erhalten (bien. 4. 1010. — auf Frei⸗Paͤſſe, 
' deren Berechtigungen auf weiteren Reifen. 3. 727. — als 
folche dürfen franfe, mit äußern Schäden bebaftete, oder 
durch ſchmutzige 26. Kleidung Anftoß erregende Perſonen 
nicht zugelaſſen werden. 3. 724. 
— ofifhreiber, deren Prüfung und Anſtellung. 4. 1015. 
Bof-Sefretaire, Diaͤten ſatz für ſelbige. 2. 328. 
Pofi- un ediente, bülfsbebünftige deren Unterſtuͤtzung aus 
dem Poſt⸗Armen⸗Fonds. 2. 329. 
Poſt— —— im Allgemeinen. 43. — 2. 328. — 3.723. 


Praͤ Rd, * getoͤdtete Woͤlfe und herrenloſe Hunde, deren An⸗ 
weifung nach den re ge Sägen, obne höhere 
Senehmigung. 1. die Annahme und Ausleh> 
rung von Taubflummen. 3. 811. — far die Entdeckung 
von Baumfrevlern, deren Anweifung. 1. 36. seqg. — 2. 
327. — besgl. in Beziehung auf Befchädigungen der Shauffee- 
Baumpflanzungen. 1.37: — dergl. Prämien fünnen von den 
N aumfrevlern felbfi nicht eingezogen werden, fondern find 
aus Staatskaffen zu zahlen. 1. 36, — find auf die Anzei— 
ger der Befchädiger von Meilen zeigern Minuten = Pfäh- 
lem sc. nicht auszudehnen. 1. 37: — fiehe aud) Lebens: 
Kettungss- Prämien. 
Prämten- Sonde, bei den Negtetungs-Haupt; Kaffen, Miniſte⸗ 
3 — oe zu den daraus zu beftreitenden Ausga— 
‚ben. 1 
Praͤſtationen an Gemeinden, fiehe lekt.' 
YBraris, ärztliche, innere, Befugniß der Wundarne After Kaffe 
und. der Kreis- Chirurgen zu deren Yusübung. 2. 45. — 
ſiehe auch Aerzte. 
Prediger, ſiehe (Seifiliche und Militair- » Prediger. J 
Preußen, a — — fuͤr deren Drovinzlal, Stände, 
ug —5 
Privat: :& achen, —— amtlicher Verhandlungen in 
felbigen. 1. 55. seq. — 4. 1008. 
Produkte, fiehe Erzeugniffe. 
Deototollführer, Diätenfähe für felbige in unvermoͤgenden 
Kriminal-Unterfucungen. 4. 1102. 
aa 1 wieder- und nen erworbene, fiehe Weftphalen, Berg, 
affanifche Zandestbeile ıc. 
Provinztal-Staͤnde, fiehe Landtags Abfchiede. 
Drovinzial-Steuer- Direktoren, Verwaltung der Eintünfte 
von denjenigen Kommunikations - Anftalten, welche nicht 
FE Cbauſſée — durch felbige. 1. 26. — Rangver⸗— 
aͤltniſſe —4 ben. 4. 934, — unentgeldliche Beranfol- 
gung der Anitsblätter am felbige. 1. 2. seq 
Prozeſſe, über nicht nach Gelde zu Ihägende Begenftände, Stem- 
pel-Anwendung in felbigen. 3. 710. seq. | 
SEHE N deren Auforingung in Kommunal» Prozeffen. 4. 


Pröfungen der Staats-Beamten , Spyortel-Anmwendung bet felbi- 
1.06. — der nn Verfahren ruͤck⸗ 

hitich derfelben. 1. 8. — der Mebdizinal-Perfonen, nach 

em Reglement v. 4 Decbr. 1825. 1. 153-203. — Ge— 


- 


I 
— 


do 


.44. 
Tbhieraͤrzte. ¶ 211: — deren — den Schul⸗ 
lehrer-Seminarien. 2. 359. seq. — der Schulamts⸗Kan⸗ 
didaten und Schullehrer. 2. 358-366. — der Xbiturien«- 
ten. 2. 373. seq. — 4. 1036. — pro immatriculatione. 
2. 384. — der Kandidaten des geifilichen Standes. 3.740. 
— der Kandidaten des Rechts in Beziehung auf Schul« 


 . wäflenfchaften umd auf die Inteinifche Sprache, 3. 747. — 
der Poffchreiber. 4. 1015. 
QA. 


Quarantaine-Friſt, 2itaͤglge, deren Anwendung bei dem Ein— 

gauge fremden Rindviebes. 1. 219. ' 
Quartal-Steuer, Real-Abgabe Fleineres Grundbefiker in Vor—⸗ 
pommern, deren Beibehaltung. 2. 516. 


N. 


Rangverhältniffe, der Provinzial- Steuer Direktoren, Berg⸗ 
\  bauptleute und Dber- Bergamts- Direktoren. A. 934. — 
desgl. der Landrentmeifter, Hofräthe, Nechnungs- und Fl⸗ 
nanzräthe. 4 938, * 
Mattonen, ſiehe Fourage. | 
Räude, Krankheit unter den Schaafen, deren Heilung. 3. 832. 
ee an FEIDAINRS in felbigem auf Gymnaſien. 2. 
Rechnungen, (und Totaten-Beantwortungen) deren Beförde- 
e, rung an die Ober-Rechnungs- Kammer. 3. 654—656. — 
ſiehe auch Koften. . 
NRehnungs-Räthe, Nangverbältniffe derfelben. A. 938. 
Rechte, (Bwangs- Bannrechte) —— in den vormal. Kb- 
nigl. Weftphälifchen, Bergiichen und Kranz. banfeatifchen , 
20. Landestheilen, fchtedsrichterliches Verfahren ruͤckſicht⸗ 
lich derfelben. 3. 619—631. i 
Rechtsgelehrte, drei, deren Zuziehung bei den von Gemeinden 
in den Rheinprovinzen abzufchließenden Vergleichen. 2.385. 
Nechts-Randidaten, fiebe lebt. 
NReferendarien, deren Hebertritt von den Dber-Randesgerichten 
| und den Landgerichten des Großherz. Pofen zu den Re— 
gierungen ohne weitere Prüfung bei Ichtern. 2. 290. 
Regierungen, Königl., die von den verſchiedenen Abtbeilungen 
derjelben zu gebrauchende Firma, und die Form der Aus— 
fertigungen von Seiten derfelben. 3: 568. — Ausübung 
der denfelben .beigelegten ‚erweiterten Befugniß bei Exe- 
futiong-Volfirefungen: :3.572—589. — re ders 
felben zu Verleihung von Stipendien, die von hoͤhern 
Sthulanftalten nicht abhängig find, und vom Staate aus— 
aeben. 3. 751. — desgl. zur Genehmigungs- Ertheilung 
Behufs der Annahme von Gefchenfen und Vermaͤchtulſſen 
für Korporationen und Gemeinden. A. 1070. — zum Ref- 
ort des Pleni derſelben gehört das Verfahren bei — 


d 


8ı 
Susvenfi onen und unfreiwilligen Dienfentlaffungen. 4. 
945. — Reſſort der erfien Abtheilung bei felbigen, ruͤck— 
ehrlich der Vertilgung wilder Thiere ıe. 1. 2. — Reſ—⸗ 
fortverbältnifie derjelben zu den Köntal. Provinzial- Steuer: 
Direftionen. 1. 26. — amtlidhe Stellung der Ober-Forſt— 
meifter und Kaſſenraͤthe bei felb'gen. 2. 236-289. — Ans 
nahıne von Referendarien der Dverlandesgerichte und der 
Landgerichte des Großherz. Poſen bei felbigen, ohne wei— 
tere Prüfung. 2. 290. — Schleſiſche, Gefchäftskreife der 
verfchiedenen use derfelben. 3. 5069. seq. 
Regierungs» Deich ft9-Anmweifung, vb. 31. zent. 1825., 
Berichtigung eines Druckfehlers In felbiger. 1. 
Regierungs-Mitglteder, Liquidation der ubrloßen bei de» 
ren Dienflreifen. 3. 589; seq 
Regierungsräthe, Dber- und Geheime, Gebrauch des Titels 
und Charakters darfelben. 1. 4. 
Regierungs-Subalternen, Derfahren bei Umts» Susyenfio: 
E nen und —— — derfelben. 4. 945. 
MeihseDenutatiung: Schluß, v. 25. Febr. 1803, Verhält- 
niffe der much felbigem an —* übergegangenen Be⸗ 
— in Belnehung auf Penſionen und enſionsbeitraͤge. 
3. 597. — 4. 954. 
Reifefoßen, fönnen den Beamten nur nach ihrer wirklichen 
. Dienfi-Rathegorie, nicht. nach ihren Amtstiteln, bewilligt 
werden. 4. 942. — deren Liquidation und DBergütigung 
bei nnd Dienfireifen. 1. 11. — 2.292. 293, 
294. — 91. — der Dber-Forfimeifler. 2. 291. — Des 
ren ae von Seiten der Medizinal : Perfonen. 2. 
440. seq. 446. — 3. 827. — deren Vergütigung für Rbei— 
niſche Medizinal- Perfonen in Unterfuch. + und Straf⸗Sa⸗ 
chen, nach dem Decr. v. 18. un. 1811. 2, 442. seq. — 
für die Landtags» Abgeordnete ter Provinzial» Stände. 2. 
466. 478. 507. — Bewilligung von Heinen Nebenfoften für 
- die mit der ordinairen Poſt reifenden Beamten, & 5 for. 
pro Ötarion. 4. 942. seq. — deren Bergütigung in An- 
gelegenbeiten von Privat: Perfonen: 2. 293. — Siehe aud) 


Fuhrkoſten 

Reiſende, arme weiraunkie, die Bezablung der Kur⸗ und Verpfle⸗ 

gungskoſten für ſelbige in den Rbeuweovimen. 1. 139. 

Keitenätfe ſiehe Päffe. 

Meife-Routen, (Zwangs-Päfe) ſiebe Paͤſſe. 

Reitpoſt — u. — die Verſendung der Soldatenbriefe mit ſel⸗ 

biger 

Rekae en, in fireitigen Kriens Schulden-Sacen, in 
Polizei-Kontraventions⸗ uud —— re. ſiehe dieſe. 

Reli sion, are, forgfamer Unterricht in felbiger auf gelehr- 
ten Schulen. 2.368. seq. — desgl: allgemeimer Unterricht 
der Kinder im felbiger zur — von Verbrechen und 
Laſtern unter denfelben. 4 1051. s 

Religidre a r, deren Pflege und geitung auf gelehrten Schu⸗ 


a onen, deren Zahlung an Wartegelds-Empfänger 1.10. 

Renten, den Kirchen und Öffentlichen Armen-Anfialten zugehörig, 
Verfahren bei deren Ablöfung- 3. 807. — fi ehe auch Do⸗ 
 manial- Renten. 5 


Pr 
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Refidenten, fremde, nr Unterthanen. Ä 
Refolutionen, fiehe Beſcheide. = in 
Kefi-VBerwaltungs- Sad es Portofreihelt in felbigen. 1. 57. 
Ketadliffements-Attefie, Erhebung‘ der Brand Entfchädi- 
gungs-Gelder auf felbige.. 3. 304, 
Reuß, (iüngerer Linie), Fuͤrſtent huͤnmer, Verordnung wegen Yuf- 
nahme der Fremden und Verforgung der „Hülfsbedürfti- 
gen tn felbigen. 3. 872. 918—930. 
Mbederet, Gewerbeiteuer-Erhebung von felbiger. 4. 994. — 
Rheinprovinzen, Aufbringung der Kur- und Verpflegungstoft 
ur arme erfranfte Reiſende in felbigen. 1. 139. — Ber: 
absen im felbigen bei Begrenzung der Staats- Waldun- 
gen gegen Gemeinde, oder Privat-Waldungen. 2. 326. — 
die Zuſtehung dreier Rechtsgelehrten bei den von Gemein- 
den im felbigen — DBergleichen. 2. 335. — 
Reiſekoſten Entſchaͤdigung für die dortigen Kreis» Medizi- 
nal-Beamten in Unterfüchungs- und Strafe Sachen, nad) 
dem Decr. dv. 13. un. 1811. 2. 442. seq. — Die Verwen⸗ 
dung und Verrechnung der Polizet-Geldfirafen für Kom- 
munen und Inſtitute in felkigen reſſortirt vom Minifterio 
des nnern. 3. 764. —  Yufbringung der Gemeindebe- 
dürfniffe in felbigen, fo wie der Roten in Kommunal⸗ 
rozeſſen. 4 1075. — Befireitung der Verpflegungskoſten 
ir Kinder inbaftirter und. unvermögender Verbrecher in 
felbigen. 4. 1114. er — ſiehe aud) Berg, vormal, Groß- 
berzogtbum und Naſſauiſche Landestheile, ehemalige. 
Rindvieh, deflen unter dem. Namen des Feuers oder Hinter- 
. brandes befannte Krankheit, gehört in die Katbegorie des 
Milzbrandes, und iſt wie leßterer zu bebandeln. 2. 450. 
— Mittel gegen die Lungenfäule deffelben. 4. 1140. — 
fremdes, foll hei deſſen Eingange in die dfilichen Grenzen 
einer 2itägigen Duarantaines Fri unterworfen werden. 
4. 219. j . - 
beifen, fiehe Eifen. - 
bröächer, deren Abfchafung in den Städten bei Ireubauten. 
#133. — 2. 414-4417. 
tbitifte, fiehe Echreibmaterialien. ur 
finen, Durdygangsabgade von felbigen nah Medlenburg- 
Strelig. 1. 28. segq. — 
en, Fuͤrſtenthum, ſiehe Pommern. — 
Drfra nebeiten, unter den Menfchen, Verhalten und Ver— 
fahren in felbigen. 4. 1138. 
Rußland, Kalfertbum, Herabſetzung der Zollabgaben im felbigem ' 
von verfchledenen Aus⸗ und Einfuhriwaaren. 1. 235—241. 


— —ñNiif N 
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Sachſen, Herzogthum, Beſtimmungen wegen der kirchlichen Feler 
des dritten Feſttages und der bisher gefelerten Heinen Feſte 
in felbigem. 3. 742. — für Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verbältnifie, der Gemeinheisstbeilungen 
ıc. im felbigem, beftebt nusfchlieglich die@eneral- Kommif- 
fion in Stendal. 4. 1029. 

Sachfen, Königreich, Ausübung der mit felbigem befiebenden Kon- 
vention rückjichtlich der Staats-Angebörigfelt und der Aug- 


82 en — 


* 


\ 


a 


* 
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Schlach ſt 1 er, Borfchläge der Landflände ruͤckſichtlich derfelben. 
193. seq. 
Schleichhandel, Token Verhütung durch Nei@liehung ber Kaͤhne 


er ‘ 


- J 


BIEGEN gegenfeitiger IUInterthanen. 3. 636, — Merord- 
nung über das Wandern der Handwerksburfchen zc. in 
felbigem. 4. 1154. — Gefehe über die Niederlaffungen ze. 
in felbigem. 3. 851—854. — Pesgl.: über dag frübjeitige . 
Heiratben junger Mannsperfonen, fü wie ber die Ehen 
der Handwerfsgefellen und Ausländer in felbigem. 4.1150. 


Sadhfen-Altenburg, Herzogthum, Regulativ über das Armen⸗ 
wefen und die —— In felbigem. 3. 863. 902. 
Sadfen- Weimar, Großhergogtbum, Werordtun Wegen der 
Niederlaffung in felbigem. 3. 862. 83998. — Nichterftattung 
der Detentionstoften an felbiges für auszuliefernde Bere 
Satm-Salm, Kürkenthum, Gererb der Nie | 
alm⸗Salm, Füritentbum, Vero nung wegen der derlaſſun⸗ 
en ze. in felbigem. 3. 873: 930. u f 
Salz, Erleichterung des Debits deſſelben aus ben Königl. Fakto⸗ 
toreien. 2, 498. 
Schanfe, Heilung der Räude unter felbigen. 3. 832. desgl, der 
Klauenfeuche. 1. 221. — 2. 451. | 
Sch aͤch t er, jüdtfche, fiebe Zuden. 
Schachtrutben, ſiehe Bau-⸗Anſchlaͤge. 
Schanfgewerbe, gegen bie polizeiliche Unterfagung deſſelben 
findet fein Rechtsweg flatt. 2. 425, 
Schanfbäufer, Domantals, deren Verpachtung. 4. 1126. 


SHarlah-Eptdemien, Gebrauch der bella donna alg Schutz⸗ 


* are ER ie A Evorteloipesung ya 
Schauausſtellungen, Öffentliche, Sportel-Erbe ung für ſelbige 
— * a der —— ad 1. —* ui 
aujpkele, jollen an den Vorabenden großer efie, fo 
q wie zum Theil an dieſen felbft, nicht gegeben werden. 1. 86. je 
Scheintod, fiehe Lebeng-Rettungs: Prämien. 
Schenfungen, fiebe Gefchente. 
Schiffe, fiehe Kihne und Transportmittel: 
Schiffergewerbe, mit Stromſchifen und Lichterfahrzeugen, 
ewerbefteuer-Erbebung von felbigem. A. 992. 
Schifferfnecte der Stromfchiffer, Gefindeverhältniffe der⸗ 
felben, und die daraus für lebtere bervorgehenden Wer- 
pflicytungen. 3. 787. 

Schiffs ger ße, vreuß., dürfen, bei Strafe der Konfisfation, im 

önigreiche Polen nicht verfauft werden. 3. 644, — dfter, 

reichifche und preußifche, zum Transport von Produkten, 
Dergwerkserzeugnifien und Salz, deren einfiweilige Ein- 
fübrung in do en. 4. 1149. — fiehe auch Kähne. 

Schindel daͤche r, deren Abfchafung in den Städten bei Neu 
bauten. 1. 133, — 2. 414—417. 

Schlaͤcht er, unzünftige, Finnen ihr Gewerbe it ihren Häufern 
betreiben. 4. 1125. — fiehe auch Gewerbefcheine. - : 


und Machen im den Grenzbezirken. 1. 117. seg. — ſiehe 
auch SteuersDefraudationen und Kontraventignen. 


Schlefien, Provinz, Gefchäftskreife der in en drganifirten 


Provinzial-Berwaltungs-Behdrden, 3. 569-5 


— 


Ah u, 
Schleswig, Herzogthum, Verordnungen über die Ntederlafungen 
3, die Verſorgung der Armen in felbigem. 3: 863. 897. 
Schlöffer-Profefiton, ‚deren Betreibung in Einem Lokal mit 
on der Tiichler-iprofeitton, 2. 419. 
Schmieden, deren entfernte Anlegung In Dörfern, 3. 823. 
Schornjieine, geflebte, deren fucceffive Fortſchaffung. 4. 1132r 
Scyornfteinfeger-Gemwerbe, deſſen Betrieb in den, den Städ- 
ten nahe gelegetren Gemeinden: 4. 1123. 
Schorniein-Röhren, enge, (Ruflifhe), deren Benubung bei 
n Anlegung von Koch und Stubendfen. 2. 417. seq. 
SH — mit feldigem kann Hauſirhandel ſtatt 
* Ir nden. 2133242 F 
Schriften, fiehe Drudichriften- j | 
Sanlautsek andidaten, deren Prüfung und Anftellungs ⸗ Fä- 
bigfeit. 2. 355 —366. — deren ——— nach dem 
oͤgange aus, den Seminarien. 2. 366. — follen fich vor 
ihrer definitiven Anftellung im praftifchen Unterrichte 
3 übern 4. 1041—1046: — fiehe auch Seminarien- 
Schulden, fiebe Perfonal-Arrefi- 
Schulden- ZEN ftädtifche, Exefutionsverfahren in felbigen. 
9.7 t 


3. 00% 

Schulen, Befiimmung der ‘Zeit, von welcher ab folche die Kinder 
beficchen müflen. 1.91: — deren Befuch von jüdifchen 
Gindern.t: 9huseg. — forgfame Pflege und Leitung des 

Religionsunterrichts auf felbigen. 2. 368, seq. — Ertbei- 
lung des Unterrichts. im Rechnen und In der Mathemarif 
auf felbigen. 2: 371. — 4 1036. — gelebrte, die Ye 
fegung der Lehrerftellen am jelbigen bängt von der Ge⸗ 

F nehmigung des Minifterlums der Geifll.- und Unterrichts⸗ 
..: Angel. ab: 2: 357. — in den Städten und auf dem plat⸗ 
ten Sande, Anordnungen wegen deren regelmäßigen Be— 

fuchs und Verfahren bei Schulverfäumniffen: 3. 752758. 

Schulferien, deren Beflimmung. 1. 92. seq. — vergl. in den 

' Geminarien. 2. 362, 

Schulgeld, mäfiges, folen auch Gendarmen für den Unterricht 

- ihrer Kinder entrichten. 3. 751. | 

Schulkollegien, Provinzlal-, Reffortverhältniffe derfelben. 1. SO. 
— deren Drganifation in der Provinz Schlefien. 3. 570. 

Schullehrer, in den Seminarien gebildet, deren Pruͤfung und 
vorzugsweiſe Anſtellung im Schulfach. 358 2366. — das 
Verfaͤhren bei Amts-Suspenfionen und unfreiwilligen Ent⸗ 
laſſungen derſelben gehoͤrt zum Reſſort des Regierungs⸗ ic- 
Pleni. 4. 945..— unentbehrliche, deren Befreiung von den 
Webungen der Landwehr erfien Yufgebots: 3. 749. -— ebam- 
gelifche, auf dem Lande, Inſtruktlon für felbige als Kuͤſter 
oder Vorlefer. 4 1031. — fiehe auch Lehrer und Seminarien. 

Schulunterricht, praktiſcher, in — —— folen ſich die gelebr- 

| ten Schulamts- Kandidaten vor Ihrer definitiven Anſtelung 
üben. 4. 1041—10Ä6. Ä 
‚Schulmwefen, auf dem ylattett Rande, deſſen Verbefferung, ohne 

9— Zwangsmittel und unter Zuſtimmung der Gemeinden. 2.3067. 

Schulzen, fiehe Dorffchulgen. Tr | 

Schulgeugniffe, deren Ausstellung für Seminariften 2 359. 
seq. — desgl. für Abiturienten. 2. 379. = deren Beibrin« 


3 





3 85 


‚gute, von — welche in andern Sänlankalten übers 
treten, nad) dazwifchen liegendem Privatunterrichte. 4.1040. 
sicht, deren Ausübung. 3: 758: 
poden-Fmpfung, rüdlichtlich derfelben möften die In— 
tereſſenten für die Medizinal- Perfonen die Fuhrengeſiel⸗ 
lung übernehmen. 2. 449. — müflen im Badenfchen fremde 
————— und Handwertohurſchen vor hrer Aufnahme 
e 3. 
Schukverwandte, (Beifaflen), deren Hiederlaffung und Theil- 
nahme an den Kae ERETARUAUIS 4: 1074: sege is 5 
Schwamm, ſiehe Hausic 
Sſch war a — ſchaͤdlich, deſſen Vertilgung auch 
uße Jag 
Sch weden (und Norwegen), Künlareidı, am en der mit felbigem 
beiiebenden Abfchoffreiheit. 3.6 
Schwein un Bl: der Bräune « Krankheit unter felbigen. 2. 


Seehandlungs-Gd eine, deren Verfendung mit der Poſt. 4. 


Selfenfiedereien, deren Anlegung in Städten. 3. 812. 

Seminsrien, für-Schullehrer, die Belebung der re pe 
an jelbigen hängt von der Genehmigung des Miniſi. der 
Gelſtl. und Unterrichts-Angel. ab. 2. 357, ,— Dee (iniffe 
derfelben zu dem Schulwefen der Provinz. 2. ‚338306. 
— wegen der in felbigen — — Prüfungen. 2. 
‚359. — Verpflichtungen. und Rechte der in fe elbigeit ge⸗ 
bildeten Kehrer. 2. 358. se Regulirung der Ferien in 
felbigen. 2. 362. — Zul aan. der in felbigen zu Volks⸗ 
ſchullehrern ſich bildenden — Leute zum —— 
freiwilligen Milltairdienfte 
in ronbergoneünm Pofen, Prüfungen zur Aufnahme in fel- 


Satoi eiträge, Verpflichtung der Staatsdiener zu ſelbigen. 
. — deren mongtliche Abfuͤhrung von Seiten der 
Sun emeine zur Hälfte “ Kafienr Anweifungen. 3. 840. . 
Servis hlungen, an das Mi litair, nähere Beſtimmungen 
darüber. 3. 842—846. — an die Intendantur⸗Beamte, von 
ſelbigen find auch KommunalsAbgaben zu entrichten. 4: 1079. . 
Sich erbeitsrPolizei. 1. 126. — 2.403 — 3.793. — 4, 1102. 
—— aſſauiſche Verordnung über die Handhabung 
Stctlien, Königreich, Sabrpofverbindung mit felbt em. 4. 1009. 
Siebmahergewerbe, kann umberziebend unr in der Umge— 
gend des Wohnorts a Kin nachgelaffen —— 2. 431. 
Stegellad, fiebe Schreibmaterlalten 
Signalement, Weglaſſung defielben in Paͤſſen für Standesper- 
foren zu Reifen in’s Ausland. 3. 789: 
Singevdgel, Verbot des Wegfangens bderfelbett. 4. 119. 
Sp fiebenter, —— für, ſelbigen, ſiehe dieſes. 
Soldaten, pen ‚die mit Ehrenzeichen verfnüpfte Zulage le— 
| benslänglicd, aus Militair Fonds erhalten. 1. 230-232. 
pm fiche auch DMeilitairperfonen, Landwehrmaͤnner, Kriegs- 


| Referv 
Soldaten» Briefe, Geld» und Badet-Sendungen), Poſtporto⸗ 


— 


Schul 
Schub 


— teltgeifiliche, im .- 
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Ermäßigung für ſelbige. 1. 61-69: — Portogablung für 
felbige bei deren Be endung mit der Reime. 3. 729. — 
zurüctehrende, Niederihlagung des Porto's und Beflell- 
geldes für felbige. 3. 726. > 
Sonntage, Einfielung ee ai Arbeiten an felbigen rend 
| des Gottesdienftes. — den häuslichen und joa 
Gewerbebetrieb umfaßt diefe Beſchraͤnkung nicht. 2: 
— Siehe aud) 55 e. 
Spanten, Koͤnigreich, bfchonfreihelt mit felbigem. 1. 20.% 
Sporteln, deren Verwendung bei den Magifiräten. 1: 1: 
Spyortel-Tarordnung, für die Provingtal- Behörden v. 25. 
vr. 1825, deren Anwendung bei Befchelden, Ausferti- 
ungen und vidimirten Aofchriften. L 5. — desgl. bei 
het ngen und Anftellungen der Staatsbeamten. 1. &: 
»- Sportuliren, in wie weit folches dem Kreis, Bebbrden, Magi- 
traͤten und unterm Poltzei-Behörden gebe ift. 1. 7.413. 
— 4. 1065. — int Polizel-Kontraventions-Fällen nach Una- 
logie der Intergerichts- Sportul= Tage. 1. 7. — 4. 1066. 
— von Seiten der Orts Behörden für dffentlihe Schau- 
usftellungen. 1: 113. — der Domalıten « Tntendam 
Polizei⸗ KRont.- und Straf-Sacdhen. 3. 782. 
Sta nich alteret, deren Einrichtung und Beflimmung. 3. 


. |049. 

Stantsdtener, Sportel-Anwendung bei. deren Prüfungen und 
Anftellungen. 1: 6: — Warnung derfelben von geſetz und 
ffaatswidrigen Verbindungen und Imtrieben. 3. 783. — 
deren Befrelung von Privat- und Kommimals, Weges, 
Pflaſter⸗ und Brüdengeldern auf Dienfireifen. 2. 295. — 
‚ deren Heranziehung zu den Gemeindelaften. 2: 388. — 
desgl. zur Kommunal: Einfommenjleuer in den ebemal. 
Bergifchen Landestheilen. 4 1080. — desgl. zu dem ſtaͤd⸗ 
tifchen Kommunal- Steuern als ſolche und als anfüßige 
Bürger in diefer doppelten Kathegorie. 3. 7&4: —' deren 
Befreiung von ſtaͤdtifchen Kommunal= Abgaben, wo das 
Einkommen der andern Einwohner ſteuerfrei bleibt. 1.99. 
— Verpflichtung derfelben zu Servis- Beiträgen. 1. 100. 
— en angeftellte, derfelben fol bei ihren aeg 
» feine Goldrate bewilligt werden. 1: 9: — in Gefolge des 
Reichs⸗Deputations⸗Schluſſes an Preußen übergegangen, 
deren Verhältniffe ruͤckſichtlich der Penfions=- Bewilligun-- 

Su und Denfions-Beiträge. 3.597. — u 934. — 8 


uhrkoſten, Reiſekoſten für felbige; fiebe dieſe, — Pen- 

tionen und Penfiong- Beiträge derfelben, ſiehe dieſe — 
Siehe auch Subalternen-Beamte, Heiraths⸗Konſenſe, Re— 
—55 - Subalterneit, Amts⸗Suspenſionen und Dienſi⸗ 
affungen 14 


gen. | > 
Stants-Einkünfte, im Allgemeinen. 1: 21. — 2. 308, — 3. 
646. — 4. 954 * 


4. — 4: 954. 
Staatspaptere, deren Befchlagnabme und Verkauf bei Erefu- 
tions-WBollftrecfungen auf adminifivativem Wege. 3.576. 585. 
Stantd- Prüfungen, fiebe lebt. RTL, 
Staatsfchulden, provingtelle, das Recht zur Erhebung vüdidn 
diger Zinfen von felbigen fol nur durch Verjährung nad) 
den allgemeinen. Landesgeſetzen verloren geben. 2. Bil 
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Staatsihuldfhelme, ſiebe Ztnsfounong. 
Stadtämter, Anordnung von Strafen für verweigerte Annahme 


“ derfelben. 3. 762. — fiebe auch Magiſtratsperſonen und 


.  Anterbedienten-Stellen, Kädtifche. 
Stadt-Chirurgen, ſiehe Wundaͤrzte. 
Stödte-Drdnung, der S. 148. derſelben beſtimmt Im Original 
die Erreichung des 2öften Lebensiahres zur Waͤhlbarkeit 
der ſtaͤdtiſchen Burgemeifter. 3. 760. 
Stadt» 8* auern, (Stadtthore) (mahl⸗ und — Staͤdte) 
| — nen mit Berüctfichtigung des Steuer⸗In⸗ 
ereſſe's. 2. 388. 
. Stadtverordmete, denfelben ſteht die Wahl der flädtifchen Me- 
dizinalperfonen nicht zu, fondern den Magifiräten. A. 1062. 
— Konkurren; derfelben bei der Veräußerung Hechlicher 
Grundfiüde 4. 1074. — Wahl und Einberufung deren 
Stellvertreter, nah der Stimmenzahl aus der ge= 
ſammten Gemeinde. 4. 1063—1065.. »- , 
Stadtverordneten-DVorfteber, Wahlfähigfeit der Patrimo- 
nialrichter (Juſtitiarien) zu. felpigen. 1.-96. 
Standeshberrlihe Verwaltungs- Beamte, deren Berech— 
tigung zu Penfionen und Verpflichtung derfelben zu Pen- 
fions-Beiträgen. 3. 596. ’ 
Ständiihe Angelegenheiten, in felbigen können ſich nur 
die Staats⸗Beboͤrden der Portofreibeit bedienen. 1. 58. 
Statififhes Büreau, Elnfendung eines Freiegempl. von den 
erfcheinenden Zeitungen und andern Zeit» und Flugſchrif— 
ten an — 4. 1098. 
Statiftifche — deren Cenſur durch das ſtatiſtiſche Buͤ⸗ 
reau. 1 . n 
Steinbräce, berapolizelliche Borfchriften für deren Betrieb. 1.73. 
Steinfoblen, Einganas- Abgabe für Teldige in den weltlichen 
——— 4. 985. e 
Stempel, deſſen Gebrauch bei DVerfäufen von Grundfiüden. 1. 
32. — desgl. bei dem Verkaufe von Domainen- Erbr 
pachts= und Erbjinsgrundftücden. 1.33. — zu Baugefuchen 
in den Städten. 1. 33. — zu den VBerpflichtungs- Protofol- 
len der Medizinal-Perfonen. 1..213. — darf bei Kontraf- 
ten nicht refervirt werden. 2. 320. — zu ben Gefinde- 
Entlaffungsfcheinen. 2. 321. — 4. 1101. — zu Geſuchen 
m. Entlaffung aus dem Militair. 2. 322. — bei Pro- 
zeſſe 


n über nicht nach Gelde zu ſchaͤtzende Gegenflände. 3. 


710. seq. — zu den Schlußzetteln der Maͤkler Behufs des 
gerichtlichen Gebrauchs. 3. 711. — zu Vollmachten einzel- 
ner Intereſſenten und zu Protofolen über Holzvertäufe 
in Gemeinheits - Theilungs» Sachen. 3. 712. — zu Geſu— 
chen um Konferirung. unbefoldeter Burgemeifteritellen in 
den Rheinprovinzen. 4.1004. — bei — von 
Unterfchriften und Legaliſation von Urkunden. 4. 1006, 
— sniedergefchlagene oder verdorbeite, deren Erfah auf 
Atteſte der betreffenden Stempel-Difiributionen. 3. 715, 
— ſiehe auch Kalender und Erbfchaftsitempel. 
Gtempelfreibeibeit, fieht den Verbandlungen über öffentliche 
Abgaben und Leifiungen und. über den Eintritt in’s Mi- 
litaie zu. 1. 3: — 2. 322. — findet. bei Gefuchen über 


— 
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| den: Austritt aus dem Militalr nicht flatt. 2. 323: — des 
ren Anwendung bei: folchen Verbandlungen, die nach Ver⸗ 
fchtedenheit des davon zw machenden Gedrauchs bald dem 
Stempel unterworfen find, bald nicht: 3.709. — bei vor- 
bereitenden Protofolen der Gerichte und Motarien: 3.711. 
— bei Vollmachten von Korporationen in Gemeinbeits- 
Theilungs- Sachen. 3.712. — deren Anwendung bei obrig- 
feitlichen Atteften für neu angehende, arme Dienfiboten. 
3. 712. — desal: bei den Beglaubigungs- Attefien für Mau⸗ 
rer: und Zimmergefellen. 3. 714. — der Liquidationen der 
Medizinal= Perfonen. 3. 827. — der bei den Militatr- 
Verwaltungs» Behörden und Truppen» Kommando’s ei» 
nn gehenden Gefuche. 1003. ‘ 2 we 
Stempel-Kontraventioren, von untergeordneten Behörden 
— Beamten begangen, deren Rüge und DBeflrafung. 4. 
Stempe I Danı, e 7 —. der verfihledenen Gattungen def 
ſelben. 2. 318. er 
» Stempel-Strafen, berem Gefifiellung und Einztebung bet den 
Militair-Bebörden. 2. 323. — Nichtanwerndung derfelden 
rückfichtlich der bet dem Milttair» Berwaltungs- Behörden 
und Truppen⸗Kommando's ungeftempelt- eingehenden Ge— 
fuche. 4. 1003, — von den Gerichten verhängt,‘ deren Ab- 
lieferung an die Haupt» Steuer-Nemter, nebſt Quittung 
über gezahlten * Denunztanten-Antheil. 1. 34. — ruͤck⸗ 
fichtlih des letztern bedarf es der Einfendung der ausge- 
ftellteri Quittungen nicht, fondern nur einer den Straf- 
= liften beizufägenden allgemeinen Befcheinigung. 3. 662. seqg. 
Sterbe-Raffe, für die Tabacksſpinner-Geſellen in Berlin, Re 
glement über teren Errichtung. 3. 770—780. . 
Sterbe-Monat, fiebe Gnaden-Monat. 
Sterbe-Quartal, fiebe Gnaden-Quartal. Bu 
Steuer- Defraudationen und Kontraventionen, Einzle- 
bung, Erlaf und Verrechnung des Denunzianten-Antbeils 
in felbigen. 3. 658. 662. — Vortozahlung. bei den Kor⸗ 
refpondenzen.der Königl. Regierungen in felbigen. A. 1010. 
— bei —— unverſteüert verabfolgter Waaren, de— 
ren Beſtrafung. 3. 692. — bei Gewerbe-Steuer-Kontra- 
ventionen find die Transportmittel der-Gewerbetreibenden 
der Konfiskation micht unterworfen. 3. 708. 
a a Provinzial⸗, fiebe lebt, 
Steuer-Direftoren, ——— ſiehe lest. 
Steuer-Erbeber, in den Dorfichaften deren Wahl und Be— 
ſtaͤtigung. 3. 666. seq. — ‘deren Remunerirung aus Der 
den Gemeinden bemiltigten Steuer= Tantieme von 4 pC. 
3. 667. — von letzterer foll den Gemeinden nichts emtj0= - 


! 


gen werden. 3. 663. seq. 
Steue en ch Meldungen, Verfahren ruͤckſichtlich derſelben. 1. 


Steuerm, im Allgemeinen. 1.26: — 2. 316. — 3. 666. ‚4. 985. 
— Verfahren rädfichtlich derſelben in Beziehung Auf die 
vom Auslande mit den Fabrpoſten eingehenden Güter. »- 
413—53. — 2. 332. — 4. 990. — desgl. rüdfichtlich der 
Anhaltſchen Herzoythümer. 4. 1018. — deren Regulitung 
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nnd Erhebung in dem vom Zollverbande ausgeſchloſſenen 

Landestheile des Erfurter Renter.+ Bezirks. 4. 986—991. 

1020. — rüdftändige deren Beitreibung durch "Egekution 

auf adminifirattvem Wege. 3.574. seq. 584. seq.. — rüds 

ſtandige von den. in Konfurs befangenen Gütern, deren 

Beitreibung. 3. 715. — fiehe auch Abgaben und Kommu- 
nal-Steuern. J J u 
Steuer-Receptur-Gebühren, fiehe Steuer: Erheber. 

Stiftsfiellen, Anzeigen von Veränderungen rünfichtlic der zu 

felbigen ‚notirten Perionen. 3. 806. 
e... aen,- milde, fiehe Pia corpora. | 
t 


. vom Staate ausgehend, deren Verleihung durch die Ko— 
ug. Regierungen. 3. si. 
Stodfhläge, ſiehe Züchtigung, körperliche. —— 
Straf- (und Beſſerungs-) Anſtalten, (Zuchtbaͤuſer) die bei fel« 
bigen zugleich fungivenden Militair: Garniſon-Aerzte find 
zu Penliong Beiträgen verpflichtet. 2. 447. — yolizeiliches 
Verfahren gegen die aus felbigen entlaffenen Sträf= und 
Häuslinge. 3. 794—799. — Belchäftigung der Sträflinge 
in felbigen, befonders mit Anfertigung von Packtuch. 1. 
129. — Siehe auch Sträflinge. 
Strafen, für überrretene Landegverweifung müflen von den Ge= 
| richten verhängt werden. 1. 128. — für feuergefährliches 
Tabacrauchen. 1. 135. — für Winfelfchriftftelleret. 3. 786. 
— für den Handel mit verbotenen Schriften und Nach 
drüden. 3. 786. — für den unerlaubten Gewerbebetrieb. 
4. 1127. — für den unterlaffenen Ab⸗ und Auseinander- 
bau ländlicher Gebäude. 3. 822. 224. — deren Anordnang 
für verweigerte Annahme fiädtifcher Polten. 3. 762. — 
wenn Fuhrwerke den Poſten auf den Landitragen nicht 
ausweichen. 4. 1134. — für Schulverfäunmiffe und An—⸗ 
wendung derfelben In Ausuͤbung der Schulsucht. 3. 753. 
758, — für unterlaffene Anzeigen der in juͤdiſchen Fami— 
lien, vortonmenden Geburts- Sterbe= 1. Fälle. 1. 121. 
— Siehe auch: Denunzlanten-Antheil, Geldftrafen, Straf⸗ 
en Stempelftrafen, Steuer: Defraudationen, Gemwerbe- 
tener-Strafen. | 
Strafgelder, für den Gebrauch ungeflemvelter Maaße und Ges 
wichte gebühren den Kommunen. 3. 818. — von Land⸗ 
webrmännern wegen ‚unterlaffener Anzeige ihres Mobn- 
ortömwechfels ıc. eingegogen, deren Verwendung. 1. 227. 
— für Schulverfdumniffe, und deren Verwendung. 3.753. 
756. -- fistalifhye, deren Einziehung, DBerrechnung und 
Verwendung. 2. 310. — 3. 659661. — fiebe auch Geld⸗ 
firafen, Strafen. 
Sträflinge, in Zuchtbäufern und Beflerungs » Anftalten, deren 


Beichäftigung befonders mit Anfertigung von Padtuch. - 


F 


Anfhafung von Holzſchuhen für diefelben 
entlaſſene, poltzeiliches Verfahren gegen felbige. 3.794—799. 
Strobdäcder, deren nfhorung in den Städten bei Neubauten. 


1. 129, — etatsmäßige Bekleidungs⸗Saͤtze für felbige und 
4 103° 


1, 4133, — 2. 414 
Studieren, fiebe Univerfitäts-Stublen. 


- 


pendien, von den böhern Schulanitalten nicht abhängig, und: 


. 


90 


Subalternen» Beamte deren Prafung und Anfelinne. 1. 5. 
— Denfi fons- Beriltgung für ſeldige ohne beſondere aller⸗ 
boͤchſte Genehmigung. 3. 614. 
Sünden, geheime, der Tugend, ſiehe lebt 
RUSSEL LenteR tüchtige, deren ewahl und Anſtellung. 


Suppliten, R fiebe Befuche. ; 
Synagogen, fiehbe Juden Synagogen: 
Sypbilitifche Kranfheiten, ſiehe venerifhe 

Syrup, — —— von ſelbigem nach Realendurs Stre⸗ 


Zu, seq 


| T. 

T — feuergefaͤhrliches, Beſtrafung deſſelben. 1. 135. 

Tabadsplätter, Inländifche, ſtenerliche Meldungen ruͤckſichtlich 
derfelden.. 1. 31. — Vorſchlaͤge * Landſtaͤnde ruͤckſicht 
lich deren Befteuerung. 2. 475. 5 

Tabadsipinner- Gefellen, An Berlin, e— einer 

Kranken⸗ und Sterbe-Kaffe für feluige. 3. 770—7$0. 

a A dffentl., Erhebung einer Abgabe von felbi- 

gen zu Gunften der Armien:Kaflen. 2. 420. 

Srabtumme, Anweifung der für die: Annahme und Auslehrung 
— * Kuͤnſtlern und Handwerkern beſtimmte Pra⸗ 
mie 

Taufe, — Vollziehung an —— aus gemiſchten Ehen, nach 

m Willen des Vaters 352. — Eintragung derfelben 

in "die Kirchenbüicher. 2. 353. 

Tentamina, deren — — von den examinibus pro im- 

’ matriculatione. 2. 3 

Thaler, Mansfelder, fiebe ie 

Thierd rzte, derem Prüfung. 1. 192. 194. — Kreis⸗, deren Prü= 
fung und Anftellung. 1: 210. 211. — ſtehen ruͤckſichtlich 
der Gebühren- und Reiſeko ai mit den Wund⸗ 
ärzten in gleicher Kathego e 

Thiere, wilde, Reſſort der Stegterungs-Hbthellungen ruͤckſichtlich 
deren Berttlgung. 1: .2. — ſiehe auch Praͤmien. 

TU@LerSP En Teen deren —— in Einen Lotal mit 

der. Schlöffer-Profeffion. 2. 
TitularsXRätbe, Rangverbältnifie — 4. 938. 
Toͤpferwaaren, mit ſelbigen dürfen Ausländer feinen Hauſir⸗ 
bandel treiben. 2. 433. 

Transp orte, von Vagabunden, Verbrechern und Bettlern, fün» 
nen nicht nach dem Geburtsorte oder nach dem frübern 
Wohnſitze derfehben geleitet werden, wenn leitere von ih—⸗ 
nen ſchon laͤngſt verlaffen worden. 2. 406. — deren An= 
ordnung von Seiten der Juſtiz⸗Behoͤrden. 2. 409. — alls 
gemeine Vorſchriften für dag oder abren bei felbigen. A. 

segq. 

Tran spottfoden, für die von den Juſtiz- Behoͤrden verfügten 
Transporte von Berbtechern 1 und Vagabonden, deren Tra⸗ 
gung aus Kriminal-Fonds. 2. 

Transportmittel, (Wagen, Pferde, Schiffe 16.) der obne Ge⸗ 
werbeſchein umherſlehenden Gewerbetreibenden, en der 
Konfisfation nicht unterworfen. 3. 708. 


* gi 


Srauungen, Haußr, dörfen. nur in Prelvat - Wohnungen, nicht 
2b er in dffentlichen Gaſthaͤuſern flatt finden. 3 
Tüdingen, Univerfität, fann von fiudterenden Snländern wieder 
befucht werden. 4, 1036. 

U, 

meet ebe, flaatswidrige, fiehe Verbindungen, geheime. 

üdfsfälle, Volipelrgegen —— 1. 131. - 2.410, — 3. 802. 

un = —— deren Anmahme iſt als eine Konfeffionsverände: 
rung nicht anzufeben, weshalb auch der Beitritt zu felbi- 
ger fein Ausſcheiden aus dem bisherigen ‘Parochlalver: 
bande begründet. 2. 351. 

Univerfiräts- Studien, Anord der examina pro Imma- 
triculatione rädfichtlich derfelben. 2. 381. — die tenta- 
mina find von den .examinibus pro immatriculatione zu 
trennen. 2. 381. — ——— darauf ſollen 4 Jebte 
verwendet werden. 1. 

Unkeuſchbeit der a "fiebe diefe 3 

Unterbeamte, deren Anſtellung auf —*8 oder —— 
Kündigung. 4. 951. — Verfahren bei deren Eutlaſſung. 

! 4. 945. 949-952. — ——— ruͤche und Denfons 
Beiträge derfelben. 1. 14. — . 949. 956: 

Unterbedienten-Otellen,. ddr, deren B febung mit ver- 
forgu ———— Militair⸗Invaliden. 3. 761. — 
verabſchledete, aber nicht verſor —— ıLandwehr- 

‚ männer kann dabel keine Ruͤckſi —— werden. ibid. 
a. non ‚ adminifirative, — verfahren bei ſelbigen. 
113. — 4: 1065. — welche Buͤreaukoſten beziehen, 

nr ein * der Amtsblaͤtter von felbigen. A. 943. 

unterrian, — im Allgemeinen. 1.88. — 2.357. — 3.747. 

— fiehe auch SchulsUnterricht und Schulen. 

anterfariften, "Stunyel- Anwendung bei deren Beglaubigung. 


Unterfiübungen, —— ‚.auf ſelbige tonnen arbeitsfähige 

Indwiduen feine Anfpricche machen. 1. 138. — = dee 
PH kann lebtere begründen. 1. 139. — deren Berabrei: 
"hung an verarmte ehemalige Chauffce» Bau -Auffeher. 4. 
1113. — für untere Poflbediente und deren NBittwen = 
dem Poſt⸗ Armen⸗Fonds. 2.329. — für Invaliden, fi * dieſe. 

Unterſuchungen, Verfahren in ſelbigen gegeu önigl. und Kom- 
munal⸗Beamte. 2. 384. — wegen Holzdiebſtaͤhle, ſiehe dieſe. 
— Siehe auch Gemuͤthskranke. — der Verwaltungs-Be— 
— —— Verfahren bei Zeugen ⸗Vernehmungen in felbigen. 


1. 12. 
Unterthan en, preußiſche, bleiben bei Annahme eines Kreditivs 
— ne — * — in eg 
en diesfeitigen Lande * un r heimiſchen 
richtsbarkeit Instetworfen. 2. —— 
nrtunden — Legaliſatlon iſt > Stempelvflichtigteit unter- 


1006. 
Urpbed * * N v , defien Ableiſtung fol von Befiungsgefangenen 
cht mehr. gefordert werden. 3. 793. 
Utenſ u ien, (Secätfihaten, Bücher und Landfavten) wei Koften des 


‚Gais engeraft, BR und Weiömmgsführung über 
felbige. 1: | 
V. 


Bacelnatton, fiede Schubpoden. 

Vagabondiren, ft ein Vergeben, weshalb die — entſte⸗ 

| benden Koften nicht nach Dem Prinzip der Urmenpflege 
vertbeilt werden bern 405. 

Bagabunden, find dieienigen = wenn, welche nirgend. ein 
Domtzil haben: 1. 128. seq — Aufbringung der 
Berpflegungskoften fuͤr (lies = ge Drte ihrer Auf- 
greifung. 1. 128. — 2. 403. seq, — müffen da zur Kor- 
reftion gezogen werden, wo -fie betroffen worden. 2. 406; 
— follen aufgegriffen und in die — SE ge 
bracht, deren Kinder aber. unterrichtet und zur Thaͤtigkeit 
angebalten werden. 4.1053. — wenn als folche beurlaubte 
Landwehrmänner und Bebeps- DReferyinen ergriffen —— 
Strafverfahren gegen felbige; A. 1096. — vom Auslande 

chobene, Verfahren bei deren Annahme ‚oder Zurüd 

.. 8* seq. — deren Transport) fiebe Trans- 

Siehe auch Transportlofte, Landesvermelfungen. 
| Benerifhe, „fpobilitifee) Kran th ehte eiten, ec & gegen des 

Berpreitung. 3.' 

Werpindun en, geheime und — er — 
are elung und Strafharkeit derfelb 
———— Manfregeln gegen felbig * = 
Bund begangene, Siftirung der von felbigen durch * 
Bent erungen an das Deinifterium des Innern und der 
* tyei: balbiäheig eingefandten Nachweilungen. 1. 126. 
im jugendlichen Alter begangen, Manfregeln: jur 
Verhütung und Abwendung derfelben. 61060. ' 
Berbren er, bis zue Beanadigung detinirt, et derſel⸗ 
ben ſoll leßtere nicht vor Ablauf der — en. 
‚A: 1105. — inhaftirte und unvermoͤgende, ein» 
provinzgen, Aufbrin ngung | der Verpflegungsfoßen für deren 
Kinder. 4. 1114. seq. — jugendlichen Alters, von felbi- 
en follen. die FufipBehbrden den Regierungen 
ungen machen, und lestere folche zufammenfielen und 
einreichen. 1. 95. — 4. 1058. — deren Transport, fiebe 
Transporte, auch Transportfoften, Landesverweifungen; 
desgl. Sträflinge, Detentionskoſten. 
Bereibigungen der Beamten, Berädfichtigung bes Zelt- 
unkts derfelben bei —— — rungen. 2. 296 
— jüdischer Medizinal-Perfonen. 3. 825. — der M 
Syinal- Beamten, Stempelgebrauch w den Drotatoßen Aber 
€ 25 

Ber Ay ſiehe Kontrafte. 

Berbeiratbungen, Königl. er 5 über felbige. 3. . 
873, 876. — en u 5 Age derfelben in den 
Fuͤrſtenthuͤmern Reuß. de — ſiehe ch Helrathen 
und — — 

Verkäufe, Stempel-Anwendung bei felbigen. 1. 88, » — af = 
chenmaͤrlten, fiebe letzt. 





Verlags-ArtikelinlaäÄz2ndiſcher Buhhändler, im Auslande 
ebruckt, deren Genfur. 3. 7. 8. — fi ehe auch Druck⸗ 
| arifien und Freiexempl. € 
Bermächtntife, für Korsoratiönen pr Gemeinden zu deren 
Annahmie können die Regierungen die Erlaubniß ertbeilen. 
4, 4070. — für pia corpora, Genehmigungs- Ertbeilung 
zu deren Anrahme. 4. 1071. 
* nd en, Geſetze ıc-, fiebe lebt: 
a — von Domanial- Schant- und Gaſthaͤuſern, 
iehe dieſe. | 
Wernfiegungstoken für arme erkrankte Reifende, deren Auf⸗ 
‚beingung in. den Rheinprovinzen. 1. 139. — für erfrantte 
. arme Handwerksgefellen. 3.810. — für Kinder —— 
ter und unvermoͤgender Verbrecher, deren zu... 
ben —— — 4 1114. seq. — für Vaga — 
ehe dieſe. 
Berfiherungs-Anfialten, in = nnd ausländifche, deren Agen⸗ 
ten find gemwerbefieuerpflichtig. A. 996. 
WBerfiorbene, am dem zum Andenken an Telbige befiimmten Feler- 
tage, dürfen Feine öffentliche Luſtbarkeiten flatt finden. 1. 87. 
Benni. Sachen, allgemeine. 1. 1.— 2 285. — 3.561. 


Bipimations-Aitefie, (Beglaubigungen) Syortel » » Anwendung 
für, felbige bei den ProvinzialsBebbrden. 1. 5: — für 

Maurers und Zimmergefelen bei Bau = Ausführungen, 
Stempelfreipeit derfelben. 3. 714. —. für Unterfchriften 
ö . und Hrfunden, Stempel Anwendung bei felbigen. 4. 1006. 
Dieb, —— von Legitimationsſcheinen für deſſen —— 
in. den Grenz Kontroll⸗Bezirken. 3. 686—689. — zum Hüs 

* dehelden ſollen Kinder nicht benutzt werden. 4. 1052. 


405 
Biehbandel, Ausdehnung der Gewerbefheine für feltigen auf 
mehrere gr sbezirfe, 2..429, — deſſen Betrieb auf . 
ee Biehmärften ' in den Grenzbezirken durch 

ebhäudler 

—— in den Städten der Kurmark, Aufbrinaung der 
Umerktädung derfelben erforderlichen Koften aus 
j Rommunalions . 220. — fiebe auch Klauenfeuche, 


vieh ꝛe 
ra bi Gemeinbeits- Tbellungs » Sachen, find für Kor 
porationen —6* fuͤr einzelne — — aber 
Bempelpiiichtig. 3 . 112. 


W. 


Bar ven, faufmännifche, mit ben tzabtvoſten ein⸗ aus⸗ und durch⸗ 
gebende, Verfahren mit felbigen ruͤckſichtlich des ſteuerll⸗ 
chen Sfntereffe's.- 1: '43+53. — 2. 332. — 4. 990. 1018— 
4024: — Anfertigung der Frachtzettel und Deklarationen 
von felbigen. 1.52. 53. — Gewerbeſchein⸗ —. zu 
zu deren An- und Auffauf. 2. 427. — 3. 815. — ver 
ſchiedenartige, in Ballen verpackt eingehend, ſpezielle Re-- 
viſion derſelben. 690. — von der, Steuer Behörde un- 


94 
verſteuert verabfolgt, —** Deflarafion derſelben bei 
deren Berfenduttg. 3,691. 
Wagen, der Haufirer, firhe Transportmittel. — auf Dienfireijen, 
ſiehe Fuhrkoſten. 
Waffen, —— * deren Beziehung aus ben Fabriken.— 


Wabnf a: — — Semüthstrante. 

Waldungen, des Staats, Verfahren bei Begrenzung berfelben 

R gegen Gemeinde: oder Privat-Waldungen in den Rhein 
provinzen. 2. 326: — Siehe auch Forften. 

Wanderbücer, für Handwerksgeſellen, deren allgemeine Ein- 
führung in den preupifchen Landen ſteht vor Der Hand 
nicht zu erwarten. 2, 390, 391. 

Bandern, der Handwerfshurfchen, Köntal. Saͤchſiſche Verord⸗ 
— den defielben. 4 1154. — ſiehe auch Hand» 
werfsbur 

MWattvervpäffe, für Sandwerfsburfchen , find —————— und 
vertreten die Reiſepaͤſſe derfelben. 1. 125. — en &- 
tbeilung für juͤdiſche Handwerksgefellen. 3. — — — 
auch Handwertsgefellen. 

Wartegelder, frübere, der auf Kündigung im Givildienfie enge 
fießten, aus. lehterem aber wieder entlaſſenen Drilita 
VPerſonen, Verfahren ruͤckſi — derfelben. 4. 938.— de 
wieder angefielten oder: befchäftigten Militatr- Perfonen 
und Beamten, Wiedereinztehung oder Belaſſung derfel- 
ben: wer gu. — deren Aufnahme in’ die betreffenden Etats. 


Warteg eide/Empfänner, deren Berbältniffe in ——— 
auf Befchaͤftigung und Nemumeratton. 1. 10. — 
weit gegen felbige wegen Schulden Perjonal - Fe * 
finden fann. 1. 17. — find zu Penſions-Beitraͤgen ver⸗ 
| pflichtet, wenn fie als ſolche he — fruͤheres 
einkommen beziehen. 3. 4. 958. 
MWegegelder, Privar- und Kommunal», Befreiung der wer 
Beamten von felbigen auf Dienfireifen. 2. 295. — 
der Poft-Landreiter, Lobnfuhr- Kontrolleure und Son 
‚men. 3. 731. — "deren Erhebung auf den, von dem Kreis 
| fen epauffeemäßig gebauten Nebenwegen. 3. 686: 4. 1007. 
Wege-Polizet. 44 | 
MWegewärter, deren Ynfeung auf Kündigung. 4.950. 
Wein, Inländifher, Verfahren bei Benuffichtigung und Erhebung 
der Steuer von felbigem. 3. 695—7 
Weinſtuben, deren Anlegung bängt von poligeilicher Benchmi- 
gung ab. 1. 140, 
Meifigerbereien, fü fiehe Gerbereien. 
Wernbalen, ebemal. Köntareich, fhiedsrichterliches Verfahren 
rücfichtlich der in deſſen Landestheilen aufgehobenen Rechte 
—3 des Grundbeſitzes. 3. 619—631. 
Wildpret, außer der. Jagdzeit in die Städte nebracht, fol an den 
| Thoren Fonfiszirk ‚werben. 1. 42. — "Wezettelung sc. dei» 
felben, wenn folches in Die Städte gebracht wird. 3. 720. 
Winfelfchriftfielleret, deren Beſirafung. 3. 786 . 
Wittwen, verſtorbener Staatsdiener, wi pr dent onen aus 
2 Staats: Kaffen feinen rechtlihen Anfpruch. 3. 616. — ver 
‘ florbener Penfionairg, dürfen zur *— onirung nicht in 


el ee: 


WVorſchlag ‚gebracht werden. 3. 615. — von Pofi-Unterber 
en Unterſtuͤzung aus der Por- Armen - Kaffe. 
‚3 OÖ j . 


Witrwen-KRaffen-Beiträge, der Givilbeamten, Berichti- . 
gung derfelben vefp. in Golde umd in Cour. gegen Agio— 
Bergütigung. 1.717. 

Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt, allgemeine, Benfions-Be- 

rechtigung der bei felbinen angeliellten Beamten. und de- 

ven Verpflichtung. zu Penfionse Beiträgen. 3 202. — Nach⸗ 

weis des Beitrttts zu felbiger von Seiten. der Beanıten 

bei thren Berbeirathungen. -3. 615. — Beitritt der Mi⸗ 

. litair- Prediger zu felbiger, 3. 739. | 

Worhenblätter, im felbige fönnen lofale Bekauntmachungen aufs 

7 genommen werden, ohne in das Intelligenzblatt eingerüct 
. 77 gRıfein. 2. 303. h | 

Wocdenmärfte, zum Verkaufe und Anfaufe auf: felbigen bedarf - 

53 08 keines Gewerbefcheing. 4. 1124. DR 

Wohnungen, müfen fich arbeitsfählge Individuen - felbit ver- 
fchaffen. 1. 138. — 3. 809. — freie, in Öffentlichen Ge- ' 
bäuden, nebft Heizung und Licht, bei kommiſſariſchen Ge— 
‚Ichäften, Diäten-Abzug für ſelbige. 2. 2914 — 3. 592. 

Wobhnſitz, Domizil), kann von jedem, der fich ernaͤhren kann, 
überall confiitwirt werden. 1. 138. — 2. 405. — 3. 770. 
— 1073. — derſelbe giebt: bei Berarmungen Anfpruch auf 
Unterfiübung. 1. 139. — ob durch Amtsverbältniffe, oder 
‚ohne ſolche, derſelbe confiituire it, macht feinen: Unter- 
fihied. 1. 139. — gebt durd) dreijaͤhrige Abwefenheit von 
demfelben verloren. - 2.405. — inländische Vagabonden 
haben die Pflicht, folchen zu conſtituiren. 768. — in 
wie weit jolcher won Ausländern im. Inlande erworben 
werden Fan. 3. 768. seq. — Yusmittelung deſſelben im 
Beziehung ‚auf Landesberweiſungen, und Konflituirung 

deſſelden nach ‚überfiandener Strafzeit. "4. 1109. — frz 

berer im Inlande, kann durch Auswanderung verloren 

geben. 3. 800. — Zufammenftellung der über- die Konfit> 

’ tuirung defielben in den fremden deutfchen Staaten be« 
fiebenden Gefehe und Verordnungen. 3..849—932. 

Wölfe, ‚getöbtete, Auweiſung vom Prämien. für ‚felbige; ſiehe 


Pramien. | 
Wolle, * mit ſelbiger kann Hauſirhandel getrieben werden. 
2 9 


Wundaͤrzte, deren Pruͤfung. 1.156. 158. 180. 8q. — deren 
‚Sunftlonen xuͤckſichtlich der. Klaffen = Einthellung. 1: 214. 
Koftenfäpe für felbige. 3. 827. — After Klafie, Befugniß 
berfelben zur Ausübung der innern Dragis. 2. Add. seq. 
— Kreis (Chirurgen), deren Prüfung und Anftelung. 1, 

210. 211, — deren Befugniß zu einer Draris. +2: Ads. — 
denfelben fol fünftignder Wohnort außerhalb des Wohn« 
ſitzes des Kreis- Dhnfifussangewiefen werden.. 2. A4s. — 

MWegen ‚der denfelben als folchen, oder aber: bet gerichtli- 
chen Erpeditionen, zufiebenden Diäten. 2. 46. ,— Reife 
Entfchädigung für felbige in den Nheinprovinzen, in Un- 
terfuchungs- und Sttaf-Sacheh. 2.442. seqg. — forenfifche, 

(gerichtliche), deren Prüfung. 1. 181. 187. — jüdifche, 

“2 deren VBereidigung. 3: 825. 


| z Ä 
Würtemberg, Königreich, Verfahren In felbigem bei Niederlaf- 
Ä 879-888.  . 


fungen ı. 3. 854. 

Zahnärzte, deren Prüfung. 1. 182. 188, seq. 

Zahlungen, fiebe Seldzahlungen und Goldrate. 

Zeichnengebühren, deren Bewilligung für Kondufteurerc. 1.40. 

Zeichn J N . a a Beet alien, mit felbigen kann Haufirhandel ſtatt 

} nDden. - 

Zeitſchriften, fiebe Drudf- und Flugſchriften. 

Zeitungen, Aufnahme der Bekanntmachungen in Domainen- 
und Foru-Veraͤußerungs⸗ und Verpachtungs » Angelegen- 
beiten in ſelbige, und Aufbringung der nfertionsfofien 
——* 1. 974. — ſiehe auch Drudfchriften und 

reiexempl. 

Zeugen, deren Vernehmung in Unterſuchungs⸗Sachen der Ver— 

| wältungs= Bebörden. 1. 12. 

Zeugniffe, fiebe Schulzeugniſſe. 

Ztegel, deren Verfertigung in gut angelegten‘ Felddfen. 1. 147. 
seqg. — Maaßbeſtimmung für felbige. 2. 434. 

Zlegel-Brennereien, Gemwerbefteuer- Prichtigfeit derfelben. 3. 


Ztegel- Dächer, deren Anwendung bei Neubauten in det Staͤd⸗ 
teilt. 1. 133. — deren Gebrauch uͤberhaupt. 1. 148. 
Zimmer⸗Flickarbeiten, in wie weit darauf Gewerbefcheine 

| ertheilt werden könten. 4. .1129—1131. 

Ztmmergefellen, Stempelfreiheit: der Beglaubigungs-Attefte 

ur felbige. 3. 714. 

Zinfen, rücidndige, von provinzielen Staatsfchulden, follen nur 
durch Veriährung nach den allgemeinen Landesgeſetzen ver— 
loren geben. 2 311. — ditere ruͤckſtaͤndige von Kurmaͤrk⸗ 
ſchen Dbligationen und Neumaͤrkſchen Interimsſcheinen, 

deren ſucceſſive Einlöfung. 3. 665. 

Zins⸗Koupong, fällige von Staatsſchuldſcheinen, Leifiungen lan» 

TR desherrlicher Abgaben und Gefälle in felbigen. 1. 23. 

Zinsfak, für die von Pfandverleihern verliebenen Kapitalien, 

deſſen Berechnung und Erhebung. 4. 1116. | 
dlfe, fiebe Steuern und Abgaben. 
uchtbäufer, fiebe Straf» und Befferungs-Unftalten. 

Zachtigung, körperliche, deren Anwendung gegen beurlaubte 

* Landwehrmaͤnner und Kriegs⸗Reſerviſten. 1096 

Zulage fuͤr re I LI Zu ſiehe Militair⸗Eh—⸗ 

72 gerigeichen. 

Zwangs⸗Bannrechte, fiehe Rechte. 

Z3wangs- Böffe, (Neife-NRouten), fiebe Paͤſſe. | 

Zweidrittelfſuͤcke, Kurſachſiſche, Brandenburgifche,Braunfchweig- 

ſche und Lüneburgfche, ſollen nicht mehr als currente Lan- 

| desmünze angefeben werden. 4. 972. 

Zysk⸗Abgabe, In den Städten des Großberz. Dofen, Aufhebung 
derfelben. 1. 103-105. +- 
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Regiſter 


zu ben etariſchen Anzeigen. 
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an. 6 Brter m Unterricht zur richtigen Fuͤhrung des Per⸗ 
Graßmanns —— J Denk⸗ und Sprachuͤbungen. 1. 243. 

Harls — en er und allgemeinen Armen Verfor- 
von der 5 7} 7 AZurgemeifter, in Calbe, deſſen Handbuch für 
Kaͤrch ers un mologiſches. chulleriton der lateiniſchen Spra⸗ 


von ——— b apbs Lehrbuch der Naturgefchichte des Mineralreichs. 

Dhm, Profeſſor, deſſen kurzes, gröndlähes und Teichtfaßliches Re- 
henbuch, wird empfohlen. 2. 

von ——— f Major, Handbuch vos preußifchen Militair-Rechts. 


Meber, Dr. a Prof. in Breslau, deffen Verfuch eines deutfchen, 
blonomiſchen Reallexikons und Idiotikons. 1157. 
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Berichtigung eines Druckfehlers. 





Im Z3ten Hefte, ©. 566, fo wie im chromologifchen Regiſter, Hinter dem 
4ten Hefte, ©. 18 iſt ein Eirculars Refcrivt, wegen Edition umd Debits der 
Amtöblätter, unterm 26. Mat, 1826 nufgeführt, welches richtigers „unter bem 


26. Mai, 1825 erlaſſen ik. 
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